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Der Bundesminister für Verkehr 

Der Buodesniinister der Finanzen Bonn, den 10. Februar 1960 
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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Der Deutsche Bundestag hat durdi Beschluß vom 12. Februar 
1958 die Bundesregierung gebeten, eine unabhängige, dem 
Bundesminister der Finanzen und dem Bundesniinister für Ver- 
kehr verantwortliche Prüfungskoni missLon einzusetzen, die die 
Betriebsrechnung der Deutschen Bundesbahn in ihren Einah- 
men und Ausgaben überprüft und Vorschläge für Maßnahmen 
maciU, die zu einer ausgeglicheneren Ertragslage der Bundes- 
bahn zu führen geeignet sind. Die Kommission hat ihren 
Bericht den Unterzeichneten durch ihren Herrn Vorsitzenden 
am 3. Februar I960 überreicht. Der sachliche Inhalt des Berichts 
und die daraus gezogenen Schlußfolgerungen sowie die Vor- 
schläge der Kommission sind bisher mit den beteiligten Bun- 
desressorts nicht erörtert worden. 

Das Gutachten wirft eine große Anzahl von Fragen auf, die 
von weittragender Bedeutung für die allgemeine Verkehrs- 
politik und Verkehrswirtschaft sind, darüber hinaus aber auch 
Auswirkungen auf die Bundesfinanzen haben, deren Tragweite 
ohne eingehende Prüfung nicht zu übersehen ist. Das gilt ins- 
besondere “für das Verhältnis zwischen dem allgemeinen Bun- 
deshaushalt und dem Sondervennögen Deutsche Bundesbahn. 
Die Bundesregierung ist bemüht, alle diese Fragen zu prüfen, 
eine Stellungnahme zu dem Inhalt des Berichts vorzubereiten 
und eine Entscheidung über die auf Grund des Gutachtens etwa 
zu ergreifenden Maßnahmen zu treffen. Bei dem Gewicht der 
aufgeworfenen Fragen und dem Umfang des Berichts wird die 
Prüfung eine gewisse Zeit in Ansprudi nehmen. 

Der Ausschuß für Verkehr, Post- und Fernmeldewesen des 
Deutschen Bundestages hat wiederholt den Wunsch ausgespro- 


Druck; Boamer Uclvel^tats-Bltucitdrucierel, Bonn 
A11 «q vertrieb: Dr. Haas 
Bad Go^Lltestrjiile 3^ 51 


Drudtsadie 1602 


Deutsdier Bundestag — 3. Wahlperiode 


dien, ihm das Gutaditen alsbald nach Fertigstellung zugäng- 
lidi zu madien. Die Bundesregierung möchte sich diesem 
Wunsch um so weniger verschließen, als sie der Auffassung 
ist, daß die Mitglieder der Ausschüsse des BundestageSi denen 
die Behandlung dieses Gutachtens obliegt, eine entsprechende 
Zeit für die Vorbereitung benötigen. Dabei bittet die Bundes- 
regierung jedoch, das Gutaditen erst dann zur Beratung zu 
stellen, wenn die Stellungnahme, der Bundesregierung vor- 
liegt, 

\ 

Vorbehaltlich dieser Stellungnahme gestatten wir uns, hiermit 
das Gutachten der Prüfungskommission zu überreichen. 


ln Vertretung 

Hettlage 


Seebohm 
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Auftrag der Kommission und Zusammenfassung 
des Prüfungsergebnisses 

nebst Vorschlag für ein neues Bundesbahngesetz 


A, Der Auftrag des Deutsdien Bundestages 
vom 12. Februar 1958 

und seine Durchführung (September 1958 bis Januar 1960| 


Der Deutsche Bundestag faßte am 12. FeV)ruar 
1958 folgenden eiuslimmlgen Beschluß: ' 

„Die deutsche Offentlidikeit erwartet von der 
Erhöhung der Verkehrsentgelte der Deutschen 
Bundesbahn eine Sanierung des Unternehmens 
und eine Befreiung des deutsdien Steuerzahlers 
von den seit Jahren gestiegenen Subventionen 
aus allgemeinen Steuermitteln. I 

. Aus der Erkenntnis, daß die Erhöhung der Ta- ' 
rlfe allein nidit ausr eicht, eine ausgeglidiene Be- 
trlebsrechnung bei der Deutschen Bundesbahn 
herzustellen, erwartet der Bundestag von der ' 
Bundesregierung, daß sie eine unabhängige, dem i 
Bundesfinanzminister und dem Bundesverkehrs- 
minister verantwortliche Prüfungskommission ein- i 
setzt, die die Betriebsrechiiung der DeutscJien ■ 
Bundesbahn in ihren Einnahmen und Ausgaben 
überprüft und deren Aufgaben sidi insbesondere • 
auf folgende Fragen erstrecken: I 

L Inwieweit kann durch eigene Anstrengungen 
unnötiger Aufwand vermieden UJ^d eine Be- 
triebsführung nadt kaufmännisdien Gesichts- 
punkten sidrergeslellt werden? 

2. Welche Verkehre weisen Verluste auf, wel- 
che Rationalisierungs- bzw, Modernisierungs- 
maßnahmen müssen ergriffen werden, um — 


gegebenenfalls unter Lockerung der gemein- 
wirtschaftlichen Auflagen der Bundesbahn — 
zu einer ausgeglichenen Ertragslage zu kom- 
men, und inwieweit kann dieses Ziel durch 
Gemeinsdiaitslösungen mit anderen Ver- 
kehrsträgern erreicht werden? 

3. Inwieweit bestehen politische Sonderlasten, 
die zu einer kaufmännisdien Betriebsführung 
in Widersprudi stehen und einen Leistungs- 
wettbewerb der Deutschen Bundesbahn auf der 
Grundlage glc^icher Startbedingungen beein- 
trächtigen? 

4. Inwieweit fördern die im Bundesbahngesetz 
festgelegte Organisation der Bundesbahnver- 
waltung sowie che Zusammenselzuiig und 
Funktion des Verwaltungsrates eine kauf- 
männische Betriebsführung, und weiche Ver- 
besserungen ersdieinen geboten?" 

Die Herren Bundesminister für Verkehr und der 
Finanzen setzten am 24, Juli 1958 die geforderte 
Prüfungkommission in nachstehender Zusammen- 
setzung ein: 

Präsident a. D. 

Friedrich Brand 

Vorsitzender der Kommission Oldenburg i. O. 
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Staatssekretär a, D. 

Dr Paul Binder 

Reditsan'walt 

Dn jur. Heinrich G i e s b e r t 

Präsident a, D. 

Dr. juT. Karl O 1 1 m a n n 

Professor 

Dr. terfin. Karl Sachs 

Ministerialdirektor a. D. 

Victor von Schmiedeberg 

Direktor 

Dt. Joadiim Schöne 


Stuttgart 
Düsseldorf 
Frankfurt (Main) 
Baden (Schweiz) 
Bonn 
Dui-sburg 


Für die Wahrnehmimg der Aufgaben des Sekre- 
tariats der Prüfungskommission wurde vom Bun- 
desminister für Verkehr Oberregienmgsrat Dr. 
Christian W o e 1 k e r zur Verfügung gestellt. 

Die Prüfungskommission (im folgenden ^Kommis- 
sion'' genannt) hat sofort nach ihrer Konstituierung 
mit der Sammlung des erforderlichen grundlegeo- 
den Materials begonnen. Ihre Mitglieder, die. den 
Prüfungsatiftrag zum überwiegenden Teil in neben- 
beruflicher Arbeit ausfülirten, bildeten für die ein- 
zelnen Untersuchungsgebiete Arbeitsgruppen, die 
in laufenden Einzelberatungen tätig waren. Die Er- 
gebnisse der Arbeitsgruppen wurden in Vollsitzun- 
gen beraten und als Grundlage für die Erstattung 
des Berichts verwertet. Die Kommmjon sdrloß ihre 
Arbeiten im Januar 1960 — ■ das heißt knapp 1 ? 
Monate nach Aufnahme ihrer Tätigkeit — ab. 


Die in der Entschließung des Deutschen Bundes- 
tages ausgesprodiene Erwartung, eine Sanierung 
der DB und damit eine Befreiung des deutsdien 
SLeuerzaJilers von Subventionen aus aJlgemeinen 


Steuermitteln zu erreichten, sowie die vier beson- 
deren Fragen machten es notwendig, nicht nur die 
außerordentlich verzweigte Geschäftstätigkeit der 
DB zu analysieren, sondern audi ihre Stellung ujid 
MöglidikeitGTi im Wettbewerb gegenüber den ande- 
ren Verkehrsträgern aufzuzeigen. Damit war die 
gesamte verkehxspoli tische Situation in der Bun- 
desrepublik und ihre künftige Entwicklung ein- 
sdiließlidi der sidi aus der europäischen Zusam- 
menarbeit, insbesondere dem EWG-Vertrag. erge- 
benden Verpflichtungen angesprochen. 

Diese vielseitige Aufgabenstellung erforderte die 
Durchführung von zum Teil zeitraubenden Einzel- 
untersuchungen, für welche die Unterlagen vielfach 
erst geschaffen und von der DB sowie auch vom 
Bundesverkehrsminislerium nach den von der Korn- 
j?iJssion gegebenen Ridillinien erstellt werden muß- 
ten. Die Ergebnisse dieser Untersuchungen konnten 
trotz äußerster Bemühungen der DB überwiegend 
erst liQ zweiten Halbjahr 1959 zur Verfügung ge- 
stellt werden. 

Das im Bericht verwendete Zahlenmaterial be- 
ruht zum größten Teil auf Angaben der DB. 

Der Auftrag des E>euLs(iien Bundestages schloß 
es aus, ein Iheoretisdi- wissenschaftliches Gutachten 
abzugeben oder sich bei der Abgabe von Empfeh- 
lungen von Gesichtspunkten politisdier Zwedunä- 
ßigkeit leiten zu lassen. Die Kommission hat es 
vielmehr als ihre Verpflichtung angesehen, nach 
Art einer neutralen „Royal Commission 

die tatsdchiiche Lage der DB. insbesondere ihre 
Verlustquellen, klar und eindeutig festzustellen, 
daraus sachlich fundierte Empfehlungen allein 
aus dem Gesichtspunkt wirtschaftlicher Zweck- 
mäßigkeit zu erarbeiten. 


Aus Kreisen des Parlaments und von anderen interessierten Stel- 
len ist an die Kouuuission der Wunsdi herangetragen worden, die 
wichtigsten Ergebnisse ihrer Untersudiuagen kurz zusammenzufas- 
sen und dem eigentlichen Gutachten vo ranz us teilen. Diesem Wunsdi 
tragt die Kommission dadurch Rechnung, daß im folgenden Abschnitt 
zunädisL eine Zusammenfassung des Prüfuagserg^msses gegeben 
wird. Im Anschluß daran folgt der Vorschlag für ein neues Bundes- 
bahngesetz nebst Begründung. 


B, Zusaimnenfassimg des Prüfungsergebnisses der Kommission 


L Vorbemerkung 

Die Kommission ist bei ihren Vorsdilägeu davon 
ausgegangen; daß die DB beute ein mit der Binnen- 
schiffahrt, dem Straßenverkehr und in Zukunft mit 
den Rohrleitungen konkurrierender Wirtschaflsbe- 
irieb ist, der nach markt Wirtschaft liehen Gesidits- 
punkten geführt werden muß. Dabei soll der Preis 
audi in der Verkehrswirtschaft in volleoi Umfange 
seine marktregelnde Funktion ausüben. Das hat zur 
Voraussetzung, daß die Geschäfte der DB nach 
eigenwirtschaftlichen Geslditspunkten und in voller 
Verantwortung der Organe der DB geführt werden. 


Insbesondere muß die DB, wenn, sie für das finan- 
zielle Ergebnis ihrer Geschäftsführung verantwort- 
lich gemacht werden soll, grundsätzlidi die Möglich- 
keit haben, über den Preis und den Umfang ihres 
Verkehrsangebots selbst zu bestimmen. Sämtliche 
von der Kommission gemachten Vorschläge sind 
darauf abges teilt, der DB die erforderliche Hand- 
lungsfreiheit sowie eine klare Abgrenzung der 
Eigenverantwort iidikeii ihrer Organe zu sichern 
und ihr die Mittel und Möglichkeiten zu geben, ihr 
Verkehrsangebot zu verbessern und ihren Betrieb 
wirtsdiaftiich zu gestalten. Zu diesem Zweck muß 
das Bundes bahiigesetz geändert werden. 
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IL Bundesbahngesetz 

Der wirtsdiaftlidien StrQklur der DB würde nadt 
Auffassung der Komnn^sio-n eine rechtliche Ver- 
selbständigung des Unternehmens besser gerecht 
werden als ihre derzeitige verfassungsreditlidie 
Stellung als ein in bundesetgener Verwaltung zu 
führendes nicht rechtsfähiges Sondervermögen des 
Bundes. Die Kommission hat jedoch bewußt von so 
weitgehenden Vorschlägen abgesehen, da diese 
möglidierweise eine Änderung des Grundgesetzes 
zur Voraussetzung haben würden und somit die 
Gefahr bestünde, daß ein so einschneidender Vor- 
schlag auf Änderung des rechtlichen Status der DB 
zu einer Verschleppung der dringend gebotenen 
Sanierungsmaßnahmen führen könnte. Die Kommis- 
sion ist jedoch der Meinung, daß Bundesregierung 
und Bundestag die Frage der rechtlichen Verselb- 
ständigung des Unternehmens DB im Auge be- 
halten und zum Gegenstand weiterer Prüfung 
machen sollten. Die Kommission hat die Bestim- 
mungen des Gesetzes, soweit es rectiOich zulässig 
erscheint, den Vorschriften des Aktienrechts ange- 
paßt. 

Der ■ Vorschlag der Komm/ssion für ein neues 
Bundesbdhngeseix sieht im wesentlichen folgendes 
von 

L Die achtzehn — bisher 2 waji 2 ig — Mitglieder des 
Verwaltungsrats sollen die echten Funktionen des 
Aufsichlsrats einer Aktiengesellschaft erhalten. Die 
Mitglieder des Verwaltungsrals werden von der 
Bundesregierung bestellt, also nicht von irgenclwel- 
dien Wirtschafts gruppen usw. vorgesdi lagen. Sie 
sollen üir Amt nach bestem Gewissen zum Nutzen 
der DB versehen und sind für ihre Amtsführung ver- 
antwortiidi. Die Teilnalime von Vertretern der Bun- 
desregierung an den Sitzungen des VerwaUungs- 
rats ist auf im Gesetz genau bezeichnete Fälle be- 
grenzt. 

2* Um den Rat kenntnisreicher Vertreter der ver- 
schiedenen Wirtschaftsgruppen usw. nicht entbeh- 
ren zu müsseB. ist ein besonderer Verkehrs beirat 
vorgesehen. 

3. Die Leitung des Unternehmens muß so zusam- 
mengesetzt und rediUich so gestellt werden, daß 
sie die Umstellung der DB auf einen kaufmännischen 
Betrieb und die Anpassung des Aufwands an den 
Ertrag auf allen Gebieten durchsetzen kann. Die 
Verwirklichung der Forderung der DB nach kauf- 
männisdier Handlungsfreiheit bedingt auf der ari- 
deren Seite aber auch, daB die für die Geschäfts- 
führung des Untern eh mens verantwortlichen Organe 
und ihre Mitglieder für ihr Handeln voll einzuste- 
hen haben. 

Die Kommission hat die Bestellung eines Gene- 
raldirektors nicht vorgesehen. Sie hall es jedodi 
für erforderlich, daß gegen die SUmnie des Vor- 
sitzers des Vorstands keine Beschlüsse gefaßt wer- 
den können, die finanzielle Verpflichtungen der DB 
betreffen, um auch dadurdi die Verwirklichung der 
notwendigen Einsparungsmaönahmcn zu edeiditern. 


Die Vorstandsmitglieder, die Abteilungsleiter der 
Hauptverwaltung der DB und die Präsidenten der 
Bundesbahndireklionen und der zentralen Ämter 
sollen als Leiter eines wirtschaftlichen Unterneh- 
mens keine Beamten mehr sein, sondern stehen 

— wie das Direktorium der Deutschen Bundes- 
bank — in einem öffentlich-redillichen Amtsverhält- 
nis. 

Die Vorstandsmitglieder sollen vom Verwaltungs- 
rat auf fünf Jahre gewählt und auf Vorsdüag der 
Bundesregierung vom ßundespräsidenten bestellt 
werden, 

Ihre Rechtsverhältnisse gegenüber der DB werden 
durch Verträge mit dem Verwaitungsrat geregelt, 
die der Zustimmung der Bundesregierung bedürfen. 

Die Abteilungsleiter der Hauptverwaltung der 
DB, die Präsidenten der Bundesbahndirektionen und 
der zentralen Ämter werden nach Zustimmung 
durch den Verwaltungsrat vom Vorstand bestellt, 
der auch die ihre Rechtsverhältnisse regelnden, auf 
Zeit zu stellenden Verträge absdiließt. Die Bundes- 
regierung ist auch hier eingesdialtet, da die Ver- 
träge ihrer Zustimmung bedürfen. 

Der Vorstand ernennt die Bundesbahnbeamten, 
um der DB audi auf dem Personalsektor eine selb- 
ständigere Steilung einzuräuinen. 

4, Die DB ist nach kaufmännischen Grundsätzen so 
zu führen, daß sie die zur Erfüllung ihrer Aufgaben 
und Verpflichtungen erforderlichen Aufwendungen 
einschließlich ausreichender Rückstellungen selbst 
aufb ringen kann und daß darüber hinaus das dem 
Unternehmen gewidmete Kapital angemessen ver- 
I zinst wird. Die DB ist verpflichtet, ihren Betrieb 
j nach dem jeweiligen Stand der Technik sicher zu 
I führen und im Rahmen einer wirtsciiaftUdien Be- 
triebsführung den Anforderungen des Verkehrs 
Redinung zu tragen. Die Beförderungspflicht wird 

— mit Ausnahme des Güternahverkehrs bis zu 
100 km — beibehaiten. 

Der Bundesminister für Verkehr kann aus Grün- 
den des Wohls der Allgemeinheit die Durchfuhr img 
oder Unterlassung von betrieblichen und tariflichen 
Maßnahmen auferlegen. Soweit die DB infolge sol- 
cher Aullagen im Einzel fall Leistungen zu erbringen 
hat oder Maßnahmen unterlassen muß, die sie mit 
Rüdtsichl auf ihi’e Pflicht zu kaufmärmisdier Ge- 
sdiäftsführung ohne einen enlspredienden Aus- 
gleidi nidit erbringen bzw. nidü hinnehmen kann, 
ist sie zu Lasten des Bundeshaushalts zu entschä- 
digen. Bei Meinungsverschiedenheiten entscheidet 
die Bundesregierung auf Grund des Gutaditens 
einer von ihr zu bestellenden Gutaditerkömmission, 

5* Die DB setzt ihre Tarife im Rahmen der vom 
Bundesminister für Verkehr aufgestellten allgemei- 
nen Grundsätze selbst fest.. Diese allgemeinen 
Richtlinien haben sich im Rahmen der im GeseLz. 
begrenzten Aufsichtsbefugnisse des Bundesministers 
für Verkehr zu halten und dürfen insbesondere 
nicht regelnd in den Wettbewerb der Verkehrs- 
träger eingreifen, Eingriffe in das Preissetzungsredit 
der DB erfolgen über § 5 (Auflagen). Die Tarife sind 
vor Veröffentlichung dem Bundesminister für Ver- 
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kt! hl mitzuteilcnf c^r kdiin binnen drei Wochen Bin- 
spnicb erheben, wenn die Ttiiife den Grundsätzen 
oder sonstigen gesetzlidien V^'^rpfliditimgen wider- 
spredien. Die DB soll — wie alle vei gleich - 
baren europäisdien Eisenbahn Verwaltungen — er- 
maditigl werden, wenn und soweit es die Wett- 
bewerbslage erfordert, Preiseimäßigungen iind 
sonstige Vergünstigungen zu gewähren, die aber 
die Sätze nidit überschreiten dürTen, bei denen 
die DB bei Auflagen des Bundes Ausgleidis- 
Zahlungen beanspruchen kann. Die Preisermäßigun- 
gen und sonstigen Vergünsiigungen sind dem Bun- 
des minister lür Verkehr anzirzeigen. Er kann sie 
auf heben f wenn eine von ihm anzu hören de Sadiver- 
sländigenköniniission feststellt, daß die Wettbe- 
werbslage sie nicht erfordert oder daß sie die 
Grundsätze eines lauteren Wettbewerbs verletzen 
oder die Ertragslage der DB gefährden, 

6. Das Au/s/cütsrecfif des Bundesministers lüf Ver- 
kehr erstreckt sicli auf die Einhaltung der gesetz- 
lichen Vorsdu'iften, insbesondere auf die Beaditung 
der Betriebs- und Be förderimgsp flicht lind der 
Grundsätze der TaiifbiSduog dundi die DB, Seiner 
Genehmigung unterliegen der Stellenplan und der 
Jahresabsdilüß im Einvernehmen mit dem Bundes^ 
minister der Pinanzen, die Siniegung einer Bundes' 
bahnstredee oder eines wichtigen Bahnhofs, allge- 
meine grundlegende technische Ander ungen, die 
Ausdehmmg des Geschäftsbetriebs auf Tätigkeitsge- 
hlete, die nicht unmittelbar dem Verkehr dienen, 
die Gründung und der Erwerb anderer Uiitemeh- 
inungen oder Beteiligungen und deren Veräuße- 
rung und die Verfügung über Teile des Vermögens 
der DB, soweit diese im Einzelfall den Betrag von 
einer Million DM übersteigen. Der Bundesminister 
für Verkehr kann über die Auskunftspflicht durch die 
Organe der DB hinaus im Benehmen mit dem Vor- 
,sLand alle Dienststellen besichtigen lassen. 

Er kann ferner Bosdi hisse und Anordnungen der 
Organe und Dienststellen der DB aufhehen, wenn 
sie gegen Gesetze verstoßen . Er darf jedoch nicht 
durdi Einzel Verfügungen in den Geschäftsbereich 
der DB eingreifen. 

7. Die Redinung der DB soll nach aklienredit liehen 
Grundsätzen geführt, und es soll dabei zur kauf' 
männisdicn Absdueibungsrechnuiig übergegangen 
werden. Auch ist eine Rückstellung für die Pensions- 
verpflichtungen gegenüber den aktiven Beamten zu 
bilden. Binnen zwei Jahren nach Inkrafttreten des 
neuen Bimdesbahngesctzes ist eine Inventur des 
Bundesbahn Vermögens durchzuführen. 

Die Funktionen des derzeitigen Hauptprüfungs- 
amls gehen hinsiditlich der Prüfung der Wirtsdiafts- 
und Rechaarigsführiing der DB auf den Buadesredi- 
nungshof über. Der Prüfung durdi den Biindesrech- 
mingshof geht — - dem Aktienredit entsprechend — 
eine Prüfung des Jahresabschlusses, der Buchführung 
und des Geschattsberichts durch einen oder mehrere 
im Einvernehmen mit dom Bundesrechnungshof 
zu bestellende Wirtschaftsprüfer voraus, die auch 
die Grundlage für clie Genehmigung des Jahres ab- 
sdilusses durdi den V’^orwalUuigsrat bildet. 


ln diesem Zusanimenliaag sei noch mU die in Ab- 
schnitt XI vorgesdiJagerie Sinridilung einer Gruppe 
für innere Revision hinge wiesen, die es in jedem 
großen Wirtschaftsunternehmen gibt und die als 
rein innerbetrieV> liehe Einriditung dem Vorstand als 
Kontronorgan zur Verfügung steht. 

3. Bei AuJIösiiny, Zusammenlegung oder Umbil- 
dung von Dionststellen können Beamte aiidi in ein 
Amt derselben Laufbahn mit geringerem Grundgc' 
hall, jedoch mit Ausgleidisziilage, versetzt weiden. 
Außerdem können aus Gründen der Wirlsdiaftlidi- 
keil oder Betriebs,sicherheit Beamte unter Befassung 
ihrer Amtsbezeichnung und ihrer Bezüge vorüber- 
gehend auch auf einem Dienslposlen mit geringerer 
Bew^ertung verwendet W'erden. Außerdem können 
innerhalb einer Frist von fimf Jahren Bundesbahn- 
beamte in den einstweiligen Ruliesland versetzt 
werden, um die von der Kommission empfohlenen 
Ei iisparungsmaßn ahmen auch in ijersonalwirtschalt^ 
Lieber Hinsicht durchführen zu könnerL 


IIL Finanzausgleich zwischen Bund und DB 

Der Bund hat in frülieren Jahren durdi globale 
Verliistübern ahmen, Liciuiditatsbeibüfen und Steuer- 
nadilässe der DB finanzielle Hilfe geleistet und sie 
vor einem finanziellen Zusammenbruch bewahrt. 
Die Köinmissjon ist der Auffassung, daß der Bund 
in Zukunft nur nodi aus klar abgegrenzten Rechts- 
gründen einem konsolidierten Üotemehmon finarj“ 
ziehe Hilfe zu leisten hat. Diese setzt sich nach 
den Vonsdilägen der Kommission wie folgt zusam- 
men : 

U Küpifalerhöhung um 2 Mrd. DM mit jährlidien 
Einzahlungen von 200 Millionen DM für Investi- 
tionen, um das Eigenkapitoi der DB in einem ange- 
messenen Verhältrüs zu der — notwendigerweise 
noch zunohmenden — Fremdverschuldung zu halten. 
Hj^erdurcii findet auch die Frage der Krieg.ssdiäden 
ihre Erlodigimg. 

2. Gewährung eines Bundeszuscimsses zu den 
künfjigen Pensionen der aktiven Beamten im glei- 
chen Au.srnaß, wie die Sozialversidierungen durch 
den Bund begünstigt werden. Diese Maßnahme dient 
audi der Herstellung gleicher Startbedirigungen 
(Anfangsbetrag jährlich rd. 8 MüJlonen DM, in 
spateren Jahren ansteigend auf maximal rd, 150 
Millionen DM). 

3, Übernahme desjenigen Teils der Alt Pensionen 
(heutige Pensionszahlungen), die im Falle des Vor- 
handenseins einer Pensionsrückstellung und deren 
Verzinsung durch allmähliche Auflösung dieser 
Pef?s/o7t^;rddis/e/7ung geder::kl werden könnle. Das 
erfordert zunächst einen Betrag von jährlidi 
435 Millionen DM. Diese VerpflidiLung läuft Lm 
Jahre 2014 vollslärulig aus. Die Kommission ist in 
ihrer Mehrheit der Auffassung, daß die DB in der 
Lage ist, den auf die Verzinsung der fiktiven Rück- 
stellung enffaüenden Anteil der laufenden Pensio- 
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nen (jährlich 365 Millionten DM, bis znm Jahre 2014 
auf Null abfallend j nadi Durchführung der von 
ihr empfohlenen SaniGrungsvorsdiläge aus eigener 
Kraft aufzubringen. 

Begründet wird diese Beteiligung des Bundes 
an den iüsherigen Peiisionslasten wie folgt: 

In der Betriebsrechnung der DB ist für diese 
AUpensionen kein Raum, da die Betriebsredi- 
nung bereits mit den Pensionsrückstellungen der 
im Dienst befindlichen Beamten belastet ist. Die 
Pensionen für die heutigen Pensionäre hatten in 
der Tat während ihrer Dienstzeit verdient und 
zurück gestellt werden müssen. Eine derartige 
Pensionsrüfkslelhmg ist bei der Schaffung der DB 
nicht gebildet worden, weil das hierfür orforder- 
iiehe Kapital fehlte. Es kann aber audi nicht auf 
die Bildung laufender Ponsionsrücksteltungen für 
die bestehenden Anwartschaften verzichtet wer- 
den, weil nur dann eine maßvolle Einstellung von 
Beamten erfolgt, wenn die zusätzliche ßelastLmg 
aus ihrer späteren Versorgung noch während 
ihrer Dienstzeit in Gestalt von Pensionsrüdrstel- 
lungen in der Betriebsrechnung der DB offen in 
Erscheinung tritt und verdient w^erden muß. Da- 
zu kommt, daß der Aufbau einer Pensionsrück- 
stellvmg für die bestehenden Anwartschaften als 
Mittel der Eigenfinanzierung der DB unerläßlich 
Ist. Würde ihr diese Möglichkeit in Zukunft nicht 
offenstchen, müßte .sie angc^sichts des beschränk- 
ten Zutritts zum Kapital markt mit den alsdann 
nidil gedeckten Finanzierurigserfordernissen auf 
den Bund zukommen. Denn der auf Wunsch der 
Kommission von der DB erstellte und von der 
Kommission befürwortete 1 0-Jahres-lTivestitions- 
plan läßt sich nicht cünscluänken. wenn man 
ernsthaft eine technische Modernisierung und da- 
mit eine nachhaltige Gesundung der DB eneicheur 
will. 

Die Forderung auf Übernahme eines Teils der 
Altpensionen ist aber noch durch folgende Gesichts- 
punkte zLisät/Jicb Iregründel: Avich für die Alt- 
pensionen gilt der Grundsatz, daß der Bund 
zwecks Herstellung gleicher Startbodingungen in 
dem Ausmaß einen Zuschuß gewähren muß, wie 
er die Sozialverstrherungen der gewerblichen 
Wirtsdiafl subventioniert. Dazu kommt, daß die 
Deutsche Reichsbahn w^ähvend des Kriegs zur 
Bewältigung des außerordentÜdien Transport- 
volumens und zur Überwachung der Eisenbahn 
in den besetzten Gebieten zusätzliche Beamte ein- 
gestellt hat, die heute die DB nadi deren Anga- 
ben mit HH Millionen DM Mehrpensionen bela- 
sten. Weiterhin ist darauf aufmerksam zu madien, 
daß nach der derzeit bestehenden bunde.sgesetz- 
lichen Regelung 85 v. M. der Pensionäre, das sind 
die Beamten, die aus dem Arbeiterverhältnis 
hervorgegangen sind» neben ihren voUen Pen- 
sionen nicht steuerpflichtige Invalidenrenten be- 
ziehen. Da jedoch bei der Festsetzung der Pen- 
sionsbezüge dieser Gruppe ihre Vordienstzeiten, 
die sie als Arbeiter oder Angestellte bei der DB 
verbracht haben, auf ihr pensionsberechtigtes 
Dienstalter angerechnet werden, so ergibt sich dar- 
aus eine große Mehrbelastung der DB. Es sind 
zwar Bestrebungen cier Bundesregierung im 


Gange, das Problem der Doppelversorgung neu 
zu ordnen. Wie immer aber aiidi die von der 
Kommission dringend empfohlene Aufhebung der 
Doppel Versorgung oder emc^ ersatzweise Lösung 
aussehen mag, die Pensionsbeiastimg der DB aus 
der Vergangenheit wird dadurch vermutlich 
nicht oder jedenfalls nicht in einer ins Gewicht 
fallenden Weise verringert. 

4. ErslatUwg der Einnahmeausfalle im Personen- 
verkehr mit der Sowjelzone in Höhe von 27,1) Mil- 
lionen DM. 

5. firloß der Minaralölsieuer im Sduenenverkehr 
im Hinblick darauf, daß diese Steuer als Abgeltung 
der Wegekosten durcti den Kraftwagen anzusehen 
ist (zur Zeit 6,4 Millionen DM|. 

Laßt man zunädist einmal die jährliche Kapital- 
aufstockung von 200 Millionen DM (Ziffer l) außer 
Betiachl, weil es sich dabei nicht um einen verlore- 
nen Zuschuß oder einen Verzicht auf Einnahmen 
des Bundes handelt, dann ergeben die Vorschläge 
der Ziffern 2 bis 5 für den Bund im ersten Jahr 
eine Belastung von 476,4 Millionen DM gegenüber 
einer Belastung dos Bundesetats für das Jalir 1959 
in Höhe von 539 Millionen DM. Der letztgenannte 
Betrag setzt sich nach dem Wirtscbaftsplan der DB 
aus 

145 Mil] ionon DM aus dem Verkehrsfinanzgesetz, 
134 Millionen DM Liquiditätshilfe und 
260 Millionen DM Darlehen nach ^ 4 Abs. 2 Bim- 
desbahngesetz 

zusanimen. Von den 476,4 Millionen DM, der Be- 
lastung nach den Vorscli lagen der Komm/ss/on, 
wird der Betrag von 435 Millionen DM bis zuin 
Jahre 2014 auf Null dbfallen, während der Betrag 
von 8 Millionen DM im Laufe einer längeren Zeit- 
spanne bis maximal 150 Millionen DM ans teigen 
wird. 

Die Versorgangsbezüge der verdrängten Beom- 
ten. der Weatberliner Eisenbühner und der Kriegs- 
opfer hat der Rund durch Kabinett.sbeschluß vom 
30 . Januar 1957 in Höhe von zur Zeit 270 Millionen 
DM bereits übernommen. 

Auf Grund der Untersuchung der sogenannten 
berrie5.5/re/7Kien (politischen) Lasten der DB ist die 
Kommission zu folgenden Empfehlungen gelangü 

in Millionen DM 

a) Aufhebung der landwdrlschaftUchen 

SLibvüiitionstarife (Mindestbetrag) . 22,0 

b) Aufheiaung eines Teils der soge- 
nannten Sozialtarife 

(Belastung 79 Millionen DMj Ver- 
besserung 67,0 

c) Übel nähme der halben Ko.sten der 
Bewcidrung und Vorhaltung schie- 
nengleidier Weg Übergänge durch 
die Siraßenhaulastiräger. 

(Dieser Betrag würde nur zu einem 

Teil dem Bund zufallen] ... 85,0 


174,0 


n 
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Die Kommission ist der Auffassujig. daß 

diese Lasten kurzerhand auf den aUgemeinen Bun- 
deshaushalt ubernominen werden sollten, sondern daß 
hier andere Regelungen getroffen werden müssen. 

Zu n) 

Die Nachprüfung der sogenannten Subventions- 
tarife im Güterverkehr hat ergeben, daß diese bis 
auf %venl 9 e — oben erwähnte — landwirtsdiaftlidie 
Tarife den Charakter von WettbewerbstarLfen ha- 
ben und der DB keine Verluste bringen, die durdi 
den Bund abgedeckt werden müßten. Die landwirt- 
schafllidien Subventionstarife müßten den Kosten 
der DB angepaßl werden, andernfalls wären sie als 
besondere Förderung der Landwirtschaft auf den 
„Grünen Plan" zu übernehmen. 

Zu b ) 

Bei den aufzuhebenden Sozial tarifen handelt es 
sich vornoluiilidi um Fürsorgeletstungen, die von 
anderen Reditsträgern aufzubTingen sind. 

Zu c ) 

Eine weitere Fi emdbelastung liegt in den Auf- 
wendungen für die Beseitigung sdiienengieicher 
Übergänge, Die Kommission spricht sich dafür aus, 
daß in der Neuregelung des Eisenbahn-Kreuzungs- 
geselzes für Um- und Neubauten das Veranlass 
sungsprinzip (mit Vorteitsausgleich) durdigeführt 
wird imd daß aus Gründen der Gereditigkeit die 
halben Kosten der Bewachung und Vorhaltung 
sdiienengleicher Wegübergänge durch die Straßen- 
baiüasttrager getragen werden. Das entspricht auch 
den Empfehlungen der Europäischen Konferenz der 
Verkehrsminisler. 

Dagegen konnte die Ko/nnnssio/i eine Reihe von 
der DB früher als gemeiawirtsdiaftlich bezeidine- 
len Aufwendungen und Verlusten nidit als aus- 
gleichspflidttig anerkennen, wie z. B. die Kosten 
der Transportreserve, die unter 1 v. H. der Gesamt- 
aufwenchmgen liegen und damit allgemein weit ge- 
ringer sind als die Unterhaltungskosten industriel- 
ler Kapazitätsreserveo zur Deckung von Saison- 
spitzen. 

Es hat sich auch herausgesLelU, daß die Neben- 
bahnen keineswegs so imwirtsdiaftlidi sind wie bis- 
her im all gemeinen angenommen wurde. Zwar brin- 
gen die Nebenbalmen für sidi allein betrachtet der 
DB einen Verlust von zur Zeit jährlich rd, 142,5 
Millionen DM. Dabei ist jedoch der Ziibringerwert 
der Nebenbahnen für die Hauptbahnen, der sich als 
Differenz zwischen den auf den Hauptbahnen an- 
teilig anfallenden Frachten und den durch diese Be- 
förderungsleistungen dort entstehenden zusÜtzliclien 
Aufwendungen ergibt, nicht berücksichtigt. Stellt 
man diesen Zubringer wert mit in Redmung, dann 
stellt sich heraus, daß nur relativ wenige Nebeiv 
bahnen unrentabel sind: die Nebenbahnen sind für 
die DB genau so wichtig wie die Bäche für ein Fluß- 
systenu Dagegen muß bei der Mehrzahl der Neben- 
bahnen, wenn die Verkehrsbedteiiung wirtsdnaft- 
lidief erfolgen soll, der Personenverkehr motori- 
siert und der Wageol ad ungs verkehr in einer be- 
triebstechnisch stark vereinfaditen Weise bedient 
werden. Nebenbalmen ohne echten Zubringer wert 
sollten stillgelegt werden. 


G, Die Kommission hat sich ferner eingehend mit 
der Sför/g/eidiheii der versdüedenen Verkehrsträ- 
ger hinsidifUch ihrer sfeuerf/chen BelosJung und 
der Deckung ihrer Wegekosten aus eigenen Ein- 
nahmen (DB), Schiffahrtsabgaben, KraLftfahi zeug- 
end MineralölsLeuer. befaßt Ihre Feststellungen 
haben ergeben, daß die Biiinenschif fahrt und vor 
allem die Sdiwerlastkraftwagen hinsiditlich der 
Wegekos Len t rag ungT weit stärker subventioniert 
werden als die DB. Die Kommission empfiehil, die 
Ungleichheit der Startbedingungen. hinsichtlich der 
Wegekosten (unter Berücksiditigung der Ungleidi- 
heit der steuerlichen Belastungen) so rasch und so 
umfassend wie möglidi zu beheben. 


!V. Beseitigung der Verlustquellen der DB 

Die hauptsäcbliclisten Verlustquellen der DB lie- 
gen bei; 

Verlust 1358 
ohne Zinsen, aber 
unter Anlastung 
rinteiliger Gemein- 
kosten 

Millionen DM 


Personen verkehr 647,3 

Stückgut verkehr 374,6 

Gepädv- und Expreßgiitverkehr 119,4 

insgesamt: 1 341,3 


Zur Verringerung dieser Verluste schlägt die 
Kommission folgende Maßnahmen vor: 

Der sehr hohe Verlust des Personenzugverkehrs 
beruht auf zwei Ursadien. Der Bezirkspersonenver- 
kehr ist durch den privaten Personenkraftwagen 
und die mit der DB konkurrierenden Autobuslinien 
derart ausgehöhlt, daß die volle Wiederherstellung 
seiner WirtscbaJtlichkeit überhaupt nidit mehr mög- 
lich ist. Ferner hat sidi der Berufs- und Schüler- 
verkehr derart ziisaniinengeballl, daß er mit einem 
Defizit von über 600 Millionen DM zu einer be- 
sonders hohen Verlustquelle der DB geworden ist. 
Er spielt sich nur in den „Flutstunden" ab und er- 
fordert große Vorhaltungskosten an Personal, rol- 
lendem Material und Abstellgleisen, Dazu kommt, 
daß die viel zu niedrigen Tarife oft zu einer Ab- 
wanderung von den höher tarifierten Verkehrsmit- 
teln und damit zu einer Übeibeanspruchung der DB 
geführt haben. 



Selbst- 

kosten; 

Einnahmen 
ja Personen- km 


je Per- 
sonen- 
km 
in Pf 

in Pf 

in V. H, 
der 

Selbst- 

kosten 

Gesamter Personenzug- 




verkehr 


3,66 

41 

Berufsverkehr , . , 

9,0 

2,99 

33 

Schüler verkehr . . 

1,26 

14 

Geschwisterermäßigungs- 




karle im Schüler verkehr 


0,69 

7,6 
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Der ßeru/s* unt/ Sdiü/erver/te/rr deckt also bei 
weitem nicht einmal seine leistungsproporüooalen 
Kosten. Ausgehend von der Tatsadie^ daß sidi 
heute eine weitgehende soziale Umsdiiditimg voll- 
zogen hat und sidi die EinkonimensverhälLmsse der 
meisten Bevölkemngssdiiditen erhebÜdi verbessert 
haben, hält es die Kom/nission nidil für vertretbar, 
die Vergünsügung lür Dauerbennlzer der Eisen- 
bahn auf bestinunte soziale Gruppen zu besdirän- 
ken. Sie ist daher der Meinungp daß eine Tarif- 
ermäßigung jedem zusteht, der die Ei^nbahn häu- 
fig und regelmäßig in. Anspruch nimjnt. Sie emp- 
Fiehlt daher, ein um ßSVs v. H. ermäßigtes Abonne- 
ment für Dauerbenulzer der DB zu schaffen. 

Die Kommission ist mit der DB ferner der Mei- | 
nung, daß der Bezirkspersonenvevkehr nicht gesun- i 
den kann, ohne daß auf rd. 8000 km Bahnstrecke i 
der Personenverkehr verkraftet wird und zahlreidie | 
Bahnhöfe in Haltestellen und Agenturen umgewon- i 
delt werden. Die Koinnüssion ist allerdings der Auf* 
fassung, daß dies in einem kürzeren Zeitabsdinitl 
erfolgen muß und audi dm dr geführt werden kann, 
als die DB es zunächst im Zuge des Meinungsaus* 
tausdis mit der Kommission vorgeschlagen hatte. 
Die Verkraflimg des Personenverkehrs gestattet es. 
Betrieb und UnLerhaJLung der Strecken für den 
Güterverkehr in einer vereiniachten und daher ver- 
billigten Form vorzunehmen. 

Zwecks besserer Aufgabenteslung zwischen | 
Schiene und Straße auf dem Gebiet des Personen- 
verkehrs sdiiägt die Konun/ss/on in ihrer Mehrheit 
vor, den Sdii an enpaiallel verkehr, den sogenannten 
Eckverkehr und den Sdiienenersatz verkehr der DB 
vorzubohalten, diesbezüglidie private Konzessionen 
nach Ablauf auf die DB zu übertragen und Ver- 
kehre anderer öflentlidier Verkehrs unternehmen 
dieser Art ebenfalls auf die DB zu überstellen. Da- 
für müßte die DB ihrerseits auf die Flädienbedie- 
Dimg verzichten. Es ist jedoch eine einhefitlidie 
Fahrplangestallvmg anzustreben. Etwaige Entsdia- ! 
digungen für die vorzeitige Ablösung von Konzes- | 
siouen hätte die DB zu tragen. Es bleibt ihr außer- 
dem unbenommen, die bisherigen Konzessionsinha- | 
her als Erfüllungsgehilfen weiterzubeschä fügen. 

Beim Sfiidcguf verkehr hat die Kommission fesl- 
ges teilt* daß die DB last nur noch solches Stückgut 
befördert das für den Lastkraftwagen unwirtsdiaft- 
lidi ist. Dieser hat sich weitgehend der Knoten- 
punktverkehre bemächtigb während der DB weithin 
die unlukrative Fiachenverteilung und insbesondere 
der Transport ' sperriger oder voluminuser Güter 
überlassen bleibt. Die Verbesserung der Rentabili- 
tät des Stückgutverkehrs setzt folgende Maßnah- 
men voraus: 

1. Einführung eines neuen StückgutUirifs, der — 
wie in Großbritannien und den Niederlanden — als 
Gewichlsvoliimentarif begründet werden muß, so 
daß für voluminöse Güter wesentlich höhere Frach- 
len bezahlt werden müssen und können. Außerdem 
muß der Tarif in den nahen and mittleren Entfer- 
nungen stark angehoben werden, während er auf 
längere Entfernungen, mit Ausnahme des Gewicht s- 


voluraens, nicht oder nur wenig angehoben zu wer- 
den braucht. Die Neugestaltung des Tarifs setzt eine 
genaue Analyse des Fraditaufkoininens im Stück- 
gutverkehr voraus, die heute nodi nicht vorliegl. 

2. Einschränkung des Verkelirsangebots im Stück- 
gutverkehr durch Aufhebung der kleinen Abferti- 
gungen und Beschränkung der Bedienung der Bahn- 
höfe mit größeren Stüdegu tauf kommen. Änderung 
des § 74 der Eisenbahnverkehrsordnimg {Liefer- 
fristen}, so daß die DB bei schwachem Verkehrsauf- 
kommen derartige Bahnhöfe nicht täglich, aber dodi 
regelmäßig bedienen kann. Für die nicht mehr be- 
dienten kleinen AbferÜgungen sollen Abkommen 
über einen regelmäßigen Zubring erd lens! (zu Lasten 
der Versender oder Empfänger} mit bahnamtlichen 
Rollfuhruntemehmen (>der auch anderen den Flä- 
chenverkehr bedienenden Fuhrunternehmen getrof- 
fen werden. 

X Weitere Einzel maßnah men: Auihebung der Be- 
förderungsart „EUstüdegut", Erhöhung des Sarnmel- 
guttarifs für die 3,5-t- und .5-t-Klässe, Einführung 
eines Pausdialtarifs für bahntreue Verlader etv/a 
nach schweizerischem und niederländischem Vor- 
bild. 

4. Die Anliebung des SlückguUarifs auf nahe und 
mittlere Entfernungen sowie die Aufhebung des Eil- 
stückguttarifs machen es notwendig, auch den Ex- 
preßguttaiii kräftig anzuheben. 

5. Sobald einmal der Umfang des künftigen Stück - 
gutverkehrs, insbesondere auch hinsidiüich der der 
DB verbleibenden Verkehrsbeziehungen. feststehl, 
ist ein genaues Ralionalisierungsprcgrarnm für die 
Verlade- und LfmlcKleeinriditungen aiiszuarb eiten. 

6. Das gesamte Stücfcgiilgesdiäft einschließlich des 
Sammelladungs Verkehrs sollte auf eine bundesbahn- 
eigene Tochtergesellschaft, die andieDienstvorsdirif- 
len und das allgemeine EnUohnungssystem der DB 
nicht gebunden ist (Neuregelung des Gedinges), 
übertragen werden. Darüber hinaus empfiehlt die 
Kommission dringend, die von ihr bereits einge- 
leiteten Gespräche über einen Zusammensdiluß zwi- 
schen den im SLüdcgui- imci SamnieUadimgsverkeh r 
tätigen Verkehrsträgern unter Einsdiluß der Spedi- 
teure fortzusetzen mit dem Zieh eine Siückgutorga- 
nisation zu schaffen, die unter rationellster Aus- 
nutzung aller Beförderungsmöglidikeilen einen 
Haus-zu-Haus-Verkehr gestattet. Die Vorschläge, 
die der Kommission bisher in dieser Hinsicht unter- 
breitet worden sind, waren nod^ so wenig konkret, 
daß sie sich während ihrer Pnöfungstäügkeit nicht 
in der Lage sah. einen klar umrissenen Vorschlag 
zu entwickeln. 

Von der Durdiführimg der von ihr vorgesdilage- 
neu Maßnahmen erwartet die Kommission eineVer- 
besserung der Rentabilität 
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beim Personenzug verkehr um 478 Millionen DM 

(etnsdiließHcb der Aufhe- 
bung der sogenannten So- 
ziaJtaiife und unter Be- 
rüdcsiditigimg d&r Abwan- 
dem ngs Verluste) 

beim Stückgutverkehr . . uni 2Ü0 Millionen DM 

beim Expreßgut- und Gc- 

p äck ve r keh r um 1 00 M ! 11 i onen DM 

insgesamt 778 Miüionen DM 

Diese Verbesserung beginnt sdioii im ersten Jahr 
und wild binnen vier Jahren .im vollen Umfang zu 
vei wirklidien sein. Sic macht rd. 57 v. H. der in 
diesem Verkehr bisher anfallenden Verluste aus. 
Nidit beiücksiditigt sind dabei die Wi ri schal tlich- 
keitsveibessenmgen. die sidi aus tedmisdien und j 
organisa lorisdien Verliesserungen ergehen. Ihnen 
werden aber voraussidUlich Lohn- und Gehaltser- 
höhungen und im Zusammenhang damit auch zu- 
säuliche Versorgungslasten gegenüberstehen. 


V. PersonaLelnspariragen 

ln der Höhe des Personalaufwands liegt eine 
c ni.sdieidende U rsa die der Unwil tsd^^lltli f.tlkeit der 
DJ3. Die Dß wird zu personal intensiv geführL Das 
ist in erster Linie eine Folge ihres überalterten 
teciinisdien Zustands und in zw^eiler Linie auch eine 
Folge ihres organisatorischen Aufbaus, wenn au dl 
der ^ zweite GesidUspunkt. gegenüber dem ersten 
an Bedeutung zu rück steht. 

Die im Zuge der technischen Rationabsierung und 
bei strafferer Organisation möglichen Personalein- 
sparungen werden von der Kommission — auf- 
bauend auf Schatzungen der DB — auf rd. 84 OÜO | 
bis 104 000 Köpfe Iri einem Zeitraum von etwa zehn 
Jahren beziffert. Sie können nach Feststellungen der 1 
Kommission im Zuge des natürlidien Personalab- 
gangs der DB verwirklidit werden, ohne daß eine 
Überalterung des Personals zu erwarten ist. Die 
linanzielle Auswirkung dieser Personaleinsparun- 
gen ist bei dem Erfolg der RationaHsierungsmaß- 
nahmen zrum großen Teil mit erfaßt. 

Die Kommmion hat sicii auch eingehend mit der 
Frage befaßt, ob der Beamtenstalus der Eisenbahii- 
bediensteten aufrediterhalten 'werden kann. Ab* 
gesehen davon, daß bei der heutigen Reditsform 
der DB ab; bundeseigene Verwaltung ein gewisser 
Betimtenkörper vorhanden sein muß, ist die Kom- 
dabei zu der Auffa,s.sung gelangt, daß viele i 
Gesichtsp Linkte, insbesondere die Bindung an das 
Unternehmen, für die AufrechterhaJtung des Beam- i 
lenstatus sprechen. Sie ist jedodi der Meinung, daß 
die Zaiil der Baamtenstellen sdiritt\veise wesentlidi 
verringert werden muß. 

Weiterhin muß sie darauf aui merksam machen, 
daß — wde an anderer Stelle bereits iiusgeführt 
worden ist — die Übernahme von .Arbeitern und 
.Angestellten in das Beamten Verhältnis infolge der 
daraus herröhienden Doppelversorgimg der Bedien- 


j steten zu einer untragbaren Mc^hr Belastung der DR 
1 führt. Die Bestimnumgen über die Doppel versor- 
I gung bedürfen baldigst einer sinnvollen Abä^de- 
! img. 

Auch vertritt die Kommi^^jon die Auffassung, 
daß die Besdiaftigung bimdesbahneigener Arbeiter 
zugunsten einer stärkeren Beschäftigung von Un- 
ternehmer erbe item eingesdi rankt werden muß. Die 
ßimdusbahnarbeifer sind bei Berücksichtigung aller 
Nebenkosten, insbesondere auch des höheren Ver- 
sorg ungsa uf wand s der später in das Beamten Ver- 
hältnis ü her nom menen Arbeiter (Doppel Versorgung), 
für die DB erheblich teurer als Unternehmerarbei- 
Ler, Der Mehruiifwand der Doppelversorgung muß 
dem Lohn des Arbeiters ziigeredinet werden, weil 
er sdion wäluend seiner Tätigkeit als Arbeiter er- 
wirlscboflet. werden muß. Dazu kommt, daß die Be- 
schäftigung von Uiiternehmerarbeitern nodi ver- 
billigt werden kann, wenn den Unternehmern kon- 
tinuierliche Arbeiten auf längere Sidit übertragen 
werden. Abgesehen von den finanziellen Vorteilen 
einer stärkeren Beschäftigung von Unternehmer- 
arbeitern bildet eine Verringerung des bundesbaho- 
eigenen Peronals auch bessere Möglichkeiten für 
eine elastischere Betriebsführung. 

Die bei der DB in Anwendung befindlidien Ge- 
dinge (Akkord- Vereinbarungen) sind durdiwey un- 
befriedigaufL Zum Teil werden auch Arbeiten, die 
sich nicht für das Gedinge eignen, in dieses Entloh- 
nungssystem mit einbezogen. Zum Teil entspricht 
dieses System nicht den Grundsätzen der gewerb- 
lichen Wirlsdiaft, Die Mitbestimmung der Persona l- 



pJäne (rd, 00 OOO versdiiedene Dienstplänen und bei 
der Versetzung und Höher gruppi er ung von Ange- 
stellten und Arbeitern wirkt sich in tünc^r Weise 
betriebshGOimend aus, daß eine Lockerung dieser 
Bestimmungen des Personal vor Ire tungsgesetzes. die 
auf ciine öflemüidie Verwaltung ziigesdinitteii sind, 
iiicJit aber für ein m stärkstem Konkurrenzkampf 
stehendes Unternehmen passen, unumgänglichp er- 
scheint. 


VL Sozialpolitik 

Die Dß muß — - wie aud:! ihre Wettbewerber — 
den Süzialautwaad griiiidsätzlith aus ihren Erträgen 
erwirtschaften. Die betrieblidren Sozialeinrichtungen 
der DB und die anerkannten SelbsthilfeeinridüLUigen 
der Bedieusteteii müssen ihre Aufwendungen ein- 
schließlich des Personal- und Sadmufwmnds selbst 
tragen. Für diese Einriditimgen sind, soweit sie Auf- 
gaben erfüllen, zu denen die DB rechtlich verpflich- 
tet ist, die erforderlichen Beträge ln den Wirt- 
schaftsplan einzuslellon. Die DB kann diese Ein- 
richtungen angemessen unterst ülzeri, wenn .'.s ihre 
Verpnichtungen zur EigenwlrlscS'taftlkhkeit gestalt 
Len. 

Die heute bestehenden gesetzlichen Sozialein ridi- 
lungen sind zunächst wie bisher weiterzu führen. Es 
wird jedoch empfolilen, daß die Bundesregierung 
diese Einrichtungen dahin überprüft, ob mit Rütk- 
sicht auf die hohen Verwaltungskostoii und das Feh- 
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len von Vorteilen für die Versidierlen ein Interesse 
oji der Aufrediterhäitirng als Sonderanstalten aner- 
kannt werden kann. 

Die Kommi^Jiion hält es nidit für vertretbar , daß 
ein erivebUcher Teil des PersorraT und Sadjauf- 
Wfimls für SoxialeinrichUingeu als Betriebsauf wand 
der DB verredmet wird, da dies eine Verschleie“ 
rung des tatsächlichen Aufwands für soziale Zwecke 
bedeutet. Es ist zn fordern, daß säm Midie für soziale 
Zwecke erbrachten Leistungen, das heißt aud; Per- 
sonal-, Sadi- und TransporMeistungejir talsächlich 
unter ihrem Bestimmungszweck ausgewiesen w^er- 
den. 

Da die Ko/nmission nur einen Teil des Sozialauf- 
wands der DB prüfen konnte, empfiehlt sie der Bun- 
desrecpenmg, das gesamte Sozialwesen der DB 
durdi außerhalb des Betriebs stehende, mit den 
wirtschaJtlidien Zusammenhängen vertraute Prüfer 
untersuchen zu lass-en. 


VII. Beteiligungspolilik 

Die Beteiligungspolitik der DB bed^irf einer 
grimdlegenden Überprüfung und Bereinigung. Das 
Au.smaß der Beteiligungen und Unterbeteiligungeu 
übersdireitet das für die Erreichung des Betriebs- 
zwecks der DB erforderliche Maß erheblich. Die Be- I 
Leiligungen werden auf das unbedingt notwendige ' 
Maß zu beschränken sein. 

Zur Gründung, zuni unmittelbaren und mittel- 
baren Erwerb anderer Unternehmen oder Beteili- 
gungen sowie zu deren Veräußerung sollte grund- 
sätzlich die Genehmigung des Bundesrainisters für 
Verkehr erforderlich sein. 

Die Beteiligungen sind wesenlJidi mehr als bisher 
für die Interessen des Unternehmens nutzbar zu 
machen. Dafür ist eine Bearbeitung aller Beteiiigun- 
gen nn einer Stelle der HauptverwalLung der DB 
erforderliche die zwedemäßig in die Finanzab lei lang 
eingegliedert wird. Zur Zeit findet eine Einfluß- 
nalmie der DB auf die Geschäffspolitik der Beleih“ 
gungsgesellsciififlen nur in sehr unzureldiendem 
Maße stalL 

Die Aulsiditsräte sind klein zu halten Lim Inter- 
essenkollisionen zu vermeiden, sollten gnmdsälz- 
licii Mitglieder des Vorstandes nicht gleidizeUig 
AufsichlsraLsmilglieder Ir/w. Vorsitzende von .Auf- 
sichtsräten von Toditergesellsdmften sein. 

Die Kommission (uripf^oblt der Bundesregierung,, 
die sehr komplexen Beteiligungsverhültnisse der DB 
durdi einen besonderen Beauftragten zu prüfen. 
Dieser hätte Vorsdiläge für eine Neuordnung des 
Betei ligu ngs wesens auizustel len. 


VIIL Gruodstück.spolitlk 

Das Grundeigentum der DB uinlaßt rd. 115 000 ha. 
Der größte Teil davon, nämlich rd. 100 000 ha, wird 
für Betrieb. s zwecke benötigt. Audi von den verblei- 
benden 15 000 ha ist nadi Angabe der DB' uin ein 
kloLner Teil verwertbar, der aber ixmuerhin einen 
Wert von 57 Millionen DM repräsentiert. 


Die DB, die sidi den Grundbesitz möglichst unge- 
schmälert erhallen will, betreibt eine konservative 
Grunclstückspolilik- Sie hat zwar im Jahre 195B eine 
Lodeernng angeordnel. Trotzdem hat der Gesamt- 
bestand an Grundstücken seit 1950 keine Minde- 
rung erfahren. 

Die Kommission ist der Auffassung, daß die bis- 
herige mit einem hohen Verwaltimgsaufwand ver- 
bundene Grundstückspolitik der DB eine Wendung 
erfahren sollte. Es muß nicht möglidist wenig, son- 
dern — - selbstverständlich oiit Vernunft — möglidist 
viel Grundbesitz abgestoßen werden. 

Die DB sollte nur solche Grundstücke behalten, 
die sie tatsäcTiHch alsbaUJ für ihre Beiriebszwecke 
benötigt. Eine Vorratswirtschaft auf Jahre hinaus 
sollte unterbleiben. 

Das im Zuge der Stillegung von Ausbesserungs- 
werken frei werdende Gelände i.st baldmöglichst zu 
venv erben, wobei eine Veräußerung möglichst an die 
Bundes well r naheliegt. Die. hierbei in der Vergan- 
genheit aufgetretenen Sdiwierigkeiten dürften ihren 
Grund vielfadi jm Ressortpartikularisinus habender 
im Interesse der Steuerzahler zu überwinden sein 
müßte. 

Audi Grundstücke, die eine gute Rendite ab- 
werfen, sollten, w^enn sie mit den Betriebszwecken 
der DB nichts zu Um haben, veräußert werden. 

Die „Eisenbahii^LandwirtschaftA die Im Rahmen 
eines General pachtv er trag.s von der DB lamlwirt- 
schaftliche Nutzflächen in einer Gesanitgröße von 
rd. 25 OüO ha gepachtet hat, die sie — hauptsächlich 
an Eisenbahner — weiterverpachtet, ist Ln die ini 
Absdmitt VI (Sozialpolitik) vorgeschlagene Sonder- 
prüfung emzubeziehen. Dabei ist das Hauptaugen- 
merk auf die Abrechnung mit der DB zu richten, 
die von den eingehenden Paditeinnahmen die Hälfte 
der „Eisenbahu-LandwirtsdiafU’ üherloßL. 


IX. Maßnahmen auf dem Gebiete 
der technischen Rationalisierung 
und Modernisierung 

Für die Herstelkmg der Wirtsdiaftlidikeil der DB 
hält die Kommission neben den empfohlenen inner- 
betrieblichen und tariflidien Maßnahmen die kon- 
sequente Durchführung eines langfristigen Investi- 
tionsplans zur technischen Modernisierung des 
Unternehmens für erforderiidi. Diese Maßnahmen 
sind von der DB auf Wunsdi der Kommission in 
einem 10-Jahres-Tnvestitlonsplan züsamrnengefaöt 
worden. Aus dem Gesamtplan ist ein gesdilossener 
Teüplan als besonders vordringlich in einem 
4-Jahres-Abschnitt zusammengofaßt. Die Kommis- 
sion unterstreicht die Notwendigkeit einer beschleu- 
I nigten Durdrführüng dieses Teilplans, da er beson- 
ders günstige Rationalisicrungserfolge verspricht. 
Der Gesamtplan sieht eine Investition von 25 bis 
30 Mrd. DM vor, der 4-J ah res -Absdmitt beläuft sich 
auf 10,2 .Mrd. DM. 

Auf den einzelnen technischen Boktoren bieUm 
sich insbesondere folgende Maßnahmen an: 
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a) Elektrifi:Eierting 

Durdiführung eines Gesamtprogramms von rd. 
5000 Stredten-km. Davon entfallen 1833 km auf den 
4-JahreS'Absdinitt. Hierunter befinden sich die 
redite Rheinslredce und die Nord-Süd-Verbindung 
(Hamburg-Bayern), Nach Durchführung dieses Pro- 
gramms werden 8350 km Strecke der DB elektrifi- 
ziert sein. 

Die Kommissio/] hält die Durchführung dieses 
Teilplans wegen der zu erwartenden Rationalisie- 
rungserfolge für besonders vordringlich. Ein durdi- 
scirlagender wirtsdiaftHdier Erfolg kann jedodi nur 
dann erwartet werden, wenn die DB mit einem 
festen, finanziell gesicherten, zügig durdizuführen- 
den Programm arbeiten kann. 

Die Durchführung der Elektrifizierung ist zweck- 
mäßig mit einem entsprechenden Ausbau und einer 
entsprechenden Modernisierung des Oberbaus, der 
Signal ledinik usw, der betreffenden Stredcen zu 
kombinieren, 

b) Verdieselung 

Der Übergang vom Dampfbetrieb zum Dieselbe- 
trieb ist besonders im Rangier- und Nebenbahn- 
dienst mit allen Kräften zu fördern. Das gleidie gilt 
für die Stellen, wo im elektrifizierten Netz ein 
Dampfrestbetrieb übrigbleibt, der — als Rest — 
besonders unwirtschaftlich ist. Die Frage Elektri- 
fizierung oder Verdiesekmg stellt sich nidit, da ge- 
naue Untersuchungen ergeben haben, in welchen 
Fällen Elektrifizierung und in welchen Verdieselung 
das Optimum an Wirtschaftlichkeit gewährleistet, so 
daß nur von Elektrifizierung und Verdieselung ge- 
sprochen werden kann, 

c) Rollendes Material 

Mil Rüdesicht auf die dringende Notwendigkeit, 
den heutigen Verkehr zu halten luid Mehrverkehr 
für die DB zu gewinnen, hält die Kom/inssion die 
Modernisierung des Güter- und Reisezugwagen- 
parks für erforderlich. Dabei ist den Spezialwagen, 
den Behälterwagen und den Schienenbussen ein be- 
sonderer Vorzug zu geben und die Einführung der 
automatischen Kupplung mit Fernsteuerkupplung 
im Wege einer internationalen Vereinbarung zu be- 
treiben, 

d) Werkstättendienst 

Der Umfang der Ausbesserungs- und Bahn- 
betriebswerke ist au die Durchführung des 10- 
Jahresdnvestitionsplans anzupassen. Im Ergebnis 
werden mindestens 20 Ausbesserungswerke still- 
gelegt werden können. Eine klare Aufgabenleilung 
zwischen den Ausbesserungs- und Bahnbetriebs- 
werken ist durchzuführen. 

Zur Beseitigung der Mängel der heutigen Organi- 
sation des Werkstättenwesens, die eine rationelle 
Betriebsfiihrung ersdiweren, hält die Kommission 
folgendes für erforderlich: 

aa) Schaffung einer .selbständigen, verantwortlichen 
Leitung des gesamten Werkstätlenwesens unter 
entsprediender Eingliederung der Zentralstelle 


für Betriebswirtschaft im Werkstättendienst und 
planmäßiger Aufhebung der Geschäftsführenden 
Direktionen für das Werkstättenwesen, Die 
Kommission verspricht sich hiervon die Ein- 
sparung einer beträchtlichen Zahl von Beamten 

— auch des höheren Dienstes; 

bb) Einrichtung einer eigenwirtschafllichen Rech- 
nung; 

cc) Einführung eines den Arbeitsbedingungen der 
vergleichbaren Industrien angepaßten Entloh- 
nungs- und Belohnungssystems; 

dd) Anpassung der Arbeitszeitregelung und der 
Kapazität an die Betriebsnotwendigkeiten; 

ee) Übergang von der bevorzugten Beschäftigung 
von Handwerkern zu der überwiegenden Ver- 
wendung von angelernten Arbeitern; 

ff) Erstattung der Kosten und Leistungsausfälle bei 
Abordnung von Bediensteten zu anderen Dienst- 
zweigen. 

Diese dem Rationalisierungserfolg dienenden Ver- 
besserungen könnten am leichtesten durch eine 
rechtlidie Verselbständigung des Werkstättenwesen.s 
erreicht werden. Die Kommission hat jedoch keine 
Einwendungen zu erheben, wenn zunächst der Ver- 
sudr gemacht wird, durch eine geeignete inner- 
betriebliche Verselbständigung die gleidien Wir- 
kungen zu erzielen. 

e) Oberbau 

Die Kommission hält es für erforderlidi, 

aa) den aufgestauten Nachholbedarf vorrangig zu 
befriedigen und damit die noch bestehenden 
Langsamfahrstellen zu beseitigen; 
bb) die laufende Erneuerung und Modernisierung 

— entsprechend den in dem Investitionsplan 
vorgesehenen Mitteln — zu verstärken. 

Die Oberbauarbeiten sollen grundsätzlich an 
Dritte (Unternehmer) vergeben werden, soweit es 
sich nidit um die kleine Unlerhallung und Durch- 
arbeitung handelt. Das bisherige Verhältnis „bun- 
desbahneigene" Kräfte zu Unternehmerarbeitern mit 
75 : 25 sollte zunächst auf 50 : 50 verändert werden 
und sc^irittweise die Relation 25 : 75 erreichen. 

Das Nachholprogramm für den Oberbau sollte 
zur Förderung der mittelständisdien Wirtschaft in 
erster Linie durch private Unternehmer durchge- 
führt werden. 

Das vorhandene Gleisnetz sollte darauf überprüft 
werden, ob nidit eine beträdiLliche Zahl von Schie- 
nen-kin und Weichen durch den Fortschritt in der 
TedinJk und der Betriebsführung entbehrlich ge- 
worden ist und mit vertretbarem Kostenaufwand 
zur Verringerung von Unlerhaltungs- und Erneue- 
rungsarbeiten ausgebaut werden könnte. Die Er- 
löse aus Schrottverkauf sollten dem Oberbau zur 
Aufstockung der Mittel verbleiben. 

f) Signalwesen 

Mit Rücksicht auf den großen Rationalisierungs- 
effekt bei der Streckenbedienung und Streckenübe r- 
wadiung durch die Anwendung der neuen Signal- 
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iechnik (Stellwerke) wird eine Verkürzung der von 
der DB auf 40 Jahre befristeten Umstellung auf 
etwa 20 Jahre befürwortet. Besprediungen der 
Komraission mit der Industrie haben ergeben, daß 
diese unsdiwer und ohne besondere Investitiionen 
in der Lage sein würde, ihre jährliche Leistung zu 
steigern. Ebenso konnten die PI anungss teilen der 
DB nadi Auffassung von Sachverständigen ihre Lei- 
stungen erheblidi erhöhen, so daß zusammen mit 
der Signalindustrie eine Verdoppelung der Leistun- 
gen als möglich ersdre-int. 

Auf dem Gebiete der Bahnübergänge, wo erheb- 
liche Rational isiermtgsreserven liegen, hält die 
Kommission folgendes für erforderlich: 

aa) Die Vorschriften über die Sicherung der Weg- 
übergänge sind mit dem Ziel einer Lockerung, 
Vereinfachung und Präzisierung zu überprüfen, 

bb) Bei den vorhandenen 14 800 beschrankten Bahn- 
übergängen ist folgendes anziistrebenr 

verstärkte Beseitigimg durdi Kreuzungsbau- 
werke oder Zusammenlegung von Übergän- 
gen und Verlegung von Wegen; 
besdileunigte und verstärkte Anwendung 
von Blinklichtanldgen mit Haibsdiranken; 

vermehrte Aufstellung von Warnzeichen, wo 
dies nadi der V^erkehrsbedeutung des Über- 
gangs aus reicht] 

verstärkte Ausrüstung von Bahnübergängen 
TUiit Anrufs dl ranken. 

Die Kommission ist darauf hingewiesen worden, 
daß zur Erreidiung des höchstmöglidiesn Wirkungs- 
grads der Rationalisierung im Sidierungs- und Fern- 
mei de wesen der Übergang von dezentraler zu zen- 
traler Betliebsführung erforderlich sei, daß heißt 
den Betrieb von KnoUmpunkten aus zu führen und 
die Unterweg-sbedienimg in der ’Betriebsfühning 
personell auszuschalten. 

Die Kcmmission hat, da ihr der dafür erforder- 
liche Sacbverständigenapparat fehlte, kein abschlie- 
ßendes UrteiL insbesondere hinsichtlidi der Wirt- 
sdiafilichkeit dieser sehr umfangreidien Maßnah- 
men, gewinnen können. 

Die Frage muß aber im Rahmen der Durchführung 
des Gesamtinvestitionsplans wegen ihrer weit- 
gehenden Bedeutung geklärt werden. 


X* Der Investitionsplan 

Die DB hat noch keine klar umrissene Konzep- 
tion, wie ihr Verkehrsangebot, ihr Betrieb und ihre 
technisdien Einrichtungen in etwa zehn Jahren ein- 
mal aussehen werden.. Im Gedankenaustausch mit 
der Kommission ist man diesem Ziel jedodi ein er- 
hebliches Stück näher gekommen. 

Für die Kommission zeichnet sich daher die künf- 
tige UnlemehmenskonzeptjiorL wenigstens in groben 
Umrissen so ab, wie sie sie in diesem Beridii nie- 
dergelegt hat. Sie ist allerdings der Meinung, daß 
die DB bei der weiteren Ausgestaltung ihrer Unter- 
nehmenskonzeption auch auf den Rat außenstehen- 
der Wirtschaftsexperten angewiesen bleibt- 


Die Kommission hat arus der Unvonständigkeit 
der Unlernehmenskonzeption die Folgerung gezogen, 
daß sie nur einen InvesLitionspian für die nächsten vier 
Jahre guiheiöen kann. Sie spricht die Empfehlung 
aus, die Ergänzung dieses Invesütionsplans auf 
volle zehn Jahre erst dann vormnehmen, wenn eine 
Reihe von Vorfragen, wie z. B. das künftige Ver- 
kehrsangebot im Bezirkspersonenverkehr, die Neu- 
ordnung des SlückgutverkehjTS usw„ geklärt sind. 
Die Kommission kann aber auf Grund ihrer Ein- 
blidcnahme in den technisdien Zustand der DB be- 
stätigien, daß für die technische Modernisiening 
der DB in den nächsten zehn Jahren — wie sdron 
in Absdinitt IX gesagt — Investitionen im Ausmaß 
von 25 bis 30 Mrd DM erforderlich sind. Darauf hat 
sie unter Berücksich. tigung der zu erwartenden 
Lohn* und Geh aitsst eigerungen und der Erhöhung 
der Versorgungslasten ihren Saiüerungsplan, insbe- 
sondere auch hinsidUlich der Eigenfinajizierung der 
DB, abgestelH, 

In finanzieller Hiasidit ergeben sich ans dem 
4- Jahres- Abschnitt folgende Verbesserungen der 
Bet rieb s rech nung, deren volle Wirksamkeit aber 
erst in etwa sedis Jahren erwartet werden kann: 


in Millionen DM 


Re ntabilitäts Verbesserung 

. 642 

(6 

Jahre) 

Mehrabschreibungen J. 

120 

(4 

Jahre) 

Verminderung der 




Unterhaltungskosten . , . 

. 120 

(4 

Jahre) 

zusätzliche Zinsbelastung ./* 

108 

(4 

Jahre) 

N eit o V erb e s s erung 

534 




Sie betrifft in erster Linie die bereits erwähnten 
Personaleinsparungen, daneben aber auch Ein- 
sparungen bei Sadiausgaben, insbesondere Auf- 
wendungen für Kohle. 

Dem erredineten Rationalisieiungsgewinn stehen 
jedoch zu erwartende Mehraufwendungen aus einer 
Erhöhung der Personalaufwendungen einsdiUeßbch 
Erhöhung der Verso rgimgsbezüge sowie als Folge 
von Arbeitszeitverkürzungen gegenüber. Die tedi- 
nischen Rationalisierungserfolge werden in nächster 
Zeit nur knapp die Mehrbelastung aus den zu er- 
wartenden Lohn- und GehalLssteigemngen ausglei- 
chen. Dies zeigt, wie notwendig die Durdiführung 
der Investitionsmaßnahmen ist, wie schwerwiegend 
aber audi die Folgen von Erhöhungen sind* 

Für die Finanzierung des 4*Jahres-Abschnitls er- 
geben sich folgende Möglichkeiten: 

in Millionen DM 


1. Kapitalerhöhung der DB 800,0 

2. Zuweisung zur Pensionsrückstellung 

für die bestehenden AnwartschaJten 
nach Absetzung laufender Pensions- 
zahlungen 1283,1 

3. verdiente Anlagenabsdireibungen * 5 287,4 

4* Aus dem Gewinn der DB zu bildende 

Baurüddage 550,0 

5. Gewinnvortrag 11,3 

Eigene Miltei insgesamt 7 931,8 

Fremdmittel . * * 2 275,2 

Gesamlinvestilionen 10 207,0 


Die Beanspnidiung von Fremdmitteln hält sich 
somit üi einem vertretbaren Rahmen. 
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XL Organisatorische Vorschläge 

L Wegen der Vorschläge hinsichtlich des Verwai- 
tiHKjsrats, des Vorstands und der leitenden Beam- 
ten wird auf Abschnitt II (Biindesbahngesetz) ver- 
wiesen. 

2. Dem Vorstand sollen zur Unterstützung bei 
seinen Führungsauf gaben und zur Vorbereitung 
seiner Entsdiließungen die notwendigen, bisher 
größtenteils fehlenden FührungsinsLrumente an die 
Hand gegeben werden, die unmittelbar unter dem 
Vorstand zu arbeiten haben. 

Als solche Pühfungsiniftrunwnie schlägt die Kom- 
mission vor: 

a) Ausbau der Gruppe „Organisation'' 

unter Zuteilung der bisher in der Personalabtei- 
lung bearbeiteten Personalwirtscliaft (Arbeits- 
einsatz). 

Hs handelt sich hierbei um die Durchführung 
einer betriebspolitischen Grundregel, die ge- 
währleisten soll, daß die natürlidien und dem 
Betrieb förderlichen Spannungen zwisdien Per- 
sonalabteilung und Persona] Wirtschaft olfenge- 
legt werden und nicht sdron in der Personal- 
abteilung untergehen. 

Entsprechendes gilt für die ebenfalls von der 
Kommission e.mpfolilene Zuteilung der Heraus- 
gabe aller Dienstvorschriften, die zur Zeit von 
den einzolnen Fadiabtei langen je für sidi her- 
dusgec^eben weiden, zu der Gruppe „Organi- 
sation", 

Die Fachablei hingen neigen natürlicherweise zu 
einem Perfektionisinus, der leicht zur Erstarrimg 
oder umgekehrt Nichtbeachtung allzu minutiöser 
Vorsdiriftün führt. Hier soll die Organisations- 
gruppe, die selbstverständlich eng mit den Fach- 
ahlGilungen Zusammenarbeiten muß, regulierend 
eingreifen und die Dienstvorschriften, indem die 
Herausgabe bei ihr zusammengefaßt ward, auf 
ein durchführbares und wirtschaftlich vertret- 
barcis Maß besdi ranken. 

b) Einrichtung einer Gruppe (der Ausdruck „.Abtei- 
lung" muß bei den Fiihrungsinstrumenten ver- 
mieden werden), umfassend: 

aa) eine Planungsgruppe 

zwecks Koordinierung der kautmännischen, 
betrieblichen und technischen Planung, 
bb) ein voIkswirtsdiafLUches Referat, 

das z. B. Marktbeobachtungen und Markt- 
analysen durchführt oder bei dritten Stellen 
in Auftrag gibt, 

cc) eine betriehswirtsdialtlkhe und statistische 
Gruppe (sdion im Ansatz vorhanden); 

c) Einridilung einer Gruppe für innere Revision, 
wie sie in jedem großen Unternehmen vorhan- 
den ist; 

d) wie bisher: 

aa) ein Rederat, das die Personalangelegenhei- 
ten der höheren Beamten und Amtsräte be- 
arbeitet, 

bb) eine Pressestelle, 


3. In der Mauplverwaltung sollen die Abteilungen 

Betrieb und Verkehr (einsdiließlich Tarif) zu einer 
einheiüirhen .Abteilung „Transport", 

desgleichen die Abteilungen Masciiinentechnik und 
Bau zu einer einheitlichen Abteilung „Technik" 

und die Abteilungen Personal- und Reditsangele- 
genheiten zu einer „ VerwalUmgsabteilung" 

z u s a m ] n e ag e f a ß t we r den . 

Dagegen soll der Einkauf — ohne personelle Er- 
weiterung — zu einer selbständigen Abteilung ge- 
madit werden, die nicht notw^endig von einem Mini- 
storialdireklor geleitet zu werden braudit. 

Verkehr und Betrieb sind so eng miteinander ver- 
Ilorhlen, daß sie in einer Hand vereinigt werden 
müssen. Der bisherige Dualismus, der auf preu- 
ßischer VervL'altujigsüburig beruht und den es bei 
den meisten Irülieren deutschen Ländereisenbahnen 
nidit gegeben lial, muß be.soitigl werden, da er eine 
der Hauptursddien des Sparteiidenkens und der 
mangelnden Koordination ist. 

Der Ein kauf, tler nur plant und nur bei großen 
Rahmenabsdiiüssen in Ersdieinung tritt (der eigent- 
liche Einkauf liegt hei den ZenUalämtern), darf bei 
einer kaufniannischen Geschättsgebarung nicht den 
technischen Abteilungen iirUei geordnet werden, wie 
es bisher der Fall ist. Es gilt hier das gleiche, was 
vorher hirtsiditlich des gesunden Spanmingsvei häU- 
nisses zwischen Organ isation-sabteibing nnd Fach- 
abteilungen gesagt ist. Es ist auch liier selbstver- 
ständlich, daß die Einkaufsabteilung und die Fach- 
abtei liingen Hand in Hand arbeiten müssem, aber 
nidit im Verhältnis von Vorgesetzten zu Unter- 
gebenen, sondern als gleidibereditigte Partner, wie 
es auch son.st in wirLsrhaftlichen Unternehmen üb- 
lich ist. 

4. Die beiden ZenlralünUer müssen nach .Ansicht 
der Kommissionsmehrheit — übrigens auch nach 
Auffassung der DB — zusammengelegt und die 
kaufmännischen Dezernate, die zum Teil den tech- 
nischen unterstehen, verselbständigt und zu einer 
einheitlidien kaufmännischen Abteilung zusammen- 
gefaßt werden. Die tedinischen Projektierurigsarbei- 
len sind jährlich vorzuplanen und gegenüber dem 
bisherigen Umfang auf ein angemessenes Maß zu- 
rückzuführen. Ebenso ist das Versuchswesen im 
Hinblick auf die Entwicklungsarbeiten der Industrie 
auf einen whtschafllidi vertretbaren Umfang ein- 
ZLischränken. 

5. Neu ist ein besonderes Tariiaml zu sdraffen, 
das für eine einheitliche Geschäftspraxis auf dem 
Gebiet des Tarifwesens — insbesondere der Son- 
dervereinbanmgen — zu sorgen bat. 

All [gäbe des Taritands ist es aiidi, der ITauptver- 
waltung das Tagesyeschäfl ahz.imehmen, so daß die 
Hauptvervvaltung nur in ganz besonderen Fällen 
einzugreifen ln auch t. 

ß. Die beiden Ohcrbctiiebsleilungen sind zusam- 
inenzu legen. Das Hauptwagenamt ist der Olmi- 
l^etriebsleitung anzugliedern. 
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7, Der Wer/cs/anendiejis^ soll weitgehend als sich 
selbst tragender Betriebszweig veremheitlicht und 
verselbständigt werden. Von den noch vorhandenen 
43 Ausbesserungswerken (am I, Januar 1959) sollen 
tm Zuge der RationaUsiernng der Zugförderung min- 
deslens 20 Werkstätten stillgeiegt werden. 

3, Bei der Überprüfung des gesamten Soziat wesens 
ist auch der Geschäftsumfang und der Aufgaben- 
bereich des Sozialamts zu überprüfen, 

9, Die Zahl der BundGsbahndhektionen soll durch 
Aufhebung kleinerer Direktionen verringert wer- 
den, Ihre gebi etliche Zu sländigkeit braucht sidi nicht 
mit den Grenzen der Länder oder sonstiger politi- 
scher VerwalUing.sbezirke zu decken. 

10* Ein besonders wichtiger Programmpiinkt auf 
organisatorischem Gebiet ist die Vereinheitlichung 
auch auf der Annerebene, Hier arbeiten jetzt drei 
verschiedene Amterr 

Betrieb.sämLer, 

Verkehrsämter und 

Maschiiienämter 

aut derselben Strecke nebeneinander. 

Entsprechend der Zuisamnieiifassung von Verkehr 
und Betrieb in der HauptverwaUung [und entspre- 
chend bei den Bundesbahndirektionen) sollen auf 
der Ämterebene /j/n/iei/.sämter geschaffen werden, 
die in sich die bisherigen Aufgaben dev ßetriebs- 
urtd Verkehrsämter und audi der Masdiinenämter 
vereinigen. Abgesehen von der Verringerung der 
Zahl der Ämter und den damit verbundenen Per- 
sonaiejnsparungen verspricht sich die Kommissjon 
von dieser Maßnahme einen entscheidenden Fort- 
schritt in Richtung der Koordination der nidit niehr 
durch AmLszuständigkeiten getrennten großen 
Dienstzweige. 

IL Hand in Hand mit diesen organisatorischen 
Änderungen soll eine stärkere DezentraJisation der 
Entscheidungsbefugnisse gehen. Das hat jedoch zur 
Voraussetzung, daß die Vorgesetzten Stellen die 
nachgeordneten Stellen selbständig arbeiten und 
deren Auffassung, audi Vicenn sie im Einzelfall ab- 
weichend sein solHe, nach Möglichkeit gelten lassen. 

% 

Abschließend ist zu sagen, daß die Sanierung der 
DB nicht nur eine Frage der technischen Moderni- 
sierung und der Umgestaltung der innerbetrieb- 
liehen Organisation isL jsoudeiTi ebenso auch ein 
Problem der personellen Führung sowie einer ent- 
sdilossenen Neuorientierung auf die veränderten 
wettbewerblichen Verhältnisse und die daraus zu 
ziehenden Folgerungen* Vermehrte EinsteHung von 
Kaufleuten, Volks- und Betriebswirten ist notwen- 
dig, um den Betrieb mit kaufmännisdiem Geist zu 
erfüllen. 

Dabei muß auch an dritte Steilen (Bund, Länder, 
Gemeinden, Interessen Vertretungen) die dringende 
Forderung gerichtet werden, die irn Interesse der 
deutschen Volkswirtschaft notwendige Umstellung 


! der DB auf einen kaufmännischen Betrieb in ihrem 
I Bereich zu unterstützen und insbesondere keine 
' Ansprüche an die DB zu stellen, die sie aus eigener 
Kraft bei kaufmännisdier Gebarung nicht erfüllen 
kann und die sidi daher vc^rhistbvingend auswärken. 


XII. Vorschau und Belriebsvorkalkulalion 


Die DB braucht nach wissen.schaftlichen Unter- 
suchungen in den nädisten zehn Jahren nicht mit 
einer weiteren, absoluten Verringening ihres Ver- 
kehrsaufkoramens zu rechnen. Sie wird aber an dem 
Wfich.stum des deutschen Sozialproduktes nur mit 
einer sehr besctieidenen Quote beteiligt sein und 
an der Steigerung des Veikehrsaufkoinmens einen 
geringeren Anteil erwmrtcn können als ihre Wett- 
bewerber. Auf dieser Grundlage hat die Kon7;jiis- 
sJon versucht, sich ein Bild von der finanziellen 
Auswirkung der von ihr vorgeschlagenen Maßnah- 
men zu madien und eine Betriebsvorkalkulation 
aufgesteflt Sie ist, da sich die technischen Rationa- 
lisierungserfolge nidit schon im Jahre ihrer Durch- 
führung, sondern erst ein bis zwei Jalue später 
voll auswirken, daher bis zum Jahre 1966 chirch- 
I geführt worden. 

I Bei der Betriebsvorkalkulation wurden gleldi- 
bleibende Prei.se unterstellt bzw. angenommen, daß 
im Falle einer allgemeinen Preiserhöhung die DB 
I diese durdi Tariferhöhungen auszuglei dien vermag* 


I Bei nadistehender Betriebsvorkalkulation sind 
nur die Verändenuigen gegenüber dem voraus- 
sich Ui dien Bilanz verlast für 1960, und zwar wie 
folgt aufgeführt: 

1 in MilU onen DM 

ßiianzverlusl 1960 .... 350,0 

darin enthaltene Altpeiisionen -f BILO 

B etri eb s e rgeb n i s unter Be - 
rücksichtigujig der Zinslast, 
aber ohne Rü des teil umj für 
PeasioTisanwartsdiaften . . -f 461,0 


1966 Tariferhöhungen des Berufs- 
und Schülerverkeil rs; AnJhe- 
bung sogenannter Sozialtarife 
und Einschränkung des Be- 
zirkspersonenverkehrs . . 

Verbesserung der Wirtschaft- 
lidikeil des StückguLs- und 
Expreßgutverkelirs , , , . 

Auflrebmrg der landwdrt- 
schafOichen Subvention starife 
und der Mineralölsteuer im 
Schienenverkehr 

Verringening des Untcrhal“ 
tiingsaufwancles 

tibertrag . . . 


D vgl. hierzu Fußnote ***) duf Seite 259 


dr 484,3 

-h 300,0 

+ 2UA*] 

-h 180,0 ^ 

-f 1453,7 
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in Millionen DM 

Dbertraig ... + 1453.7 

Renlabilitätsveirbesseriing 
aus dem 4-Jatires-Invesli- 
Uonsabschnitt 641,3 

Mehrabsdirei- 

brm-g A119J 

Sonderabschrei- ^ 24 1 

bungen aiif Rest- , 

budi werte . . . J\ 4,4 

:J, Mehransaufwand 
(einschließUdi In- 
InvesUUonen für 
■die Jahre 1965 

und 1966 .. . ■/■ 170,5 + 347,2 

,y. Rückstellung für die Ver- 
sorgungsbezüge der täti- 
gen Beamten (einsdüieß- 
Hdi Steigerung wegen Ge- 
haltserhöhungen) . , . ,/, 483,7 

./* Mehrauivvand aus Ge- 
halts- und Lohnerhöhun- 
gen sowie Arbeitszeitver- 
kürzungen ./, 731,1 

. /. Mehrabsdireibungen auf 
Anlagenzugänge 1965 und 
1966 (ohne sofort reali- 
sierbaren RatlonaHsie- 


nmgserfolg) ./. 200,0 

Betriebsgewiiiß (einstlil ie ß- 

lidt Zinslast) 381,1 

Gewinn verwendun g 

Anteil der DB an Aitpensio- 

nen . . . 320,0 

Zuführung zur Baurücklage , 60,0 

Gewinn vortrag ..... 1,1 


Der nach der VorkalkuJaLion zu erwirtschaftende 
Betriebsgewinn \vird noch immer hinter der in dem 
Gesetzentwurf vorgesehenen Verzinsung des zins- 
pflichtigeii Kapitals Zurückbleiben. Solange aber 
BinnerLsdiiiffahrt und Schwer last wagen nicht ilire 
vollen Wegekosten aufbringen und damit von der 
öffentlidien Hand subventiomerl werden, muß der 
DB, welciie die vollen Wegekosten zu tragen hat, 
im gewissen Umfang eine Anrechnung dieser Mehr- 
belastung auf ihre Verzinsen gsp flicht gestattet wer- 
den. Neben der Gleiclistellung der Startbcjdingungen 
betrachtet die Koinmissiou die geforderten und vor- 
kalkulierten RentabilitätsverbeEJSerungen für eine 
Gesundung der DB als unabdingbar. 

Die erwartete Ren Labil ilätsverb€?ssemng ist je- 
doch nur dann xu verwirklichen, wenn über die In- 
vestiLionspIäne der DB und ihre Finanz'ierung recht- 
zeitig die erforderlichen Beschlüsse gefaßt werden. 
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C. Vorschlag der Kommission für ein neues Bundesbahngesetz 

nebst Begründung 


ERSTER ABSCHNITT 
Reditsstellung und Aufgaben 


§ I 

S onder V er m ö g e n 

(1) Oie Bundesrepublik Deutschland betreibt die 
Bundeseisenbahnen unter dem Namen Deutsche 
Bundesbahn. 

(2) Das Bundeseisenbahnvermögen ist ein nidit 
rechtsfähiges Sondervermögen des Bundes mit eige* 
neu Organen und mit eigener Wirtschafts- und 
Redmungsfuhrung. 

(3) Die^ Bundesregierung setzt die Höhe des 
Grundkapitals der Deutschen Bundesbahn fest, 

52 

Organe 

Die Organe der Deutschen Bundesbahn sind der 
Verwallungsrat und der Vorstand. 

§3 

Stellung im Rechtsverkehr 

(1) Die Deutsdie Bundesbahn kann im Rechts- 
verkehr unter ihrem Namen handeln, klagen und 
verklagt werden. 

(2) Die Deutsche Bundesbahn ist dem Bund gegen- 
über nicht Partei- und prozeßfahigj jedoch kann sie 
wie eine redUsfähige Person mit dem Bund Abkom- 
men schließen. 

(3) Der allgemeine Gerichtsstand der Deutschen 
Bundesbahn wird durch den. Sitz der Behörde 
bestimmt, die nadi der Verwaltungsordnimg berufen 
ist, die Deutsche Bundesbahn im Rechtsstreit zu 
vertreten. 

54 

Butideseisenbahnvennögen 

(1) Das Bundeseisenbahn vermögen ist von dein 
übrigen Vermögen des Bundes, seinen Rechten und 
Verbindlichkeiten getrenntzuhalten. 

(2) Für die Verbindlictikeiten der Deutschen 
Bundesbahn haftet der Bund nur mit dem Bundes- 
eisenbahnvermögen. Das Bundeseisenbahnvermögen 
haftet nicht für die sonstigen Verbindlichkeiten des 
Bundes. 

§5 

BetriebsEühmng und Auflagen 

(1) Die Deutsche Bundesbahn ist nach kaufmän- 
nischen Grundsätzen so zu führen, daß sie die zur 
Erfüllung ihrer Aufgaben und Verpflichtungen er- 


forderlichen Aufwendungen einschiießlidi aus- 
reichender Rückstell ungen selbst aufbringea kann, 
und daß darüber hinaus das dem Unternehmen 
gewidmete Kapital angemessen verzinst wird. Die 
Deutsdie Bundesbahn ist verpflichtet, ihren Betrieb 
nach dem jeweiligen Stand der Technik sicher zu 
führen und im Rahmen einer wirtschaftlichen 
Betriebs fiihrung den Anforderungen des Verkehrs 
Rechnung zu tragen. 

(2) Der Bundesminister für Verkehr kann der 
Deutschen Bundesbahn aus Gründen des Wohls der 
Allgemeinheit die Durchführung oder Unterlassimg 
von betrieblichen und tariflidien Maßnahmen auf- 
erlegen. Soweit die Deutsdie Bundesbahn infolge 
solcher Auflagen Leistungen zu erbringen hat, die 
sie mit Rücksicht auf ihre Pflicht zur kaufmännischen 
Geschäftsführung nicht ohne einen entsprechenden 
Ausgleich erbringen kann, oder Maßnahmen unter- 
lassen inußr die im kaufmännischen Interesse gebo- 
ten .sind, ist sie zu Lasten des Bundeshaushalts zu 
entschädigen.. Das gilt unter der gleichen Voraus- 
setzung audr für Auflagen, die der Deutschen 
Bundesbahn in RedUs Vorschriften gemacht werden. 
Bei Meinungsverschiedenheiten bestimmt die Bun- 
j desregierung auf Antrag des Bundesminislers für 
j Verkehr, des Bundesministers der Finanzen oder der 
1 Deuisdien Bundesbahn auf Grund eines Gutachtens 
einer von ihr zu bestellenden Gutaditerkommission, 

, ob und in welcher Höhe eine Entschädigung zu 
zahlen ist. Vor Erstattung des Gutachtens sind der 
Bundesminister für Verkehr, der Bundesminister der 
Finanzen und die Deutsdie Bundesbahn zu hören. 

56 

Leistungen für andere Verwaltungen 

Leistungen der Deutschen Bundesbahn, für den 
Bund und seine Unternehmenr für die Länder, für 
die Gemeinden (Gemeindeverbände) und fürKörper- 
sdiaften und Anstalten des öffentlichen Rechts und 
deren Leistungen für die Deutsche Bundesbahn sind 
angemessen abzugelten. 

5 7 

Bef ürderungspf ] icht 

(1) Die Deutstdie Bundesbahn ist verjif lichtet, 
Güter zur durchgehenden Beförderung von und nach 
allen Bahnhöfen nach Maßgabe ihrer allgemeinen 
Abfertigungsbedingungen und im Rahmen ihres 
Zugdienstes anzunehmen. Beförderungen auf Ent- 
fernungen bis zu einhundert Kilometern kann die 
Deutsche Bundesbahn aus wirtschaftlidieii Gründen 
ablehnen. 

(2) Die Deutsche Bundesbahn ist verpflichtet, Per- 
sonen im Rahmen der öffentlich bekanntgegebenen 
Fahrpläne zu befördern. 
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Tarife 

(1) Die Verkehrstarife der Deutschen Bundesbahn 
sollen grundsätzlich Festtarife sein. Neben den 
Regellarifen sind Ausnahmetarife zulässig. Die 
Beförderungsentgelte haben sich im Rahmen der 
Eigenwirlschaftlidikeit der Deutschen Bundesbahn 
zu halten. Die Tarife müssen bei Vorliegen gleidier 
Umstände für jedermann gleidi sein. Sie dürfen 
nicht dm dl ungeredit fertigte Bevorzugungen oder 
Benachteiligungen einzelner oder von Plätzen oder 
Wirtsdiöftsräumen diskriminierend wirken und 
keinen Mißbraudi der Maiktmacht darstellen. Die 
Tarife haben alle für die Beförderung maßgebenden 
Bestimmungen und alle zur Berechnung der Beförde- 
rungsenlgelte und der Gebühren für Nebenleistun- 
gen (Nebengebühren) notwendigen Angaben zu ent- 
halten. Die Tarife sind zu veröffentlidien. 

(2) Der Bundesniinister für Verkehr kann unter 
ßeaditung der vorstehenden Bestimmungen allge- 
meine Grundsätze für die Tarifbildung aufstellen. 
Diese dürfen nicht che Preispolitik, insbesondere 
nicht das WettbewerbsverhäUnis der Deutschen 
Bundesbahn zu den übrigen Verkehrsträgern regeln. 

(3) Im Rahmen der Absätze 1 und 2 setzt die 
Deutsdie Bundesbahn ihre Verkehistarife fest. Die 
Tarife sind dem Bundesminister für Verkehr mitzu- 
teilen. Der Bundesminister für Verkehr kann binnen 
drei Wodien Einspruch erhebenr wenn die Tarife 
den nach Absatz 2 aufgestelUen Grundsätzen oder 
sonstigen gesetzlichen Verpfliditungen der Deut- 
sdien Bundesbahn widersprechen. Die Tarife dürfen 
erst veröffentlicht werden, wenn feststeht, daß kein 
Einspruch erlioben wird, 

(4) Die Deutsche Bundesbahn ist bereditigt, wenn 
und soweit e.s ihre Wettbewerbslage im Einzelfall 
erfordert, Preisermäßigungen und sonstige Vergün- 
stigungen durdi Sondervereinbarungen zu gewäh- 
ren. Die verbleibenden Gesamten tgelte dürfen im 
Einzelfall die Satze nicht unterschreiten, bei denen 
die Deutsche Bundesbahn im Falle des § 5 Abs, 2 
Ausgieidiszahlungen in Anspruch nehmen könnte. 
Sie sind dem Bundesminister für Verkehr anzu- 
zeigen. Dieser kann Vergünstigungen aufheben, 
wenn eine von ihm anzuhörende Sadiverständigen- 
Kommission feststellt, daß die Wettbewerbslage die 
Sondervereinbarung nidit erfordert oder daß sie die 
Grundsätze eines lauteren Wettbewerbs verletzt 
oder die Ertrag.slage der Deutschen Bundesbahn 
gefährdet. 

(5} Die Vorschriften des allgemeinen Preisrechts 
finden keirie Anwendung. 

Kreditaufnahme 

Die Deutsche Bundesbahn ist beredrtigt, selb- 
ständig Kredite aufzunebmen. Soweit es sich um 
Kredite handell, die nach Art und Umfang den üb- 
lidien Rahmen der Wirtsdiaftsführung der Deut- 
sdien Bundesbahn übe rsdi reiten, ist die Zustimmung 
der Bundesregierung erforderlich. Anleihen sollen 
nur für rentable Investitionen aufgenommen werden. 


$ lü 

Verwaltungsordnung 

Die Organisation der Deutschen Bundesbahn wird 
durch eine vom Veiwaltungsrat mit Zustimmung des 
Bundesniinisters für Verkehr zu erlassende Verwal- 
tungsordnung geregelt. 

ZWEITER ABSCHNITT 
Vorstand der Deutschen Bundesbahn 

5 n 

Reditsslellung des Vorslandes 

(1) Der Vorstand besteht aus einem Vorsitzer und 
drei, weiteren Mitgliedern. Ein Mitglied hat ins- 
besondere die sozialen Aufgaben wahrzunehmen. 

(2) Die Vorstandsmitglieder sollen hervorragende 
Kenner des Verkehrswesens und der Wlrtsdiaft 
sein. 

(3) Die Vorstandsmitglieder werden vom Verwal- 
lungsrat jeweils auf die Dauer von fünf Jahren 
gewählt und auf Vorschlag der Bundesregierung 
vom Bundespräsidenten bestellt. Die Bundesregie- 
rung kann bei ihrem Voisdüag aus wichtigem 
Grunde von dem Bescliluß des Verwaltungsrates 
abweichen, 

(4) Die Vorstandsmitglieder können jederzeit 
durch Besdiluß des Verwaltungsrates mit Zustim- 
mung der Bundesregierung abberufen werden. Der 
Beschluß des Verwaltungsrates bedarf einer Mehr- 

I heit von zwei Dritteln seiner Mitglieder. Vor der 
Besdüußfassung gibt der Verwaltungsrat dem Vor- 
I standsmitglied Gelegenheit zur Stellungnahme. Der 
I Verwaltungsrat gibt dem Abberufenen die Gründe 
bekanjiL Der Abberufene behält bis zum Ablauf der 
Zeit, für die er gewählt ist, die vollen Bezüge, je- 
, doch entfällt eine etwa gewährte Aufwandsent- 
schädigung. 

(5) Die Vorstandsmitglieder stehen in einem 
öffentlidi-rechtlidien Amts Verhältnis. Ihr Rechts- 
verhältnis gegenüber der Deutschen Bundesbahn, 
insbesondere ihr Gehalt, ihr Ruhegehalt und ihre 
Hinterbliebenenbezüge, wird durch Vertrag mit dem 
Verwaltungsrat geregelt. Die Verträge bedürfen der 
Zustimmung der Bundesregierung, 

(6) Vorstandsmitglieder dürfen nidit dem Verwal* 
tungsrat angehören. Sie bedürfen zur Übernahme 
einer Neberitätigkeit der Zustimmung des Verwal- 
tungsrates. Die Übernahme von Aufsichtsratsposten 
in Unternehmen, an denen die Deutsche Bundesbahn 
mittelbar oder unmittelbar beteiligt ist oder mit 
denen sie in Geschäftsbeziehungen steht, ist unter- 
sagt. Der Bundes mini Ster für Verkehr kann die 
Übernahme von Aufsiditsratsposten in internatio* 
nalen Gesellschaften, an denen die Deutsche Bundes- 
bahn beteiligt ist, zulassen. 

5 12 

Pfliditen und Rechte des Vor,standes 

I 

(1) Der Vorstand führt die Gesc^iäfte der Deut- 
schen Bundesbahn unter eigener Verantwortung. Er 
i ist an die Beschlüsse des Verwaltungsrates gebun- 
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den. Die Vors tcmcLsmitgl jeder sind, imbeschadel 
einer Verteilung der Geschäfte unter sich, für die 
Führung der Geschäfte gemeinsam verantwortlich. 

[2J Beschlüsse des Vorstandes bedürfen der Zu- 
sUinmung der Mehrheit der Mitglieder* Bei Stim- 
mengleichheit entscheidet der Vorsitzei, Jedes Vor- 
standsmitglied ist befugt, seine abweichende Auf- 
fassung dein Verwaltungsral bekannlzügeben. Ge- 
gen die Stimme des Vorsitzers können keine Be- 
schlüsse gefaßt werden, die finanzielle Verpflich- 
tungen der Deutsdien Bundesbahn betreffen. 

(3) Der Vorstand vertrUt die Deutsche Bundes- 
bahn gerichtlidi und außergeridxüich,, soweit nidit 
die Verwaliungsordnung etwas anderes bestimmt. 
Zur Vertretung der Deutsdien Bundesbahn ist jedes 
Vorstandsmitglied befugt, 

§ 13 

Monatlidier Geschäftsbericht 

Der Vorstand bat dem VerwaLtungsrat monatlich 
einen Gesdiältsbericht vomdegen. der über die 
tinanzieUe Lage und den Stand des Unternehmens 
Auskinitt gibt. Er ist verpfliditet, dem Verwal- 
tungsrat auf dessen Verlaogen Auskunft über alle 
wesentlichen Vorgänge in der Gesdiaftsfühning zu 
erteilen. 

§ 14 

Sorgfaitspüicht und Verantwortlichkeit 

(1) Die Vorstandsmitglieder haben bei ihrer Ge- 
sdidftsführnng die Sorgfalt eines ordeutiidjen und 
gevi?issenhdften Gesdiäftsleiters anzuwonden. Uber 
vertrauliche Angaben und über Betriebs- und Ce- 
schäftsgeheiiTuiisse, die ihnen durdi ihre Tätigkeit 
mi Vorstand bekannt geworden sind, haben sic 
audi nach Beendigung ihres Amts Verhältnisses Still- 
schweigen zu bewahren. 

(2) Vorstandsmitglieder, die ihre Pflichten ver- 
letzen, sind der Deutsdien Bundesbahn zum Ersatz 
des daraus entstehenden Sdiadens als Gesamt- 
sdiuidner verpfliditet. Sie haben nachzu weisen, daß 
sie die Sorgfalt eine-s ordentlictien und gewissen- 
haften Geschäftsleiters angewandt haben. Schadens- 
ersatzansprüche gegen die Vorstandsnutgiieder ver- 
jähren in fünf Jahren. 

(3) Soweit die Vorstandsmitglieder Hoheitsauf- 
gaben wahmehmen, regelt sich die Haftung nach 
den für die Bundesbeamten geltenden Vorschriften. 


DRITTER ABSCHNITT 
Verwaltungsrat 
§ 15 

Rechtsstellung des Ver^vallungsrates 

(1) Der Vei wallungsrat wird von der Bundes- 
regierung .bestellt. Er besieht ans achtzehn Mit^ 
gliedern, "von denen sechs Arbeitnehmerverlreter 
sind. Drei von ihnen müssen Bedienstete der Deut- 
sdien Bundesbahn sein. Der Hauptpersonalral macht 


I hierfür Vorschläge unter eulspredu-mder Berücksicb- 
tigung der versdiiedenen im Unternehmen besdiäii- 
Ligten Gruppen. Die Mitglieder des Verwaltungs- 
rates werden auf fünf J all re bestellt. 

(2) Die Mitglieder müssen erfahrene Kenner de.s 
I Wirtschaftslebens oder Eisenbalinsa dl verständige 
I sein. Sie dürfen nicht in Organisationen, in Uiiier- 
nehineii oder Organen von Unternehmen tätig sein, 
die mH der Deutsdien Bundesbahn im WeLLbewerb 
stehen oder auch deo Interessen anderer Verkehrs- 
träger dienen. Sie dürJen ferner nicht Vorstands- 
mitglieder von Geseilschaflen sein, an denen die 
Deutsche Bundesbahn mit Mehrheit beteiligt ist. Sie 
haben ihr Amt nadi bestem Wissen und Gewissen 
zum Nutzen der Deutsdien Bundesbahn zu versehen, 
ln EilüHung dieser Pilidit sind sie an Aufträge oder 
Weisungen nicht gebunden. 

1 (3) Die Mitglieder können jederzeit durch schrift- 

lidie Erklärung gegenüber dem Bundesmioist^r Für 
I Verkehr ihr Amt niederlagen. Verliert ein Mitglied 
I die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter, 
wüd über sein Vermögen der Konkurs eröflnet, ent- 
' fallen bei ihm die Voraussetzungen, die für seine 
Bestellung maßgebend waren, oder treten Umstände 
I ein. die seiner Bestellung entgegenstehen wöirden, 
so kann die Bundesregierung ihn vor Ablauf der 
Amtszeit abberuf gii. Das gl ei die gilt, wenn bei 
einem Mitglied ein wichtiger, in seiner Person 
liegender Grund gegeben ist. der die Abberufung 
reditfertigt* Das ist insbesondere der Fall, wenn bei 
I einem Beamten die vorläufige Dienstenthebung be- 
, rechUgt wäre. Vor der Abberufung ist der Verwcü- 
tungsrat zu hören. 

(4) Sdieidel ein Mitglied vor Ablauf der Zeit, für 
die es bestellt ist. aus, so wird innerhalb von drei 
Monaten für den Rest der Amtszeit ein neues Mit- 
glied bestellt. 

I 

§ Ib 

Sorgfahspfiidit und Veranlwortlichkeit 

Für die So rgfaltspf licht und Verantwortlichkeit 
, der Mitglieder des Verwaltungsrates gilt | 14 über 
I die SorgfaJtspriicht und Verantwort! idikeit der Vor- 
' Standsmitglieder sinngemäß. 

I § 17 

I Vergütung 

Die Mitglieder des Verwaltuiigsrates erhallen 
I fröie Fahrt auf den Strecken der Deutsdien Bimdes- 
I bahn, Ersatz von Reisekosten und eine angemessene 
Vergütung, die von der Bundesregierung unter Be- 
rüdes ichtigimg der den Mitgliedem des Verwah 
tungsrates obliegenden Verantwortung festgesetzt 
I wird. 

I 

§ m 

Präsident des Verwaltungsrates 

(l) Der Verwalt angsrat wähll alle zwei Jahre zu 
Beginn des Gesdiäftsjahrs aus seiner Mitte den 
Präsiden ien des Verwaltung srates sowie einen oder 
zwei Vizepräsidenten, Für die Wahl des Präsiden- 
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ten ist eine Mehrlieil von drei Vierteln der Mit- 
glieder des VerwalUmgsrates erforderlidi. Erhall -im 
ersten Wahlgang kein Bewerber die erforderlidie 
Stimmenmehrheit* so findet ein zweiter Wahlgang 
statt. Kommt audti in diesem Wahlgang die eifor- 
derhche StimmerLmehrhedt nidit zustande, so findet 
zwisdien den beiden Bewerbern, die im zweiten 
Wahlgang die höchste Stimmeiizahl erreicht haben, 
eine Stichwahl stath bei der die einfache Mehrheit 
der abgegebenen Stimmen entscheidet. Für die 
Wahl der Vizepräsidenten ist die einfadie Mehrheit 
der abgegebenen Stinimeii erforderlich. 

(2) Zur Durchführung seiner Amtsgeschäfte richtet 
der Präsident eine Geschäftsstelle ein. In der Ge* 
sdiäftsstelle können auch Personen besdiäftigt v/er* 
den, die nidil Bedienstete der Deutschen Bundes- 
bahn sind und rnit denen der Präsident einen Pri- 
vatdienstvertrag schließt. 

§ 19 

Aufgaben des Verwaltungsrates 

(1) Der Verwaltungsrat hat die Gesdiäftsführung 
des Vorstandes zu überwachen. 

(2) Der Verwaltungsrat beschließt über 

L die Verwaltungsoi^dnung der Deutschen 
Bundesbahn* 

2. den Tnvestitionsplan, den Wirtsdiafts- 
pian, den SteUenplän und den Jahres- 
abschluß mit Gewinn- und Verluslredt- 
nung, 

3. die Beteiligung an anderen Unternehmen 
und die Veräußerung einer solchen Be- 
teiligung, 

4* die Veräußerung wesentlicher Vermö- 
gens teile* 

5, die Auiitahme von Krediten und Anlei- 
hen und die Bestellung von Sicherheiten, 

6. die Wahl und Abberufung von Vor- 
standsmitgliedern und die Verträge mit 
den V o rstan dsmi t g 1 i e dem , 

?* die Besetziung der Dienstposten der Ab- 
teilungsleiter der Hauptverwaltung, der 
Präsidenten der Direktianen und der die- 
sen gleichstehenden Diens^tellen sowie 
über die Verträge mit den diese Dienst- 
posteri wahrnehmeriden Bethens teten, 

8. die Grund&atzf ragen des Personal wesens* 
besonders hinsichtUch der Bezahlung der 
Bediensteten, und den Abschluß von 
Tarifverträgen, 

9. die für die fin.an 2 )ieUe Lage der Deut- 
schen Bundesbahn wesentliäien Eisen- 
bahn- und sonstigen Verkehrs tarlfe, 

10. den Bau neuer Bahnen und die Durchfüh- 
rung grundlegender NeueniDgen oder 
Änderungen technischer Anlagen, 

IL die dauernde Einstellung des Betriebs 
einer Bundesbahnstiecke, eines wichtigen 
Bahnhofs* die SUlIegung oder Verlegung 


eines Ausbesserungswerks oder einer 
sonstigen großen Dienststeller 

12. wesenthtbe organisatorische Verände- 
lungen der Bimdesbahnverwaltung, ins- 
besondere auch der Bezirks- und Aufga- 
benabgrenzung der Direktionen und zen- 
tralen Ämter. 

(3) Uber die in Absatz 2 genannten Aufgaben 
hinaus kann der Verwaltungsrat über bestimmte 
Fragen von allgemeiner ßedeulung beschließen. Das 
gleiche .gilt für wichtige Ei nzelf ragen, wenn min- 
destens zwei Drittel seiner gesetzlichen Mitglieder- 
zahl es verlangen, 

(4) Den Vorstandsmitgliedern gegenüber vertritt 
der Verwültungsrat die Deutsche Bundesbahn ge- 
richtlich und außergerichtlich, 

§ 20 

Gesdiäitsordnung und Sitzungen 
des Verwaltungsrales 

(1) Der Venv^altungsrat gibt sich eine Geschäfts- 
ordnung. 

(2) Der VerwaJtungsrat tritt mindestens alle zwei 
Monate za einer ordentlichen Sitzung zusammen. 
Eine außerordentliche Sitzung ist anzuberaumen, 
wenn mindestens fünf Mitglieder des Verwaltungs- 
rates oder der Vorstand die Einberufung des Ver- 
waltungsrates schrifllid\ beantragen. Außerdem 
können der Bun desminister für Verkehr und 
der Bund^sminister der Finanzen gemeinsam 
die Anberaumung einer Sondersitzung zur Er- 
örterung bestimmter, dom Aufsiditsredit des Bun- 
des unterliegender Angelegenheiten verlangen. Der 
Präsident des Verwaltungsrates kann jederzeit eine 
Sitzung anberaumen. 

(3) Zur Beschlußfassung Ist die Anwesenheit von 
mehr als der Hälfte der gesetzlichen Zahl der Mit- 
glieder erforderlich. Die Beschlüsse werden, sofern 
die Geschäftsordnung nicht etwas anderes vor- 
schreibt, mit einfacher Stimmenmehrheit gefaßt. Bei 
Stimmengleichheit ist der Antrag abgelehnt. 

' (4) Die Geschäftsordnung des Verwaltungsrates 

kann zur Vorbeioitung der Beschlußfassung und zur 
WahTnehmiiiig besonderer Aiufgaben Ausschüsse 
vorsehen. Der Prästdent des Verwaltungsrates kann 
an den Beratungen der Ausschüsse teilnohmen und 
jederzeit das Wort ergreifen, 

(5) Die Vorstandsmitglieder sind bereditigL, au 
den Sitzungen des VerwaUuiigsrates und seiner 
Ausschüsse teilzunehmen, falls der Verwaltungsrat 
oder der Ausschuß nicht im Einzelfall besdiiießen, 
allein zu tagen. Die Mitglieder der Bundesregierung 
oder ihre Vertreter sind berediligt, an den Sitzun- 
gen des VerwaUtingsrates teilzunehmen, in denen 
über den Jahresabschluß, den Wirtsdiaftsplan, die 
Aufnahme von Anleihen oder die Veräußerung von 
Vermögensteilen im Sinne des § 23 Nr. 6 beschlos- 
sen wird. Die Bundesminister für Verkehr und der 
Finanzen oder ihre Vertreter sind bereditigt, an 
den nach Absatz 2 Satz 3 anzuberaumenden Sitzun' 
gen teilzunehmen. Der Präsident des Verwailungs- 

I rabes oder der Vorsitzende des Ausschusses kann 
I die Teilnahme weiterer Personen zulassen. 
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S 21 

Verkehjsbelrat 


§ 25 

Äustausdi von Bediensteten 


Zur Beraturug des Vorstandes und des Verwal- 
tun-gsrates in Verkehrs wirtsdiaftli dien Fragen wird 
nach näherer Bestimmung der Verwalt ungsordnung 
ein Verkehrsbeirat bestellt. Der Beirat 'wird durdi 
den Bundesminister für Verkehr berufen. Er tagt 
unter dem Vorsitz des Präsidenten des Verwal- 
tungsrates. 


VIERTER ABSCHNITT 

Aufsicht 

5 22 

Aufsichtsredit des Bundesministers für Verkehr 

Der Bundesminister für Verkehr hat die Aufsicht 
darüber, daß die Deutsche Bundesibahn nach den 
gellenden Gesetzen geführt wird, insbesondere 
ihren Verpfliditungen nach § 5 Abs. 1 nadikommt. 
Er kann Beschlüsse und Anordnungen von Organen 
und Dienststellen der Deutschen Bundesbahn auf- 
heben, wenn sie gegen Gesetze verstoßen. 

§ 23 

Genehmigungsrecht des Bundesministers 
für Verkehr 

Dem Bundesminister für Verkehr bleibt unbe- 
schadet des § 5 Abs. 2 die Genehmigung Vorbehalten 

1. des Stellenplans und des Jahresabsdilusses im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister der 
Finanzen, 

2. zur dauernden Einstellung des Betriebs einer 
Bundesbahnstredke oder eines wichtigen Bahn- 
hofs, 

3. zu allgemeinen grundlegenden technischen Än- 
derungen, 

4. zur Ausdehnung des Geschäftsbetriebs auf 
Tätigkeiten,, die nicht unmittelbar dem Ver- 
kehr dienen, 

5. zur Gründung und zum unmittelbaren und 
mittelbaren Erwerb anderer Unternehmen oder 
Beteiligungen sowie zu deren Veräußerung, 

6. zu Verfügungen über Teile des Anlagever- 
mögens, wenn der Wert im einzelnen eine 
Million Deutsche Mark übersteigt. 

§ 24 

Auskunftsredit des Biindesministers für Verkehr 

Der Bundesminister für Verkehr kann von den 
Organen der Deutschen Bundesbalm jede sachdien- 
liche Auskunft verlangen. Er kann für die Erteilung 
der Auskunft eine Frist setzen. Er ist berechtigt, im 
Benehmen mit dem Vorstand alle Anlagen und 
Dienststellen zu besichtigen oder durch seine Beauf- 
tragten besichtigen zu lassen. 


Nach näherer Vereinbarung zwischen dem Bun- 
desminister für Verkehr und dem Vorstand der 
Deutsdnen Bundesbahn können Bedienstete zur vor- 
übergehenden Dienstleistung untereinander aiisge- 
tauscht werden. 


FÜNFTER ABSCHNITT 
Personalwesen 
§ 26 

Rechtsverhältnisse der Beamten, Angestellten 
und Arbeiter 

(1) Die Deutsche Bundesbahn beschäftigt Beamte, 
Angestellte und Arbeiter. 

(2) Bundesbahnbeamle sind in der Regel nur für 
Hoheitsaufgaben oder für solche Aufgaben zu ver- 
wenden, die zur Sicherung der Betriebsführung nicht 
ausschließlich Personen übertragen werden dürfen,, 
die in einem privatrechtlidren Arbeitsverhältnis 
stehen, 

(3) Die Abteilungsleiter der Hauptverwaltung, die 
Präsidenten der Bundesbahndirektionen und der 
diesen gleichstehenden Dienststellen stehen in 
einem öffentlich-rechtlichen AmtsverhältnLs. Ihr 
Rechtsverhältnis wird durch Vertrag mit dem Vor- 
stand geregelt; die Verträge bedürfen der Zustim- 
mung des Verwallungsrates und der Bundes- 
regierung. 

5 27 

Vorgesetzte, Ernennung und Versetzung 
von Beamten 

(1) Der Vorstand ist oberster Dienstvorgesetzer 
aller Bundesbahnbeamten. 

(2) Die Vorstandsmitglieder sind Vorgesetzte 
aller Bundesbahnbeamten, Angestellten und Ar- 
beiter. 

(3) Der Vorstand ist oberste Dienstbehörde. Er 
ernennt die Bundesbahnbeamten; er kann diese Be- 
fugnis hinsichtlich der Beamten des gehobenen, des 
mittleren und des einfachen Dienstes auf die Präsi- 
denten der Bundesbahndirektionen und der diesen 
gleichstehenden Dienststellen übertragen. 

(4) Bei Auflösung, Zusammenlegung oder Um- 
bildung von Dienststellen kann der Vorstand einen 
Bundesbalmbeamten einer solchen Dienststelle in 
ein Amt derselben Laufbahn mit geringerem End- 
grundgehalt versetzen; § 10 des Bundesbesoldungs- 
gesetzes vom 27. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 993) 
gilt entsprechend. Der Vorstand kann diese Befug- 
nis hinsichtlich der Beamten des gehobenen, des 
mittleren und des einfachen Dienstes auf die Prä- 
sidemten der Bundesbahndirektionen und der diesen 
gleichslehendeii Dienststellen übertragen. 
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§ 28 

Verwendung auf anderen Dienslposten 

(Ij Der Vorstand oder die von ihm besUinioten 
Dienststellen der Deutschen Bundesbahn können 
einen Bundesbahnbeamten vorübergehend auf einem 
anderen Dienstposten von geringerer Bewertung 
unter Belassung seiner Amtsbezeichnung und seiner 
Dienstbezüge verwenden, wenn dies aus Gründen 
der Wirtschaftlichkeit oder der Betriebssicherheit 
geboten ist. Gründe der Betriebssicherheit können 
auch in der Person des Bundesbahnbeamten liegende 
wichtige Gründe sein, 

(2) Bundesbahnbeamte, deren Dienst betriebs- 
übliciierweise auch von Arbeitern wahrgenommen 
werden kann, können in Ausnahmefällen unter den 
Voraussetzungen des Absatzes 1 vorübergehend im 
Arbeiterdienst beschäftigt werden. 

(3) In den Fällen der Absätze 1 und 2 sowie bei 
Abordnungen nach § 27 des Bundesbeamtengesetzes 
vom 14, Juli 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 551) können 
der Vorstand oder die von ihm bestimmten Dienst- 
stellen der Deutschen Bundesbahn die sofortige 
Vollziehung auch dann anordnen, wenn dringende 
Gründe des Betriebs oder der Verkehrsbedienung 
dies erfordern. 

& 29 

Versorgung 

Für die Bundesbahnbeamten Lst eine Pensions- 
rücksteliung zu bilden,, deren Höhe nach versiche- 
rungsmathematischen Grundsätzen zu errechnen ist. 
Zu den Versorgungsleislungen gibt der Bund einen 
Zusdiuß, dessen Höhe sich nadi den Grundsätzen 
der Bundeszuschüsse zu den Rentenversidierungen 
der AngestelUen und Arbeiter bemißt. 

§ 30 

Belohnungen 

Der Verwallungsrat der Deutschen Bundesbahn 
kann mit Zustinunung des Bundesministers für Ver- 
kehr, die im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
der Finanzen erteilt wird, Riditlinien. für die Ge- 
währung von Belohnungen In besonderen Fallen 
und für besondere Leistungen erlassen. 

§ 31 

GesetzHriie Sozialeinrichtungen 

(1) Die Deulsdie Bundesbahn führt für ihren Be- 
reich auf dem Gebiet der Kranken-, Unfall- und 
Invalidenversidierung sowie der Zusatzversicherung 
und des Arbeitsschutzes die bestehenden Einrich- 
tungen weiter. 

(2) Die Bundesregierung wird ermächtigt, diese 
Einrichtungen durch Rechtsverordnung ganz oder 
teilweise auf die allgemeinen Versicherungsträger 
überzuleiten, sofern dies aus wirtsdiaftlichen oder 
betrieblichen Gründen zweckmäßig ist 

§ 32 

BetriebUche Soztaleinriditungeu 

Die betrieblichen SoziaJeinridrtungen der Deut- 
schen Bundesbahn und die anerkannten SelbsthUfe- 


einriditungen der Bediensteten haben ihre Aufwen- 
dungen einschließlich des Sadi- und Personalauf- 
warids selbst zu tragen. Soweit diese Einrichtungen 
Aufgaben erfüllen, zu denen die I>eutsdie Bundes- 
bahn rechtlich verpflichtet ist, sind die erforder- 
lichen Beträge in den Wtrtsdiaftsplan einzustellen. 
Wenn es die Verpfliditimgen der Deutschen Bun- 
desbahn nach § 5 Abs, 1 dieses Gesetzes gestatten, 
sind die Einrichtungen angemessen zu unterstützen. 


SEOISTER ABSCHNirr 

WiTtschaÜsführung 

! §33 

Rechnungsführung und Geschäftsjahr 

(1) Die Rechnung der Deutschen Bundesbahn ist 
nach aktienrechtlichen Grundsätzen zu führen. 

(2) Das Geschäftsjahr der Deutschen Bundesbahn 
ist das Kalenderjahr. 

§34 

Inveslitionsplan, Wirtsdiaftsplan, Stellenplan 

(1) Der Vorstand hat jeweils für einen Zeitraum 
von mindestens vier Jahren einen Inveslitionsplan 
aufzustellen und ihn jährlich den veränderten Be- 

' dürfnissen anzupassen. Der Plan umfaßt alle Tn- 
* vestitionen zur Erneuerung, zur Erweiterung und 
zur Umgestaltung der Anlagen und Betriebsmittel 
(ErulLo-Investitionen). 

(2) Der Vorstand hat für jedes Geschäftsjahr 
reditzeitig vor dessen Beginn einen Wirtschaftsplan 

I aufzustellen, der die voraussichtlichen Aufwendun- 
gen und Erträge enthält und den für das kommende 
I Jahr in Aussidit genommenen Investitionen die zur 
I Finanzierung erforderlichen Mittel gegenüberstellt. 

I (3) Für jedes Geschäftsjahr ist ferner ein Steilen- 
plau aufzustellen, der die Beamtenstellen und den 
Anteil der im einfachen und mittleren Dienst nicht 
mit Beamten zu besetzenden Dienstposten fest- 
legl. 

(4) Investitionsplan, Wirtschaftsplan und SteUen- 
pian sind vom Verwaltungsrat zu beschließen und 
den ßundesministern für Verkehr luid der Finanzen 
mitzu teilen. Der Stellenplan bedarf der Genehmi- 
gung des Bundesminislers für Verkehr im Einver- 
nehmen mit dem Bundesminister der Finanzen, 

§35 

Jahres ab sdilufi 

Der Vorstand hat binnen vier Monaten nach Ab- 
schluß eines jeden Geschäftsjahres eine Bilanz und 
eine Jahreserfolgsrecäinung aufzustellen und dem 
Verwallungsrat vorzuiegen. Ein die Rechnung er- 
läuternder Gesdiäftsberidit ist beizufügen. 

§ 36 

Jahreserfolgsredmung 

(1) Die Jahreserfolgsrechnung besteht aus einer 
Betriebs rechnung und einer Gewinn- und Verlust- 
redinung. 
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(2) In der Betriebsredmung sind die Betnebs- 
erträge und -aufwendungen einander gegenüberzu- 
stellen. Dabei ist der Abnutzung des Anlagevermö- 
gens durch angemessene Abschreibungen Rechnung 
zu tragen. 

(3) Das Ergebnis der Betriebsrechnung ist in die 
Gewinn- und Verlustrechnung zu übernehmen. Fer- 
ner sind die sonstigen Erträge und Aufwendungen 
aufzuführen. Dazu gehören auch die Sonderab- 
sdireibungen und die Zuweisungen an betriebsnot- 
wendige Rücklagen. 

§ 37 

Formblätter für den Jahresabschluß 

Der Bundesminister für Verkehr wird ermächtigt, 
im Einvernehmen mit den Bundesministem der 
Finanzen und für Wirtschait für die Gliederung des 
Jahresabschlusses Formblätter vorzusdi reiben oder 
andere Vorschriften zu erlassen, die von den §§ 131 
und 132 des Aktiengesetzes ab weichen oder sie er- 
gänzen. 

§ 38 

' Rücklage 

Ergibt der Jahresabschluß einen übersdiuö, so 
sind aus dem übersdruß vor Ermittlung des Rein- 
gewinns jährlich bis zu zwei Prozent der Verkehrs- 
einnahmen einer Rücklage zuzuführen, bis diese den 
Betrag von achthundert Millionen Deutsche Mark 
erreicht hat, ln früheren Gesdiäftsjaliren unterblie- 
bene Zuweisungen an die Rücklage sollen in den 
nachfolgenden Jahren in Höhe von einem Prozent 
der Verkehrseinnahmen nadigehoU werden, 

§ 39 

Prüfung des Jahresabschlusses 

(1) Der Jahresabsdiluß, die Buchführung und der 
Geschäftsbericht sind durdi einen oder mehrere vom 
Verwaltungsrat im Einvernehmen mit dem Bundes- 
rechnungshof zu bestellenden Wirtschaftsprüfer zu 
prüfen^ bevor der Jahresabschluß und der Geschäfts- 
bericht dem Verwaitungsrat vorgeiegt werden. 

(2) Im übrigen gelten sinngemäß die Vorschriften 
des Aktienrechts über die Prüfung des Jahresafo- 
sdiiusses und die Ridittinien des Bundesredinungs- 
hofes für die Prüfung der Beteiligungen des Bundes. 
Bei Meinungsversdiiedenheiten zwischen den Ab- 
sdilußprüfern und dem Vorstand über die Aus- 
legung der Vorschriften über den Jahresabsdiluß 
und den Gesdiäftsberichl entscheidet der Bundes- 
rechnungshof. 

(3) Der Prüfungsbericht ist dem. Vorstand und 
dem Verwaitungsrat vorzulegen. 

§ 40 

Genehmigung des Jahresabsdiliisses 

(1) Der Verwaitungsrat hat innerhalb von zwei 
Monaten nach Vorlegung über den Jahresabschluß 
zu beschließen. 


(2) Der Vorstand legt den vom Verwaltungsrat 
besdilössenen Jahresabschluß und den Geschäftsbe- 
richt mit dem Prüfungsbericht unverzüglich dem 
Bundesminister für Verkehr zur Genehmigung vor. 
Der Bundesminister für Verkehr entscheidet im Ein- 
vernehmen mit dem Bundesminister der Finanzen. 

(3) über die Genehmigung ist innerhalb von drei 
Monaten zu entsdieiden. 

§ 41 

Mitteilung an Bundestag und Bundesrat 

Die Bundesregierung gibt den genehmigten Jah- 
resabschluß dem Bundestag und dem Bimdesrat zur 
Kenntnis, 

§ 42 

Veröffentlichung 

Der Vorstand hat den genehmigten Jahresab- 
schluß unverzüglich im Bundesanzeiger zu ver- 
öffentlichen. 

§ 43 

Gewinn und Verlust; Entlastung 

(l) über die Verwendung des nach § 38 verblei- 
benden Reingewinns beschließt die Bundesregie- 
rung. Sie beschließt ebenfalls über die Deckung 
oder den Vortrag eines Verlustes auf neue Rech= 
nung. 

I (2) Die Bundesregierung besdiließt ferner über 
die Entlastung des Verwallungsrates und des Vor- 
standes. 

I § 44 

Wirtsdiafts^ und Redmimgsprüfimg 

(1) Die Wirtschafts- und Rechnungsführung der 
Deutschen Bundesbahn wird durcli den Bundesrech- 

I nungshof geprüft. 

I (2) Die Feststellungen des Bundesrechnungs- 

I hofes sind dem Vorstand, dem Verwaltungsrat und 
den Bnndesministem für Verkehr und der Finanzen 
mitzuteilen. 


SIEBENTER ABSCHNITT 
Verwaltungsrechtliche Vorschriften 
§ 45 

Planfeststellumg 

(1) Neue Anlagen der Deutschen Bundesbahn 
dürfen nur gebaut, bestehende Anlagen nur geän- 
dert werden, wenn der Plan zuvor festgestellt wor- 
den ist. Die Pianfeststellung ersetzt alle nadr an- 
deren Redrtsvorsdiriften notwendigen öffentlidr- 
reditlidren Genehmigungen, Verleihungen, Erlaub- 
nisse und Zustimmungen, Durch sie werden alle 
öffentlich-rechtlichen Beziehungen zwischen der 
Deutschen Bundesbahn und den durch den Plan Be- 
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trof fernen reditsgestaUend geregelt- Keiner Planfest- 
stellung bedarf an Bahnübergängen der Ersüt2 
von Schranken durch Blink liditanlageu mit Halb- 
sdiranken. 

(2) Im Planfeststellungsbesdiluß sind der Deut- 
sdien Bundesbahn die Errichtung und die Unter- 
haltung der Anlagen aufzuerlegen, die für das 
Öffentlidie Wohl oder zur Sidrerung der Benutz ung 
der benachbarten Grundstücke gegen Gefahren oder 
Nachteile notwendig sind 

(3) Werden infolge Änderungen der benachbarten 
Grundstüdce naditräglich Anlagen zur Sicherung des 
Betriebes notwendig, so kann die Deutsche Bundes- 
bahn durch den Bundesminister für Verkehr zu ihrer 
Errichtung und Unterhaltung verpflichtet werden? 
die hierdurch entstehenden Kosten haben die Eigen- 
tümer dieser Grundstücke zu tragen, es sei denn, 
daß die Änderungen durch natürÜdhe Ereignisse 
oder höhere Gewalt verursacht worden sind. 

(4) Ist der Plan rechtskräftig festgestellt, so sind 
Beseiügungs- und Änderungsansprüche gegenüber 
festgestellten Anlagen ausgeschlossen- 

(5) Die Deutsche Bundesbahn hat die Pläne für 
den Bau neuer oder die Änderung bestehender An- 
lagen der höheren Verwaltungsbehörde des Lan- 
des, in dem die Anlagen liegen, zur Stellungnahme 
zuzuleiten, wenn die Plane nicht nur den Geschäfts- 
bereich der Deutschen Bundesbahn berühren. Die 
höhere Verwaltungsbehörde hat die Stellungnahme 
aller beteiligten Behörden des Bundes und der Lan- 
der, der Gemeinden und sonstiger beteiligter Stellen 
herbeizuführen. 

(6) Wenn sich aus der Stellungnahme der höheren 
Verwaltungsbehörde ergibt, daß zwischen ihr oder 
einer anderen beteiligten Behörde und der Deut- 
schen Bundesbahn Memungsverschledenheiten be- 
stehen, werden die Pläne vom Bundesminister für 
Verkehr festgestellt; im übrigen werden sie durch 
den Vorstand oder durdi eine von ihm ermächtigte 
Dienststelle der Deutschen Bundesbahn festgestellt. 

§ 46 

Bnteignungsrecht 

(1) Die Deutsche Bundesbahn hat zm Erfüllujig 
ihrer Aufgaben das Enteignungsrecht Die Enteig- 
nung ist zulässig, soweit sie zur Ausführung eines 
nach § 45 festgestellten Planes notwendig ist Einer 
weiteren Feststellung der Zulässigkeit der Enteig- 
nung bedarf es nicht. 

(2) Der nach § 45 festgestellte Plan ist dem Ent- 
eignungsverfahren zugrunde zu legen und für die 
EnteignungsbehÖrde bindend. 

(3) Die Entscheidung über die Zulässigkeit der 
InansprudmaJime fremder Grundstücke zur Aus- 
führung von Vorarbeiten sowie über die Art der 
Durdiführung der Enteignung trifft der Bimdes- 
minister für Verkehr nach Anhörung der höheren 
V e r wal tu ngsb ehör de . 

(4) Im übrigen gelten die Enteigungsgesetze. 


§ 47 

Bauaiilagen an Bnndesbahns trecken 

(1) In der Nähe von Bundesbahnslredcen dürfen 
Bauanlagen jeder Art nur mit vorheriger Zustim- 
mung der Deutschen Bundesbahn errichtet oder 
wesentlidi verändert werden, wenn die Bauten 

1. in einem Abstand von weniger als sechzig 
Meter von der Milte des nächsten Gleises 
entfernt liegen, 

2, bei gekrümmten Eundesbahnstrecken die 
notwendigen fünfhundert Meter lange 
Sicht auf Signale oder Wegesdiranken 
auch bei mehr als sechzig Meter Abstand 
von der Mitte des nächsten Gleises beein- 
träditigem 

(2) In der Nähe von Bundesbahns trecken dürfen 
Lichtreklamen nur mit vorheriger Zustimmung der 
Deutschen Bundesbahn errichtet, angebradit oder 
vresenllidi verändert werden, wenn die Möglichkeit 
einer Beeinträchtigung der klaren Erkennbarkeit 
von Signalanlagen oder die Gefahr einer Verwechs- 
lung mit Signalanlagen besteht. 

(3) Weitergehende bundes- oder 1 an des rechtliche 
Vorschriften bleiben unberührt. 

(4) Die Zustimmung nach den Absätzen 1 und 2 
darf nur versagt oder unter Auflagen erteilt werden, 
wenn und soweit es aus Gründen der Betriebssicher- 
heit oder zur Verhütung der Entstehung oder Aus- 
breitung von Bränden erforderlich ist. 

(5) Bedürfen die Eauaniagen oder Lichtreklamen 
einer besonderen landesre ältlichen Genehinigung, 
so darf diese nur erteilt werden^ wenn die nach den 
.Absätzen 1 und 2 zuständigen Stellen vorher zuge- 
stimmt haben. 

(6) Bestehende Lichtreklamen, durcii die die Sicht 
auf Signale oder Wegeschranken in dem erforder- 
lichen Umfange oder die kiare Erkennbarkeit von 
Signalanlagen beeinträchtigt w“ird, hat der Eigen- 
tümer oder sonst Verfügungsberechtigte auf Ver- 
langen der Deutsdien Bundesbahn zu beseitigen 
oder zu ändern. 

(7) Im Falle des Baues neuer oder der Verände- 
rung bestehender Bundesbahnaolagen gelten die Be- 
schränkungen nach den Absätzen 1 bis 5 von der 
Einleituivg des Planfeststellungsverfahrens an. 

(8) Zur Berücksichtigung besonders schwieriger 
örlHdier Verhältnisse in didit besiedelten Gebieten 
kann der Bundesminister für Verkehr Ausnahmen 
von den Beschränkungen nach den Absätzen 1 bis 7 
zulassen. 

§ 48 

Sdiut zm aß na hm en 

Anpflanzungen, Zäune, Stapel, Haufen und andere 
mit dem Grundstück nicht fest verbundene Oinrich- 
lungen in der Nähe von Bu ndesbahnstredcen dürfen 
nicht angelegt werden, wenn sie die Betriebssicher- 
heit der Deutschen Bundesbahn durch Sichtbehin- 
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denmg beeinträdiligen. Soweit sie bereits vorhan- 
den sind, haben die Eigentümer oder Besitzer ihre 
Beseitigung zu dulden. 

5 49 

Sdiutzwaldungen 

(1) Waldungen längs der Bundesbahnstrecken 
können von der Deulsdien Bundesbahn im Einver- 
nehmen mit der nach Landesrecht für Schutzwaldun- 
gen zuständigen Behörde in einer Breite von vier- 
zig Meter, gemessen von der Mitte des nächsten 
Gleises, zu Schutzwaldungen erklärt werden. 

(2) Die Schutzwald ungen sind vom Eigentümer 
oder Nutznießer zu erhalten und ordnungsgemäß 
zu unterhalten. Die Aufsicht hierüber liegt der nach 
Landesrecht für Schutzwaldungen zuständigen Be- 
hörde ob. 

5 50 

Sicherheit der Betriebsanlagen und Fahrzeuge 

Die Deutsdie Bundesbahn hat dafür einzustehen, 
daß ihre dem Betrieb dienenden baulichen und 
masdiinellen Anlagen sowie die Fahi-zeuge allen An- 
forderungen der Sicherheit und Ordnung genügen. 
Baufreigaben, Abnahmen, Prüfungen und Zulassun- 
gen durch andere Behörden finden für die Eisen- 
bahnanlagen und Schienenfahrzeuge nicht statt. 

§51 

ZwangsverEohren 

(1) Die zwangsweise Entziehung oder Beschrän- 
kung des Rechts an Teilen des Sondervermögens 
„Deutsche Bundesbahn** ist nur mit Zustimmung der 
Bundesregierung zulässig. 

(2) Die Zwangsvollstreckung gegen die Deutsche 
Bundesbahn wegen einer Geldforderung darf, so- 
weit nidit dingliche Rechte verfolgt werden, erst 
vier Wochen nach dem Zeitpunkt beginnen, nach 
dem der Gläubiger seine Absicht, die Zwangsvoll- 
streckung zu betreiben, der zur Vertretung der Deut- 
schen Bundesbahn berufenen Behörde angezeigt hat. 
Die Behörde hat dem Gläubiger auf Verlangen den 
Empfang der Anzeige zu bescheinigen. Soweit in 
soldien Fällen die Zwangsvollstreckung durch den 
Gerichtsvollzieher stattzufinden hat, ist der Gerichts- 
vollzieher auf Antrag des Gläubigers vom Voll- 
streckungsgerichl (§ 764 der Zivilprozeßordnung) zu 
bestellen. 

(3) Der Pfändung nicht unterworfen sind solche 
Sachen, die für die Erfüllung der gesetzlichen Auf- 
gaben der Deutschen Bundesbahn unentbehrlich 
sind. 

5 52 

Beiträge und Gebühren 

Auf die Verpflidi Lungen der Deutschen Bundes- 
bahn, Beiträge und Gebühren an den Bund, die Län- 
der, die Gemeinden (Gemeindeverbände) und Kör- 
perschaften des öffentlichen Rechts zu entriditen, 


finden unbeschadet des Grundsatzes des § 6 die 
allgemein für Bundesbehörden gellenden Vorschrif- 
ten Anwendung, 

§ 53 

Gewerherecht 

(1) Für den Betrieb der Deutschen Bundesbahn 
und die Nebenbetriebe, die den Bedürfnissen des 
Eisenbahn- und Schiffahrtsbetriebes und -Verkehrs 
der Deutschen Bundesbahn zu dienen bestimmt sind, 
gelten nicht die Gewerbeordnung — mit Ausnahme 
der für Lehrlinge getroffenen Bestimmungen — und 
das Gaststätlengesetz vom 28. April 1930 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 146). 

(2) Der Bundesminister für Verkehr erläßt ge- 
meinsam mit dem Biindesminister für Wirtschaft und 
dcmi Bundesminister für Arbeit für die Behandlung 
von Bahnhofswirtschaften und Bahnhofsverkaufs- 
stellen allgemeine Verwaltungsvorschriften, Sie sol- 
len die Versorgung der Reisenden mit Reisebedarf 
außerhalb der ortsüblichen Geschäftszeit ermög- 
lichen. 

ACHTER ABSCHNITT 

Verhältnis zu den Ländern 

§ 54 

Unterrichtung, Auskunftsrecht 

(1) Der Vorstand sowie die höheren Bundesbahn- 
behörden einerseits und die obersten Landesver- 
kehrsbehörden andererseits unterriditen sich gegen- 
seitig über alle Vorgänge von grundsätzlicher Be- 
deutung. 

(2) Die obersten Landesverkehrsbehörden können 
vom Vorstand und von der für ihr Land zuständigen 
höheren Bundesbahnbehörde jede zur Erfüllung 
ihrer Aufgaben erforderliche Auskunft verlangen. 
Sie erteilen in gleicher Weise jede erforderliche 
Auskunft. 

§ 55 

Organisatorische Veränderungen 

Der Bundesminister für Verkehr soll den Ländern 
Gelegenheit zur Stellungnahme geben, falls deren 
Interessen durch Erteilen oder Versagen einer Ge- 
nehmigung nach 5 23 Nr. 2 berührt werden. 

§ 56 

Reisezugfahrpläne und Tarife 

Die Deutsche Bundesbahn gibt den Ländern bei 
der Bearbeitung des Reisezugfahrplanes und bei 
wichtigen, sie besonders berührenden Tarifänderun- 
gen Gelegenheit zur Stellungnahme. 

§57 

Planungen 

Planungen für größere Eisenbahnbauten sind 
rechtzeitig den beteiligten obersten Landesverkehrs- 
behörden zur Stellungnahme zu übermitteln. 
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5 58 

AuÜragsverwaltung 

Aut Antrag eines Landes soll die Deutsche Bun- 
desbalin Gesdiäfte der Verkehrsverwallung, insbe- 
sondere der Eisenbahnaufsichtr nadi den Weisun- 
gen und für Rechnung des Landes übemehTnen. 

NEUNTER ABSCHNITT 

Strafvorsdiriften 

§ 59 

Handeln mm Naditeil der Deutschen Bundesbahn 

(1) Wer als Mitglied des Vorstandes oder des 
Verwahungsrates vorsätzlich zum Nachteil der 
Deutsdien Bundesbahn handelt, wird mit Gefängnis 
bestraft. 

(2) In besonders schweren Fällen tritt an die 
Stelle der Gefängnisstrafe Zuchthaus bis zu zehn 
Jahren, 

§ 60 

Unrlditige Darstellung 

Mitglieder des Vorstandes oder des Verwaltungs- 
rates werden mit Gefängnis bestrafL wenn sie in 
ihren Beriditen, in ihren Ubersidüen über den Ver- 
mögensstand der Deutschen Bundesbahn oder in 
den den Wirtschaftsprüfern und dem Bundesredi- 
nungshof gegebenen Auskünften die Verhältnisse 
der Deutschen Bundesbahn unwahr darstellen oder 
verschleiern. 

§ bl 

Stimmenkauf 

Mit Geldstrafe oder Gefängnis bis zu einem Jahr 
wird bestraft, 

L wer sich besondere Vorteile dafür gewahren 
oder versprechen läßt, daß er bei einer Ab- 
stimmung im Vorstand oder im Verwaltioigs- 
raf nicht oder in einem gewissen Sinne 
stimme, 

2. wer besondere Vorteile dafür gewährt oder 
verspridit, daß jemand bei einer Abstimmung 
im Vorstand oder Verwaltung^rat nicht oder 
in einem gewissen Sinne stimme. 

5 62 

Verletzung der Berufs- und Versdiwlegenheitspflidit 

(1) Mit Geldstrafe oder Gefängnis wird bestraft, 

1, wer als Mitglied des Vorstandes oder des 
Verwaltungsrates seine Pflicht zur Ver- 
sdiwiegenJieit verletzt, 

2, wer als Prüfer oder als Gehilfe eines Prü- 
fers über das Ergebnis der Prüfung falsch 
berichtet oder erheblidie Umstände im Be- 
richt verschweigt, 

3, wer als Prüfer oder als Gehilfe eines Prü- 
fers seine Pflicht zur Verschwiegenheit 


verletzt oder unbefugt Geschäfts- und Be- 
triebsgeheimnisse, die er bei Wahrneh- 
mung seiner Aufgaben erfahren hat, ver- 
wertet. 

(2) Die Strafverfolgung tritt im Falle des Ab- 
satzes 1 Nr. l nur auf Antrag der Bundesregierung 
ein. Die Rücknahme des Antrages ist zulässig. 

ZEHNTER ABSCHNITT 

Ubergangsvorschriften 

§ 63 

Grundkapital 

Innerhalb von zwei Jahren nach Inkrafttreten die- 
ses Gesetzes ist eine Inventur des Bundeseisen- 
bahnvermögens durchzuführen. Auf Grund dieser 
Neubewertung setzt die Bundesregierung erstmalig 
das Grundkapital der Deutschen Bundesbahn fest. 

§ 64 

Vorstand 

Die Geschäfte des Vorstandes der Deutschen 
Bundesbahn werden von den bei Inkrafttreten die- 
ses Gesetzes vorhandenen Vorstandsmitgliedern 
wahr genommen j diese treten mit der Neubestellung 
des Vorstandes der Deutschen Bundesbahn gemäß 
§ 1 1 Abs. 3 dieses Gesetzes In den einstweiligen 
Ruhestand* Die Bestimmung des § 39 des Bundes- 
beamlengesetzes in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 18, September 195? (Bundesgesetzbl. 
I S, 1338) findet keine Anwendung. 

§ 65 

Venvaltungsrat 

(1) Der Verwaltungsrat der Deutschen Bundes- 
bahn ist binnen einer Frist von drei Monaten nach 
Inkrafttreten dieses Gesetzes zu bilden. Er wird 
vom Bundesminisler für Verkehr zu seiner ersten 
Sitzung einberufen, 

(2) Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes wird 
der auf Grund des Bundesbahngesetzes vom 13, De- 
zember 1951 (Bundesgesetzbl, I S. 955) errichtete 
Verwaltungsrat aufgelöst. 

(3) Die Befugnisse des Verwaltungsrales wer- 
den bis zu seiner Bildung durch den Bundesminister 
für Verkehr ausgeübt. 

§ 66 

Versetzung in den einstweiligen Ruhestand 

Der Vorstand der Deutschen Bundesbahn kann 
innerhalb einer Frist von fünf Jahren nach Inkraft- 
treten dieses Gesetzes Bundesbahnbeamte jederzeit 
in den einstweiligen Ruhestand versetzen. 

5 67 

Versorgung 

Die Ausgaben für die Versorgung der bei Inkrall- 
treten dieses Gesetzes vorhandenen Versorgungs- 
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empfänger trägt die Deutsdie Bundesbahn insoweit, 
als sie den einer unterstellten Pensionsrüdcstellung 
im Ausgangs wert von acht Milliarden dreihundert- 
fünfzehn Mdlionen fünfhunderttauserLd Deutsche 
Mark entspredrenden Teil ihres Eigenkapitals bis zu 
fünf Prozent verzinsen kann; im übrigen fallen die 
Versorgungsausgaben dem Bund zur Last. 

§ 68 

Abgeltung von Leistungen für den Zolldienst 

§ 44 des ZoUgeseizes vom 20* März 1939 [B-eichs- 
gesetzbl. I S. 529) wird wie folgt geändert; 

1 , In Nummer 1 wird das Wort ^unentgeltlich" 
ersetzt durch die Worte „gegen ein angemes- 
senes Entgelt". 

2. Nummer 5 erhalt folgende Fassung; 

,5. den mit der Zollaufsidht über :Uiren Ver- 
kehr betrauten Zollbeamten im Dienst den 


Zutritt zu An lögen und Gebäuden unent- 
geltlich zu gestatten/' 

5 69 

Ver wallungsvorsdiriUen 

Der Bimdesminister für Verkehr erläßt die zur 
Ausführung dieses Gesetzes erforderlichen Verwal- 
tungs Vorschriften. 

§ 70 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nadi seiner Ver- 
kündung ln Kraft. 

(2) Gleidizeiüg tritt das Bundesbahngesetz vom 
13. Dezember 1951 (Bundesg&setzbL I S. 955) in der 
Fassung des § 195 des Bundesbeamtengesetzes vom 
14* Juli 1953 (Bundesgesetzbl. i S. 551) und des 
§ 99 des Personal Vertretungsgesetzes vom 5. August 
1955 (Bundesgesetzbl. l S, 477) außer Kraft. 


Begründung 

zum Vorschlag der Kommission für ein neues Bundesbahngesetz 


g 1 (Sondervermögen) 

Die Kommission ist einmütig der Auffassung, daß 
eine wirtschaftliche Verselbständigung der Dß mit 
eigenwirlschaftlicher Verantwortung am leichtesten 
und wirksamsten über eine rechtlidie Verselbstän- 
digung erreicht werden kann. Da aber unbestritten 
die Umwandlung der DB in eine Aktiengesellsdiaft 
eine Verfassungsänderung voraussetzen würde und 
zweifelhaft ist, ob dasselbe für eine Umwandlung 
in eine reditsfähige Anstalt des öffentliciien Rechts 
zutrifft, hat sidi die Kommission, um eine Sanierung 
der DB nicht zu verzögern, entschlossen, an der heu- 
tigen Rcchtsform der nicht rechtsfähigen Anstalt 
festzuhalten. Sie hat dabei den Status dieser Anstalt 
so gestaltet, daß die wichtigsten Elemente selbst- 
verantwortlicher Führung und kaufmännischer Ge- 
schäfts weise einschließlich der Preishoheit dabei 
verwirklicht werden. 

g 2 (Organe) 

Unverändert g 7 des Bundesbahngesetzes. 


g 3 (Stellung im Rechtsverkehr) 

Die Vorschrift stellt in Absatz 2 klar, daß Mei- 
nungsversdiiedenheiten zwischen der DB und dem 
Bund nicht im Klageweg entsdiieden werden kön- 
nen. 

Die Komniission würde es vorziehen, der Dß die 
Klagebefugnisse audi dem Bund gegenüber zu 
geben, z. B. vor einem Bondesbahngeridhl; sie glaubt 
aber, daß es mit der Führung der DB in bundes- 
eigener Verwaltung nicht vereinbar wäre, Mei- 
nungsverschiedenheiten innerhalb der Bundesver- 
waltung durdi ein Gericht entscheiden zu lassen. 


I g 4 (Bundeseisenbahnvermögen) 

I Unverändert g 3 des Bundesbahngesetzes. 

g 5 (Betriebsführung und Auflagen) 

Nadi geilendem Recht ist die DB „unter Wahrung 
der Interessen der deutschen Volkswirtschaft nach 
* kaiifmännisdien Grundsätzen zu verwalten". Der 
i Vorsdilag der Kommission beseitigt den Zwiespalt 
zwischen der Verpflichtung zur Wahrung der öffent- 
lichen Interessen und der damit vielfach nicht zu ver- 
einbarenden kaufmännischen Geschäftsführung. Die 
DB ist nach kaufmännischen Grundsätzen zu führen 
und muß ihren y\ufwand selbst verdienen. Dem 
Bund ist die Möglichkeit offengehalten, aus volks- 
wirtschaftlichen, sozialpolitischen oder anderen 
Gründen des Wohls der Allgemeinheit der DB Auf- 
lagen zu machen; gleidizeitig aber wird vorgesdine- 
hen, daß der DB Ersatz zu leisten ist, soweit sie 
diese Auflagen im Einzelfall mit Rücksicht auf ihre 
Pflidil zur kaufmännisdien Geschäftsführung nicht 
ohne einen entspredienden Ausgleidi erbringen 
kann. Ebenso soll der Bund für den Verlust öuf kom- 
men, der der DB daraus erwächst, daß sie Maßnah- 
men unterlassen muß, die sie im Rahmen kaufmän- 
nischer Geschäftsführung für geboten hält. 

Bei Meinungsverschiedenheiten entscheidet die 
Bundesregierung, ob und in weldier Höhe eine Ent- 
sdiädigang zu zahlen ist. Sie hat vor ihrer Entschei- 
dung das Gutachten einer Sadiverständigen-Kom- 
mission einzuholen und ihre Entscheidung auf 
Grund dieses Gutachtens zu fällen. Es wird empfoh- 
len, die Kommission mit einem von der Bundes- 
regierung für die Dauer einer Legislaturperiode zu 
bestellenden unabhängigen Vorsitzenden und mit je 
zwei von der Bundesregierung und der DB zu be- 
nennenden Mitgliedern zu besetzen. Die Beisitzer 
können je nach Lage des Falles wechseln. 
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§ 6 (Leistungen für andere Venvailungen) 

Die Vorschrift entspricht dem geltenden Recht. Ihr 
Anwendungsbereidi wird durcii § 5 Abs. 2 insoweit 
eingeschränkt, als es sich um Leistungen auf Grund 
von Auflagen der dort bezeichneten Art handelt. 
Z, B, fallen Fahrvergünstigungen, soweit sie auf Ge- 
setz beruhen, nunmehr unter § 5 Abs. 2. 

§ 7 (Bef ör d er ungspf licht) 

Der Vorschlag der Kommission hält die Beförde- 
rungspflichl grundsätzli<h aufrecht. 

Im Interesse der Gleichheit der Wettbewerbsbe- 
dingungen mit dem Kraftwagen schlägt sie jedodi 
vor, auf die Beförderungspflicht im Nahverkehr zu 
verzichten. Sie hält eine solche Lodcening für un- 
bedenklich, da gerade im Nahverkehr so viele Be- 
förderungsraöglichkeiten aller Art bestehen, daß alle 
Transportwünsdie zu vernünftigen Bedingungen be- 
friedigt werden können. Diese Lockerung der Be- 
förderungspflicht sdilieöt natürlich nidit aus, daß 
die DB zu kostendeckenden Entgelten auch Beförde- 
rungen im Nahverkehr durchführt. Sie wird dies aus 
eigenwirtschaftlichen Erwägungen auch in allen den 
Fällen von sich aus tun,, in denen es sidi unter Be- 
rücksichtigung der Ertragslage und aus kaufmäH“ 
nisdien Überlegungen rechtfertigt. Näheres hierzu 
siehe ITI. Teil Absdinitt C. 

§ 8 (Tarife) 

Allgemeine Bemerkung 

Als wichtigste Voraussetzung für die Verwirk- 
lichung der in § 5 Abs. 1 geforderten Eigenwirt- 
schaftlichkeit der DB sieht die Kommission die Tarif- 
autonomie an. Sie hält es für mimöglich, die DB auf 
eine kaufmännische Geschäftsweise zu verpflichten, 
wenn ihr das wichtigste Redit des Kaufmanns, über 
den Preis seiner Ware nach der Markt- und Kosten- 
lage selbst zu bestimmen, vorenthalten wird und sie 
gezwungen werden kann, bei ihren gesdiäftlichen 
Maßnahmen auf die Interessen ihrer Wettbewerber 
Rücksicht zu nehmen. Die DB könnte sich andern- 
falls bei wirtschaftlichien Fehlergebnissen stets auf 
Einwirkimgen von hoher Hand berufen, 

Absatz 1 

Die Tarifautonomie findet ihre natürliche Begren- 
zung in der Verpflichtung der DB, die allgemeinen 
marktwirtschaftlichen Grundsätze zu beachten. Ob- 
wohl die DB ihr früheres Verkehrsmonopol verloren 
hat, ist sie auch heute noch auf Teilgebieten ein 
marktbeherrschendes Unternehmen, Sie unterliegt 
deshalb dem Verbot des Mißbraudis wirtschaftlicher 
Macht. In diesem Zusammenhang ist darauf hinzu- 
weisen, daß, wenn ihre Tarife nicht mehr der Geneh- 
migung durch die Aufsichtsbehörde bedürfen, für 
die DB die Bestimmungen des Kartellgeselzes gelten. 
Die Vorschrift, daß die Tarife bei Vorliegen gleicher 
Umstände für jedermann gleich sein müssen, ent- 
hält gleichzeitig das Verbot von Diskriminierungen 
gegenüber Empfängern oder Verladern und von 
Bevorzugungen oder Benaditeiligungen einzelner 
Plätze oder Wirtschaftsräurae. Dadurdi wird ausge- 


schlossen, daß durch Tarifmaßnahmen natürliche 
Standortvorteile zum Nachteil einzelner Wirtschafts- 
zweige oder Wirtschaflsräume aufgehoben oder 
wesentlich eingeschränkt werden. 

Absatz 2 

Um eine einheitlidie Handhabung der Tarife bei 
sämtlichen Verkehrsträgern sicherzustellen, muß 
dem Bundesminisler für Verkehr das Recht Vor- 
behalten bleiben, allgemeine Grundsätze für die 
I Tarifbildung, insbesondere für den Aufbau des Tarif- 
system.s, aufzustellen. Diese allgemeinen Grund- 
sätze dürfen aber nicht das TarifverhäUnis der Ver- 
kehrsträger untereinander reglementieren und vor 
allem nicht zu Tarifabstufungen zwischen den Ver- 
kehrsträgern benutzt werden. 

Absatz 3 

Auf Grund der von der Komm/ssio/i empfohlenen 
Tarifautonoraie werden die Tarife von der DB selbst 
festgesetzt. Sie bedürfen also nicht mehr der Geneh- 
migung durch den Bundesminisler für Verkehr. Sie 
müssen sich aber im Rahmen der in den Absätzen 1 
und 2 festgelegten Grundsätze halten. 

Der Bundesrainister für Verkehr hat die wichtige 
Aufgabe, darüber zu wadien, daß keine Diskriminie- 
rungen eintreten und daß vor allem die natürlichen 
Standortbedingungen der verladenden Wirtschaft 
gewahrt bleiben. Deshalb muß ihm kraft seiner all- 
gemeiiieii Aufsichtsbefugnis bei Verstößen gegen 
die Grundsätze der Absätze 1 und 2 ein Einspruchs- 
recht zustehen. Im Falle eines Einspruchs kann die 
beabsichtigte Maßnahme nicht durchgeführt werden, 
solange die Gründe des Einspruchs nicht beseitigt 
sind. Daneben steht dem Bundesminister für Ver- 
kehr das Recht zu. der DB nadi § 5 Abs. 2 Auflagen 
zu machen, möglicherweise mit der Folge, daß eine 
Entschädigung zu zahlen ist. 

Absatz 4 

Um eine elastische Anpassung an die Verände- 
rungen der Wettbewerbslage zu ermöglichen, ist 
den meisten europ>äischen Eisenbahnverwaltujigen 
das Recht eingeräumt worden, Sondervereinbarun- 
gen abzuschließen. Ausgehend von diesen Erfahnm- 
gen und unter Berücksichtigung der in den letzten 
Jahren im innerdeutschen Verkehr eingetretenen 
Wettbewerbsschwierigkeiten der DB durch das 
starre Festtarifsystem glaubt die Kommission, daß 
audi der DB die Möglidikeit gegeben werden muß, 
sich durch Sondervereinbarungen, dort elastisdi an 
die Marktverhältnisse anzupas.sen, wo es ihre Wett- 
bewerbslage erfordert und wo der DB ohne ein sol- 
ches Vorgehen lukrative Transportgeschäfte entge- 
hen würden. Neben anderen von der Kommission 
vorgeschlagenen Maßnahmen würde das Recht zu 
Sondervereinbarungen auch dazu beitragen, ein 
weiteres Sinken des Verkehrsanteils der DB zu 
hemmen. 

Die Kommission verkennt nicht, daß mit dem 
Redit zum Absdiluß von Sondervereinbarungen das 
Tarifsystem durchlöchert wird, ohne daß die glei- 
chen Sicherungen gegen unerwünsdite volkswirl- 
schaftlidie Fehlwlrkuiigen wie bei der Bildung von 
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Tarifen geschaffen werden können. Insbesondere 
besteht die Gefahr, daß die Solidervereinbarungen 
— gewollt oder imgewollt — zu Standort Verschie- 
bungen in der Wirtschaft führen. Die Kontmission 
glaubt jedodi, daß bei einer verständigen Hand- 
habung der Sonderverembaningen und bei der von 
der Kommission vorausgesetzten engen Zusammen- 
arbeit zwischen der DB und der Aufsichtsbehörde, 
der die Sonder Vereinbarungen mitzu teilen sind, ein 
Mißbrauch vermieden werden kann. Sie hat deshalb 
dem Bundes minister für Verkehr die Aufgabe über- 
tragen, darauf zu achten, daß die Grundsätze eines 
lauteren Wettbewerbs eingehalten und keine Zu- 
geständnisse gemacht werden, weiche die Ertrags- 
lage der DB gefährden. 

Absatz 5 

Eine besondere Überwachung der Preisgebanmg 
durch den Bundesminister für Wirtsdiaft ist niciit 
mehr erforderlich und audi nicht angebracht 

§ 9 (Kreditaufnahme) 

Keine Bemerkungen. 

§ 10 (Verwaltüngsordnung) 

Keine Bemerkungen, 

§ 1 1 (Reditsstellung des Vorstandes) 

Absatz 1 

Die Kommission sdilägi keine Änderung der Zu- 
sammensetzung des Vorstandes vor. Sie folgt den 
Gründen, die bei der Schaffung des Bundesbahngeset- 
zes von 1951 maßgebend gewesen sind. Sie hält die 
Bestellung eines Generaldirektors nidit für erfor- 
derlich, glaubt aber, daß dem Vorsitzer des Vor- 
standes, insbesondere mit Rüdcsidit auf die Durch- 
führung der von der Kommission vor geschlagenen 
Sanierungsmaßnahmen, in finanziellen Fragen eine 
stärkere Stellimg gegeben werden soll (vgl, § 12 
Abs. 2), Das gilt vor allem für die Verwirklichung 
von Einspsurungsvorschlägen, 

Sie verspricht sidi auch keine Verbesserung, 
wenn an Stelle besonderer Vorstandsmilglieder die 
Abteilungsleiter der Hauptverwaltung (7 Abteilun- 
gen) mit dem Generaldirektor an der Spitze den 
Vorstand bilden. Sie befürchtet, daß damit Sparten- 
InLeressen ein noch stärkeres Gewicht als bisher 
bekommen könnten und eine Koordinierung nach 
übergeordneten Gesichtspunkten erschwert und da- 
mit die Gesamtverantwortung des Vorstandes ge- 
schwächt würde. 

Absätze 3 und 4 

Die verstärkte kaufmännische Eigenverantwor- 
tung des Unternehmens gebietet es, die Wahl und 
die Abberufung der Vorstandsmitglieder dem Ver* 
waltungsrat zu übertragen. 

Die Wahl auf jeweils 5 Jahre bedeuteti daß auch 
beim vorzeitigen Ausscheiden eines Vorstandsmit- 
gliedes der Nachfolger wieder auf volle 5 Jahre zu 
bestellen ist. Die Amtszeit lauft daher für jedes 


Vorstandsmitglied gesondert. Eine solche Regelung 
erleichtert es, hervorragende Persönlichkeiten für 
den Vorstand zu gewinnen. 

Absatz 5 

Als Leiter eines kaufmäimischen Unternehmens 
sollen die Vorstandsmitglieder nicht mehr Beamte 
sein. Da sie jedoch Vorgesetzte von Beamten sind, 
sollen sie — in Anlehnung an die Regelung für den 
Zentralbankrat — in einem offentlicfi -rechtlichen 
Amtsverhältms stehen. Aus der neuen Rechtsstel- 
lung folgt, daß ihre Bezüge usw,, ähnlich wie in der 
Privatwirtschaft, durdi Vertrag geregelt werden. 
Beim Abschluß der Verträge soUte darauf Bedacht 
genommen werden, daß jüngeren Kräften der Auf- 
stieg in die leitenden Stellungen nicht durch ein zu 
hohes Alter der Vorstandsmitglieder erschwert 
wird. 

§ 12 (Pflichten und Rechte des Vorstandes) 

Absatz B 

Vg], Bemerkungen zu § 11 Abs, 1. 

Absatz 3 

Die Bestimmung, daß zur Vertretung der DB jedes 
Vorstandsmitglied befugt ist, entspricht der bisheri- 
gen Regelung in der Verwaltungsordnung und hat 
sich bewährt. 

§ 13 (Monatlicher Geschäflsbericht) 

Keine Bemerkungen, 

§ 14 (Sorgfaltspf licht und VeranlworlllchkeH} 

Die Vorschrift entspricht den Grundsätzen kauf- 
männischer Geschäftsführung, Die Kommission hat 
hierbei Vorsdiläge zur Reform des Aktienrechts 
berüchsiditlgt. 

§ 15 (Rechtsstellung des Verwaltuugsrates) 

Absatz ! 

Die Ausgestaltung der DB als kaufmännisdies 
Unternehmen macht es erfordejrlidi, den Verwal- 
tungsrat soweit wie möglich dem Aufsichtsrat einer 
Handelsgesellschaft anzugleichen. 

Als dem Repräsentanten des Eigentümers muß 
der Bundes regiemiig das Recht zustehen, die Mit- 
glieder des VerwaJtungsrates zu bestellen. Die 
Kommission hat es deshalb für imtunlich gehalten, 
im Gesetz vorzuschreiben, wie der Verwaltungsrat 
zusammenzusetzen ist Sie hält es aber für notwen- 
dig, vorzuschreiben, daß entsprechend § 76 des Be- 
triebsverfassungsgesetzes ein Drittel der Mitglieder 
des Verwaltungsrates Arbeitnehmervertreter sind, 

Absatz 2 

Der Vorschlag soll Interessenkollisionen nach 
Möglichkeit auschüeßen und soll sicherstellen, daß 
die VerwaUungsratsraitglieder ihren Verpflichtun- 
gen als Angehörige eines Organs der DB voll ge- 
recht werden zu können. 
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§ IC {Sorgfaltspf licht und Verantwortlidikelt) 

VgL Bemerkungen zu g \4. 

§ 17 (Vergütung) 

Keine Bemerkungen. 

§ 18 (Präsident des Verwaltungsrates) 

Keine Bemerkungen. 

g 19 {Aufgaben des Verwaltungsrates) 

Absdfze 1 und 2 

Die Zuständigkeit des Verwaltungsrates ent- 
sprirfit der Stellung dieses Organs in einem kauf- 
männischen Unternehmen. 

Absatz 3 

Wenngleich die ira gellenden Bundesbahngesetz 
festgelegte Befugnis des Verwaltungsrates, einzelne 
Aufgaben an sich zu ziehen (Kompetenz -Kompetenz) , 
dem Grundsatz einer klaren Abgrenzung der Auf- 
gaben widerspricht, hat sidi die Kommission denn* 
noch entschlossen, die seinerzeit vom Bundestag 
eingefügte Bestimmung beizubehalten, um dem Ver- 
waltungsrat die Möglichkeit einer stärkeren Ein- 
wirkung auf die Sanierungsmaßnahmen zu geben. 

5 20 (Gesdiäftsordnung und Sitzungen 
des Verwaltungsrates) 

Mit der Verpflichtung der DB zu einer Wirt- 
schaftsführung nach kaufmännischen Grundsätzen 
und mit der Eigenverantwortlichkeit des Unterneh- 
mens ist eine Beteiligung von Vertretern der Bun- 
desregierung in dem bisherigen Ausmaß unverein- 
bar. 

Die Bundesminister für Verkehr und der Finan- 
zen müssen die Möglichkeit haben, bestimmte, ihrer 
Aufsicht unterliegende Angelegenheiten im Ver- 
waUungsrat zur Erörterung zu stellen. Die Mitglie- 
der der Bundesregierung oder ihre Vertreter müs- 
sen in den in Absatz 5 genannten Fällen an den 
Sitzungen des Verwaltungsrates tefJnehmen dürfen. 
Ini übrigen kann der Präsident des Verwaltungs- 
rates die Teilnahme weiterer Personen, z. B, von 
Referenten von Ministerien als Fachberater, zu- 
lassen. 

g 21 (Verkehrsbeirat) 

Da der Verwaliungsrat sich nicht mehr aus be- 
stimmten Gruppen zusammensetzt, andererseits 
aber auf die Mitwirkung kenntnisreicher Vertreter 
der verschiede neu Berufszwelge an der Lösung ver- 
kehrswirtschaftlicher Fragen der DB nictil verziditet 
werden sollte, hat die Kommission die Schaffung 
eines Verkehrsbeirales vorgeschlagen, mit dem der 
Vorstand und der Verwaltungsrat verkehrswirt- 
schaftliche Fragen, die die Interessen der DB be- 
rühren, erörtern sollen. Eine solche Beratung der 
Organe der DB dürfte auch für die Aufsichtsbehörde 
wertvoll sein. Es wird sich empfehlen, dieses Gre- 
mium auch über den Wirtschaffsplan und den Jah- 
resabschluß der DB zu hören. 


Die Kommission empfiehlt, bei der Besetzung des 
Beirates die nach dem geltenden Bundesbahngesetz 
irn Verwaltungsrat vertretenen Gruppen zu berück- 
sichtigen, 

§ 22 (Aufslchtsredit des Bundesnünlsters für Verkehr) 

Die Aufsichtsrechte des Bundesministers für Ver- 
kehr sind dem veränderten Charakter des Unter- 
nehmens und seiner Verpflichtung zur kaufmän- 
nischen Geschäftsführung angepaßt. Die Regelung 
geht davon aus, daß den Organen der DB eine stär- 
kere Eigenverantworlung auferlegt wird und des- 
halb eine größere Handlungsfreiheit zugebilligt 
werden muß. 

Dem Bundesminister für Verkehr verbleiben alle 
Aufsiditsredite, die sich aus der bundeseigenen 
Verwaltung des Unternehmens und aus der parla- 
mentarischen Verantwortung des Bundesministers 
für Verkehr und der Bundesregierung ergeben. Ins- 
besondere steht dem Bundesminister für Verkehr 
die Aufsidit darüber zu, daß das Unternehmen sei- 
nen Aufgaben und Verpflichtungen nach § 5 Abs. 1 
nadikomml, d. h, den Betrieb sicher führt, im Rah- 
men einer wirtschaftlichen Betriebsfübrung den An- 
forderungen des Verkehrs Redinung trägt und unter 
Beaditung der geltenden Gesetze zufriedenstellend 
wirtsdiaftet. 


g 23 (Genebmigungsrecht des Bundesmlnlsters für 
Verkehr) 

Mit der Bestimmung in Nr. 2 ist sichergestellt, 
daß wesentliche Einschränkungen der Betriebspflidit 
nach wie vor der Genehmigung des Bundesministers 
für Verkehr Vorbehalten sind. 

Zu Nr. 3 (Genehmigung allgemeiner grumllegen- 
der technisäier Änderungen): 

Die Kommission hält es für außerordentlich er- 
wünscht und geboten, daß der Bundesminister für 
Verkehr im Rahmen seiner tedinisdien Aufsicht 
Vorschriften über die Betriebsweise der DB erläßt, 
die geeignet sind, die Belange der Sicherheit der 
Verkehrsnut-zer mit dem für die Sicherheit erforder- 
lichen ,.Sdmtzaufwand*' in ein vernünftiges, volks- 
wirtschaftlich zu vertretendes Verhältnis zu bringen. 
Die Kommission hall eine Lockerung der geltenden 
Vorschriften über die Unterhaltung, UntersudiUJig 
und Bewachung der Bahn, die Sicherung der Weg- 
übergänge, die Errichtung von Einfriedigungen usw. 
für dringend erforderlich. Grundsätzlidi sollten die 
Aufwendungen für die Sicherheit der Eisenbahn in 
einem angemessenen Verhältnis zu den Aufwen- 
dungen für die Sicherheit im Straßenverkehr stehen. 

§ 24 (Aiiskunftsrecht des Bundesministers für Ver- 
kehr) 

Keine Bemerkungen. 

g 25 (Austausch von Bediensteten) 

Keine Bemerkungen. 
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§ 26 (Reditsverhältnisse der Beamtenr Angestellten 
lind Arbeiter) 

Die Kommiss Jon hält eine wesentliche Einschrän- 
kung der Beamtendienslposten für geboten^ wenn 
die DB einem Wirtsdiaflsunternehmen angeglichen 
wird. Sie schlägt deshalb vor, Beamte grundsätz] ich 
nur für Hoheitsaufgaben und für solche Aufgaben 
zu verwenden, „die zur Sicherung der Betriebs- 
führung nicht aussdiiießiidi Personen übertragen 
werden dürfen, die in einem privat- rechtlichen Ar- 
beits Verhältnis stehen Das entspricht auch § 4 
Nr. 2 des Bundesbeamlengesetzea. 

Die Kommission hat den Eindruck gewonnen, daß 
die DB diese Bestimmung bei der praktischen Hand- 
habung zu weit ausgelegt hat. 

Die finanzielle Lage der DB gebietet es, diurdj 
Verminderung der Beamtenplanstellen die Versor- 
gungslast abzubauen und den Personalbestand ela- 
stischer den Veränderungen der Wettbewerbslage 
und der fortschreitenden technischen Entwithlung 
anzupassen. Die Kommission ist zu der Überzeugung 
gelangt, daß die Frage der Beamtendienstposten für 
jeden Dienstzweig gesondert und gründlich mit dem 
Ziele der Verminderung der Beamtenplanstellen ge- 
prüft werden muß. Der Bundesregierung wird emp- 
fohlen zu überlegen, oh es aus finanziellen Gründen 
nicht zweckmäßig wäre, einen rascheren Abbau der 
Beamtendienslposten und damit auf lange Sicht 
einen Abbau der Versorgungslasten dadurch zu för- 
dern, daß der DB für jede nicht wieder besetzte 
Beamtenplanstelle eine Erleichtenmg ihrer Versor- 
gimgslast gewahrt w'ird. 

Die Rechtsverhältnisse der in Absatz 3 genann- 
ten Personen (Abteilungsleiter der Hauptverwaltung 
der DB, Präsidenten der Direktionen und der diesen 
gleichstehenden Dienststellen) sind denen der Vor- 
standsmitglieder angepaßt. Diese Regelung hält die 
Kommissfoj] für erforderlich, um die Mitverantwor- 
tung der leitenden Persönlichkeiten zu stärken. 
Wegen der Übergangsregelung wird auf § 66 (Über- 
gansvorsdiriflen) verwiesen. 

5 27 (Vorgesetzte; Ernennung und Versetzung von 
Beamten) 

Absatz 3 

Das Recht zur Ernennung von Bundesbahn- 
beamten wird auf den Vorstand der DB übertragen, 
um ihr auch auf dem Personalsektor eine selbstän- 
digere Stellung einzuräumen. 

Absatz 4 

Die Vorschrift geht über § 26 Abs, 2 des Bundes- 
beamtengesetzes in zweifacher Hinsicht hinaus: 

1, Bei der DB sind im Hinblick auf ihren weit- 
verzweigten Unterbau organisatorische Änderun- 
gen nicht auf ßehörcfen i. S. des 5 26 Abs. 2 des 
Bundesbeamtengeseizes zu beschränken; sie er- 
fassen vielmehr ■ — insbesondere bei Stillegungen 
von Stredcen “ auch kleine Dienststellen. Die 
Möglichkeit, auch in diesen Fällen Beamte in ein 
Amt mit niedrigerem EndgrundgehalL zu ver- 
setzen, muß daher geschaffen werden. 


2, Während nach § 26 Abs. 1 Satz 2 des Bundes- 
beamtengesetzes der besoldungsrechllidie Besitz- 
stand unverändert gewahrt bleibt, hält die Kom- 
mission im Interesse einer besseren Ausnutzung 
von Rationalisierungsmaflnahmen eine Besitz- 
standsklausel mit einer sich vermindernden Aus- 
gleichszülage entsprechend der in § 10 Abs. 1 des 
Bimdesbesoldungsgeselzes getroffenen Regelung 
für ausreichend. 

5 28 (Verwendung auf anderen Dienstposlen) 

Diese Vorschrift enihäll eine Neufassung des bis- 
herigen § 21 des Bundesbahngesetzes. 

1 

Die bisherige Fassung des § 21 Abs. 1 wird er- 
weitert. Die iinterwertige Beschäftigung wird nun- 
mehr aus Gründen der „Wirtschaftlichkeit" und der 
„ Bet riebssi cherheit " zug eiassen. Bei Ber üchsichtigung 
der Betriebssi<3ierheil können die in der Person des 
Bediensteten liegenden wichtigen Gründe z. B. in 
einer wegen Nachlassens der körperlithen oder gei- 
stigen Kräfte geminderten Leistungsfähigkeit oder 
Verw'enchmgsmögi ichkeit bes tehen. 

Absatz 2 

Es wird für Ausnatimefälle ermöglicht, daß Beamte 
der Laufbahngruppen des einfachen und des mitt- 
leren Dienstes mit Aufgaben betraut werden, die 
sonst von Lohnempfängern wahrzunehmen sind. Da- 
bei ist in erster Linie an Beamte gedacht, die im 
förmlichen Disziplinarverfahren nicht zur Entfernung 
aus dem Dienst verurteilt worden sind, aber aus 
Gründen der Betriebssicherheit von der DB zunächst 
nicht auf ihrem bisherigen Verwendungsgebiet be- 
lassen werden können, 

Absatz 3 

Verwallungsakte nach Absatz 1 und 2 unterliegen 
der verwallungsreditlichen Nachprüfung, wenn sie 
von den Betroffenen angefochten werden. Durch Ab- 
satz 3 wird deshalb dem Vorstand der DB oder den 
von ihm bestimmten Dienststellen die Möglichkeit 
gegeben, aus dringenden Gründen der Betriebs- 
führung oder der Verkehrsbedienung trotz Anfech- 
tung eines Verwaltungsaktes dessen sofortige vor- 
läufige Vollziehung anzuordnen, 

§ 29 (Versorgung) 

Dieser Paragraph enthält eine Neuordnung des 
künftigen Versorgungshaushalts der DB. Er geht 
von dem Grundgedanken aus, daß das von der DB 
bisher angewandte Verfahren, die Mittel für die 
Versorgung der Beamten im deckungslosen Zah- 
lungsverfahren (ümlageverfahren) aufzubringen, bei 
einer Geschäftsführung nach kaufmännischen Ge- 
sichtspunkten nicht zweckmäßig ist. Es muß sofort 
zu großen Schwierigkeiten führen, wenn sidi in der 
Zukunft nicht erwartete Einnahmeausfälie durch 
Struktin Wandlung oder Verkehrsrückgang ergeben, 
da in einem soldien Falle bei Fälligkeit des Versor- 
gungsaufwands keine Deckung vorhanden ist. Für 
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die DB ist deshalb ein Rüdcstellungsverfabren an- 
gemessen, durdi das die künftigen Pensionsanwart- 
schaften gededit werden. GleidizeiLig wird damit 
erreidil, daß die DB den künftigen Pensionsaufwand 
für die heute tätigen Beamten dnrdi den laufenden. 
Betrieb, d. h. über die Betnebsrechnung, selbst er- 
vrirtsdiaflen muß* 

Durch § 29 wird die Pensionsrückstellung nur für 
die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes vorhandenen 
und künftigen Beamten vorgesdxrieben. Für die vor- 
handenen Versorg ungs lasten muß eine Sonderrege- 
lung getroffen werden. Wegen der Einzelheiten wird 
auf § 67 und die Begründung hierzu Bezug genom- 
men. 

§ 29 gehl davon aus, daß die DB grundsätzlidi für 
die Versorgung ihrer Beamten selbst aufzukommen 
hat. Angesidits der Höhe der für die Anwartschaften 
zu bildenden Rückstellung sind die Möglicijkeiten 
für die Anwendung versicherungstiiaüiematischer 
Grundsätze zunäd^t gering. Es ist deshalb daran 
gedacht, die zu bildende Pensionsrückstellimg in 
Höhe von 6361,4 Millionen DM in einer Sanierungs- 
bilanz der DB zu passivieren und die Betriebsrech- 
nung mit der Dotierung und Verzinsung dieses 
Pensionsfonds zu belasten. Dabei wurde der Rüde- 
ste 11 ungsbet rag auf der Grundlage einer d^/aigen 
Verzinsung berechnet Die laufenden Zuführungen 
an den Pensionsfonds betragen nach dieser Beredi- 
nung* 


Jallr j 

.AnfRngsstitnd 
des Penslonslonda | 

JälitllOie ZulÜhTung zur 
PO'nsionifirüaLslellung ein^dü, 
Vorzinsung des Ponslonsfonds 


in MiltLoncD 

DM 

0. 

6 36U4 



K 

6 764,5 

435,6 

2. 

7 142,6 

444,8 

3, 

7 496,5 

456,0 

4, 

7 826,9 

468,8 

5, 

8 134,5 

482,6 

6, 

8 420,0 

497.1 

7. 

8 684,0 

511,7 

8. 

8 927,3 

526,2 

9. 

9 150,7 

540,2 

10. 

9 354,7 

552,9 

Der Zeitpunkt, von dem 

ab bei Aufrechterhal- 


tung eines unveränderten Umfanges von Pensions- 
anwartschaften die jährliche Gesamtzuführung den 
Ruhegehaltzahhmgen entspredien wird, wurde 
nicht ermittelt, da gleidibleibende Verhältnisse nidit 
unterstellt werden können. Die Zuführungen lassen 
Jedoch eine abfallende Tendenz der jährlidhen Er- 
höhung erkennen. Die Zuschüsse, die der Bund nach 
Satz Z zu den tatsäciilidien Versorgungsausgoben 
zu leisten hat, dienen der Angleichung an die Start- 
bedingungen der übrigen Verkehrsträger. Die Über- 
nahme solcher — dem g 1389 RVO und § 116 AVG 
nachgebildelen ~ Zusdiüsse ist gerechtfertigt da 
die DB die Mittel für die Versorgung ihrer Beamten 
bisher voll aus eigenen Leistungen zu erbringen hat 
(Näheres vgl. II. Teil Abschnitt C), 


§ 36 (Belolmungen) 

Unverändert § 23 Abs. 1 des Bundesbahngesetzes. 

5 31 (Gesetzliche Sozialeinrichtungen) 

Um die Durchführung des Gesetzes Vorschlags 
nicht zu verzögern, hat die Kommission keine 
grundlegende Änderung der gesetzlidien Sozial- 
einrichtungen vorgesdilagen, sondern diesen Para- 
graphen nur der inzwischen vollzogenen Entwick- 
lung angepaßl. 

Durch den neuen Absatz 2 bringt die Komm/ssfon 
zum Ausdruck, daß nach ihren Feststellungen eine 
Prüfung geboten ist, ob und inwieweit es noch not- 
wendig und aus finanziellen Gründen vertretbar ist. 
eigene gesetzliche Sozialei nrichlungen der DB bei- 
ziibehaltem Zur Füage der Verredinung von Leistun- 
gen der DE zu diesen Einriditungen vgl.. Begrün- 
dung zu g 32, Im übrigen wird auf den IV* Teil 
Abschnitt A verwiesen. 


§ 32 (Betriebliche Sozialeinrichtimgen) 

Es ersdieint notwendig, im Gesetz den allgemein 
anerkannten Grundsatz festzulegen, daß die betrieb- 
lichen Sozialeinrichtungen ihren Aufwand selbst zu 
tragen haben. Bei Personal-, Sach- und Transport- 
leistungen der DB für die gesetzlichen und betrieb- 
lichen Sozialeinrichtungen sind die vo/fen Selbst- 
kosten einschließlidh Gemeinkostenzusdilag, d, h. 
also nicht nur die unmittelbaren Kosten, in Rech- 
nung ZU stellen. Das gilt auch, wenn Bedienstete für 
diese Zwecke abgestellt und Räume sowie Betriebs- 
einriditungen zur Verfügung gestellt werden. 

Bisher leistet die DB zu den gesetzlidien und 
betrieblichen Sozialei nriditungen auch in der Fonn 
Zusdiüsse, daß zum Teil in nicht erkennbarer Weise 
entschädig ungs lose Personal-, Sach- und Transport- 
leistLingen erbracht werden. Dies muß zu einer Un- 
durchsichtigkeit der Gesdiärtsgebarung auf dem 
sozialen Sektor fuhren. Wie aus einer besonderen 
Erhebung hervorgeht, betrug der nicht offen aus- 
gewieseno zusätzliche Aufwand der DB für soziale 
Zwecke [Personal- und Sadikosten) hn Jahre 1957 
7? Millionen DM, 

Mit dem letzten Satz des g 32 wird klarges teilt, 
daß die freiwilligen Zuwendungen der DB in einem 
angemessenen Verhältnis zu ihrem Betriebsertrag 
stehen müssen. 


Vorbemerkung zu §§ 33 bis 44 

Die Vorschriften über die Wirtschaftsführung 
haben der Anpassung der DB an ein kaufmännisches 
Wirtschaflsuntemehmen Rechnung zu tragen. Die 
Kommission hat die Erfahrungen bei großen GeseÜ- 
schaften sowie das geltende Aktienrecht und die 
Vorschläge zu einer AkUenrechtsreform verwertet. 

§ 33 (Redinungsiührung und Geschäftsjahr) 

Keine Bemerkungen, 
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§ 34 (Investitionsplan, Wirtsdioifsptan, Stellenplan) 

Abweidiend von der bisherigen Übung soll die 
DB — wie neuerdings audi im Straßenbau und im 
Wasserbau — einen langfristigen Investitionsplan 
aufsteüen. Dadurch wird erreicht, daß die s^ur Ver- 
fügung stehenden Mittel — unabhängig vom Jahres- 
abschluß — besser verplant und wirtsdiaftlidier 
eingesetzt werden können. 

§ 35 (Jahresabschluß) 

Keine Bemerkungen. 

§ 36 (Jahreserfolgsredmung) 

Keine Bemerkungen. 

5 37 (Formblätter für den Jahresabsdiluß) 

Mil dieser aus dem Aktienredit übernommenen 
Bestimmung soll die Möglichkeit otfengehalten wer- 
den, die BUanzierungsmethoden der Verkehrsträger 
in Zukunft zu vereinheitlichen und damit der Fori- 
entwiddung Redinung zu tragen. 

§ 38 (Rücklage) 

Keine Bemerkungen, 

§ 39 (Prüfung des Jahresabsdiliisses) 

Der Vorsdilag sieht eine Prüfung des Jahres- 
absdilusses durch Wirtschaftsprüfer vor und macht 
sich damit die Erfahrungen aus der Anwendung des 
Aktienrechts zu eigen. Zur Frage der Prüfung der 
DB durch interne Revisionsstelien und durch den 
Bundesredmungshof vgl. Bemerkungen zu § 44. 

§ 40 (Genehmigung des Jahresabschlusses) 

Bei der Genehmigung des Jahresabschlusses neh- 
men die Bundesminisler für Verkehr und der Finan- 
zen die der Hauptversammlung einer AktiengeseD- 
sdiaft enlspredienden Aufgaben und Rechte wahr. 

§ 41 (Mitteilung an Bundestag und Bundesrat) 

Entspridit § 32 Abs. 6 des Bundesbahngesetzes. 

§ 42 (Yeröffentlichtmg) 

Entspricht § 32 Abs, 7 des Bundesbahngeselzes, 

§ 43 (Gewinn und Verlust; Entlastung) 

Keine Bemerkimgen. 

§ 44 (Wirtschalts- und Rechnungsprüfung) 

Nach dem geltenden Bundesbahngesetz virird die 
Rechnung der DB durch ein eigenes Hauplprüfungs- 
amt, das dem Bimdesmiinister Mr Verkehr unter- 
steht, geprüft Unabhängig davon steht auch dem 
Bundesrechnungshof ein Prüfnngsrecht auf Ginmd 
des Gesetzes über ErridituTig und Aufgaben des 
Bundesreciinungshofes vom 27, November 1950 zu. 


Nach der von der Kommission entwickelten Kon- 
zeption ist eine solciie doppelte Prüfungszuständig- 
keil nidit mehr erforderlich. Um das öffentliche In- 
teresse zu wahren und der Vorschrift des Artikels 
87 GG (bundeseigene Verwaltung) zu genügen, soll 
die Rechnung der DB vom Bundesredmungshof ge- 
prüft werden. Daneben muß die DB — ihrer ver- 
stärkten EigenverantworÜichkeit und der in der 
Wirtschaft bestehenden Übung enlsprediend — über 
einen eigenen internen Revisionsapparal verfügen, 
der dann aber nicht mehr dem Bundesredmungshof 
oder dem Bundesminister für Verkehr, sondern dem 
Vorstand der DB untersteht. Die Aufgaben des bis- 
herigen Hauptprüfungsamtes für die DB gehen dem- 
nach zum Teil auf den Bundesrechnungshof, zum 
Teil auf die besondere Revisionsabteilung der DB 
über. Die Aufgaben der internen Revision können 
sich nicht darin erschöpfen, lediglich eine Rech- 
nungsprüfung durdizuführen, Ihre wiiditigste Auf- 
gabe sollte vielmehr darin bestehen, innerbetdeb- 
liciie Vergleiche anzustellen und dem Vorstand ein 
ungesdiminktes Bild über die Gesamtlage des 
Unternehmens zu vermitteln, 

Vorbemerkung zu §§ 45 bis 51 

Die Kommission hat weitgehend die Bestimmun- 
gen des Bundesfernstraßengesetzes verwertet, um 
eine einheitliche Regelung zu fördern, 

§ 45 (Planfeststeliung) 

Die BesÜTnmimgen über die Planfeststeliung 
schließen an das bisherige Recht und azi die §§ 17 
und 10 des Bundesfernstraßengesetzes am 

Die Kommission hat festgestellt, daß füi‘ die Ver- 
kehrsträger Straße, Wasserstraße und Eisenbahn 
unterschiedliche Vorsdi ritten über die^ Planfeststel- 
lung bestehen. Sie hält eine Vereinheitlidiung und 
Vereinfachung dieser Vorschriften für notwendig, 
ohne hierfür im einzelnen Vorschläge machen zu 
wollen, 

§ 46 (Enteignungsrecht) 

Entspricht § 37 des Bundesbahngesetzes. 

§ 47 (Bauanlagen an Bundesbaiinstredcen) 

Entspricht § 9 des Bundesfernstraßengesetzes, 

§ 48 (Sdiutzmaßaabmen) 

Entspricht § 11 des Bundesfemstraßeiigesetzes. 
§ 49 (Schutz Waldungen) 

Entspricht § 10 des Bundesfernstraßengesetzes, 

§ 50 (Sichenmg der Betriebsanlagen und Fahrzeuge) 
Unverändert § 38 des Bundesbahngesetzes, 

§51 (Zwangsverfahren) 

Unverändert § 39 des Bundesbahngesetzes, 
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§ 52 (Beiträge und Gebühren) 

Unverändert § 40 des Bundesbahncjesetzes. 

§ 53 (Gewerberedit) 

Unverändert § 41 des Bundesbahngesetzes, 

5§ 54 bis 57 (VerhäUms zu den Ländern) 

Die Bestimmungen der §§ 54 ff. gehen davon aus, 
daß es sich bei der DB um ein Sondervermögen des 
Bundes handelt. Die Kommission ist der Auffassung, 
daß nur dem Bund als Eigentümer des Sonderver- 
mögens Rechte hieran zustehen können ? für Rechte 
Dritter ist kein Raum. Hinzu kommt, daß die kauf- 
männische Gesdiäftspolitik, wie sie in Zukunft für 
die DB notwendig sein wird, möglidist wenig durdi 
die Einwirkung dritter Stellen beschränkt werden 
darf. Die Vergangenheit hat gezeigt, wie groß die 
Gefahr ist, daß solche Mitwirkungsrechte letzUidt 
zu Lasten des Steuerzahlers ohne Rüdcsidit auf die 
wirtschaftlidten Interessen der DB angewandt wer- 
den. Grundsätzlich müssen sidi die Gebietskörper- 
sdiaften, wenn sie Forderungen an den Bund zu 
haben glauben oder ihre fiiteressen gewahrt sehen 
mödUen, an den Eigentümer des Unfernehmens und 
sein Aufsiditsorgan, also an den Bund bzw, den 
Bundesminister für Verkehr wenden. 

Ungeachtet dieser grundsälzlidren Einstellung 
hält es die Kommission zur Sidierstellung einer 
guten Zusaninienarbeit mit den Ländern jedodi für 
notwendig, daß die DB und die Länder zu 
gegenseitiger Unterriditung und Auskunft ver- 
pflichtet werden, daß die Länder bei der Gestaltung 
der Reisezugfahrpläne mitwirken und daß ihnen 
Gelegenheit zur SteUungnahme gegeben wird, wenn 
wichtige, sie besonderes berührende Tarifänderun- 
gen beabsiditigt sind, wenn größere Eisenbahnbau- 
ten geplant werden und wenn der Bundes minister 
für Verkehr über die Genehmigung zur Stillegung 
einer Strecke oder eines wichtigen Bahnhofs zu ent- 
scheiden hat. 

§ 58 {Auftragsverwalfimg) 

Unverändert § 31 des Bundesbahngesetzes, 

§§59 bis 62 (Straf Vorschriften) 

Die Strafvorsdiriften sind den entspredienden Be- 
stimmungen des Aktienrechts angepaßt. Die Mit- 
glieder der Organe der DB sollen für ihr Verhalten 
in gleidier Weise verantwortlidi sein wie die lei- 
tenden Personen der Wirlsdiaft. 


übergangsbest 'immun gen 

§ 63 (Grundkapital) 

Das Grundkapital das nach g 1 Abs, 3 von der 
Bundesregierung festzusetzen ist, soll erstmalig auf 
Grund einer Inventur ermittelt werden, die inner- 
halb von zwei Jahren nach InkrafUreten des Ge- 
setzes durckzuführen ist. Uber spätere Änderungen 
hat die Bundesregierung von Fall zu Fall zu be- 
schließen. 


I § 64 (Vorstand) 

Keine Bemerkungen. 

§ 65 (VerwaJlungsral) 

I Keine Bemerkungen, 

§ 66 (Versetzung ln den einstweiligen Ruhestand) 

Der Vorstand wird ermächtigt, innerhalb einer 
Frist von 5 Jahren Bundesbeamte in den einstweili- 
gen Ruhestand zu versetzen. Eine soldie Vorsdirift 
ist einmal im Hinblick auf § 26 Abs. 3 erforderlidi, 
nadi dem die Abteilungsleiter der Haupt Verwaltung 
der DB sowie die Präsidenten der Bundesbahndirek- 
tionen und der diesen gleidistehenden Dienststellen 
nicht mehr Beamte, sondern durch Vertrag ange- 
stelltc Amtsträger sein sollen. Im übrigen wird es 
durch diese Vorschrift dem Vorstand für eine be- 
grenzte übergangsfrist ermögiidit, die von der 
Kommission auf allen Gebieten empfohlenen Maß- 
nahmen auch in personalwirtsdiaftiidier Hinsicht 
durchzuführen. Die Kommision glaubt, daß diese 
Vorsdirift keine schwerwiegende Bedeutung erhal- 
ten wird, weil schon durdi den natürlichen Abgang 
im allgemeinen eine ausreichende personalwirt- 
sdiöftiiche Beweglichkeit gegeben ist Deshalb 
wurde auch von einer Übertragung der Befugnis 
auf die Präsidenten der Bundesbahndirektionen ab- 
gesehen, so daß der Vorstand in jedem Einzelfall 
für die Entsdieidung unter Würdigung sozialer Ge- 
siditspunkte zuständig ist. 

§ 67 (Versorgung) 

g 67 enthält eine Aufteilung der Ausgaben für die 
Versorgung der bei Inkrafttreten dieses Gesetzes 
vorhandenen Versorgungsempfänger zwischen dem 
Bund und dem Sondervermögen „Deutsche Bundes- 
bahn". Eine solche Aufteilung ist notwendig, wenn 
der in § 5 Abs. 1 verankerte Grundsatz der Be- 
triebsführung nach kaufmännischen Gesichtspunk- 
ten auch auf dem Personalsektor verwirklidit wer- 
den soll. Voraussetzung hierfür ist, daß die DB von 
dem einer gesunden Betriebswirtschaft abträglichen 
Prinzip, die Versorgungsausgaben im deckungslosen 
Zahlungsverfahren aufzubringen, auf ein der Klar- 
heit und Überschaubarkeit künftiger Verpflichtun- 
gen dienendes PensionsrüdcsteOungs verfahren über- 
geht. Die Übernahme gewisser Lasten auf den Bund 
bezweckt eine Entzerrung der Wettbewerbslage und 
berücksiduigt deshalb die entsprechenden Zu- 
sdtüsse, wie sie der Bund an die Rentenversidie- 
rungs träger leistet, die Belaslimg der DB aus der 
Doppelversorgung ihrer Beamten auf Grund der 
derzeitigen Regelung des Bundesbeamtengesetzes 
sowie die Mehraufwendungen, die auf die Auswei- 
tung des Beamlenkörpers der Deutschen Redchsbahn 
während des zweiten Weltkrieges zurückzuführen 
sind. Schließlich berücksichtigt die Aufteilung auch 
den Umstand, daß die DB — obwohl sie kaufmän- 

i nisch zu führen ist — ■ nicht wie die Pensionskassen 
des privaten Rechts mit Ausgleichsforderungen ge- 
genüber dem Bund ausgestattet worden ist. 

Die Ermittlung des angemessenen Aufteilungs- 

, Verhältnisses beruht ebenfalls auf dem Rück- 
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stellungsprinzip. Für die volle AnwarLsdiafts- 
deckung ist unter Zugrundelegung eines Zinssatzes 
von 5 V. H. ein Rückstellungsbetrag von 83i5,5 Mil- 
lionen DM erforderlich, ein Betrag, der in dieser 
Höhe weder bei der DB nodi beim Bund passiviert 
werden kann. Ihm ist deshalb lediglich die Bedeu- 
tung eines Hilfsmittels für die Beredinungsart bei- 
gelegt worden. 

Die DB soll danach den Versorgungsaufwand in- 
soweit tragen, als ihr eine Verzinsung des Eigen- 
kapitals in Höhe der an sich jeweils erforderlidien 
Rückstellung im Rahmen von 5 v. H. möglich ist. Die 
unterstellte Kapi talentnahine einschließlich des mög- 
lidien Zinsausf alles geht zu Lasten des Bundes. Die 
Aufgliederung des Versorgungsaufwands stellt sich 
hiernadi wie folgt dar: 


Bund 1 DB 

j 

! Im Jahr 0 Im Jahr 10 [ Im Jahr 0 Im Jahr 10 

Versorgungslast für die im Jahr 0 i 

bereits vorhandenen Versoi- 
gungsempfänger, soweit sie nidit 
durch eine Verzinsung von 5 v*H. 
des Dedcungskapitals aufgebradit 

wird 455,8 Millionen DM 337,7 Mil Üonen DM — — 

Verafnsung des Dedcuiigskapitais Höhe des nebenstehenden Zinsaus- bis 405,8 bis 200 

für die im Jahr 0 bereits vorhan- f^Hes VülHonen DM Millionen DM 

denen V ersorgungsverpfliditiin- 
gen 


Die dargestelllen Versorgungsausgaben werden 
sich erheblich vermindern, wenn durch eine Ände- 
rung des Bundesbeamtengesetzes die Auswirkungen 
der Doppel Versorgung beseitigt werden. Im übrigen 
laufen sie bis zum Jahre 2014 aus. 

§ 68 (Abgeltung von Leistungen für den Zolldienst) 

Keine Bemerkungen. 

§ 69 (Vemaltungsvorsduiften) 

Keine Bemerkungen. 

§ 70 (Inkrafttreten) 

Keine Bemerkungen. 
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Allgemeiner Überblick 

1 . Eine Betrachtung und Beurteilung der Lage der 
DB muß zunächst davon ausgehen, welche Stellung 
dieses Unternehmen in der auf marktwirtschaftliche 
Grundsätze ausgerichteten deutschen Volkswirt- 
schalt einnimm L 

Die DB ist auf dem Gebiet der Bundesrepublik 
Deutsdiland Rechtsnachfolgerin der früheren Deut- 
schen Reichsbahn, die ihrerseits auf Grund der 
Reichs Verfassung von 1919 durch Geset 2 vom 
30. April 1920 als Zusammenschluß der Staatseisen- 
bahnen der deutschen Länder errichtet worden war. 

Im Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutsch- 
land vom 23. Mai 1949 ist in Artikel 87 bestimmt, 
daß die Bundeseisenbahnen in bundeseigener Ver- 
waltung mit eigenem Verwaltungsunterbau geführt 
werden. 

Durch das „Gesetz über die vermögensrechtlichen 
Verhältnisse der Deutschen Bundesbahn" vom 

2. März 1951 wurde das Reichseisenbahnvermögen 
mit Wirkung vom 24. Mai 1949 Vermögen des Bun- 
des als Sondervermögen Deutsche Bundesbahn". 

Das Bundesbahngesetz vom 13. Dezember 1951 
(BbG) schuf schließlich die noch heute gültige 
Rechtsgrundlage für die DB, auf Grund deren die 
„Bundesrepublik das Bundeseisenbalinvermögen als 
nicht rechtsfähiges Sondervermögen des Bundes mit 
eigener Wirtschafts- und Rechnungsführung verwal- 
tet". Als Hauptridillinie für diese Aufgabe ist in 
§ 4 festgelegt, daß die „Dß un/er Wahrung der In- 
teressen der deutschen VolkswirtschaJt nadi kauf- 
männischen Grundsätzen zu verwalten ist"'. 


über das Gesamtprob lern 

2. Die Deutsche Reichsbahn besaß — ebenso wie 
die früheren Staatseisenbahnen und auch andere 
europäische Eisenbahnen — ein faktisches Trans- 
portmonopol, das nur in ganz bcistimmten Verkehrs-, 
relalionen von der Binnenschiffahrt besdiränkt 
wurde. Diese monopolistische Machtstellung führte 
zu der Notwendigkeit, durch Vorschriften über eine 
gemeinnützige Verkehrsbedienung Schu/zmaßncfh- 
men liir den Verkehrsnulzer zu treffen. Sie ermög- 
lichte es andererseits der Regierung, sidi dieses 
Sondervermögens zur Förderung wirtschaftlicher, 
sozialpoliiisdier und militärischer Aufgaben zu be- 
dienen. Das Eisenbahnnetz wurde ira engen Zusam- 
menhang mit der Entwicklung der gewerblichen 
Wirtschaft ausgebaul und war für die Standortbil- 
dung der Industrie, vor allem auch durch die Ge- 
staltung der Gütertarife, von oft entscheidendem 
Einfluß. Auch die Pensonentarife waren mangels 
anderer Verkehrsmittel ein wirksamer Faktor der 
Wirtschafts-, Sozial- und Kulturpolitik. 

Die Eisenbahn war dank ihrer Monopolstellung 
in der Lage, diese Aufgaben ohne Sdiwierigkeilen 
zu erfüllen und darüber hinaus noch namhafte Be- 
träge für den Staatshaushalt abzuwerfen. Sie 
konnte, ohne in jedem Einzelfall auf Wirtschaftlich- 
keit achten zu müssen, allen möglichen Verkehrs- 
wünsdien nadikoinmen: Strecken ausbauen, Bahn- 
höfe errichten und sonstige Beförderurigsmöglich- 
keiten und -einrichtungen schaffen, die nicht selten 
mehr den Wünschen des Staates als ihren eigenen 
wirtschaftlichen Interessen entsprachen. Es galt als 
erstrebenswertes Ziel Öffentlicher Verkehnspolitik. 
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möglichst jedem Dorf eine Eisenbahnverbindung zu 
schaffen, 

3. Diese außerordentlidi großzügige Übernahme 
staatspolitischer Aufgaben wurde den meisten 
Eisenbahnen zum Verhängnis, als ihnen durch das 
Aufkommen des Kraftwagens ein für die Bedienung 
des Reiseverkehrs und der Wirtsc^iaft (Haus-Haus- 
Verkehr) überaus beweglidier Konkurrent entstand. 
Damit wandelte sich die Marktsituation im Verkehr 
wahrend der vergangenen Jahrzehnte in den indu- 
striell entwickelten Ländern Europas wie auch in 
den USA in entscheidender Weise. 

Dies verdient hier nicht aus historisdiem Interesse 
Beachtung, sondern wegen der damit zu verbinden- 
den Feststellung, daß nicht überall oder nur sehr 
zögernd — besonders auch bei der Eisenbahn selbst 
— die notwendigen Folgerungen aus der veränder- 
ten Situation gezogen wurden. Dadurch sind im ver- 
kehrspolitischen Bereich Störungen eingetreten, die 
sich auf das gesamte Transport System innerhalb der 
Volkswirtsdiaft nachteilig auswirken und bei den 
Eisenbahnen besonders fühlbar sind. 

4* Die Veränderungen, die mit dem Aufkommen 
von Wettbewerbern der Eisenbahn (zunädist Kraft- 
wagen, später Luftverkehr, heule Rohrleitungen) 
einhergingen, werden allgemein als Übergang vom 
Monopolmarkt zum WettbewerbsmarkD gekenn- 
zeichnet, Wenn auch diese vereinfachende Charak- 
terisierU7ig nicht allen auftretenden Marktformen 
und Marktbeziehungen im Verkehr gerecht werden 
kann, so ist sie doch für die Kennzeichnung einer 
umwälzenden wirtschaftlichen Wandlung und für 
die Ableitung der hieraus sidi ergebenden Notwen- 
digkeiten ausreichend. 

Zur Verdeutlidiung seien nachstehende Zahlen 
ausgewählt: 


a) Bestand an Kraftfahrzeugen und Krafliahrzeug- 
anhängern in 1000 


.lalir 
tl, JuU) 

1 

Kralt- 

raüer 

PrfSonon' 

wdqen 

KrdU- 

OJTini' 

bussc 

L^sl- 

läjalt- 

wagan 

Kroft- 

iahrzeu^- 

«cibAngpr 

193S 

857 

714 

12 

214 



1950 

914 

518 

14 

353 

214 

1951 

1 181 

685 

17 

414 

232 

1952 

1 582 

904 

20 

493 

271 

1953 

2005 

1 129 

22 

555 

305 

1954 

2 301 

i 397 

25 

572 

321 

1955 

2 433 

1 666 

26 

564 

325 

1956 

2 448 

2 033 

2? 

576 

332 

1957 

2 388 

2 456 

28 

595 

343 

1958 

2 178 

2 940 

29 

603 

339 


b) Bestand an fahrfähigen Binnenschiffen 


.IfJbr 

GiUwj mit eSgenor 

Tri(?bkran 

Gütcr&dilffe ohn« 
eigene TriebkreU 

An^ah! 

1000 

PS 

1000 

t 

An^öht 1 
1 

UjOO 

1 

1938 


17? 

406 


4 373 

1950 

1 661 

239 

485 

3 470 

2 504 

1951 

1 958 

321 

636 

3 477 

2 496 

1952 

1 980 

358 

698 

3 453 

2 496 

1953 

2 170 

428 

822 

3 419 

2 505 

1954 

2 406 

509 

970 

3 574 

2 620 

1955 

2 706 

608 

1 142 

3618 

2 652 

1956 

3 094 

739 

1 364 

3614 

2 651 

1957 

3 460 

866 

1 580 

3 574 

2 626 

1958 

3 760 

1 001 

1 794 

3 52? 

2612 

1959 

4 088 

1 145 

2 028 

3 480 

2 609 


c) Beförderte Güter in 1000 l 


.lahr 


Deulscho 

Bunile^btthn 

Binnenschifiohrl 

i 

Sii 

rdßcnECTnvorkebr 

1936*1 

275 

000 

7i,4 v.H. 

100 

000 

26,0 v.H. 

10 

000 

2,6 

v.H, 

1950 

229 

34? 

6?J,7 v.li. 

71 

855 

2 1,6 v.H. 

32 

900 

9,8 

v.H. 

1951 

254 

933 

66,2 v.H. 

88 

Ul 

22,9 v.H. 

41 

800 

10,9 

v.H. 

1952 

262 

371 

64,3 v.H. 

95 

270 

23,3 v.H. 

50 

600 

12,4 

v.H. 

1953 

246 

799 

61 d v.H. 

101 

381 

25, J v.H.> 

55 

900 

13,8 

v.H. 

1954 

252 

im 

59,6 vM. 

109 

385 

25,9 v.H. 

61 

125 

14,5 

v.H. 

1Ö55 

282 

830 

59,2 v.H. 

124 

612 

26,1 V.H. 

70 

443 

14,7 

v.H, 

1956 

2.99 

324 

58 J v.H. 

135 

920 

26,6 v.H. 

74 

B66 

14,7 

v.H. 

1957 

303 

335 

58J v.H. 

1 142 

331 

21.2 v.H. 

76 

917 

14,7 

v.H. 

1958 

274 

306 

50,0 v.H. 

1 137 

139 

28,0 v.H. 

78 

276 

16,0 

v.H. 


d) Beförderungsleistungen im Güterverkehr 
io Millionen t/km 


I SuniJtfebaiin BinnensdiUlahu SuaßenferaveTkehr 


1936*) 

46 

000 

1 

67,7 v.H, 

20 

000 

29,4 

v.H. 

2 

000 

2,9 

v.H. 

1950 1 

48 

078 

66,3 v.H. 

16 

752 

23,0 

v.H, 

7 

800 

lOJ 

v.H. 

1951 

55 

061 

64,0 v,H. 

21 

047 

24,5 

v.H. 

9 

900 

115 

v.H. 

1952 

55 

253 

61 fö v.H. 

22 

452 

25,0 

v.H. 

12 

000 

13,4 

v.H. 

1953 

50 

942 

58,4 v.H, 

23 

041 

26,4 

V.H., 

13 

300 

15,2 

v.H. 

1954 

52 

056 

57 ß v.H. 

25 

054 

27,3 

v,H. 

14 

531 

I5ß 

v.H. 

1955 

58 

063 

56,2 V.H. 

23 

624 

27J 

v.H.' 

!6 

703 

16 J 

v.H. 

1956 

61 

642 

55,2 vM. 

j 32 

270 

28.9 

V./J.j 

17 

697 

15,9 

v.H. 

1957 

62 

335 

54,6 v.H. 

! 33 

953 

29,5 

V./-/. 

18 

195 

15,9 

v.H. 

1958 

56 

635 

52,5 v.H, 

32 

783 

30,4 

v.H. 

\ 

13 

431 

17A 

v.a 


*) Bundesgebiet 
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5, Wie die Zahlen zeigen, haben sich die Elemente 
des Wettbewerbs zunehmend verstärkt. Die Kom- 
mission sieht in dieser Entwicklung als Zeichen 
technischen und wirtsdiaftlidien Fortschritts grund- 
satzlidi keinen Nachteil. Im Gegenteil bedarf nach 
ihrer Auffa.ssung jedes neu auftretende Transport* 
mittel, das eine Senkung der volkswirtschaftlidien 
und betriebswirtschaftlichen Transportkosten mit 
sich bringt, einer freien Entfaltung, Sie hält deshalb 
auch die Wahrung von Besitzständen um jeden 
Preis im volkswirtschaftlichen Interesse für unver- 
tretbar. 

Auf der anderen Seite sind aber auch .Maßnah- 
men ungeTechtfertigt, mit welchen der Siaaf solche 
neuen Wettbewerber über eine erste Starthilfe hin- 
aus nachhaltig fördert, die iatsüchliche Weltbe- 
werbslage künstUch beeinfiußl und im Endergebnis 
der Volkswirtschaft dadurch Verluste entstehen, die 
dem Ziel der „Maximierung des Sozialprodiikts** 
entgegenwirken. 

Dies ist in E^eutschland in der Vergangenheit un- 
zweifelhaft gesdiehen und zum Teil auch heute 
noch der Fall. Der Staat hat die Entwicklung des 
Kraitiahrzengs vor allem in den Jahren nach 1933 
bewußt vorangetrieben und ihm audi nadi dem zwei- 
ten Weltkrieg Begünstigungen steuerlidier Art zu- 
kommen lassen, ITinzu kommen die unterschied- 
lichen Bindungen des Kraftwagens und der Eisen- 
bahn an den Staat, von denen noch zu sprechen sein 
wird. Die Folge wmr, daß der Kraftwagen seine 
Chance nützte, vermöge seiner Aus Wahlmöglich- 
keiten in alle Relationen des Eisenbahnverkehrs 
immer stärker eindrang, lukrative Verkehre an sich 
zog und damit die WirLsdiafUidikeit der Eisenbahn 
mehr und mehr beeinträchtigte. 

Daneben wurde audi der AasbatJ der Wasser- 
sirußen unter Einsatz erheblicher öffenllidier Mittel 
gefördert, um den erschlossenen Gebieten neben 
der Verbesserung der Landeskultur billigere Ver- 
kehrswege zur Verfügung zu stellen. 

Die deutsche Binnensdiiffahrt konnte sich, wie die 
Statistik zu Ziffer 4 zeigt, nach Neubeschaffung des 
erforderlichen Schiffsmaterials bald wieder den glei- 
chen Anteil am Verkehrsvoluinen imd an der Ver- 
kehrsleistung sichern, wie sie ihn im Jahre 1937 
innehatte. Dies wäre ihr vermutlich nicht so rasch 
gelungen, wenn audi sie von vornherein zur Tra- 
gung der ihr zuzurechnenden Wegekosten heran- 
gezogen worden wäre. 

Eine ähnlidie Entwicklung zeigt sich auch hin- 
sichtlich des Luftverkehrs, der — wenn er als Wett- 
bewerber der Eisenbahn gegenwärtig auch nur in 
bestimmten Verkehrsbeziehungen von Bedeutung 
ist — durdi staatlidie Zuschüsse zu den Anlagen 
und Sidierungseinriditungen begünstigt wird. 

Zur Entwicklung der Transporte in Rohr Je i Zungen 
vgl. Ziffer 6. 

6. Die Tendenzen eines verschärften Wettbewerbs 
unter den Verkehrsmitteln werden sidi in 7.ukunft 
verstärken. 

In der Erkenntnis, daß für die Überlegungen der 
Xo/nrnJssfon vor allem die künfJige VerkeJirsenf- 


wickiung entscheidend ist, hat sie das Bundesver- 
kehrsministerium gebeten, die beim Ifo-lnslitut (In- 
stitut für Wirlschaftsforsdiung — München) in Auf- 
trag gegebene Analyse der zu erwartenden wirl- 
sdiaftlidien WadistumsLendenzen und ihrer voraus- 
sichtlichen Einflüsse auf die Entwicklung des Güter- 
verkehrs der Binnenverkehrsträger Eisenbahn, Bin- 
nenschiffahrt und Straßengülerfernverkehr bis zum 
Jahre 1970 auszudehnen und durch eine Unter- 
suchung der EntwidUungstendenzsn des Personen- 
verkehrs zu ergänzen. Die widitsgsten E;rgebnisse 
dieses Gutachtens sind im IX. Teil des Berichts Ab- 
schnitt A wiedergegeben. 

Besonderer Aufmerksamkeit bedürfen nach An- 
sicht der Kommission nadistehende Faktoren: 

a) die Veränderungen beim Energietransport, und 
zwar vor allem die Verdrängung von Kohle 
durch Heizöl, sowie das spezifische Sinken des 
Energieverbraudis der Industrie, das einen re- 
lativen Rückgang des Anteils der Kohletransporte 
am gesamten Transportaufkommen zur Folge hat: 

1957 - 26,4 v. H. 

1965 = 23,7 V. H. 

1970 = 23,0 V. H.; 

b) die zunehmende Beförderung von Roh- und Heiz- 
öl durdi Rohrleitungen: 

1965 25 Millionen t 6,5 Mnch t/km 
1970 35 Millionen l 9,5 Mrd. t/km; 

cj die zunehmende Verwendung von Erdgas aus 
dem EWG-Raum (Italien, Frankreidi, Nord“ 
Afrika): 

d) weitere Verminderungen des relativen Trans- 
portanteils der Eisenbahn müssen für einen spä- 
teren Zeitraum erwartet werden 

hei einem Übergang der mit Kohle betriebenen 
Kraftwerke auf die Verwendung von Atom- 
energie, 

bei einer Umstellung der Beförderung von 
Mineralölprodukten (weiße Ware) durch Rohr- 
leitungen oder im Werkverkehr der Raffi- 
nerien, 

durch Vermahlung von Erzen und Kohle am 
Produktionsort und ihren Transport in Rohr- 
leitungen; 

e) ferner wäre mit einer Veningerung des Trans- 
portauf kommen« der DB zu rechnen, 

wenn das Bundesverfassungsgericht die Zu- 
lässigkeit einer Kontingentierung bzw. Kon- 
zessionlerung im Güterkraftverkehr verneinen 
sollte 

und 

wenn in Abänderung der Verordnung über die 
Abmessungen und Gewichte von Kraftfahr- 
zeugen vom 21. März 1956 eine wesentliche 
Erhöhung der Nutzlasten der Sdiwerlaslwagen 
erfolgen sollte. 

Es kann nidit Aufgabe dieses Gutachtens sein, auf 
Grund eigener Untersudiungeii Prognosen für den 
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künftigen Bedarf der deutschen und der euro- 
paisdiert Wirtschaft aufzustellen und hieraus sdilüs- 
sige Angaben über das Traiispor taufkommen und 
die TraJisportleistungen abzuleiten. Audi mag 
manche der Sorgen, die hier zum Ausdruck gehradit 
werden* noch nidit gegenwartsnah sein. Auf der 
anderen Seile läßt jedodi die rasante technische Ent- 
wicklung dieses Jahrhunderts vermuten* daß mit 
den aufgezeigten Erscheinungen, die sich zweifellos 
auf die DB aus wirken werden, in einem allerdings 
nodi nicht näher zu beziffernden Ausmaß zu rech- 
nen ist. 

7. Von diesen nüchternen Tatsachen ausgehend, 
stellte sich der Komm/ssfon die zeniraJe Frage, ob 
die DB /ii Zukunft in der Lage sein werder diesem 
Weflbewerb wirksam zu begegneUf und welche 
Maßnahmen zur Erreichung dieses Zieles vomi- 
scfilagen sind. 

Hierzu ist zunäciist auf einige Besonderheiten 
hinzuweisen, welche für die Situation von Eisen- 
bahnunternehmungen allgemein kennzeichnend sind : 

■a) Die sprunghafte lechnisdie Entwicklung im Ver- 
kehr führt notwendigerweise zum vorzeifigen 
Verailen nodi be/nebs/ahiger Anlagen. Ferli* 
gimgsbetriebe, die im allgemeinen mit weniger 
langlebigen Gebraudisgütern arbeiten und diese 
sdmell abzusdireiben pflegen^ haben unter einer 
solchen Entwicklung weniger zu leiden. Bei den 
Eisenbahnen handelt es sich aber vorwiegend 
\im langlebige Anlagen. Das gilt besonders für 
die gesamte Infrastruktur. Hier kann eine vor- 
zeitige wirtschaftliciie Entwertung den Rationali- 
siemngserfolg und damit die Produktivitäts- 
steigexung, die mit der Installierung neuer An- 
lagen erhofft werden, teilweise aufiieben. So kann 
die Einführung moderner Stellwerke einen Ratio- 
nalisierungserfolg bedeuten, dem aber die Ent- 
wertung der bisherigen Stellwerke, deren tedi- 
nisdie Lebensdauer noch nicht erreicht ist, ge- 
genübersteht, Die Elektrifizierung kann noch 
braudibare Einrichtungen für den Dampfbetrieb 
entwerten usw. 

b) Hinzu kommt, daß die Eisenbohn als Diensi- 
leißtungsbe trieb von hoher Arbeitsintensität mit 
einer unfefdiirdiscimi///icheji Produ^riiv;fdfssfei- 
genmg redmen muß. Damit ist die Gefahr ver- 
bunden, daß Produktivitätssteigerungen zumeist 
durch Küstenerhöhungen (Preis- und Lohn- 
erhöhungen) aufgewogen werden, weil sich 
Löhne und Preise erfahrungsgemäß nicht nach 
dem Leistungsvermögen eines speziellen Wirt- 
schaftszweigs richten, sondern häufig nach einer 
Erhöhung auf Grund der inaxi malen Produktivi- 
tätssteigerung — z. B. der Industrien der Massen- 
produküon — tendieren, wodurch sich zwangs- 
läufig inflatorisdie Wirkungen ergeben. Wie 
ernst die Situation in dieser Hinsicht ist, erhellt 
daraus, daß in Sc^iätzungen von Konjunktur- 
forsdiungsinstituten in den nächsten 10 Jahren 
mit Lolm- und Gehaltssteigerungen von insge- 
samt 40 V. H. gerechnet wird. Eine ähnliche Ent- 
wicklung wäre gegebenenfalls auch bei den widi- 
tigsten Kostengütern der Eisenbahn zu erwarten. 


c) Da den Eisenbahnen eine Anpassung an Ände- 
rungen des allgemeinen Preisniveaus (Geldwert- 
anderungen) und an Veränderungen der für sie 
relevanten Löhne und Preise int Wege der Pro- 
duktivitätssteigerLUig nur in begrenztem Umfang 
möglich ist, sind sie darauf angewiesen, ihre 
eigenen Preise, das heißt die Tdri/e, anzuheben. 
Diese Maßnahme ist aber wiederum nidit über- 
all durchführbar, sei es, daß die Eisenbahn in 
ihrer Preispolitik nicht frei ist oder daß sie auf 
eine unter günstigeren Verhältnissen arbeitende 
Konkurrenz Rücksicht nehmen muß, 

d) Zum Unterschied von der Eisenbahn haben bei 
anderen Verkehrsbetrieben, die ebenfalls als 
lohnintensiv gelten, die Personataui Wendungen 
nJdit das Gewicht wie bei der Eisenbahn, weil 
diese Unternehmungen nur für dos eingesetzte 
Personal zuzüglicfi der Sozialbeiträge aufzukom- 
men haben, während die DB mit einem über- 
mäßig großen Versorgungsäufwand belastet ist. 
Die Personal ausgaben für die anderen Verkehxs- 
uiitemehmungen sind zum überwiegenden Teil 
variable Kosten* die sich nach dem Verkehrs- 
umfang richten? Für die Eisenbahn sind die Per- 
sonalausgaben vorwiegend fixe Kosten. Das gilt 
besonders für die Versorgungsbezüge, die auch 
bei einer Personal Verminderung nicht sinken, 
sondern gerade dann ansteigen. 

8, Gegenüber der Kommission ist die Auffassung 
vertreten worden, man dürfe bei der Beurteilung 
der DB ihre mangeinde Renfabilifdf nicht zum lei- 
tenden Gesiditspunkt madien. Dazu ist folgendes zu 
bemerken? 

Mangelnde Rentabilität kann verschiedene Ur- 
sachen haben. Sie kann entweder darauf beruhen, 
daß eine wirtschaftliche Leistung unter ihrem tat- 
.säciilidien Wert verkauft wird oder daß eine Arbeit 
über ihren Wert bezahlt wird. Die Ursache der Un- 
wirtschaftlichkeit kann aber audi darauf beruhen, 
daß die Kombination von mensdihdier Arbeitskraft 
und maschineller Leistung unzweckmäßig isL Alle 
drei Ursachen mangelnder Rentabilität liegen bei 
der DB vor. 

So darf darauf hingewiesen werden, daß z. B. im 
Stück gut verkehr die Leistungen der DB bei sperri- 
gen und voluminösen Stückgütern nicht angemessen 
honoriert werden. Dasselbe gilt für den Berufs- und 
Sdiülerverkehr. Audi ist bei der DB eine Über- 
zahlung von Aibeitsleistungen f es tzus teilen. Bei- 
spiel hierfür ist die Doppelversorgung der ins Be- 
amtenverhältnis übernommenen früheren Bundes- 
bahnarbeiter. Die Nidhtanredmung ihrer Sozialver- 
sicher imgsr einten auf ihren Pensionsanspruch hat zur 
Folge, daß die ins Beamtenverhältnis übernomme- 
nen Arbeiter insgesamt eine Altersversorgung er- 
halten, die vieifadi über ihren letzten Bezügen als 
aktive Beamte liegt. Das ist zweifellos eine Über- 
zahlung ihrer Leistungen und stellt außerdem eine 
Ungerechtigkeit sowohl gegenüber den Arbeitern 
dar, die nicht ins BeamtenverhäUms übernommen 
werden, als auch gegenüber den Beamten, die nicht 
aus der Arbeiters<5iaft hervorgegangen sind. 
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Auch für die unzweckmäßige Kombination von 
menschlicher Arbeitskraft und Maschineneinsatz las- 
sen sicfi zahlreiche Beispiele anführen. Es sei in die- 
sem Zusammenhang nur auf eine Quelle besonderer 
Unwirtschaftlichkeit der DB hingewiesen, nämlich 
darauf, daß bei der DB nodi über 8000 Dampf- 
lokomotiven vorhanden sind, während die Nieder- 
ländischen Eisenbahnen, die allerdings unter gün- 
stigeren Bedingungen wirtschaften konnten, ihre 
letzte Dampflokomotive bereits im Museum abge- 
liefert habenl 

Mangelnde Rentabilität bedeutet nichts anderes, 
als daß Menschen in unwirtschaftlicher Weise be- 
schäftigt werden, also menschliche Arbeitskraft ver- 
geudet wird. Diese Unv/irtschaillichkeit verhindert 
zv/angsläufig eine Hebung des Lebensstandards der 
gesamten Bevölkerung. Infolgedessen lassen sich 
keinerlei Aj-gumente finden, die es rechtfertigen 
würden, den Gesiditspunkt der Rentabilität bei der 
DB außer acht zu lassen. 

9. Während es sich bei den in Ziffer 7 und 8 er- 
wähnten Tatbeständen mehr oder weniger um Er- 
scheinungen handelt, die mit der strukturellen Eigen- 
art der Eisenbahn Zusammenhängen, bestehen noch 
andere exogene Faktoren, die sidi für die Eisenbahn 
nachteilig hinsichtlich ihrer Wettbewerbsstellung 
gegenüber anderen Verkehrsträgern auswirken und 
ein Ungleichgewidit in der Verkehrswirtschaft zur 
Folge haben. Die Notwendigkeit, die Wettbewerbs- 
bedingungen unter den Verkelirsträgern möglichst 
weitgehend anzugleidien, wird allgemein anerkannt. 
Die Komm/ssjon befindet sich damit in Übereinstim- 
mung mit den grundsätzlichen Forderungen, welche 
die Bundesregierung in ihrer Regierungserklärung 
vom 29. Oktober 1957, der Bundesminister für Ver- 
kehr sowie der Vorstand und der Verwaltungsral 
der DB erhoben liaben. 

Die Kommission ist der Meinung, daß mit Rück- 
sicht auf die strukturellen Unterschiede der Ver- 
kehrsmittel eine absolute Gleichstellung im Wett- 
bewerb nicht erreidibar ist und auch weder im 
volkswirtschaftlichen noch im betriebswirlschaft- 
lidien Interesse gerechtfertigt wäre, weil dann die 
Vorteile, die jedes Verkehrsmittel zu bieten im- 
stande ist, nicht mehr in vollem Maße wirksam sein 
können. Dies wird häufig verkannt, woraus sich die 
abweidienden Auffassungen bezüglicii des Aus- 
maßes der zu beseitigenden Ungleichheiten erklärt. 

Soweit aber Ungleichheiten anderer Art bestehen, 
die auf staatlichen Eingriffen oder Unterlassungen 
beruhen, sind sie nach Meinung der Kommission im 
Interesse eines fairen Wettbewerbs und einer 
volkswirtschaftlich zweckmäßigen Verkehrsbedie- 
nung baldmöglich und vollständig zu beseitigen 
oder abzugelten. 

10, Die DB macht als Ungleichheiten in den Aus- 
gangsbedingungen für den Wettbewerb vor allem 
folgende Tatbestände geltend; 

a) die unterschiedlichen Belastungen mit den Kosten 

der Fahrwege, der dazugehörigen Anlagen und 

der Sicherung der Fahrwege. Während die DB 

die Kosten für den Schienenweg selbst aufbrin- 


gen muß, erfahren Straßenverkehr, Binnenschiff- 
fahrt und Luftverkehr nadi ihrer Meinung durdi 
den Einsatz von Steuermitleln eine fühlbare Ent- 
lastung (Näheres vgl. II. Teil Abschnitt E); 

b) das bestehende Kreuzungsrecht, daß der DB La- 
sten für Bauaufwendungen aufbürdet, die mehr 
oder weniger ihrer Konkurrenz zugute kommen 
(Näheres vgl. fl. Teil Abschnitt B); 

c) die laufenden Betriebskosten der Sidierung 
schienengleicher Kreuzungen mit anderen Ver- 
kehrswegen, die ebenfalls zu einem erheblichen 
Teil dem Straßenverkehr zugute kommen (Nähe- 
res vgl. 11. Teil Abschnitt B); 

d) das bestehende Haftpflichtrecht, das für die DB 
schärfere Bestimmungen als für die übrigen Ver- 
kehrsträger vorsieht und sie zu einem höheren 
„Schutzaufwand“ veranlaßt, obgleidi Verkehrs- 
ablauf und Unfälle beweisen, daß die Verkehrs- 
gefährdung besonders im Kraftverkehr wesent- 
lich höher ist als bei der Eisenbahn (Näheres vgl. 

11. Teil Abschnitt B); 

e) die unterschiedliche Belastung der Verkehrs- 
untemehmungen mit Versorgungsleistungen, so- 
weit sie den Anteil übersteigen, den die Wirt- 
schaft, insbesondere auch die gewerblichen Ver- 
kehrsunternehmen. für die Versorgung ihrer 
ehemaligen Bediensteten aufzubringen haben 
(Näheres vgl. II. Teil Abschnitt C); 

f) dieTragung der ICriegs- und Kriegsfolgesdiäden 
bei Anlagen und rollendem Material aus eigenen 
Mitteln, während Straßen und Wasserstraßen aus 
dem Steueraufkommen wiederhergestellt wur- 
den (Näheres vgl. II. Teil Abschnitt B); 

g) die unterschiedlichen steuerlichen Belastungen, 
insbesondere bei der Beförderungsteuer und der 
Mineralölsteuer (Näheres vgl. II. Teil Ab- 
schnitt D); 

h) die einseitige Belastung mit gemeinnützigen Auf- 
lagen, insbesondere auf dem Tarif gebiet (Nähe- 
res vgl. folgende Ziffer 11 und 11. Teil Ab- 
schnitt A). 

II. Die Kommission hat untersucht, ob und in wel- 
chem Grade die in Ziffer 10 geltend gemachten 
Tatbestände begründet sind, inwieweit sie eine be- 
sondere finanzielle Last darstellen und welche Maß- 
nahmen zur Herstellung gleicher Wettbewerbsver- 
hältnisse getroffen werden müssen. 

Sie hat sich besonders eingehend mit dem Pro- 
blem der gemeinnützigen (gemeinwirtschaltUdien) 
Auilagen befaßt. 

In diesem Zusammenhang stand die generelle 
Frage im Vordergrund, weiäies Maß von kaufmän- 
nischer Beweglichkeit der DB zu gewahren sei, um 
sie in die Lage zu versetzen, den Wettbewerb mit 
ihren Konkurrenten auf die Dauer zu bestehen. Das 
Bundesbahngesetz von 1951 und eine Reihe weiterer 
Verkehrsgesetze bedeuten für die DB praktisch eine 
starke Beschränkung ihrer Handlungsfreiheit und 
eine weitaus strengere Bindung an den Staat, als es 
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bei den anderen Verkehrsmitlein der Fall ist. Diese 
Talsadie wird von keiner Seite geleugnet; dagegen 
ist umstritten, wie sidr diese Bindungen auf die 
Leistungsfähigkeit im Wettbewerb auswirken, wie 
hoch die daraus resultierenden finanziellen Belastun- 
gen zu beziffern sind, ob sie heute praktisdr auch 
von anderen Verkehrsunternehmen freiwillig ge- 
tragen werden und inwieweit sie mit Rücksicht auf 
die veränderte Marktstruklur des Verkehrs im 
eigenwirtschaftlichen Interesse der DB liegen. 

Als gemeinwirlsdiaftliche Pflichten bezeichnet die 
DB folgende Tatbestände: 

BetriebspfHdit 

Fahrplanpflicht 

Beförderungspflicht 

Tarifpfiidit und Zwang zur Veröffentlichung der 
Tarife. 

Die Kom/nissjon hat hierzu im einzelnen im 
II, Teil Abschnitt A Stellung genommen. Sie 
vertritt gnmdsätzlidi die Auffassung, daß diese Bin- 
dungen zum überwiegenden Teil nur noch der Form 
nach bestehen und daher insoweit keine finanzielle 
Belastung darstellen. Infolge der versdrärften Wett- 
bewerbslage würde nämliäi die DB sich soidie Bin- 
dungen aus Gründen des Kundendienstes ohnehin 
auferlegen und damit ihren eigenen wirtschaft- 
lichen Interessen dienen* Fdt/e fmanzielle Belastun- 
gen bestehen vor aHom in dem Maße, 

als die DB daran gehindert wird, ihr Angebot an 
Verkehrsleistungen an ein verringertes Verkehrs- 
aufkommen anzupassen und damit gezwungen 
wird, unrentable Betriebszweige au freditzu erhal- 
ten 

und 

als die DB zur Beibehaltung oder Erstellung von 
ermäßigten Tarifen (Sozialtarife im Personenver- 
kehr, Subventionstarife im Güterverkehr) genö- 
tigt wird, die ihre Kosten nicht decken. Das 
gleiche gilt für Tarife, welche die DB mit Rück- 
sidU auf ihre Konkurrenten höher halten oder aii' 
setzen muß, als es die Kosten-, Markt- und Wett- i 
bewerbslage rechtfertigt. 

Für solche Belastungen muß die DB in Zukunft 
schadlos gehalten werden* Damit würde eine klare 
Linie geschaffen und der Weg frei, die DB zu einem 
eciiten Wettbewerbsunternehmen umzugestalten, 
das seinen Aufwand selbst zu verdienen hat, seinen 
Betrieb und seine Geschäftsführung den Marktbedin- 
gungen elastisch unpassen und dessen Leitung für 
ihr Handeln auch tatsächlich verantwortlich gemacht 
werden kann. 

Die DB ist nicht mehr — wie in ihren eigenen 
Publikationen auch heute noch zu lesen ist — in 
erster Linie ein «Bedarfsdeckungsunternehmen'L das 
ohne Absicht der Gewinnerzielung ausschließlich 
den Bedürfnissen der Allgemeinheit zu dienen habe. 
Das wäre nur dann bereditigt, wenn es sich um ein 
Monopoiunternehmen handelt, wie es früher ein- 
mal der Fall war* Wenn man diesem Gedanken 
konsequent folgen wollte, wäre es richtiger, das 
Prinzip des wirtschafllidien Wettbewerbs für die DB 
überhaupt fallenzulassen und das Unternehmen 
als einen rein staatlichen Regiebetrieb zu führen mit , 


der Auflage, diejenigen Transporte auszuführen, die 
von anderen Verkehrsmitteln aus RentabiUtäts- 
gründen nicht übernommen werden* Heute, im Zei- 
chen des Verkehrswettbewerbs, der zahreidie An- 
bieter um den Kunden konkurrieren läßt, würde 
die Auffassung vom Bedarfsdeckungsunternehmen 
die DB zu dem bekannten ,, Monopol der schlediten 
Risiken'' verurteilen, das von ihr — mit Recht — 
nachdrücklich bekämpft wird. Will man. vor dem 
Wettbewerbskampf resignierend, eine solche Lö- 
sung, so muß man sidi dazu bekennen, die DB in 
Zukunft als Regiebetrieb mit haushaltsrechtlicher 
Geschäftsführung, aber ohne kaufmännisdre Eigen* 
Verantwortung zu verwalten. Will man, daß die 
DB als ein kaufmännisch geführter Geschäftsbetrieb 
ihr Geld selbst verdienen und von Staatssubven- 
tionen, also von Steuermitteln, unabhängig wird, so 
bedingt das die Beseitigung überholter gemeinwirt- 
sdiaftlicher Bindungen aus der Monopolzeit und die 
Abnahme von Sonderlasten, welche die Gleidiheit 
der Wettbewerbsbedingungen verhindern, oder die 
Übernahme gleicher Belastungen durch die kon- 
kurrierenden Verkehrsträger. Dabei ist keineswegs 
die Folge, daß die DB in der Zukunft nur solche 
Aufgaben wahrnimml, die unmittelbaren Gewinn 
ab werfen. Jedes Unternehmen madit auch Ge- 
schäfte, die nicht iin mittelbar eine Rendite bringen, 
die aber im Rahmen einer vernünftigen Wirtsdiafts- 
fülirung für das Unternehmen werbend sind* Inso- 
weit wird auch eine kaufmännische freie Eisenbahn 
aus Eigeninteresse manche Verkehre mit gemein- 
nütziger Wirkung bedienen, zumal ihrem Gewinn- 
streben durch die Wettbewerber Grenzen gezogen 
sind. Die Kom/njssion hat sidi auf Anregung eines 
Mitglieds audi mit dem Gedanken befaßt, ob es 
möglich und .sachdienlich ist, die Verwaltung des 
Bundeseisenbahnvermögens von Transportgeschäf- 
ten zu trennen und der DB nur die Durchführung 
des Transportgeschäfts durch eine rechtsfähige An- 
stalt zu übertragen. In diesem Fall wäre das An- 
lagevermögen, das heißt die gesamte Infrastruktur 
in der haushaltsrechtlidien Verwaltung des Bundes 
zu belassen. Die Kommission hat nadi ausführlicher 
Diskussion diesen Gedanken nicht weiter verfolgt, 
weil er ihr noch zu wenig ausgereift erscheint. Er 
ist zwar in der Literatur erörtert worden, jedoch 
ohne daß sich bereits ©ine feststehende Meinung 
gebildet hat. 

12* Mit diesen Forderungen ist die grundsätzliche 
Frage nach der Gestaltung der Verkehrspofi//Jc, ins- 
besondere hinsichtlich des Verhältnisses der Ver- 
kehrsträger zueinander, gestellt. Die Kommission 
ist im Hinblick auf die heutige und künftige Wett- 
bewerbslage im Verkehr der Meinung, daß dieser 
Situation auf die Dauer am rationellsten und volks- 
wirtsc:liaftlich zweckmäßigsten durch eine Verkehrs- 
politik mit marktwirlschaftlichen Miüeln, und zwar 
auch unter Einsatz steuerlicher Maßnalunen, Rech- 
nung getragen wird. Sie spricht sich damit nicht für 
eine mißverstandene, schrankenlose Wettbewerbs- 
freiheit, sondern für eine marktwirtschaftlich aus- 
gerichtele und gesicherte Wetföewerbsordnung aus. 

13* Die Verwirklichung dieses Zieles bereitet be- 
kanntlidi nicht geringe Schwierigkeiten, Durch die 
Entwicklung neuer Verkehrsmittel (Kraftverkehr, 
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Luitv 0 rk:ehrr Ölleitungen) und die Anpassungs- ! 
reaktionen der „klassischen Verkehrsträger" (Eisen- 
bahnen, Binnensdiiffahrt) hat: sich die Tendenz einer 
ininier stärkeren „Tadividualisierung'' der Nachfrage j 
und des Angebots im. Verkehr ergeben. Es werden 
heute und in Zukunft so viele und so differenzierte ' 
Verkehrsleistungen nachgefragt und angeboteii, daß | 
keineswegs von einem einheitlichen Verkehrsmarkt 
gesprochen werden kann. Vielmehr ist mit einer 
ständig wachsenden Zahl von Teilmärkten für be- 
stimmte Verkehrsaufgaben zu rechnen, die unter 
sidi — mit wenigen Ausnahmen — interdependent 
sind. Zwischen ihnen herrsdien, soweit mehrere 
Verkehrsträger konkurrieren, durchaus unterschied- 
lidie Marktbedingimgen und Wettbewerbs Verhält- 
nisse. Hinzu kommt, daß die Verkehrsträger zum 
Teil völlig verschiedene Betriebsstrukturen — vom 
Familienbetrieb bis zum Großbetrieb “ aufweisen 
und daß das Nebeneinander von öffentlichen und 
privaten Verkehrsunternehmimgen mit allen sich 
daraus ergebenden Konsequenzen eine außerordent- 
liche Schwierigkeit für die gesamte Verkehrspolitik | 
bedeutet. Gerade diese Komplizierung aber lührt 
zu dem Schluß, daß ihr mit direkten, inlerventioni- ' 
stischen (dirigistisdien) Miltela auf die Dotier n/dii 
beizukommen ist, weil solche Eingriffe durch die 
sich rasch ändernden Situationen immer wieder 
überholt und damit wirkungslos gemacht oder in 
ihr Gegenteil verkehrt werden. Das Schlag wort 
„Nicht mehr Bindung als nötig, so viel Freiheit wie 
möglich" deutet in diese RidUimg. Es befriedigt je- 
doch nicht, weil es über das Maß der Bindung und 
der Freiheit nichts aussagt und hierin gerade das 
entscheidende verkehrspolitische Problem liegt, 

14. Die Kommission schlägt vor allem vor, mehr 
als bisher spezielle steuerliche Mittel und Gebüh- 
ren einzusetzen und die Funktion des Preises auch 
im Verkehr in slörkerem Maße zur Wirkung kom- 
men zu lassen. 

Von steuerlichen Maßnahmen ist in der Vergan- 
genheit wirkungsvoU Gebrauch gemacht worden, 
jedoch häufig in einer RidUimg, die nicht zu einer 
volkswirtschaftlich zweckmäßigen Wirkung geführt 
hat. Die Kommission hat in diesem Zusammenhang 
schon in Ziffer 5 auf die Tatsache hingewiesen, daß 
der mit steuerlichen Mitteln erfolgte Ausbau des 
Straßennetzes und Wasserstraßennelzes sowie der 
Luftverkehrsanlagen von den Nutzern dieser Inve- 
stitionen nicht oder nicht in vollem Umfang getra- i 
gen wird. Eine soldie Investilionspolitik muß zu ‘ 
Fehlentwicklungen, insbesondere zur Schaffung un- 
ausgenülzter Transportkapazitäten, führen. 

Angesichts der Tatsadxe, daß durdi Verkehrs- 
investitionen die Nachfrage nach Verkehrsleistun- 
gen, die ja für die Wirtschaft und den Konsumenten 
einen Kostenfaktor da rs teilen, nicht beliebig gestei- j 
gert werden kann, andererseits der erstrebte Zweck 
häufig schon durdi eine Modernisierung der bereits 
bestehenden Verkehrsmittel erreicht werden kann, i 
muß der Staat besonders sorgfältig prüfen, ob es 1 
zu verantworten ist, neben den nich.t voll ausge- | 
lasteten und daher defizitären Schienenwegen mit i 
Steuermittein neue Verkehrswege zu scliaffen, die I 
keinen Mehrverkehr bringen, sondern Transporte 


vom Schienenweg abzieheii und daher eine Kapital- 
verschwendung bedeuten. 

Die Aufbringung der Investitionskosten für Ver- 
kehrswege durch ihre Nutzer ist auch von entschei- 
dender Bedeutung für den Verkehrswettbewerb in- 
nerhalb der EWG, deren Mitgliedstaaten dieses 
Prinzip zum Teil nodi nicht befolgen. Die Kommis- 
sion ist der Auffassung, daß mit Nadidruck auf eine 
praktische Verwirklichung dieses Grundsatzes im 
europäischen Rahmen gedrungen werden sollte, um 
gleiche Ausgangsbedingungen für diesen Wett- 
bewerb zu schaffen. 

Der Preis ist eines der wichtigsten Funktionsmit- 
tel der Marktwirtschaft. Das giil nach Ansicht der 
Kommission auch für den Verkehr. Diese Feststel- 
lung wird oft im Sinne eines ruinösen Preiskampfes 
mißverstanden und datier in Mißkredit gebractit, 
obwohl eine soldie Folge keineswegs einziilreten 
braucht. Sie hat dazu herhalten müssen, die Mög- 
lidikeil einer Ordnung des Wettbewerbs mit markt- 
wirtschafllidien Mitteln zu verneinen. 

Es ist kein Zweifel, daß die bisherige Preispolitik 
im Verkehr im Sinne einer strengen Reglementie- 
rung der Verkehrsträger zu schwenvi egenden Ver- 
zeiTiingon geführt und verhindert hat, daß sich die 
arteigenen Kostenvorteile der verschiedenen Ver- 
kehrsmittel für den Verkehrsnulzer praktisch aus- 
wirken. Hierfür gibt es zahlreiche Beispiele; vor 
allem die Tatsadie, daß die Verteilung des Ver- 
kehrsaufkommens nach dem Grundsatz „Massengul- 
verkehr and Verkehr auf weite Entfernungen vor- 
wiegend für Eisenbahn und Binnenschiffahrt; Flä- 
chenverkehr vorwiegend für den Straßenverkehr" 
keino.swegs gehmgen ist, sonclem vielfach den um- 
gekehrten Weg genommen hat. Hinzu kommt, daß 
die Einhaltung der Preisvorschriften nidit gesidiert 
ist und trotz aller Kontrollen UnterbieUingon bol 
allen Verkehrsträgern an der Tagesordnung sind. 
Gleichwohl hält man nach wie vor eine staatliche 
Koordinierung der Betörderungsentgelte für not- 
wendig und verlangt, daß die DB ihre Tarife auf 
die Bedürfnisse ihrer Konkurrenten ahstimmt. 

Es ist aber dotdi völlig unmöglich, von der Eisen- 
bahn ein kaufmännisdies Denken und Handeln zu 
verlangen, wenn ihr ein kaufmännisches Reagieren 
auf Änderungen des Marktes und der Kostenstruk- 
tur durch Eingriffe von hoher Hand verwehrt wird. 
Wenn also die bisherige Preispolitik im Verkehr 
nicht zum Erfolg geführt hat, -.so ergibt sich zwangs- 
läufig die Frage, ob eine andere Politik nicht bes- 
sere Erfolge bringen kann. Die Kommission sieht 
einen solchen Weg darin, der DB eine Tarifautono- 
mie zu gewähren, die jedoch durch eindeutige Auf- 
sichtsrechte des Bundesministers für Verkehr gegen 
mißbräuchliche Anwendung geschützt weiden muß, 
Eine zusätzliche allgemeine Preisaufsicht des Bun- 
desministers für Wirtschaft kann nach Auffassung 
der Kommission unbedenklich entfallen. 

Vorschläge hierfür sind in § 8 des Vorschlags der 
Kommission für ein neues Bundesbahngesetz sowie 
im 11. Teil Abschnitt A des Berichts enthalten. 
Wenn der Bund aus Gründen, der Gemeinwirtsdiaft- 
lidikeit Tarifauflagen für notwendig hält, so ist Ihm 
hierfür durchaus die Möglichkeit gegeben, wobei 
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die Kosten füi: soldie Auflagen jedodi von der ver- 
ursadienden Stelle zu tragen sind, 

15, Gegen diese klare kaufmännische Konzeption 
wird von manchen Seiten eingewandt, daß eine 
Tarifautonoraie der DB eine Beseitigung der Ge- 
mein wirtsdiafUidik eit bedeute und damit die redit- 
liche Basis für gegenwärtige verkehrspolitische Re- 
gelungen (z. B. Kontingentierung des gewerblichen 
und Besteuerung des Werkfernverkehrs) entfalle. 
Die Ko/jTJ7iission behandelt dieses Problem im 
II. Teil Abschnitt A des Berichts. Sie ist zu dem Er- 
gebnis gekommen, daß auch bei Durdiführung der 
Vorschläge der Kommission die Rechtsgrundlagen 
für diese verkehrspolitischen Regelungen bcsteheii- 
bleiben, zumal die Lasten aus der gemeinwirtschaft- 
lichen Verkehrsbedienung schon bisher durch die 
Übernahme des Defizits der DB auf den Bundes- 
haushalt praktisch von der Allgemeinheit, das heißt 
vom Steuerzahler, getragen worden sind. 

Unabhängig von diesen rediUidien Überlegungen 
hält es die Kommission bei Abwägung aller ökono- 
mischen Gesichtspunkte für unabdingbar, daß den 
marktwirtschaftli^en Erfordernissen der Vorrang 
einzuraumen ist, das heißt der DB das widtügste 
Recht eines Kaufmanns, seine Preise nadi der 
Markt- und Kosteniagc selbst zu gestalten, nicht 
vorenthalten werden darf. 

Die Kommission glaubt sich verpflichtet, dem Ge- 
setzgeber und der Bundesregierung mit Nachdruck 
sowohl im deutschen als auch im europäischen 
Bereich empfehlen zu sollen, entsdilossen den Weg 
einer Heranführung des Verkehrs an die Markt- 
wirtschaft zu besdireiten. 

Die Kommission ist im übrigen der Überzeugung, 
daß, wenn der Übergang zu marktwirtschaftlichen 
Grundsätzen nidit konsequent vollzogen wird, der 
Verkehrsanleil der DB unaufhaltsam und zuneh- 
mend sinken wird und die Ansprüche an den 
Bundeshaushalt sich entsprechend erhöhen werden, 

* 

16, Wenn nadi Auffassung der Kommission auf 
Grund der veränderten Marklbedingungen im Ver- 
kehr der DB ein größeres Maß an Wettbewerbs- 
freiheit unter möglichst weitgehender Annäherung 
der Startbedingungen der Verkehrsträger gegeben 
werden soll, um sie von Staatssubventionen frei- 
zustellen, so muß mit der Verwirklidiung dieser 
Forderungen ein nidht minder tiefgreifender Wän- 
de! personeller und organisatorischer Art bei der 
DB selbst einhergehen. Wichtigstes Erfordernis ist 
dabei eine Umstellung in Richtung auf ein stärkeres 
kaufmännisdies Denken und Handeln. Hierin Liegt 
eine außerordentlich verantwortungsvolle, er- 
zieherische Aufgabe. Sowohl die leitenden Beamten 
aller Grade als audi das übrige Personal der DB 
sind zum überwiegenden Teil während ihres ganzen 
Berufslebens dem Gedanken verpflichtet gewesen, 
die Eisenbahn als Sondervermögen des Staates nadi 
gemeinwirtschaftlidien Grundsätzen zu „verwalten". 
Diese Aufgaben und die erwähnten Veränderungen 
in der Marktstellung der DB haben zu einem Zwie- 
spalt hinsichtlich der Funktion des Unternehmens 


im Rahmen der modernen Wettbewerbswirtschaft 
geführt. Die heutigen Verkehrsgesetze enthalten 
Regelungen, die ein kaufmännisches Denken und 
Handeln bei der DB praktisch nicht zum Zuge kom- 
men lassen und die Forderung nach einem solchen 
Verhallen unglaubwürdig madien. Sie fördert auf 
der anderen Seite die Einstellung, daß der Staat, 
der die Eisenbahn gebunden (politisiert) hat, nun 
auch für die Verluste des Unternehmens, aus wel- 
ciiem Grunde auch immer sie entstanden sind, auf- 
zukommen habe. 

17. Die Kommission hat im Zusammenhang mit 
der Umstellung des Unternehmens auf wirtschaft- 
liches Denken und Handeln audr die Frage unter- 
sucht, weldier personalrechliidie Status der Bedien- 
steten für die kaufmännische Führung des Unter- 
nehmen.s am zweckmäßigsten wäre., Ihre Über- 
legungen hierzu haben sich bewußt von allen Ge- 
sichtspunkten femgehalten, die aus politischen oder 
sonstigen Rücksichten geltend gemadit werden 
könnten. Die Kommission ist grundsätzlich der 
Meinung, daß personalrechtUche Lösungen geschaf- 
fen werden müssen, die eine Anpassung des Unter- 
nehmens an die betrieblichen und kaufmännischen 
Erfordernisse eines auf Erwerb gerichteten Unter- 
nehmens gewährleisten. 

Es liegt auf der Hand, daß Voraussetzung für 
den Erfolg einer auf Erwerb gerichteten Tätigkeit 
auch ein kaufmännisdi geschultes Personal ist, das 
den Weltbewerbskampf bestehen kann. Es ist nicht 
mögiieh, einen kaufmännischen Betrieb mit Inge- 
nieuren und Verwaltimgsbeamten zu führen und 
den Kaufmann praktisch miszusd^Ueßem l^aß sich 
dies sowohl in der Hauptverwaltung al.s a\ich in 
der Betriebsverwaltung als außerordentlich nach- 
teilig erweist, hat die Kommission mehrfadi fest- 
.stellen müssen. Sie empfiehlt, diesen Rückistand 
durch geeignete personal wirt. sch aftliciie Maßnahmen 
rasdiestens auszugleiciien. 

18. Mit großer Sorgfalt hat die Kommission die 
Frage untersudit, ob der Personalumfang der DB 
gereditfertigt ist, und ob er angesichts der schwieri- 
gen Lage des Unternehmens au fredit erhalten wer- 
den kann. Sie ist y.u der Überzeugung gekommen, 
daß der Apparat der DB zu arbeitsintensiv ge- 
führt wird. Hauptgründe hierfür sind Mängel in 
der Organisation und der funktionellen Aufgaben- 
verteilung sowie unziireidiende Rationalisieriungs- 
inveslitionen infolge Kapitalmangels und der dar- 
aus resultierenden Unmöglichkeit, langfristig zu 
planen. Entscheidend muß in Zukunft der Gesichts- 
punkt sein, daß die DE die Kosten für ihren 
heutigen Apparat nicht verdienen kann und deshalb 
einfach gezwungen ist, drastische Einsparujigsmaß- 
nahmen zu ergreifen, um den Aufwand auf die 
Dauer den Ertragsmöglidikeiten anzupassen. Die 
Kommission ist der Überzeugung, daß damit der 
entscheidende Punkt für eine dauerha//e Sanierung 
der DB angesprothen ist. Die gegenwärtigen Ver- 
pflichlimgen der DB, insbesondere ihr Aufwand für 
Löhne, Gehälter und Versorgungslasten, sind so 
hoch, daß selbst bei einer Übernahme der Alt- 
pensionen auf den Bund die neu begründeten An- 
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wartsdieiften sidi in einer Vermehrung des heutigen 
Versorgungsaufwands auswirken werden, Außer- 
dem darf nicht übersehen werden, daß nach dem 
Urteil anerkannter Sadiverständiger in den 
nächsten 10 Jahren mit einem Ansteigen der Löhne 
und Gehälter und damit auch der Versorgungs- 
bezüge um mindestens 30 v. H. gerechnet wird. Das 
bedeutet einen Mehraufwand von etwa 1 Mrd. DM 
für Löhne und Gehälter, der einer heutigen Durch- 
schnittsbesoldung von etwa 120 000 Bediensteten 
entspricht. Hierzu kommen entsprediende Mehr- 
aufwendungen für Versorgungsleislungen mit etwa 
250 Millionen DM sowie in gewissem Umfange auch 
Preissteigerungen bei den wichtigsten Sachgütern 
der DB. 

Neben Personal verminderungen, die ohne Kapital- 
aufwand durchgesetzt werden müssen, stehen Ein- 
sparungsraöglichkeiten, die sich als Folge von 
Investitionsmaßnahmen ergeben. Diese Rationali- 
sieningserfolge und damit die Rechtfertigung von 
neuen Investitionen, insbesondere der Elektrifi- 
zierung, Verdieselung luid beim Signalwesen, be- 
stehen fast ausschließlich im Ersatz von mensch- 
licher Arbeitskraft durch Kapital. Die Möglichkeiten, 
die in diesem Umstellungsprozeß liegen, müssen 
mit aller Energie genutzt werden. Es hilft auf die 
Dauer nichts, wenn der DB einerseits Sonderlasten, 
insbesondere Pensionsverpflichtungen, abgenommen 
werden und andererseits jede Entlastung, vor allem 
jeder Rationalisierungserfolg — wie es in der 
Vergangenheit häufig geschehen ist — , sofort durdi 
sonstigen Mehraufwand personeller Art aufgezehrl 
wird. Außerdem ist es nicht damit getan, einzelne 
frei gewordene Posten nicht wieder zu besetzen; 
vielmehr muß, von oberster Stelle beginnend, auf 
Zuständigkeiten imd Aufgaben verzichtet werden, 
die einer Einsparung von Dienstposlen aller Grade 
entgegenstehen. Die Kommission macht hierzu im 
VIII. Teil Vorschläge. 

Die Kommission lehnt auf Grund ihrer eingehen- 
den Untersuchungen die häufig gebrauchte globale 
Empfehlung, die DB möge sich „gesundsdirumpfen*. 
nachdrücklich ab; sie hält es aber für unausweich- 
lich, daß die DB ihre betrieblichen Funktionen auf 
das Maß reduziert, das es ihr ermöglicht, den von 
Sonderlasten bereinigten Aufwand durch Erträge 
aus lukrativen,, mit modernisierten technischen Mit- 
teln durchgeführten Verkehren selbst zu verdienen. 
Sie ist überzeugt, daß es auf diese Weise gelingen 
wird, die DB auf lange Sicht wieder zu einem ren- 
tablen Verkehrsunternehmen zu machen. 

19. Dieser Wandel erfordert sdiwerwiegende Ein- 
griffe in den Betrieb, weitgehende Andenmgen in 
der Organisation und den Verzicht auf eine Reihe 
eingebürgerter, möglicherweise gesetzlich oder ver- 
traglich zugesicherter Rechte. Hierfür bedarf es der 
verständnisvollen Mitwirkung der Bediensteten 
und der Gewerksebaftsorganisationen, denen im 
Endergebnis an einem verkleinerten, aber gesunden 
Unternehmen mehr gelegen sein wird als an einem 
dauernd defizitären Betrieb, dessen Bedienstete 
unter der moralischen Belastung dieses Zustandes 
zunehmend zu leiden haben. Die heutige Voll- 


besdiäftigung der Wirtschaft und die Tatsache, daß 
der Arbeitsmarkt in der Lage ist, frei werdende 
Arbeitskräfte in Kürze aufzunehmen, rechtfertigen 
die Empfehlung, mit der schnellen Anpassung des 
Personalbestandes an die Möglichkeiten des Be- 
triebs unverzüglidi zu beginnen. Dabei sollte — wie 
GS beim Bergbau vorgesehen ist — den freizustei- 
lenden Arbeitskräften der Übergang in andere 
Erwerbszweige durch großzügige, produktive Unter- 
stützung erleichtert werden. 

Die Kommission hat die Überzeugung gewonnen, 
daß der überwiegende Teil der Betriebsangehöri- 
gen sich keinen Illusionen über die Lage der DB 
und ihre Zukunft hingibt und die Bereitschaft zeigt, 
den Weg zur Gesundung mitzugehen. Der Vorstand 
der DB hat im Rahmen der ihm heute gegebenen 
Möglichkeiten bereits zahlreiche Sdiritte unternom- 
men oder eingeleitet, welche in die von der Kom- 
mission für einzig möglich gehaltene Richtung wei- 
sen. Allerdings steht die Komm iss i’on auch unter 
dem Eindruck, daß die für notwendig erachtete 
Neugestaltung der DB nur mit Hilfe einer nach- 
drücklidi und beharrlidi geförderten geistigen Um- 
stellung verwirklicht werden kann und daß die Zahl 
derer, die es bei dem heutigen Zustand belassen 
möchten, nicht klein ist. 

2t). Die Kommission hält es für geboten, dem wirt- 
sdiaftlichen Strukturwandel bei der DB auch hin- 
sichtlich der Organisation Rechnung zu tragen. 
Hierfür werden Ijn VlI. Teil Vorschläge gemacht. 

Es handelt sich dabei zumeist um Empfehlungen, 
die sich erst in längerer Frist auf die Betriebsrech- 
nung auswirken werden. Jedodi sollten auch Sofort- 
forderungen getroffen werden, um das Unterneh- 
men schlagkräftiger zu machen. 

Hierzu gehört unter anderem die Zusammenfas^ 
sung der bisher geteilten Sparten „Betrieb und Ver- 
kehr" zu einem einheitiidien kommerziellen Dienst 
aul allen Ebenen. Ihre historisch bedingte Trennung 
wirkt sidi in zahl reidien Reibungsverlusten aus und 
verhindert eine einheitliche Führung. 

Ferner sollte der Hauptverwaltung der DB — 
über die bisherigen Anfänge hinausgehend — eine 
selbständige und ausreichend mit fadilich entspre- 
chend vorgebildeten Kräften besetzte Stelle geschaf- 
fen werden, die — wie es in jedem größeren Unter- 
nehmen der Wirtschaft der Fall ist — sowohl das 
volkswirlsdxafllidie Mark/gesdie/ien verfolgen und 
beurteilen als audi die innerbefrieblidw Kosten- 
Struktur bis in alle Einzelheiten untersudien und 
erfassen soll. Es ist für den „Nachholbedarf" in die- 
ser Richtung bezeichnend, daß erst der seit 1957 
amtierende Vorstand eine „Betriebswirlschaflliche 
Gruppe" eingerichtet hat, die jedoch nach Auffas- 
sung der Kommission wesentlich stärker ausgebaut 
und unmittelbar dem Vorstand unterstellt wer- 
den sollte. Auch im Ausland sind bei den Eisen- 
bahnunternehmungen ähnliche Lösungen mit gutem 
Erfolg gefunden worden. Nur auf diese Weise wird 
es der Führung des Unternehmens möglich sein, zu- 
treffende und ausreichende Grundlagen für seine 
Entschlußbildung im Sinne eines kaufmännisdi ge- 
führten Wettbewerbsunternehmens zu erhalten. 
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21. Die Forderung nadi einem grund/egenden Um* 
denken muß nacti Auffassung der Kommission audi 
an alle diejenigen Stellen außerhalb der DB (Par- 
lament, Regierungen und Verwaltungen in Bund, 
Ländern und Gebietskörpersdiaflen) geridilet wer- 
den, die unter dem Gesichtspunkt der Gemeinnüt- 
zigkeit Ansprüche an sie stellen, die sie aus eige- 
ner Kraft nicht zu tragen vermag und die sich als 
verlustbringend auswirken. Eine Gesundung der 
DB ist nidit vorstellbar und audi nidit erreichbar, 
wenn nicht unverzüglich der Grundsatz verwirklicht 
wird, daß Auflagen und Ansprüche, die dem eigen- 
wirtschaftlichen Interesse des Unternehmens zu- 
widerlaufen, ^ von den sie verursadienden Stellen 
erstattet werden. Dieses Prinzip schafft klare Ver- 
hältnisse, verhindert unwirtschaftliche Subventio- 
nen zu Lasten des Steuerzahlers und hat außerdem 
die heilsame Wirkung, daß die an fordernden Stel- 
len, wenn sie für die Erfüllung ihrer Wünsdie selbst 
aufkommen müssen, stärker als bisher in ihren An- 
sprüchen Zurüddialtung üben werden. 

22, Die Kommission hat ihre in vorstehender Zu- 
sammenfassung wiedergegebenen Gedankengänge 
und Sdiiußfolgerungen in einem Vorschlag für ein 
neues Bundesbahngeselz niedergelegt, der den Or- 
ganen der DB die gesetzliche Handhabe geben soll, 
ihre höchst verantwortungsvolle Zukunftsaufgabe 
zu erfüllen. Sie ist sich bewußt, daß die darin ent- 
haltenen Vorschläge sich nur auf das Notwendigste 
beschränken, hält es aber auf diesem Wege für 
möglich, die Zielsetzung des Deutschen Bundestages 
— ' Sanierung de.s Unternehmens — zu verwirk- 
lichen. 

Die Kommission hat sich bei ihren Überlegungen 
und Empfehlungen durch die Entwicklungen be- 
stärkt gefühlt, die im Ausland zu beobaditen sind. 
Sie hat Besprechungen mit angesehenen ausländi- 
schen Verkehrssadi verständigen geführt und bestä- 
tigt gefunden, daß in einer erheblichen Anzahl von. 
verkehrswiditigen Ländern ähnliche Grundsätze be- 
reits verwirklicht sind oder angestrebt werden, wie 
sie die Kommission als Voraussetzung für die Ge- 
sundung der DB ansieht 

Selbstverständlich wird dabei nicht verkannt, daß 
solche Vergleiche aus strukturellen, historisdien, 
wirtsdiafUidien und politischen Gründen gewissen 
Einschränkungen unterliegen? es besteht jedoch kein 
Zweifel, daß es sich bei den Eisenbahnen um rela- 
tiv gleidi geartete Unternehmungen handelt, die 
dussagefäbige Vergleiche durchaus gestatten. 

Die Verkehrs- und eis enbahnpoli tischen Bemü- 
hungen Im Ausland zielen allgemein in drei Rich- 
tungen: 


a) größere Handlungsfreiheit für die Eisenbahnen 
iin Sinne einer eigenveTantwortlichen kaufmän- 
nischen Geschäftsführung; 

b) Abnahme betriebsfremder, insbesondere politi- 
sdier Lasten durch den Staat? 

c) Angleichung der Wettbewerbsbedingungen der 
Verkehrsträger; 

d) Durddührung umfangreicher Rational isierungs- 
imd Modernisierungsprogramme, um eine fühl- 
bare Kostensenkung zu erreichen und damit eine 
ausgegiidiene Ertragslage herzustellen. 

Einzelheiten für Auslöndsvergleidie sind in den 
hierfür in Frage kommenden Kapiteln des Berichts 
gesondert behandelt 

Die Kommission hat die Entwicklung im europäi- 
schen Ausland auch unter dem Gesichfspunkf Be- 
strebungen zur Integration des Verkehrs geprüft. 
Wenn es auch noch verfrüht ist, Prognosen über die 
in Artikel 74 des EWG-Vertrags vorgesehene „ge- 
meinsame Verkehrspolitik'' anzustellen, so glaubt 
die Kojmn/ss/of? doch, daß diese Politik in eine Ridi- 
tung [iiliren wird, die weitgehend mit den von ihr 
empfohlenen Grundsätzen für die DB überemslim- 
men dürfte. Um so wichtiger ist eine rasche Gesun- 
dung der DB, damit sie dem zu erwartenden Wett- 
bewerb im Verkehr des EWG-Raums wirksam be- 
gegnen kann. Auch im größeren europäischen Rah- 
men zeigt sid^ bei den einzelnen Staaten eine 
bemerkenswerte Übereinstimmung hinsichtlich der 
verkehrspolitischen Auffassungen, besonders bezüg- 
lich der Eisenbahnen. In allen nationalen und inter- 
nationalen Verlautbarungen kommt allgemein die 
Überzeugung zujn Ausdruck, daß die Eisenbahnen 
als Ganzes keineswegs überaltert sind, sondern 
nach wie vor als wichtigstes Verkehrsmittel ange- 
sehen werden müssen. Sie werden als in einem Üm- 
stellungs- und Anpassimgsprozeß befindlich be- 
trachtet, der darauf hinausläufl, 

die kaufmännische Selbslandigkoit und das wirt- 
sdraftliche Denken bei den Eisenbahnen zu stär- 
ken; 

auf nidit mehr rentable Betriebs- und Geschäfts- 
zweige zu verzichten; 

den lechiiisdi notwendigen Apparat auf den 
neuesten Stand zu bringen und 

die Aufwendungen für Leistungen, die im volks- 
wirtsdiaftlidien, sozialpolitischen Interesse lie- 
gen, aber von den Eisenbahnen aus eigenwirt- 
schaftlichen Gründen nicht getragen werden 
können, auf die öffentliche Hand zu übertragen. 
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I. TEIL 


Die gegenwärtige finanzielle und wirtschaftliche Lage der DB 


A, Die Vermögens- und Liquiditätslage der DB 


i. Die Kommission hat ihrer Bilänz-Betrachlung 
den von den Organen der DB beschlossenen Ab- 
schluß für das Geschäftsjahr 1958 zugrunde gelegt. 

Die Bilanz zum 31, Dezember 1958 zeigt mit ge- 
ringfügigen Umstellungen und Ergänzungen, die 
anschließend besprochen werden, folgendes Bild: 
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AKTIVA 


Bahnanlagen 

Grundeigentum 

Bahnkörper mit Nebenanlügen 

Einfriedigungen auf freier Strecke 

Wegübergänge in Schienenhöhe 

Unter- und Überführungen 

Durchlässe und Brücken 

Tunnel und Untergrundbahnen 

Oberbau 

Signalanlagen 

Ortsfeste Anlagen der elektrischen Zugförderung 

Fernmeldeanlagen 

Bahnhöfe und Hallepunkte. 

Ausbesserungswerke . . . 

Betriebswerke 

Sonstige Anlagen . . 

Fahrzeuge 

Triebfahrzeuge . . . 

Personen- und Reisezuggepädcwagen 

Güter- und BahndiensLwagen 

übrige Fahrzeuge 


Im Bau befindliche Anlagen . . 

Beteiligungen 

Ersatzstücke und Altstoffe 

Die dem Bundesbahnsozialwerk gewidmeten Ver- 
mögenswerte 

Langfristige Forderungen 

Anlagevermögen insgesamt 

Vorräte des Betriebsvermögens 

Wertpapiere . . . 

Forde rangen aus der Abrechnung der Verkehrs- 
einnahmen 

Forderungen an Fraditslundungen, Verkehr mit 
anderen Bahnen usw 

Sonstige Forderungen 

Kasse, Bankguthaben, Sdiecks ........ 

Redinungsabgrenzungsposten 


1 

, Wert- 


Bruttowert iberichücrung 

Nettowert 

in Millionen DM 


1 290,798 

— 

l 290,798 

2 851,199 

346,929 

2 504,270 

59.675 

56.421 

3,254 

362,951 

219,160 

143,791 

i 213,689 

835,687 

378,002 

1 790,949 

1 177,619 

613,330 

911,038 

654,650 

256.388 

6 206,296 

3 691,520 

2 514,776 

1 231,244 

648,377 

582,367 

643,905 

188,950 

454,955 

655.715 

278,299 

377,416 

5 576,837 

3 791,527 

1 785,310 

1 061,177 

564,404 

496,773 

282,846 

191,268 

91,578 

129,311 

30,265 

99,046 

24 267,630 

12 675,576 

1 1 592,054 

3 669,429 

. — 

— 

1 134,490 

— 

— 

3 539,444 

— 

— 

322,182 

— 

— 

8 665,545 

3 320.663 

5 344,882 


32 933,175 

15 996,239 

16 936,936 


679,524 

140,046 5,427 — 134.619 

370,919 

18,096 
370,453 
! 8 510,547 

371,635 

3,660 

76.454 

116,299 

87,783 9.252 78,531 

144,503 791,082 

158,451 

19 460,080 
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PASSrVA 


in MiUionen DM 


Eigenkapital 

Andere Rücklagen 

Nicht aktivierte Vorräte . . 

*A Verlustvortrag , 

Eigene Mittel insgesamt 

Verbindliclik eiten gegenüber dem BiLind * * , 

BundesraitLel insgesamt . * . 

Rückstellungen für ungewisse Schulden und Beseitigung von Kriegs* 
Schäden 


11 300,000 
504,714 
250,249 

12 063,963 

1 255,026 
10 808,937 

2 752, (^7 

13 561,034 13 561,034 

173,218 


Liängfristig aufgenoimnene Verbiadlidikeiten. Anleihen der Deut- 
schen Bundesbahn * . * , 

Sonstige langfristige Verbindlichkeiten * . , . . 

Mittelfristig aufgenommene Verbindlichkeiten 

Eigene sowie langfristige und mittelfristige Fremdmittel 

Rückstellungen für Biindesbaluisozialwerk und -Hausbrand Versorgung 
Verbindlichkeiten aus der Abrechnung der Verkehre ...... 

Schatzwechsel . . 

Unverzinsliche Schalzanweisungen 

desgleichen aus der Vorfinanzierung des Verkehrsfinanzgesetzes , , 

Bajikkredite . * * 

Empfangene AnzahluBgen . . . . 

Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 

Wechsel ^ , 

Sonstige Verbindlichkeiten , * . . . . 

Verpflichtungen gegenüber Banken (DVKB) . , 

Verschiedene Verbindlidik eiten 

Rechnungsabgrenzungsposten * 


1 202,396 
1 966,772 


19,555 

18,164 

398.620 

464,900 

290,000 

79,561 

6,285 

98,759 

35,000 

399457 

44,862 

8,241 


3 169,168 
691,320 
17 594,740 


l 863,104 
2,236 
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In vorstehender Bilanz wurden — abweidiend 
von der Bilanz der DB — 259,249 Millionen DM 
nicht aktivierte Altstoffe einerseits dem Vorrats- ' 
vermögen, anderersoils den eigenen Mitteln zuge- 
sdilagen. Die Wertberichtigungen wurden jeweils 
von den betreffenden Aklivpositionen abgeselzt. 
Beim Vorratsvermögen wurde unterschieden zwi- 
schen Vorräten des Anlagevermögens und denen i 
des Umlaufvermögens. Von den aktiven Redinungs- | 
abgrenzungsposten wurden 238,729 Millionen. DM , 
Forderungen aus Einnahmen des Jahres 1958 nach ^ 
Abzug von 122,430 Millionen DM Forderungen ge- 
gen die Deutsche Verkehrskreditbank (DVKB) als * 
solche aktiviert und nur die tatsächlichen Redi- | 
nungsabgrenzungsposten nadi Absetzung der For- , 
derung auf Einlösung von Beamtenschedes gegen I 
die DVKB in Höhe von 111,706 Millionen DM mit i 
158,451 Millionen DM ausgewiesen. 

Auf der Passivseite wurde der Verlustvortrag | 
einschließlich des Verlustes des Geschäftsjahres , 
1958 von den eigenen Mitteln der DB abgesetzt und 
diesen die Verpflichtungen gegenüber dem Bund | 
zugeschlagen, so daß die gesamten Bundesmillel, die 
bei der DB investiert sind, in einer Summe erschei- i 
nen. Die Rückstellungen wurden in langfristige und I 
solche kurzfristiger Art aufgeteilt und von den Ver- ' 
pflicht'Ungen gegenüber der DVKB die oben er- 
wähnten Beamte nsdiedcs und Frachtstundungsfor- 
derungen abgesetzt. Von den passiven Rechnungs- , 
abgrenzungsposten wurden 391,235 Millionen DM | 
sonstige Verbindlidikeiten ausgegliedert und als 
solche zusammen mit bereits bestehenden von 7,922 
Millionen DM ausgewiesen. 

Die Bilanz gibt zu folgenden Bemerkungen Anlaß: 

2. Sie hat insofern keinen unbestrittenen Aussage- | 
wert, als sie den Wert des Anlagevermögens und i 
damit auch der eigenen Mittel der DB nicht zuver- | 
lässig wiedergibt, Ob das Anlagevermögen und da- 
mit auch das Gesamtvermögen der DB talsächlicli 
unter oder über den ausgewLesenen Werten liegt, 
muß daher bis zur Durchführung einer Neuauf- 
nahme und Neubewertung der Anlagen eine offene 
Frage bleiben. 

Die Gründe dafür sind folgende: 

a) Die DB hat seit der DM-Eröffnungsbilanz (DMEB) 
keine Inventur mehr vorgenommen. Es läßt sic^i 
daher nidit einwandfrei feststellen, inwieweit 
die au'sgewiesenen Werte mit den vorhandenen 
Beständen übereinstimmen. Insbesondere ist es 
fraglich, ob der Abgang der ersatzlos ausgeschie- 
denen Anlagengegenstände auch immer richtig 
erfaßt worden ist. Eine Fortschreibung der bei 
der Inventur zum 31. Dezember 1949 ermittelten 
Bestände wäre bei dem damaligen Stand der 
Bürotechnik kaum vertretbar gewesen. 

b) Die Wertansätze der DMEB sind überholt. Nach 
dem Zeitpunkt der Bilanzaufstellung hat .sich das 
deutsche Preisniveau in sohr unterschiedlicher 
Weise entwickelt. Während die Konsumgüter- 
preise industrieller Herkunft besonders seit 1953 
eine Tendenz nach unten zeigen, sind die Bau- 
preise sehr stark gestiegen; auch hat sich der ' 


Preisindex für Maschinen, Werkzeuge usw. er- 
höbt. Für die DB hat es sich dabei besonders 
nachteilig ausgewirkt, daß die politisdi gebun- 
denen Preise für Eisen und Stahl erst sehr spät 
dem allgemeinen Preisniveau angepaßt wurden. 
Infolgedessen sind die Werte der DMEB, gemes- 
sen an den Wiederbeschaffungspreisen, zu nied- 
rig. Bei der Industrie hat sich dieser Sachverhalt 
nicht so nachteilig bemerkbar gemacht, weil die 
Lebensdauer der industriellen Anlagen im Ver- 
gleich zu denen der DB viel kürzer ist und well 
insbesondere auch die Anwendung der degres- 
siven Abschreibungsmethode und die alsbaldige 
Wiederinvestierung der frei gewordenen Mittel 
zu einer raschen Korrektur der Bewerlungsunter- 
schiede beigelragon haben. Dazu kommt, daß die 
von der Industrie benötigten Maschinen trotz des 
Preisanstiegs im allgemeinen so große tedinisdie 
Verbesserungen und wirtschaftliche Vorteile mit 
sicii gebracht haben, daß sie sich im Betrieb in- 
folge der Einsparung an Fertigungslöhnen und 
-gemeinkosten billiger stellen als die alten Ma- 
schinen, und daher die Verteuerung ohne wei- 
teres verkraftet werden konnte. Das trifft jedoch 
für einen Teil der verteuerten Ersatzbeschaffun- 
gen der DB nicht zu; infolgedessen erscheint eine 
Neubewertung ihres Anlagevermögens und eine 
Fortschreibung angezeigt, 

c) Ein weiterer Grund für die mangelnde Aussage- 
kraft der Bilanzansätze liegt in der Aktivie- 
rungs- und Abschreibungsmethode der DB. Seit 
1948 hat die DB — wie auch in den früheren 
Jahren — neben den Anlagenabsdireibungen (Er- 
neuerungssoll) Zuschläge für Geldentwertungen 
in ihre Rechnung eingesetzt. Diese Zuschläge 
waren auf allgemeine Preisindices aufgebauL 
und stellten insofern eine zu grobe Rechnungs- 
methode dar, weil sie infolge ihres globalen 
Charakters die wirklichen Preisanderungen bei 
den einzelnen Gütern nicht hinreicitend berück- 
sichtigen und weil bei dieser Methode auch nicht 
der Tatsache Rechnung getragen wird, daß der 
zu höherem Preis wiederbesidiaffte Gegenstand 
häufig eine entsprechende oder gar höhere Lei- 
stungsfähigkeit hat. ln dieser Erneuerungsrech- 
nung ist auch früher nidit der Tatsache Rechnung 
getragen worden, daß auf sogenannte Auslauf- 
werte, die also nicht wieder erneuert werden, 
kein ErneuerungssoU mit Geldentwertungszu- 
schlag berechnet werden darf. 

Diesen Mängeln hat die DB seit dem Jahre 
1957 insofern Rechnung getragen, als sie den 
Verteuerungszuschlag nidit mehr auf Grund alD 
gemeiner Preisindices, sondern weitgehend an- 
hand tatsächlicher Wiederbeschaffungspreise be- 
rechnet. Dabei wird auch der durch technische 
Verbesserungen erhöhte Wirkungsgrad berück- 
sichtigt. 

d) Bin vierter Grund, der Anlaß dazu gibt, die Wert- 
ansätze der DB in Zweifel zu ziehen, beruht dar- 
auf, daß die DB in ihrer DMEB auch solche An- 
lagengegenstände mit einem gewissen Bestwert 
aktiviert hat, die die normale Lebensdauer be- 
reits überschritten hatten. Vom Standpunkt der 
Leistungsverrechnung mag eine derartige Akti- 
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Vierung überülterLer Anlagenwerte auf den ersten 
Blidr empfehlenswert erscheineUr weil solche An- 
lagen im Falle ihrer Nichtaktivierung der An- 
lagenabschreibiing verlorengehen. Bei einge- 
hender Betrachtung zeigt es sicii jedoch, daß die 
laufenden Betriebskosten der überalterten An- 
lagen zumeist weit über der Summe aus laufen- 
den Betriebskosten und Anlagenabschreibungen 
vergleichbarer moderner Anlagen liegen, so daß 
die Weiterbenutzung der überalterten Anlagen 
kein Aktivum, sondern in Wirklichkeit eine Be- 
lastung des Betriebes darstellt. Dieser Belastung 
könnte künftig dadurch Rechnung getragen wor- 
den, daß die Botriebsmehrkosten einer veralte- 
ten Anlage gegenüber einer modernen für die 
Auslaufzeit der alten Anlage zurückgestellt und 
zeitanteilig zugunsten der Betriebsredinung auf- 
gelöst werden. In den Konzernentflechtungs- 
bilanzen der Stahltreuhänder sind seinerzeit im 
Hinblick auf die besondere Belastung der Be- 
triebsrechnung durch denBetrieb überalterter An- 
lagen diese auch dann nicht bewertet worden, 
wenn es sich dabei um betriebsnotwendige An- 
lagen handelte. Da dieser Tatbestand bei der DB 
in erheblichem Umfange gegeben ist, muß sie bei 
einer Neubewertung ihres Anlagevermögens in 
gleicher Weise verfahren. In ihrer Betriebsrech- 
nung erscheinen für diese nicht aktivierten An- 
lagen dann keine Abschreibungen (Erneuerungs- 
soll) mehr, dafür aber die überhöhten laufenden 
Betriebsaufwendungen. Die DB verrechnet im 
Absdiluß 1958 auf überalterte Anlagen keinen 
Erneuerungsaufwand mehr. 

3. Den preislichen UnterbewerLimgen aus der 
DMEB stehen somit Überbewertungen überalterter 
Anlagen, ferner stille Reserven bei den bereits voll 
amortisierten Anlagen sowie solche aus dem Geld- 
entwertungszusdilag gegenüber. Ob eine Neube- 
wertung des Anlagevermögens der DB im ganzen 
zu höheren oder zu niedrigeren Bilanzansätzen füh- 
ren wird, vermag die Kommission nicht zu beurtei- 
len. Bei Anlegung eines strengen Maßstabes, insbe- 
sondere auch hinsichtlich der überalterten Anlagen, 
ist eher mit einem niedrigeren als mit einem höhe- 
ren Wertansatz zu redrnen. Das gilt insbesondere 
für die Neubewertung des rollenden Materials. Da 
die Bahnanlagen im Durchschnitt mit 1,9 v. H. p, a. 
abgeschrieben werden, so würde die Betriebsredi- 
nung der DB für jede Milliarde Mehr- oder Minder- 
bewertung um 19 Millionen DM mehr oder minder 
belastet werden. Die Veränderung der Wertansätze 
der Bahnanlagen wirkt sich daher bei rd, 8,142 Mrd. 
DM Betriebsausgaben in 1958 nur minimal aus. 

4 . Die Höhe der von der DB angewandten Ab- 
schreibungssätze (Erneuenmgssätze), d.h. die ihnen 
zugrunde gelegte Lebensdauerschätzung, war schon 
häufiger Gegenstand kritischer Bemerkungen. Bei 
der Beurteilung der Frage ist jedoch zu beachten, 
daß die Anlagenkonten der DB sogenannte ge- 
mischte Konten darstellen, auf denen Anlagegegen- 
stände der verschiedensten Lebensdauer verbucht 
werden, Dementsprediend stellen die Abschrei' 
bungssälze zusammengesetzte Werte dar, und es 
kann aus ihrer Hohe ohne Kenntnis der Zusammen- 


setzung der betreffenden Anlagekonten nichts über 
die Angemessenheit der Abschreibungssätze ausge- 
sagt werden. Dasselbe gilt übrigens aucdi für das 
Verhältnis von aktivierten Festwerten zu der Höhe 
der Wertberichtigung. Die letztere sagt nidrU aus, 
wie vielfach angenommen wird, über den Gütegrad 
der betreffenden Anlagenpositionen, sondern nur 
etwas über deren altersmäßige Zusammensetzung. 
Eine Brücke, die z. B. nur nodi mit 1 v. H. zu Buche 
steht, erfüllt ihre Funktion voll, obwohl sie bereits 
nahezu auf den Restbudiwert abgeschrieben ist. Das 
Alter einer Anlage ist deshalb nur dann negativ 
zu bewerten, wenn eine modernere Ersatzanlage im 
Betrieb wirtschaftlidier ist als die weiter genutzte 
alte Anlage. 

5. Die Abschreibungssätze (Erneuerungssätze) der 
DB liegen zwisdien 0,203 v. H. für die Bahnkörper 
und 3,016 V. H, für Triebwagen bzw. 4 v. M für 
Kleinlok. Sie können nur in Verbindung mit der 
laufenden Unterhaltmig beurteilt werden. Dadurch, 
daß die gegen Versdileiß besonders anfälligen 
Anlagenteile laufend unterhalten, d, h.. durdi- 
repariert werden, können die Absdireibungssätze 
auf die restlichen Anlagenwerte niedriger angesetzt 
werden als dies gemeinhin üblich ist. Die den Ab- 
sdireibungen zugrunde gelegten Lebensdauer- 
schätzLingen ersdreinen der Kommission vielfach zu 
hoch angesetzt. Eine Berichtigung der Abschrei- 
bungssätze nadi oben wird jedoch wahrscheinlich 
zu keiner nennenswerten Mehrbelastung der Be- 
triebsrechnung führen, weil die längere Lehens- 
dauer überhöhte Reparaturen bedingt. 

Die Kommission empiiehlt, daß die DB umgehend 
eine Neuinventarisierung und eine /Veubewerfung 
unter Berücksichtigung der oben erörterten Grund- 
sätze vornimmt. 

Die Kommission ist weiterhin der Aufiassung, daß 
die DB grundsätzlich zur Abschreibungjsredmung 
übergehen sollte, so daß alle Anlagenzugänge, also 
audi Ersatzbeschaffungen, aktiviert und zeitanteilig 
abgeschrieben werden. 

Die Ab.^chreiöungssä/ze sollten in Zukunft ohne 
Rücksicht auf die laufende Unterhaltung unter 
Berücksichtigung einer angemessenen wirtschaft- 
lichen Lebensdauer festgesetzt werden. Die Lebens- 
dauer der Eisenbahnanlagen läßt es in gewissem 
Umfang beredUigt erscheinen, bei der Anlagen- 
abschreibung die Wiederbesciiaffungswerte zu be- 
rüdcsicbligen und die sidi daraus ergebenden Mehr- 
abschreibungen einer Erneuerungsrüddage zuzu- 
führen. 

Die niederländische Eisenbahn führt die Differenz 
zwischen den Abschreibungen auf Anschaffungs- 
werte und den Absdirelbungen auf Wiederbeschaf- 
fungswerte, die der Betriebsrechnung belastet wer- 
den, einer Werke rneuerungsrücklage zu, der auch 
die Realisationsgewinne verschrotteter .Anlagen 
gutgeschrieben werden. Eine Beredinimg der An- 
lagenabschreibungen auf Wiederbeschaffungswerte 
ist jedoch in Zukunft nur in den Fällen berechtigt, 
in denen nachweislich die Wiederbesthaffung des 
gleidien Anlagegutes über dem seinerzeitigen An- 
schaffungswerl liegt Wenn z. B. heute eine Brücke 
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— da weniger massiv — mit geringerem Aufwand 
ersetzt werden kann, so ist keine Veranlassung 
für einen Wiederbeschaffungszusdilag gegeben. 
Dasselbe gilt, wenn heute Reisewagen zwar teurer 
sind, infolge ihrer größeren Sitz- und Stehplatz- 
kapazität aber keine Verteuerung pro Silz- und 
Stehplatz einlritt, oder wenn die PS-Leistung eines 
Antriebfahrzeugs trotz der Vertouening der Einheit 
gegenüber der früheren Investition infolge der 
Leistimgssteigening sich nicht verteuert. Wieder- 
besdiaffimgszusdiläge sind also nur in kalku- 
latorisdi genau begründeten Fällen zulässig. 

6. Von den übrigen Bilanzpositionen sind von der 
Kommission folgende besonders geprüft worden: 

a) Das Grundeigentum wird mit l 290,798 Millionen 
DM ausgewiesen. Das Grundeigentum der DB 
giedert sich in 

r d. ha 

Betriebsgrundstüdce 97 500 

Grundstücke mit Wohnbauten . , . 2 650 
Grundstücke für sonstige Zwecke . . 15 100 

1 15 250 

Seit 1950 sind rd. 2000 ha hinzugekauft worden. 
Die Grundstücke für sonstige Zwecke betreffen 
Bahnhofsvorplätze, Wegeflächen, stillgelegle 
Bahnanlagen imd Ausbesserungswerke, Tausch- 
gelände, milerworbene Restflächen und vermie- 
tetes bzw. verpachtetes Gelände mit einem Ver- 
kehrswert von rd. 147,5 Millionen DM. 

Die Grundstücke mit Wohnbauten und für son- 
stige Zwecke sind von der Kommiss/on besou“ 
ders untersucht worden (vgl. IV. Teil Ab- 
sdinitt C). 

b) Die Beteiligungen, die bei einem Buchwert von 
134,6 Millionen DM nur 0,653 Millionen DM Er- 
träge gebracht haben, können etwa wie folgt 
gruppiert werden: 

in Millionen DM 


I, Beteiligungen mit werben- 



dem Charakter 

3,568 

11, 

Beteiligungen zur Unterstüt- 
zung der Verkehrsleistungen 
der DB 

11,649 

III. 

Beteiligungen von verkehrs- 
politisdier Bedeutung . , > 

3,303 

JV. 

Politisch und finanziell be- 
gründete Beteiligungen . . 

48,046 

V. 

Wohnungs- und Siedl ungs- 
untemehmungen 

■69,931 

VL 

Beteiligungen besonderer Art 

0,311 

vn. 

Sonstige Beteiligungen . . . 

3,238 


Insgesamt (brutto) .... 140,046 


Zur Gruppe I gehören Schenker & Co GmhH, 
die Deutsche Reisebüro GmbH und einige an- 
dere Reisebüros, zur Gruppe II die Deutsche 
Schlafwagengesellschaft, die Kraftverkehrs 
GmbH, Braimsdiweig, die Autokraft GmbH, 


Kiel, und Beteiligungen an Kühlhauseinrichtun- 
gen und Autobahn-Zentralomnibusbahnhöfen, 
zur Gruppe III die Beteiligung an der Fendel- 
Schiffahrts AG, Mannheim, und der Deutschen 
Flugdienst GmbH. Frankfurt (Main), zur Gruppe 
IV diejenige an der Deutschen Lufthansa AG. 
Köln, der Eurofima, Basel, und an. der Deutschen 
Verkehrs-Kreditbank AG, Berlin; bei den Betei- 
ligungen besonderer Art handelt es sich um sol- 
an Wassergenossenschaiten und Elektrizi- 
tätswerken, an der Eisenbahnreklame GmbH 
und der Deutschen Pfandbriefanstalt. Hinsicht- 
lich der Beurteilung der Beteiligungen wird auf 
den IV. Teil Abschnitt C verwiesen. 

c) In Abweichung von der Bilanz der DB werden 
Ersatzstücke, Oberbaugeräte, sonstige Geräte 
und Werkzeuge und Sonderteile der Werkstät- 
ten, Taiisditeiie und Gesenke der Zentralschmie- 
den sowie bisher nicht aktivierte alt-brauchbare 
Stoffe und Ersatzstücke als Vorräte des Anlage- 
vermögens ausgewiesen., 

d) Das dem Bundesbahn-Soziulwerk gewidmiete 
Vermögen Lst mit 18,095 Millionen DM aufge- 
führt. Die laufenden Aufwendungen der DB für 
die sozialen Einrichtungen sind um ein Viel- 
faches höher. Die Kommission hat das gesamte 
Sozialwesen der DB besonders geprüft (Näheres 
vgl. IV. Teil Absdinitt A). 

e) Die unter den ßechnungAabgrenzungsposfen aus- 
gewiesenen Forderungen aus der nachträglidien 
Zahlung von Frachten usw. (238,7 Millionen DM) 
wurden nach Absetzung von 122,4 Millionen 
DM, die gegen die Verpflichtungen an die Deut- 
sdie Verkeil rs-Kreditbank aufgerechnet worden 
sind, mit 116,3 Millionen DM gesondert ausge- 
wiesen. Von den verbleibenden Rechnungsab- 
grenzimgsposten von 270,1 Millionen DM wur- 
den Forderungen aus der Einlösung von Beam- 
tensdiecks mit 111,7 Millionen DM gegen die 
Verkehrskreditbank aufgerechnet, so daß Rech- 
nungsabgrenzungsposten nur nodi mit einem 
Betrag von 158,4 Millionen DM in der Bilanz 
(Ziffer 1) erscheinen. 

f) Die DB weist in ihrer Bilanz ein Eigenkapital 
von 11,300 Mrd. DM aus. Die Kommission hat 
das vom Bund gewidmete Vermögen zum 31. De- 
zember 1958 unter Einbeziehung der Verbind- 
Lidikeiten gegenüber dem Bund usw. sowie nach 
Abzug des VerlusLvor träges mit insgesamt 
13,561 Mrd. DM ermittelt. Von den Verpflich- 
tungen gegenüber dem Bund entfallen 1,063 
Mrd, DM auf kurzfristige Verpflichtimgen aus 
gestundeter BefÖrderungsleuer und aus Kassen- 
hilfen. Die DB hat ihre empfangenen Baukosten- 
zuschüsse und die in den Wertberichtigungen 
und Rücklagen enthaltenen stillen Reserven zum 
3L Dezember 1958 mit 504,7! 4 Millionen DM auf 
eine offene Rücklage übertragen. Nennenswerte 
stille Reserven sind in den genannten Positio- 
nen nicht mehr vorhanden, 

gl Unter den Rückstellungen fehlt eine soldie für 
Verp flieh tun gen der DB aus ihrer sein er zeitigen 
Beteiligung in Höhe von am Erlös der 
öVsprozentigen Young- Anleihe, Dieser Betrag 
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wurde am 1. Dezember 1942 mit 152 Millionen 
DM an das Reich zurückgezahlt. Ausgenommen 
von der Ablösung blieben nur die Zinsen für 
Zinsscheine von Sdiuldverschreibungen in Lan- 
dern, mit denen sidi das Deutsche Reich im 
Kriegszustand befand (9.861 Millionen RM). Die 
Reidisbahn hat sich jododi verpflichtet, evtl, 
einen Ausgleich zu leisten, „sobald die Wechsel- 
kurse bei Erfüllung der Verpflidüungen aus der 
Anleihe sidi um mehr als 10 v. H, nach oben 
oder unten verändern**. Der Bundesminister der 
Finanzen bestreitet daher, daß die Verpfliditung 
der Reidisbahn en-dgültig erloschen ist, und 
stützt sidi dabei auf ein Rechtsgutachten des 
Bundesministers der Justiz vom 23. April 1959, 
das der DB am 10, Juni 1959 und der Kommis- 
s/on am 31., August 1959 zugeleitet wurde. Nach 
den Berechnungen der Bundesschuldenverwah 
tung soll die Dß neben den Leistungen für rück.'^ 
ständige Zinsen, die im Augenblick nodi nicht 
bekannt sind, zumal auch die Fälligkeit der 
Young -Anlei he durch das Londoner Sdiuldenab- 
kommen sehr stark hinausgerüdvt wird, einen 
Betrag von 148,5 Millionen DM nadibezahlen. 
Die DB bestreitet diese Verpfliditung. Die Kom- 
mission schlägt vor, die DB im Zuge der Neu- 
ordnung ihrer finanziellen Verhältnisse von die- 
ser Verpflichtung freizu stellen. 

h) Als langfristige Verbindlich keifen gelten solche 
mit einer Laufzeit über sieben Jahre, als mittel- 
fristige solche mit einer Laufzeit über drei Jahre 
bis höchstens sieben Jahre. Bei letzteren erwar- 
tet die DB, daß die Anleihen bei Fälligkeit im 
Wege der Umsdmldung durdi neue lang- und 
mittelfristige Kredite ersetzt werden. Davon 
werden jedoch (nach Absetzung von 22.6 Millio- 
nen DM Hypotheken, Lastenausgleichsabgabe- 
und KapitaleinzahJungsverpf lieh tung für die 
„Eurofima*') innerhalb der nächsten sieben Jahre 
folgende Beträge in Millionen DM fällig: 



lang’ ^ 
fristig 

mitteb 

fristig 

Z'Ü- 

samiuGn 

kurz- 

fristige; 

Sidit- 

sdiuUien 

ins- 

gesdnil 

) 

1959 

584,4 

95.9 

680,3 

241,4 

921,7 

1960 

126,9 

174J 

301,6 

263,2 

564,8 

1961 

138,3 

94.7 

233;0 

179,0 

412,0 

1962 

148,1 

131,9 

280J) 

100,9 

380.9 

1963 

134,2 ' 

140,5 

274,7 

— 

274,7 

1964 

135,1 1 

1 0,4 

1 45,5 

— 

145,5 

1965 

132,6 

3,7 

1 

1 36,3 

— 

136,3 


Bei den kurzfristigen Sidi tsdiu Iden handelt es 
sich in der Hauptsache um unverzinslidie Schatz- 
anweisungen, darunter allein 290,0 Millionen DM, 
die in 1959 und 1960 aus dem Aufkommen des 
Verkehrsfinanzgesetzes eingelöst werden. Die 
übrigen Verbindlichkeiten rühren aus der Ab- 
wicklung des laufenden Gesdiäftsverkehns her. 


ii) Gegen die Schuld an die Verkehrs- Kredit- Bank 
von 2?9,0 Millionen DM wurden die unter e) 
erwähnten Gegenforderungen aus Frachlstun- 
düngen und Beamtensdiecks aufgeredinet, so 
daß sie nur noch mit 44,8 Millionen DM er- 
scheint. Die unter den passiven Rechnungsab- 
gren'Aungsposien au.sgewiesenen Verpflichtun- 
gen aus der Abrechnung der Leistungen und Lie- 
ferungen Dritter, die bis zum 31, Dezember 
ausgeführt wurden, aber erst im neuen Jahr 
fällig geworden sind, sowie Restzahlungen von 
Löhnen, Tagegeldern, Reisekosten usw,, die erst 
im neuen Jahr ausgewiesen worden sind, wur- 
den, wie oben bereits erwähnt, mit 391,2 Mil- 
lionen DM unter den sonstigen Verbindiidikei- 
ten ausgewiesen. 

k) Die DB weist insgesamt 135,129 Millionen DM 
Bürgschaiten aus, die für die verschiedensten 
Zwecke ausgestellt worden sind, in der Haupt- 
sache für ßaukredite ihrer Wohnungsbaugesell- 
schaften und Ihrer Pächter. 

7. In der Bilanz der DB .sind keine Rückstellungen 
für ihre Pensionsverpfüchlungen gebildet w^orden. 
Dies erklärt sidi daraus, daß die DB ihre Versor- 
gung sbezüge bisher nadi dem (fiskalischen) Um- 
lageverfahren und nicht nach dem (kaufmännischen) 
Kapitaldeckungs verfahren aufgebracht hat. Die Um- 
stellung der DB auf kaufmännische Gesdiäfts weise 
verlangt, daß zumindest der laufende Betrieb in 
jedem Falle für die von ihm verursaditen Pensions- 
lasten aufzukommen hat und daß dieser Aufwand 
in der Bilanz der DB zurückge-stelll wird. Die Kom- 
mission hat eingehend geprüft, weldier Kapital- 
bedarf für die Sidierung dieser Verpflictitungen er- 
forderlich ist und weiche Rückwirkungen sich da- 
durch für die Bilonz, die Gewinn- und Verlust- 
rechnung und die Betriebsrechnung ergeben. Nähe- 
res ist im H. Teil Abschnitt C ausgeführt. 

8, Die Liquidiiätslage der DB ist nidit befriedigend, 

I Sie hat ein Anlagevermögen von 18,510 Mrd, DM. 

Diesem Wert stehen nur eigene Mittel sowie lang- 
iind mittelfristige Fremdmittel in Höhe von 17,595 
Mrd. DM gegenüber, so daß die Finanzierung des 
Anlagevermögens mit fast 1 Mrd. DM durdi kurz- 
fristige Mittel erfolgt. Wenn man sidi auf den 
Standpunkt stellt; daß das Anlagevermögen durch- 
weg langfristig und mittelfristig finanziert sein soll, 
so ist der Liquiditätsslatus der DB als unbefriedi- 
gend zu bezeidmen. Diese Situation kann — insbe- 
sondere vom Standpunkt des Geldgebers — nur des- 
halb hingenommen werden, da letzten Endes der 
Bund mit seiner Steuerkraft für sein Sondervermögen 
Deutsdie Bundesbahn haftet. Hinzu kommt, daß die 
DB im Falle von Liquiditätsschwierigkeiten bei rund 
900 Millionen DM Anlageriabschreibung und K786 
Mrd, DM Unterhaltungsaufwendungen durdi Dros- 
selung ihrer Erneuerungs- und Unterhaltungsauf- 
wendungen eine — wenn auch zeitlich sehr verzö- 
gerte — Möglidikeit des Ausweichens hat. In Anbe- 
tracht des großen Invest itionsbedarfs der DB sind 
die Möglichkeiten, ihre Liquiditätslage zu verbes- 
sern, begrenzt. Es ist jedoch nötig und raöglidi, in 
Zukunft ein angemessenes Verhältnis zwischen 
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Eigenmitteln und Fremdmitteln herzus teilen. Dies 
ist auch im Hinblidc auf eine stärkere Tnansprudi- 
nähme des Kapitalmarktes lür die Modernisierung 
der Anlagen und des Fahrzeugparks erforderlidi* 
Die Kommission empfiehlt daher, das Kapital der 
DB in den nächsten 10 Jahren um insgesamt 2,0 M/d, 


DM zu eihöhen. Hierfür würden /dhr/iche Kapifui- 
emzah/yngen des Bundes in Höhe von 200 Mj7//onen 
DM ausreidien. Im übrigen wird auf den IX, Teil 
Absdinitt C „Vorsdiläge für die künftige Regetung 
der finanzieUen Beziehungen zwisdien Bund und 
DB" verwiesen. 


B. Die Rentabilitätsverhältnisse (Erfolgsredinung) der DB 


1. Die Reatabilitätsentwiddung 
iD den Jahren 1948 bis 1958 

L Die Leistungen der DB sind mit wenigen Unter- 
brechungen in den Jahren 1953 und 1958 seit 1948 
fortlaufend gestiegen. 


Leistungen der DB in Miliiaräen Wagenachs-km 




1949 

]9äD 

1951 

■ 1953 

1933 

! 19&A 

1955 

1 1936 

1057 195Ö 

8.0 

16,2 

16,8 

18.6 

18,8 

18,4 

19,1 

20,4 

20,7 

21,2 20,2 



Trotzdem hat die DB nur einmal, nämlidi im Jahr 
1951 während des Koreabooms, mit einem kleinen 
Gewinn von 71,7 Millionen DM abgeschlossen. Alle 
übrigen Jahre weisen einen mehr oder weniger gro- 
ßen Verlust aus. 


Geschäfts- 

jahr 

Erträge 

Aufwendun- 

tjen 

Jühres- 

ergebnisS 

in Mülionen DM 

1:948/11 

1 926,0 

2 008,4 

J. 82,4 

1949 

3 923,8 

3 994,9 

./. 71,1 

1950 

3 757,3 

4 120,0 

./. 362,7 

1951 

4 726,9 

4 655,2 

4- 71,7 

1952 

5 257,8 

5 398,4 

./. 140,6 

1953 

5 160,7 

5 327,3 

./. 166,6 

1954 

5 235,8 

5 739,2 

./, 503,4 

1955 

5 785,0 

5 986,5 

./. 201,5 

1956 

6147,1 

6 662,5 

,/. 515,4 

1957 

6 453,4 

7 131,7 

./, 678,3 

1958 

6 831,3 

7 408,0 

./. 576,7 


Aus vorstehender Übersicht geht hervor, daß 
während des ganzen Zeitraums die Aufwendungen 
den Erträgen vorausgeeilt sind. Das gilt insbeson- 
dere für die guten Konjunkturjahre 1956 und 1957. 
Erst 1959 weisen nach dem Voranschlag die Auf- 
wendungen eine leicht sinkende Tendenz und die 
Einnahmen eine geringe Steigerung auf. 


2* Die Erträge haben sidi im einzelnen wie folgt 
entwidkelt: 



PeiäüQfln- 

vcrkebr 

Oüior- 

verlcehr 

Mieten. 
Paail&n. 
sonstige 
und auDtr- 
or<teiinsai(> 
Einnahmf^n 

Insgesamt 


in Millionen DM 

1948/11 

702,0 

1 305., 1 

118,9 

1 926,0 

1949 

1 236,9 

2 235,5 

451,4 

3 923 ,8 

1950 

1 173,7 

2 335,2 

248,4 

3 757,3 

1951 

1 307,8 

3 136,1 - 

283,0 

4 726,9 

1952 

1 386,9 

3 519,1 

351.8 

5 257,3 

1953 

1 460,3 

3 261,6 

438,8 

5 160,7 

1954 

i 505,2 

3 331,1 

399,5 

5 235,8 

1955 

1 613,0 

3733,1 

438,9 

5 785,0 

1956 

1 712,0 

3 956,5 

478,6 

ö 147,1 

1957 

1 808,9 

4 058,4 

586/1 

6 453,4 

1958 

2 049,4 

4 136,6 

645,3 

6 831,3 


Obwohl bei der DB infolge ihres engmaschigen 
Netzes und des raschen Wiederanstiegs der deut- 
schen Wirtschaft im Vergleich zu vielen anderen 
Eisenbahnverv/altungen besonders gute Vorausset- 
zungen für eine Ertragssteigerung gegeben waxeiir 
haben sich ihre Einnahmen bei weitem nicht so gün- 
stig entwickelt, wie man es hätte erwarten können. 
Die zwei hauptsächlichen Gründe hierfür sind fol- 
gende: 

a) Straßenverkehr und Binnensdüffahrt haben der 
DB eine rasdi wachsende utkI wirksame Konkur- 
renz bereitet. Während die Beseitigung der 
Kriegsschäden und vor allem die dringend ge- 
botene Modernisierung der DB vom Bund in 
nidit genügendem Maße gefördert wurde, haben 
die beiden Wettbewerber der DB große steuer- 
liche Unterstützungen durch degressive und Sön- 
derabsdueibungen erfahren, so daß sie sich sehr 
schnell modernisieren und erweitern konnten. 
Auf diese Weise ist durch den Lastkraftwagen 
ein vollständiges drittes Transportsystem neben 
der DB und der Binneiischiffahrt entstanden. 
Diese Konkurrenzlage wurde dadurch noch ver- 
schärft, daß die DB der tedmisäien Er\twidklung 
nicht gefolgt ist oder nicht folgen konnte und da- 
mit nidit voll wettbewerbsfähig war. So ist das 
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Signalwesen gegenüber anderen Landern ■ weil 
zurück: das gleiche gilt für die Eleklnfizierung 
und Verdieselung- So muß die DB heule nodi 
8000 Dampflokomoüven e insetzen, während an- 
dere Länder, wie z. B, dieNiederlande, ihre letzte 
Dampflok bereits im Museum abgeliefert haben. 

b) Die bestehenden gesetzlichen Bindungen und 
verwaltungsrech Ui dien Vorschriften haben es 
der DB bisher unmöglidi gemacht, ihre Tarife der 
allgemeinen Preisentwicklung rasch und elastisch 
anzupassen. Sie ist dadurch gezwungen wordem 
ihre Leistungen in erheblichem Umfang unter 
den Kosten anzubieten. So hätte die am L Fe- 
bruar 1958 in Kraft getretene Tariferhöhung 
sdron zu Beginn des Herbstverkehrs 1957 erfol- 
gen müssen. Daß die DB wirtsdiaftlldi verfahren 
kann, wenn sie keinen Bindungen unterliegt, 
zeigt die Gestaltung ihrer Pacht- und Mietver- 


hältnisse bei den Bahnhofswirtschaften, -ver- 
kaufsständen usw., deren Ergebnisse durchaus 
befriedigen. 

In den Erträgen der Gewinn- und Verlustredinung 
sind im übrigen auch fiktive Einnahmen in Gestalt 
von Bauzinsen enthalten. Die DB verrechnet auf ihre 
Aniagenzugänge Bauzinsen, die von 1948 bis 1956 
insgesamt 138,3 Millionen DM betragen haben, 

3. Auf der Aufwandsseile ergab sich infolge der 
wachsenden Produktivität unserer Wirtschaft und 
des chronischen Mangels an Arbeitskräften eine er- 
heblidie Steigerung der Löhne, GehäUer und Pen- 
sionen. Die DB bat diesen Erhöhungen folgen müs- 
sen, ohne die Mehrbelastung, wie übrigens auch die 
Preissteigerungen, durch eigene Rationalisierungs- 
maßnahmen aufzufangen. 

Die Aufwendungen haben sich wie folgt entwickelt: 


Aufwendungen 
in Millionen DM 


Ge- 

sdiäfts- 1 
jahr 1 

Bezüge des ' 

1 aktiven . 

Personals 
(einsdiließlidi ' 
Nebeabezüge) 

Verso r- 
gangs- 
■bezüge ') ' 

1 

i 

Sozial- 

leislun- 

gen 

i 

Sachaufwand 
für Betrieb und 
Ujiterhaltung 

Ahsdir e tbungen 
auf Anlagen 
und Fahrzeuge 
(Emeuermigs- 
soll) 

j 

Zinsen 

Sonstige 

Aufwen- 

dungen 

ZU‘ 

samnien 

1948 

und 

1949 

1 

2 713,9 

1 

1 

738,8 

1 

314,5 

1 145,8 

703,7 

j 

45,6 

341,0 

1 

6 003,3 

1950 1 

1 1 709,0 

' 1 

519,9 

209.0 

879,5 

512,6 

58.8 

231,2 

4 120,0 

1951 

1 998,5 

563,9 

234,0 

l 027,7 

641,9 

84,0 

105,2 

4 655,2 

1952 

2 149,6 

686,8 

321,7 

1 291,6 

797,5 

90,5 

60,7 

5 398,4 

1953 

2 291,8 

-i. 

773,7 

279,2 

1 327,0 

826,4 

1 

86,4 

320,0 
+ 62,8 

i 

5 327,3 

1954 

2 362,1 

855,8 

278,4 

1 251,3 

811,7 

96,5 

83,4 

5 739,2 

1955 

2 361.7 

893,5 

294,8 

1 386,7 

867,7 

106,3 , 

1 75,8 

5 986,5 

1956 

2 647,1 

974,7 

333,1 

I 1 586,0 

908,6 

151,4 1 

61,6 

6 662,5 

1957 1 

1 2 871,5 1 

812,8“) 

378,2 

1 689,1 

973,7 

195,6 1 

210,8 

7 131,7 

1958 

3 107,0 

783,8*“) 

405,4 

1 753,3 

903.9 

275,4 

179,2 

1 

7 408,0 


•] obne wertsdiaffende Anteile 
■g 200 Millionen DM vom Bund übernommen 
•") 280 Millionen DM vom Bund übernommen 


a) Die Übersicht zeigt, daß die Löhne, Gehcdler und 
Versorgungshezüge 67 v. H, der Gesamtaufwen- 
dungen der DB ausmachen und das entschei- 
dende Problem der Aufwandseite bilden. Trotz 
der umfangreichen technischen Rationalisiemn- 
gen, dJe vor allem in der Stellungnahme des Ver- 
waltimgsrats zu den Aufgaben der Kom/nfssion 
vom 28, Juli 1958 dargelegt wurden, ist es der 
DB nach Eintritt normaler Verhältnisse nicht ge- 
lungen, den Anteil der Personalaufwendungen 
entsprechend herabzudrücken. Dies zeigt nächste- 
hende Übersicht: 


Personaleinsatz ohne Naciiwudiskräfte 
(sogenannte „Tagewerkseinheiten*') 

1948 562 597 

1950 491 513 

1958 480 820 (ohne Saarland). 

1959 (Juli) 466 700 

Man wird nicht einwenden können, daß dieser 
Rückgang cfes Personalaufwands um so beacht- 
licher sei, weil inzwischen eine Steigerung der 
Betriebsleistungen in Wagenachs-km einge tre- 
ten ist- Diese Leistungen sind von 1950 bis 1959 
nur um rd- 20 v. H* gestiegen- Auf Grund der 
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zahlreidien Rationalisierungsmaßnahmen der DB 
hätten größere Pe rs on a lein spar ungen erwartet 
werden müssen. 

Die Rationalisierungserfolge sind durch Ver- 
kürzung der Arbeitszeit, Änderung der Dienst- 
dauer vors dl ritten und die Handhabung des Ent- 
lohnungssystems {Gedinge) auf gezehrt worden, 
mit der Wirkung^ daß sidi bei steigenden Perso- 
nalkosten die Gesamtaufwendungen audi nodi 
durch die Zinsen und Absdireibungen der Ratio- 
nalisierungsinvestitionen erhöht haben. 

Die Höhe der Versorgungsbezüge hat die Be- 
triebs re dm ung der DB In den früheren Jahren 
besonders belastet, zumal darin bis 1956^ und mit 
Teilbeträgen auch noch 1957, Versorgungsbezüge 
der Verdrängten, Westberliner Eisenbahner 
und Kriegsopfer rait enthalten waren {Näheres 
zum Versorgungsprablem vgh IL Teil Ab- 
schnitt C), 

b) Die SoyAaUeistung&n zeigen von 1950 {209,0 Mil- 
lionen DM) bis 1958 (405,4 Millionen DM) nahe- 
zu eine Verdoppelung. Soweit diese Aufwendun- 
gen in das Ermessen der DB gestellt sind, ist der 
durdi die prekäre finanzielle Lage der DB vor- 
gegebene Rahmen nicht immer ausreichend be- 
rücksichtigt worden. 

Neben den ausgewiesenen Sozialleistungen 
sind nach einer für das Jahr 1957 einmalig durch- 
geführten Untersuchung 77 Millionen DM Per- 
sonal- und Sachleistungen zusätzlidi für soziale 
Zwecke aufgewendet und über den Betriebsauf- 
wand verrechnet worden (Nalieres zum Sozial- 
aufwand vgL IV, Teil Abschnitt A). 

c) Bei den Sachaufwendiingen wurde die DB in be- 
sonderem Maße dadurch betroffen, daß es sidi 
bei den von ihr benötigten Materialien vorwie- 
gend um Kohle, Eisen und Stahl handelt, deren 
politisch gebundene Preise erst sehr spät auf das 
allgemeine Preisniveau angehoben wurden. 
Diese Preisentwicklung trifft auch auf die Brsatz- 
beschaffungen der DB zu. Das hat die DB veran- 
laßt, ihr Erneuerungssoll (= Abschreibungen) 
durch Anpassung an die Wiederbesdiaffungs- 
preise zu berichtigen. 

d) Es ist auch nldit zu verkennen, daß die DB in 
den vergangenen Jahren mit hohen UnfeihaJ- 
tungsauf Wendungen belastet sein mußte, nach- 
dem im vorhergehenden Jahrzehnt 1939/1948 in- 
folge des Mangels an Arbeitskräften und Mate- 
rial die Unterhaltungsausgaben stark einge- 
schränkt werden mußten und sich diese Entwick- 
lung infolge der finanziellen Schwierigkeiten 
noch bis in die fünfziger Jahre fortgesetzt hat. 

Die Unterhaltungsaufwendungen zeigen, daß 
unter Berücksichtigung der neu entstandenen 
Unterhaltungsrückstände insgesamt rd, 877,3 
Millioneoa DM ünlerhalUmgsrückstände aus der 
Zeit vor der Währungsumstellung zu Lasten der 
bestehenden WertberidiiUgungen aufgeholt wor- 
den sind. 

e) Aus den in der Betriebsredinung verrechneten 
An/agenohschreibungen sind der DB — wie die 


Übersicht zu Ziffer 3 zeigt — von 1948 bis 1958 
794?,? Millionen DM zugeflossen. Wie bereits 
bei der Besprediung der Vermögenslage dar- 
gelegt wurde, führt die DB ihre Anlagen zu Fest- 
werten (Anschaffungs werten). Die Abschreibun- 
gen (EroeuerungssoJl) werden auf die Festwerte 
berechnet. Da dieses Emeuerungssoll infolge der 
Nichtöktivierung der Ersalzinvestitionen der 
Preisentwicklung nicht Rechnung tragen konnte, 
hat die DB auf ihr Emeuerungssoll (Anlagenab- 
sdireLbungssoi!) und auf ihr Unterhaltungssoll 
einen GeMentwertungszuschlag berechnet. Die 
Geldentwertungszusdiläge betragen in den ein- 
zelnen Jahren: 



beim Erneue-* 
rungssoil 

beim Unter- 
haltungssoll 

1 Insgesamt 

in Millionen DM 

1951 

99,1 

169,4 

268,5 

1952 

214,3 

341,9 

556,2 

1953 

218,6 

400,3 

618,9 

1954 

195.0 

367,6 

562,6 

1955 

224,3 

366,6 

590,9 

1956 

280,7 

479,2 

759,9 

1957 

368,2 

591,6 

959,8 

1958 

387,4 

610,6 

998,0 

1959 



rd. 1 000,0 


Da dieser Geldentwertungszuschlag — - wie be- 
reits in Abschnitt A bei der Betrachtung über die 
Vermögens- und Liquiditäislage ausgeführt — 
bis 195? auf Grund von Preisindices berechnet 
wurde, berücksichtigt er nidiL daß den erhöhten 
Preisen vielfach auch eine höhere Leistimg zu- 
grunde liegt und daher die Preissteigerung nicht 
ausschließlidi als Verteuerung aufgefaßt werden 
kann. Dazu kommt, daß Abschreibungen auf 
Wiederbeschaffungswerte auch deshalb nicht in 
allen Fällen in Frage kommen, weil die Ersatz- 
anlagen oft weniger aufwendig erstellt werden 
können als früher, so zum Beispiel, wenn im 
Oberbau infolge der bestehenden Rationalisie- 
rungen die Wiede rbeschaffung unter den ur- 
sprünglichen Ansdiaffungswerten liegt oder 
Bahnhofsgebäude heule nicht mehr so raumauf- 
wendig, Brücken nicht mehr so massiv und Tun- 
nel infolge der Veränderung der Bautedmik und 
der Möglichkeit des Aufschlitzens ebenfalls bil- 
liger erstellt werden können als früher. 

Inwieweit die Abschreibungen auf Wieder- 
besdiaffungswerte eine stille Reserve enthalten, 
läßt sich nicht genau sagen. Wie bereits ausge- 
führt, sind die Abschreibungssätze der DB knapp 
bemessen. Dazu kommt, daß die Lebensdauer 
der Reise- und Güterwagen zu hoch angesetzt 
ist. Der im Falle einer Abkürzung ihres Lebens- 
dauer eintretenden Mehrbelastung an Anlagen- 
abschreibungen stünde jedodi, wie bereits dai- 
.gelegt, eine beträchtliche Entlastung au Unter- 
haltungsaufwendungen für das überalterte rol- 
lende Material gegenüber, 

f) Die Zinson/wendungen der DB haben sich bisher 
in mäßigen Grenzen gehalten. 
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g) Zu den sonstigen Aufwendungen gehören außei' 
ordentl'idie Aufwendungen und seit 1957 der 
Zuschuß zur Betriebsrechnung der Bundesbahn- 
direktion Saarbrücken mit 81,6 Millionen DM 
(1957) und 96,3 Millionen DM (1958). 

4. Die Betriebsergebnisse der DB (ohne Zinsen 
und ohne Berücksichtigung des Verlustes der BD 
Saarbrücken) haben sidi wie folgt entwickelt: 

in Millionen DM 


1948 

+ 5.0 

1949 

38,6 

1950 

./. 98.9 

1951 

+ 240,0 

1952 

./. 27,8 

1953 

,/. 434.4 

1954 

./. 373,2 

1955 

./. 64,6 

1956 

./. 353,8 

1957 

./. 409,1 

1958 

./. 270,2 


In diesen Betnebsergebnissen sind außerordent- 
lidie Aufwendungen und Erträge sowie Ziasauf' 
Wendungen nicht enthalten. 

Ihre Versdüechterung während der letzten drei 
Geschäftsjahre beruht vor allem auf der Aniiebiing 
der Kohle- un d Sta hip reise und — seit Herbst 1957 
— den Auswirkungen der Depression in der Mon- 
tanindustrie, die 1958 durch die allgemeine Tarifer- 
höhung nur zum Teil ausgeglidien werden konnte, 

IL Die Gewinn- und Verlustrechnung der 
Gesdiäftsjahre 1957 und 1958 

L Die Gewinn- und Verlustrechnung der Ge- 
schäftsjahre 1957 und 1953 zeigt folgendes Bild: 



195? 

1958 


in MilEonen DM 

Fehlbetrag der Betriebsredl- 
nung 

409,110 

270,251 

Zinsmehraufwand . . . 

195,6.17 

275,365 

Verlust der BD Saarbrücken 81,635 

96,351 

Erträge aus Beteiligungen 

./. 0,546 

,/. 0,653 

Berichtigter Betriebsverlust 

685,816 

641,314 

Außerordentliche Aufwen 
düngen ...... p 

./. 114,168 

./. 82,920 

Außerordentliche Erträge 

102,733 

124,078 

Bauzinsen 

18,985 

23,397 

Belriebsneutraies Ergebnis 

+ 7,550 

+ 64,555 

BilamergebnJs . . . , 

J. 678,266 

./. 576,759 


In der Gewinn- und Verlos Lredmung erscheint 
nur der Saldo der Betriebsrechnung (vgl. Ziffer 2), 

Der berichtigte BeLriebsverlush das heißt, der 
Fehlbetrag der Belriebsredinimg, Zinsmehrauf- 


wande und Verluste der BD Saarbrücken hat sich 
1958 um rd. 44,5 Millionen DM verringert. 

Wie bereits im Abschnitt 1 erwähnt, ^nd unter 
den Erträgen der Gewinn- und Verlustrechnung ßou- 
zinsen aufgeführt, die eine fiktive Einnahme dar- 
stellen, Dies ist daraus zu erklären, daß früher 
während der Bauzeit der Eisenbahnen bis zu ihrer 
Inbetriebnahme Bauzinsen verrechnet wurden. Un- 
ter den heutigen Verhältnissen scheint dies jedocir 
nicht mehr angebradit, zumal das Handelsre^t die 
Verrechnung von Bauzinsen ausdrüdtlicti verbietet. 


2, Die Erträge der Betriebsrechnung zeigen fol- 
gende Struktur: 



1957 1958 

in Millionen DM 

Erträge 

öffentlicher Personenver- 



kehr . 

1 706,7 

1 938,7 

Beförderung von Gepäck 

15,0 

17,0 

Nebenerträge (Fahrpläne 


usw.) 

33,4 

39,4 

Militärverkehr . . . 

53,8 

54,2 

Personen- und Gepädtver- 



kehr insgesamt .... 

1 808,8 

2 049,3 

Expreßgutverkehr , . 

171,5 

199,1 

Stückgutverkehr , , p 

4!7,5 

445,7 

Wagenladungs verkehr . 

3 177.9 

3 225,2 

Beförderung von Tieren 

29,4 

36,2 

Nebenerträge (Gebühren 
usw,) 

110,5 

114,0 

Militärverkehr . . . 

15!, 6 

!16,5 

Güterverkehr insgesamt , 

4 058,4 

4 136,7 

Sonstige Erträge 

Vergütung der Bundespost 


für den Po.stbeförderurLgs- 
dienst 

110,8 

128,5 

Mieten und Pachten . . . 

lOlJ 

109,5 

Vermietung von Fahrzeu- 



gen . , 

35.6 

53,1 

Verkauf von Stoffen und 


Abgabe von Energie . . 

140,5 

116,8 

Beförderungsgebühren der 


DSG 

2,2 

3,6 

Vergütungen der Privat- 



anschlüsse 

4,4 

4,2 

Leistungen an Dritte . . 

40,9 

50,1 

Rückerstattung von Fern- 
spredi- und Teiegrammge- 
bühren 

1,7 

1,7 

Sonstige Erträge . . . . 

26,0 

29,7 


463.Ö 

497,2 

Erträge insgesamt , , , , 

6 3314 

6 683,2 

Aufwendungen insgesamt . 

6 740,2 

6 953,4 

ßetriebsergebnis . . . , . 

./. 409,1 

./. 270,2 
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3. Die Aiüwendungen der Beiriebsredinung (in Millionen DM) gliedern sich wie folgt: 





1957 

1 

1958 



Betrieb | 

Vor- 1 
haltun.g i 

lus- 

gesamt 

Betrieb 

Vor- 

haltung 

Ins- 

gesamt 

1, 

Besoldungen 

l 314,9 

309,2 

1 624,1 

1 446,3 

300,3 

1 746.6 

2. 

Angestelltenvergütunqen 

9,5 

11,8 

21.3 

6.3 

16,2 

22.5 

3. 

Lohne der Hilfskräfte und Belriebsarbeiter . . 

657,5 

63,0 

720,5 

682,8 

65,3 

748.1 

4. 

Löhne der Bauarbeiter 


220,6 

220.6 

^ — 

249,1 

249,1 

5, 

Löhne der Werkslättenarbeiter 

— 

348,1 

348,1 

— 

371,0 

371,0 

6. 

Löhne der Starkstromarbeiter 

— 

23,2 

23,2 

— 

27,5 

27,5 

7. 

Bezüge der Nachwuchskräfte ....... 

18,3 

9,0 

27.3 

19,8 

10,1 

29,9 

8. 

Aufwand sentsdiädigun gen . 

109,9 

6,7 

116,6 

t07,2 

6,5 

113.7 

9, 

Nebenbezüge 

34,0 

7.3 

41,3 

33,7 

7,1 

40,8 

10. 

Sonstige Personalkosten 

9,3 

5,8 

15.1 

9,6 

5,8 

15,4 

n. 

Versorgungsbezüge abzüglich betriebsfremde 
Lasten 

711.8 

166,3 

878, 1 

698,0 

144,5 

842,5 

12. 

Gesetzliche Abgaben zur Sozialversicherung . . 

90,3 

87,7 

178,0 

103,8 

103,8 

207,6 

13. 

Satzungsgemäße, vertraglidie usw. Sozialaus- 
gaben 

136,7 

77,2 

2.13,9 

131,7 

63,0 

194,7 

14. 

Unterstützungen . 

11,9 

5,7 

17,6 

12,8 

5,6 

18,4 

15, 

Andere Sozia! lasten .......... 

13,7 

5,9 

19,6 

15,0 

6,4 

21.4 

16. 

Personalausgaben insgesamt 

3 117,8 

1 347,5 

4 465,3 

3 267,0 

i 382,2 

4 649,2 

17. 

Kohlen 

673,3 

20,2 

693,5 

610,9 

20.0 

630,9 

18, 

Betriebsstoffe, Energie, Drucksachen , . . , 

207,5 

53,4 

260,9 

233,1 

50,7 

283,8 

19. 

Leistungen Dritter für die Betriebs führung . , 

172,2 

4.7 

176,9 

191,4 

3.9 

195,3 

20. 

Pachten und Mieten 

20,3 

4,2 

24,5 

— 

45,3 

45,3 

21, 

Steuern und Abgaben, Gebühren, Entschädigun- 
gen und sonstige Sachkosten der Betriebsfüh- 








riing 

40,5 

22,0 

62,5 

42,1 

20,8 

62,9 

22. 

Sadiausgaben des laufenden Betriebes .... 

1 113,8 

104,5“ 

1 218,3 

1 077,5 

140,7 

1 218,2 


Personal- und Sadiausgaben insgesamt . . . 

4 231,6 

1 452,0 " 

5 683,6 

4 344,5 

1 522,9 

5 867,4 

23. 

Ausgleich zwischen Betriebsführung und Vor- 





• 



haltung 

./. 108,6 

-1- 108,6 

— 

./. 122,6 

+ 122,6 

— 

24, 

Sachausgaben der Vorhaltung 

— 

2 295,5 

2 295,5 

— 

2 274,8 

2 274,8 

25. 

Bauzinsen 

— 

19,0 

19,0 

— 

23,4 

23,4 

26, 

Nachbelastung in 1957 . 

Unterhaltung 



+ 41,0 

./. 41,0 



27. 

Bahnanlage 

883,0 



968,1 

— 


28. 

Fahrzeuge 

Erneuerung 

760,4 

— 


818,6 

— 


29. 

Bahnanlage 

598,4 




552,3 

— 


30. 

Fahrzeuge 

375,4 

./.2617,2 


351,5 

.1/1 690,5 




2 617.2 



2 690,5 




Zuführung der Rückstellung für unterlassene 
Fahrzeugerneuerung imd Bahn an lagener neue- 








rung 


+ 135,3 



+ 14,8 


31, 

Aufwendungen der Betriebs redinung insgesamt 

6 740,2 




6 953,4 

— 


32. ./. Erträge (s. Seite 61 Ziffer 2„ Zeile „Erträge 
insgesamt") 

6331,1 



6 683,2 









33. 

Betriebsergebnis 


t 393,2 


./. 270,2 

i 227,0 



Aktivierungen und Verrechnung 
mit Rücklagen 







34. 

Betriebsentv^^^cklung 


56,0 



70,6 


35. 

Wiederaufbau 


49,4 



29,1 


36. 

Neubau 


493,7 



353.5 


37. 

Anlagen im Bau 


451,3 



445,1 


38. 

HerrldiUmg der Bahnanlagen 


1.3 



0.7 


39. 

Beseitigung von Unterhaltungsrückstand . . . 


310,9 



98.8 


40. 

Beseitigung von Erneuer ungs rüdest and . . , 


30,6 



229,0 


41. 

Gesamtin vestftionen wie oben 


1 393,2 



1 227,0 
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4. Während das Betriebsergebnis 1957 mit ./. 409,1 10 
Millionen DM und I95Ö mit ./, 277 Millionen DM 
absdiließt, hat die DB in ihrem Wirtschaftsplan 1959 
das voraussidiüiche Betriebsergebnis mit 4- 390 
MiJIionen DM veranschlagt. Dieses positive Ergeb- 
nis erklärt sich dadurch, daß die DB Mehreinnah- 
men von 200 Millionen DM erwartete und die Ver- 
sorgungsbezüge gegenüber 1958 um rd. 461,5 Mil- 
lionen DM niedriger veranschlagt sind. Dazu ist zu 
bemerken, daß die DB in ihrer Betriebsrechnimg nur 
den Betrag an Versorg ungsbezügen erwirtschaften 
will, der nach ihrer Auffassung von der allgemeinen 
Wirtschaft für die Versorgung ihrer Bediensteten 
aufzubringen ist und den sie selbst für die gleidi- 
günstige Versorgung ihrer Arbeiter aufzuwenden 
hat. Sie hat diesen Betrag mit 22 v. H. der Netto- 
löhne (Bruttolohn abzüglich Beitrag des Arbeiters 


zur Altersversicherung) beziffert. Das sind, bezogen 
auf die Gehaltssumme für Beamte, 1730 Millionen 
DM (1959) = 381 Millionen DM, die über die Be- 
triebsrechnung verrechnet worden. Der Rest, näm- 
lich 81 1 Millionen DM Gesamtversorgungsleistung 
.c 381 Millionen DM = 430 Millionen DM, ist in 
die Gewinn- und Verlustrechnung vermesen mit der 
Wirkung, daß dieser Restbetrag praktisch vom Bund 
getragen werden muß (Näheres zu den Versor- 
guingslasten vgl. II. Teil Abschnitt C). 

5. Für das Geschäftsjahr 1960 wird mit einer nahe- 
zu unveränderten Ertragslage gereciinet, 

Die Erträge sind mit 100 Millionen DM höher als 
1959 gesdiätzt. Die Anforderungen an den Bund zur 
Verlustabdeckung haben sich von 450 Millionen DM 
(1959) auf 350 Millionen DM ermäßigt. 
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IL TEIL 

Die Ungleichheit der Startbedingungen 
im Wettbewerb der Verkehrsträger 


Vorbemerkung 

Für die BeiixleUung der wirtsdiöftlidien Situation 
der DB und ihre Zukunftsaussiditen ersdiien es der 
Kommission notwendig, zonädist das Problem der 
Ungleidiheit der Startbedingungen im Wettbewerb 
der drei Verkehrsträger — Eisenbahn, Straßenver- 
kehr, Binnenscliiffahrt — zu prüfen. Der Luftver- 
kehr konnte wegen seines — gemessen an der ge- 
samten Transportleistung in der Wirtschaft der Bun- 
desrepublik — zur Zeit nodi verhältnismäßig ge- 
ringen Umfangs außer Betradit bleiben. 

Die Frage der Ungleichheit der Startbedingungen 
erstreckt sidi auf folgende Tatbestände; 


A. Belastungen aus der Verpfliditung zur gemein- 
wirtschaftlichen Verkehrsbedienung 

B. Die betriebsfremden (politischen) Sonderlasten 
der DB 

C. Die Verso rgungs lasten 

D. Steuern 

E. Wegekosten 

Das Ergebnis der Feststellungen ist für die Her- 
Steilung möglichst gieicher Wettbewerbsbedingun- 
gen und damit für deri wirtschaZ/Jidi richtigen Ein- 
satz jedes Verkehrsmittels sowie für die ßeurfej- 
lang der Notwendigkeit eines iinanziellen Be- 
lastungsausgleichs von ausschjaggebender Bedeu- 
tung. 


A. Belastungen aus der Verpflichtung zur gemeinwirtschaftlichen 
Verkehrsbedienung einschließlidi der Bindungen auf dem Tarifgebiet 


I. Allgemeine Bemerkungen 

L Nächst den betriebsfremden Sonderlasten, die 
im folgenden Abschnitt behandelt werden, betrach- 
tet die DB ihre Verpflichtungen zur gemeinwirt- 
schaftlichen Verkehrsbedienung als stärkstes 
Hemmnis im Wettbewerb mit den konkurrierenden 
Verkehrsträgern. 

Als gemeinwirtsdiaftiiche oder gemeinnützige 
Verpflichtung eines Unternehmens sind Tatbestände 
anzusehen, die, obwohl sie im Widerspruch zu den 
eigeiiwirtsdraftlichen Interessen des Unternehmens 
stehen, von diesem im Allgemeininteresse hinge- 
nommen werden müssen. Derartige Belastungen 
können einmal dadurdi entstehen, daß dem Unter- 
nehmen die Durchfiihrung bestimmter Maßnahmen 
auferlegt wird, zum anderen auch dadurch, daß ihm 
verwehrt wird, einen bestimmten, wirlschaftlidi 
naditeiligen Zustand abzuändern. Von einer Be- 
lastung kann aber dabei nur gesprochen werden, 
sofern ein von der Auflage abweichendes Verhal- 
ten bei der bestehenden Marktlage wirtschaftliche 
Vorteile mit sich bringen oder wirtschaftliche Nadi- 
teile abwenden würde. Weiter muß es sich um eine 


Belastung handeln, die nur ein bestimmtes Unter- 
nehmen oder nur einen einzelnen Wirtschaftszweig 
trifft, 

2- Das Wirtschaftsleben aUgemein treffende recht- 
liche Bindungen können nicht als geinelnwirtschait- 
liehe Last angesehen werden. Andererseits ist es 
aber nidU erforderlich, daß hinsiditlich der Art der 
Belastung Unterschiede zwischen den verschiedenen 
auf einem bestimmten Wirtschaftsgebiet konkurrie- 
renden Unternehmen bestehen. Auch wenn die Last 
aJie We/fbewerber ohne Unterschied trifft, bleibt 
ihr Charakter als gemeinwirtschaftliche Belastung 
erhalten. Dies ist schon darum bedeutsam, weil das 
Gewicht der Belastung bei den Betroffenen ganz 
verschieden sein kann, je nachdem, in weldiem Um- 
fange sidi die Unternehmen mit den in Betracht 
kommenden gemeinwirtsdiaftlidren Leistungen be- 
fassen. Selbst wenn die Last ein Tätigkeitsgebiet 
betrifft, auf dem Unternehmen, die im ganzen gese- 
hen Konkurrenten sind, im Einzelfall gar nicht im 
Wettbewerb stehen, bleibt sie eine gemeinwirt- 
sdiaftiiche Belastung. Sie hat nämlich auch in die- 
sem Falle Einfluß auf die Wettbewerbslage, indem 
sie die allgemeine Wettbewerbsfähigkeit durch die 
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Minderung seiner Erträge verringert. Zum Beispiel 
belasten die gemeinwirtstiiaftlichen Lasten des Per- 
sonenverkehrs der DB mittelbar auch ihr Verhältnis 
zu den Wettbewerbern auf dem Gebiet des Güter- 
verkehrs, 

3. Die Eisenbahnen sind von jeher lyp/sche Träger 
gemeinwirlsdmfilidier Belastungen gewesen. Vor 
allem in den Zellen ihres tatsädilichen Verkehrs- 
monopols sind ihr Tarif- und auch ihr sonstiges 
Gesdiäftsgebaren diirdi die verschiedenen Öffent- 
lich-reditUchen Zielsetzungen, die von dem eigen- 
wirtschaftlichen Interesse der DB oft völlig ab- 
wichen, bestimmt worden. Allerdings ist zuzngeben* 
daß sich diese Divergenz infolge des inzwischen 
aufgekommenen Wettbewerbs anderer Verkehrs- 
unternehmen und durch Maßnahmen, welche die 
Eisenbahnen oder auf ihr Drängen die Regierungen 
bereits auf Grund dieser veränderten Situation ge- 
troffen haben, gemildert hat. 

Die einer kaufmännisdien Betriebsführung ent- 
gegenstehenden Bindungen der DB ergeben sich vor 
allem aus dem Bundesbahngeselz, dem Allgemeinen 
Eisenbahngeselz, dem Handelsgesetzbuch und der 
Eisenbahnverkehrsordnung. 

Ihren allgemeinen Ausdrudt findet die Abhängig- 
keit der DB von derartigen Belastungen in § 4 
Abs, 1 des Bundesbahngesetzes, nach dem die DB 
zwar nach kaufmännisdien Grundsätzen, aber unter 
Wahrung der Interessen der deutschen Volkswirt- 
.Schaft zu verwalten ist. Dies bedeutet, daß bet der 
gesamten Tätigkeit der DB allgemein wirtschaft- 
liche und sozial-politische Gesichtspunkte zu be- 
rücksichtigen sind. 

4. Die Kommission hat die DB um Äußerung ge- 
beten, welche geiueinwirtsdmftlidieTi Tatbestände 
sidi auch heute nodi als finanzielle Belastung der DB 
gegenüber ihren Konkurrenten aus wirken. Danach 
bezeidmet die DB als ihre wesentlichsten Belastun- 
gen die ihr auferlegte Betriebs- und Beförderungs- 
pflicht, besonders aber den — mit dem Genehmi- 
gungs“ und Koordinierungsiedit des Bujidesniinisters 
für Verkehr gekoppelten — Tarif zwang mit Veröl- 
fenttichungspfiieht. Durch diese Auflagen sieht sie 
sich in ihrer Wettbewerbsfähigkeit gegenüber den 
konkurrierenden Verkehrsträgern empfmdlidi be- 
einträchtigt. Die volle Wirkung ergebe sidi aber 
erst durch das Zusammenspiel und die Wechsel- 
beziehung der versdiiedenen Bindungen, 


IL Steliungnahme der DB 
zu den Verpiliditungen 

(A*) Betriebs-, Fahrplan- und Bef ördenmgspf licht 

L Betreiben von Strecken, die auch unter Berück- 
sichtigung ihres Zubringer wertes unwirtsdiaftlich 
sind, 

2. Betreiben von Strecken, die aus anderen als 
eigenwirtschaftlidien Gründen übermäßig ausge- 
stattet sind und daher einen überhöhten Aufwajid 
erfordern, z. B. von ehemals strategischen Bahnen, 


3. Aufrechterhaltung von Verkehrsdienststellen, 
bei denen der Aufwand für die Vorhaltung und 
Bedienung den durch sie erzielbaren Nutzen über- 
steigt, oder deren Aufgaben im wesentlidien durch 
andere DienststBÜen mit übernommen werden 
könnten, 

4. Bedienung des Personenverkehrs entsprediend 
dem Verkehrsbedürfnis ohne Rücksicht auf die 
Wirtschaftlichkeil der einzelnen Verkehrsarten and 
Züge (Bends-, Sdiüier-, Theaterzüge, verkehrs- 
schwache Strecken allgemein), 

5. Vorhaltung einer Traiisportreserve für Zeiten 

des Spitzenverkehrsj 

6. Übernahme von unwirtschaftlichen Leistungen 
versdiiedenster Art, die andere Verkehrsträger 
unter gleichen Bedingungen nicht ausführen [z. B. 
Beförderung sperriger Güter, von Gütern, die nur 
bedingt zur Beförderung zugelassen sind — An- 
lage C zur Eisenbahnverkehrsordniing — usw.) in 
Verbindung mit der BeförderimgspflichL 

7. Übernahme der imwirtsdiafLHchen Leistungen, 
ohne daß die Eisenbahn zum Ausgleich die Über- 
gabe von rentablen Be förderurigsauf trägen verlan- 
gen kann, weil die Beförderungspflicht zur Über- 
nahme von unwirtsdiaftHdien Leistungen ohne 
Ausgleich zwingt (Verhinderung von Koppekmgs* 
gesctiäften, die z. B. der Kraftwagen ohne weiteres 
zur Bedingung der Obernahme unwirtschaftlidier 
Leistungen machen kann). 


(B.) Tarifpflidit 

ü Formale Erschwernisse 

a) Die allgemeine Pflicht, Tarife aufzustellen, 

b) der allgemeine Zwang zur Veröffentlichung die- 
ser Tarife, 

c) das Verbot von Sonde r ab niadiun gen, 

d) die Abhängigkeit von der Genehmigung der Ta- 
rife durdi den Bundesminister für Verkehr, 

e) die Rücksichtnahme auf andere Verkehrsträger 
auch da, wo sie gegen die Eigeninteressen der 
DB verstößt. Sie kann vom Bundesmin.ister für 
Verkehr im Rahmen des Koordinierungsverfah- 
rens erzwungen werden, 

2. Materielte Erschwernisse 

a) Die Erstellung gleidmiäßiger Tarife für alle 
Strecken und DiensLstellen unabhängig von 
Kosten- und Wettbewerbslage, 

b) die Entfernungsslaffeb welche das Absinkeri der 
Strecken trachten mit wachsender Entfernung be- 
wirkt, obgleidi sie auch eigonwirtsdiaftliche Ge- 
sicjitspunkte berücksichtigt und insoweit ein 
kaufmännisches Element der Preisbildung dar- 
stellt, so daß die Last teilweise an Bedeutung 
verliert, 
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c) die Beibehaltung von Subventionstarifen, wobei 
darauf hinzuweisen ist^ daß derartige Tarife zu- 
gunsten eines oder mehrerer Unternehmen der 
Kohleförderung und Stahlerzeugung nadi den 
Bestimmungen des Montanvertrags aufzuheben 
sind, soweit sie mit seinen Grundsätzen nidit im 
Einklang stehen, 

d) die BeibehaUung der sozialen Ermäßigungen des 
Personen verkeh rs, 

e) die Verpflichtung zu Beförderungspreisen, die 
über den marklwirtsdiafUich und wettbewerbs- 
mäßig geredilferbigten Preisen liegen, z, B. durch 
Einhaltung eines Tarif gefalles zur Binnensdiiff- 
fahrt in der Weise, daß das Niveau des Eisen- 
bahntarifs durch Berüdcsichtigung von Anreiz- 
zuschlägen usw. künsLiieh erhöht wird, 

0 weitgehend Tarifgleichheit mit dem gewerb- 
lichen Güterfernverkehr trotz verschiedenartiger 
Leistungen (beim Kraftwagen grundsätzlidi 
Haus-Haus-Verkehr), 

g) Gestaltung der Montan tarife entsprediend dem 
Ministerratsabkonuiien mit Festlegung der De- 
gression und der Kürzung der Abfertigungs- 
gebühr ohne Rüdcsicht auf wirtschaftliche Not- 
wendigkeit und Kosten läge. 

3, Die aus diesen Belastungen erwachsenden Nach- 
teile haben, wie die DB ausführt, audi heule nodi 
bei ihr, und zwar nur bei ihr, ©inen erhebliclien Um- 
fang. Möge im EinzelfaJle die eine oder andere ehe- 
ser Lasten andere Verkehrsträger gleichfalls tref- 
fen, so könne sie dodi mangels des Zusammen- 
treffens mit den anderen Bindungen keine große 
Wirkung entfalten. Sie sei in diesem FaJl vielmehr 
ohne praktische Bedeutung, z. B. sei der Tarifzwang 
ohne gleichzeitige Beförderungspflidit weder für 
den Kraftwagen noch für die Binnenschiffahrt eine 
entsdicidende Last. Ebenso werde die Binnenschiff- 
fahrt durch ihre Unterwerfung unter ein Genehmi- 
gungsverfahren für ihre Frachten bi] düng nur unwe- 
sentlich getroffen, weil ihre Frachten ohnehin nach 
den Kosten ausgerichtet würden, und, soweit bean- 
tragte Frachten tatsächlich die Kosten spiegeln, mit 
ihrer Genehmigtmg gerechnet werden könne. 

Bei der DB mit dem zum Teil wesentlich über 
den Kosten der speziellen Transporte liegenden 
globalen Tarifen sei die Lage jedoc5i völlig anders. 
Wenn sie es, was häufig vorkomme, zur Erhaltung 
oder Gewinnung von Verkehr für erforderlich halte. 
Tarife im Einzelfall auf ein den tatsächlichen Kosten 
der Transporte angenähertes und damit wirtschaft- 
lich vernünftiges Niveau zu senken, stoße sie in 
Genchmigungs verkehren unter Hinweis auf die ihr 
auf erlegte Rücksicht auf andere Verkehrsträger 
regelmäßig auf Widerstand. Den Lastwagen betreffe 
dies Problem im Nahverkehr bei seiner tariflidien 
Beweglichkeit überhaupt nicht, im Fernverkehr 
habe er wegen seiner Vorzüge gegenüber der Eisen - 
bahnbeförderung durch den Haus-Haus-Verkehr die 
individuelle Kimdenbedienung und gewisse durch 
den RKT gebotene Möglichkeiten (Teilladungs- 
erklärung usw.) eine größere Freiheit im allge- 
meinen gar nicht nötig. Er hat außerdem den Vor- 
teil. wo es die Wettbewerbslage erträgt, seine Er- 


tragslage durdi tariflich zulässige Zuschläge weit- 
gehend verbessern zu können. 

4. Die Kommission hat die von der DB aufgeführ- 
ten Tnfbes^dnde gemeinwirtschaftlicher VerpfJich- 
iimgen geprüft und dabei insbesondere untersucht, 
inwieweit sie eine ÜnanziGlle, das Betriebsergebnis 
berührende BeJostung darstellen. Die Kommission 
folgt grundsätzlidi der Auffassung der DB, daß ihre 
Verpfliditung, unter Wahrung der Interessen der 
deutschen Volkswirlsdiaft kaufmännisch zu han- 
deln, ein Widerspruch in sich ist. Entweder ist sie 
verpflidHel, nach kaufmännischen Grundsätzen zu 
wirtschaften, oder sie hat jenseits eigenwirtsdiaft- 
licher Überlegungen allgemeine staatspolitische In- 
teressen wahrzunehmen. Soll sie kaufmännisch han- 
deln, so kann sie volkswirtsdiaftlidie Aufgabenr so- 
weit sie ihrem wirtsdiaftliciien Eigeninteresse ent- 
gegenstehen, nur gegen Erstattung der Kosten 
durchführen, ein Grimclsatz, der im Verhältnis zwi- 
schen Bund, Ländern und Gemeinden als selbstver- 
ständlidi seit jeher praktiziert wird. 

Mit ihren Vorschlägen für ein neues Bundesbahn- 
gesetz (§ 5) empfiehlt die Kommission, diesen Wi- 
dersprudi zu bereinigen und gesetzlich festzulegen, 
daß die Dß nadi kau/münnj sehen Grundsätzen so 
zu führen ist, daß sie die zur Erfüllung ihrer Auf- 
gaben und Verpflichtungen erforderlichen Aufwen- 
dungen einschließlich ausreidiender Rückstellungen 
selbst aufbringen kann, und daß darüber hinaus das 
dem Unternehmen gewidmete Kapital (Grundkapi- 
tal) angemessen verzinst wird. Sie soll verpflichtet 
sein, ihren Betrieb nach dem jeweiligen Stand der 
Technik sicher zu führen und im Rahmen wjrfscho/f- 
ticher Belriebsführung den Anforderungen des Ver- 
kehrs Rechnung zu tragen. Um die Wahrung der 
Interessen der deutschen Volkswirtschaft sicherzu- 
stellen, schlägt die Kommission in Absatz 2 des 
neuen § 5 vor, daß der Bundesminister für Verkehr 
der DB aus Gründen des Wohls der Allgemeinheit die 
Durchführung oder Unterlassung von betrieblichen 
oder tarifarischen Maßnahmen auferlegen kann. So- 
weit die DB infolge solcher Auflagen Leistungen zu 
erbringen hat, die sie mit Rücksicht auf ihre Pflicht 
I zur kaufmännischen Geschäftsführung nicht ohne 
einen entsprechenden Ausgleich erbringen kann, 
oder soweit sie Maßnahmen unterlassen muß, die 
im kaufmännischen Interesse geboten sind, ist sie 
zu Lasten des Bundeshaushalts zu entschädigen. 


IIL Stellungnahme der Kommission zur 

Betriebs-r Fahrplan- und Beförderungspflicht 

Bevor die Betriebs- und Beförderungspflicht be- 
handeil wird, sei kurz auf die Fahrplanpfli<dit ein- 
gegangen. 

Sie stellt nadi Auffassung der Kommission keine 
echte Belastung dar, weil bei jedem Verkehrsbe- 
trieb, besonders dieser Art und Größe, die Ver- 
kehrsbedienung ohne einen festen Fahrplan einfach 
undenkbar ist. Auch nach der heutigen Gesetzes- 
lage ist die Bundesbahn durchaus in der Lage, ihre 
Fahrpläne im Güter- und Personenverkehr dem 
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Verkdirsbediirfnis anziipassen und unrentable Züge 
ausf allen zu lassen. Hitlzu kommt, daß eine Reihe 
fahrplanmäßiger Zügle istungen audi ohne Rücksidit 
auf ihre Wirtschaftlichkeit aus innerbetrieblichen 
Gründen erforderlidi ist. Die Betriebspflicht und die 
BeiörderungspfUdU weisen dagegen zweifellos ge- 
meinwirtschaftlidie Elemente auf, die sidi als finan- 
zielle Belastung auswirken können. Da — ^ wie die DB 
selbst zLigibt — eine genaue Bezifferung der bei 
einzelnen Tatbeständen eintretenden Verluste nicht 
inöglidi ist, bestehen über die Tragweite der Be- 
lastung unterschiedliche Auffassungen, Zudem be- 
tonen die Wettbewerber der DB, daß auch sie — 
aus eigenwirtsdiaftlidien Gründen — genötigt seien, 
sich Verpflichtungen solcher Art aufzuerlegen. Es 
ist zuzugeben, daß die DB, auch wenn sie kaufmän- 
nisch frei handeln könnte, aus Wettbewerbsgründen 
Wert darauf legen müßte, ihren Kunden eine stän- 
dige und regelmäßige Verkehrsbedienung anzubie- 
ten und ihre ßeförderungswünsche soweit wie mög- 
lich zu erfüllen. Das Maß des wirtsdiaftUch Ver- 
tretbaren wird jedoch durdi Einwirkungen von 
außen häufig weit überschritten. Hinsichtlich der 
ßelrieösp/Jicfi/ bedarf es nach der gegenwärtigen 
Reciitslage zwar der Genehmigung des Bundesmini- 
sters für Verkehr, wenn der Betrieb einer Bundes- 
bahnstrecke dauernd eingestellt oder ein wichtiger 
Bahnhof gesdilossen werden soll. Die Kommission 
hat aber festcjestellt, daß solchen Anträgen von der 
Aufsichtsbehörde keine Hindernisse in den Weg 
gelegt werden. In allen anderen Fällen, in denen die 
DB Einsdiränkungen ihres Betriebs vornehmen will 
(z. B, SdiUeßung von Güterabfertigungen), ist sie 
ohnehin rechtlich frei. Die tatsächlichen Schwierig- 
keiten ergeben sich jedoch durdi Einflußnahme 
dritter Stellen und durch wirtschaftlich nicht ge- 
reditfertigte Forderungen der Öffentlidikeit. Hier- 
durch wird ein unerlrägiicher Druck auf die Organe 
der DB und ihre Aufsichtsbehörde gegen die Durch- 
führung der als notwendig erkannten Maßnahmen 
ausgeübt. Öffentliche Dienststellen, Berufsorgani- 
sationen, Mitglieder der Volksvertretungen und 
andere mehr sehen es als ihr gutes Recht an, von 
einer staatlichen Einrichtung als Ausfluß ihrer Ver- 
pflichtung zur Wahrung der Interessen der Volks- 
wirtscäiaft Leistungen zu verlangen, die das Unter- 
nehmen bei eigenwirtsdiaftlichen Überlegungen 
einfach nicht erbringen kann, ohne defizitär zu wer- 
den. Die gleichen Stellen, insbesondere staatliche 
Zulassungsslellen, halten es unter der Einfluß- 
nahme der gleichen Öffentlichkeit durchaus für ge- 
rechtfertigt, Konkurrenzunternehmen oft audi ohne 
Rücksiditnahme auf die Folgen für die Schiene zur 
Personenbeförderung und zum Gütertransport zuzu- 
lassen und damit die wirtschaftliche Aushöhlung 
des Schienenunlernehmens zu beschleunigen. Gleich- 
zeitig wird von der Eisenbahn gefordert, verblie- 
bene Rest verkehre ohne Rücksicht auf Wirtschaft- 
lichkeit weiter zu bedienen und damit Leistungen 
zu erbringen, deren Verluste letztlich vom Steuer- 
zahler zu decken sind. 

ln ähnlicher Weise wird es als selbstversländlidi 
angesehen, die BefördGrungspflicht der DB, wie sie 
in der Eisenbahnverkehrsordnung verankert ist, in 
einer Weise auszunützen, die nach der Rechtslage 
zwar nicht anfechtbar ist, aber praktisch zu finan- 


ziellen Verlusten der DB führen muß. So hält es 
die verladende Wirtschaft für durchaus gerecht- 
fertigt, für die Befriedigung einzelner Betriebs- 
bedürtnisse, insbesondere bei der Güterverteilimg. 
eigene Beförderungsmittel einzusetzen, von der 
Eisenbahn aber die Beförderung der gleichen Güter 
bei Witterungssdrwierigkeiten oder bei Ausfall 
eigener Transportmittel zu erwarten, vor allem 
aber die Zuführung von Rohstoffen auf längere 
Entfernung zu Ausnahmetarifen als selbstverständ- 
lich zu verlangen. Diese Selhstverständlidikeit geht 
sogar nicht selten so weit, daß Güter, die mit dem 
Kraftwagen über weite Entfernungen heran trans- 
portiert worden sind, zu der für den Kraftverkehr 
unwirtschaftlichen Kleinverteilung kurzer Hand der 
Eisenbahn übergeben werden, ein Verfahren, das 
der technischen und wirtschaftlichen Eigenart der 
beiden Verkehrsmittel völlig widerspricht und das 
weitgehend für die Defizite der Eisenbahn im Nah- 
verkehr verantwortlich ist. 

Ursache für diesen Zustand ist also nicht die 
Betriebs- und Befördenmgspflicht an sich, sondern 
der Mißbrauch, den weite Kreise mit den Verkehrs- 
diensten der Eisenbahn treiben, und die jeder wirt- 
schaftlichen Vemvmfl widersprechende, aus der 
Monopolzeit überkommene Einstellung, welche die 
DB daran hindert, kaufmännisch zu wirtschaften 
und clen Steuerzahler für reale oder vermeintliche 
Einzelvorteile aufkommen läßt. Dabei ist auch heute 
schon die Rechtslage eindeutig, daß nur dem Bund 
als Eigentümer des Sondervermögens „Bundes- 
bahn" und als letztlich für den Ausfall Verantwort- 
licher ein Redit zustehen kann, auf die Wirtschafts- 
und Finanzgebarung seines Unternehmens Einfluß 
zu nehmen. Alle anderen interessierten Stellen 
werden sich bei der gespannten Finanzlage der DB 
daran gewöhnen müssen^ daß Anforderungen an 
Dritte “ wie überall in der Wirtschaft ■ — bezahlt 
werden müssen. Als Folgerung, aus vorstehenden 
Erkenntnissen empfiehlt die Kommission, die Be- 
triebspflidit zwar grundsätzlich beizubehalten, je- 
doch durch eine Neufassung des g 4 des Bundes- 
bahngeselzes sicherzus teilen, daß für wirtschaftlidi 
unzumutbare Anforderungen diejenigen Stellen 
aufzukommen haben, die sie stellen. § 5 des 
Gesetz Vorschlags der Kommission sieht eine ent- 
sprechende Regelung vor, die einerseits ein Maß- 
halten dritter Stellen bewirken wird und anderer- 
seits der DB nicht mehr die Möglichkeit gibt, eine 
defizitäre Lage allgemein als Folge gemein wirt- 
sciiaftlicher Verpflichtungen hinzustellen. 

Hinsichtlich der Beförderungspflicht ist die Kom- 
mission der Meinung, daß — zumindest im Nah- 
bereidi - — heule genügend Transportmöglichkeiten 
bestehen, um die Bedürfnisse der Verkehrsnutzer 
ohne Auflagen gegenüber der DB voll zu befrie- 
digen. Auf die Beförderungspflicht der DB im Güter- 
verkehr sollte daher bis zu einer Entfernung von 
100 km verzichtet werden. Damit würde in diesem 
Bereich auch eine Gleichstellung im Wettbewerb 
mit dem Kraftwagen erreidit. Die Kommission er- 
kennt jedoch das berechtigte Bedürfnis der Wirt- 
sdmft an, für Transporte auf weite Entfernungen 
über ein öffentliches Transportmittel zu verfügen. 
Sie sdilägl deshalb vor, die Beförderungspflicht der 
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DB auf eine Entfernung von mehr als 100 km bei- | 
^nibehalten. Damit kann mißbräuchlLCher Aus- 
nutzung der Eisenbahn für den Verteilerverkehr 
auf Nahentfernungen vorgebeugl werden, ohne die 
Belange der Wirtsdiaft zu stören. Außerdem wird 
das Problem der Beförderungspflidit dann weit- 
gehend gegenstandslos, wenn die DB mit Tarif- 
autonomie ausgestaltet wird und damit die Mög- 
lichkeit erhält, unwirtschaftliche Leistungen durch 
höhere Tarife zu vermeiden. Hierzu werden in ^ 8 
des Gesetzentwurfs der Kommission entspredrende 
Vorschläge gemadit 

Durdi diese Regelungen entfallen praktisdi die 
Besdiwerden der DB zu den in Unterabschnitt II A 
genannten Ziffern 1 bis 4, 6 und 7. Auf Ziffer 4 des 
Unlerabsdinitts II A. ist im IIL Teil Abschnitt B (F^er- 
sonenverkehr einsdiließlidi Berufs- und Schüler- 
verkehr) näher eingegangem Audi hierzu werden 
Empfehlungen gegeben, die einer finanziellen Be- 
lastung der DB enlgegenwirken sollen. 

Was die Vorhaltung einer Transportreserve 
(Unterabschnitt II A Ziffer 5) anlangt, so kann die 
Kom/nvssion eine solche — für jedes Wirtsdiafts- 
imternehmen an sidi selbstverständliche — Betriebs- 
notwendigkeit nidit als gemeinnützige Belastung 
anerkennen. Die Transportreserve liegt im eigen- 
wirlschaftlidien Interesse der DB, selbst wenn sie 
im Einzelfall als Lückenbüßer beim Ausfall anderer 
Verkehrsmittel eintritl. Im übrigen betragen die 
Vorhaltnngskosten der Transportreserve der DB 
weniger als 1 v, H. ihrer Gesamlk osten und sind da- 
mit geringer als die entsprechenden Kosten der 
meisten Wirtschaftsbetriebe. 


IV. Stellungnahme der Kommission 
zu den Bindungen auf dem Tarifgebiel, 
insbesondere zum Tarifzwang 

1 . Auf dem Tarifgebiet wird die hauptsächliche 
gemeinwirtschaftlidie Belastung der DB im Tarif- 
zwang gesehen. Er bedeutet die Verpflichtung der 
DB, mit jedermann auf Grund veröffentlichter 
— der Genehmigung durch den Bundesmini.ster für 
Verkehr unterliegender — Tarife unter Aussdiluß 
von Sondcrahmachungen Fvadd vertrage zu griuid- 
sätzlich gleichen Bedingungen abzusdiließen {§ 6 
der Eisenbahn-Verkelirsordnung). Während zu den 
einzelnen Tarifbelastimgen, die ajs politisdie Lasten 
anzusehen sind, im nachstehenden Abschnitt B Stel- 
lung genommen wird, soll hier das Problem der 
Tarifpolitik in grundsätzlidier Hinsicht behandelt 
werden. 

Die Befördcrungsentgelte der Verkehrsträger in 
der Bundesrepublik beruhen weitgehend auf dein 
Festtarif-System. Nur auf dem Gebiet des inter- 
nationalen Straßen- und Binncnsdiiffsveikehrs be- 
steht keine Tarifpflidit. Für den gewerblichen 
Güternahverkehr tritt an Stelle von Festpreisen ein 
System von Hödist' und Mindestpreissätzen. Die 
Tarife unterliegen der Veröffentlidmngspflicht. Sie 
bedürfen der Genehmigung durdi den Bundes- 
jninistev für Verkehr. Die Tarifautonomie liegt also 
nicht bei den Verkehrsunternehmen, sondern prak- 


tisch beim Bundesminister für Verkehr, der die 
Interessen der Verkehrsträger in einem Koordinie- 
rungsverfaiiien aufeinander abstimmt. Eine Tarif- 
bikliing auf der Grundlage editer Selbstkosten wird 
angestrebt. 

2, Um die Voraussetzungen für geeignete tarif- 
politisdie Vorschläge zu schaffen, hat sich die Korn- 
nüssion zunächst bemüht, ein klares Bild über die 
Wetlbeweibsverhältnisse zwischen den Verkehrs- 
trägern im einzelnen zu gewinnen. Dieses Bemühen 
wurde allerdings dadurch ersdiwert, daß kein aus- 
reichendes Material über die Kostenverbältnisse 
der Binnensdiiffahrt und des gewerblidien Güter- 
fern- und -nahverkehrs vorlag. Es wird zur Zeit 
auf Grund des „Gesetzes über die Statistik der 
Kosten und Lei.stungen im Güterverkehr mit Kraft- 
fahrzeugen, mit Binnensdiiffen und mit Eisen- 
bahnen im Jahre 1959'' vom 21. Dezember 1958 ge- 
sammelt, Eine Auswertung der Ergebnisse, die der 
Bundesregierung zur Verfügung gestellt werden 
sollen, kann jedoch nur dann zutreffende Erkennt- 
nisse vermitteln, wenn sie sehr in die Einzelheiten 
geht, da die jeweiligen Verhältnisse sehr unter- 
sdiiedlich sind und mit globalen Zahlen — wie sic 
z. B. für die DB vorliegen — recht wenig an- 
zufangen ist. Hinzu kommt, daß Art der Betriebe 
(vom Familienbetrieb bis zum Großbetrieb), Häufig- 
keit des Einsatzes der Transportmittel, unterschied- 
liche Ausnutzung ihrer Ladefähigkeit, Ausmaß der 
Leerfahrten und Umwegfahrten bei allen drei 
Transportmitteln die Kostengestaltimg wesentlich 
beeinflussen. Angesidits dc^r Vielsdiiditigkeit der 
Kostenlage in den Betrieben muß die Kommission 
überhaupt bezweifeln, ob es möglich ist, zu einer 
— alle Verhältnisse zutreffend erfassenden — Fest- 
stellung der Selbstkosten als tragendes Element der 
Tarifbildung zu gelangen. 

Auf Grund ihrer eigenen Ermittlungen ist sie zu 
folgenden allgemeinen Ergebnissen gelangt; 

a) Binnenschiffahrt 

Während im grenzübersdi reitenden Verkehr, z. B. 
auf dem Rhein, völlige Tarif freiheit herrscht (Mann- 
heimer Akte), bauen die Entgelte auf den übrigen 
Binnenwasserstraßen weitgehend auf den Fest- 
tarifen und Ausnahmetarifen der DB auf. Die 
Frachten werden von Fraditenausschüssen, die Pari- 
tät isdi von der Binnenschiffahrt und Vertretern der 
Verlader besetzt sind, beschlossen und erlangen 
durch die Genehmigung des Bunde^;ministers für 
Verkehr Rechtskraft. Die Entscheidungen der Frach- 
lenausschüsse richten sich weitgehend nadi den 
Tageserfordernissen, insbesondere nadi dem Fracht- 
aiif kommen und nach dem angebotenen Laderaum. 
Maßgebend für die Höhe der Wasserfracht ist daher 
in weitem Umfange der interne Wettbewerb zwi- 
sdien den einzelnen Schiffahrtsunternehmen. Der 
durch die Anreizzusciiläge verstärkte Abstand zwi- 
schen Eisenbahn- und Wasserf rächten bedeutet für 
I die Binnenschiffahrt — insbesondere in Zeiten aus- 
I reichenden Transportaufkommens — eine gesidierte 
Rendite; in Zeiten sdiwachen Verkehrsaufkommens 
eine weitgehende Manipuliermöglichkeit, die durch 
' steuerlidie Begünstigungen der Binnenschiffahrt 
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und die Beltistuing der Eiseiibahntarife mit einem ' 
— zugunsten der Binnen sdii (fahrt wirkenden — | 
Kleinwasserzuschlag aodi verstärkt wird. , 

Die Kostenvorteile des Schiffstransports bestehen i 
vor allem in einem günstigen Verhältnis von Nutz- | 
last und Totlast, in einer billigeren Motorleistung , 
als Folge des geringeren Reibungs Widerstandes, in , 
geringerem Personalanfwand und in geringerer 
Kapitalintensität der Wasserwege, Nachteilig wir- 
ken sich die starke AVjhängigkeit von Wasser- 
siandssdiwankungen und Nebel sowie die geringe 
Transportgeschwindigkeit aus. Das Einzugsgebiet 
des Binnensdiiffsverkehrs ist größer als das System 
der regulierten und kanalisierten Flüsse und Kanäle. 
Zu- und Ablauftarife der DB, die eine Begünstigung 
der Binnensdiiffahrt darstellen, erniöglidren im so- 
genannten gebrochenen Verkehr (Sdiiff emd Eisen- 
bahn) eine weitei reichende Transportleistung. Diese 
Zu- und Ablauftarife haben heute in Anbetracht der 
Konkurrenz des Kraftwagens im Nahverkehrs- 
bereich weitgehend den Charakter von Wett- | 
bewerbstarifen angenommen, , 

Um der Konkurrenz der DB gegenüber dem ge- | 
brochenen Verkehr nach süddeutschen Verbrauchs- ! 
gebieten zu begegnen, hat die Binnenschiffahrt für i 
Koh len transp orte über den Rhein eine Fraditen- | 
ausgleichskasse gebildet, die es zusammen mit dem 
verbilligten Ablauftarif 6 U 1 ennöglidit, den Wett- 
bewerb gegenüber dem direkten Eisenbahnverkehr 
bis auf 25Ü km ab Binnenhafen autzunehmen, Wäh- | 
rend Süddcnitsdiland früher durch die Ei.senbahn | 
überwiegend mit obersddesischer Kohle beliefert 
wurde, erfolgt seit 1945 die Koh len Versorgung vom 
Ruhr- und Saargebiet und in den letzten Jahren 
zusätzlich mit Importkohle, deren Anteil allerdings 
z. Z. stark abgesunken ist. Der Anteil der Binnen- 
schiffahrt an den Kohlentransporten in das süd- 
deutsche Verbrauchsgebiet betrug 1936 38 42,5 v, H. 
und 1957 46,2 v. H., während der Anteil der Eisen- i 
bahn im gleichen Zeitraum von 57,5 v, FI. auf ' 
53B V. H, sank. 

Audi parallel zu den Rinnen Wasserstraßen be- 
steht ein Wettbewerb zwischen Binnensdiiffahrt 
und DB. Z. B. hat die DB im Erzverkehr von Emden 
durch Ausnahmetarife, die um 70 v. H. unter dem 
niedrigsten Regeltarif liegen, ihren Verkehrsanteil 
bis heute fast verdoppeln können. Das liegt zum 
Teil aber audi daran, daß infolge Rüdegaugs der 
Kohlen- und Koksausfuhr über deutsdie Seehäfen 
nidil rentierlidie Leerfrachten für die Binnenschiff- 
fahrt entstanden sind, daß heißt der frühere Aus- 
gleich zwisdien Berg- und Talfahit infolge des 
Strukturwandels auf dem Energiesektor (Rückgang 
der Kohlenexporte) weitgehend entfallen ist. 

Wie die Erfahrimgen der letzten Jahre gezeigt 
haben, ist die Aufredilerhaltung des Festfracht- 
systems in der Binnensdiiffahrt, wenn das An- 
gebot an Transportraum die Nadifrage nadi Traiis- 
portleislungen erhebiidi überschreitet und infolge- 
dessen Kdhnraum in steigendem Umfange beschäfti- 
gungslos wird, trotz umfangreidier staatlidier Uber- 
wachungsversudie problematisch. Die Koppelung 
von Seeschiffahrts- und Binnenschi tfahrtsleis Um gen 
sowie die Koppelung der Binnenschiffsfraditen mit 


Speditions-, Umschlags- und Lagerhausgeschäften 
bietet die Möglichkeit einer indirekten Rabattie- 
rung. 40 V. H. der deutschen Binnenschiffstonnage 
(bzw. 38 V. H. der deutsdien Rheinflotte) befinden 
sich im Besitz von Partiku Heren, die im Zweifel audi 
zu rein proportionalen Kosten fahren, ehe sie ihr 
Schiff anliinden. Seit Jahren besteht innerhalb der 
inländischen und ausländischen Binnenschif fahrt 
und damit audi gegenüber der DB ein scharfer Kon- 
kurrenzkampf, der zu einer Unterbietung der ge- 
bundenen Transportpreise geführt hat. Hier wirkte 
sich besonders das Mißverhältnis zwischen der 
läriffreiheit auf dem Rhein im grenzübersdii eilen- 
den Verkehr und den Festtarifen der DB aus. Diese 
Tarifbindungen ermögliditen es sogar der auslän- 
dischen Binnenschiffahrt, in Konkurrenz gegen die 
DB und die deutsdie Schiffahrt Erz, Kohle, Getreide 
und andere Wirtsdiaftsgüter, die das Rückgrat des 
allein noch ertragreichen Massengulverkehrs der 
DB bilden, über holländisdie Seehäfen, holländische 
abgabefreie Binnenwasserstraßen unter Umgehung 
der deutsdien mit Abgaben belasteten Kanäle nicht 
nur in das Einzugsgebiet des Rheins, sondern tief 
in das deutsdie Binnenland (Hannover, Hamm) zu 
fahren. Von dieser MÖglidikeit machen neuerdings 
auch deutsche Küstenmotorschiffe, die keiner Tarif- 
regeking unterliegen, im Verkehr ab Hamburg zum 
Rhein unter Benutzung des holländischen Kanal- 
systems Gebrauch. Unter dein Zwang dieser Ver- 
hältnisse haben sich audi große Sdiiffahilsunter- 
nehmen, um im Geschäft zu bleiben, gezwungen 
gesehen, dem Vorgehen der P artikuliere zu folgen, 
während die DB als „ Staatsein riditung" mit Mitteln 
der TarifaufsidU und des Disziplinarredits an- 
gehalten wird, die Festtarife einzuhalten. Wenn 
gleichwohl auch die DB sich an den „Verstößen*' 
gegen die Tarifordnung beteiligt hat, so ist das 
zwar aus reditlidien Gründen zu beanstanden, an- 
gesidits der Verhältnisse der Konkurrenz und des 
dauernden Trans porlrüdcgangs der Schiene jedoch 
nicht unverständlich. 

b) Kraftwagen 

Was den Kraftwagenverkehr anlangt, so wird im 
Werkverkehr nicht so sdiarf kalkuliert wie bei 
Vergabe des Transports an die gewerblichen Ver- 
kehrsträger. Die Transportkosten gehen oft im 
Warenpreis unter. Häufig spielen beim Einsatz 
eigener Lastkraftwagen Reklame-Erwägungen und 
bet rieb lidie Bequemlichkeiten (Service) eine grö- 
ßere Rolle als die echten Selbstkosten — nidit zu- 
letzt aber auch der völlig legitime Gesichtspunkt 
eines sehr schnellen Transports von Haus zu Haus. 
Seit der Belastung des W'erkfernverkehrs mit einer 
Beförcierungs teuer im Jahre 1955 ist zwar bis 1958 
ein Rüdegang seines Beförderungsvolumens um 
rund 1 i v. FL eingetreten, der jedoch nicht der DB, 
soridein dem gewerblidien Güterverkehr zugute ge- 
kommen ist. Tm Dezember 1957 entfielen von den 
im Werkverkehr zugelassenen Fahrzeugen 25,1 v. H. 
auf die Produktion und den Handel von Nabmngs- 
und Genußmitteln mit 23,4 v. H. der Transportkapa- 
zität sowie 31,? v. H. der Fahrzeuge auf Herstellung 
und Handel von Baumaterialien mit 35,3 v, H. der 
Transportkapazität. Seit Anfang 1959 holt der Werk- 
verkehr seine auf die Beförderungs teuer zurüdezu- 
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führenden Verluste aber bereits wieder auf und hat 
bis zum 30, Juni 1959 um 7.0 v. H. gegenüber dem 

I. Halbjahr 1958 wieder 2;ugen(>nimen. ln der glei- 
dien Zeit hat audr der Güterfernverikehr mengen- 
mäßig um 12,3 V. H,, die Biruiensdiiffahrl um 

II, 0 V, H, zugenommen. Während sogar die nidit- 
bundeseigenen Eisenbahnen ihren Verkehrsanteil 
etwas steigern konnten, nahm der Verkehr der DB 
mengenmäßig um 3,5 v. H, und leistungsmäßig 
um 3,1 V. H. ab. Diese Zahlen sind alarmieiend. 
Die Tarife des gewerb/ichen Kraftwagen Verkehrs 
sind im Fernverkehr mit denen der DB im Regel- 
tarif identisch (Reichskraftwagentarif — RKT). 
Hingegen sind c3ie Ausnahm etarife der DB 
vom Güterkraftverkehr nur zu einem Teil über- 
nommen worden. Die Übereinstimmung des Reichs- 
kraftwagentarifs mit dem der Reichsbahn war als 
eine bewußte Subventionierung des Lkw-Verkehrs 
gedacht. Sie ist mit Rücksicht auf die Vorzüge des 
Kraftwagens in der Haus-Haus-Bedienung in keiner 
Weise mehr gerechtfertigt. Die Versuche der DB, 
diese natürlichen Vorteile des Kraftwagens durch 
Rollgeldzuschüsse, deren Zulässigkeit überdies be- 
stritten wird, auszuglekhen, haben sich als wenig 
wirksam erwiesen. 

Auch bei der Anwendung des Kraftwagen tarifs 
hat sich gezeigt, daß es unmöglich ist, seine Inne- 
haltung zu erzwingen. Ähnlich wie der Binnen- 
schiffahrt verschafft die Anhängung der Beförde- 
rn ngs entgelte im Güterkraftverkehr an die Eisen- 
bahntarife (Regenschirmtheorie) dem Kraftwagen 
angesichts seiner geringen Vorhallekosten und der 
noch unzureichenden Heranziehung der Sdiwerlast- 
wagen zu den Slraßenk osten eine solche Differen- 
tialrente, daß er in der Lage ist, bei fast allen Ver- 
kehren — ^ sogar anf weite Entfernungen — die 
Eisenbahntarife zu unterbieten. Nicht nur im Stück- 
gutverkehr, wo sein Verkehrsanteil dem der DB im 
Fernverkehr gleidikommt, aber wesentlich lukrati- 
ver ist, sondern auch im Massengutverkehr, der 
heute bereits 37 v. H. des gesamten Fernverkehrs 
des Kraftwagens erreicht hat, ist es ihm dank sei- 
ner großen Beweglichkeit gelungen, der DB die 
schlechteren Risiken zuzuschieben. 

Was für die Einnenschif fahrt über Koppelungs- 
mögliciik eiten und Preisnachlässe ausgeführt wurde, 
gilt nach den Erfahrungen der letzten Jahre in ver- 
stärktem Maße für den Kraftwagen, Mehr als 45 v. H. 
der Fernverkehrsunternehmen unterhalten Neben- 
betriebe. Eine Kontrolle und der Nachweis von Ver- 
stößen ist hier noch schwieriger. Die Kontrollen der 
Bundesanstalt für den Güterfernverkehr (BAG) haben 
trotz aller anerkennenswerten Bemühungen daran 
nichts Entscheidendes ändernkönnen. Die Frachtbrief- 
kontrolle der BAG kann in der Regel nur — zumeist 
fahrlässig begangene — offensicfit liehe Tarifver- 
stöße erfassen. Es liegt auf der Hand, daß bei den 
vielen kleinen Betrieben im Güterfernverkehr, die 
nicht mit kaufmännisch geschultem Personal arbei- 
ten, häufig unrichtige Fraclitberechiiungen Vor- 
kommen* Die BAG kann mit ihrem unzureichenden 
Apparat im wesentlichen nur solche Fälle und Über- 
ladungen feststellen* In Ausnahmefällen mag es ihr 
gelingen, auch den einen oder anderen Fall indi- 


rekter Rabattierung aufzudecken* Bewußt falsdie An- 
gaben über GutarL Gutmenge und Beförderungsweg 
lassen sich dagegen durch eine bloße Frachtbrief- 
kontrolle nicht ermitteln. 

In der Verbindung mehrerer Gesdiaftszweige 
eines Unternehmens, die von einzelnen Auftrag- 
gebern in Anspruch genommen werden, liegt die 
Möglichkeit, dem Verlader den Transport mit Last- 
kraftwagen besonders interessant zu machen. So ist 
es möglich, durch kostenlose oder verbilHgle 
Leistungen im Güternahverkehr, in der Lagerei oder 
im Umschlag von Gütern die Wahl des Verkehrs- 
mittels zu beeinflussen. Hinzu kommt, daß bei 
schweren Verstößen gegen gesetzlidie Bestimmun- 
gen die Strafen oft in keinem Verhältnis zu dem er- 
reichten Wirtschaflüchen Vorteil stehen. Der Präsi- 
dent der Bundesanstalt für den Güterfernverkehr 
hat in einem Vortrag vom 2. Dezember 1958 zu 
diesem Thema folgendes ausgeführt: 

,,Die Ahndung muß so unangenehm empfunden 
werden, daß der mit dem Verstoß erzielte oder er- 
zielbare Vorteil nicht mehr reizvoll ist. Das ist bis- 
her nur bedingt erreicht worden* Je seriöser die 
Firmen sind, desto empfindsamer reagieren sie auf 
die Strafe* Schon ein gefährdeter guter Ruf ist für 
sie ein Risiko, das sie von solchen Diensten abhäU. 
Je unseriöser und robuster ein Beteiligter ist. desto 
kräftiger muß das in der Strafe liegende Risiko 
sein. Es muß bis zur Aussdialtung gehen* Von 
einer solchen Handhabung sind wir weit entfernt. 
Ich spreche übrigens jetzt — darauf möchte ich 
ausdrücklich liinweisen — nur von schweren Ver- 
stößen gegen das Gesetz. Idi denke da an die Fälle, 
in denen jemand sein Geschäft auf nidit erlaubter 
Großzügigkeit aufgebaut hat. Zum Beispiel wird 
glaubhaft von einem großen Mann berichtet, der 
gesagt haben soll, warum solle er nicht 30 000 DM 
als Rückvergütung oder Buße bezahlen, wenn er 
damit 300 000 DM verdienen könne. Solche Fälle 
kommen durdraus vor. Wir haben im Laufe der 
letzten Jahre schon wiederholt Frachtbeträge 
wegen Vorsatzes des Frachtführers eingezogen, 
die 100 000 DM überschritten. Man kann sich 
leicht vorstellen, daß bei diesen Summen Umsätze 
in MilHonenhöhe getätigt wurden. Solche Fälle 
richten einen großen Schaden an. Dem trägt die 
n Ahndung" nur seilen Rechnung. Die Scheu, Ge- 
nehmigungen zu entziehen, ist sehr groß." 

Diese Ausführungen bestätigen, wie schwierig eine 
wirksame Preiskontrolle angesichts der Vielzahl 
kleiner und kleinster Betriebe ist. Hinzu kommt, 
daß das Gesetz die sogenannten grauen Verkehre, 
von denen Präsident Eichhoff nur die Geschäfte des 
Kommissionärs nennt, gar nidit erfaßt. 

Im Nahverkehr ist die Wettbewerbslage der DB 
angesichts ihrer jetzigen tariflichen Bindungen ge- 
genüber dem Kraftwagen ganz besonders ungünstig. 
Zudem steht der Mindesttarif des Kraftwagens, weil 
eine Kontrolle unmöglich ist und mandie Dienst- 
leistungen als Gefälligkeitsiransporte getarnt wer- 
den können, oft nur auf dem Papier, 


70 


Drucksadle 1602 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlper iode 


c) Luftfahrt 

Zwischen DB und Luftfahrt hat sich in den letzten 
Jahren ein zunehmender »Wettbewerb entwidcelt. 
Er inadU sich im innerdeutschen und im grenzüber- 
schreitenden Verkehr bemerkbar. Welche Ver- 
k eh rsv erlöge rangen von der Schiene zum Flugzeug 
bisher eingetreten sind, läßt, sich zahlenmäßig nicht 
erfassen. 

Im europäischen Reiseverkehr besteht ein fühl- 
barer Wettbewerb, vor allem in den Relationen mit 
England (Kanalstredce), Skandinavien (Ostsee- 
stre<dce] und Spanien (unterschiedliche Spurweite 
der Eisenbahnen}. 

Leistungsmäßig ist die Eisenbahn gegenüber dem 
Luftverkehr im Geschäftsreiseverkehr bei einer Rei- 
sedauer bis zu etwa einem halben Tag, bei Nacht- 
verbindungen von einer Na<dU und bis zu einem 
halben Tag wettbewerbsfähig. Im touristisdien Ver- 
kehr ist dies bei den Tagesverbindiingen bis zu 
einer Reisedauer von einem Tag (etwa 12 Stunden), 
bei Nöditverbindungen bis zu einer Reisedauer von 
einer Nacht und einem Tag der Fall. Diese zeitliche 
Begrenzung hat indessen keinen absoluten Charak- 
ter. Die Wettbewerbsfähigkeit hängt auch von dem 
gebotenen Komfort, dem Bestehen direkter Züge 
oder Kurswagen, direkter Schlaf- oder Liegewagen 
zwisdien Abgangs- und Zielort, den geografischen 
Gogcbeniieiten usw. ab, in vielen Fallen aber auch 
von den Beförderungspreisen. 

Die Tarife der Luftfahrt sind in der Nachkriegs- 
zeit entstanden, bevor die Lufthoheit in deutschen 
Händen lag. Der ßundesminister für Verkehr als 
jetzige Genehmigungsbehörde konnte daher auf 
die Grundpreise der Luftfahrt noch keinen Einfluß 
nehmen. Die in den letzten Jahren eingeführten er- 
mäßigten Flugtarife haben sidi mehr oder weniger 
zwangsläufig auf Grund von Beschlüssen der JATA 
entwickelt. Die Wettbewerbslage hat sich in letzter 
Zeit verschärft, da die JATA-Gesellschaften am 
L April 1959 in zahlreichen europäischen Verbin- 
dungen „spezial rates” für Pan schal reisen, der Rei- 
sebüros (inclusive tours — IT — ) eingeführt haben, 
die teilweise erheblich billiger sind, als die Eiseu- 
bahntahrpreise 1, Klasse. Zu berücksichtigen ist al- 
lerdings, daß sich die DeutscSie Lufthansa derarti- 
gen, von der JATA besdüo&senen internationalen 
Tarifmaßnahmen kaum entziehen kann. Sie kann 
aber Ausfälle, die ihr auf diese Weise entstehen, 
insofern leichter in Kauf nehmen, als sie durch Be- 
triebszusdmsse des Bundes unmittelbar subven- 
tioniert wird. Daneben erhält sie, wie die gesamte 
Luftfahrt, weitere mittelbare Subventionen in der 
Weise, daß der Bund die Kosten der Flugsidierung 
trägt, das Flugbenzin zollfrei ist, der Bund die Aus- 
bildungskos Len für das fliegende Personal weitge- 
hend trägt und die Lande- und Flugplatzabferti- 
gungsgebühren die tatsächlichen Flughafenkoslen 
nicht decken. Außerdem unterliegen die binnendeut- 
sdien Flugpreise nidit der Beförderungs-, sondern 
nur der niedrigeren Umsatzsteuer, Die Besteuerung 
der deutschen Anteile der internationalen Flug- 
preise ist noch nicht geregelt. 

Im Expreßgulverkehr liegen die Eisenbahnf räch- 
ten zur Zeit nodi durdiweg niedriger als die Luft- 


frachten. Im innerdeutschen Verkehr kann die Eisen- 
bahn außerdem günstige Beförderungszeiton bieten, 
so daß keine allzu große Konkurrenz zu befürchten 
ist. 

Im europäischen Verkehr sind trotz der höheren 
Luftfrachten besonders eilige Spezialtransporle, ins- 
besondere leicht verderbliche Güter, vom Flugzeug 
bedroht. Hier sind Abwanderungen zum Flugzeug 
bereits eingetreten, 

d) Deutsdie Bundesbahn 

Obwohl sich im Güterverkehr die Fraditea von 
Biiinensdiiffatirt und gewerblichem Güterfernver- 
kehr nach den Tarifen der Eisenbahn riditen, ist 
faktisch von der früheren Monopolstellung der 
Eisenbahn infolge der veränderten Konkurrenzlage 
und der praktischen Handhabung der Tarife seitens 
der Wettbewerber nichts wirtschafllidi Meßbares 
übriggeblieben. Während Binnenschiffahrt und 
Kraltverkehr ihre Kostenvorteile zur Wirkung brin- 
gen können, ist die DB durdi ihre gesetzlichen Bin- 
dungen auf dem Tarifgebiet daran gehindert. Ins- 
besondere vermag sie sldi der Tarilgebarung der 
anderen Verkehrsträger nicht elastisch anzupassen. 
Dieses heute vor uns liegende Ergebnis ist nodi da- 
durdi gefördert worden, daß die DB gehalten ist, 
bei i liier Tarifgestallung auf die Interessen ihrer 
Konkurrenten gebührende Rücksicht zu nehmen und 
die Aufsichtsbehörde (Bundesminister für Verkehr) 
bei ihren Koordinierungsbemühungen von einer sol- 
chen Sinngebung des § 6 des Allgemeinen Eisen- 
bahngesetzes (Anpassung der Eisenbahntarife an 
die Bedürfnisse des Verkehrs, der Wirtschaft und 
der Verkehrsträger), des § 7 des Güterkraftver- 
kehrsgesetzes (Abstimmung (der Leistungen und 
Entgelte des Straßengüterverkehrs innerhalb seiner 
verschiedenen Zweige und im Verhältnis zu ande- 
ren Verkehrsträgern) und des § 33 des Binnen- 
sdiiffsverkehrsgesetzes (Abstimmung der Leistun- 
gen, und Entgelte der ßinnensdiiffohrt untereinander 
und mit den der anderen Verkehrsträger) ausgeht. 

Die Ermittlungen der KomnUssion haben ergeben, 
daß der Lastkraftwagen der DB fast in allen Rela- 
tionen und bei fast allen Gütern über alle Entfer- 
nungen hin wirksame Konkurrenz bereitet. Beson- 
ders, wenn der Lastkraftwagen Rückfrachten erhält 
und keine großen Umwegfahrten durchzuführen hat, 
ist er der DB bei der latsächlidien Kostenlage über- 
legen. Das müßte keineswegs der Fall sein, wenn 
der Sciiwerlastwagen mit seinen anteiligen Straßen- 
kosten voll belastet würde, und wenn die DB — 
statt aus den Überschüssen des Wagenladungsver- 
kehrs einen Teil des Defizits des untertarifierten 
Personenzugverkehrs abdecken. zu müssen — ihre 
Tarife in Verkehrsbeziehungen, wo es kostenmäßig 
gerechtfertigt wäre, senken und der Marktlage an- 
passen dürfte. Unter den obwaltenden Verhältnis- 
sen kann von einer natürlidien, das heißt kostenbe- 
dingten Aufgabenteilung zwischen Schiene und 
Straße in der Weise, daß erstere mehr zum Fern- 
verkehr, letztere zum Nahverkehr bzw. Flächenver- 
kehr tendiere, keine Rede sein. Dadurch daß die 
frühere Deutsdie Reichsbahn in den frühen zwan- 
ziger Jahren das Aufkommen des Lastkraftwagen- 
verkehrs nidit ausreichend in Rechnung stellte, daß 
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ferner der Lastkraftwagenverkehr aus mililärpoli- | 
tischen Erwägungen nach 1933 noch besonders ge- 
fördert wurde und daß ihm nach dem Kriege beson- 
ders günstige Absdireibnngsmöglichkeiten /Air Ver- 
fügung standen, hat sidi neben der Eisenbahn und 
der Binnenschiffahrt ein wohl organisiertes drittes 
Verkehrssystem entwickeln können^ Im Stückgut- 
verkehr hat sich die Situation so ver^errt^ daß der 
Knolenpunktverkehr überwiegend vom gewerb- 
lichen Güterverkehr bedient und die kostenspiel ige 
Verteikmg (Ablauf) der DB überlassen wird. 

Nodi drastisdier ist die Überrundung des Sdiienen- 
verkehrs durdi den motorisierten Verkehr bei der 
Personenbeförderung. Der Anteil der DB am ge- 
samten öffentlichen und privaten Personenverkehr 
wurde 1956 auf noch 20 bis 25 v. H. gesdiätzt. Ihr 
Anteil am öffentlichen Verkehr (DB, niditbundes- 
eigene Eisenbahnen, Straßenbahn- und Omnibus- 
linien) ist 1957 bis auf 50,3 v. H. zurückgegangen. 
Durch die zahlreichen Omnibuslinien, die von den 
Ländern in Sdiienen-Parallel- und im sogenannten 
Dreiecksverkehr ziigelassen worden sind, ist der Be- 
zirkspersonenverkehr der DB weitgehend ausge- 
höhlt* Lediglidi um die Großstädte ballt sich noch 
ein Berufsverkehr zusammen, den auch die kommu- 
nalen Verkehrsmittel nidit übernehmen wollen und 
auf die Dauer audi nicht zu bewältigen vermögen, 
der aber die DB einen Zusdiuß von 628,2 Millionen 
DM im Jahr kostet. Die Tarifverhältnisse zwischen 
der DB, den öffentlidien Verkehrsbetrieben und dem 
privaten Omnibusgewerbe sind nicht abgestimmt. 
Der Personenkraftwagen ist nur dann mit der DB 
konkurrenzfähig, wenn ihn mehrere Personen zu- 
gleich benutzen. Die Unabhängigkeit vom Fahrplan 
und der damit erzielte Zeitgewinn läßt ihn aber dar- 
über hinaus in vielen Fällen rentabler ensdieinen, 
insbesondere in der Kombination von Fernfahrt und 
Stadtfahrt. Bei der Benutzung des Personenkraft- 
wagens sind wirtschaftlidie Momente aber bei wei- 
tem nidit allein entscheidend. 

Die Omnibustarife liegen im engeren Ortsverkehr 
häufig etwas über den Eisenbahntarifen, Die kom- 
munalen Verkehrsbetriebe verfolgen jedodi vielen- 
orts die Tendenz, die Tarife für weitere Entfernun- 
gen zu Lasten der Kuvzstreckentörife niedrig zu hal- 
ten, um das Arbeitereinzugsgebiet und das Absatz- 
gebiet ihrer Gemeinden zu vergrößern. So kommt 
es, daß die kommunalen Verkehrs-Tarife bei wei- 
teren Entfernungen zur Abwanderung auf die Straße 
anreizen und bei Nah -Entfernungen der Eisenbahn 
unlukrativen Verkehr aufzwingen. Dabei arbeiten 
diese kommunalen Verkehrsbetriebe — ebenso wie 
die DB — in großem Umfange mit Verlust, der wie- 
derum aus Steuermitteln bzw, aus Ubersdiüssen an- 
derer Versorgungsbetriebe abzu decken ist, 

3. Es wird heute allgemein anerkannt, daß in dem 
Tarifgenehmigungs- und Koordinierungszwang bei 
den Tarifen der DB und in der Verpflicbtung zur 
Abstimmung ihrer Tarife mit denen der konkurrie- 
renden Verkehrsträger in Wirklidikeit eine echte, 
ihre Weitbev/erbsfähigkeit und damit ihre Ertrags- 
lage beeinirächtigende Belastung zu sehen ist. Des- 
halb ist audi von allen Seiten eine Lockerung der 


tariflichen Bindungen als notwendig erklärt wor- 
den. Sie ist im europäischen Ausland — wie noch zu 
zeigen sein wird ■ — be/eits weitgehend durdige* 
führt. Uber das erforderliche Ausmaß aber gehen 
die Meinungen weit auseinander. Während die kon- 
kurrierenden Verkehrsträger in der Bundesrepublik 
für eine giundsätzlidie Aufrechterhaltung dieser 
Bindungen der DB plädieren, haben sich die Spil- 
zenverbände der Wirtschaft, insbesondere der Bun- 
desverband der Deutschen Industrie und der Deut- 
sche Industrie- und Handelstag, den Forderungen 
der DB nach Gewährung einer — wenn auch für 
grundsätzlidie Tariffragen eincjeschränkten — Tarif- 
QUtonomie angesdilossen. Audi der Dundesminister 
für Verkehr hat sich für eine gewisse Lockerung der 
Tarifpflichl erklärt. Er möchte aber die gemeinnüt- 
zige Verkehrshedienung gerade auf dem Tarifgebiet 
imbedmgt aufrediterhalten und hält deshalb an der 
GenehmigungspflidU, der Veröffentlichung der Ta- 
rife und dem Koordinierungsverfahren fest. Sonder- 
abmadiungen will er unter bestimmten Vorausset- 
zungen in beschränktem Umfange zulassen. Der vom 
Biindesmimster für Verkehr eingesetzte „Sachver- 
ständigenaussdiuß für die Weiterentwicklung der 
deutschen Gütertarife und für Verkehrsfragen im 
Rahmen der Europäischen Wirtschaftsgemeinsdiaft" 
(Beyer-Ausschuß) hat sich in vielen Punkten eben- 
falls den Forderungen der DB angeschlossen; er will 
aber für einige, allerdings sehr bedeutsame Ausnah- 
metarife das Genehmigungsverfahren und die Koor- 
dinierung beibehalten* 

4. Der Bundesminister für Verkehr begründet seine 
Haltung insbesondere auch damit, daß die Kontin- 
gentierung im Güterfernverkehr (§ 9 Güterkraftver- 
kehrsgesetz) nidit aufrechterhalten werden könnte, 
wenn die DB in Ihrer Wirtschaftsführung nicht mehr 
durch gemeinwirtschaftliciie Verpflichtungen bela- 
stet wäre. Ein so weitgehender Eingriff in das 
Gnindrecht der Berufsfreiheit (Artikel 12 GG), wie 
es eine zahlenmäßige Beschränkung der Zulassung 
zu einem Beruf darstelle, sei unter Berücksiditigung 
der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts 
nur zulässig, wenn diese Beschränkung zum Schutz 
der Verkehrsordnung zwingend geboten sei. Die 
Verkehrsordnung sei aber durch einen uneinge- 
schränkten Güterfernverkehr nicht mehr gefährdet, 
wenn die DB ihren Betrieb ohne genieinwirtsciiaft- 
liche Lasten nach aussdiließlidi kaufmännischen 
Grundsätzen führen und sich mit eigenen Mitteln 
den Wettbewerbs Verhältnissen anpassen könne. 

Die Kommission kann diese Bedenken nicht als 
entscheidend für die Verweigerung der Tariffreiheit 
an die DB ansehen. Die Bundesregierung hat seiner- 
zeit zur Begründung der Kontingentierung als eines 
unerläßlichen Ordnungsfaktors im Interesse des Ge- 
meinwohls rangmäßig drei Rechtfertig ungsgründe 
gegeben: 

d) Ein uneingeschränkter Wettbewerb wirke sich im 
Verkehrsgewerbe gefährlicher aus als im übri- 
gen Gewerbe* Wenn hier im Wettbewerbskarapf 
ein Betrieb zum Erliegen kommt, so liege darin 
regelmäßig keine Gefahr für die Öffentlichkeit; 
im Verkehr aber könnte soldienfalls ein rei- 
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buiigsJoser Ablauf der Wirtschaft unterbrnchen 
oder gestört werden. 

b) Ein unter übermäßigem Wettbewerb leidender 
Fernverkehrsunternehmer werde die Tarife un- 
terbieten und nicht mehr in der Lage seiUr die 
Fahrzeuge in verkehissidierem Zustand zu er- 
hallen; er werde das Fahrpersonal bis zur 
Grenze der Leistungsfähigkeit ausnutzen. Dieser 
aus dem ,, Kampf ums nadele Dasein" entstehen- 
den. Gefahr würde selbst mit härtesten Strafen 
nidit abzuhelfen sein. 

c) Die schrankenlose Ausweitung des Güterfernver- 
kehrs werde auch die wirtschaftliche Grundlage 
der DB erheblich gefährden. Denn die DB be- 
diene auch unwirtschaftliche Strecken und führe 
im Rahmen ihrer Berörderungspfhäit auch unren- 
table Beförderungen aus, wozu der freie Unter- 
nehmer nicht verpflichtet seh 

Danach ist die Gefährdung der Ertragslage der DB 
durch einen unbeschränkten Güterkraftwagenver- 
kehr keineswegs die einzige Begründung für die 
Notwendigkeit einer Begrenzung des Zugangs von 
Schwerlastwagen zum Mark! gewesen. 

Ein scharfer Konkurrenzkampf, vor allem unter 
den gewerblichen Kraftverkehrsimternehmern, 
würde voraussichtlich zu einer Verdrängung der 
kleinen und mittelständlsdien Ejcistenzen durch 
Großunternehmer führen. Das würde zwar den rei- 
bungs lösen Ablauf der Wirtschaft nicht gefährden^ | 
aber einen weiteren Schritt auf dem Wege zur Un- 
ternehmenskonzentration auf Kosten einer im staat- 
lichen Interesse zu erhaltenden mittelständisdien 
W'irlschaft darsLeneii, Ein soldier Existenzkampf 
muß zwangsläufig erhebliche Gefahren für die Ver- 
kehrswirtsdiaft und damit für die Verkehrsordnung 
mit sich bringen. Ehe ein kleiner Betrieb zum Erlie- 
gen komuiL wird er alles tun, urn sich am Leben zu 
erhalten, und zwar auf Kosten der Betriebssicher- 
heit der Fahrzeuge und der Gesundheit des Fahr- 
Personals durch Überladung, sdilechte Reifeni über- 
lange Arbeitszeit und anderes mehr. Die bereits 
heute zahlreichen Verstöße würden sich verviel- 
fachen. Ihre entscheidende RedUfertigurig findet die 
Beschränkung der Zulassung der Lastwagen des ge- 
werblichen Güterkraftverkehrs aber in der Tatsache, 
daß Eisenbahnen und Kraftwagen nicht unter gleidr- 
artigen Bedingungen miteinander konkurrieren. 
Diese Ungleichheit beruht einmal darauf, daß die 
Bahn von vornherein für ihre überwiegend fixen 
Wegekosten aufzukommen hat, während das Kraft- 
fahrzeug diese, soweit es sie überhaupt bestreitet, 
über die Mineralölsteuer erst bei seinem Einsatz, 
also als leistungsproportionalen Aufwand, entrichtet. 

Während der Kraftwagen sich die für ihn lukra- 
tiven Verkehre aussudien kann, ist die Eisenbahn 
diixdi bei Durchführung der Vorschläge der Kommis- 
sion gezwungen, weiterlün Verkehre zu bedienen, 
bei cienen die Verkehrsentgeite weder die vollen 
Selbstkosten decken, gesdiweige denn einen Ge- 
winn abwerfen. Im volkswirtschaftlichen Interesse 
ist es notwendig, auch für eisenbahnunwürdige Ver- 
kehre, die der Kraftwagen ablehnen darf, einen 
Transportführer vorzuhalten. Das gilt insbesondere 


für den Berufs- und Schüler verkehr und für große 
Teile des Stückgut Verkehrs, Es ist eine allgemein 
anerkannte Tatsache, daß die übrigen Verkehrs- 
träger die Aufgaben der Eisenbahn, die immer noch 
50 V. H. des gesamten Verkehrs bedient, gar nicht 
übernehmen können. Hierfür reicht weder unser Be- 
stand an Kraftfahrzeugen noch unser Straßen- 
volumen noch unsere Binnenflotte aus. Allein die 
Masse der Berufstätigen könnte ohne die Eisenbahn 
überhaupt nicht an ihre Arbeitsplätze gelangen,- 
die amerikanischen Verhältnisse sprechen hier eine 
deutliche Sprache, Es besteht deshalb ein lebens- 
widüiges Interesse der gesamten Volkswirtschaft, 
die Eisenbahn funktionsfähig zu erhalten und zu 
verhindern, daß sie durch eine weitere Aushöhlung 
ihres Betriebes gezwungen wäre, ilrr jetziges Tarif- 
system aufzugeben und ihre Preise auf weniger ge- 
nutzten Strecken ganz wesc^ntlidi zu erhöhen, was 
zu schwerwiegenden Standortverschiebungen füh- 
ren könnte. Man kann auch ein redits schütz würdi- 
ges Interesse der DB an der Verhinderung eines 
hemmungslosen Wettbewerbs nicht deswegen ab- 
lehnen, weil ihr in Zukunft die sogenannten gemein- 
nützigen Lasten weitgehend abgenonunen werden 
sollen: denn die Lasten der gemeinnützigen Ver- 
kehrsbedienung hat audr bisher schon der Bund 
durdi Übernahme des aus ihrer Gesdiäftsführung 
entstandenen Defizits auf den Haushalt übernom- 
men, Sie sind also jahraus, jahrein bereits immer 
vom Steuerzahler getragen worden. Gerade die Er- 
j kenntnis, weiche Gefahr mit der sich von Jahr zu 
Jahr steigernden Unwirtschaftlidikeit und Aushöh- 
lung unsere.s Eisenbahnsystems für den reibungs- 
losen Ablauf der Wirtschaft verbunden ist, hat ent- 
scheidend zur Einsetzung der Prüfungskommission 
für die Sanierung der DB Anlaß gegeben. 

Die Kommission bezweifelt auch, daß durdi die 
von ihr vorgeschlagene Lockerung der gemeinwirt- 
sdiaft liehen Bindungen der Be/örderungs teuer im 
Werkfernverkehr der Boden entzogen werde. Eine 
Aufhebung der Kontingentierung im gewerblichen 
Verkehr und die Entlastung des Werkfernverkehrs 
von der Bef ördenings teuer, die ja audi als Aus- 
gleidi für zu billige Rohstofftransporte und für Re- 
servehaltung der DB für die Werkverkehrsbetriebe 
gedacht war, führt letztlidi nur zu einer vermehrten 
Inanspruchnahme des Steuerzahlers aus ungedeck- 
tem Aufwand der DB und zwingt dazu, den Schwer- 
lastverkehr zu steuerlichen, seiner Straßeoinan- 
spmchnalime entsprechenden Belastungen heran- 
zuziehen. 

5. Zusammenf assend darf fesLgestellt werden, daß 
das überragende Gemeinsdiafts^ut, zu dessen 
Sdiutz die Kontingentierung eingeführt ist, die Her- 
stellung und AufrediterhaUung geordneter Verhält- 
nisse im öffentlichen Verkehr insgesnmi ist.. Dieses 
Gemeinschaftsgut bleibt aber auch dann unverän- 
dert bestehen, wenn die DB infolge ihrer Verpflich- 
tungen zur Eigenwirtschaftlichkeit aus § 5 Abs. 1 des 
Bundosbahngesetzes (Kommissioosvorschlag) be- 
stimmte, ihren betrieblichen Interessen entgegenste- 
hende Aufgaben nicht aussdiließlich auf eigene Ko- 
sten, sondern mit Ausgleichsleistungen des Bundes 
oder anderer speziell interessierter Körperschaften 
und Wirtschaftszweige durchführt. 
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6, Aber selbst, wenn die Auf rechte rhallung der 
Konlingentlerung im ge werb liehen Güterfemver- 
kehr und die Bef ördemngs teuer im Werkfernver- i 
kehr auf Grund höchstrichterlidier Entscheidung von 
der Beibehaltung der heutigen gemeinwsrlschafl* 
liehen Bindungen abhängig gemacht werden sollte, 
kämpfe sich die Kommission nicht entschließen, auf 
ihre Forderungen nach Gewährung der Tariiaiüo- 
nomie für die DB zu verzichten. Heule sind im ge- 
werblichen Güterfernverkehr etwa 21 500 Fahrzeuge 
eingesetzt. Im Werkfernverkehr verkehren rund 
2? 000 Fahrzeuge mit 4 t und mehr Nutzlast, Die Zu- 
lassung von Fahrzeugen im Werkverkehr unter- 
liegt bereits heute keiner Beschränkung. Ihre Zahl 
könnte also beliebig vermehrt werden, wenn dafür i 
ein betriebliches Bedürfnis besteht. Einem schran^ 
ken losen Anwadisen des gewerblichen Güterfern- 
verkehrs sind auch dadurch Grenzen gesetzt, daß, je 
größer die Zahl der Wettbewerber wird, die Mög- 
lidikeil der Erzielung eines angemessenen Gewinns 
insbesondere dann problematischer wird, wenn 
gleichzeitig mit der Beseitigung der Kontingentie- 
rung der Schwerlastverkehr mit den ihm zustehen- 
den Wegekosten voll belastet wird. Dadurch wür- 
den in erster Linie die s<diweren Fahrzeuge mit den 
großen Anhängern gezwungen werden, ihre Wirt- 
schaftlidikeit zu überdenken. Mit einer Zunahme 
der den Massengutverkebr der Eisenbahn aushöh- 
lenden Fahrzeuge wäre deshalb wohl in erster Linie 
beim Werkverkehr zu rechneu. Aber auch hier 
würde die volle Antastung der zurechenbaren Stra-' 
ßenkosten ein Regulativ darstellen, und weitere 
steuerlidie Maßnahmen würden offenblciben, 

7, Die KomniJssJon ist zu ihrer grundlegenden 
Empfehlung, die DB in ein Unternehmen mit kauf^ » 
männi scher Geschäftsführung und dem Recht markt- 
wirtscliaftlicher PreisgeslaUung umzubilden, ermu- 
tigt worden durdi die Erkenntnisse in anderen euro- 
päischen Ländern und die von ihnen in die Wege 
geleiteten Maßnahmen. Angesichts der defizitären 
Lage der meisten Eisenbahnen und der sdiädlichen 
finanziellen Folgen der Eingriffe von hoher Hand 
haben sidi alle maßgebenden Länder zu einer weih 
gehenden Preisfreiheit der Eisenbahrien zum Teil 
schon sehr frühzeitig entsdilossen. Zum Teil gehen 
diese Regelungen erheblidi über die Vorschläge der 
Kommission hinaus, 

a) Der Verwaltungsrat der belgischen Eisenbahnen 
ist befugt, Wettbewerbstarife im Binnen- und 
internationalen Verkehr auf die Dauer von 
einem Jahr und andere Sondertarife auf unbe- 
grenzte Zeit zu erlassen, sofern die Ermäßigung 
im Binnenverkehr höchstens 15 v, H., im inter- 
nationalen Verkehr hödistens 25 v. H. die Sätze 
der allgemeinen Klasse übersteigt. Darüber hin- 
aus hat die belgisdie Regierung am 9. Januar 
1959 eine Lockerung der ßeförderungspflidit so- 
wie der Veröffentlichungspnichl für Tarife be- 
schloss en, 

b) Die dänische Staatsbahn hat im Wettbewerb 
gegen den Kraftwagen und das Küstenschiff seit 
1946 in großem Umfang mit Einzelpersonen, Pro- 
duktions- und Wirtschaflsverbänden, Spediteu- 
ren und Speditionsgruppen Sonder Vereinbarun- 


gen abgeschlossen, die nicht veröffentlicht wer- 
den und auch nicht anzeigepflichlig sind. Die von 
der dänischen Staatsbahn abgeschlossenen Son- 
dervereinbarungen sind m der Regel Mindest- 
m, engen- Abkommen, teils ohne Treueklauseb 
teils gekoppelt mit Treueerklärungen, 

c) Bei den engiischen Eisenbahnen wurde auf 
Grund des ,, Transport Act 1953" die Tarifpflidit 
wesentlich gelockert. Es besteht heule lediglich 
die Verpfliditung, einen Normaltarif mit Höchst- 
sätzen herauszugeben. Die heute gültigen Frach- 
ten liegen durchweg unter den Hochs tf rächten. 
Die Eisenbahn hat ferner das Redit, Sonderver- 
einbarimgen auf vernünftiger Basis mit Ver- 
frachter zu treffen. Einer VerÖffentlicliüng bedarf 
es nicht. 

d) Die französisdwn Eisenbahnen unterliegen zwar 
grundsätzlich der Tarifpflichl, haben aber seit 
1937 dös Redit, sogenannte Vertragstarife abzu- 
schließeu, die seit 1951 nicht mehr veröffentlicht 
werden. Diese enthalten im allgemeinen Treue- 
kiauseln und Mengenbinclungen. Die Ermäßigung 
geht im einzelnen bis zu 50 v. H. 

e) Für die JlaJ/en/schen Staatsbahnen besteht Tarif- 
zwang und Veröffentlidiungspflidrt; sie haben 
das Redit zu Tarifermäßigungen und Vergünsti- 
gungen anderer Art an einzelne Verfrachter, und 
zwar der Verkehrsminister unbesdiränkt, der 
Generaldirektor der Staalsbahnen für die Dauer 
eines Jahres. Letzterer hat eine Anzeigepflidit 
an den Minister; Veröffentlidiungspflidil besteht 
nicht 

f) Für die niederländischen Eisenbahnen besteht 
grundsätzlich Tarifzwang und VerÖffentUeJumgs- 
Pflicht, Die Tarife sind jedoch nur Höchstpreise. 
Tarifuntersdireitungen sind unter Anwendung 
einheitlidier Grundsätze und Berücksichtigung 
der Selbstkosten möglidi. Die niederländischen 
Eisenbahnen machen von den ihnen in der Preis- 
gestaltung gewährten Freiheiten reichlich Ge- 
brauch. Es sind eine große Anzahl von Sonder- 
vereinbarungen mit den Verladern „vertraulich 
gegenüber Dritten" abgeschlossen, die weder 
veröffentlicht noch angezeigt werden. Die Son- 
dervereinbarungen erstrecken sidi seit 1957 auf 
83 V. H, des Wagenlad ungs Verkehrs und 52 v, H. 
des Stückgutverkehrs. Alle Ermäßigungen wer- 
den im Wege der Erstattung gewährt. In der 
Regel sehen die Sondervereinbarungen Mengen- 
bindungen vor, Treueklauseln sind seltener. Es 
bestehen keine Beschränkungen für die Höhe, 
maßgebend ist lediglidi die Selbstkosten läge* 

g) Auch die österreichische Eisenbahnverkehrs- 
Ordnung sieht das Recht zum Abschluß von Son- 
dervereinbarungen vor, die nicht veröffentlidil 
zu werden brauchen. Die Sondervereinbarungen 
enthalten normalerweise eine allgemeine Treue- 
klausel. Die nicht verÖffentiiditen Sondermaß- 
nahmen umfassen etwa 10 v* H. der Gesamt- 
beförderungsmenge. Die Vergünstigungen wer- 
den Im Erstaltungswege gewährt, 

h) Die schwedischen Eisenbahnen unterliegen 
grundsätzlich der Tarifpflicht. Ihre Tarife wer- 


74 


Drucksache 1602 


Deutscher Bundestag • — 3. Wahlperiode 


den nadi eigenwirtsdiafllichen \iad nidit nach 
g emei n wirtsdi fl ftli dien Grundsätzen gestaltet. Sie 
haben das Recht zum Abschluß von Sonderver- 
einbarungen, die jedermann unter den gleichen 
Bedingungen zugänglich sein sollen. Eine An- 
zeigepflicht an die AufsiditsbehÖrde besteht 
nidU. Die Rabatte sind in der Regel an eine Men- 
genklausel und eine Mindestversandweite ge- 
knüpft. 

i) (n der Schweiz herrsdit grundsätzlich Tarif- 
zwang, jedodi besteht auch hier das Recht zu 
Sondervereinbarungen, die vom Post- und 
Eisenbahn-Departement zu genehmigen sind. Die 
Genehmigung gilt allgemein als erteilt, wenn die 
Abmachungen den vom Post- und Eisenbahn- 
Departement aufgestelUen „Richtlinien" entspre- 
dien. Nach Auskunft des Departements sind Be- 
schwerden über Mißbrauch der Sonderabreden 
.seit Bestehen des Gesetzes (1949) nicht eingegan- 
gen und au dl keine Klagen vor den ordentlichen 
Gerichten erhoben worden. Sondervereinbarun- 
gen braudien nicht veröffentlicht zu werden, so- 
fern sie „durdi den Wettbewerb mit ausländi- 
sdien Verkehrswegen oder anderen Beförde- 
rungsmitteln im Inland aufgedrängt werden“. 
Von den im Jahre 1956 aufgekommenen Wagen- 
ladungen sind ca, 16 v. H. durch Sonderabkom- 
men erfaßt. Die Abmachungen können mit den 
versdUedensten Klauseln versehen werden (z. B. j 
Bahntreueklausel; Verpflichtung, den Lkw-Park 
nicht zu vergrößern; Mengenklausel). 

Diese übersidit zeigt, daß alle maßgebenden Länder 
des europäisdien Raumes die Notwendigkeit einer 
weitgehenden Lockerung der Tarifpflicht bejahen, 
um ihren Eisenbahnen den Wettbewerb gegenüber 
dem Kraftwagen und zum Teil gegen ausländisdie 
Verkehrsunternehmen zu erleic^itern, überall hat 
sich die Eiiisidit durchgesetzt, daß ohne Tariffreiheit, 
ohne das Recht zu Sondervereinbarungen und ohne 
den Verzicht auf die überkommenen Regiementie' 
rungen die Eisenbahn ihren Konkurrenten hoff- 
nungslos unterlegen ist. Die Erfahrungen der letzten 
Jahre und vor allem das beängstigende Absinken 
des Verkehrsanteils der DB sollte audi die in der 
Bundesrepublik verantwortlidien Stellen veranlas- 
sen. entschlossen, konsequent und sdinell den Weg 
zur Herstellung der Eigenverantworlung der DB zu 
öffnen, 

8, Die Kommission ist bei der Prüfung der Über- 
legungen des Bundesministers für Verkehr, der Vor- 
sdiiägc des Beyer-Aussdiusses, der Gedanken des 
Vorstandes der DB sowie der ausländischen Bei- 
spiele zu folgenden Ergebnissen gekommen; 

a) An Fesitariien mit Veröffentlidmngspflicht sollte 
grundsätzlidi für alle Verkehrsträger festgehal- 
ten werden. 

b) Es ist aber mit den Verpflichtungen der DB zu 
kaufmännischem Handeln niclil vereinbar, daß 
ihr die Tarifautonomie in der bisherigen Weise 
vorenthalten wird, das heißt ein Dritter den 
Preis bestimmt, zu dem sie ihre Dienstleistungen 
auf dem Markt anzubieleii hat. Deshalb müssen, ^ 


wie die Kommission in § 8 ihres Gesetzes Vor- 
schlags vorgesehen hat, die zuständigen Organe 
des Unternehmens die Tarife bestimmen. Damit 
würde eine Genehmigung auch für die vom 
Beyer-Ausschuß vorbehaltenen Ausnahmetarife 
durdi den Bundesminister für Verkehr entfallen. 

cj Für die Tavitbildung sollten folgende allgemeine 
Grundsätze gellen; 

aa) Die Verkehrsentgelte müssen eigen wirt- 
schaftlich, das heißt nach den Selbstkosten 
und der Wettbewerbslage bestimmt sein, 

bb) Sie müssen wettbewerbsneutral gegenüber 
den Verkehrsnutzern sein, das heißt für je- 
dermann unter den gleichen Umständen 
gleich sein. Sie dürfen keine unrjereditfertig- 
ten Diskriminierungen, keine Bevorzugun- 
gen oder Benachteiligungen gegenüber ein- 
zelnen Verladern oder Empfängern oder von 
einzelnen Platzen oder Wirt.sdiaftsgebieten 
beinhalten und vor allem keinen Mißbrauch 
der Marktmacht darslellen. 

cc) Sie sollen die natürlichen Vorteile der 
Sdiiene gegenüber ihren Wettbewerbern, 
z. B. durch Einräumung einer Entfernungs- 
staffel zum Ausdruck bringen. 

d) Dem Bundesininister für Verkehr steht die all- 
gemeine Aufsidit über die Innehallimg der ge- 
setzlidien Verpflichtung der DB auch auf dem 
Tarifgebiet zu. Er muß daher das Recht haben, 
die Innehallung der gesetzlidren Bestimmungen 
auch hinsichtlich der Tarifbildung zu überwadien 
und durdr seinen Einsprudi gegen Verstöße ein- 
schreilcn und verhindern können, daß durch 
Tarifmaßnahmen natürliche Standortvorteile ver- 
sdtoben werden. Dem Bundesminister für Ver- 
kehr sollte deshalb für alle Verkehrsträger döS 
Redil zur Aufstellung von Grundsätzen über die 
Tarifbildung, insbesondere für den Aufbau des 
Tarifsystems, gegeben werden. Diese Richtlinien 
dürfen allerdings nicht die Preispolitik der DB 
reglementieren und in den Wettbewerb der Ver- 
kehrsträger elngreifen und deshalb auch keine 
Tarifabstufungen unter den Verkehrsträgern 
beinhalten, 

e) Das Recht des Bundesministers für Verkehr zu 
Tarifaufiagen gemäß § 5 Abs, 2 des Gesetzes- 
vorschlags der Kommission wird durch die Tarif- 
autonomie der DB nicht berührt. Diese Auflagen 
sind, soweit sie die DB zwingen, ihre Selbst“ 
kosten zu untersdireiten, erstattungspfliditig. 
Die Ausgleichspflidit tritt auch dann ein, wenn 
der DB auferlegt wird, Tarifsenkungen, die in 
ihrem wjrlschafllidicn Interesse liegen und vgn 
ihr im Rahmen ihrer speziellen Kosten durch’ 
geführt werden können, zu unterlassen* Hier 
wird die Ausgleichspflicht auch in einer Schad’ 
loshaltung für entgangenen Gewinn bestehen 
können. 

f) Der DB muß, wie aÜen widitigen europäischen 
Eisenbahnen, angesichts ihrer Konkurrenzlage 
das Recht zustehen, soweit ihre Wettbewerbs- 
lage es erfordert, im Rahmen ihrer Eigenwirt- 


75 


Drucksache 1602 


DeuLscfafer Bundestag — 3. Wahlperiode 


schaftlidikeit bei Festtarifen durch Sonderverein- 
barLingen Preisnadilässe oder sonstige Vergün- 
stigungen zu gewähren. Die Gewährung der 
Vergünstigungen sollte an Bedingungen geknüpft 
werden können (z. B. Mindestmengenrabatte, ge- 
staffelter Treiierabatt, bestimmte Versandweite). 

Da die Sondervereinbarungen nadi den Vor- 
sdilägen der Kommission nidit zu veröffent- 
lichen, sondern nur dem Bundesminister für Ver- 
kehr anzuzeigen sind, wird das Gebof einer 
gleiciimaßigen Behandlung der Verlader sich in 
erster Linie an das von der Kommission empfoh- 
lene Tarifamt der DB wenden. Der Bundesmini- 
ster für Verkehr wird in vielen Fällen nur auf 
Beschwerde tätig werden können. 

Die Kommission ist sidi bewußt, daß in dem 
Verzidit auf die Veröffentlichung der Sonderab- 
machungen nicht unbeträchtliche Gefahren für 
die Volkswirtschaft dann liegen können, wenn 
die DB, die ja nadi wie vor Verwalter eines 
Bundessondervermögens ist, ihrer Verpflichtung 
zur Wettbewerbsneutralität nicht nachkommt 
und die Anzeigepflicht an den Bundesminister 
für Verkehr zur Verhinderung von Mißbräu- 
chen sich als nicht hinreidrend wirksam heraus- 
steilen sollte. Die Kommission scheut sich nicht 
auszuspredien, daß in solchen Fällen, wenn die 
DB die nötige Reife für eine verantwortliche 
Handhabung des Rechts zu Sonderabreden nidit 
aufbringen würde, der Gesetzgeber diese Befug- 
nis wieder rückgängig machen müßte. Die Kom- 
mission würde auch keine Bedenken haben, daß 
der DB vorgeschrieben würde, Sondervereinba- 
rungen zeitlich zu begrenzen, ln den Vorschlä- 
gen der Kommission für organisatorische Maß- 
nahmen ist, um eine mißbräuchliche Ausweitung 
des Rechts der DB zum Alischluß von Sonder- 
veieinba rangen möglichst auszuchließen und 
eine einheitliche Verwaltungspraxis zu sichern, 
die Verantwortung klarzustellen und dem Vor- 
stand der DB wirksame Kontrollmöglidikeiten zu 
geben, vorgeschlagcn worden, den Absdiluß von 
Sondervereinbarungen innerhalb des Unterneh- 
mens einer zentralen Stelle, dem „Tarifamt*' zu 
übertragen. 

g) Ob mit Rüdcsidit auf den Tarifvorschlag der 
Kommission eine formelle Änderung des § 6 der 
Eisenbahnverkehrsordnung erforderlidi ist, wäre 
zu prüfen. 

Für eine Tarifgleichheit im Raum und in der 
Zeit besteht nach Verlust der Monopolstellung 
der DB keine wirtschaftliche Notwendigkeit und 
Berechtigung. Diese Tarifgleichheit gilt audi nach 
bisherigem Redit nur dort, wo ein Tarif besteht 
Die DB darf künftig in ihren Möglichkeiten, ihre 
Preise zu differenzieren, dort nicht besdiränkt 
werden, wo es aus Weltbewerbsgründen erfor- 
derlich sein würde. Diese Preisdifferenzierung 
kann sidi besonders im Personenverkehr mit 
örtlich vorliegenden verschiedenen Wettbewerbs- 
bedingungen als geboten erweisen, 

h) Die Kommission hält es weiter für notwendig, 
eine Änderung der Vergütungen für den Abfer- 
tigungsdienst mit Kraftfahrzeugen (Werbe- und 


Abfertigungsvergütungen) anzustreben und das 
Entgelt für den Abfertigungsspediteur so zu be- 
messen, daß es zwar die ihm entstehenden Ko- 
sten einschließlich eines angemessenen Unler- 
nehinergewinns deckt, aber gleichzeitig den mit 
dem Festpreissystem der Fernverkehrstarife be- 
absichtigten Zweck nidit vereitelt. Überhöhte 
Werbe- und Abfertigungsvergütungen führen zu 
einer Bevorzugung des Güterkraftverkehrs und 
damit notwendigerweise zu einer Wettbewerbs- 
Verzerrung imter den Verkehrsträgern. Gerade 
das aber soll durch den Festpreischarakter der 
Fernverkehrstarife ausgesdialtet werden, um der 
Wirtsdiaft eine stabile KostengruncUage für ihre 
Kalkulation zu geben. Um dies sicherzustellen, 
ist es erforderlich, auch die Maklerprovision in 
die angestreble Neuregelung einzubeziehen, um 
sie so unter Kontrolle zu bekommen und ein 
unorwünschtes Ausweichen auf das Maklerwe- 
sen zu veriündem. 

i) Da nach den Vorschlägen der Kommission die 
bisherige Genehmigung der Tarife der DB durch 
den Bundesminister für Verkehr entfällt, ist aucii 
das gegenwärtige Koordinierungsver/ahren für 
die Beförderungsentgelle entsprechend umzuge- 
s/a/ten. Eine förmliche Änderung des § 8 des 
Allgemeinen Eisenbahngesetzes, nach welchem 
der „Bundesminister für Verkehr darauf hinzu- 
wirken hat, daß die Interessen der Verkehrsträ- 
ger ausgeglichen und ihre Leistungen und Ent- 
gelte aufeinander abgeslimmt werden'', erscheint 
insofern nidrt erforderlidi, als der Bundesmi- 
nister für Verkehr trotz Aufhebung des förm- 
lichen Genehinigongsverfahrens genügend Mög- 
lichkeit behält, auf eine solche Abstimmung in 
einem wirtschaftlich vertretbaren Ausmaß „hin- 
zuwirken“. 

k) Die Kommission ist sich darüber klar, daß die 
von ihr vorgeschlagene Regelung zu Folgerun- 
gen für die übrigen Verkehrsträger führen muß. 
Grundsätzüdi sollte allen Verkehrsträgern bei 
der Preisgestaltung das gleiche Recht zustehen. 
Damit sollte audi der Binnenschiffahrt und dem 
gewerblichen Kraftwagen Tarifautonomie gege- 
ben werden. Ob diese grundsätzliche Forderung 
durch die vom Beyer-Aus schuß gemachten Vor- 
schläge verwirklicht werden kann, hat die Koni- 
n?jssjo/i nidit näher prüfen können. Insbeson- 
dere hat sie nicht untersuch^ ob und welche Ge- 
setzesänderungen hierfür erforderlich sein wür- 
den. Das würde ihren Auftrag überschritten ha- 
ben. Sie hält es aber nicht für notwendig und 
erwünscht; jedem Einzel unternehmen das Recht 
zu Sondervereinbarungen förmlidi einzuräumen. 
Es ist bereits darauf hingewiesen, daß de facto 
solche Sondervereinbarungen täglich getroffen 
werden und gar nicht kontrolliert werden kön- 
nen. Ferner geben eine Reihe einseitiger Begün- 
stigungen, die audi nach Einräumung der Tarif- 
autonomie bleiben, beiden Verkehrsträgern auch 
gesetzlich weitreichende Gestaltungsmöglichkei- 
ten, 

Dazu sind zu rechnen 

beim Giiierfernverkehr: Die Tariffreiheit im 
grenzüberschreitenden Verkehr für die ausländi- 
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sehe Strecke, die Teilladvmgsbestinunungen, die 
Selbstadressierung, der Höchstpreischarakler der 
Nebelig ebü'hren, die Koppelung des Transport- 
geschäfls mit Spedition, Lagerei und anderem 
mehr sowie die Werbe- und Abfertigungsvergü- 
tung; 

bei der Binnenschi f fahrt: Die völlige Tajiffrei- 
heit im grenzüberschreitenden Verkehr, die Ein- 
richtung der Fraditenausgleidiskasse für den 
Kohlenverkehr nach Süddeutsdiland, die Fest- 
setzung von Tagesfiachlen und die Möglichkeit, 
die eigentlichen Beförderungsleistungen mit son- 
stigen preislich nicht gebundenen Geschäften zu 
koppeln, 

I 

Darüber hinausgehenden Möglichkeiten zu 
Sondervereinbarungen für einzelne Geschäfte 
könnte nur zugestinunt werden, wenn für eine 
Anzeigepflicht und eine Überprüfung die geselz- i 
liehen Voraussetzungen getroffen werden könn- 
ten. Sollte dieser Weg aus verfassungsrecht- 
lichen oder sonstigen rechtlichen Bedenken für 
nicht durchführbar gehalten werden, so darf 
gleichwohl angesiciits der tatsächlichen Wettbe- 
werbslage der DS nach Auffassung der Kom- 
mission die Tarifautonomie mit dem Recht zu 
Sondervereinbarungen niciit vorenthalten wer- 
den, weil ihre rechtliche Stniklur die Möglichkeit 
zu ausreichender Kontrolle und Verhinderung 
von Mißbrauch gibt, ohne daß das bisherige Ge- 
nehmigungsverfahren mit Koordinierung beibe- 
halten werden muß. i 


Sie folgt dem Beyer-Ausschuß darin, daß dem 
Güterfernverkehr — • gegebenenfalls der AGF — 
ein eigenes Antragsrechl zu geben ist und daß 
die Tarifgebungsbefugnis einer vom Bundes- 
minister für Verkehr einzusetzenden, mit amt- 
licher Befugnis ausgestatteten Tarifkommission 
zu übertragen wäre. 

Sie schließt sidi auch den Vorschlägen des 
Beyer-Ausschusses für die Tarifregelung bei der 
Binnenschiffahrt an. Es ist auch ihre Auffassung, 
daß die FradUenausschüsse Frachtfestsetzungs- 
und Verkündigungsbefugnisse erhalten sollen. 

1 ) Die Komnü.S£Jon ist gerade durdi die Verkehrs- 
ent Wicklung des Jahres 1959 und den sich über- 
all anzeigenden Strukturw-^andel zu der Über- 
zeugung gekommen, daß es notwendig ist, die 
verantwortIid^*en Stellen der DB beim Wort zu 
nehmen und sie den Beweis für die Behauptung 
erbringen zu lassen, daß es der DB möglich sein 
würde, ihren Aufwand selbst zu verdienen, wenn 
man ihr endlidi die Selbstveranlwortung und da- 
mit die notwendige Handlungsfreiheit einräume. 
Das setzt allerdings voraus, daß der Bundes- 
minister für Verkehr darauf verzichtet, sich so 
weit in Einzelmaönahmen auf dem Tarifgebiet 
einzusdialten, daß der DB und ihren verantwort- 
lichen Organen dadurch wieder neue Möglidi- 
keiten eröffnet würden, für Mißerfolge in der 
Gesdiäftsführung da.s Hineinregieren der Auf- 
sichtsbehörde verantwortlidx zu machen. 
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B, Die betriebsfremden (politischen) Sonderlasten der DB 


1 , Die Kommission hat die DB gebeten, sämtiidie 
Aufwendungen und Erlösminderungen anzugeben, 
durch die ihre Wettbewerbslage gegenüber den an- 
deren Verkehrsträgern möglicherweise beeinträch- 
tigt würde. Die Hauptverwaltung der DB hat dar- 
aufhin mit Schreiben vom 18. Dezember 1958 ins- 
gesamt 2,4 Mrd* DM Aufwendungen, Einnahmemin- 
clerungen und Verluste zur Erörterung gestellt. Dar- 
über hinaus hat sie noch zahlreidie weitere Sonder- 
belastungen angeführt, für die jedodi eine Beziffe- 
rung der finanziellen Auswirkungen nicht vorgelegt 
wurde bzw. nicht vorgelegt werden konnte. 

2. Die Kommission hat das Vorbringen der DB 
sorgfältig geprüft. Sie hat dabei zum Teil die gleidie 
Materie behandelt, die bereits von dem Sadiverstän- 
digenaussdiuß unter dem Vorsitz von Präsident W. 
Wetzler (sogenannter Wetzler- Ausschuß) eingehend 
untersucht worden war. Dieser Ausschuß hat unter 
dem 28* März 1955 über „Die betriebsfremden La- 
sten und gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen der 
Deutschen Bundesbahn'' berichtet (Schriftenreihe des 
Bundesministers für Verkehr, Heft 9). 

Die Feststellungen des Wetzler-Aus.schusses sind 
in der Öffentlichkeit lebhaft erörtert worden. Da zu- 
dem die DB in ihrer Aufstellung vom 18. Dezember 
1958 zum Teil Angaben dieses Ausschusses, der im 
wesentlichen mit Zahlen des Jahres 1953 arbeitet, 
verwendet hat, hielt es die Kommission für zweck- 
mäßig, die Ergebnisse ihrer eigenen Untersnchnngen 
diesen Feststellungen gegenüberzustellen. Dabei 
sind die vom Wetzler-Ausschuß festgestellten Son- 
derlasten mit den Ziffern aufgeführt worden, wie sie 
von dem „erweiterten Ausschuß" mehrheiflich ge- 
billigt wurden. Abweichende Auffassungen einzel- 
ner Vertreter der Verkehrswirtschaft, die dem 
Wetzler-Ausschuß angehörten, werden nicht wieder- 
gegeben. Soweit der Kommission zu den vom Wetz- 
ler- Ausschuß untersuchten Tatbeständen von der 
DB neueres Material vorgelegt wurde, ist es bei der 
nac^i stehenden Stellungnahme der Kommission er- 
wähnt. 

Soweit die Kommission darüber hinaus weitere 
Sonderbelastungen der DB festgestelU hat, werden 
sie anschließend aufgeführt und behandelt. Dage- 
gen hat die Kommission davon abgesehen, zu den 
übrigen Ausführungen der DB in ihrem Beriidit Stel- 
lung zu nehmen, zumal es sidi dabei lediglich um 
eine unverbindliche Diskussionsgrundlage der 
Hauptverwaltung der DB handelte. 
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Die Gegenüberstellung der Feststellungen des Welzler-Ausst-imsses und der eigenen Untersiidiungs' 
ergebnisse der Koni/TTission zeigt folgendes Bild: 


Berechnungen 
des Wetzler- 
Ausschusses 


Beredimmgen 
der Kommission 

in MdJionen DM 


Vorsdhlage 
der Koramisston 


(1) Versorgungsbezüge 

Verso rgungsbezüge für Verdrängte 1955 ^ . . 

Übergangs- und Versorg ungsbezü ge für West- 
berliner Eisenbaliner 1955 

Versorgungsbezüge für Kriegsversehrte und 
Hinterbliebene 


(2) Wiederkehrenide Belastungen aus dem Fersonal- 
überbang 

Überhang Ende 1954: 1400' Personen zu 

5 000,^ DM . . 

Wiederkehrende Belastungen aus der gemein^ 
wirtschaftlichen Verkehrsbedieming 

(3) Subventionstarife im Güterverkehr; Feststellung 
des engeren Ausschusses (1953 — kein einheit- 
liches Votum des erweiterten Ausschusses) . 

H) Sozialtarife im Personenverkehr (1953) . . . 

(5) Nebenbahnen (1953) 

(6) Stückgut verkehr 

(7) Transportreserve (1953) 

(8) Güterverkehr mit Berlin (West) (1953) . . . 

(9) Personenverkehr mit der sowjetisch besetzten 

Zone (1954) 

(10) Montangenieinschaft . . 

Wiederkehrende Belastungen aus sonstigeii 
Lasten 

(11) Kosten des eigenen Fahrweges 

(12) Sdiienengleidie Übergang* 

Votum des erweiterten Ausschusses , , . . 


(13) Haftpf licht 


(14) Arbeitgeberbeiträge zur Invalid enversidierung 

für spätere Beamte (75 v. H. der Ausgaben) . . 

(15) Mineralölabgabe des Schienenverkehrs (Erhö- 
hung des Betrfebszusdiiisses) ....... 

(16) Einmalige einseitige Belastungen 

1, Kriegsschäden am Fahrweg 

Votum des engeren Ausschusses ... . 

Votum des erweiterten Ausschusses . 

2. Auswirkungen der von der DB bisher ge 
tragenen Lasten auf das Vermögen (engerei 
Ausschuß 1,4 Mrd. DM) 

Erweiterter AussdiuO 


144,6 

36,2 

86.6 

267,4 


iUzwisdiGii mit 
295 Millionen DM 
vom Bund über- 
nommen 


70,0' 

entfällt durch über 

- 

gang zur 45'Stuii 

- 

110,0 

den- Woche 

32,9 

Aufhebung 

180,0 

79,0 

empfohlen 

Aufhebung 

180,0 

— 

empfohlen 

^ — 

. — . 


55,0 

— 


15,0 

— 


17,0 

27.6 

anerkannt 

behandelt. 

siehe Ausführun- 
gen zu den Wege 
kosten (11. Teil Ab 


30,0 

sdinitt E) 

85.0 1 

[ Übeniahme durch 

1 die Träger der Slra- 
[ Denbauiast 



„ 

soll durch Neurege- 


55,9 

lung der Versor- 
gungslasten gere- 
gelt werden (Nähe- 
res vgh 11. Teil Ab- 


5,3 

schniit C). 

Erlab durch den 



Bund empfohlen 

werden diirdi Ka- 

514,0 


pilalauf Stockung 


durch den Hund aus- 

■ - 

(685,5) *] 

geglichen (Näheres 

949,2 


vgl. IX, Teil Ab- 
schnitt Q 

desgleichen 


2 120,2 


97 Ü2 


3 Hierbei handeü es !?ich um den vom Bund bisher uidit erslattelen Betiag. Dazu kom- 
men bisher nodi niciit beseitigte Krieqsschädeni in Höhe von 72.S,0 Millionen DM 
[Näheres vgl. Bemerkungen zu (16)). 
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Zu den vorstehenden Posiiionen bemerkt die Kom- j 
mission im einzelnen folgendes: 

I 

Zu (1) 

Die Versorgungsbeziige der Verdrängten, der 
WestöerJ/jier Eisenbahner und der Kriegsversehr- 
ten und Kriegshinterbliebenen sind der DB inzwi- 
schen durch KabinetLsbesdiluß vom 30- Januar 1957 
abgenommen worden. Sie belaufen sich gemäß 
Wirtschaftsplan 1959 auf rd. 295 Millionen DM 
(Näheres vgl. II. Teil Alpsdinitt C), 

Zu (2) 

Die BeldStung aus dem seinerzeit vom Wetzler-Aus- 
schuß festgestellten und allmählidi auslaufenden 
Personaiüberhang ist durch die Einführung der 45- 
Stunden-Wodie gegenstandslos geworden. Die Dß 
wird zwar audi heute nodi zu personalintensiv ge- 
führt; bei ihrer jetzigen Aufgabenstellung, Betriebs- 
weise und Organisationsform W'ird jedoch das vor- 
handene Personal voll beansprucht. Auf die beson- 
ders gelagerten Verhältnisse der Ausbe.sserungs- 
werke wird an anderer Stelle hingewiesen (vgl. 
V, Teil Abschnitt B IV). 

Zu (3) 

Die Einnahmeausialie aus Subventionstarifen des i 
Güterverkehrs sind der Kommission wie folgt an- I 
gegeben worden: 

I 

m 

Millionen 

DM 

An füge 3c des Gufach/ens des Wetzler- 
Ausschusses (einschließlich der Tarife 
6B31, GB33, 6DU i. 7 BB, 7 B 35/1, 7 A 2, 


7 U 4, 7U 6. 17 S 1) 110,069 

iVeuere Angaben der DB Zur das Jahr 
1957 

Unmittelbare Frachtausfälle 60,671 

Mittelbare Pradilausfälle (berichtigt durch 
Schreiben vom 11. Juli 1959) 7,560 

68,231 


Der Unterschied zwischen den neueren Zahlen der 
DB Lind denen des Welzler-Gutachtens beruht auf 
zwi,schenzeltlicher Änderung der Tarife und Ver- 
änderungen der beförderten Mengen sowie darauf, 
daß infolge des verschärften Wettbewerbs die vor*^ 
stehend einzeln aufgefühlten Tarife (Wetzler-GiU- 
achtenj praktisch zu Wettbewerbstarifen geworden 
sind. Die Ermitthmgsmethode war in beiden Fällen 
die gleiche. Es wurde der Frachtsatz für die mittlere 
Versandweite jedes heute gültigen Subventionstarifs 
mit dem Frachtsatz gleidter mittlerer Versandweite 
desjenigen Tarifs, der an Stelle des jeweils gültigen 
Tarifs bei der Lage auf dem Verkehrsmarkt ohne 
we.sentliche BeeinträdiÜgung des Verkehrs tragbar 
wäre, verglichen, und der Unterschied, bezogen auf 
die beförderte Gütermenge, als Subvention ermittelt. 


a) Zu den Subventionstarifen zählen in erster Linie 
Ausnahmelarife Für Kohle, Koks und Eisenerze. 
Sie gehören zu den sogenannten Montantarifen. 
Mit Rücksicht auf die Entscheidung der Hohen 
Behörde vom 9. Februar 1958 auf Aufhebung der 
in Frage kommenden Tarife und im Hinblick auf 
das beim Gerichtshof der Europäischen Gemein- 
schaften anhängige Verfahren nimmt die Kom- 
mission zur Frage der Erstattung der Einnahme- 
ausfälle aus diesen Tarifen keine Stellung. Der 
DB muß eine spätere Regelung auf Grund § 5 
des Gesetzesvorschlags der Kommission für ein 
neues Bundesbahngesetz überlassen bleiben. 

Die Verluste dieser Tarife, zu denen auch die 
Verbilligung des Transports von Schiffbaueisen 
gehört, errechnet die DB mit 52,236Millionen DM. 

Zu den Montantarifen redinet auch der A T 6 
U U der einen Verkehrsteilungstarif zugunsten 
der Binnenschiffahrt darstellt. Sein mittelbarer 
Frachtöiisfali (neben 6,261 Millionen DM Fracht- 
imterschied) wurde wie folgt errechnet: 



in 

Millionen 

DM 

Tatsächliche Einnahmen 

2 236 000 l Steinkohle auf 93 km Ab- 
lauf zu 8,90 DM je t . . 

19,900 

1 118 000 t Steinkohle auf 32 km Zu- 
lauf zu 5,40 DM je t . . 

6,037 


25.937 

Mögliche Einnahmen 

1 000 000 t Steinkohle auf dem direk- 
ten Bahnweg auf 450 km 
nach A T 6 B 1 zu 27,70 
DM je t 

27,700 

1 236 000 t Steinkohle auf 93 km Ab- 
lauf nach KL V zu 11,70 
DM je t 

14,461 

618 000 t Steinkohle auf 32 km Zu- 
lauf nach KL V zu 5,40 

DM je t 

500 000 t — entfallen — 

3,337 


45,498 

Mindereinnahmen 

Mehraufwand an Betriebskosten 

19 561 

7 673 

Mittelbarer FrachtQusiall 

n.888 


Die Zu- und Ablauftarife sind seinerzeit zwei- 
felsohne zu Gunsten der Binnenschiffahrt einge- 
führt worden. Durch das Eindringen des Kraft- 
wagens erscheint es jedoch fraglich, ob bei einer 
Aufhebung der Zu- und Ablauf Larife die DB 
einen nennenswerten Verkehrszuwadis erhalten 
viTjrd. Es wird in diesem Zusammenhang auf den 
wachsenden Abtransport der Kohle durch Lkw 
im üstlidien Ruhrgebiet sowie darauf ver- 
wiesen, daß infolge Nichleinführung eines Zu- 
und Ablauftarifs für den Stuttgarter Hafen der 
dortige Kohlen Umschlag größtenteils durch 
Lkw erfolgt. Zudem kann nicht angenommen 
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werden, daß die Binnenschiffahrt einer ihre 
Möglichkeiten einschränkenden Tarifpolitik der 
DB untätig Zusehen wird. Sie wird vielmehr ver- 
suchen, dieser Politik durch Zusaniinenarbeit 
mit dem Kraftwagen und durch Erweiterung der 
Fraditenausgleichskassen zu begegnen. 

Die Komm/ssfon kann daher nicht als nach- ’ 
gewiesen anerkennen, daß der DB durch die Ge- | 
Währung von Zu- und Ablauftarifen an die Bin- ' 
nenschiffalirt ein Gewinn entgangen ist. Sie ist i 
der Meinung, daß diese Tarife — * wenigstens 
soweit es sich um Entfernungen innerhalb des i 
Nah verkehr sbereiclis handelt — heute im Inter- 
esse der DB selbst liegen und daher als Well- 
bewerbsmaßnahmen angesehen werden müssen. I 
Im übrigen würde dieses Problem entfallen, | 
wenn nach den Vorschlägen der Kommjssjon 
die DB Tarifautonomie erhalt und ihre Tarife 
nach kaufmännisdien Grundsätzen bilden kann. 

b] Als einen weiteren Fall von Subventionstarifen 
bezeichnet die DB die VeTbilligung der Frack- 
ten für fand- und forstwirtachoftlicke Produkte. 
Die Verluste der DB aus diesen Subventionstari- 
fen allein belaufen sieb auf 21,994 Millionen DM 
bei insgesamt 116,136 Millionen DM Frachtein- 
nahmen. Diese Frachtausfälle sind als Diffe- 
renz zwisdien den Einnahmen des allgemeinen 
Tarifs (G b 2 w. G ./. 10 v. H. oder G ./. 20 v.H.) I 


und den betreffenden Sondertarifen errechnet. 
Im Gegensatz zu den Regeltarifen des Personen- 
verkehrs. die zu keiner vollen Kostendeckung 
führen, beinhalten jedoch die Regeltarife des 
Gütervierkehrs einen verhältnismäßig hohen Ge- 
winn. Die Kommission hat als Ausfall der land- 
wirtschaftlichen Subventionstarife deshalb die 
Differenz zwischen den vollen Selbstkosten, also 
ohne Berücksichtigung eines Gewinns, und den 
tatsächlich erzielten Einnahmen ermittelt und 
kommt damit zu einem Verlust von 32,953 Millio- 
nen DM (vgl. nachstehende Übersicht). 

Genaue Berechnungen über die Kosten der 
Subventionstarife lagen nicht .vor. Ausgehend 
von den im Wirtschaftsergebnis 1957 festgestell- 
ten Kosten des Wagen 1 a du ng.s Verkehrs wurden 
die Selbstkosten für die mittleren Versand- 
weiten, wie sie bei diesen Tarifen üblich sind, 
ermittelt. Dabei wurde berücksichtigt, daß im 
,Jahr 1958 teils infolge des Rückgangs im Güter- 
verkehr, teils infolge der tatsächlichen Verteue- 
rung Koslensteigeningen eingetreten sind. 

Dagegen wurde nicht in Rechnung gestellt, daß 
nach Angabe der DB die cJurchschnittUche Aus- 
lastung der Wagen bei den landwirtsdiaftlidien 
Subventionstarifen unter der — der Selbst- 
koslenrechnung zugrunde liegenden — Durdi- 
schnittsladung von 17,4? t liegen soll. 


Unter Berück.sichtigung der vorgenannten Gesichts punkte errechnet sidi bei den landwirtschaftlichen 

Subventionstarifen folgender Verlust: 


Bezeidmung 
des Aus’ 
nähme- 
tarifs 

Giiterarl 

Fracht ohne 
BefÖrde- 
rungsteiter 
für die 
höchste 
Gewichts- 
klasse 

Beför- 

derte 

Mengen 

1957 

Der Ausfall- 
bcjredmuncj 
zugrunde 
gelegte, nidil 
dem Wett- 
bewerb des 
gebrochenen 
Weges 
unter- 
liegende 
Mengen 

Mitt- 

lere 

Ver- 

sand- 

weite 

1 

1 Selbstkoslenj 
bei der mitt- 
leren Ver- 
Stcnd weite 

t 

Unterschied zwischen 
den Selbstkosten ge- 
mäß Spalte 7 und der 
Fradit gemäß Spalte 3 
(Spalte 7 abzüglich 
Spälte 3) 

jet 

1 

je t 

Je t 

Für difi Mcnycn 
der SprtJle 5 
(Spelle 5 mal 
Spalte 8) 

DM/Pf ' 

1000 t 

km 

DM/Pf 

DM/Pf 

in l 000 DM 

1 

2 

3 1 

4 

D 

G 

7 . 

e 

9 

M B 111 

Düngemittel 

15,00 

3 002 

3 002 

287 

18,48 

3,48 

10 447,0 

1 1 B 1 in 

Düngemittel 

12,20 

; 2 081 

2 081 

1 255 

17,17 

4,97 

10 342,6 

11 B 1 IV 

1 Düngemittel 

6,90 

1 179 

1 l 179 

180 

14,0? 

7,17 

8 453,4 

11 B n 

Stalldünger 

10,10 

1 

’ 34 

183 

14,20 

4.10 

139,4 

16B 1 

fr. Kartoffeln 

15,30 

2 105 

2 105 

279 

18,16 

2,86 

6 020,3 

16B5 11 

fr. Rüben 

14,70 

35 

' 35 

226 

15,98 

1,28 

44,8 

20 B 1 

Brenntorf 

7,50 

103 

103 

106 

10,96 

3,46 

356,4 

20 B 2 Fz 1 

Torfmull 

25,50 

59 

59 

513 

26.93 

1.43 

84,4 

F 2 

Torfmull 

13,40 i 

5 

5 

206 

15,16 

1.76 

8,8 

20 B 1 1 

Heu und Stroh 

31,10 ' 

5? 

57 

579 

29,39 

— 

— 









35 897,1 


1 



1 

kalkulatorisdie Zinsen ./, 

2 944,1 


1 

1 

1 

1 


1 

1 




32 953,0 
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Nadi Auffassung der Kommission muß es der DB 
überlassen bleiben, die verlustbringenden landwirt- 
schaftlichen Subventionstarife aufzu]ieben und durch 
kostendeckende Tarife zu ersetzen. Das ergäbe für 
die DB eine Verbesserung der Frachten ein nahmen 
von 21,994 Millionen DM. Sollte aus politischen 
Gründen eine Erhöhung dieser Tarife nicht für 
zweckmäßig gehalten werden, wäre der Ausfall auf 
den „Grünen Plan"' zu übernehmen. Die Kommission 
hol daher die londwirtsämltlidien Subventions' 
tarife als politische Sonderlast aneTkannt. 


Zu (4| 

Die Einnahmeausioile bei den Soziultarifen be- 
ziffert die DB wie folgt: 



Welzler- 
Gutcichlen i 
1953 

DB 

1958 

in Millionen DM 

A. SozAailaiife 



Arbeiterrückfahrkarten . . 

40,6 

27,0 

Arbeiterkarten für Binnen- 
schiffer und deutsche See- 
leute , , 


0,5 

Sdiü 1er fahr karten (Einzel- 
fahrten) 

15,0 

17,7 

Karten für erholungisbedürf- 
tige Kinder 

11,9 

1 

16,0 

Karlen für Lehrgangsbesu- 
cher . 

0,6 

4,5 

Karten für kinderreiche Fa- 
milien 


8,0 

Karten für öffentliche Kran- 
kenpfleger ....... 



Karlen für hilfsbedürftige 
Kranke , , 



Karten für mittellose Pfleg- 
linge und Zöglinge . , , . 

23,2 

5.3-) 

Karten für mittellose Blinde, 
Taubstumme und Sdiwer- 
hörige 

Karten zum Besuch von Krie- 
gergräbern . 




91,3 

79,0 

ß. Berufs- und Schülerver- 
kehr 

96,3 



187,6 


abgerundet auf 

180,0 



*) Die Untergruppen sind stalisUsdi nicht besonders er- 
faßt, da dafür die gleichen Fahrkarten verwendet 
werden. 

Die Ermäßigungen für Jugendpfleger, Sdiul fahr len, 
die Begleitung von Blinden und Schwerbeschädigten 
und die Benützung der !, Wagenklasse durch die 


Sdiwerbesciiädigten will die DB mit Billigung der 
Kommission als «Kulanzleistung" zu ihren Lasten 
weiter beibehalten; sie sind daher unter den Ein- 
nahmeausfällen der Sozialtarife nicht mit aufgeführt. 
Die Einnahmeausfälle für diese Dienste sind ver- 
mutlich in den 23,2 Millionen DM für sonstige so- 
ziale Tarife des Wetzler-Gutachtens mit enthalten. 

Als Belastung aus den Sozialtarifen hat die DB 
die Differenz zwischen den tatsäciilich erzielten Ein- 
nahmen und dem Normaltarif angegeben. Da die 
Normaltarife im Personenverkehr die Kosten der 
DB nicht decken, ist gegen diese Berechnungsweise 
der Sonderbelastung aus den Sozialtarifen nichts 
einzuwenden. Diese So/Tderbe/aslung wird von der 
Kommission in der von der DB errechneten Hohe 
voll anerkannt, da sie mit einer selbslveraniwort- 
iichen kaufmännischen Geschäftsführung nicht zu 
vereinbaren ist. Entweder müssen Bund, Länder und 
Gemeinde verbäncie sich dazu entschließen, die Aus- 
iäile bei diesen, vieüadi zu ihrer iinanziellen Ent- 
lastLmg führenden SozialtanSe der DB zu ersetzen, 
oder diese Sondertarife müssen aufgehoben wer- 
den. Der dabei für die DB zu erwartende Verkehrs- 
ausfall würde sich in erträglichen Grenzen halten 
(Näheres vgl.. IIL Teilabschnitt B „Personen Zugver- 
kehr einschließlich Berufs- und Schul er verkehr"). 

Zu (5) 

Die Verluste der Nebenbahnen wurden für 1953 
mit ISO Millionen DM angegeben. Sie sind auf 
Grund der anteiligen Zurechnung der aus- und ein- 
gehenden Frachten, der Gesamtkosten der Neben- 
bahnen sowie der anteiligen Kosten der Dbergangs- 
bahnhöfe genau erredinet (1953/54 = 176,4 Mil- 

lionen DM), Bis zum Jahre 1957 konnten diese Ver- 
luste infolge von Verdieselung der Nebenbahnslrek- 
ken und anderen Rationalisierungsmaßnahmen auf 
142,5 Millionen DM gesenkt werden. Die Gewinne 
der Hauptstrecken, die sich aus den auf die Haupt- 
bahnen entfallenden anteiligen Frachten nach Ab- 
zug leistungsproportionaler Aufwendungen der 
Hauptbahnen ergeben, sind von diesen Verlusten je- 
dodi nicht abgesetzt worden. 

Die Gesamteinnahmen aus dem Verkehr mit den 
455 Nebenbahnen und 45 Teilstrecken betragen 
rd, ein Fünftel der Gesamteinnahmen der DB. Da- 
durdi wird die Bedeutung der Nebenbahnen als Zu- 
bringer der Hauptstrecken deutlich. Auf sie kann 
deshalb grundsätzlich nicht verziditel werden. Der 
Verlust der defizitären Nebenbahnen beträgt rd. 
41 V. H. des Betriebsverlustes von 1957; der insge- 
samt eingetretene Verlust der Nebenbahnen macht 
rd. 35 V. H. dieses Verlustes aus. 

Eine eingehende Darstelkmg des Problems der 
Nebenbahnen wird im 111. Teilabschnitt F gegeben. 

Der effektive Verlust jeder Nebenbahn kann — 
wie oben bereits erwähnt — nur in Verbindung mit 
ihrem Zubringerwert für die Hauptbahn beurteilt 
werden. Wenn die DB ln einzelnen Fällen nachwei- 
seil kann, daß ein angemessener Zubringer wert 
nicht mehr gegeben ist, müßte entweder der Slill- 
legung dieser ISfebenbahn zugeslimmt oder der Ver- 
lust gemäß § 5 des Entwurfs der Kommission für 
ein neues Bundesbahngesetz vom Bund — gegebe- 
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nenfalls gegen Rückgriff auf die interessierten Län- 
der und Gemeinden — übernommen werden. Für 
eine politisdie Sonderlast bliebe daher in Zukunft 
kein Raum mehr. 

Eine andere Frage ist es jedoch, ob die Neben- 
strecken in der heutigen Form betrieben werden 
müssen und ob die DB sich nidit günstiger stellt, 
wenn sie die Nebenbahnen in weit stärkerem Aus- 
maße verkraftet als es bisher geschehen ist. Dafür 
muß der Gesetzgeber der DB die Möglichkeit sdiaf- 
fen, insbesondere, wenn von ihr die Gestellung von 
Ersatz verkehren verlangt wird (Näheres vgl. III. 
Teilabschnitt B 11 Ziffer 1). 

Zu (61 

Beim Stückgutverkehr handelt es sich um einen 
regulären Geschäftszweig der DB, so daß sein Fehl- 
betrag niciit als Sonderbelastung anerkannt werden 
kann. Die Xomm/ssion vertritt die Auffassung, daß 
durch geeignete Maßnahmen die Verluste der DB 
aus dem StüdeguLverkehr auf ein erträgliches Maß 
zurüdegeführt werden müssen (Näheres vgl, HI. 
TeiJabschnitt C). 

Zu (7) 

Die DB luit die Kosten ihrer TrcinsportreBerve für 
den Feiertags-, Sommerferien- und Herbstverkehr 
für iö53 auf 55 Millionen DM und für 1957 auf 
65 Millionen DM beziffert. Derartige Saisonschwan- 
kungen müssen alle Gewerbezweige in ihrer Be- 
schäftigung hinnehmen. Bei der DB belaufen sidi 
diese Vorhaltungskosten nur auf knapp 1 v. H, ihrer 
gesamten Aufwendungen von 6,7 Mrd. DM und sind 
damit noch besonders niedrig. Dazu kommt, daß der 
großen Inansprudmahme des Wagenparks der DB 
im Herbstverkehr durch die Möglichkeit, auslän- 
disdies Wagenmaterial heranzuziehen, besser als 
früher begegnet werden kann. Unter diesen Um- 
ständen kann die Kommission die Kosten der Trans- 
portreserve nicht als politisdi bedingte Sonderiast 
anerkennen. Die DB müßte aus Gründen des Kun- 
dendienstes, z. B. um eine weitere Abwanderung 
zum Personen- und Lastkraftwagen zu verhindern, 
diese Aufwendungen auch dann auf sich nehmen, 
wenn sie keiner BefÖrderuiigspflicht unterlägen. 

Zu (8) 

Die Mehrbelastung im Gü /er verkehr mit Beriin 
(West) beruht auf Umwegfahr ten, die dadurdi noU 
wendig werden, daß von den an der Zonengrenze 
bestehenden Übergängen einzig und allein Helm- 
stedt als Übergang für Eisenbahntransporte nach 
und von Berlin (West) zugelassen ist. Beim Straßen- 
verkehr ist die Lage ähnlich; allerdings verfügt er 
über 4 Übergänge, so daß für ihn die Umwegfahrten 
aus dem süddeutschen und norddeutschen Raum 
entfallen. Es ist aber auch zu berücksichtigen, daß 
die private Wirtschaft solche Unbequemlichkeiten 
ebenfalls in Kauf zu nehmen hat. Mit Rücksicht auf 
die Schwierigkeit, daß für alle Beteiligten — wenn 
auch in unterschiedhehem Grad — hier eine politi- 
sche Last gegeben ist, hat die Kommission davon 
abgesehen, diese Mehrbelastung, soweit sie die DB 
trifft, als politische Sonderlast einzusetzeri. 


Zu (9) 

Der Personenverkehr mH der sowjetischen Be- 
saizungszone (SBZ) ist durch Kontrollratsbeschluß 
aus dem Jahre 1946 geregelt. Danach werden in 
beiden Riditungen durchgehende Fahrausweise aus- 
gegeben, Jedoch ni<5it streckenaiileilsmäßig abge- 
redinet; vielmehr behält jede Bahn die Einnahmen, 
die bei ihr aufkommen. Rückfahrkarten sind deshalb 
nicht zugelassen. In Ausnutzung des Währungsge- 
fälles lösen die Reisenden aus der Sowjetzone bei 
der Deutschen Reichsbahn ausnahmslos Fahraus- 
weise gegen DM-Ost bis tief in das Bundesgebiet. 
Bei der Rückfahrt nach der SBZ nehmen die Reisen- 
den im aHgemeinen nur Fahrausweise bis kurz über 
die Zonengrenze, um für die restliche Strecke An- 
schlußfahrausweise bei der Deutschen Reichsbahn 
gegen DM-Ost zu erwerben. Der DB entgeht dadurdi 
der Ausgleich für ihre Leistungen. Es handelt sich 
daher praktisch um eine Subventionierung der aus 
der SBZ eimeisenden mitteldeutschen und west- 
deutschen Reisenden. Der von der DB er rechnete 
Ejnnahmertu,s/a/J im Personenverkehr mit der SBZ 
(z, B, 195? 27,6 Millionen DM) ist daher in voller Höhe 
als üusgleichspfhchtige poh tische Last anzuerken- 
nen. Er wird zur Zeit infolge des stark eingeschränk- 
ten Verkehrs mit der SBZ wesentlich geringer sein. 
Die Kommission hat die Bereciinungsgrundlage die- 
ses Ausgleidisansprucbes nicht überprüft, sondern 
die Angaben der DB als richtig unterstellt. 

Zu (10) 

Die DB hatte gegenüber dem Wetzler-Aussdiuß 
geltend gemacht, daß ihr im Zuge der Beseitigung 
sogenannter diskriminierender Tarife und der Ein- 
führung direkter Tarife im Rahmen der Monfange- 
meinschaft Auflagen gemacht worden seien, die zu 
Frachtausfällen geführt hätten. Hierfür war für 1953 
eine Belastung in Höhe von 53,8 Millionen DM an- 
gemeldel worden, die sich später auf 93,8 Millionen 
DM erhöhte. Die Kommission hat sich nicht in der 
Lage angesehen, diese Ausfälle als politisdie Sonder- 
last anzuerkennen. 'Sie ergeben sich aus den von der 
Bundesrepublik eingegangenen Verpfliditungen zur 
Integrierung Europas, deren Lasten auch von der 
übrigen Wirtschaft ohne besonderen Ausgleich über- 
nommen werden müssen. Die Kommission hat nicht 
näher geprüft, inwieweit durdi diesen Vertrag auch 
Vorteile für die DB entstanden sind; sie ist aber 
überzeugt, daß dies der Fall ist. 

Zu (H) 

Die Kosten des eigenen Fahrweges wurden von 
der Kommission eingebend untersucht, jedoch nicht 
als politische Sonderlast behandelt. Es wird auf den 
n. Teilabsdmitt E und F sowie auf den Anhang ver- 
wiesen. 

Zu (12) 

Die Kosten iür die Unterhaltung der schienen- 
gleichen übergör^ge sowie für die Bedienung der 
Schronken müssen nach Auffassung der Kommission 
nicht nur der DB, sondern in gleicher Weise auch 
den Straßenbaulastträgern angelastet werden. 
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Früher, vor dem Aufkommen des motorisierten 
Straßenverkehrs, hatte die Sidiening an den Kreu- 
zungen zwischen Eisenbalin und Straße im wesent- 
lichen nur die Bedeutung einer Abschirmung der 
Umwelt gegenüber dem technischen Verkehrsmittel 
.Eisenbahn". Heute hat diese Sicherung in der 
Hauptsache den Charakter einer Verkehrsregeluirg 
zwischen den beiden technischen Verkehrsmitteln 
Eisenbahn und Kraftfahrzeug angenommen. Daher 
ist es gerechtfertigt, entsprechend dem beiderseiti- 
gen Interesse an dieser Verkehrsregelung, auch 
deren Kosten aufzuteilen. Die Kommission empliehlt 
daher, diesen Aufwand hälftig zu teilen, d. h. 
50 V. H. auf den Haushalt der Träger der Straßen- 
baulasl zu übernehmen. Eine solche Lösung ist auch 
in anderen Ländern, z. B. in Frankreich, getroffen 
worden. 

ln diesem Zusammenhang wird zur Frage der 
Beseitigung schienengleicher Übergänge folgendes 
ausgeführt: 

Im Jahre 195? wurden von der DB für die Beseiti- 
gung schiefiengleidier Übergänge 3,3 Millionen DM 
und für die Änderung sdüenenfreier Kreuzungen 
12 Millionen DM aufgewendel. 

Die zu erwartenden Aufwendungen nach dem gel- 
tenden Kreuzungsgesetz (DB-Anteil = 50 v. H.) er- 
rechnen sich wie folgt: 

in 

Millionen 

DM 

a) Beseitigung von 242 Bahnübergängen 

im Rahmen des Aushauplanes für die 
Bundesfernstraßen (blaues Netz) , . 195.0 

b) Beseitigung von Bahnübergängen im 

Zuge der übrigen Straßen, soweit sie 
in irgendeiner Form festgelegt oder 
als Forderung der Straßenbaulastträ- 
ger bereits bekannt sind 160,,0 

c) Änderung an etwa 480 Kreuzungsbau- 

werken im Zuge von Bundesstraßen 
einschließlich Ortsdurchfahrten , . . 170,0 

d) Änderungen an etwa 930 Kreuzungs- 
bauwerken im Zuge der übrigen Stra- 
ßen, soweit sie wegen verkehrlicher 
Unzulänglichkeit hinsiditlidi Straflen- 
breite und Belastbarkeit zu erwarten 


sind 304,0 

835.0 

Von der DB veranlaßte Änderungs- 
maßnahmen * . 7. 43,0 

792.0 


Die Änderungen der Bahnübergänge und Kreu- 
zungsbauwerke werden, da das Sdiienennetz der 
DB heute als ausgebaut gelten kann, entweder 
durch den Straßenverkehr oder durch die Erweite- 
rung der Wohnsiedlungen bedingt. Nur in geringem 
Umfange besteht ein eigenes Interesse der DB an 


der Aufhebung schienengleicher Übergänge oder 
einer Automatisierung des Sch rankend lenstes. In 
dem von der Bundesregierung bereits verabschie- 
deten Entwurf eines Bisenhahnkreuzungsgesetzes 
wird das Veranlassungsprinzip eingeführt, wie es 
audi von der Europäischen WirLschaflsko/nmissjon 
(ECE) und der Union Internationale des Chemins 
de fer (UIC) gefordert wird. Danach sind diese 
Kosten in Zukunft so zu verteilen, wie es der wah- 
ren Interessenlage entspricht, d. h, in den meisten 
Fällen werden sie von den Slraßenbaulastträgern 
aufzubringen sein. Selbstverständlich muß die DB 
zu einem Vorteilsausgleich herangezogen werden, 
soweit sie durch Baumaßnahmen entlastet wird 
(z. B. Einsparung des Sclirankenwärters). Mit einer 
solchen Regelung würde auch den verkehrspoliti- 
schen Grundsätzen über die Herstellung gleicher 
Wettbewerbsbedingungen der Verkehrsträger Rech- 
nung getragen. Die Kommission spricht sich eben- 
falls dafür aus, daß die vorstehenden Grundsätze 
in der Neuregelung des Kreuzungsrechls verwirk- 
licht werden. 


Zu (13) 

Die im Vergleich zu anderen Verkehrsträgern 
weitergehende Gefahrdungshaftung der DB führt zu 
keinen nennenswerten Mehraufwendungen für Scha^ 
densersatzleistungen. Sie hat allerdings zur Folge, 
daß die DB in ihrem Betrieb zum Teil eine beson- 
ders kostspielige Sorgfalt walten läßt. Ob die Ko- 
sten für Sidierungsmaßnahmen ohne die bis zur 
höheren Gewalt reichende HaftpflidiL geringer 
wären, ließe sich nur durch eine sehr ins Einzelne 
gehende Untersudiiing feststellen. Die DB, die ge- 
beten war, diesen ..Schutzaufwand" zu beziffern, sah 
sich dazu nicht in der Lage. Sie machte hingegen 
auf den werbenden Charakter ihres „Schutzaufwan- 
des" aufmerksam. Außerdem wies sie darauf hin, 
daß die Praxis der Staatsanwaltsdiaft und der Zivil- 
und Strafgerichte in Übereinstimmung mit der über- 
wiegenden öffentUdien Meinung im Vergleich zum 
Straßenverkehr besonders hohe Anforderungen an 
die Sidierungsmaßnahmen im Schienen verkehr 
stellt. Diese Einstellung würde einer Verringerung 
des „Scimtzaufwandes" der Eisenbahnen im Wege 
stehen. 

Die Kommission hat davon Kenntnis genommen 
und begrüßt es, daß der Bundesminister für Ver- 
kehr bemüht ist, im Rahmen der Arbeiten des Bun- 
desjustizministeriums zur Modernisierung des Haft- 
pflichtredits auf eine Angleidiung der haftpflicht- 
rechtlidien Bestimmungen hinzuwirken. 


Zu (14] 

Die Arbeilgeberbeiträge zur Arbeiterrentenver- 
sidierung für die aus dem Arbeiterverhältnis stam- 
menden Beamten in Höhe von 55,9 Millionen DM 
stellen eine Sonderbelastung der DB dar. Der Be- 
trag erhöht sich für 1957 ^ — einsdiließlidi der Bei- 
träge zur Angestelltenversicherung — auf 60,7 Mil- 
lionen DM. Nach dem Bundesbeamtengeselz (BBG) 
werden die Renten für die „Uralt- und Altversor- 
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gungsempfänger" nicht und für die anderen Versor- 
gungsenipfänger nur nach Maßgabe des § 115 Abs, 2 
BBG auf die von der DB zu zahlenden Versorgungs- 
bezüge angeredinet. Die Ko/n/nmjon ist der Auffas- 
sung, daß dieser Zustand durdi eine gesetzliche 
Änderung aufgehoben werden muß und verweist 
auf ihre Ausführungen zur Doppelversorgung im 
II. Teilabsdinitt C. 


Zu (15) 

Die Belastung des Sdiienenverkehrs mit Mineral- 
ölsteuer in Höhe von 17,3 Millionen DM ./, 12 Mil- 
lionen DM Betriebsbeihilfe ^ 5,3 Millionen DM ist 
als polnische Las! an mer kennen. Wenn bei der 
Abwägung der Startgleichheit zwischen Schiene und 
Straße die Mineralölslcueir ~ unbeschadet ihrer fis- 
kalischen Verwendung — mit als Abgeltung der 
vom Staat aufzubringenden SlraßenunterhaHungs- 
kosleii betrachtet wird, so kann der mit der Straße 
konkurrierende Schienenverkehr unter diesen Um- 
ständen nidit auch noch mit Mineralölsteuer bela- 
stet werden. Nach neueren Berechnungen würde sidi 
der Differenzbetrag auf 6,4 Millionen DM erhöhen. 
Im übrigen wird auf den Steuerbelaslungs vergleich 
im IL Teilabschnitt D verwiesen. 


Zu (16) 

Bei den vom Wetzler-Aussdiuß anerkannten ein- 
maligen Belastungen handelt es sich einmal um 
514 Millionen DM, die von der DB aus eigenen 
Mitteln zur Beseitigung von Kriegsschäden am 
Fahrweg aufgewendet wurden; zum anderen um 
Hnieuernngs- und VnierhaltungsTÜckstände, die in 
den Jahren 1948 bis 1952 auf 1,4 Mrd. DM bzw. 949,2 
Millionen DM aufgelaufen sind. 

Der von der DB ermittelte Betrag für Kriegsschä- 
den hat sich von Jahr zu Jahr erhöht. Das beruht 
darauf, daß bei der Ermittlung der Kriegsschäden 
mit einem Geldentwertungsfaktor gerechnet wird. 
Sodann umfaßt die Kriegsschädenrechnung der DB 
nicht nur die durch Feindeinwirkung verursachten 
unmittelbaren Kriegsschäden, sondern auch die man- 
gels Material oder finanzieller Mittel unterlassene 
Erneuerung und Unterhaltung (1948 3,012 Mrd. DM; 
1956 5,840 Mrd. DM)* Die unterlassenen Erneue- 
rungs- und Unterhaltungsarbelten können aber 
sdion im Hinblick auf die übrige gewerbüdie Wirt- 
sdiaft nidit als Krieg ssdiäden anerkannt werden. 
Zum Teil haben sie sich andi durch Zeitablauf und 
dadurch, daß die Erneuerung der DB heute in ganz 
anderer Richtung erfolgen muß, von selbst erledigt. 
Außerdem umfassen die unmittelbaren Kriegssdiä- 
den auch solche Anlagen, die nach dem Kriege nicht 
mehr benötigt oder semerzeit in einem Ausmaß er- 
stellt wurden, das heute nicht mehr erforderlich ist 
(z, B, Bahnhofsgebäude). In vieler Hinsicht kann es 
auch für die DB als Vorteil angesehen werden, daß 
nach dem Kriege Anlagen und rollendes Material 
nidit erneuert werden konnten, da diese Erneue- 
rungen infolge der inzwischen eingetretenen techni- 
schen Verbesserungen für die DB heute nur eine Be- 
lastung darstellen würden. Soweit ein editer Nach- 


hoibedarf noch vorliegt, wurde dieser in den 10- 
bzw. 4-Jahres-Investitionsplan der DB mit aufge- 
nommen. 

Die Kriegsschäden im engeren Sinne betragen: 

in 

Millionen 

DM 

Beseitigte Kriegsschäden (Herstellungs- 


kosten) 2 182,6 

Noch zu beseitigende Kriegsschäden 
(Wiederbeschaffungskosten,) 725,0 

2 907,6 


Die DB hat bisher erklärt, daß sie ihre Kriegs- 
schäden im Gegensatz zu den anderen europäischen 
Eisenbahnen aus eigener Kraft hätte beseitigen 
müssen. Es war daher zu prüfen, ob sich aus diesem 
Sadiverhait ein Erstattungsansprudi an den Bund 
herleiten ließe. Das ist jedoch nur zum Teil der Fall. 
Die Darlegungen der DB sind zwar in der Form zu- 
treffend; in Wirklichkeit hat aber auc^i bei der DB 
der Staat weitgehend die Beseitigung der Kriegs- 
schäden finanziert. 

Insgesamt wurden bis Ende 1958 2,182 Mrd. DM 
Kriegsschäden beseitigt soweit die Beseitigung 
nicht als laufender Unterhaltungsaufwand verredi- 
net wurde, Tm einzelnen setzt sich dieser Betrag wie 
folgt zusammen: 

in 

Millionen 


DM 

Grundeigentum 0,4 

Bahnkörper und Nebenanlagen .... 10,7 

Einfriedigung der freien Strecken . , . 0,4 

Wegübergänge in Schienenhöhe ... 2,0 

Unter- und Überführungen 72,6 

Durchlässe und Brücken 273,3 

Tunnels und Untergrundbahnen .... 11,5 

Oberbau 71,7 

Signalanlagen 68,8 

Elektrische Zugförderung ...... 9,1 

Fernmeldeanlagen 33,7 

Bahnhöfe und Haltepunkte 595,9 

Werkstättenanlagen der Ausbesserungs- 
werke , . 86,4 

Werkstättenaniagen der Betriebswerke . 14,3 

Sonstige Anlagen 2,8 

Begleitarbeiten 91,1 

Bahnanlagen insgesamt . 1 345,8 

Fahrzeuge 836,8 

Insgesamt . 2 182,6 


85 


Drucksadle 1602 


Deutsdier Bundestag — 3. Wahlperiode 


Demgegenüber hat der Bund folgende Milte! ?.ur 
Verfügung gestellt: 

in 

Millionen 


DM 

Darlehen bis 31. Dezember 1957 , , . . 4 132,2 

Vom Bund übernömmener Verlust bis 

1956 1 972,0 

2 160,2 

Erhöhung der Bundesmittel 1958 

./. Tilgungen 59L9 

2 752,1 

Veilustvortrag 31. Dezember 1958 . . 1 255, Q 

Vom Bund nach Tilgung der Verluste 
mr Veriiigung gesieiUe Mittel . , . . 1 497,1 


Die vom Bund insgesamt zur Verfügung gestellten 
Mittel bleiben somit um rd. 685,5 Millionen DM hin- 
ter den beseitigten Kriegsschäden (2 182 Millionen 
DM) zurück. 

Die noch nicht beseiligten Kriegssdiäden (725,0 
Millionen DM} bilden, soweit .sie überhaupt nodi 
beseitigt werden müssen, einen Teil des 10-Jahres- 
Investitionsplans. Da dessen Durdiführung eine Ka- 
pitalerhöhung der DB um 2,0 Mrd. DM voraussetzt, 
würde durch diese Kapitalerhöhung der Bund in 
vollem Umfang für die Beseitigung der Kriegssdiä- 
den und die daraus her rührende ZinsbelasLung (Ver- 
lustübernahme) auikommen (vom Bund nicht ge- 
deckte Kriegsschäden in Höhe von 685,5 Millionen 
DM "h nodi nicht beseitigte Kriegsschäden in Höhe 
von 725,0 Millionen DM), 

Der „Sachverständigen-Aussdiuß für die Weiler- 
enlwiddung der deutschen Gütertarife und für Ver- 
kehrsfragen im Rahmen der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft'* (Beyer-Ausschuß) hat festge- 
stellt. daß die übrigen fünf Staaten der Europäisdien 
Wirtschaftsgemeinschaft ihren Eisenbahnen die aner- 
kannten Kriegssdiäden voll oder ziun weitaus größ- 
ten Teil etwa in folgender Höhe erstattet haben: 

Belgien 1,6 Mrd. DM, Frankreich 3,8 Mrd. DM, Ita- 
lien 3,0 Mrd* DM und Niederlande 0,8 Mrd. DM. 

Demgegenüber habe — wie der Beyer-Aussdiuß 
ausführt — die DB vom Bund für ihre Kriegsschä- 
den in Höhe von rd, 8 Mrd* DM keine Entschädi- 
gung erhalten. Nach den vorstehenden Darlegun- 
gen der Kommission kann dieser Auiiassung jedodi 
nicht beigetreten werden. Für eine besondere An- 
rechnung der Kriegsschäden als poliUsdi bedingte 
Sonderlast besteht unter der Voraussetzung der von 
der Kommission vorgeschlagenen Kapiialerhohung 
kein i?aum mehr. Die Kommission ist der Meinung, 
daß der bisherige Widerstreit über die Höhe der 
Kriegssdiäden und ihre Beseitigung beendet werden 
sollte. Sie glaubt, daß die von ihr vorgesddagene 
Lösung in Verbindung mit dem auf die Zukunft aus- 


gerichtelen. Invesfitionsplan dafür eine geeignete 
Grundlage bietet. 

Unter den Sonderlasteii hat die Hauptverwaltung 
der DB audi die Aufwendungen für die Tuöerku- 
loseiürsorge in Höhe von 7,4 Millionen DM aufge- 
führt. Diese Aufwendungen sind in Durchführung 
der Verordnung über Tuberkulosehilfe vom 8, Sep- 
tember 1942 entstanden, auf deren Grundlage die 
DB die Tuberkulosebelreuung einheitlich für alle Be- 
diensteten übernommen hat. Mit Wirkung vom 
1. Oktober 1959 gründet sich diese Betreuung auf 
die §§ 21 und 22 des Gesetzes über die Tuberkulose- 
hilfe vom 23. Juli 1959. 

In der gewerblichen Wirtsdiaft werden entspre- 
chende Aufwendungen von den Trägern der geseU- 
lidien Rentenversidierung für ihre Versicherten und 
den Landesfürsorgeverbänden — soweit kein An- 
sprucfi gegen den Träger der gesetzlichen Renten- 
versicherung besteht — getragen. Ferner werden die 
Aufwendungen der gesetzlichen Rentenversidie- 
rungsträger für die Gewährung der stationären Dau- 
erbehandlung nach § 35 des Gesetzes über die Tu- 
berkulosehilfe vom Bund getragen. 

Soweit die Träger der gesetzlichen Rentenversi- 
cherung die Aufwendungen aus den normalen Ar- 
beitgebei' und Arbeitnehmerbeiträgen zur gesetz- 
lichen Rentenversicherung finanzieren, liegt keine 
Sonderbelastung der DB vor. Soweit die Aufwen- 
dungen für die Tuberkulosehilfe von den Landesfür- 
sorge verbänden und vom Bund getragen werden, ist 
im Vergleidi zur gewerblichen Wirtschaft eine Son- 
derbelastung der DB hinsichtlidi ihrer Beamten ein- 
sdiließiich der Versorgungsempfänger und derjeni- 
gen Bediensteten, die keinen Anspruch gegen einen 
Träger der gesetzlichen Rentenversicherung haben, 
gegeben. Allerdings haben nach dem Tuberkulose- 
hilfegesetz die Kranken, die keinen Ansprudi an die 
Renlenversicherungsträger haben, einen Reditsan- 
sprudi auf alle Leistungen des Gesetzes, soweit ihr 
Einkonunen unter bestimmten Grenzen bleibt* 

Im Gesdiäflsjahr 1958 betrugen die Aufwendun- 
gen der Bundesbahn-VersicherungsanstaU (BVA) für 
die Tuberkulosehiife rund 4,25 Millionen DM. Der 
Zuschuß des Bundes an die BVA für die Gewäh- 
rung der stationären Dauerbehandlung betrug im 
gleichen Zeitraum 913 000 DM, das sind rd. 21,5 v* H. 

Die Kommission hat nidit feststellen können, wie 
hodi im Durchsdinitt die Beteiligung des Bundes an 
den Kosten für stationäre Dauerbehandlung und die 
der Landesfürsorgeverbände an den Kosten für die 
Tuberkulosehilfe für Beschäftigte ist, die keinen An- 
spruch gegen einen Träger der gesetzlichen Renten- 
versicherung haben. Die oben angegebene Beteili- 
gung des Bundes an den Aufwendungen der BVX 
kann nicht als repräsentativ angesehen werden. Die 
Konunjssion hat daher trotz dieser Feststellungen 
’ und im Hinblick auf die neue gesetzliche Regelung 
davon abgesehen, die Aufwendungen der DB für 
' Tuberkulosehiife als Sonderlast anzusehen. 
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C. Die Versorgungslasten 


L Allgemeines 

L Unter dem Gesichtspunkt gleicher Startbedin- 
gumjen besteht hinsiditlidi der Versorgungs lasten 
gegenüber den konkurierenden Verkehrsträgern 
eine ungleidie Belastung dadurch, daß die DB 

infolge der wahrend der beiden Weltkriege not- 
wendigen Personalvermehrung heute mit Veisor- 
gungsverpfliditungen überlastet ist, für die ihr 
keine Deckungsmitte] zur Verfügung gestellt wor- 
den sind; 

für die Altersversorgung ihrer Beamten allein auf- 
zukommen hat ') und keine Bundeszuschüsse aus 
dem Bundeshaushalt wie die Sozialversicherungs- 
träger erhält; 

nach dem geltenden Beamtenrecht bei der Pensio- 
nierimg ihrer Beamten deren Vordienstzeiten, die 
sie als Arbeiter oder Angestellte bei der DB ver- 
braciit haben, als ruhegehaltfälüge Dienstzeiten 
ohne ausreichende Anrechnungs Vorschriften hin- 
sichtlich der Renten berüdcsiditigeii muß (Problem 
der Doppelversorgung)- 

2. Zu den Pensionslaslen der Eisenbahnen ist 
grundsätzlich folgendes zu bemerken: Die Union 
Internationale des Chemins de fer (UIC) hat sich 
mit dem Problem der ^NormaHsienmg der Eisen- 
bahnkonten" befaßt, da diese in allen Ländern mit 
politisch veruTsaditen Aufwendungem belastet sind, 
und in diesem Zusammenhang gefordert, daß die Pen- 
sionslasten nicht mehr als die vergleichbaren Auf- 
wendungen der Industrie für Pensionen und Bei- 
träge zu den Sozialversicherungen betragen sollten. 
Diese Aufwendungen belaufen sich nac3i Ansicht der 
DB auf durdisdinittlich 22 ^/o der Lolm- und Gehalts- 
summe. Dementsprediend hat die DB in ihren Wirt- 
schaftsplänen für 1959 und 1960 nur 383,3 Millionen 
DM bzw. 391,2 Millionen DM an Versorgungslasten 
eingestellt und die restlichen Versorgungsbezüge 
(455,0 Millionen DM bzw. 490,0 Millionen DM) als 
„SonderlasU in ihrer Gewinn- und Verlustrechnung 
gesondert ausgewiesen (Zahlen 1960 einschließlich 
Saargebiet). 

Die Kommission hat dem etwas globalen Vor- 
schlag der UIC, auf Grund dessen die DB eine Be- 
lastung nur bis zu 22 v. H. der laufenden Gehälter 
mit Versorgungsbezügen für gereditfertigt hält, 
nicht ohne nähere Untersuchung folgen können. Sie 
ist bei ihren Berechnungen davon ausgegangen, daß 
die Eisenbahnen in ihrer Betriebsrechnung grund- 
sätzlich den Betrag zu verrectmem haben^ der wäh- 
rend der Dienstzeit der aktiven Beamten aufge- 


') mit Ausnahme der durch Kablnottbeschluß vom 
30. Januar 1957 auf den Bundeshaushalt übernomme- 
nen Versorgungsbezüge für Verdrängte, Kriegsbeschä- 
digte und Westberliner Eisenbahner 


bracht werden muß, um aus diesen Mitteln und 
deren Verzinsung späterhin die Versorgungsbezüge 
dieser Beamten zolilen zu können. Nach Auffassung 
der Kommission muß der DB zwecks Gleichstellung 
mit den übrigen Verkehrsträgern ein den Zuschüssen 
zu den Sozialversicherungen entsprecherider Bundes- 
zuschuß gewährt werden; außerdem muß das Pro- 
hiem der Doppelversorgung gelost werden. Wenn 
die danad^ verbleibende normale Belastung mehr 
als 22 V, H. der laufenden Bezüge ausmachen sollte, 
dann sind die EisenbahnverwaUimgen vor die Frage 
gestellt, ob die Vorteile des Beamtenstatus für den 
Eisenbahnbetrieb so groß sind, daß sie eine höhere 
Belastung mit Versorgungsbezügen rechtfertigen, 
oder ob sie besser tun, diesen Status aufzugeben 
bzw. einziischränken und in Zukunft ganz oder teil- 
weise mit Angestellten zu arbeiten. Für die jetzigen 
Versorgungsempfänger wird im übrigen eine Son- 
derregelung zu treffen sein. Hierbei müssen die ein- 
gangs erwähnten Ungleichheiten ausgeglichen wer- 
den. 


11, Die gegenwärtigen und künftigen 
Versorgungslasten der DB 

Der veisidierungsmafhematischen Ermittlungen 

U Die DB hat nach den Abschlüssen 1957 und 1958 
sowie den Wirtschaftspläneii für 1959 (einschließlich 
Nachtrag} und 196Ü folgende Versorgimgsbezüge zu 
leisten: 


Millionen. DM 



1557 

J958 

1555 

mo 

[oinschlleß' 






S&arlai^d) 


1 078,1 1 122,5 1 118,0 1 156,2 


Darin sind Rückstellungen auf die Anwartsdi alten 
der heute im Dienst befindlichen Beamten nicht ent- 
halten. 

Von diesen Beträgen ,sind auf Grund des Kabi- 
nettbeschjusses vom 30. .Januar 1957 die Versoi- 
gungsbezüge der Verdrängten, der Westberliner 
Eisenbahner und der Kriegsopfer (letztere betragen 
rd. 85 Millionen DM) bereits auf den Bund übernom- 
men worden. Es handelt sich dabei für 1957 um 200 
Millionen DM, für 1958 um 271,8 Millionen DM, für 
1959 und 1960 um voraussichtlich 275 Millionen DM. 

2. Die Kommission vertritt, wie bereits erwähnt, 
den Standpunkt, daß der laufende Betrieb in jedem 
Falle für die von ihm verursaditen Pensionslasten 
aufzukonimen hat. Sie ist daher der Aulfassungf 
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daß die für die Anwartschaften m bildende Rück- 
stelliing in einer Sanierungsbilani der DB ganz 
oder teilweise zu passivieren ist und daß in jedem 
Falle die Betriebsrechnung der DB mit der nach ver- 
sidierungsmaihematischen Grundsätzen erforder- 
liehen Dotierung dieses Pensionsfonds zu hefasten 
ist. 

3. Die Kommission hat die DB aufgefordert, die 
erforderlichen Pensionsrüdvstellungen für die heuti- 
gen Versorgungslasien sowie für die bestehenden 
-4nwarfsdia/fen der aktiven Beamten durch ver- 
sidierungsma thematische Sachverständige getrennt 
berechnen zu lassen und dabei audi die laufende 
Dotierung des Pensionsfonds für die nächsten 12 
Jahre und die daraus zu entnehmenden Pensions- 
leistungen in diese Berechnung mit einzubeziehen. 
Diese Berechnungen sind der Kommission mit Schrei- 
ben der HauptverwaUung der DB vom 28. August 
1959 zugegangen. Ihnen sind die Pensionszahlungen 
vom Juni 1959 und bei den aktiven Beamten die 
Altersschichtung vom Juni 1956 zugrunde gelegt. 
Es ist dabei angenommen worden, daß der Beginn 
der ruhegehaltfähigen Dienstzeit jeder Laufbahn 
unter Berücksichtigung der Vordienstzeiten durch- 
weg bei 20 Jahren liegt. Die Ungleichheit der Er- 
hebungsstichtage hat zur Folge, „daß alle Personen, 
die vom Juli 1956 bis Mai 1959 erstmals versor- 
gungsberethtigt wurden und irn Juni 1959 noch 
Ruhegehalt, WitweU“ und Waisengeld bezogen, so- 
wohl im Rentnerbesland als auch im Aktivbestand 
erfaßt sind". Da jedoch angenommen werden kann, 
daß sich Zahl, Alterszusamniensetzung und Pen- 
sionsanspruch dieser Beamten in der Zeit von Juni 
1956 bis Juli 1959 nur unwesentlich verändert haben, 
bleibt diese Differenz für die weiteren praktischen 
Überlegungen ohne besondere Bedeutung. 

4. Unter Zugrundelegung des bei der Kapitalisie- 
rung von Pensionen üblichen Zinssatzes von 3 Vs 
V, H. ergibt sich ein Rückstellungsbedarf von 

Millionen DM 


Ruhegehaltempfänger (Pensions- 
fonds I) 9 3?3,5 

Anwartschaften für aktive Beamte 
(Pensionsfonds II) 8 200,8 


17 574,3 

Die nach Bildung dieser beiden Pensionsfonds er- 
forderliclien laufenden Aufwendungen der DB be- 
tragen nach dem versicherungsmathematischen Gut- 
achten im ersten Jahr 

Millionen DM 


3Vä V. H, Verzinsung auf Pensions- 
fonds I (ini Jahresdurchschnill) . , 

328,1 

Dotierung des Pensionsfonds IT ein- 
schließlich Verzinsung 

502,5 


830,6 

Gegenüber einer bisherigen Pensionsbeiastung 
der DB von 842,5 Millionen DM im Jahre 1958 und 
843,3 Millionen DM im Jahre 1959 (ohne die vom 


Bund bereits übernommenen Ruhegehaltbezügej 
würde die DB nach dieser Rechnung 830,6 Millionen 
DM Pensionslasten zu tragen haben. Darin wären 
aber auch anteilige politische Lasten mit enthalten, 
die durch die notwendige Personalvermehrung der 
beiden Weltkriege, den mangelnden Bundeszuschuß 
und die „Doppelversorgung" bedingt sind. 

Würde man diesen Pensionsiasten in der Bilanz 
der DB Rechnung tragen, so müßten die beiden 
Pensionsfonds in ihrer Bilanz in Höhe von 17,574 
Mrd. DM zurückges teilt werden. Die DB weist 
jedoch in ihrer Bilanz zum 31. Dezember 1958 ledig- 
lich ein Kapital von 11,3 Mrd. DM aus. 

Die Pensionsrücksteliung für die Anwartsdiaften 
(Pensionsfonds II) 

5. ln Anbetractit des Umstandes, daß eine volle 
Abbuchung dieser Pensionsfonds vom Eigenkapital 
der DB auch dann noch nicht möglich ist, wenn man 
diesem einerseits die Darlehen des Bundes und ge- 
wisse stille Reserven zusdilägt und andererseits den 
Verlustvortrag davon absetzL, bät die Kommission 
den Rückstellungsbedarf für die Anwarlschafien 
(Pensionsfonds 11} auch auf der Grundlage einer 
5proze/ifjgeji Verzinsung der Pensionsrückstellung 
berechnen lassen. Das ergibt auf den 30. Juni 1959 
eine Pensionsrückstellung von nur 6361,4 Millionen 
DM. Auf dieser Grundlage sind die jährlichen Prä- 
mienzuführungen zur Pensionsrückstellung etwas 
geringer, die Verzinsung der Pensionsrückstellung 
dagegen wesentlich höher. Die laufenden Zuführun- 
gen zeigen dann folgende Entwicklung; 


Jahr 

Aiifangs- 
stand 
des Pen- 
sionsfonds 

Jährliche Zufüh- 
rung zur Pen- 
sionsrückstellu nq 
einsdilieOhdi Ver- 
zinsung [5 V. H.) 
des Pensionsfoncls 


in Millionen DM 

0 

6 361,4 

— 

1 

6 764,5 

432,5 

2 

7 142,6 

446,7 

3 

7 496,5 

452,1 

4 

7 826,9 

468,4 

5 

8 134,5 

485,0 

6 

8 420,0 

501,6 

7 

8 684,0 

507,7 

8 

8 927,3 

522,9 

9 

9 150,7 

536,8 

10 

9 354,7 

548,9 

11 

9 540,1 

rd. 560,0 

12 

9 707,6 

rd. 580,0 

15 

10 109,8 

588,0 


Die Pensionslast aus den Anwartschaften beträgt 
bei rd. 600 Millionen DM Dotierung somit rd. 
34,7 V. H. der laufenden Bezüge. 
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6* Da der Pensionsfonds für die Anwartsdraften 
noch im Aufbau begriffen istj werden ihm in den 
kommenden Jahren wesentlich größere Beträge 
zugeführt, als ihm andererseits zur Zahlung von 
Pensionen für heute noch tätige Beamte entnommen 
werden müssen. Der Zeitpunkt, von dem ab bei 
Aufrediterhaltung eines unveränderten Umfangs 
von Pensionsanwartschaften die jährliche Gesamt- 
zuführung den laufenden Ruhegehaltzahlungen 
entsprechen wird^ wurde nicht ermittelt, da die Vor- 
aussetzung gleichbleibender Verhältnisse in der 
Praxis doch nicht erfüllt wird. Die Zuführungen las- 
sen Jedoch eine abfaUende Tendenz der jährlichen 
Erhöhung erkennen. Auch werden die Zuführungen, 
wenn die heute bestehende Überalterung einmal aus- 
geglichen sein wird, ia späteren Jahrzehnten etwas 
abfallen. Ein Teil dieser Überalterung stellt 
jedodi eine normale Belastung der DB dar, weil in 
der gesamten deutschen Wirtsdiaft eine Überalte- 
rung der Belegschaften infolge der Menschenver- 
luste in den beiden Weltkriegen feslzuslellen ist. 

Die aus dem Pensionsfonds zu bestreitenden 
RuhegehüUzahlungen werden für die heutigen ak- 
tiven Beamten wie folgt anwachsen: 

in Millionen DM 


L 

Jahr 

32,5 

2. 

Jahr 

667 

3. 

Jahr 

102,1 

4. 

Jahr 

138,4 

5. 

Jahr 

175,0 

6. 

Jahr 

211,6 

?. 

Jahr 

247,7 

8. 

Jahr 

282,9 

9. 

Jahr 

316,8 

10. 

Jahr 

348,9 

15. 

Jahr 

468,1 


7. Für den FaU, daß sidi in den Jahren 1961 bis 
1970 das Lohn- und Gehaitsniveaa in der Bundes- 
republik und damit auch das der DB weiter erhöht 
und infolgedessen die Pensionen steigen, ist auch 
beredinet worden, um. welchen Betrag sich die jähr- 
liche Zuführung zum Pensionsfonds erhöhen wird, 
wenn z. B. die Ruhegehaltbezüge jährlich um 3 v. H. 
oder 4 v. H, steigen sollten. Das ergibt für die An- 
wartschaften bei einem Zinssatz von 5 v. H. je Jahr 
eine Mehrzuführung von 


Jahr 1 

Jprozentige 

Gehaltserhöhung 

4prozenhge 

Gehaltserhöhung 

in Millionen DM 

1 

29,0 

39,0 

2 

57,0 

76,0 

3 

83,0 

111,0 

4 

108,0 

U3,0 

5 

1 30,0 

173,0 

6 

150,0 

200,0 

7 

169,0 

224,0 

8 

185,0 

247,0 

9 

198,0 

264,0 

10 

210,0 

280,0 

15 

230,0 

306.0 


Man hätte zunächst erwarten können, daß im 
Falle einer Erhöhung der Pensionsbezüge nicht nur 
die laufende Dotierung der Pensionsrückstellung 
angehoben werden muß, sondern daß die Rüdc- 
slellung selbst für die zurückliegende Zeit eine 
kräftige Aufstockung (Nachholung) erfährt, die als 
außerordentlicher Aufwand zu behandeln wäre. Im 
vorliegenden Falle ist jedoch nicht in dieser Weise 
vorgegangen worden. Der Nachholbedarf, der im 
Falle einer Erhöhung der Pensionen entsteht, ist 
vielmehr auf die restliche Dienstzeit der aktiven 
Beamten gleichmäßig verteilt worden. 

Daraus ergibt sich ein allmähliches Ansteigen der 
zusätzlichen Zuführung zur Pensionsrückstellung, 
/m ührigen zeigen diese Zahlen, welch schwerwie- 
gende Folgen sich aus Gehaltserhöhungen lür die 
DB ergeben. Diese Beträge müssen — unabhängig 
von der Schaffung eines Pensionsfonds — auf jeden 
Fall vom laufenden Betrieb verdient werden. 


Die Entwicklung der derzeitigen Versorgungslasten 

8. Für eine Passivierung der Pensionsrücksiellung 
für die heutigen RiihegehaliemptängeT (Pensions- 
ionds l) bietet die Bilanz der DB keinen Raum. 

Legt man auch hier — wie bei dem Pensions- 
fonds II — einen Zinssatz von 5 v. H. zugrunde, so 
ergibt dies eine Rückstellung von 8315.5 Millionen 
DM. 

9, Die derzeitigen Versorgungsbezüge würden in- 
folge des allmählidien Absterbens der Versorgungs- 
empfänger wie folgt sinken; 



Versoi' 

gung^- 

beiisfje 

davon aiiieiliqo Vi?r' 
sUisunn dor Pf^nsion«- 
rück^U?tlurig 

Käpilulhetrag unEer 
Zugrundelciijunn einer 
5"/«ig-on Vc-iüinsung 

in VJiVliOrten DM 

1959 

861,6 

405,8 

8 315,5 

1964 

701,0 

295,1 

6 045,7 

1969 

537,7 

200,0 

4 096,7 

1974 

380,4 

124,1 

2 554.7 

1979 

242,4 

70,0 

l 431,9 

1984 

135,8 

34,6 

708,6 

1989 

66,5 

15,36 

314,7 

1994 

28,9 

6,3 

128,7 

1999 

11,8 

2,5 

50,2 

2004 

4,6 

0,9 

17,9 

2009 

1.6 

0,3 

5,4 

2014 

— 

— 

— 


Im Falle einer Erhöung des Gehaltsniveaus und 
damit auch der Versorgungsbezüge würden sich die 
Beträge entsprediend erhöhen. 
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10, Es ist — wie bereits ausgeführi — nicfii zu 
verkennen, daß die übermäßige Belastung der 
Eisenbahnen mit Versorgungsbezügen zum Teil poli- 
tisch bedingt ist. Von Frankreich und Belgien ist be- 
kannt, daß sie aus sozialpolitischen Gründen zeit- 
weise mehr Personal einstellten, als dies — betrieb* 
lieh gesehen — notwendig war. Das geschah insbe- 
sondere nach dem ersten Weltkrieg zur erleichterten 
Unterbringung von Kriegsversehrten und in Belgien 
während des Krieges, um Arbeiter vor Versdiickung 
nach Deutschland zu bewahren. Auch die DB hat in 
beiden Kriegen zusätzliches Personal einstellen 
müssen, weil sie einerseits Stammpersonal zur 
Wehrmadit und zur Überwachung des Eisenbahn- i 
dienstes in den besetzten Gebieten abgeben, ande- i 
rerseils einen überdurdischnittlich großen Verkehr 
bewältigen mußte. Daraus ergab sidi späterhin eine 
im Vergleich zur aktiven Belegschaft überhöhte 
Zahl an Pensionären und auch eine gewisse Über- 
alterung bei den bestehenden Anwartschaften. Nach 
den der Kommission milgeteilten Angaben handelt 
es sich dabei um rd, 44 000 Pensionäre mit rd. 164 
MiUionen DM Versorgungsbezügen, Diese Zahlen 
ergeben sich wie folgt: 

Die Beamlenplanstellen der früheren Deutschen 
Reichsbahn haben sich von 292 690 im Jahre 1938 
auf 606 389 im Jahre 1943 und 607 700 im Jahre 1944 
erhöht. 1938 waren demgegenüber allerdings nur 
290 483 und 1943 nur 513 592 Beamte vorhanden. 
Von dem Zuwachs von 1938 bis 1943 in Höhe 
von 223 109 entfallen 77 310 auf Österreich, Sude- 
tenland und sonstige ueingegliederte" Gebiete. 
Außerdem wurden für nichtkriegsbedingten Zu* 
wachs vorsichtshalber weitere 60 000 abgesetzt. 
Von den verbleibenden 85 799 sind für das Bundes- 
gebiet 51 480 in Rechnung gestellt worden. Von die- 
ser Zahl wurden nochmals 7 367 als normaler Nach- 
kriegszuwachs abgesetzt, so daß der kriegsbedingte 
PersonalzuwQchs — bezogen aui das Bundesgebiet 
— 44 ns Köpfe ausmacht. Nach einer Durchschnitts- 
rechnung befindet sich dieser Mehrbestand an Be- 
amten bei einem durchschnittlichen Anstellungsalter 
während des Krieges von 46 Jahren und einem 
durchsdinittlichenPensionierungsalter von 60 Jahren 
seit 1957 vollzählig im Ruhestand, 

Nimmt man den jährlichen Durchschnitt der 
Versorgungsbezüge mit 3721 DM an, so ergibt 
dies eine jährliche Versorgungsiast von 3721 DM 
X 44 113 = 164,1 MiUionen DM. 


IIL Beredinung des Buadeszusdiusses zwecks 
Gleichsteilung mit den Sozialversicherungen 

l. Die DB hat geltend gemacht, daß sie durch die 
Pensionierung ihrer Beamten die vollen Lasten der 
Altersversorgung zu tragen habe, während die In- 
duslrie dadurch entlastet würde, daß der Bund Zu- 
schüsse zu den Ausgaben der Rentenversicherungen 
der Arbeiter und der Angestellten, die nicht der 
Alterssicherung dienen, gewährt. Bei Anwendung 


gleidier Grundsätze auf die DB ergibt sich folgende 
Rechnung: 

WirEsdialls- 

eJnäditieQ] idr 
NöchUüg 195S 
Mlllioaen DM 


Ruhegehälter an noch nicht 65 Jahre alte 
Ruhestandsbeamte (rd* 25 v* H. von 761,0 
MiUionen DM) 190,3 

Witwen- und Waisengelder 356,0 

Ausgaben, die nicht der Alterssicherung 
dienen zusammen 546,3 

275 

davon entfallen ^ auf vom Bund be- 


1118 

reits übernommene Pensionsleislungen 7. 134,4 

411,9 

Heilverfahren 47,2 

459,1 

Wird davon ausgegangen, daß ihrer Tätigkeit 
nach die Versorgungsberechtigten je zur Hälfte der 
Arbeiterrentenversicherung (ArV) und der Renten- 
versicherung der Angestellten (AnV) zuzuordnen 
sind, ergäbe sich folgende Berechnung: 

I Jt.'jläionon Milhoncn 

' DM DM 

229.5 Versorgungsausgaben, die nicht der 

Alterssicherung dienen, worden in der 
ArV mit 62,7 v. H. bezuschußt. . , = 143,9 

229.6 wurden in der AnV mit 35,6 v. H. be- 

Zuschuß t , . . . =81,7 

459,1 zusammen = 225,6 

Bezogen auf die Gesamtpensionslast von rd. 843,3 
MiUionen DM (Wirtschaftsplan 1959} würde der 
Bundeszuschuß von 225,6 Mil Honen DM rd. 26,7 v. H. 
der Versorgungsbezüge aiismachen. Es wird im fol- 
genden unterstellt, daß der Bundeszuschuß zu den 
Sozialversicherungen auch in Zukunft im Durch- 
schnitt einen Zuschuß von rd. 25 v. H. der Versor- 
gungsbezüge der DB rechtfertigL 

2. Wenn der Bund nach den gleichen Grundsätzen 
wie bei den Sozia Iver^sicherungen Zuschüsse zu den 
Versorgungsbezügen der DB gewährt und wenn da- 
von ausgegangen wird, daß sich diese Zuschüsse 
auf Grund des Verhältnisses der nicht der Alters- 
sicherung dienenden Renten und Kosten der Heil- 
verfahren zu den gesamten Ruhegehaltbezügen auf 
25 V. H. belaufen, so hätte dies für die DB zur 
Folge, daß sie in Zukunft nur für 75 v* H. der künf- 
tigen Pensionen (Pensionsfonds 11) aufzukommen 
hätte. Mithin wäre auclx die vorgesehene Pensions- 
rückstellung nur mit 75 v, H. der versicherungs- 
mathematisch ermittelten Befrage (vgL Ziffer 6) 
zu dotieren. Die Zuschüsse, die der Bund bei Fällig- 
keit der Versorgungsbezüge auf Grund der heute 
bestehenden Anwartschaften zu zahlen hätte, wür- 
den sich wie folgt entwickeln: 
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Millionen DM 


L Jahr 

8,1 

2. Jahr 

16,7 

3. Jahr 

25,5 

4, Jahr 

34,6 

5. Jahr 

43,75 

6, Jahr 

52,9 

7. Jahr 

61.9 

8. Jahr 

70,7 

9. Jahr 

79.2 

10. Jahr 

37,2 

maximal 

ca. 150,0 


Im Falle einer Erhöhung der Gehälter und Ver- 
sorgungsbezüge würde sich dieser Zusdiuß entspre- 
chend der Steigerung der Versorgungsbezüge natür- 
lich ebenfalls erhöhen. 


IV, Das Probiem der ,, Doppelversorgung“ 

L Die Höhe der Belastung, die der DB aus der so- 
genannten Doppel Versorgung erwächst, konnte im 
Zuge der von der Kommission getroffenen Feststel- 
lung nicht völlig geklärt werden. Nach dem Stand 
vom Dezember 1958 betrug die Zahl der Beamten 
einschließlidi der Beamten im Vorbereitungsdienst 
240 961. Davon sind 2)0 130 aus einer versicherimgs- 
pflichtigen Beschäftigung als Arbeiter oder Ange- 
stellter bei der DB hervorgegangen. Der Anteil der 
Beamten, die neben ihrer Pension dereinst auch 
noch eine Soziaiveisiciieningsrenle beziehen wer- 
den, beträgt danach rd. 87 v. H. der gesamten Be- 
amtenschait der DB, Daraus erklärt sich die Bedeu- 
tung, die das Problem der Doppelversorgung für die 
DB hat. 

2. Nach den Erhebungen der Hauptverwaltung der 
DB betrug die Gesamthöhe der von der Bundesbahn- 
Versicherungsanstalt — Abteilung A — (gesetzliche 
Rentenversicherung der Arbeiter) gezahlten Renten 
im Jahre 1958 604 Millionen DM, Davon entfielen 
nach der Zahl der Fälle 188 411 auf frühere Lohn- 
bedienstete und 138 245 auf frühere Beamte und 
deren Hinterbliebene. 

Nach einer Repräsentativerhebung der DB be- 
trugen die jährlichen Durchschnittsrenlen aus der 
Abteilung A der Bundesbahn -Versicherungsanstalt 
im Jahr 1959 bei früheren Beamten 1966,44 DM, 
bei Beamtenwitwen 1236,60 DM tmd bei Beamten- 
waisen 632,77 DM. Wenn die Repräsentativerhe- 
bungen -zutreffend sind, so beziehen frühere Beamte 
und deren Hinterbliebene von der Bundesbahn- 
Versicherungsanstalt — Abteilung A — jährlidi 
225 Millionen DM an Renten, Der Anteil, den der 
gleiche Personenkreis von anderen Trägern der 
gesetzlichen Rentenversicherungen erhält, wird nadi 
Repräsentativerhebungen auf 48 Millionen DM 
jährlich veranschlagt. Frühere Beamte und deren 
Hinterbliebene (einschließlich der Vertriebenen, 
Westberliner Eisenbahner und Kriegsopfer) erhah 
ten hiernach neben /7t/en beamfenredi/üdien Ver- 
sorgungsbezügen Renten aus den gesetzlichen Ren- 
tenversicherungen in Höhe von jährliöi 273 MiJh'o- 
nen DM, 


Wenn man unterstellt, daß bei dem Personenkreis 
der VerLriebenen, Westberliner Bisenbahner und 
Kriegsopfer, deren Versorgungsbezüge vom Bund 
getragen werden, die gleichen Verhältnisse wie 
bei den sonstigen Beamten vorliegen, die neben 
der beamtenrechtlichen Versorgung Renten aus den 
gesetzlichen Rentenversidrerungen beziehen, so 
wäre von dem vorgenannten Betrag von 273 Mil- 

275 

Honen DM ein Anteil von — = rd. 67 Millionen 

1118 

DM abzusetzen. Der verbleibende Betrag von 206 
Millionen DM kann jedoch nicht in voHer Höhe als 
eine durch die Doppel Versorgung bedingte Last 
angesehen werden, da darin audi solche Renten - 
teile enthalten sind, che auf freiwilligen Beiträgen 
beruhen. Da es für die erst spät ins Beamtenver- 
hältnis übernommenen Arbeiter und Angestellten 
wirtschaftlich interessant ist, sidi freiwillig weiter- 
zuversichern, wird man diesen Prozentsatz etwa mit 
33 V. H. 68 Millionen DM) veranschlagen müs- 
sen. Damit verblieben etwa MO Miihonen DM als 
Sonderlasl anrechnungsfähige Sozialversicherungs- 
renten, Das sind rd. 14 v, H. der Versorgungsbe- 
züge der aus dem Arbeiter- und Angestelltenstand 
hervorgegangenen Beamten und ihrer Witwen und 
Waisen, 


3, Zur Zeit werden von Bund und Ländern 
Lösungsmöglichkeiten zur Beseitigung der Doppel- 
versorgung geprüft mit dem Ziele, möglichst bald 
eine einheitliche und gerechte Regelung zu treffen. 
Ein Ergebnis war beim Abschluß des Koramissions- 
beridUs noch nicht zu übersehen. Es k^ann jedodi 
aller Wahrscheinlichkeit nadi nicht mit einer vollen 
Entlastung der DB gerechnet werden. Es bliebe also 
dann noch immer eine Sonderhelaslung für die DB 
bestehen. Soweit die DB gesonnen ist, diese 
Belastung in Zukunft weiter zu tragen, wird man 
sie unter dem Gesichtspunkt der Herstellung glei- 
cher Stcirtbedingungen nicht als ausgleichsfähig 
anerkennen können, weil sie eine Folge des Beam- 
tenstatus der DB ist und diesem finanziellen Nach- 
teil auch wirtsdliaftU'che Vorteile (z, B. keine Fluk- 
tuation der Arbeitskräfte) gegenüb erst eben. Außer- 
dem hat es die DB selbst in der Hand, diese Mehr- 
beiaslung dadurch einzuschränken, daß sie die Be- 
amtenanwärter schon in /ungen Jahren einstelJt, 

4. Die spafe Übernahme der Bundesbahnarbeiter 
in das Beamtenverhältnis stellt /edoch eine erheb- 
lich größere Mehrbelastung der DB aus dem Dop- 
petversorgungsverhältnis dar, als sich oben aus der 
Brmiitlung der anrechnungslähigen Renten ergibt. 
Infolgedessen kann man für deren Beurteilung nicht 
von den Rentenbeträgen aiisgahen, die bei der der- 
zeitigen Rechtslage nur sehr unzureidiend auf die 
Versorgungsbezüge angerechnet werden, sondern 
muß von dem erhöhten Rückst ellungshedarf für die 
späteren Versorgungshezüge ausgehen, welcher der 
DB durch die Anrechnung der Vordienstzeiten er- 
wächst Auf Grund einer Repräsentativerhebung 
der 1958 neu eingelretenen Versorgungsfälle ent- 
fallen von den Pensionsfei s Umgen von zur Zeit 

I rd. 800 Millionen DM: 
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in Millionen DM 

54^1 V. H, auf Beamtendienslzeiten 433 

11.8 V. H, auf Soldatendienslzeiten 95 

33.8 V* H- auf Arbeiterdienstzeilen 270 

0,3 V. H. auf sonstige Dienstzeiten 2 

100,0 v,H, 800 

Läßt man die sonstigen Dienstzeiten und die Sol- 
datendieiistzeiten völlig außer acht, obsdion ein 
Teil dieser Dienstzeiten audi der Doppelversor- 
gung anzurechnen ist, so ergibt sich ein Pensions- 
mehrauiv^and von 270 Millionen DM iür die eine 
Doppelversorgung empfangenden Beanifen, der 
eigentlidi während ihrer Beschäftigung als Arbeiter 
bis zum Beginn ihrer Versorgungsbereditignng 
bereits hätte angespart werden müssen. Geht man 
davon aus, daß von den rd. 1380 Millionen DM 
Löhnen (1958) etwa 75 v. H.. nämlich rd* 1 Mrd. DM, 
auf solche Bundesbahnarbeiter entfallen, die später 
ins Beamtenverhdltnis übernommen werden, so be- 
deutet die Doppel Versorgung, daß zu diesen Löhnen 
noch ein zusätzlicher Aufwand von rd, 27 v. H. hin- 
zuzuschlagen ist. Dabei wird unterstellt, döß die 
Löhne — ohne Berüdcsiditigung des Arbeitgeber- 
anteils und sonstiger sozialer Aufwendungen — 
der ins Beamten Verhältnis zu übernehtnenden Ar- 
beiter im Dordischnitt die gleiche Höhe haben wie 
die der übrigen Arbeiter. Im übrigen ist der ge- 
samte Sachverhalt für die Beurteilung der Frage 
von erheblicher Bedeutung, ob und inwieweit die 
DB Arbeiien nuf eigenen Kräften oder mit solc^ien 
der Unternehmer durchführen soll (vgl. V. Teil Ab- 
schnitt B V. — Oberbau). 

V- Vorschläge für die künftige Regelung 
der Versorgungslasten 

L Für die künftige Regelung der Versorgungs- 
lasten der DB bieten sich verschiedene Möglichkei- 
ten* Um die Grenzen ^abzusteeken"' , seien zunädisi 
ZMrei extreme Lösungen gegenübergesteiit. 

Die eine besteht darin, das jetzige Umlagever- 
fahren beizubehalten, erst für die künftig bei der 
DB eintretenden Beamtenanwärter einen Pensions- 
stodc zu bilden und diesen im Laufe der nächsten 
45 .Jahre allmählich aufzubauen, Tn dieser Zeit wäre 
die DB in wachsendem Maße doppelt belastet, näm- 
lich einmal mit den laufenden Pensionen und zum 
anderen mit der (von 0 DM bis 600 Millionen DM) 
allmählich anwachsenden Dotierung der Pensions- 
rückstellung. 

2. Die anciere Lösungsmoglichkeit geht dabin, für 
die heute bereits bestehenden Pensionsverpflich- 
limgen und für die vorhandenen Pensionsanwart- 
schaften eine besondere Pensionskasse zu bilden, 
die hinsichtlich der Anwarts<diaften zu Lasten der 
Betriebsrechnung der DB laufend dotiert werden 
würde. Das fehlende Decfcungskapital müßte dieser 
Pensionskasse durch Ausgleichsforderungen des 
Bundes zur Verfügung gestellt werden* Damit 
würde der Bund in voller Höhe mit den Altpen- 
sionen von noch 843,3 Millionen DM (1959) belastet 
werden. Diese Belastung des Bundes erscheint un- 


realistisch, Die Errichtung einer selbständigen Pen- 
sionskasse würde außerdem zusätzlichen Verwal- 
tungsaufwand verursachen. 

Die Bildung einer Pensionsrückstethmg bei der 
DB wäre vor allem unter dem Gesichtspunkt inter- 
essant. daß die dieser Rückstellung zugeführten 
Beträge abzüglich der darauf zu zahlenden 
Pensionen der so dringend notwendigen Eigen- 
finanzierung der DB dienen, könnten. Dagegen ist 
geltend gemacht worden, daß eine Investierung des 
Gegenwerts der Pensionsrückstellung zur Folge 
haben werde, daß im Falle eines Beamtenabbaues 
eines Tages die liquiden Mittel zur Bezahlung der 
Pensionen fehlen. Dieser Einwand übersieht jedodi, 
daß der Pensionsfonds der DB erst im Aufbau 
begriffen wäre und erst mehrere Milliarden ange- 
sammelt werden, bis die Pensionsleistungen die 
laufenden Dotierungen erreichen. Er berücksichtigt 
ferner nicht, daß sich ein Beamtenabbau und damit 
die Möglichkeit eines Mißverhältnisses zwischen 
laufender üotier\mg auf Grund der Anwartschaften 
und der laufenden Pensionsleistungen erst zwei 
bis drei Jahrzehnte nach der Einschränkung der 
Planstellen auswirken würde. Um in dieser Rich- 
tung ganz sicher zu gehen, hat die Kom/nissfon auch 
berechnen lassen, wie sich der Aufbau der Pen- 
sionsrückstellung für die Anwartschaften gestal- 
tet, wenn man den extremen Fall einer Halbierung 
der Anwartschaften zugrunde legt. Diese Beredli- 
nungen haben die vorstehenden Überlegungen be- 
stätigt: Bei einer Halbierung der Anwartschaften 
wäre die Pensionsrüdcstellimg nach 15 Jahren erst 
um 3 V. H, niedriger als bei Aufredrterhaltung der 
bestehenden Anwartschaften! 

3* Die Kommission hat nach einer Lösung gesucht, 
die einen Mittelweg darstellt. Ilu Vorschlag, der in 
§ 6? ihres Vorschlags für ein neues Eundesbahn- 
geselz niedergelegt ist, zielt darauf ab, 

daß die DB für die Anwarfjschoffen cfer heufe 
tätigen Beamten (Pensionsfonds II) selbst aufzu- 
kommen hatf daß dafür eine Pensionsrückstellung 
gebildet wird, die zu Lasten der Betriebsrechnung 
dotiert wird, und daß der Bund zu den aus der 
Pensionsrückslellung zu leistenden Versorgungs- 
bezügen grundsätzlich derr gleichen Zuschuß wie 
den Sozialversidierungen gewahrt. 

Alsdann käme die DB mit 75 v. H. der nach dem 
versicherungs-mathemaiischen Gutachten erredine- 
ten jährlichen Zuführungen aus. Ob man die zum 
Zeitpunkt des Übergangs zum Rückstellungs ver- 
fahren nadi versicherungsmathematischen Grund- 
sätzen bereits benötigte Rüdcstellung ganz oder 
nur teilweise zu Lasten der eigenen Mittel der DB 
bilden und damit in der Bilanz der DB ausweisen 
soll, ist im Rahmen dieser grundsätzlichen Betrach- 
tung nicht von enUdveidencier Bedeutung. 

4. HinsidiUidt der bereits bestehenden Versor^ 
giingsverpiiichtungen (Pensionsfonds 1)*) ist die 

*1 In den folgenden Ausführungen ist nodi mit der Zahl 
des Wirtsdiaftsplaus 1958 = 81 1 Millionen DM Versor- 
gungsvorpfhchtungen gerechnet, weit der Jahres- 
abschluß 1958 (= 842,5 Millionen DM) erst im Okto- 
ber 1959 zur Verfügung stand. 
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KoinmiBsion der Auffassung, daß diese Last zwi- 
schen Bund und DB geteilt werden sollte- 

Durch Übernahme der Versorgxingsleistungen für 
die Verdrängten, Westberliner Eisenbahner imd 
Kriegsopfer hat der Bund die DB von Pensions- 
lasten befreit, die mit der DB in keinem inneren 
Zusammenhang stehen und daher von vornherein 
eine Überforderung des Unternehmens darstellten. 
Sie bleiben deshalb bei der nachfolgenden Berech- 
nung außer Betradit, 

Wenn man die verbleibenden Leistungen unter 
wirtschüfllichen Gesichtspunkten aufteilt, so hätte 
der Bund den Betrag zu übernehmen, der aus der 
nidxt vorhandenen Riicksieliung zu entnehmen 
wäre; denn die laufenden Zuführungen zu einer 
(fiktiven) Rückstellung für die bereits bestehenden 
Pensionsverpflichtungen würden weil hinter den 
Entnahmen Zurückbleiben. 

Man kann diesen Vorschlag übrigens auch damit 
begründen, da-ß eine derartige Lastenübernahme 
durch den Bund praktisch auf die Abnahme der 
nadistehenden Sonderbelastungen der DB hinaus- 
laufen würde: 

164 Millionen DM Mehrpensionen infolge der Per- | 
sonalpolitik im 2. Weltkrieg (vgl. , 
Unterabschnitt II Ziffer 9) 

2?0 Millionen DM Auswirkung der Doppelversor- | 
gung (vgL Unlerabsdinitt IV Zif- j 
fer 4) I 

94 Millionen DM Fehlender 25prozentiger Zuschuß 
auf die verbleibenden 37? Mil- 
lionen DM Pensionen, die sich als 
Differenz zwischen der Gesamt- 
versorgungslast von 811 Mil- , 
Honen DM und den erstgenann- 
ten Posten von 164 Millionen 
DM H- 270 Millionen DM = 434 

Millionen DM erredinen. 

528 Millionen DM 

Anstatt der DB den Betrag durch den Bund zu 
ersetzen, den sie im Falle des Bestehens einer 
Pensionsrückslellung zur Begleichung der Altpen- 
sionen diesem Deckiingskapital entnehmen müßte, 
kann man den Vorsciilag der Kommission aucii 
dahin modifizieren, daß die Altpensionen (Pen- 
sionsfonds I) je hälftig von DB und Bund getragen 
werden mit der Maßgabe, daß der Bund eine 
etwaige Erhöhung der Versorgungsbezüge über- 
nimmt. Das würde, wenn man von den in dem 
Wirtschaftsplan 1959 eingesetzten Betrag von 811 
Millionen DM aiisgeht, eine Anfangsbelastung von 
405 h 5 Millionen DM für den Bund ergeben, die 
zeitweilig durdi die erwähnte Erhöhung der Ver- 
sorgungsbezüge steigon konnte, die aber auf jeden 
Fall bis zum Jahre 2014 auf Null abgesunken wäre, 

6* Gegen den Vorschlag der Kommission sind bei 
seiner Ausarbeitung zwei Einwendungen erhoben 
worden : 


a) die DB werde auf diese Weise doppelt belastet, 
und zwar einmal mit der vollen Rückstellung auf 
die Anwartschaften und zum anderen mit fast der 
Hälfte der Altpensionen und 

b) wenn die DB den ihr zufallenden Teil der Alt- 
pensionen (Pensionsfonds 1) nicht erwirtschaften 
könne, müsse der Bund audi diesen Teil Über- 
nehmern Aus dieser Erwägung hat auch ein Mit- 
glied der Kommission geglaubt, dem Vorschlag 
der Bildung einer Rückstellung für die Anwart- 
schaften nicht zustmimen zu können. 

Der erste Einwand kann zwar nicht bestritten wer- 
den: eine zeitweise Doppelbelastung der DB tritt 
aber auch dann ein, wenn man. unter Beibehaltung 
des Umlageverfahjens für die ZrUr Zeit vorhandenen 
Versorgungsempfänger und aktiven Beamten das 
Rückstellungsprinzip erst auf die neu in die DB ein- 
tretenden Beamten anwenden würde. Die Doppel- 
belastung würde dabei nur zeitlich etwas stärker 
hinausgeschoben. 

Dem zweiten Ein wand ist folgendes zu entgegnen: 
Die Mittel, die die DB in Zukunft benötigt, setzen 
sich aus dem laufenden Betriebsaufwand, den not- 
wendigen Investitionen und den Versorgungsbezü- 
gen zusammen. Von den Investitionen wird in Zu- 
kunft ein größerer Prozentsatz als bisher aus den 
Betriebseinnahmen gedeckt werden können. Der 
Rest muß am Kapitalmarkt finanziert werden- Wenn 
nun für die Anwartschaften ein Teil der Betriebs- 
einnahmen zurückgestellt wird, so bedeutet dies, 
daß in diesem Umfange die DB den Weg der Selbst- 
finanzierung beschreitel und insoweit auf einen 
Rückgriff auf den Kapitalmarkt oder den Bund ver- 
zichten kann- Wenn der Bund die ihm zugedachle 
anteilige Pensionslasl (§ 6? des Vorschlags der 
Kommission für ein neues Bundesbahngesetz) nicht 
in seinen Haushalt übernehmen will, so hat dies 
zur Folge, daß die DB sich in stärkerem Ausmaße 
an den Kapitalmarkt wenden muß, oder, soweit sie 
dajs nicht kann, wie bisher vom Bund praktisch nicht 
rüdczaJilbare Darlehen benötigt. Das Investitions- 
volumen läßt sich keinesfaUs einschrönken, da 
ohne umfangreidie Investitionen der Betrieb der DB 
nidit in Ordnung gebracht werden kann. Die These, 
daß man die DB knapphalten müsse, um sie zu 
einem möglichst wirtschaftlichen Verhalten anzu- 
halten, ist durch die Entwicklung der letzten zehn 
Jahre widerlegt. Sonst müßte fieute e/ne hochren- 
table und völlig duTchorganisierle DB vor uns 
stehen. Das Gegenleii ist der Fall. Der aus der 
liquiditätsmäßigen Beendigung herrührende Defai- 
tismus hat die Kosten eher ansteigen lassen, als daß 
er sie gebremst hatte. 

7, Die nachstehenden Übersichten zeigen die künf- 
tigen Belastungen der DB und des Bundes auf, wenn 
der Vorschlag der Kommission (55 29 und 67 des 
Entwurfs eines Bundesbahngesetzes) angenommen 
oder von einer Halbierung der Altpensionen aus- 
gegaiigen wird. 
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Belastung der DB 


1 


3 


i 1 

1 s 

]9&] = Jahr 1 

PentüLons- 

rtEdc-stQllung 

ZusalzNrhe Ppn5]r>D5- 
Türksicllunri w^gian 
EThöhtvng dar Gahaitet 
und Ver?(>rgungs' 
bezügc 

ii 

b 

ü 

h 

Aolesl der DB 
an den Ailpensionei) 

Ge’^aiTLlbnlasliing 
der DE 

VeuJu^ung des feh- 
lenden Deckungs- 
stodtQs DB Jur diij 
Altpensäonen 
— AUi^g^ngshasls 
fnr 1953 Ö6l,e Milläo- 
neti DM {5 67 Vor- 
sdiSacj des Entwustf» 
für ein neues BbGJ 

SOprozcntigeT An- 
teil der DB an 

Ah Pensionen 
— Au&gangsbastfi 

8H Millionen DM 

Sunime 
Spalten 2, 

3 

Summe 
Spalten 2, 

2 + 4b 



in 

Millionen DM 




1961 

324,4 

21,8 

365,0 

405,5 

1 711,2 

751,7 

1962 

335,0 

42,8 

337,0 

390.0 

1 

767,8 

1963 

339,1 

62,3 

315,0 

370,0 

1 716,4 

771,4 

1964 

351,3 

81,0 

295,0 

360,0 

727,3 

792,3 

1965 

363,8 

97,5 

275,0 

340,0 

736,3 

801.3 

1966 

3?6,2 

112,5 

255,0 

320,0 

743.7 

1 808,7 


Daraus errechnet sich folgende Aufstockung der Pensionsrückstellung: 



1961 

1962 

1 

1963 

1 

1964 

1 

j 

1965 

1 

1966 




in Millionen DM 



Rückstellungen für An- 
wartschaften * , . * 

324,4 

335,0 

1 

339,1 

351,3 

1 

363,8 1 

376,2 

Erhöhung wegen Ge- 
haltserhöhungen . * 

21,8 

42,6 

62,3 

81,0 

97„5 

112,5 

Gesamtmführung . * 

346,2 

377,8 

401,4 

432,3 

i 

, 461,3 

488,7 

Pensionszahlungen . . 

25,1 

53,0 

83.5 

116,3 

151,0 

187,3 

Aulstodcung des 
Pensionsfonds für he- 
stehen-de Anwartschaf- 
ten . 

321,1 

324,8 

317,9 

1 

! 316,0 

310,3 

301,4 
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Für den Bund ergibt sich folgende Belastung: 


> 

2 1 

I 3 

4 


a 

b 


a 

b 

Jahr 

Anteil des Bundes an Altpensionen 

25prozentiger 
Anteil an 
Neupensionen 
(auf Grund heute 
bestehender 
Anwartschaften')) 

Gesamibefastung des Bundes 


Zurverfügung- 
stellung der not- 
wendigen Entnahm 
men aus dem feh- 
lenden Dedcungs- 
stock für Al t- 
1 Pensionen {§ 67 

1 des VoTschUgs 
der Kommission 
für ein neues Bun- 
desbahngesetz) 

50proZ€Titigor 

Anteil 

an Altpensionen') 

Summe 

Spalten 2a -i- 3 

Summe 

Spalten 2b -h 3 


in Millionen DM 


1961 

435 

405.5 

8,1 

443,1 

413,6 

1962 

425 

390,0 

16,7 

441,7 

406,7 

1963 

415 

370,0 

25,5 

440,5 

395,5 

1964 

405,9 

360,0 

34,6 

440,5 

394,6 

1965 

390 

340,0 

43,8 

433,8 

383,8 

1966 

375 

320,0 

52,9 

427,9 

372,9 


*) zijzüglidi ©ventueller Sleigeningsbetrage aus einer allgemeinen Erhöhung der Versorgungsbezüge 
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D. Steuern 

L Ubersichl 

1. Die Besteuerung der versdhiedenen Verkehrsträger ist aus der nadifolgenden Übersicht zu Emtnehmen: 


Steuergmppen und -art 

Deutsche Bundesbahn 

Nichlbundeseigene 

Eisenbahnen 

Straßenbahnen 
und Obusse 

a) Besilzsteuern 




Verniögensteue r 

steuerfrei, da Persönlidi- 

steuerpflichtig, soweit An- 

steuerpflichtig, soweit An- 


keit des öffentlichen 

teile nidit ausschließlich 

teile nidit aussdiließlidi 


Rechts (§ 1 VStG) 

Gebietskörpersdiaften 
gehören (§ 3 Abs. I Ziff. 3 
VStG) 

G ob ietsk örpersdiaf ten 
gehören (§3 Abs. 1 Ziff. 3 
VStG) 

Einkommen- und 
KÖrpersdiafts teuer 

steuerfrei gemäß § 4 Abs. 1 
Ziff. 1 KörpStG (aber^ 
Gewinnverwendung 
nach 5 33 BbG) 

steuerpflichtig 

steuerpfliditig 

b) Healsteiiern 




Grundsteuer 

steuerfrei: Schienenwege 

steuerfrei: Schienenwege 

steuerfrei: Schienenwege 


des öffentlichen Ver- 

des öffentlidien Ver- 

des öffentlidien Ver- 


kehrs (§ 4 Ziff. 9 GrStG) 

kehrs (§ 4 Ziff. 9 GrStG) 

kehrs (§ 4 Ziff. 9 GrStG) 


Verwaltimgs- und Be- 
triebsgrunds Lüdce (§ 4 
Ziff. Ib GrStG) 

50 V. H.: Betriebsgrund- 
stücke, die nidit Ver- 
waltungsstüdte sind (§ 4 
Ziff, 1 GrStG) 
sonst: steuerpflichtig 

im übrigen: steuerpfHch- 
tig 

im übrigen: steuerpfliditig 

Gewerbesteuer 

steuerfrei (§ 3 Ziff. 1 Gew- 
StG — aber Verwai- 
tungskostenzu schuß ge- 
mäß 5 24 des Einfüh- 
rungsgesetzes zu den 
Realsteuergesetzen) 

steuerpflichtig 

steuerpfliditig 
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Gewerblicher Personen- 
kraftverkehr (ohne Obusse) 

Binnenschiffahrt 

Gewerblidier ' 

Güterkraftverkehr 

Werkverkehr 

steuerpfliditig, Ausnah- 

men: DB und Bundes- 
post (§ 1 VStG) und Un- 
ternehmen, deren Antei- 
le aussdiließiidi Ge- 
bietskörpersdiaften ge- 
hören (§ 3 Abs. 1 Ziff. 3 
VStG) 

Steuerpflichtig 

steuerpflichtig 

% 

steuerpflichtig 

steuerpflichtig 

Ausnahmen: DB und Bun- 
despost 

steuerpflichtig 

steuerpflichtig 

steuerpfliditig 

Betriebsgrundstücke 
steuerpflichtig 
Ausnahmen: 50 v. H. für 
Betriebsgrunds Lücke der 
DB f§ 4 Ziff. 1 GrSlG) 

Betriebsgrundstücke 

steuerpflichtig 

B etriebsgrun dstücke 
steuerpflichtig 

Betriebsgrundstüdce 

steuerpflichtig 

sLeuerpfliditig, Ausnah^- 
men: DB und Bundespost 

steuerpflichtig 

steuerpflichtig 

steuerpfliditig 
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S teil erg ruppen und -arl 


Deutsche ßundesbahu 


Nichtbundeseigene 

Eisenbahnen 


Stiaßenbahnen 
und Obusse 


c) Verkehrsteuem 
Gründer werb- 
steuern 


Umsatzsteuer 


Befö rde rungs teue r 


d) Verbraudisteuem 

Mineralölsteuern 


e] Lastenausgleidi 
Vermögensabgabe 


Hypotbeken- 

gewimiöbgabe 

Kreditgewinn- 

dbgabe 


steuerpfliditig 
steuei pflichtig 


vgl. Beförclerungsteuer 
(§ 4 Ziff. 9 UStG) 


steuerpflichtig 

Ausnahmen: Arbeiter-, 
Schüler*, Militärperso- 
nenverkehr (§ 3 Abs. i 
Ziff. 1 BefStG), Orts- und 
Nachbarortslinienver- 
kehr (§ 3 Abs. 1 Ziff. 5a 
BefStG) , Expreßgut, Post- 
gut, Kohlen (§ 3 Abs. 1 
Ziff. 3 und 4 BefStG) 


steuerpflichtig 

steuerpflichtig 


vgl. Beförde rungs teuer 
(§ 4 Ziff. 9 UStG) 


steuerpflichtig 
Ausnahmen: wie bei DB 


steuerpflichtig 

Straßenbahnen: entfällt 

Obusse; steuerfrei (§ 
Ziff. 3 KraftStG) 

v.gl. Beförderungsteuer 
(§ 4 Ziff. 9 UStG) 


steuerpflicJü-ig 

Ausnahmen: Arbeiter-, 

Sdrüler-, Militärperso- 
nenverkehr (5 3 Abs. 1 
Ziff. l BefStG), Orls- 
und Nachbarortslinien- 
verkehr i(§ 3 -Abs. 1 
Ziff. 5b BefStG) 


sleuerpfliditig 

aber: Betriebsbeihilfe 

für Schienenfahrzeuge 
(IHM VerkFinG) 


steuerptlichtig 

aber: Betriebsbeihilfe 

für Sdiienenfahrzeuge 
(IHM VerkFinG) 


steuerpflichtig, jedoch Be- 
triebsbeihilfe nach in/4 
VerkFinG 


frei, soweit Vermögen im 
Rahmen der Betriebs- 
pflidit für Betriebs- und 
Verwaltungszwedce be- 
nutzt wird (§ 18 Abs. 1 
Nr. 2 LAG) 


frei, soweit Vermögen, 
das iin Rahmen der öf- 
fentlichen Verkehrsauf- 
gaben unmittelbar dem 
Betrieb und der VerwaF 
tung dient (§18 Abs. 1 
Nr. 9 Buchstabe a LAG) 


abgabepfliditig 

abgabefrei (kein gewerb- 
licher Betrieb) 


abgabepflichtig 


abgabepflic^ilig 


frei, soweit Vermögen im 
Rahmen der Aufgaben 
des öffentliciien Ver- 
kehrs gewidmet ist 
bei Straßenbahnen: dem 
Betrieb und der Verwal- 
tung (§ 18 Abs. 1 Nr 9 
Buchstabe b LAG) 
bei Obussen: dem Li- 
nienverkehr (§ 18 Abs. 1 
Nr. 9 Buchstabe c LAG) 

abgabepflichtig 

abgabepflichtig 
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Gewerblicher Personen- 
k-iaftverkehr (ohne Obusse) 

BinnerLsdiiffahrl 

Gewerblicher 

Gü terkrdft verkehr 

Werkverkehr 

steuerpflichtig 

Betriebsgrundstücke 

steuerpflichtig 

Belriebsgrundstüdce 

steuerpflichtig 

Betriebsgrundstücke 

steuerpfliditig 

steuerpfliditig 

entfälU (§ 1 KraftStG) 

steuerpflidiUg 

steuerpflichtig 

vgi. Beförderimgsteuer 
(§ 4 Ziff, 9 UStG) 

Steuerfrei (§ 35 Abs. 1 Ziff. I 
der Durdiführongsbe- 
stimmungen zum Um- 
so, tzsteuergesetz) 

Nahverkehr: steuer- 

pflidiüg 

Fernverkehr: vgl. Be- 
f ö rder uags t eu er 

Güterfernverkehr: vgl, Be- 
förderuags teuer 

Güternahverkehr: steuer- 
pflidilig, soweit entgelt- 
lich 

stcuerpfliditig, 

Ausnahmen: Arbeiter-, 

Schüler-, Militärperso- 
nenverkehr zu ermäßig- 
ten Preisen, Orts^ und 
Nadibarortslinienver- 
kehr 

entfällt (§ 1 BefStGj 

Fernverkehr: steuer- 

pflichtig 

Nahverkehr: vgl. Um- 
satzsteuer 

Güterfernverkehr: steuer- 
pflichtig nadi l/km (§ 1 1 
Abs. 2 BefStG) 

Güternahverkehr: vgl. Um- 
satzsteuer 

Personenverkehr: steuer- 
frei, soweit luientgelt- 
lich von und zur Ar- 
beitsstätte (§ l Abs. 2 
BefStG) 

steuerpfHditig 

Rheinschif fahrt: steuerfrei 
(VO vom 14. Januar 
1954 BGBL 11 S. 1), 
übrige Binnensdiiffahrt; 
BetriebsbeLhilfe (§ 2 VO 
vom 14. Januar 1954 
BGBl. II S. 1) 

steuerpflichtig 

steuerpflichtig 

frei, soweit Vermögen im 
Rahmen der Aufgaben 
des öffentlichen Ver- 
kehrs dem Linien ver- 
kehr mit Omnibussen 
gewidmet ist (§ 18 Abs. I 
Nr. 9 LAG) 

abgabepfJiditig 

abgabepfliditig 

abgabepfliditig 

abgabepfHdiUg 

abgabepflichtig 

abgabepfliditig 

abgabepflichtig 

abgabepflichtig 
Ausnahmen: DB und 
Bundespost 

abgabepflichtig 

abgabepflichtig 

abgabepflichtig 
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2* Aus der Aufstellung geht hervor, daß 

a) die BinnenschiffaJirt von der Mineralölsteucr, 
vom Mineralölzoll und von der Beförderung- 
steuer befreit ist; 

b) die nichtbundeseigenen Eisenbahnen, Straßen- 
bahnen und Omnibuslinien von der Vermögen- 
steuer befreit sind, soweit sie sich ausschließ- 
lich im Eigentum von Gebietsköiperschaften be- 
finden. Dasselbe gilt auch für Binnenschiffahrfs- 
unternehmen im Besitze von Gebictskörperschaf- 
ten; 

c) die DB von der Vermögen- und der Köiper- 
sdhaftsteuer vollständig und von den Realsteuern 
teilweise befreit ist. Außerdem genießt sie Ver- 
günstigungen bei der Mineralölsleuer und — 
dies geht aus der Übersicht nicht hervor — ^ bei 
der Wechselsteuer und in geringem Umfange 
auch bei der Kraftfahrzeugsteuor; 

d) die DB keine Vermögen^ und Kredilgewinnab- 

gabe zu entriditen hat, mit Ausnahme gewisser 
Vermögensteile, auf welche die DB jährlich rd* 
1 Mrd. DM Vermögensabgabe zu zahlen hat. 
Die Befreiung des Betriebsvermögens von Ver- 
mögens- und Kre;ditgewianabgabe nadi § 18 

Nr. 9 LAG steht auch den nichtbundeseigenen 
Eisenbahnen, Straßenbahnen und dem Omnibus- 
linienverkehr ZU; 

e) die verschiedenen Verkehrsträger in unterschied- 
licher Weise mit Umsatz- und Beförderungsteuer 
belastet sind. 

3, Wenn man die steuerliche Belastung unter dem 
GesidxLspunkt der Gleidiheit der Startbedingungen 
betrachten will, darf man nidit von den bestehen- 
den ReditsverhäUmssen ausgehen, sondern muß die 
DB methodisch so behandeln, als sei sie ein den 
übrigen wirtsdiaftlidien Unternehmen gleichge- 
stellter Betrieb. Auch bei den übrigen Verkehrs- 
trägern muß man von der gleidien wirtsdraftlidien 
Belastung mit Steuern ausgehen; denn ein Steuer- 
belastungsvergleich soll ja gerade die auf einer 
unterschiedlidien rechtlidien Regelung beruhenden 
Gegebenheiten aufzeigen. 

4, Die Befreiung der Binnenschiffahrt von der Be- 
förderungsteuer beruht letztlich auf der Mannheimer 
Akte. Das gleiche gilt für die Befreiung von Mineral- 
ölzoll, Umsatzausgleichsteuer und Mineralölsteuer. 
Auf Grund des Gesetzes vom 9, September 1953 
(BGBl. II S. 531}, betreffend das Abkommen zwischen 
den Rheiiiuferstaaten und Belgien vom 16. Mai 1952 
über die zoll- und abgabenredüliche Behandlung des 
Gasöls, das als Schiffsbedarf in der Rheinsduffahrt 
verwendet wird, ist das von der Rheinschiffahrt für 
den Schifisbedarf verwendete Gasöl wie in den 
übrigen Rheinuferstaaten auch in der Bundesrepu- 
blik von Zöllen und sonstigen Abgaben freigestellt. 

Die Befreiung der Binnenschiffahrt von der Be- 
förderungsteuer und die Gewährung einer Betriebs- 
beihilfe an sie außerhalb des Rheinstromgebietes 
mußte deshalb erfolgen, weil die Binnenschiffahrt 
in den übrigen Stromgebieten nicht schlechter ge- 
stellt werden konnte als im Rheinstromgebiet. 


Vom Umsatz der deutschen Binnenschiffahrt ohne 
Transitverkehr, der für 1958 auf 590 Millionen DM 
beziffert wird, entfallen rd. 210 Millionen DM auf 
Kohlentransporte. Infolgedessen beträgt der Aus- 
fall an Beförderungsteuer 7 v. H. aus 380 Millio- 
nen DM, also rd, 26,6 Millionen DM, Die Befreiung 
von Mineralölzoll und Mineralölsteuer erfolgt in 
der Weise, daß der Binnenschiffahrt eine Betriebs- 
beihilfe von 31,10 DM/ 100 kg Gasöl vom Bund 
gewährt wird. Darin sind 14,05 DM Mineraiöl- 
züll und Ausgleichsteuer enthalten. Im Jahre 1958 
sind auf 88 700 t Gasöl des inländischen Ver- 
brauchs somit 12,462 Millionen DM Mineralölzoll 
und Ausgle.idi Steuer zurückerstattet worden. Die 
Rückvergütung bezieht sich jedodi nur auf das auf 
den Flüssen und Kanälen außerhalb des Rhein- 
gebietes getankte Gasöl, da.s im Jahre 1958 40 v. H. 
des Gesamtverbrauchs ausmachte. Die übrigen 
60 V. H, werden innerhalb des Rheingebiets zoil- 
und steuerfrei getankt. Die Befreiung der Binnen- 
schil fahrt von Mineralölzoll und Airsgleichsteuer 
stellt daher eine fiskalische Entlastung von insge- 
samt 31,2 Millionen DM dar. Das ergibt insgesamt 
eine Besserstellung der Binnenschiffahrt gegenüber 
den übrigen Verkehrsträgern von rd. 57,8 Millio- 
nen DM. 

Es sind Schätzungen über den Umsatz der deut- 
schen Binnenschiffahrt ohne Transitverkehr für das 
Jahr 1958 vorgenommeii worden, die einen Betrag 
von rd. 590 Millionen DM ergeben. Dabei wurden 
für den innerdeutschen Verkehr Durchschnittswerte 
aus den Festfrachten gebildet. Für den grenzüber- 
schreitenden Verkehr wurden die Werte an be- 
kanntgewordenen internationalen Frachten orien- 
tiert. Von den geschätzten Erlösen entfielen rd. 210 
Millionen DM auf die Beförderung von Stein- und 
Braunkohle, Inwieweit bei den grenzüberschreiten- 
den Transporten der Erlös als im Ausland erzielt 
angesehen werden muß, kann nicht abgegrenzt wer- 
den. An Schiffahrtsabgaben wurden im Jahre 1958 
rd. 32 430 000 DM erzielt, die ebenfalls in dem ge- 
schätzten Umsatz enthalten sind. 


Ih Besitzsfeuern 

1, Der steuerlidien Entlastung der zu 100 v. H. im 
Besitz von Gebielskörperschaften befindlichen Eisen- 
bahnen. Sdiiffahrts- und Ümnibuslinien von der Ver- 
mögensteuer ist die Kommission nicht nachgegan- 
gen, da es sich dabei um einen für die Vergleichs- 
zwecke nicht sonderlich ins Gewicht fallenden Be- 
trag handeln dürfte, zumal wenn man berücksiditigt, 
daß dabei das der Finanzierung des Schienenwegs 
dienende Vermögen auszusebeiden wäre. 

2. Bei der Beurteilung der Verhältnisse der DB ist 
die Steuerbefreiung von der Körperschaftsteuer und 
der Gewerbeertragsteuer ohne Bedeutung, da es 
sidi dabei um Gewinasteuern handelt, die infolge- 
dessen keine Vorbelastung des Betriebs darstellen. 
Von der konkurrierenden Binnensdiiffahrt und vom 
Kraftverkehr wird dagegen eingewandt, daß, wenn 
die DB wieder Gewinne erwirtsdiaften sollte, ihr 
durdr diese Steuerbefreiung der Weg der Selbst- 
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finanzierung erleiditert würde. Praktisch hat dieser 
Gesichtspunkt jeciodi kein Gewichtr da es dem 
Eigentümer der DB ohnedies freisteht, deren Kapital 
nach Bedarf aufzustocken. Ob dies nun nach Abfüh- 
rung einer KÖrpersdiaftsteirer oder in der Weise 
Qesdiieht, daß der Bund auf die Geitendmachimg 
dieser Steuer verziditeh ist dabei gleichgültig. Eine 
gewisse Bedeutung hat die Befreiung von den Er- 
tragsteuern allerdings bei der Kalkulation koslen- 
dedcender Tarife, In diesem Falle muß eine ange- 
messene Verzinsung des Eigenkapitals der DB mit 
einkalkuliert werden, weil der Verzicht auf dessen 
Verzinsung (einsdiließlich anteiliger Ertiagsteuer) 
sonst zu einem Dumping gegenüber den übrigen 
Verkehrsträgern führen würde, soweit die konkur- 
rierenden Verkehrsträger nicht mit geringeren Be- 
triebskosten arbeiten als die DB. Dies dürfte aber 
im allgemeinen der Fall sein. 

3. Hinsichtlich der Grunds f euer liegen die Ver- 
hältnisse bei der DB so, daß die dein Schienenweg 
des öffentlichen Verkehrs gewidmeten Grundstücke 
steuerfrei sind. Da auch bei den Wegekosten der 
Binnenschiffahrt und des Kraftverkehrs keine Grund- 
steuer berücksichtigt ist, ersdieint diese Regelung 
angemessen. Dagegen kann bei einer wirtschaft- 
lichen Betraditungsweise nicht zugestanden werden 
daß die Verwaltungsgebäude grundsteuerfrei blei- 
ben, da die Hoheltsaufgaben der Hauptverwaltung 
der DB und der Bundesbahndirektionen, gemessen 
an dem durch ihre wirtschaftlidien Aufgaben anfal- 
lenden Arbeitsanfall, so minimal sind, daß derRaiim- 
aufwand für die Erfüllung von Hoheitsaufgaben 
ohne weiteres vernachlässigt werden kann. Ebenso- 
wenig kann man unter wirlsdiaftlichen Gesidits- 
punkten die im Gesetz festgelegte halbe Steuerbe- 
freiung der übrigen Betriebsgrundslücke zugrunde 
legen, 

4* Geht man von den vermutlidi überholten Ein- 
heitswerten vom 1, Januar 1953 aus, so ergibt sich 
folgende Bewertungsgrundiage: 

Millionen 

DM 


voll steuerpflichtige Einheitswerte . . . 291 „402 
halb steuerpflichtige Einheits werte . , * 313,796 
grundsteuerfreie Einheitswerte der Ver- 

wallungsgrundstüdce 43„163 

648.361 


Ein Gutachten der DB zur steuerlichen Begünsti- 
gung der DB rechnet davon weitere 75,549 Millio- 
nen DM dem Fahrweg zu. Dabei handelt es sich 
Jedoch um die Grundstüdce der Oberbaustofflager, 
der Werkstätten, der Lagerplätze, der Bahn- 
meistereien, der B rücken mei Ster eien und der Signa I- 
meistereien, die nach Auffassung der Kommission 
nicht dem Fahrweg zugerechnet werden können. 

Auf die voll steuerpflichtigen und halb steuer- 
pflichtigen Einheitswerte entriciitet die DB jährlich 
8,3 Millionen DM Grundsteuer, Das ergibt einen 
Steuersatz von rd. 18,5 v. T. Dieser Satz wurde der 
Besteuerung der vollen Einheitswerte zugrunde ge- 


legt, obwohl die in Großstädten gelegenen Verwal- 
tungsgebäude vermutlich einem höheren Grund’ 
steuerhebesatz unterworfen sein dürften, als er dem 
obigen Durciischnittssatz von 18,5 v. T, zugrunde 
liegt. Das ergibt eine GrundsLeuerhelastung von rd. 
I2,ü Millionen DM. Die Teilbefreiimg der DB von 
Grundsteuern stelU also nur eine Entlastung von 
3,7 Millionen DM dar. 

5. Die Ver/72ögen- und Gewerbekapitals teuer stei- 
len eine echte Vorbelastung eines Betriebs dar, da 
beide Steuern unabhängig von der Rentabilität 
eines Betriebs erwirtsciiaftet werden müssen. In 
den meisten Ländern der Bundesrepublik wird da- 
neben von den Gemeinden noch Lohnsummensteuer 
erhoben. Das wirkt sich jedoch in geringeren Hebe- 
sälzen für die Gewerbeertrag- und Gewerbekapital- 
steuei aus. Um den ßelastungsvergieich zu verein- 
fadien, wird davon ausgegangen, daß — ^ wie ln den 
Ländern Bayern und Baden-Württemberg — nur 
Gewerbekapitalsteuer von 2 v. T, mit einem Hebe- 
satz von 300 V. H, erhoben wird. Dos ergibt einen 
Gewerbekapitalsteuersatz von 0,6 v. H. 

Dem Belastungsvergleich können keine älteren 
betrieblidien Ein hei ts werte zugrunde gelegt wer- 
den. Um zertna:h zu sein, wird nachstehend vom 
Jahres- Abschluß 31. Dezember 1958 ausgegangen. 
Die nachstehende Betradrtimg untersdieiclet sich 
von flerjemgen der DB bzw. der von ihr einge- 
setzten Arbeitsgemeinschaft zur Untersudiung der 
steueilidien. Begünstigung der DB in folgenden drei 
Punkten: 

a) Es wird unlerstellL daß der Bund für die nicht 
gebildete Pensionsrückstellung für die heutigen 
Versorgungsempfänger aufzukommen hat, so daß 
die DB aus iliiem Kapital nur eine Pensionsrück- 
stellung für die AnwartsdiaJten in Höhe von 
6,361 Millionen DM zu bilden hat*). Diese ist 
auf der Grundlage eines Zinsfußes von 5 v. H. 
p. a. errechneti ein Zinssatz von 3,5 v, H. würde 
einen Rüdes lei lungsbedarf von 8,200 Mrd, DM 
ergeben. Da die steuerliche Berücksichtigung von 
Pensionsverpfliditungen sich nicht nach der 
nominellen Höhe der Rückstellung richtet, son- 
dern die Pensionsverpfliditungen der gewerb- 
lidien Unternehmen in der Vermögensbilanz und 
damit audi für die Gewerbekapilalsleuer höch- 
stens mit 50 V. H. der Belastung steuerlich be- 
rück sidUigt werden, wird zugunsten der DB an- 
genommen. daß sich diese 50 v. H. nach dem auf 
der Grundlage von 3,5 v. H. berechneten Rück- 
stellungsbedarf berechnen und die DB demnach 
4,100 Mrd* DM als Pensionsverpfüditung in der 
Vermögensteuerbilanz absetzen kann. Damit 
würde das Argument der Überschuldung beim 
steuerlichen Lastenvergleich entfallen. 

*) Die Betriebsrechniing der DB soll nur mit der laufen- 
den Pensionsrückstelhing für die l^estehenden AnwarL 
sebaften belastet werden. Soweit die DB die Ruhe- 
gehälter der heute bereits im Ruhestand befindhdieti 
Beamten trägt, stellt dies — wirtsdiaftlidi betrach- 
tet — eine anteilige Verzinsung ihres Eigonkapitals 
dar (Näheres wurde im II. Teil Abschnitt C aus- 
gnführt). 
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b) Die Dauerschvüden werden nidit anteilig auf den r 
von der Besteuerung auszunehmenden Fahrweg 
und das übrige Betriebs vermögen aufgeteilt, 
sondern die Fahrweg in vestitionen in voller Höhe 
gegen das steuerpflichtige Eigenkapital aufge- 
redmet, 

c) Die Dauersdiulden werden etwas anders be- 
rechnet, als es die Arbeitsgemeinsdiaft der DB 
getan hat- 

6. Danach ergibt sich folgende iBerechnong für die 
Bemesmngsgrundlage der Vermögensteuer 

Millionen DM 

Eigenkapital der DB ,.11 300,0 

Aus freigewordenen Rückstellungen und 
Wertberiditigungen zum 31. Dezember 

1958 gebildete Rücklage 504,7 

Gegenwert aktivierbarer, brauchbarer Alt- 
stoffe und Schrottbestände 259,2 

Bundesmittel (als haftendes Kapital be- 
handelt) 2 752, 1 

14 816,0 

Verlustvorlrag zum 31. Dezember 1958 1 255,0 

13 561,0 

./, 50v*H. der Pensionsverpflichtungen . 4 100,0 

9 461,0 

Investitionen des Fahrwegs und 
übriges Grundeigentum 

Fahrweg 8 058,9 

Sonstiges Grundeigentum . 256,8 8 315,7 

Steuerpflichtiges Nettovermögen . . 1 145.3 

Dabei ersdieint es zweifelhaft, ob man unter die 
Investitionen des Fahrwegs auch 524,3 Millionen DM 
für Signalanlagen und weitere 172,9 Millionen DM 
für die Hälfte der Fernmeldeanlagen zählen kann, 
oder ob man diese nicht zu den Betrieb-sinvesli- 
tionen rechnen muß, 1 v. H* auf das erredinete 
Nettovermögen der DB ergibt eine Vermögensteuer- 
belastung von jährlich rd, 11,4 Millionen DM. Hin- 
sichtlich der Zusetzungen zum Eigenkapital der DB 
wird auf die spätere Behandlung ihrer künftigen 
Bilanz im Schlußteil des Berichts (IX. Teil Ab- 
schnitt C) verwiesen. Für die Ubungszeit wird 
unterstellt, daß Betriebs- bzw. Bilanzverluste der 
DB durch Zuführung neuer Mittel durch den Bund 
abgedeckt werden, so daß das einer Vermögen- 
Steuer unterliegende Kapital sich nur noch durch 
eine Neubewertiuig der Aktiven ändern kann, 

7- Die bereinigte Bilanz der DB weist zum 31, De- 
zember 1958 folgende Dauerschulden aus: 

Millionen DM 

Rückstellungen für ungewisse Schulden 

und die Beseitigung von Kriegssdiäden 173.2 


Langfristige Verbindlichkeiten 3 169,2 

Mittelfristig aufgenommene Verbindlich- 

kellen 691,3 

4 033,7 


Zu diesen langfristigen Verptlichtungen kommt 
noch das steuerpflichtige Netto vermögen der DB 
von H45.3 Millionen DM. so daß sich für die Ge- 
werbekapitalsteuer ein steuerpflichtiges Vermögen 
von 5179,0 Millionen DM ergibt, Unter Zugrunde- 
legung eines Gewerbesteuersatzes von 0,6 v. H. er- 
gäbe sich somit eine Gewerbekapitalsteuerschuid 
von 31,1 Millionen DM. Davon sind jedoch die Ver- 
waltungskosteiizusdiüsse an die Gemeinden, die im 
Hinblick auf die Gewerbesleuerfreiheit der DB auf 
Grund eines Gesetzes von 1930 an diese bezahlt 
werden, mit 7,5 Millionen DM abzusetzen, so daß 
die Steuerbefreiung bei der Gewerbekapitalsteuer 
sich für die DB nur in Höhe von 23,6 Millionen DM 
auswirkt. Die Befreiimg von der Gewerbesteuer 
wird in Zukunft nodi etwas stärker ins Gewidit 
fallen, wenn man berücksiditigt, daß der aus 
eigenen oder langfristigen Fremdmitteln zu finan- 
zierende Anlagenzuwadis der DB in den nächsten 
Jahren beträchtlich sein wird. 

Die Bewertung der Anlagen der DB bleibt so 
lange problematisdi. bis eine Neubewertung sLatt- 
gefunden hat. Jede Bewertungsveränderung gehl zu 
Gunsten oder zu Lasten des Eigenkapitals der DB. 
Eine Wertminderung oder Erhöhung wirkt sich da- 
her in Höhe von 1,6 v. H, (Vermögen- und Gewerbe- 
kapitalsteuer) auf die vergleichbare steuerliche Be- 
lastung aus. Eine Wertminderung oder -erhöhung 
um 1 Mrd. DM hätte daher eine Minderung oder Er- 
höhung der vergleichbaren Last um ) 6 Millionen DM 
zur Folge. 


IIL Lastenausgleidi 

Seitens der konkurrierenden BIrmenschif fahrt 
wird darauf hingewiesen, daß die DB durch die Be- 
freiung vom Lastenausgleich Vorteile habe. Der ge- 
werbliche Güterverkehr ist von ihm weit weniger 
betroffen als die Binnenschiffahrt, da dessen Ver- 
mögen am Stichtag der Währungsumstellung nodi 
geringfügig war. Die DB ist zur Soforthilfe heran- 
gezogen worden. Da der Bund die Verluste der DB 
jedoch teils übernommen hat, teils in Anrechnung 
auf seine Kapitalanlage noch übernehmen muß. so 
ist die DB de facto aucli von der Soforthilfe befreit 
geblieben. Ursprünglich war der Lastenausgleich, 
auf den die Soforthilfeabgabe nur eine Voraus- 
zahlung darstellen sollte, als eine echte Vermögen.s- 
abgabe gedadit. Im vorliegenden Falle war es nicht 
praktisch, daß der Gläubiger dieser Vermögens- 
abgabe sein eigenes Sondervermögen damit be- 
lastete, da er ja nur an sich selbst zu zahlen gehabt 
hätte. Inzwischen hat es sich jedodi herausgestellt, 
daß infolge der vollständigen Überwälzung der Ver- 
mögensabgabe auf die Verbraucher ■ — ■ mit Aus- 
nahme der Althausbesitzer und einiger weniger 
Wirtschaftszweige und Einzelbetriebe, die seit 1948 
im Schatten des allgemeinen Kon junkturaufsdiwungs 
geblieben sind — die Vermögensabgabe in Wirk- 
lichkeit zu einer Betriebssteuer geworden ist, die 
die einzelnen Betriebe — gemessen an ihrem Um- 
satz, ihrer Nettoproduktionsleistung oder ihrem 
Gewinn — je nadi dem Grad ihrer seinerzeitigen 
Substanzerhaltung in unterschiedlicher Weise be- 
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lastet. Insofern stellt die Befreiung von der Ver- 
mögensabgabe eine steueriidie Entlastung der DB 
bzw. — unter dem Gesichtspunkt der Steuerüber- 
wälzung — eine Entlastung ihrer Verfrachter dar. 
Auf der anderen Seite ist nicht zu verkennen, daß 
der deutsdien Binneiisdiiffahrt durch die Wieder- 
aufbauhilfe des § 7d EStG erhebliche Subventionen 
zugeflossen sind. Denn die Möglichkeit oiiier Sofovt- 
abschreibung stellt nidit nur eine zeitlidie Ver- 
schiebung der Gewinnbesteuerung, sondern bis 7A\ 
deren tatsädilichem Eintritt in Höhe der Verzinsung 
der steuerbegünstigten Abschreibungen audi eine 
echte Zinssubvention dar. In Anbetracht dieses Um- 
stands und des umstrittenen Charakters der Ver- 
mögensabgabe — formal kann auch heute nodi nur 
die Zinsbelastung zu Lasten des steuerbaren Ge- 
winns abgezogen werden, während die Kapital- 
tilgimg aus dem versteuerten Gewinn oder aus der 
Substanz bestritten werden muß — hat die Kom- 
mission davon abgesehen, die Befreiung der DB 
vom Lastenausgieich in den steuerlichen Belastungs- 
ausgleich mit einzubeziehen. 


IV, Verkehrsteuern 

1. Die steuerliche Begünstigung der Binnenschiff- 
fahrt hinsichtlich der Betördeningsieucr wird man 
nicht als eine steuerliche Entlastung dieses Ver- 
kehrsträgers, sondern lediglich als kostenmäßige 
Entlastung der Verfrachter ansehen dürfen. Denn es 
kann davon ausgegangen werden, daß die Beförde- 
rungsteuer in vollem Umfange über die Tarife auf 
die Verfrachter abgewalzt wird. Die ßeförderung- 
steuer ist wijtsdiafUidh betrachtet eine Sonderiorm 
der Umsatzsieuer. Die besonders hohe Beförderung- 
Steuer des Werkfernverkehrs ist daher wirtschaft- 
lich als eine Sonderform der gewisse interne 
Umsätze besteuernden Zusatzumsatzsteuer zu ver- 
stehen. Inwieweit die Beförderungsleuer des Werk- 
fernverkehrs in den Preisen auf die Abnehmer der 
Werkfernverkehr betreibenden Firmen abgewälzt 
wird, bleibt dabei eine offene Frage, 

2. Für die Tarifbildung spielt die steuerliche Be- 
lastung mit Beförderungsleuer und Umsatzsteuer 
indessen eine Rolle. Daher ist nachstehend die 
untersciriedliche Belastung der Transportleistungen 
mit Beförderungsteuer und Umsatzsteuer wieder- 
gegeben; 

Steueraufkommen 
in Millionen DM 
(1958) 

A, Personenverkehr 

U Arbeiter-, Schüler- und Militär- 
personenverkelir, steuerfrei, auch, 
im Werkverkehr - — 

2, Eisenbahnen, Straßenbahnen, Om- 
nibuslinien und gewerblicher Om- 
nibusverkehr im Orts- und Nach- 
barortsverkehr, steuerfrei , . . . — 


Übertrag: 


S t eue rau fkom m en 
in Millionen DM 
(1958) 

Übertrag: — 

3. Eisenbahn, steuerpflichtig 

I. Klasse 14 v. H. vom Fahrpreis 25,0 

11, Klasse 11 v, H. vom Fahrpreis 157,0 

4. Straßenbahnen, Omnibuslinien und 
gewerbliche Omnibusunternehmen 
außerhalb des Nadibarortsverkehrs, (unbekannt) 
steuerpflichtig: 12 v. H. vom Fahr- 
preis; bei Straßenbahnen. 6 v. H. 

B, Güterverkehr 

1. Steuerfrei: Kohle, Expreßgut und 

Postgut bei allen Eisenbahnen . . — 

2. Steuerfrei: die Beförderung durch 

die Binnenschiffahrt — 

3. Sonstige Beförderung der Eisen- 

bahn, steuerpflichtig mit 3,846 v, H. 
der Fradit (bis 49 kra Beförderungs- 
stredce) im übrigen 6,542 v. H. . . 185,5 

4. Beförderung durch den gewerb- 

lichen Güterfernverkehr, steuer- 
pfliditig mit 6,542 v. H. von Fradit 108, (} 

5. Beförderung durch den Güternah- 
verkehr mit 4 V. H. Umsatzsteuer 

von Frachlsumme . (unbekannt) 

6. Beförderung durch den Werknah- 

verkehr mit 4 V. H, von Fracht für 
die im Verkaufspreis enthaltenen 
anteiligen Frachtkosten (unbekannt) 

7. Beförderung durdi den Werkfern- 

verkehr mit 0,05 DM je t/km (Aus- 
nahme Lebensihittel usw.) *) . . , 118,0 

411,5 

Das ergibt unter Berücksichtigung der Netto- 

t/km-Leistung folgende Belastung pro Netto-t/km: 


1 

Ui?ut5rhG 

Bündös- 

bahn 

Gcjwcrb- 

bOier 

Gülfet- 

fcm- 

veiJcehr 

Ge- 

werb* 

lldier 

Gütnr- 

nah’ 

V«}T‘ 

kehr 

Werk- 

nah- 

ver- 

kehr 

Wcrk- 

fera- 

verkehr 

Geleistete 
Netlo-t/km 
in Mil- 
lionen 

56 635 

14 937 



3 298 


in DM je Netto-t/km 



Steuer- 

beiastung 

0,0033 

0,0072 

— 

— 

0,0358 


3. Die niedrigere tonnenkilometrisdie Belastung 
der DB geht auf den hohen Anteil der beförderung- 
steuerfreien Kohlenfrachten zurück. Die Belastung 
des Werkfernverkehrs mit Beförderungsteuer kann 

*) bis 1. April 1958 0,04 DM je t/kni. Dieser Satz gilt 
weder für Fahrzeuge mit einer Nutzlast bis zu 4 t, 
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zu einer Mehrbelastung des Frachtaufwands bis zu 
35 V. H. führen. Trotzdem hat sich die Beförderung- 
steuer auf den Werkfernverkehr nur in beschränk- 
tem Umfang prohibitiv ausgewirkt und, soweit der 
Werkfernverkehr zurückgegangen ist, ist das Fracht- | 
gut nidil zur DB, sondern zum gewerblichen Güter- | 
fernverkehr abgewandert. | 

Die Beförderungsteuer im Omnibusverkehr be- 
trägt 12 v.H,; im Orts- und Nachbarortsverkehr 
wird keine Steuer erhoben. Die Beförderimgsteuer 
ira Sdiienenverkehr der DB beträgt in der I. Klasse | 
14 V, H. und in der II. Klasse 11 v. H.; auf Ent- 
fernungen bis 15 km wird neuerdings keine Beför- 
derungsteuer erhoben. 

Die Beförderungsteuer im Güterverkehr der DB 
beträgt 7 v. H. (Kohle ist beförderungsteuerfrei), für 
Transporte bis 49 km 4 v. H, Im gewerblichen Güter- 
nahverkehr im Radius von 50 km (praktische 
Entfernung 100 bis 120 km) wird keine Beförderung- 
steuer, sondern nur 4 v. H* Umsatzsteuer erhoben. 
Der gewerblidie Güterfernverkehr zahlt wie die DB 
7 V. H. Beförderungsteuer auf die Nettofracht von 
durchschnittlich 12,5 Pf je l/km (Steuer 0,8 Pf | 
je t/km). I 

Im Werkfernverkelir — der Werknahverkehr ist 
steuerfrei — wird bei Beförderung in Lkw von 
weniger als 4 t zulässiger Nutzlast 4 Pf je t/km, im 
übrigen 5 Pf je t/km Beförderungsteuer erhoben. 
Diese richtet sich nach der Höhe der Nettolast und 
beträgt im Einzelfall 1 bis 5 Pf je t/km. Da für ein- 
zelne Guterarten, Fahrzeuge und bestimmte Gebiete 
Ermäßigungen gewährt werden, beträgt der Durch- 
scimittssatz 3 Pf je t/km. Das bedeutet, daß bei ^ 
einer Verkehrsleistung von 3,2 Mrd, l/km das ! 
Steuermehrauf kommen auf Grund des Verkehrs- 
finanzgesetzes 1955 im Jahr 1958 HÖ Millionen DM 
betrug. Die prozentual höhere Beförderungsteuer 
des Werkfernverkehrs wird damit begründet, daß 
er die fraditgünstigsten Transporte übernommen 
hat. Die hohe Besteuerung des Werkfernverkehrs 
dient dem Schutze des öffentlichen Güterverkehrs, 
für den angemessene und die Wirtschaftlichkeit 
sicherstellende Tarife nur geschaffen werden kön- 
nen, wenn es der Wirtschaft erschwert wird, in den 
Werkverkehr mit solchen Transporten auszuwei- 
chen, die für sie mit eigenen Fahrzeugen rentabler 
sind. Sie hat die Mögliciikeit, rentable Transporte 
selbst durchzuführen, andere dagegen dem öffent- 
lichen Verkehr anzudienen, und zwar vor allem der 
DB, die auf Grund der Beförderungspfiicht zur 
Durchführung dieser Transporte verpflichtet ist 
Audi bei Nebel oder Glatteis sowie bei Überlastung 
der eigenen Transportmittel kann die Wirlsdiaft 
auf den Transportraum der DB und des gewerblidien 
Kraftverkehrs zurückgreifen. Die Beförderungsleuer 
im Werkfernverkehr ist daher eine Ausgleichs- 
abgabe, jedoch kein Wegekostenbeitrag. 

Die Aufrechlerhaltung einer besonderen Beförde- 
rungsteuer ist nur dann geredrtfertigt, wenn man 
glaubt, in ihr ein Instrument für verkehrspolilische 
Maßnahmen zu besitzen, oder hofft einmal Gelegen- 
heit zu haben, auch die ausländische Binnenschiff- 
fahrt der Beförderungsteuer unterwerfen zu können. 
Teilt man beide Gesichtspunkte nidit, dann er- 


scheint eine Ablösung der Beförderungsteuer durch 
die allgemeine Umsatzsteuer richtiger. Das würde 
aber für den Bund bei einem Gesamtumsatz der DB 
von 6831,3 Millionen DM im Jahre 1958 ein Umsatz- 
steueraufkommen von 273,3 Millionen DM und so- 
mit einen Steuerausfall von 93.2 Millionen DM be- 
deuten, 

4* Die DB bezahlt M/nera/ö/zoJJ und Untsatzaus- 
gleichsteuer auf Importö] wie die übrigen Ver- 
kehrsträger mit Ausnahme der Binnenschiffahrt, Es 
handelt sidi dabei um eine Fiskalabgabe, die nicht 
unter die Wegekosten gerechnet wird. Die Eisen- 
bahnen erhalten auf die Mineralölsteuer von 
18,05 DM je 100 kg eine Betriebsbeihilfe von 
11,75 DM (Differenz zwischen dem alten Mineralöl- 
steuersatz von 6,30 DM und dem neuen Steuersatz), 
Da es sidi bei der Mineralölsteuer — verkehrs- 
politisch betraditet — um eine Abgeltung von Stra- 
ßenkosten handelt, ist die DB grundsätzlich von der 
ganzen MineralölsLeuer zu entlasten, soweit diese 
nicht die bundesbahneigenen Kraftfahrzeuge be- 
trifft. Das bedeutet eine zusätzliche jährliche Be- 
triebshilfe von 6.4 Millionen DM. 

5. Weiterhin ist die DB nach § 2 Ziff, 2 de^ Kraft- 
fahrxeugsteuergesetzes für die Kraftfahrzeuge der 
Bahnpolizei befreit. Im Hinblick auf die Gering- 
fügigkeit dieses Betrags wurde auf seine Ermittlung 
verziditet. Auch ist die DB nadi § 20 der Reichs- 
schuldenordnung von der Wedisefsfeuer (0,15 DM 
je 100,00 DM) befreit. Dies betrifft auch die Ausgabe 
von Sdiatzanweisungen. Die Höhe der steuerlichen 
Entlastung wird jeweils vom Umfang der Wechsel- 
aussteilungen abhängen; am 31. Dezember 1957 be- 
liefen sic^i diese auf rd, 95.8 Millionen DM. Die 
Steuerbefreiung betrug danadi rd, 0,144 Millio- 
nen DM. Der Betrag der ausgegebenen Schatz- 
anweisungen wurde in diese Redinung nicht mit 
einbezogen, da sie mehr den Charakter von Kassen- 
obligationen als von Wechseln haben, 

V. Belastungsvergleidi 

Auf Grund vorstehender Darlegungen erheben 
sich folgende Steuerbelastungsuntersdiiede: 



sdiiffahit 

DB 1 

Krafl^ 

vorkehr 


Millionen DM 

Beförderungsteuer 

+ 26,6 

— 

— 

Mineralölzoll 

+ 31,2 

— 

— 

Mineralöls teuer 

— 

./. 6,4 

— 

Kraftfahrzeugsteuer 

— 

=™ 

— 

Wechselsteuer 

— 

+ Od 

— 

Grundsteuer 

„ 

+ 3,7 

— 

Vermögensteuer 

— 

-h 1Ü4 

— 

Gewerbekapitalsteuer 

— 

+ 23,6 

— 

Steuerbegünstigung 

insgesamt 

+ 57,8 

+ 38,8 




./. 6.4 
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Die Kommission ist davon unterrichtet, daß 
das Bundesverkehrsministerium im Benelimen mit 
dem Bundesfinamzminislerium dem Rheinisch-West- 
talischen Institut für Wirtschaftsforsdiung in Essen 
einen Auftrag zur ErslatUtng eines Gutachtens er- 
teilt hat mit dem Thema: 

„Weiche Auswirkungen ergeben sich aus der 


Lintersdnedlidien Belastung mit Steuern und ent- 
sprechenden öffentlichen Abgaben auf die Wett’ 
bewerbslage der inländischen Verkehrsträger?" 

Die Kommission will dem Ergebnis dieses Gut- 
achtens nidit vorgreifen. Sie betradilel ihre vor- 
stehenden Darlegungen als einen Beitrag zur weh 
teren Klärung der Probleme. 


E. Wegekosten 


L Allgemeine Vorbemerkung 

1, Im Rahmen ihrer Überlegungen hat die Kom- 
m/ssion in Durchführung ihres Auftrages es für not- 
wendig gehalten, sidi eingehend mit der Frage der 
unterschiedlichen Belastung der einzelnen Verkehrs- 
zweige durdi die Wegekosten zu befassen. Amt- 
liche Unterlagen dazu werden zwar schon seit län- 
gerer Zeit vorbereitetj die Untersuchungen sind je- 
doch noch nicht abgesdilossen. Die Komm/ssion 
mußte sich daher weitgehend auf vorläufige Ermitt- 
lungen, zum Teil auch auf Sdiätzungen stützen. Die 
nachfolgenden Darlegungen und Schlußfolgerungen 
können daher nur mit den Vorbehalten wieder- 
gegeben werden, die sich aus der Unvollständigkeit 
des Materials ergeben. 

Die Kommission ist der Auffassung, daß die zur 
Zeit laufenden statistischen und sonstigen Ermitt- 
lungen mit Nachdruck weiter verfolgt werden solf- 
ten, um in möglichst naher Zukunft die hier ver- 
wendeten Ergebnisse zu überprüfen und gegebenen- 
falls ridiligzustellen. 

Der Kommission kam es trotz dieser Schwierig- 
keit darauf an, ungefähre Vorstellungen von der 
Größen Ordnung der in Frage stehenden Sachver- 
haite zu gewinnen und damit einen Beitrag für die 
laufenden Diskussionen über eine gleidimäßige 
Belastung der einzelnen Verkehrsträger zu liefern. 
Soweit sie Schlußfolgerungen aus diesen über- 
schläglichen Beredinungen gezogen hat; sind sie 
unter BeadUung der oben erwähnten Vorbehalte 
erfolgt und werden von ihr im ganzen als realislisdi 
beurteilt. 

2, Die öffentliche Hand hat in der Vergangenheit 
alle Sparten des irmerdeutsdien Güterverkehrs^ 
wenn auch in untersdiiedlidier Höhe, subventioniert. 

Bei der Dß gesdmh dies im Wege des Verzichtes 
auf eine angemessene VerzLnsung des Kapitals und 
der Verlustübernahme. Von der deutschen Binnen- 
sdiiffahrt war bekannt, daß ihre Gebühren die 
Unterhaltung und Verzinsung der deutschen Binnen- 
wasserstraßen nidit decken. Verschiedene Unter- 
sudiungen derStradenkosien braditon den Nachweis, 
daß der Lkw und insbesondere die Schweriast- 
kraftwagen und -züge die auf sie entfallenden an- 
teiligen Slraßenkoslen über die Kraftfahrzeogsteuer 
und die Mineralölsteuer nur zu einem Teil bestreiten. 


3, Die gemeinsame BeziigsgrÖße für diese Subven- 
tionen ist die Netto-t/km-Leislung jedes einzelnen 
Verkehrsträgers, das lieißt seine Frachtleistungen 
iiu Güterverkehr und die Personen -km-Leistung im 
Pe rson en ve rk eli r . 

Wenn aiKh, wie in den Sdilußfoigerungen 
(II. Teil Abschnitt F) ausgeführt wird, die den 
Überlegungen zugrunde gelegten Zahlen in ihrer 
absoluten Höhe aus versdiiedenen Gründen zum 
Teil umstritten bleiben müssen, solange sie nicht 
' durch zuverlässigere Unterlagen ersetzt werden 
] können, so sind sie doch in der Tendenz zutreffend 
' und können für die Schlußfolgerungen der Kom- 
mission im Rahmen ihres Auftrags als hinreichend 
gesichert geltem 

Die Kommission vertritt jedoch die Auffassung, 
daß weiterreidiende verkehrspolilisdie Folgerungen 
ohne eine nodimalige eingehende Überprüfung des 
gesamten Sadiverhalls aus dem von ihr verwen- 
deten Zahlenmaterial nicht gezogen werden dürfen. 

Ih Durchführung der Vergleidisredinung 

li Da es darauf ankainf die Situation der DB im 
Vergleich mit den anderen Verkehrsträgern richtig 
darzustellen, mußte das Zahlenmaterial für den 
Wegekostenvergleich für alle drei Verkehrsträger 
einander entsprechend abgegrenzt werden. 

Einerseits konkurrieren mit der DB die Binnen- 
schiffahrt mit allen ihren Transporten, der Kraft- 
wagen aber nur insowoit, als überörtlidie Trans- 
porte durchgeführt werden. Es wurden daher in den 
Wcgekostenvergleich alle Wegeeinriditungen der 
DB und der Einnensdiiffahrt einbezogen. Bei der 
Straße wurden jedoch die Innerortsstraßen mit Aus- 
nahme der klassifizierten Ortsdurchfahrten aus der 
Berechnung ausgeschaltet. Hierbei mußten wegen 
der begrenzten Möglidik eiten, das vorhandene Zah- 
lenmaterial den Bedürfnissen des Vergleichs exakt 
anzupassen, Ungenauigkeiten in Kauf genommen 
werden, die aber vertretbar ersdiienen. 

Andererseits sind in dem hier durdigeführten 
Wegekostenvorgleidi Kosten, die außerhalb der 
öffentlichen Verkehrsnetze entstehen, wie z. B. bei 
den Anschlußgleisen der DB, bei den umfangreichen 
Ladehöfen von Industrie und Handel und vor allem 
bei den Binnenhafen, nicht einbezogen worden. 
Diese Abgrenzung ist lüdit unangefochten; es kann 
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insbesondere geltend gemacht werden, daß zumin- 
desL ein Teil der Güteibahnhöfe ebenfalls aus dem 
Wegekostenvergleich herauszunehmen gewesen 
wäre, 

Schließlidi machen es die zu erwartenden unter- 
schiedlichen Entwicklungen des Ansbaus der Wege 
und des von ihnen zu bewältigenden Verkehrs- 
volumeiis notwendig, bei der Ermittlung der Wege- 
kosten längere Zeiträume zu berücksiditigen. Hier- 
bei wurden — wegen des noch notwendigen Aus- 
baus des Straßennetzes — die Jahre von der 
Gegenwart bis 1976 in die Siraßenredmung ein- 
bezogen. Bei den Bimienwasserslraßen wurden die 
Erfahrungsdaten des vergangenen Jahrzehnts und 
Vorausberechnungen bis zum Jahre 1962 berüdc- 
siditigl. Nur bei der DB. die hinsiditlich ihres Wege- 
netzes bereits ein sehr hoch entwickeltes Ausbau- 
stadium erreicht hat, hat die Kommission unter- 
stellen können, daß sich die Wegekosten bereits 
in der Gegenwart — von Änderungen des Preis- 
niveaus abgesehen — auf einen festen Stand ein- 
gespielt haben. 

2. Die am meisten ins Gewicht fallende Schwierig- 
keit. die von der Kommission zu überwinden war, 
bestand darin, daß die vorhandenen Aufschreibun- 
cjen über Höhe der Aufwendungen für Bau und 
Unterhaltung der Wege zum Teil nicht den Anfor- 
derungen entsprachen, die ein methodisch einwand- 
freier Kostenvergleich voraussetzt. Deshalb mußten 
Rechnungen durdigeführt werden, in denen eine 
Verteilung der Ausgaben auf die Jahre der Nutzung 
vorgenommen wurde. Ferner war es notwendig, die 
Kapital Verzinsung zu berechnen, um den unter- 
schiedlidren Grad der Kapital Intensität der ver- 
schiedenen Verkehrswege richtig in den Vergleich 
einzubeziehen. Eine soldie betriebswirtsdiaftlidie 
Küstenredmungsmethode ist eine unentbehrliche 
Voraussetzung für einen gerediten Kostenvergleich. 

Den Grundsätzen dieser Methode wurde ent- 
sprochen, indem bei allen drei Verkehrsträgern in 
die Kostenrechnung gleichartig einbezogen wurden: 

die laufenden Ausgaben für die Unterhaltung und 

Sicherheit der Verkehrswege; 

die Abschreibungen vom Wiederbeschaffungswert 

der Anlagen unter Berücksiditigimg ihrer Lebens- 


dauer und eine Verzinsung des Anlagekapitals, 
wobei der Wiederbeschaffungswert, vermindert 
um die Abschreibungsbeträge für die bereits ab- 
geiaufene Lebensdauer, der Beredmimg zugrunde 
gelegt und die sich daraus ergebende Zinslast 
über die gesamte Nutzungsdauer gleichmäßig 
verteilt wurde. 

Für die Binnenwasserstraßen wurde gesondert 
fcstgeslellt, weldie Kosten anteilig der Binnen- 
schiffahrt zuzurechnen sind, WesentUci^e Teile der 
Kosten der Binnenwasserstraßen werden bekannt- 
lich nicht durch die Binnenschiffahrt, sondern durdi 
Wasserwirtschaft, Energiewirtschaft und Landwirt- 
schaft verursacht. Bei der Berechnung der Wege- 
kosten der überörtlidienStraßen hat die Kommission 
die Kosten der Ortsdurchfahrten der klassifizierten 
Straßen, die besonders hohe Wegokosteri ver- 
ursadien und die auch vom innergemeindlichen 
Verkehr in hohem Grade mitbenutzt werden, voll 
dem überörtlichen Verkehr zugerechnet und da- 
gegen die Kosten der übrigen Gemeindestraßen 
nicht in die Vergleichsreciinimg mit einbezogen. 
Anteilige Wegekosten für die Mitbenutzung der 
klas.sifizlerteri Straßen durdi landwirtscimftliche 
Fahrzeuge und Bebördenfahrzeuge wurden nidit ab- 
gesetzt, sondern es wurde unterstellt, daß die Wege- 
kosten der klassifizierten Straßen aussciiließlidr 
durch die privaten Kraftfahrzeuge verursacht wor- 
den sind und daher von ihnen aucii vertreten wer- 
den müssen. Bei aiien drei Verkehrsträgern ergab 
sich eine UnterdecHung der Wegekosten ais Di7/e- 
renz zwischen den ermittelten Wegekosten und dem 
ciagegenstehenden Aufkommen an Mineralöl- und 
Kraft iahrzeugsteuer özw, Schf//ahrfabgaben bzw. 
anteilig zuzu rechnenden Einnahmen des Eisenbahn- 
verkehrs. 

3. Einzelheiten der Wegekostenrecbiiung fürSlraße, 
Binnensdiiffahrt und DB sind aus dem Anhang zum 
Bericht, der von einem Mitglied der Kommission 
aufgesteill worden ist, zu entnehmen. Die Setduß- 
lölgeningen aus dieser Betrachtung sind mit den 
Ergebnissen der Untersuchung über die betriebs- 
fremden (politischen) Sonderlasten und die Steuern 
in dem nachfolgenden Abschnitt F dieses Berlchts- 
teils zusammengefaßt. 


F. Schlußfolgerungen zu Abschnitt B bis E 


1* Die Unterschiede der Startbedingungen der ein- 
zelnen Verkehrsträger im Wettbewerb bestehen 
teils in dem unterschiedlichen Ausmaß der staat- 
lichen Subventionen ihrer Wegekosten, teils in der 
Höhe ihrer steuerlichen Belastung. Insoweit sind die 
Belastungen und Begünstigungen, gegeneinander 
aufredienbar und die sich dabei ergebenden Salden 
untereinander vergleichbar. 

2. Dagegen kann diese Methode nicht auch auf die 
Belastung der DB nüt.VersorgLmgs/asJen angewandt 
werden. Ihre überhöhte Belastung mit Verso rgungs- 
aufwendungen beruht nic^it auf einer untersctiied- 


lithen verkehrspolitischen Behandlung der DB, son- 
dern ist ein bilanzpolitisdies Problem. Hätte der 
Bund die DB bei ihrer Errichtung mit einer aus- 
reichenden Pensionsrückstellung ausgerüstet, dann 
gäbe es für sie kein Problem der Versorgimgsiasten, 
Audi die Probleme der Doppelversorgung und des 
Bundeszuscliusses zu ihren Renten, die nidU der 
Alterssicherung dienen^ sind eine Frage der recht- 
lichen Regelung des Status ihrer Beamten und ihrer 
finanziellen Beziehungen zum Bund und berühren 
nicht unmittelbar die Wettbewerbsverhältnisse zu 
den anderen Verkehrsträgern. Die Kommission ist 
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daher der Meinung, daß die Versoigungslasten der 
DB gesondert in einer Weise geregelt werden müs- 
sen< die der DB ausreidiende Mittel für ihre Moder- | 
nisierung beläßt, fn ihrer Detriebsrechnung, ihrer I 
Kalkulation und ihrer Preisstellung am Verkehrs- 
markt kann sie in jedem Falle nur diejenige Pen- 
sionsbelasUing berücksichtigen, die der Dotierung 
einer Pensionsrückslellung für die bestehenden 
Anwartschaften entspricht^ Wenn sie für Versor- 
gungsbezüge mehr aufwenden mul), stellt diese Be- 
lastung eine aus dem Gewinn zu deckende Ausgabe 
dar, 

3. Bei den sogenannten betriebsfremden {poliii- 
sehen) Sonderlasten der DB ist die Kommission der * 
Auffassung, daß nachstehende Belastungen aufge- I 
hoben werden müssen: 



Zu Laslen 
der Ver- 
kehr 1- 
nutfcr 

Zu Las Leit 
des 

Bvxndes 

i 

1 ln Mill.tüiscn DM 

Subventionstarife im Güter- 
verkehr 

22,0 

tM’md'GSl- 

— ^ 

C.je wisse Sozial tarite im Per- 

be.uag) 


sonenverkehr 

79,0 

— 

Mineralölabgabe des Schie- 
nenverkehrs 


5.3 


101,0 

5.3 


(bzw, 

1958 

6 , 4 ) 


Sofern die entsprechenden Tarifänderungen nicht 
durchgeführt werden dürfen, muß der Ausfall der 
DB durch die öffentlid^e Hand erstattet werden. Die 
zweifellos vorhandene Sonderbelaslung aus den 
Sozialversidiorungsbei trägen der später ins Be- 
amtenverhalt nis Übernommenen Bundesbahnarbeiter 
ist nur ein Teilproblem der Doppel Versorgung die- 
ser Beamten. Es muß im Rahmen der Neuordnung 
der PensionsbelasLung geregelt werden und daher 
hier außer Betracht bleiben. 

Von den ganzen politisdien Sonderlasten, die in 
der öffentlichen Diskussion eine so große Rolle ge- 
spielt haben, bleiben danach nur nodi die Einnahme- 
ausfälle im Personenverkehr mit der Sowjetzone 
übrig. Dabei handelt es sich um eine frühere Be- 
lastung von 27 Millionen DM, die infolge der 
Drosselung des Reiseverkehrs durch die sowjet- 
zonalen Behörden zur Zeit eine failende Tendenz 
aufweist. 

Ferner wird unterstellt, daß im Zuge der Neu- 
regelung des Kreuzungsrodhts 50 v. M. der Kosten 
der Voihaltung und Bewachung sdüenengicücher 
Wegübergänge durdi die Straßenbaulastträger zu 
übernehmen sind. Dies wären zur Zeit 170 MiJlio- 
nen DM : 2 = 85 M//J Zonen DM. Dieser Betrag ist 
beim Wegekostenvergleidi außer Betracht geblieben. 

4* Bei der steucrlidien Bevorzugung der DB wird 
man von einer Aufteilung nach Güterverkehr und 
Reiseverkehr avisgehcn müssen, da die Dß mit zwei 
verschiedenen Verkehrszweigen in Konkurrenz zu 
anderen Verkehrsträgern steht. Dabei ist das Ver- 
hältnis 60 V, Fl : 40 V. FL gewählt worden, was audi 
etwa der Aufteilung der Vermögenswerte aut diese 
beiden Verkehrszweige entspricht, die in Anbetracht 
der Vermögensteuerbefreiung von besonderer Be- 
deutung ist. 
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Danadi ergibt sidi folgender Belastungsvergieidi: 



Gatcrv^rk^hi 

PerisonfiaveEkehJ 


SlrdßBngdTcrv 

erkehr Ö956) ') 


1 

1 

' 



Gewerb' 

licher 
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verkehr 

Güter- 

näh- 
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Slraikirt> 
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Bliiueßgchi»- 
fahrt (1957) 

1 

DB : 

(iö5n j 

i 

1 

Dmnibins- 

verkchJT 

am) *1 

DB ! 

[1957) 1 

i 

! Liifthansa 
(1957) 

Ungedeckte Wege- 






% 




kosten Millionen DM . 




543 

133,6 

66.8 

65 "} 

356,0 

24,5 •") 









(GcsamE- 

verkehr) 

Steuerbegünstigungen 
oder -belastungen 
Millionen DM . . , 





57.8 

23,3 "‘) 


1.5°) 


Politisdie Sonderlasten 
Millionen DM . , . * 






_ 


-27,0 


Insgesamt 

Millionen DM , , . - 




543 ••) 

191,4 

90,1 

65 •*) 

330,5 

- 


NeltO“t/kin bzw, Per- 


sonen-km in Mrd. , , 

rri. 18 rd. 10 rd. 28 

rd. 34 

57 9 °®) 

14,5 

40,5 

— 

Subventionen je 
NeUo-t/km bzw, 
Personen-km in Pf . . 

1,9 ■•) 

0,563 

0,156 

0,448 *•) 

0,816 


Eilt wi ck hiTLgs Lend enz 
der Staat! idien Sub- 
ventionen ..... 

T endend 

Tendonz slel- 

Tendenz 

Tendenz 

Tonden?; 



llcidil slei- 

gond. da Wege- 
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schwach 
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ycDil 1 in- 
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von Ralto- 

Infolge 
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kosien 

steigt Und 
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1 

\m/m3 

steuerlädie 

BcgOnsMrjung 
mit wachson- 
dem Vorkehr 
mehr In* Ge- 
widhl läUl 


1956/1SI«5 




') nur Verkehr auf klassifizierten Straßen 

") Beredinimg unter Anlegung der Steuersätze des Entwurfs eines StraDenbnufinanzierungsge<setzes 
***) unter der Voraussetzung voller Befreiung von der Mineralölsteuer (6f4 Milllionen DM) 

ohne Begün-sligutig bei Vermögens- und Gewerbesteuer, da diese auch den Omnibuslinien, deren Anteile 
sich im Besitz von GebietskÖrpersdiaften befinden, zusteheii 
ohne Dienstgut 


108 


Deutscher Bundestag — 3. yvahlperiode 


Dracksadie 1602 


Nicht berücksiditigt wurden in diesem Zusum- 
menhäng 145 Millionen DM, welche die DB jährlicii 
aus Mitteln des Verkehrsfinanzgesetzes für eine 
Reihe von Jahren als Bundesdarlehen erhielt bzw, 
noc3i erhält. 

Zu vorstehenden Zahlen ist zu bemerken, daß nur 
die steuerlidien Beiaslungsimterschiede und die ein- 
gangs erwähnten betriebsfremden (politischen) Son* 
derla steil auf einer genauen Berechnung beruhen. 
Die ungedeckten Wegekosten der DB konnten eini- 
germaßen zuverlässig ermittelt werden, wenn auch 
ihre Abgrenzung nicht ganz unbestritten ist. Bei den 
Wegekosten der Binnenschiffahrt sind die ermillel- 
ten Werte, wenn auch methodisch verbesserungs- 
bedürftig, durdiweg etwas zu niedrig angesetzL Bei 
den Wegekosten des Güterkraftverkehrs war die 
Kom/JiJSSJO/i dagegen weitgehend auf Schatzungen 
angewiesen; infolgedessen stellen die oben erwähn- 
ten Angaben für die Wegekosten des Güterfernver- 
kehrs keine exakten Größen, sondern nur ungefähre 
Größenordnungen dar, die Richtung und Bedeutung 
der Problemlage angeben sollen und die der drin- 
genden Korrektur auf Grund genauerer statistischer 
Erhebungen bedürfen, 

5* Wenn die Zahlen in ihrer absoluten Höhe daher 
zum Teil umstritten bleiben müssen, solange sie 
nicht durch zuverlässigere ersetzt werden können, 
so sind sie doch in der Tendenz zutreffend. Die 
nachstehend daraus für die Zwecke der Kommission 
gezogenen Sdilußfolgerungen können daher als hin- 
reidiend gesichert gelten. Die Kommission vertrili 
jedoch die Auffassung, daß weiterreichende ver- 
/cehrspoii fische Folgerungen ohne eine noch;ncfJige 
eingehende Überprüfung des gesamten Sachverhalts 
aus dem von ihr verwendeten Zahienmaterial nicht 
gezogen wercfen cfürfe/i. 

So ergibt sich aus der Untersuchung, daß die 
ungedeckten Wegekosfen des mit der DB kon- 
kurrierenden Ömnibusverkehrs wesentlich kleiner 
sind ais die ungedeckten Wegekosten des Reisezug- 
verkehrs der DB. Ob da,s Verhältnis gerade 0,439 
zu 0,516 Pf je Personen-kni ist imd in Zukunft etwas 
günstiger für die DB sein wird, muß offenbleiben, 
solange die Wegekostenermiltlung beim Straßen- 
fernverkehr noch mit so viel Schätzungen arbeiten 
muß. wie dies der Fall ist. Auch kann der Verlust 
der DB sich in Zukunft durch Verbesserung ihrer 
Tarife und Einschränkung ihres Verkehrsangebotes 
noch verringern. Dadurdi würden auch die Wege- 
kosten der DB anteilig besser gedeckt. Anclererseits 
ist aber auch bei der Straße damit zu rechnen, daß 
die Kosten infolge von Erhöhung der Investitionen 
und evtl. UnterschreiUmgen der Planansätze etwas 
weniger steigen. Der Unterschied der ungedeckten 
Wegekosten beider Verkehrsträger ist zur Zeit je- 
doch jedenfalls so groß, daß die DB im Reisezug- 
verkehr keine Vergünstigung zum Ausgleich un- 
gleidier Starbedingungen gegenüber dem Omnibus- 
verkehr geltend machen kann. Das festgestellt zu 
haben, ist jedenfalls als Fortsdiritt in der Frage der 
Beurteilung der Personenverkehrstarife anzusehen. 
Das Verhältnis würde sich jedoch grundlegend 
ändern, wenn die Wegekosten der DB im Personen- 


verkehr durch eine Verbesserung der Berufs- imd 
Schülerverkehrstarife und durch eine Einschränkung 
des Angebots im Bezlrkspersonenverkehr iinteilig 
besser gedeckt werden würden. 

Des weiteren ergibt sich, daß die ungedeckten 
Wegekosten und steuerlichen Begünsiigangeii der 
Binnenschiffahrt des hinsichtlidi der FrachUeistung 
größten Konkurrenten der DB von geringerer Be- 
deutung sind als diejenigen des Güterfernverkehrs 
auf der Straße. Die ungedeckten Wegekosten der 
Binnenschiffahrt betragen nämlich 0,563 Pf je NeUo- 
l/km gegenüber denen der DB mit 0.156 Pf je Netto- 
t/km, Sie sind also je t^km 3,6 mal so groß wie bei 
der DB* Dabei sind die Verhältnisse ziemlich schlüs- 
sig, da in beiden Fällen verbäitnismäßig genau ge- 
rechnet werden konnte. Bei der Binnenschiffahrt 
sind die Ansätze der Wecjekosten eher zu niedrig, 
bei der DB eher etwas zu hoch, da die Kosten der 
örLlidien Anlagen (z. B. Güterbahnhöfe) nicht elimi- 
niert sind. Die ungedeckten Wegekosten der Binnen- 
schiffahrt werden in Zukunft etwas größer werden, 
wenn man berücksichtigt, daß die Wegekosten der 
Binnenschiffahrt in den nädisten Jahren infolge des 
Ausbaues gewisser Binnenwasserstraßen etwas 
stärker anwachsen werden als die Abgaben der 
Binnenschiffahrt. Die Unterschiede werden voraus- 
sichtlidi aber auch dann nodi beträchdich sein. Die 
Mehrsubvention der Binnenschiffahrt gegenüber der 
DB beträgt je Netto- Ukm 0,407 Pf. 

Noch größer ist der Unterschied hinsichtlich der 
ungedeckten Wegekosten des Straßenverkehrs. Sie 
betrugen im Jahre 1956 nadi den Berechnungen der 
Kommission 1,9 Pf je Netto-Ukm. Diese Zahl bedarf 
in dreifacher Richtung einer Einsdiränkung. Einmal 
muß ihre absolute Höhe so lange umstritten bleiben, 
als die Straßenkostenrechnung, bezogen auf die 
Transportleistung, noch von so vielen Annahmen 
und Sdiätzungen ausgehen muß, wie dies bei vor- 
liegender Berechnung der Fall war. Sodann wird der 
Subventionsbetrag in den Jahren 1957/64 für den 
gesamten Straßenverkehr gesehen eine sinkende 
Tendenz zeigen, weil die SUaßenkosten vor allem 
in den Jahren 1957/62 im Zuge des Ausbaues der 
Straßen weniger stark wadisen werden uls die 
Deckungsmittel infolge der Zunahme des Verkehrs- 
volumens. Andererseits spielt im Verhältnis zur DB 
nicht die durchschnittliche Subvention des Straßen- 
verkehrs auf den Fernverkehrsstraßen eine Rolle, 
sondern die spezielle Subventionierung der Schwer- 
las tkra ft wagen und vor allem der Schw^erlastzüge. 
Geht man von der oben genannten Zahl aus und 
setzt davon vorsichtshalbcir 25 v\ 11. wegen der vor- 
zusehenden Verzögerungen der Neuinvestitionen 
und unter der Annahme, daß die Planzahlen nicht 
während der ganzen Zeit erreicht werden können, 
ab, so bleibt noch immer eine Subvention von U4 Pf 
je Netto-t/km. Demgegenüber weist die DB auf der 
gleidien Grundlage unterdeckte Güterverkehrs- 
koslen von 0',156 PI auf. Es ergibt sich somit im 
Straßenverkehr eine zusätzliche Subventionierung 
von rd. 1,244 Pf je Netlo-t/km. Diese Subvention 
wird nicht durch den Umstand berührt, daß ein Teil, 
der Straßentransporte mit der DB nicht in Kon- 
kurrenz steht und auch dann noch durchgeführt wer- 
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den würde, wenn der Straßenverkehr die vollen 
Wegekosten zu decken hätte. Ob und inwieweit der 
Straßenverkehr mit der Binnenschiffahrt in Kon- 
kurrenz steht, wurde nicht untersucht; \venn dies 
überhaupt zutrifft, kann dies nur in geringem Um- 
fange der Fall sein. Infolgedessen hat sich die Kom- 
mission nur mit der Rückwirkung der Subvention 
des Straßenverkehrs auf die Verhältnisse der DB 
befaßt. 

6. Eine Mehrsubvention des Güterverkehrs auf der 
Straße in Höhe von rd. 1,244 Pf je NeUo-l/kTn 
würde — auf die Verkehrsleistung der DB (olme 
interne Transporte — Expreßgut, Gepäck- und Post- 
verkehr) bezogen — ■ einen Betrag von 720,3 MilliO“ 
nen DM ausmac^ien. Werden der DB auf Grund der 
vorgesehenen Neuregelung des Kreuzungsredits 
die Kosten der Vorhaltung und Bewachung schie- 
nengleicber Wegübergänge ersetzt, so würde sich 
dieser Subventionsausgleich im Güterverkehr um 
ßO V. IL von 85 Millionen DM = 51 MiJtionen DM 
auf 069 Millionen DM ermäßigen. 

Man kann die DB jedocJli nicht in dieser Höhe von 
der Verpflichtung zur Verzinsung ihres Kapitals 
freistellen, weil dadurch ihre Wettbewerbsgrund- 
lagen gegenüber der Binnensdriffahrt zu deren Un- 
gunsten verschoben würden. Geht man davon aus, 
daß die Mehrsubvention der Binnenschiffahrt gegen- 
über der DB je Netto- t/km nur 0,40? Pf betragt oder 
— auf die tonnen kilometii sehe Leistung der DB be- 
zogen — 235,6 Millionen DM bzw. unter Berück- 
sichtigung der halben, dem Güterverkehr zurechen- 
baren Kosten der Bahnübergänge (51 Millionen DM) | 
nur 184,6 Millionen DM ausmacht, so müßte zur i 
Herstellung völlig gleicher Wettbewerbsbedingun- | 
gen der Schwerlastkraftwagen mit 669,0 Millio- i 
nen DM abzüglich 184,6 Millionen DM ^ 484,4 Mil- I 
honen DM jährlich zusätzlich belastet werden. Der 
Subventionsausgleich gegenüber der Binnenschiff- 
fahrt in Höhe von 184,6 Millionen DM entspräche bei | 
voller Gewerbe- und Körperschaftsteuerpflidit und i 
einer Gprozentigen Kapitalverzinsung einer Frei- 
stellung der DB von der Verpflichtung zur Vor- I 
zinsung ihres Kapitals in Höhe von 2,048 Mrd. DM. 
Müßte der DB der Subveationsausgleidi dagegen 
für die vollen 669 Millionen DM gegenüber dem 
Sdiwerlastverkehr unter den gleichen Bedingungen 
gewährt werden, so entsprädie das einer Frei- 
stellung von der Verzinsungspflidit eines Kapitals 
in Höhe von 7,427 Mrd. DM bei einem Nominal- 
kapital der DB (ohne Bildung stiller Reserven) von ' 
zur Zeit 10,3 Mrd. DM. ln der gewerblidien Wirt- 
schaft wird der Staat am Einnahmeausfall und an 
Verlusten durch den damit verbundenen Steuer- 
ausfall mitbeteiligt. Die Subvention des Straßen- 
verkehrs bedeutet somit, daß ein erheblidrer Teil 
des Kapitals der DB un verzinst bleiben muß, solange 
der Straßenverkehr je Netto-t/km in höherem Maße 
ungedeckte Wegekosten aufzuweisen hat als die DB. 
Die Kommission ist daher der Meinung, daß zum 
mindesten die Mehrsubvention des Straßenverkehrs, 
die noch weit über die Mehrsubvention der Binnen- 
schiffahrt gegenüber der DB hinausgeht, löscheslens 
durch eine entsprechende Steueranhebung aus- 
geglichen werden sollte. 


7* Die Möyiichkciten einer Angleichimg der Wege- 
köslenbelastung der verschiedenen Verkehrsträger 
sind rein fiskalischer Natur. Sie sind bei der Binnen- 
schÜfahrt dadurch beschränkt, daß durch die äugen- 
blicklidie Auslegung der Mannheimer Akte eine 
Belastung ausländischer Schiffe mit Mineialölzoll, 
Mineralöisteuer, Beförderiingsteuer und Schiffa.hrts- 
abgaben zur Zeit nicht vorgenommen wird. Nach 
den der Kommission zuteil gewordenen Informa- 
tionen prüft die Bundesregierung die MÖglidikeiten, 
oh der Fall vor das Haager Sdiiedsgeridit oder eine 
Schiedsinstanz der Europäisdien Wirtsdiaflsgemein- 
scliaft (EWG) gebracht werden kann. Aber, unab- 
hängig von der Rechtsfrage, ist die steuerliche Be- 
lastung ausländischer Verkehrsteilnehmer an der 
deutschen Binnenschiffahrt auch eine Frage der Ver- 
kchrspolitik in der EWG. Dabei ist darauf aufmerk- 
sam zu machen, daß bei der besonderen Wirtschafts- 
struktur des Binnenschiffsverkehrs auf dem Rhein 
eine gleichartige Behandlung der Binnenschiffahrts- 
abgaben innerhalb der EWG materiell keine Gleich- 
heit der Belastungen (die Niederlande sind abgabe- 
frei) und auch keine reziproke Behandlung der ver- 
schiedenen nationalen Verkehrsteilnehmer bedeuten 
würde; denn den Rhein benutzen alle EWG -Mit- 
gliedstaaten, vor allem im Durchgangsverkehr, wäh- 
rend das belgisch-französische Kanalnetz infolge der 
Enge seiner Kanäle nur von 9 v. H. der deutschen 
Gosamtlonnage befahren werden könnte. 

Was die sehr viel stärker ins Gewidit fallenden 
ungedeckten Wegekosfen des GiUerfernverkehrs au/ 
der Straße anlangt, so ist hier die ausländische Kon- 
kurrenz der belgischen, dänisdien, französisdien, 
italienischen, niederländischen und schweizerischen 
Lastkraftwagen ebenfalls von erheblicher, aber nicht 
so großer Bedeutung wie bei der Binnenschiffahrt. 
Im Inland selbst besteht die Möglichkeit, durch An- 
hebung der Mineralölsteuer, insbesondere beim 
Dieselkraftstoff, und einer anderen Staffeluncj der 
Kraftfahrzeugsteuer die Subventionierung des Stra- 
ßenverkehrs zum mindesten einzusdiränken, wenn 
nicht gar die Mehrsubvention gegenüber der DB 
voll auszugleichen. Dabei muß aber der Gesichts- 
punkt berücksichtigt werden, daß eine Verteuerung 
der Wegekosten auch einen Punkt erreichen kann, 
bei dem die TransportleisUing auf der Straße rück- 
läufig wird, so daß die verbleibenden Transport- 
lelstungen entsprechend höher belastet werden 
müßten. Ob eine Erhöhung der Belastung um 
1,244 Pf je Netto-lVkin eine solche Wirkung aus- 
lösen wird, bleibt dahingestellt. Sie würde bei einem 
Lastzug von 20 t Nutzlast, öSprozentiger Kapazitäts- 
ausnutzung und einer jährlichen Fahrleistung von 
70 000 km eine jährlidie Mehrbelastung von 
11 320 DM ergeben. Die Mehrbelastung ließe sich 
möglicherweise dadurch verwirklidien, daß der 
Dieselkraftstoff nach Gewicht in der gleichen Weise 
besteuert wird wie der Vergaserkraftstoff und die 
Kraftfahrzeugsteuer für die Sdiwerlastkraftwagen 
stärker angehoben werden würde. 


8* Grundsätzlich ist sowohl in Europa wie audi in 
den USA das Prinzip anerkannt, daß jeder Vei kehrs- 
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träger die ihm zuiechenbareu Wegekosten voll zu 
tragen hat. Dies kommt vor alleni in verschiedenen 
Verlautbarungen europäisd>er Institutionen und 
auch nationaler Stellen klar zum Ausdruck: 

a) Der Mi nisterrat der Europa isdien Konferenz der 
Verkehrsminister (CEMT) hat es in seiner Re- 
solution über die Finanzlage der Eisenbahnen 
vom 16. Mai 1957 als notwendig bezeichnet, daß 
alle konkurherenden Verkehrsträger hinsidülidi 
der Wegekosten gleichgestellt werden. 

b) Der sogenannte Kapteyn-Beridit vom November 
1957 spridit sieb dafür aus, daß alle Kostenarten, 
die bisher nodi nicbl einheitlidi von allen Ver- 
kehrszweigen in ihren Kostenerniittlimgen be- 
rücksichtigt wurden, die aber durdi den Betrieb 
verursadit werden, in die Kostenrechnung auf* 
genommen werden. Hierzu gehören gegebenen- 
falls noch nicht vollständig angelastete Wege- 
kosten. Diese sollten für jeden Verkehrsträger 
nadi einheitlichen Grundsätzen festgestelU 
werden. 


c) Der Gutcichleraussdiuö des Soziaiökonoin Ischen 
Rats der Niederlande hält ln seinem GutadUen 
vom Oktober 1958 eine möglichst genaue Selbst- 
kostenrechuimg der Verkehrsdienste für unbe- 
dingt notwendig, um eine rationelle Pieis- 
bildungspoiitik führen zu können. Zu den Be- 
standteilen der Selbstkosten gehören grundsätz- 
lich auch die Kosten der Infrastruktur. Nach 
näher festzulegenden Schlüsseln weiden die 
Kosten auf die einzelnen Verkehrsnulzer um- 
gelegt werden müssen. 

dj Ferner ist auch im Verkehrspolitischen Pro- 
gramm der Bundesregierung der Grundsatz an- 
erkannt, daß nicht nur die Eisenbahn, sondern 
auch die Binnenschiffahrt und der Straßenver- 
kehr die ihnen zazuredinenden Kosten für Ihre 
Wege und für die Verkehrssidierheit selbst 
tragen müssen. 

Die Kommission tritt dieser Auffassung bei — mit 
Ausnahme eines Mitglieds, das seine abweichende 
theoretische Meinung vertritt. 
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IIL TEIL 

Die Verlustquellen der DB und Vorschläge für ihre Beseitigung 


A. Allgemeine Bemerkungen 


Die Deutsche Bisenbahaverwaltung ist seit jeher 
als eine Behörde, die einen Monopolbetrieb zu ver- 
walten hatte, aufgebaut gewesen. Sie betraditele 
sidi als einen wesentlichen Teil der Staatsverwal- 
tung. Diese Einstellung \vurde noch durch die nu li- 
la risch-strategische Bedeutung der Eisenbahnen und 
die Wichtiglceit ihres Besitzes in politisch unmhigen 
Zeiten bestärkt. Man konnte sich mit Fug und Recht 
als das Rückgrat von Staat und Wirtsdiaft ansehen. 
Daraus leitete sida eine Ideologie her, die geeignet 
ist, den Blick auf die inzwischen eingetretenen Än- 
derungen zu verschleiern. 

Die DB ist zwar formell auch heute noch eine 
Behörde ^ der Substanz nach ist sie jedoch ein wirt- 
sdiaftHcher Konkurrenzbetrieb, Das Monopol ist 
gefallen. Die DB ist heute nur noch mit etwa der 
Hälfte an der deutschen Transporlleistung im Güter- 
verkehr beteiligt; drei Zehntel des Güterverkehrs 
entfallen aul die Binnenschiffahrt und zwei Zehntel 
auf den gewerblichen Straßengüterfernverkehr. Im 
Personenverkehr wird knapp die Hallte der Ver- 
kehrsleistung von kommunalen Verkehrsbetrieben 
und privaten Omnibus-Unternehmen erbracht. Der 
Verkehrszii wachs der DB ist im letzten Jahrzehnt im 
Verhältnis zu dem anderer Verkehrsträger ständig 
zurückgegangen. Dieses Schicksal teilt che DB mit 
last allen anderen Eisenbahnen der Welt, 

Die Umstellung des leitenden Personals der DB 
auf den eingetretenen Strukturwandel ist erst teil- 
weise vollzogen. Soweit es den hergebraditen Vor- 
stellungen verhaftet bleibt, ist es geneigt, die Ur- 
sachen der finanziellen Sdiwierigkeiten nicht bei 
der DB, sondern in äußeren Umständen, insbeson- 
dere in einer mangelnden Fürsorge des Bundes für 
das ihm gehörige Unternehmen, zu suchen. Eine Bes- 
serung wird vielfach noch von einer dirigistischen 
Aufteilung des Verkehrsvolumens auf die verschie- 
denen Verkehrsträger erwartet, anstatt die Aus- 
lastung der einzelnen Verkehrsträger der Entsdiei- 
düng des Marktes zu überlassen, wie es neuerdings 
auch vom Vorstand der DB als zweckmäßig an- 
erkannt wird. Man beruft sich dabei auf die gemein- 


wirtschaftlidien Aufgaben und Lasten der DB, die in 
Wirklichkeit nur noch in geringfügigem Ausmaß 
bestehen; denn die Tarife der DB sind mit Ausnahme 
weniger Subventfons- und einiger Soziaitarife heute 
reine Konkurrenztarife geworden. Lediglich im Be- 
rufsverkehr und im Stückgut verkehr wird in größe- 
rem Ausmaß Geld zu Lasten des deutschen Steuer- 
zahlers verschenkt. Die aus verkehrspolitischen 
Auflagen herrührenden Belastungen fallen betrags- 
mäßig weit weniger ins Gewicht und werden außer- 
dem zu einem großeiiTeil durch steuerlidie Vorteile 
ausgeglidien. 

Da man vielfach geneigt ist, vor den Tatsachen 
die Augen zu schließen, herrscht in traditionsgebun- 
denen Kreisen der DB angesichts der dauernden 
Verluste ein beklagenswerter Pessimismus, der im- 
mer wieder Zuflucht bei der Hilfe des Bundes sucht. 
Jüngere Kräfte, die erkannt haben, daß sich die DB 
aus eigener Kraft im wirtschaftlichen Konkurrenz- 
kampf bewähren muß, fühlen sich — besonders im 
Tarif- und Werbedienst — durch die Schwerfällig- 
keit des Apparats und der Tariffesseln gehemmt, 
sidi gegen eine freizügige Konkurrenz durchzu- 
setzen und verlieren damit das Selbstvertrauen. 

Es fehlt überhaupt noch an einer einheitlichen 
Konzeption des Unternehmens, der sich sämtliche 
Beamte, Angestellte und Arbeiter verpflichtet füh- 
len würden. Der Abbau der hergebrachten Vor- 
stellungen setzt voraus, daß es der Führung gelingt, 
das Unternehmen mit einem neuen Leitbild zu er- 
füllen, weil sonst die schleichende Demoralisierung 
weiter um sidi greifen muß. Die DB steht heute in 
dieser Hinsicht in einer ähnlichen psychologischen 
Lage wie im Jahre 1923 die ehemalige Deutsdic 
Reichs bank am Ende der Ära Hav enstein. Bei der 
Reichsbank ist es seinerzeit gelungen, das — aller- 
dings personell weitaus kleinere — Institut binnen 
weniger Jahre mit neuem Selbstbewußtsein und 
Selbstvertrauen zu erfüllen. 

Das neue Leitbild kann jedoch nur sein: Selbst- 
verantwortliche Unternehmensführung auf der einen 
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Seite und Verpflichtimg zur Erwirtschaftung des 
Unternehmensaufwands aus eigener Kraft auf der 
anderen Seite. Voraussetzung für ein gemeinsames 
Bemühen des gesamten Betriebs^ den Existenzkanipf 
zu bestehen, ist zunädist, daß die Leitung den Be- 
diensleten die wirklidie Lage der DB, ihre finan- 
zielle Leistungsfähigkeit sowie die Möglichkeiten 
und Wege zur Gesundung wahrheitsgemäß und un- 
geschminkt klariegt, Es hat keinen Sinn, von Eigen- 
vorantworlung des Betriebs und Gerechtigkeit für 
den Eisenbahner zu spredien, wenn man nicht auf 
allen Seiten die vollen Konsequenzen aus diesen 
Forderungen zu ziehen bereit ist. Es hat keinen 
Sinn, der Belegschaft zu verschweigen, daß der — 
von der DB als grundsätzlidi unentbehrlich bezeich- 
nete — Beamtonstatus Versorgungslasten nach sich 
gezogen hat, deren Höhe — nadi kaufmännischen 
Grundsätzen errechnet — das Eigenkapital der DB 
erheblich übersteigt und daß der heutige Aufwand 
des Unternehmens ohne drastische Einsdiränkungen 
nicht aus den Erträgen erwirtschaftet werden kann, 
geschweige denn Lohnerhöhungen und Arbeitszeit- 
verkürzungen ohne entsprechende Personalein- 
schränkungen verkraftet werden können. Es ist 
offensichtlich den Bediensteten der DB noch nicht 
ausreichend zum Bewußtsein gekommen, daß sich 
ihre Forderungen letzten Endes nur in einem „elati- 
sierten"' Regiebetrieb verwirklichen lassen. Dies 
aber würde den Verzidit auf Eigenwirtschaftlichkeit 
der DB bedeuten und sie mit Sicherheit zum Spei- 
cherplatz der sdil echten Verkehre machen. Die dar- 
aus zu erwartende Depression und Resignation wird 
bestimmt nicht genügend bedacht. Es gilt also, ent- 
sdilossen das Steuer — mit Hüte entsprechender 
gesetzgebcrisdier Maßnahmen — herumzuwerfen, 
sich auf seine eigene Kraft zu besinnen ujid alle 
Möglichkeiten auszuschöpfen, durd: eigene An- 
strengung den Aufwand des Unternehmens seine: 
ErtragskraJt anzupassen. 

Mand in Hand damit muß eine Änderung der 
inneren Organisation und eine stärkere Verlage- 
rung der Verantwortung nach unten gehen. Die 
heutige Konzentrötion der Verantwortlidikeit auf 
die Spitze des Unternehmens wirkt sich dahin aus, 
daß die leitenden Persönlichkeiten zu stark mit lau- 
fenden Arbeiten belastet sind und ihnen daher zu 
wenig Zeit bleibt, auf lange Sicht zu planen und die 
großen grundsätzlichen Entscheidungen für die künf- 
tigen Aufgaben und Möglichkeiten der Eisenbahn 
vorzubereiten. Sicher steht auch das mit der heuti- 
gen Organisation der DB zwangsläufig verbundene 
„Sparlendenken" einer rascheren Umstellung auf 
eine neue Unternehmenskonzeption hemmend ent- 
gegen. 

Der Sdiv/erpunkt der Entscheidungen liegt in den 
Händen von Ingenieuren und Juristen, die in unter- 
schiedlichem Ausmaß mit der Marktlage und den 
betriebliclien Erfordernissen vertraut sind. Die 
Trennung von Verkehr und Betrieb bildet eine wei- 
tere Quelle von Reibungen. Betriebswirtsdiaftliches 
Denken ist bei der DB bislang nur wenig entwickelt; 
die dafür notwendigen Einriciilungen sind unzu- 
reichend ausgebaut. Für eine klare verkehrspoliU- 
sdie Konzeption fehlen dte Voraussetzungen, näm- 


lidi eine genaue Marktanalyse und die laufende 
Beobachtung der volkswirtschaftlichen Entwicklung, 
Ein Organisationsreferat ist zwar vorhanden, aber 
eine voll wirksame Organisationsstelle besteht bei 
dem größten Unternehmen Deutschlands mit fast 
500 000 Bediensteten nicht. Eine Planungs-Abteilung 
für die längerfristige technische Entwicklung ist 
ebenfalls nicht vorhanden. Die Aufgaben der tedr- 
nischen ErUwicklimg und Planung sind auf mehrere 
Abteilungen und auf die beiden Zentralämter ver- 
teilt, Andere Eisenbahnverwaitungea fassen diese 
Kompetenzen in einer Planungs-Ab.teiliing zusam- 
men, die der Leitung des Unternehmens direkt 
untersteht. Eine langfristige Investitions-Planung ist 
erst im Entstehen begriffen. Sie ist um so notwendi- 
ger, als es sich hei der DÖ um einen in wesentlichen 
Teilen veralteten Betrieb handelt, der raschestens 
modernisiert werden muß. So fehlen dem Vorstand 
der DB fast alle Führungsinstrumente, die für die 
Leitung eines großen Unternehmens erforderUch 
sind. 

Die' Qualität des Personals ist im großen und 
ganzen durchaus gut. Es ist aber keine systematische 
Förderung der besonders begabten Kräfte festzu- 
steilen. Bedörderungen erfolgen überwiegend nacii 
dem Dienstalter. Dazu kommt, daß auch der man- 
gelnde Personalaustausdi zwisdien der Hauptver- 
waltung der DB einerseits und den Direktionen so- 
wie dem Betrieb andererseits zu einer Erstarrung 
des Apparates beiträgt, Leistungsprämien sind — 
entgegen ihrem ursprünglichen Sinn — in wachsen- 
dem Maße Bestandteil der lautenden Entlohnung ge- 
worden, und die auf Rationalisierungsinaßnahmcn 
beruhende Verbesserung der Wirtschaftlichkeit der 
DB ist durdi entspredmTKle Änderungen des Ge- 
dinges und der Arbeitszeit verlorengegangen. Die 
eigene Initiative des Personals wird ferner durch 
zwei Momente eingeschränkt: einmal durdi eine zu 
weitgehende Zenlralisieiung der Verantwortung an 
der Spitze und zum anderen durch eine Fülle von 
Dienstvorschriften, in denen auch die kleinste Klei- 
nigkeit genau geregelt ist. Die Kommission hat sich 
überzeugen können, daß in anderen europäischen 
j Eisenbahnverwaltungen mit einem wesentlidi ge- 
ringeren Perfektionismus gearbeitet wird und daß 
dadurch der Wille zur Übernahme von Verantwor- 
tung entscheidend gefördert wird. Dieser Hang zur 
Perfektion ist eine besondere Quelle der ünwirt- 
sdmfÜichkeit bei der DB; er beruht nidit zuletzt aut 
dem Bestreben, sich gegen alle Eventualitäten, wie 
sie ein so großer tedrni scher Betrieb mit sich bringl, 
abzusichern. Auf der anderen Seite hat die rasche 
Wiederinstandsetzimg ausgebonihter Bahnhöfe und 
Slretcken gezeigt, daß es keiner so minutiösen Gän- 
gelung des Apparats bedarf, um Um einsatzfähig zu 
halten. Das Sidierheitsbestreben der DB geht heute 
zweifelsohne über dös wirtschaftlich vertretbare 
Maß hinaus. Die DB wird dazu jedoch von außen 
her durch die Rechtsprechung der Gerichte und die 
öffenllidrkeit, die bei Verkehrsunfällen im Bereich 
der DB einen wesentlich strengeren Maßslab an- 
legen als im Straßenverkehr, noch bestärkt. 

Zu diesen inneren Schwierigkeiten kommen noch 
solche äußerer Art, die in den zahlreichen Abhängig- 
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keiten der Dß vom Bund, von den Wünsdien der 
Länder und Gemeinden und denen der großen Lie- 
fei einten, der Spediteure und nicht zuletzt in einer 
der Lage des Unternehmens nidit immer gerecht 
werdenden Nadigiebigkeit gegenüber den Forde- 
rungen des Personals und seiner Vertretungen be- 
stehen. Wenn man das Schicksal mandier Bemühun- 
gen und AbsiciUen der DB verfolgt, so muß man den 
Eindrude gewinnen, daß auf die DB sehr viele Kräfte 
mitbestimmend einwirken, die durdi ihr tatsadr- 
liches Verhalten eigene Interessen dem wirtschaft- 
lidien Wohlergehen des Unternehmens voransLellen 
und somit Ausgleidrszahlungen des deutschen 
Steuerzahlers zur Deckung des Defizits der DB als 
selbslversLändiich ansehen. Wer von der DB Son- 
dervorteile verlangt, die ihre Betriebsrechnung be- 
lasten, hat nadi Auffassung der Kommission fortab 
audi für diese Mehrkosten aufzukommen. Wäre die-» 
ser Grundsatz auch in der Vergangenheit schon 
beachtet worden, so wäre die DB wahrsdieinlich 


nidit in die Verlustzone geraten und befände sidi 
heule technisch in einem besseren Zustand. 

Zusammenfassend sei festgestellt, daß die Sanie- 
rung der DB nicht nur eine Frage der technischen 
Modernisierung und der Umcjestaltung der inner- 
befrieblidien Organisation, sondern in erster Linie 
ein Problem der Führung und ihrer Bewegungs- 
freiheit sowie einer entsdilossenen Neiioriealierung 
des Personals auf die veränderten wettbewerbs- 
wirtsdiaftlichen Verhältnisse ist. Wenn man nicht 
bereit i«t, daraus die Konseejuenzen zu ziehen, darf 
man sich nidit wundern, wenn das Gefühl fehlt, für 
die eingetretenen Verluste persönlich mitverant- 
wortlich zu sein, und sich statt dessen auf die gemein- 
wirtschaftlidie Aufgabe beruft. Diese Umstellung, 
von der schon in der Einleitung zu diesem Bericht 
gesprochen %vurde, ist eine unabdingbare Voraus- 
setzung für die Beseitigung aller übrigen Verlust- 
quellen; wenn dies nicht gelingt, so werden alle 
Bemühungen um eine Konsolidierung des Unter- 
nehmens vergebens bleiben müssen. 
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Vorbemerkung zu B bis F 

Die Verlustquellen nach Verkehren 

Die Betriebsverluste zeigen — der Größe nach geordnet — folgendes 
Bild: *) 


1957 

1958 


Millionen DM 

Personenverkehr 



in Personenzügen .... 

893,3 

847,3 

Stückgutverkehr , . * . . 

331,7 

374,6 

Gepäck, Expreßgntverkehr, 



Postbeförderung 

143,9 

119,4 

Ei senbahnk raftwagen verkehr 

54,4 

32,7 

S-Bahn Hamburg . , . , , 

17,2 

12,8 

Personenverkehr in Eil zu gen 

14,2 

— 

Eisenbahnschiffsverkehr . . 

2.2 

4,4 

Schmalspurverkehr .... 

2.9 ./. 1 459,8 

3,4 ./. 1 394,6 


Diesen Verliistverkehren stehen folcjendeGewinnverkehre gegenüber; 


Wagenladungsverkelir . 

543,0 


580,8 


Personenverkehr 
in Schneilzügen 

177,6 

-h 720,6 

220,3 


Personen VG rkehr 
in Eilzügen ^ . 




11,1 

-1- 812,2 

Dazu kommen an Mieten 
und Pachten 


+ 330.1 


-h 312,2 

Ergebnis 

der Betriebsrechnung ^ . . 

• 

./. 409,1 


./. 270,2 


Die Kommisstoii hat sich in der Hauptsache nur mit dem Defizit 
der vier erstgenannten Verkehre beschäftigt und die weniger verlust- 
bringenden Betriebszweige nicht in allen Einzelheiten untersudit. 
Beim Wagenladungs verkehr waren die Einnahmen Gegenstand einer 
eingehenderen Analyse, wahrend die Koslengestaltung des Wagen- 
ladungsverkehrs im einzelnen nidit geprüft wurde. 


■) Hierbei sind auf der Ertragsoite nur die Einndhineii aus den Verkehrs- 
tarifen, nicht aber Nebenerlrage (z. B. aus Pachten usw.) berücksichtigt. 
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Bevor die ein^eLneu Verlustquellen analysiert wer- derte B=etnebsabrechnimg der DB für die Jahre 1957 
den, wird nachstehend die nach Verkehren geglie- und 1958 wiederge^geben: 



Erträge 

1 


Aufwendungen 




V erkeh r^#er träge 

(ohne sonstige Crträgn) 

Verkehrli<±e 

Abfertigung 

jojn?i4:h]ieÜUcti 
Anlagen 1) 

Zugbildung 
(ein^chlleßUctt beirieu^ 
lieber Abfertigung im 
Gülerverkebr) 

Zugförderung 


1957 ! 

1958 

1957 

1958 

1957 1 

1958 

1957 ! 

1958 

Personenverkehr , . . . 

1 623,5 

1 841,1 

280,6 

287,6 

206,5 

197,7 

935,7 

983,8 

davon 









Schnellzüge 

670,5 

731,9 

59,6 

66,7 

25,7 

23,7 

174,6 

188,6 

Eilzüge ....... 

370,0 

408,5 

31,5 

28,5 

29,9 

29,7 

152,6 

161,0 

Personenzüge 

583,0 

700,7 

189,5 

192.4 

150,9 

144,3 

608,5 

634,2 

Gu/erverkehr 

4 066,7 

4 147,3 

756,8 

703,7 

883,2 

850,4 

936,4 

923,3 


davon 

Gepäck-, Expreßgutver- 
kelir, Postbeförderang in 


Reise- und Gülerzügen . . 

307,7 

353,3 

162,2 

167,3 

37,7 

44,7 

118,6 

115,1 

Wagenladungsverhehr , 

3 348,7 

3 353,0 

26R2 

216,4 

705,2 

660,7 

734,5 

689,0 

Stückgutverkehr .... 

410,3 

441,0 

333,4 

319,6 

140.3 

145,0 

83,3 

119,7 

Fernverkehr insgesamt 

5 690,2 

5 988.4 

1 037,4 

990.9 

1 089,7 

1 048,1 

1 872,1 

\ 907,6 

Eisenbahnkraftwagenverkehr 

240,9 

267,7 

20,3 

15,3 

— 

— 

211,8 

228,4 

S-Bahn Hamburg 

36,1 

44,0 

8,8 

9,1 

4,5 

5,0 

19,9 

20,1 

Eisenbahnsdiiffsverkehr . . 

9,3 

13,0 

0,6 

0,8 

0,1 

— 

5,4 

7,4 

Sdimalspurverkehr .... 

1,6 

1,4 

1.1 

1.1 

0,3 

0,3 

1.3 

1,3 

V erkeh r sei nn ah men 
insgesamt 

5 978,1 

6 3H.5 

1 068,2 

1 017,2 

1 094,6 

1 053,4 

2 110,5 

2 164,8 
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Aufwendungen 

öhersdiufl + 
Fehlbetrag J, 

Betriebsergebnis 

in V. H. 
der Einnahmen 

Vorhaltung 
der Fahrzeuge 

Vorhaltung 
der Bahnanlagen 

(nur Jür Zugbildung 
und Zugförderung) 

Verwaltungs- 

dienst 

Insgesamt 

1957 1 1958 

1957 j 1958 

1957 1 1Ö58 

195? 1 1958 

1957 ! 1958 

1957 1 1958 


43?, 4 

459,9 

387,7 

425,3 

105,5 

102.7 

2 353,4 

2 457,0 

729,9 

615,9 


44,9 


33,5 

106,0 

101,8 

107,8 

111,5 

19,2 

19,3 

492,9 

511,6 

+ 177,6 

+ 220,3 

+ 

26,5 

4- 

30,0 

80,0 

81,2 

74,1 

81,5 

16,1 

15.5 

384,0 

397,4 

./. !4,2 

+ 11,1 


3,8 

-h 

2,7 

251,4 

276,9 

205,8 

232,3 

70,2 

67,9 

1 476,3 

1 548,0 

./. 893,3 

./, 847,3 

,/. 153,2 

./. 120,9 

568,9 

725,8 

673;3 

688,7 

180,7 

168,1 

3 999,3 

4 060,5 

+ 67,4 

+ 86,8 


1,7 


2,1 


52,6 

61,8 

57,4 

61,5 

25,1 

22,3 

451,6 

472,7 


143.9 


tl9,4 

J. 

46.8 


36,8 

445,9 

553,3 

541,4 

544,9 

117,5 

107,9 

2 805,7 

2 772,2 

+ 

543,0 

+ . 

580,8 

+ 

1.6 

+ 

Ir? 

70,4 

110,7 

74,5 

82,3 

40,1 

38,3 

742,0 

815,6 


33 IJ 


374,6 


80,8 


84.9 

1 006,3 

1 185,7 

1 061,0 

1 114,0 

286,2 

271,2 

6 352,7 

6 517,5 


662.5 


529,1 


11,6 


8.8 

51.2 

44,2 

1,7 

2.1 

10,3 

10,4 

295,3 

300.4 


54.4 


32,7 

.1. 

22.6 


12,2 

11,9 

13,7 

6,0 

6,6 

2,2 

2,3 

53,3 

56.8 


17,2 


12.8 

J. 

47,6 


29.0 

3,4 

6,7 

1.5 

1,9 

0,5 

0,6 

11.5 

17,4 


2.2 


4.4 

J. 

23,6 


33,8 

0,7 

1.0 

0,9 

0,9 

0,2 

0,2 

4.5 

4.8 


2,9 


3,4 


181.0 


242,8 


1 073,5 1 251.3 1 071,1 1 125,5 299,4 284,7 6 717,3 6 896,9 


739,2 .7.582,4 

Mieien und Pachten 



Bahnhofsrestaurants usw. 


25,4 

Lagerplätze 

+ 

14,2 

Bahnhofsbudihandlungen 

+ 

21,0 

Sonstige Pachten usw. , . . 

1 

81,4 

Verschiedene Erträge . . * 

-f- 

188,1 

Insgesamt ...... . 

+ 

330,1 + 312,2*) 



409,1 ./. 270,2 


') 1958 andere Aufgliederiing,, daher keine Einzelangaben, 
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B. Personenzugvei'kehr einschließlich Berufs- und Schülerverkehr 


I. Die Kosten- und Ertragslage 

L Der gesamte öffentliche Personenverkehr in 
Schnell-, Eil- und Personenzügen sdiloß nach der 
Kostenredinung der DB ini Jahre 1957 mit einem 
Pehibetrag von 729,9 Millionen DM, im Jahre 1950 
mit einem solchen von 615,9 Millionen DM ab. 

Der Verkehr in Personenzügen allein brachte 
einen Fehlbetrag von 593,3 M/JJ/onen DM (1957) 
Ir/w, von S47,3 Millionen DM (1958). Das Defizit im 
Personenzugverkehr konnte alsö zu einem Teil 
durch die übersdiüsse im Sdmellzugverkehr usw. 
vermindert werden. 


Das sdiledite wirtschaftUdie Ergebnis des Per- 
sonönzugverkehrs wird entscheidend bestimmt 
durch den hauptsächlidi in diesen Zügen bedienten 
Berufs- und Sdiülerverkehr. Aus diesem Grund 
werden der Bezirkspersonenverkehr und der Berufs- 
und Schülerverkehr nachstehend zusammen behan- 
delt, zumal sidi diese Verkehre weitgehend über- 
schneiden. 

2* Nach Sonderberedinungen zeigt dieNadikcilkuIa- 
Üon der DB im Bezirkpersonenverkehr und im 
Berufs- und Schülerverkebr im Jahre 1958 (reine 
Betriebsverluste ohne Sdiuldendienst) folgendes 
Bild: 



Ein- 

nahmen ' 
1958 

Auf Wen- 
dungen ! 
1958 

Betriebs-j 
Verlust 
1958 1 

Ein- 
nahmen 
in V. H. 
der Auü 

1 wendun- 
1 9*^^ 

i 1958 


1 

in Millionen DM 

Bezirkspersonenverkehr ohne Beruf.szüge 





Personenzüge des allgemeinen Verkehrs ohn(3 Berufs- und Sd^üler- 
verkehr 

465,1 

684,4 

223,4 

68,0 

Berufsverkehr 

32,8 

71.3 

38,5 

46,0 

Sdiüierverkehr 

4,2 

2t, 4 

17,2 

19,6 

Insgesamt , . . 

502,1 

777,1 

275,0 

64,6 

Berufszüge 





davon Berufsverkehr 

' 234,2 

591,4 

357,2 

39,6 

davon Sdiüierverkehr - 

j 29,6 

177,1 

147,5 

16,7 

Personenverkehr insgesamt 

1 765,9 

] 545,6 

779,7 

49,6 

Berufsverkehr in Eil- und Schnellzügen 





Berufsverkehr 

55.3 

100,6 

45,3 

55,0 

Schülerverkehr 

7,6 

30,1 

22,5 

25,2 

Insgesamt . . , 

Verlust des Bezirk spersonenverkehrs und des gesamten Berufsver- 

davon Betriebsverlust des Berufs- und Sdiülerverkehrs in allen Zügen 

62,9 

130,7 

67,8 

847,5 

623,2 

48,1 


Der in vorstehender Tsbelie nachgewiesene Ver- 
lust (1958) enthält anteilige Pension auf der Grund- 
lage einer Gesamtpensionsbelastung der DB in 
Höhe von 842,5 Millionen DM sowie die in der 
Betriebsredinung verredineten Anlagenabsdirei- 
bungen (Erneue rungssoll), dagegen keinen Sdiul- 
deiidienst. Bei Einbeziehung des Sdiuldendienstes 
würde sidi der Verlust erhöhen 

a) beim gesamten Bezirkspersonenverkehr von 
0-^7, 5 Mii/Zonen DM auf J0J7,J Millionen DM; 

b) beim Berufs- und Sdiüierverkehr allein von 
628,2 M/7honen DM auf 732,2 Millionen DM. 


3. Die hohen Verluste im Bezirkspersonenverkehr 
und insbesondere im Berufsverkehr beruhen zum 
Teil auf der überkommenen Struktur der DB als 
gemeinnützige Verkehrsanstalt mit hohem Lei- 
stungsangebol und bewmßt unter den Kosten 
liegenden Tarifen, Durch die besondere wirtschaft- 
liche Entwicklung der Nachkriegszeit haben sidi die 
Verluste nodi erhöht, eine Entwiddung, die die DB 
in gleicher Weise getroffen hat wie die meisten 
europäisdien. und nordamerikanischen Eisenbahnen. 

Während es früher noch möglich war, durdi Über- 
schüsse in anderen Verkehren einen Ausgleidi für 
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die Verluste im Personenzugverkehr zu erwirt- 
sdiaften, hat das Eindringen des Kraftverkehrs in 
die Güterbeförderung diese Möglichkeit für die 
Zukunft zunidite gemacht. Auch im Personenverkehr 
hat der Kraftwagen den Anteil der Eisenbahn an 
gewinnbringenden Verkehren ausgehöhU. Das zeigt 
sich besonders in der Veränderung der Personen- 
beförderung auf dem Lande. Für den Reisenden, der 
mehrere Platze und innerhalb des gleichen Ortes 
au dl noch mehrere Stellen auf ziisu dien hatr ist die 
Benutzung von Personenzügen praktisch uninter- 
essant geworden. 

Neben den privaten Kraftwagen ist der DB in- 
folge einer gröBzügigen Kontessionierumj von Om- 
nibuisuniernehmen durch die Länder sogar audi im 
Schienenparallel verkehr und im sogenannten Eck- 
verkehr durch private Autobuslinien, städtische 
Verkehrsmittel und den Omn ibusgelegenh ei ts ver- 
kehr eine überlegene Konkurrenz erwadisen. So 
bestehen allein im Raume der Bundesbahndirektion 
Stuttgart 85 private oder kommunale sciiienen par- 
allele Liaienverkehre mit rund 14 000 beförderten 
Personen je Tag. Dabei sind die Werk verkehre und 
Arbeitermietwagenverkehre der Industrie noch nidil 
berücksichtigt. 

Vor dem zweiten Weltkrieg wurde der Nachbar- 
or/sverkebr beinahe aussddießlidi auf der Schiene 
bedient 1 er ist heute fast ganz auf die Straße ab- 
gewandert. Die Bedienung des verbliebenen Ver- 
verkehrsaufkonmiens rechtfertigt dann nicht mehr 
den Einsatz von Eisenbahnmaterial. Es wäre in 
vielen Fällen vorteilhafter, statt der Eisenbahn 
Straßendienste einzusetzen. 

Während so der vollzahlende Verkehr von der 
Eisenbahn abwandert, ist der Umfang des Berufs- 
verkehrs ' — trotz Vordringens des Kraftwagens “ 
in einer Weise gestiegen, daß die betrieblidie Lei- 
slungsfähigkeit übermäßig beansprucht wird und 
die gerne innützige"^^* d. h. de facto die wirlsdiafl- 
lidie Belastung immer starker wird. Diese Zunahme 
kann jedodi keinen wirtschaftlidien Ausgleich für 
den Sdiwund an höher tarifiertem Verkehr bringen, 
weil die Betriebsleistungen im Berufsverkehr nicht 
kostendeckend bezahlt werden. Sie belasten die DB 
nur mit der Vorhaltung des rollenden Materials, der 
Anlagen und des Personals für einen ausgesprodie- 
nen Spitzen verkehr, ohne dajl diesen Mehrkosten 
auch entsprechende Mehreinnahmen gegenüber- 
stehen würden. Wie sehr der Berufsverkehr alK 
gemein gewachsen ist, zeigt eine von der Stadt 
Frankfurt (Main) erstellte Statistik: 

Zahl der Einpendler 
1893 10 252 nur Arbeiter 

1926 IG 120 Zeitkarteninhaber 

1938 39 100 Arbeiter und Angestellte 

1956 96 08Ö alle Erwerbspersonen 

Die Kosten des Berufsverkehrs werden noch da- 
durch erhöht, daß er ohne wesentlichen Gegenver- 
kehr nur in einer Richtung durdigefiihrt werden 
muß, daß im allgemeinen dabei mehrere Berufs- 
gruppen befördert werden, z. B. ein Erühzug für die 
Arbeiter und ein späterer Zug für die Angestellten 
und Schüler, und daß diese Züge bis zum Rück- 
transport am Abend (nach Beendigung der Arbeits- 


zeit) ungenutzt abge^tellt und gewartet weiden 
müssen. Die Platzausnutzung der in diesem Verkehr 
eiiigesetztun Fahrzeuge ist ungünstig, weil die 
Berufszüge im allgemeinen nur im letzten Teil des 
Zulaufs und entsprechend im ersten Abschnitt des 
Ablaufs voll besetzt sind. Weiterhin verteuert sidi 
der Berufs verkehr dadurdi, daß die Arbeitszeiten 
der Industrie ohne Rücksicht auf die Wirtschaftlich- 
keit dos Eisenbahnbetriebes festgesetzt werden: 
auch der Mehrschichlenbetrieb in der Wirtschaft 
bedeutet für die offen tlidien VGrkehr.smittel er- 
höhten Aufwand. 

Eine Aufgliederung, weld:ie Berufszüge ganz oder 
wenigstens abschnittweise die leistungsabhangigen 
Kosten decken und darüber hinaus etwas zur 
Deckung der fixen Kosten der DB beitragen, liegt 
nicht vor: sie konnte audi in der zur Verfügung 
stehenden Zeit nicht erstellt werden, weil es an den 
notwendigen Vorarbeiten fehlte. Um feststellen zu 
können, welche Züge imd zu welchen Bedingungen 
Züge wirtsdiaftlich gefahren werden können, be- 
darf es weiterer Einzelimtersudiungen. 

4, Die Tatsadre, daß die Reisezüge der DB im 
Durchsdinitt nur zu 40 v. H. besetzt sind (Schnell- 
und Eilzüge weisen eine bessere Besetzung auf), 
zeigt — auch unter Berücksicluigung, daß bei ein- 
seitigen Verkeil rsslrömen sogenannte Wendezüge 
zum Teil leer gefahren werden müssen — , daß das 
VeTkehrsange!>ot der DB im Personenverkehr offen- 
sichtlidi zu groß ist und noch zu viele unwirtschaft- 
lidic Züge gefahren werden, Stichprobenweise 
öberprüfungen der Kommission bei den Bundes- 
bdhndirektionen Hannover und Stuttgart haben er- 
geben, daß im Bezirk Hannover auf 4 Strecken mit 
227,8 km, 54 Baluihöfen und 125 Zügen und Gegen- 
zügen insgesamt 53 Züge ganz oder stretken weise 
derartig unwirtschaftlich sind, daß die erzielten Ein- 
nahmen nidit einmal die von diesen Zügen un- 
mittelbar verursachten Kosten decken. Das sind 
rund 43 v. H. der auf diesen Strecken gefahrenen 
Züge. Im Bezirk Stuttgart entfallen auf 6 Strecken 
mit 312.4 km, 81 Bahnhöfen und 300 Zügen und 
Gegenzügen 224 unwirtschafllidie Züge, Das sind 
fast 75 V, H. aller auf diesen Stredeen gefahrenen 
Personen- und Eilzüge! Dabei ist — wie oben 
bereits erwähnt — die unziu eidien de Besetzung der 
Personenzüge, insbesondere audi der Berufszüge, 
die erst auf den letzten 10 bis 15 km vor ihrem Ziel 
überbesetzt zu sein pflegen, in ihrem Anlauf jedodi 
nur spärlich besetzt sind, die wesentliche Ursache 
der Betriebsverluste des Personenzugverkehrs. Der 
Umfang der nur für Zwedte des Berufsverkehrs 
eingesetzten Frühzüge in der Zeit von 0,00 Uhr bis 
4.59 Uhr und Spätzüge von 23.00 bis 0.00 Uhr wurde 
von der Hauptverwaltung der DB nunmehr bereits 
erheblidi ein gesdi rankt. Da gerade diese Züge mit 
besondeis hohen Ko.sten belastet sind und nur ge- 
ringe Einnahmen erbringen, erscheinen noch wesent- 
Ücii weitevgehende Einschränkungen geboten. 

Ein Teil dev unwirtschaftlichen Züge wird mit der 
Notwendigkeit von Nahverkehr.sanschlüssen an die 
Schnellzüge, dev Beförderung von Post und mit dem 
Lokum.laiif begründet; denn die Dampflok müssen 
zur Bewachung, Anheizung und Inspektion über 
Nacht in das Bahnbetriebswerk zurückgebracht wer- 
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den, im Gegensatz zur Diese Üoki die keiner beson- 
deren Überwachung bedarf und praktisdi jederzeit 
einsatzbereit ist. Immerhin könnte audi jetzt schon 
ein Teil der Zubiingerdienste verlust mindernd auf 
die Straße verlegt werden. 

5* Die entscheidende Ursache der Unwirtsdmftlich- 
keit des Personeriziig Verkehrs und insbesondere des 1 


Berufs- und Sdiüierverkehrs liegt an den iinzu- 
reidienden Tarifen. Nur 8,7 v. H. aller Reisenden 
der DB zahlen den Normaltarif, 

Folgende Aufstelkmg zeigt den Umfang des ge- 
samten Reiseverkehrs, aufgegliedert nach Berufs- 
und Sdiolerverkebr {aj und b)], nach Verkehr zu 
sonstigen Ermäßigungen [c), d) und e)] und nach 
Verkehr zum Normaltarif [f)]: 


Alle Züge 

Prozentsatz 

der 

Einnahmen 

F’^rozenfsatz i 
der 

beförderten 

Personen 

Prozentsatz 
der 1 

geleisteten 
Personen/km 

Flöiio der Ermäßigung 
gegenüber Regeltarif 
in V. H. 


1 

1957 

1953 

195? 1 

1958 

1957 

1958 

1957 

1958 

a) Berufsverkehr , . , . 

14,33 

16,51 

49,59 

46,95 

27,29 

26, t?' 

AjboUcrmoaiiKkjrte '1 

70,5 bis 87,1 52,0 bis 82,4 








ATlwllcrwCnUitntfirEc 'J 

70.8 bis 86,8 50,0 bis 81,8 

b) Sdiüter verkehr . , . . 

2,24 

2,09 

1431 

t5.3t 

7,73 

7,84 

Sqhi^lf-rETianaLska;;^^ 'f 

82,5 bis 92,2 B2,5 bis 92,2-') 








SUiülrrwodiisokartit *1 

77,1 bis 91,6 ?7,1 bis 91,6") 

Berufs- und Schüler ver- 
kehr zusammen .... 

16,5? 

18,60 

64,40 

62,26 

35,04 

34,01 



c) Ermäßigte Rückfahrkarten 

33,46 

34,71 

11,03 

12,38 

24,02 

25,52 

10 bis 35 

10 bis 35 

d) Sonderzüge 

3,59 

3,75 

0,84 

0,90 

4,59 

5.16 

50 bis 75 

50 bis 75 

e) alle übrigen ermäßig Len 
Tarife 

20,60 

20,37 

15,74 

15,78 

23,30 

22.22 

33' 3 bis 87,5 

25 bis 87.5 

Summe aller ermäßigten Ta- 
rife . 

?4|22 

77,43 

92,0 t 

91,32 

86,95 

87,91 



f) Normaltarif * . . . . 

20,97 

18,03 

7.99 

8,68 

13,05 

12,09 



g) Zuschiagkarten .... 

4,81 

4,54 

— 


— 

— 



100,00 

100,00 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 




“) für Entfernungen von 5 bis 100 km 
") 89 bis 96 v. H. bei Geschwistersdiülerzeitkarten 


Bei einem Regeltarif von 7,5 Pf (nacti Abzug der 
BeförderungsLeuex — für die 2, Klasse 11 v. H. des 
reinen Fahrpreises — rund 6,8 Pf) je Personen/km 
braditen 1958 die (beförderungsteuerfreie) Arbeiter- 
wodienkarte nur 2,99 Pf und die ebenfalls beför- 
derungsteuerfreie Sdiülermonatskarte nur 1,26 Pf 
durchsdiniUlidie KLlometereinnahme. Während der 
Schülertarif bis zur Tariferliöhung vom L Februar 
1958 rund 60 v. H. des Berufs Verkehrstarifs betrug, 
erreicht er heute nur nodi 42 v. H. des sdron völlig 
unwirtsdiaftlichen Berufsverkehrtarifs. Die Ermäßi- 
gung geht — wie aus vorstellender Tabelle ersicht- 
lich — beim Sdü.dertarif bis zu 91,6 v. FL, bei der 
Geschwisterermäßigung bis zu 96 v H.l Dieser Sach- 
verhalt könnte zu der Überlegung Anlaß geben, ob ^ 
es im Interesse der Einsparung von VerwaUungs- 


kosten nidit wirtschafthdier wäre, die Schüler über- 
haupt umsonst zu befördernü Im Omnibusverkehr 
liegen die SchüleizeilkarLexi um etwa ein Drittel 
über denen der DB. Erschwerend kommt hinzu, daß 
sowohl die Berufs- als auch die Sdiülerverkehrs- 
tarife eine starke, der Kostenlage entgegengesetzte 
Degression bei größeren Entfernungen aufweisen. 
Dadurch wird der Abwanderung von Arbeitskräften 
vom Lande Vorschub geleistet und der gesunden 
Tendenz einer Dezentralisierung der Industrie eni- 
gegengewirkt („Grüner Plan"). Die Verluste im 
Berufs- und Schüler verkehr sind daher audi in den 
hohen Entfernungsstufen besonders hoch. 

Eine auf Veranlassung der Kommission erstellte 
SondeneeJmung, die auf den Ergebnissen des .Jahres 
1958 beruht, zeigt folgendes: 
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1958 

BRrufs verkehr 

Sdiüierverkehr 

Ein- 

nahmmi * 

Insgesijmt 

A ul wen- 
tluogen *J 

Verlust 

Evtl- 1 
nabmcJi 

AUiWpR- 
dungen ') 

1 Verlust 

Ein- 

nahmen 

Aulwon- 
Oimgen ‘J 

VeTlüst| 




Ml 

Millionen DM 




Personenzüge 

. 267,0 

662,7 

395,7 

33,8 

198,5 

164.7 

300,8 

861,2 

560,4 

Eilzüge des Berufsverkehrs . . 

. 23,3 

64,3 

41,0 

2.9 

19,2 

16,3 

26,2 

83,5 

57,3 

Sonstige EiJzüge 

23,3 

30,1 

6,8 

2.9 

9,0 

6,1 

26,2 

39,1 

12,9 

Schnellzüge .**>*,*. 

8.7 

6,2 

*/. 2.5 

1.8 


6,1 

10,5 

8,1 

y. 2,4 


322,3 

763,3 

441,0 

41,4 

228,6 

187,2 

363,7 

991,9 

628,2 


Beifiebskosteri 


Praktisch läuft dieser Zustand darauf hinaus, daß 
die gewerbliche Wirtschaft die Kosten ihres Arbeits- 
kiäfteeinzugs auf die Verkehrsträger (Eisenbahn 
und kommunale Verkehrsunlernehmen) abwäizt, 
daß die Städte durch entsprediende Tarife die Be- 
dienung des defizitären Beruf sverkelirs durch eigene 
Verkehrsmitlei abwehren können und daß sie in 
ihrem Straßenbauaufwand (einsdilteßlidi Anlage 
von Parkplätzen) entlastet werden. Die exorbitante 
Ermäßigung der Sdiulertarife führt dazu, daß sieb 
die Länder von ihren Pflichten zur Förderung der 
Kultur und des Erziehungswesens auf Kosten des 
öundesunternehmens DB entlasten können* 

Für die DB ist die Folge dieser hödist unbefriedi- 
genden Situation, daß der Personenz ag verkehr nidil 
einmal die von ihm unmiUelbar verursachten. Kosten 
deckt. Die Einstellung des gesamten Verkehrs in 
Personenzügen (Bezirkspersonenverkehr) würde das 
Betriebsergebnis der DB wie folgt verbessern: 



1957 1958 

1 in Millionen DM 

Gesamlaufwendungen , , . 

1 478,4 

l 545,6 

./. wegfallende Kosten . . . 

824,8 

862,4 

Verbleibende ungedeckte 
fixe Kosten der Bahnanlagen 
usw , . . , 

653,6 

683,2 

Vermiedener Betrieb-sverlusl 

813,3 

779,7 


Einsparimg (ohne Berüdtsidi* 
tigung der negativen Rück- 
wirkungen auf den Fernver- 
kehr) 169,7 96,5 

Die Verbesserung der Gesamterträge ijm Jahre 
1958 ist auf die Tariferhöhung vom 1. Februar 1958 
zurückzuführen. 

Nidits zeigt besser die Vnhaltbaikeii des heuf/gen 
Zustandes als die Tatsache, daß die EinsleUung des 
gesamten Personenzugverkehrs zu einer Verbesse- 
rung der wir/schflf//idiei] Lage der DB iühren würde. 


6* Audi die übrigen europäischen Länder und die 
EisenbahngeselJschaflen der USA stehen vor ähn- 
lichen Problemen wie die DB. Fast alle Eisenbahnen 
haben in der Vergangenheit besondere Preisermäßi- 
gungen gewährt oder gewähren müssen, überall ist 
jedoch heute “ angesidits des Übergangs vom 
Eisenbahnmonopol zum Verkehrswettbewerb - — das 
Bestreben festzustelien, entweder diese Sonderver- 
günstigungen durdi einen allen Dauerbenutzern zu- 
gänglidien geringeren Rabatt zu ersetzen oder den 
öffentlidien Haushalt zur Übernahme der Ausfälle 
heranzuziehen. 

So ist z. B. im belgischen Haushallsgeselz von 1959 
besümmt. daß der Staat 85 v. H, der Mindereinnah- 
men aus dem Berufs- und Sdiülerverkehr über- 
nimmt In Fraiikreidr gilt laut r^Übereinkommen vom 
3L August 1937 über die Konstiluierimg der Natio- 
naigesellsdiaft der Franzosisciien Eisenbahnen" eine 
ähnlidie Regelung, der zufolge die SNCF als Aus- 
gieidi für ermäßigte soziale Tarife Im Jahre 1956 — 
28 588 Millionen ffrs und im Jahre 195? = 31 491 
Millionen ffrs erhalten haben. 

ln den Niederlanden und in der Schweiz ist der 
Personenverkehr nidit defizitär. Wenn dies auch 
auf strukturelle Gründe zurückgehen mag, so iist in 
diesem Zusammenhang doch bedeutsam, daß beide 
Eisenbahnen allen Dauerbenutzern einen Preisnach- 
laß gewähren, dieser sidi jedoch im Rahmen eines 
regulären Mengenrabatts hält. 

Ferner ist bemerkenswert, daß im Berufsverkehr 
SdtweUen durchweg, Norwegen und die Schweiz im 
Nahverkehr und die Niederlande in den weiteren 
Entfernungen teurer sind als Deutsdihind. Im SdiQ- 
lerverkehr sind alle wuchtigen europäischen Eisen- 
bahnen — mi\ Ausnahme der französischen — teurer 
als die DB* 

Interessant ist sddießlich die Entwicklung in USA. 
Dort hat die bundesstaatlidie Aufsichtsbehörde für 
das Verkehrswesen, die Interstate Commerce Com- 
mission (ICC), zur Beseitigung der Unrentabilität 
des Berufsverkehrs folgende Empfehlung ausge- 
sprochen: 

„Dorti wo die Bahnen nicht in der Lage sindt 

einen speziellen Lokal verkehr oder Berti Fsnahver- 


121 


Drucksache 1602 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


IvPiir iniT eineiu angemessenen Gewinn zu betrei- 
ben, die Aufrechterhaltung aber für die Gemein- 
den lebens wichtig ist, soilten von den einzel- 
steiallichan und kommunalen Stellen Maßnahmen 
ergriffen werden, um den Verkehr aufrecht- 
zuer halten und den Eisenbahnen Ine r für die 
Kosten und einen angemessenen Gewinn zu be- 
zahlen.*' 

Schon ini vergangenen Jalir halten einige Städte 
einzelnen Eisens^ahngesellsdiaften Zuschüsse ge- 
zahlt, daiiiit sie den Bei uts verkehr weiterhin duicii- 
füiiren. Nunmehr hat der Gouverneur des Staates 
New York ein Gesetz unterzeichnet, das die Situa- 
tion auf dem Verkehrssektor verbessern und ins- 
besondere den Eisenbahnen des Staates New York 
helfen soll, ihre Situation zu erleiditern. Der Gou- 
vGiiiBLu des Staates New Jersey hat vorgesch lagen, 
daß der Gewdnn, den der New Jersey Turnpike 
(Autobahn) ständig abwirft, dazu verwendet wird, 
den Eisenbahnen im Staate New Jersey zu ermög* 
lidien, den iin reu lab len Be rulsnah verkehr weiterhin 
zu betreiben. Der Gewinn wird im Jahre 19ö0 vor- 
aussiditlich 11 Millionen Dollar betragen. 

Der Bürgenueister von Philadelphia hat Verhand- 
lungen aurgenommen, eine gemeinnützige Organi- 
sation von Stadt, Eisenbahnen und Gewerkschaften 
zu gründen, die den ßerufsnahverkehr übernehinen 
soll. Die Eisenbahnen sollen als Einlage in diese 
neue Organisation das Recht einbringen, daß die 
neue Gesellschaft auf den Hisenbahnstredeen den 
Verkehr betreiben darf: die Stadt soll Kredite für 
den Ankauf neuer Wagen gGben> 

Ahe diese Bemühungen zeigen das wirtsdiattlidie 
Problem dc^s Berufsverkehrs in hochindustrialisier- 
ten Staaten auf. Es setzt sich die Erkenntnis durch, 
daß — angesidits der Unmöglichkeit, der ansteigen- 
den Motorisierung in den Ballungszentren ilerr zu 
werden — die Eisenbahn das geeignete Instrument 
zur Bewältigung dieses Verkehrs ist. Sie allein ist 
in der Lage, im Sciinellverkehr ohne Halte an 
Kreuzungen die Reisenden in km /.er Zeit an iliren 
Bestimmungsort zu bringen. 

7. Die DB vertritt den Standpunkt, daß es die Wett- 
bewerbs- und Ertragslage aussdUießt, nicht gedeckte 
Kosten des Personenverkehrs und insbesondere des 
Berufsverkehrs wüe früher aus Überschüssen des 
Güterverkehrs zu tragen. 

Die DB wies die Kommission darauf hin, daß bei 
de: Tariferhöhung zum h Februar 1958 nicht einmal 
ihre im Hinblick auf die Schwierigkeiten des Tarif- 
genehmigungsverfahrens bewußt maßvoll gehalte- 
nen Wünsche für eine Erhöhung der Berufs- und , 
Schülertarife sowie sonstiger Sozialtarife voll ver- 
wirklicht w'orden sind. So seien in dem Kooidinie- 
rungsverfahien gefallen bzw. zum 1. Februar 1958 
nichl genehmigt worden u, a, die Einführung des 
Zonentarifs bei den Zeitkarten des Berufs- und 
Schülerverkehrs, eine der Anhebung der Zeitkarten 
des Berufsverkehrs enisprechende Erhöhung der 
Zeitkarten des Sdiü 1er Verkehrs sowie die Erhöhung 
bzw. Aufhebung einiger weiterer Tarifvergünsti- 
gungen aus sozieilpolitisrhen Gründen. Die DB be- 
ziflert den durch“ Ablehnung ihrer Tarifwhinsche ver^ , 


ursadileii Ein na hmeausfail im Personenverkehr auf 
rd. 50 Millionen DM/Jahr. 

Die DB vertrat der Konuuiiision gegenüber die 
Ansicht, daß die Notwendigkeit, das Defizit des Por- 
sotienverkehrs zu verringern, weitere tarifiidie und 
betriebliche Maßnahmen erfordere, um Leistungen 
und Entgelte in Übereinstimmung zu bringen. In 
Anlehnung an die in den „Gedanken des Vorstan- 
des zur wirtschafUichen Gesundung der DB'' ent- 
wickelten Grundsätze vertritt sie den Standpunkt, 
daß eine Vei Weigerung solcher Maßnahmen der 
Wirtschaftlichkeit des Personenverkehrs durch den 
Bund voraussetzte, daß dieser die DB schadlos halte. 

Sie ist im Zuge des Gedankenaustausdjs mit der 
Kommiss jon zu der Überzeugung gelangt, daß es 
notwendig ist, den Reisezugdienst auf Strecken mit 
geringem Verkehrsaufkommen ganz oder teilweise 
oiiizusiellen, dort, wo es sinnvoll erscheint, die Ver- 
kehrsbedienung auf die Straße umzulegen und auf 
den übrigen Strecken eine Reihe von Bahnhöfen zu 
sdiließen. Die Einstellung des Reisezugverkehrs 
würde es erlauben, die Wirtschaftlidikeit des ver- 
bleibenden Güterverkehrs durch einfachste Betriebs- 
preise und Senkung der Anlagekosten zu sichern. 

Die DB halt es für möglich, daß — bei weitgehen- 
der Verkraftung weg^allender SdiienenleisUingen — 
in den nächsten zehn Jahren auf Strecken mit einer 
Betriebs länge von 5000 bis 8000 km der Reisezug- 
diensl auf der Schiene stillgelegt werden kann. Das 
sind etwa 20 bis 28 v. H. der jetzt vorhandenen Be- 
triebslänge für den Reisezugdienst (28 80Ö km). Auf 
den verbleibenden Strecken sollen — - neben der 
SdUießung einer Reihe kleinerer Bahnhöfe für den 
Reisezugverkehr — die PersonenzugleisUingen noch 
weiter gekürzt werden. Die DB rechnet damit, daß 
durdi beide Aktionen zusammen der Zug-km-Auf- 
p-^and für die Personenzüge uni rd, 22 v. H, gesenkt 
werden kann. 

Bei der Beurteilung der Tarifbildung und der Ein- 
schränkung des Verkehrsangebots der DB ist zu be- 
rücksichtigen, daß nach dem Gutachten des Ifo- 
Instituts infolge der fortsdireitenden Motorisierung 
eine weitere Abnahme im Berufsverkehr der DB 
eintrelen wird, während der Personenverkehr auf 
der Eisenbahn im ganzen in den nädisten zehn Jah- 
ren ziemlidi konstant bleiben dürfte. 

Die Verwirklidiung dieser Vorschläge bedingt 
nadi Auffassung der Kommission eine Abstimmung 
der vcrsdiiedeiien Verkehrsdienste und setzt eine 
gesetzliche Regelung der den Eisenbahnen vorzu- 
behaitenden Straßendienste voraus. Am Ende der 
zehnjährigen Übergangszeit würden folgende Be- 
triebsleistungen verbleiben : 

(Dutdi- 
‘v-fiiniTtlidif: 

Leielungofi 
I95BS 

200 000 Zug-km/Tag Schnellzüge für den 


Fernverkehr . . . (210 000) 

170 000 Zug-km/Tag Eüzüge (180 000) 

500 000 Zug-km/Tag Personenzüge für den 

Bezirks- und Nahver- 
kehr (700 OÜO) 
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Mii der bereits in !959/T>0 erfolgten B,5prQzenUgen 
Kürzung ergibt dies für die Personenmge eine Ge- 
sanitkürzimg von 30 v, H, Dabei wird die Greir/.e 
■zwischen Eil- und Personenzügen füeBend sein; es 
wird angenommen, daß dieLeistungen der Personen- 
züge noch darüber hinaus zugunsten der Eilzüge 
verringert werden können. 

Die finan-zieile Auswirkung der Einschränkungen 
der Personenzuglei Stangen um 30 v. H. gegenüber 
dem Stand von 1957 wird auf 223,0 Millionen DM 
beziffert. Die von der Kommission aufgestellte Ge- 
genrechnung (Grundlage 1958) kommt zu folgendem 
Ergebnis: 

m iMELiiüDän DM 

Einsparung von 2Ü v, 1 [. der Abfev- 
tigungskosten dnrdi Einstellung 
des Reiseverkehrs und Schließung 
der kleinen Bahnhöfe (22 bis 28 v. ll. 


der Strecke) 40.0 

Zugbildung, Zugförderung und 
Vorhaltung der Fahrzeuge ... 1 360.0 

./. fixe Kosten 588,0 

772,0 

davon Einsparung 30 V, H. . . . ' 231.6 

271,6 


Das Ergebnis der DB kann somit anerkannt wer^ | 
den. Dabei ist di© Einsparung an Abfertigungs- | 
kosten infolge Schließung kleinerer Bahnhöfe voll 
dem Personenzug verkehr zugerechnet worden. Eine 
Untersuchung an einer Stredce, die einen starken 
Berufsverkehr bei redit schwachem übe rlancl verkehr 
auf weist, jedoch nicht als reprä.senlativ gelten kann,, 
hat gezeigt, daß bei einer Verringerung des Ver- 
kehrsang ebots um 18 v, H, gegenüber dem der- 
zeitigen Fahrplan 1959/60 etwas über 20 v. H. der 
unmitteibar verursaditen Kosten der Zugbildung 
und Zugförderung sowie cier leistungsabhängigen 
Kosten der Unterhaltung und Erneuerung des Ober- 
baus eingesparl werden könnten. Dabei berüdcsich- 
tigt dieser stark eingeschränkte Fahrplan weit- 
gehend Übergänge auf schnellfahrende Züge der 
A ns dl 1 u ß s t recken . 

U. Vorschläge 

zur Verbesserung der WirtschaftUchkeit 
des Personenzugverkehrs 

Angesidits dieser GGsanitlage ist die Kommission 
zu der Auffassung gelangt, daß mit kleinen Maß- 
nahmen zur Verbesserung der Rentabilität des Fer- 
sonenzug Verkehrs nidits Entscheidendes erreicht 
werden kann, sondern daß man sidi zu einschnei- 
denden Maßnahmen durchringen muß. 

Folgendes ist dazu nach Auffassung der Koni- 
mission erforderlich: 

L Innerbetrleblidie Maßnahmen zur RationaHsie- 
rung und Kostensenkung 

a) Die Kommission hält es für notwendig, daß das 
Leistungsangebot im Personenzugverkehr we- 


seutlfch ciiigeschfänki wird. Bei ihrer Planung 
sollte die DB von dem Verkehrs vohnnen qus- 
gehen, das ilir im Jahre 1970 voraussiditUdi zur 
Verfügung stehen wird und von ihr wirlsdiaft- 
lieh bedient werden kann. Das Leistungsangebot 
sollte nur so hoch bemessen werden, daß eine 
koslendcckende Plalzausniitzung gewährleistet 
ist. Ausgehend von den Erfahrungen der letzten 
.Iah re sollte die Umwandlung von Personen- 
zügen in Eilzüge verstärkt betrieben werden, um 
ertragreidie und kostengünstigere Verkehre au- 
zuziehem Dieses Ziel kann nach Auffassung der 
Kommission druch einen guten Service in den 
schnelHahrendeii Zügen gefordert werden. 

Eine Einschränkung des Personenzugverkehrs 
um mindestens 30 v. //. hält die Kommi-^sion für 
wiitsdiafliich notwendig und ira Rahmen der Be- 
triebspf licht für vertretbar. 

b) Nach Ansicht der Kommission muß es der DB ge- 
staltet sein, bei Einschränkung oder Stillegung 
des Schienenverkehrs aus Gründen der Wirt- 
schat t lieh k eit einen Ersatz- und Ergönzungsver- 
kehr auf der Straße einzuriditen. 

c) Ferner ersdiei nt der Komnt/ssion eine bessere 
Aü/gabenfei/ung auf dem Gebiet der Personen- 
beiördenmg öu; der Straße unbedingt erforder- 
lich. 

Wenn an eine Neuordnung der Betriebsver- 
hältnisse der DB herangegangen und insbeson- 
dere eine Einschränkung ihres Verkehrsangebols 
angestrebt wird, so muß man die Personenbeför- 
derung im Bundesgebiet als eine Einheit ansehen 
und im Interesse einer optimalen Verkehrs- 
bedienung zu einem gegenseitig abgestimmten 
Fahl plan kommen. Das setzt voraus, daß die Lei- 
.Stangen der verschiedenen Verkehrsunterneh- 
men miteinander koordiniert werden. Eine so I die 
Koordinierung sollte nadi Möglichkeit auf !roi- 
williger Grundlage erfolgen und im Falle, daß 
sich die Partner nicht einigen können, durch 
Schiedsspriidi einer ständigen Kommission ent- 
schieden werden. 

Die bisherige gesetzliche Regelung der Per- 
sonenbeförderung von 1934 und auch der dem 
Bundestag vorliegende Entwurf (Drucksache 25.5 
vom 8. Marz 1958) tragen diesen Notwendig- 
keiten nicht ausreichend Rechnuntp hn Gesetz 
muß festgelegt werden, welche Verkehrkbezie- 
hungen durch die Eisenbahn, die Post, die öifent- 
liehen Nahverkehrsbetriebe und durch die ge- 
werblichen Unternehmer zu bedienen sind. Für 
die Verkehrsbedienung durch die öiient'nche 
Hand sollten folgende Grundsätze gellen: 

Den Eisenbahnen wären vorzubehalten und auf 
sie zu überführen der SchienenparaUelver kehr 
einsddießiich des Sdüenenersaiiverkehrs und 
die Diagonaiverbindungen zwischen wichtigen 
Eisenbahnknotenpunkten^ Stichprobenweise Un- 
tersuchungen der Kommission haben ergeben, 
daß ein derartiges Zusammenspiel von Schienen- 
verkehr und Omnibus verkehr innerhalb der DB 
nicht nur eine merklidie Verbesserung der Wirt- 
schaftlichkeit des Personenverkehrs der DB in 
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seiner GesömLheit, sondern darüber hinaus auch I 
eine bessere Verkehrsbedlenimg für den Vor- [ 
kehrsnut^er erbringen wird. ' 

Nach Ansiirht der Kommission sollten die der i 
Eisenbahn vorzubehaltenden Straßenverkehre, 
soweit sie sich in der Hand anderer öffentlidier 
Unternehmen befinden, schnellstens, spätestens 
nach Ablauf der Konzession, auf die Eisenbahn 
übertragen werden. Demzufolge halte die Post 
ihre Sdiienenparallel- und Diagonal verkehre so- 
fort auf die Eisenbahn zu übertragen: nach An- 
sidU der Kommission ist es nicht Aufgabe der 
Post, in Konkurrenz mit einem anderen Bundes- 
betrieb Personenbeförderung zu betreiben, so 
daß ein Bundesbetrieb den anderen aushöhlt und 
i)eide defizitär zu Lasten des Steuerzahlers wirt- 
schaften. Die Postbeföiderung auf den Parallel- 
verk ehren kann durch Verträge zufric^densteilend 
geregelt werden, soweit nicht die Post vorzieht, 
die Postbeförderuncj durch eigene, für diese 
Zwecke ausreichende Zustellfahrzeuge wahrzu- 
nehmen. 

Die kommunalen Verkehrsbetriebe sollten sich 
auf die Redienimg des örtlichen Verkehrs und 
unmittelbaren Nachbarorlsverkehrs beschränken. 
Soweit sie darüber hinaus Schienenparrallelver- 
kehre betreiben, sollten sie ebenfalls diese Ver- 
kehre spätestens mit dem Ablauf der Kon- 
zessionen an die Eisenbahn abgeben. Auf eine 
vorzeitige Lösung durch Verwallungsabmachun- 
gen sollte gedrungen werden. 

Auch der gewerbliche Straßenverkehr sollte 
durch Gesetz veranlaßt werden, Schienenparallel- ' 
verkehre und Verkehre zwischen Eusenbahn- 
knotenpunkten der Eisejibahn zu überlassen. 
Eine vorzeitige Ablösung, wobei etwaige Ent- 
schädigungslei.stungen zu Lasten der Eisenbahn 
geilen würden, ist anzustreben. Unberührt von 
diesen gnmdsälzlidicn Regelungen bleiben Ver- 
einbarungen, insbesondere Beschäftigangsver- 
träge zwischen der Bundesbahn und den ünter- 
nehmern. 

Soweit die DB über die ihr nach Ansidu der 
Kommission vorzubehaltenden Straßenverkehre 
hinaus Fio eben verkehre betreibt, muß sie diese 
ebenfalls abgeben. 

Die vorstehend entwickelten Grundsätze wei- 
chen zum Teil von dem Regierungsentwurf eines 
PersonenbeförderungsgesetzGs (Bundestagsdruck- 
sathe 255) ab. Um diesen Grundsätzen, soweit 
sie die DB betreffen. Rechnung zu tragen, emp- 
fielt die Mehrheit der Kommission, diesen Ge- 
setzentwurf in folgenden Punkten zu andern: 
aaj Der einleitende Satz des 5 8 Abs. 2 sollte 
folgende Fassung erhalten: 

„(2) Zur Sicherung der Ordnung im Per- 
sonenverkehr und zum Ausgleida der Inter- 
essen der Verkehrsträger, die Personen- 
verkehr auf der Straße betreiben, haben die 
Genehmigungsbehörden bei Entsdieidungen 
über Genehniigirngsanlräge unbeschadet der 
Vorsdiriften des § 13 Abs. 2 bis 5 folgende 
Grundsätze zu beachten:“ 


hh) 5 8 Abs 2 Nr- 1 soüln folgende Passung er^ 
halten: 

hI. Im Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen 
(5§ 42 ff.), der parallel zur Sdiiene ver- 
läuft, haben die S'th jenen unternehmen 
den Vorrang. Schienenparallelverkehr 
ist der Linienverkehr mit Kraftfahr- 
zeugen auf den in der allgemeinen 
Verkehrsrichtung der Schiene verlaufen- 
den und für diesen Verkehr geeigneten 
Straßen, wenn .Ausgangs- und End- 
punkte oder wesentliche der zu be- 
dienenden Orte Bahnstationen sind oder 
die zu bedienenden Orte überwiegend 
im Einzugsgebiet der Schienenverbin- 
dung liegen. Der gleiche Vorrang gilt 
für den Linien verkehr auf Bundesauto- 
bahnen und den. Linien verkehr zur Her- 
slellüng von Querverbindungen zu 
Schienenverbindungen (Edeverkehr), 
wenn die Fahrgäste überwiegend von 
und nadh Orten mit Bahnhöfen beför- 
dert werden. Die Sdjienenunlemehmen 
haben ferner den Vorrang für einen 
Schienenersatzverkehr, wenn der Per- 
sonenverkehr auf einer Schienenverbln- 
düng stillgelegt wird.** 

cc) Nadi § 8 Abs. 2 sollte folgender neuer Ab- 
satz 3 eingefügt werden: 

„(3) Kann eine abgelaufene Genehmigung 
für einen Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen 
nidit erneuert werden, weil ein Vorrang 
nach Absatz 2 geltend gemacht wird, so soll 
die Genehmigungsbehörde auf eine Eini- 
gung der Beteiligten hinwirken. Kommt eine 
Einigung nidit zustande, so kann die Ge- 
nehmigiingsbehörde demjenigen, dem der 
Vorrang nadi Absatz 2 eingeräumt wird, 
auferlegen, an den bisherigen Unternehmer 
eine Entschädigung zu zahlen. Hierbei ist zu 
berücksichtigen, ob und wie lange die Linie 
von dem bisherigen Unternehmer zufrieden- 
stellend bedient worden ist. Die Entschädi- 
gung darf die Höhe eines doppelten Jahres- 
umsatzes der Linie nidit übersteigen.“ 

dd] ln § 8 sollte der bisherige Absatz 3 als Ab- 
satz 4 folgende Fassung eihalten: 

„(4) Bei der Erneuerung ablaufender Ge- 
nehmigungen, die nicht unter Absatz 3 fal- 
len, soll berüdcsichtigt werden, ob die Linie 
von dem bisherigen Unternehmer zufrieden- 
stellend bedient worden ist; beim Linien- 
verkehr der Deutsdien Bundespost soll auch 
berücksichtigt werden, ob die Verbindung 
von Personen- und Postsadrenbeförderung 
sich bewährt hat." 

ee) In 5 45 Abs. 1 Satz 2 sollte das Semikolon 
durch einen Punkt ersetzt und folgender 
neuer .Absatz 2 eingefCigl weiden: 

42) Auf die Festsetzung und Genehmi- 
gung der Beförderungsentgeitc und Beförde- 
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rungsbedingungen der Deutsdien Bundes- ' 
bahn finden die für den Eisenbahnverkehr 
geltenden Vorschriften Anwendung. Die Be- | 
fördenrngsentgelle^ und Beförderungsbedin- | 
gangen der Deutschen Bundespost werden 
nadi § 14 des Postverwallungsgesetzos fest- 
gesetzt, Fahrpianänderimgen, die die I 
Deutsche Bundesbahn im Zusammenhang 
mit Änderungen des für den Eisenbahnver- 
kehr geltenden Fahrplans vomimmt, be- 
dürfen nicht der Zusfimmung der Genehmi- 
gungsbehörde. Die Beförderungsenlgelte und | 
Beförderungsbedingungen der Deutschen | 
Bundesbahn und die Fahrpläne und Fahr- 
planänderungen der Deutschen Bundesbahn j 
und der Deutschen Bundespost sind in ihren 
amtlichen Mitteilungsblättern zu veröffent- 
lichen; als amllidie Mitteilungsblätter gel- 
len and) die Kursbücher." 

Die Absätze 2 bis 4 werden Absätze 3 bis 5, 

d) Sollte den Vorschlägen der Kommission für die 
Aufgabenteilung Im Straßenverkehr vom Gesetz- | 
geber nicht entsprochen werden^ das heißt auch 
weiterhin einerseits dem Schienenverkehr Kon- ^ 
kiirrenz durch Parallelverkehre Dritter gemacht | 
werden, andererseits die DB in der Flädien- 
bedienung eingeschaltet bleiben, so sollte die , 
DB nicht daran gehindert werden, ihren Besitz- 
stand im Wettbewerb gegen Dritte zu behaupten 
oder durch Erwerb von Konzessionen zu er- 
weitern, 

!n diesem Falle würde es sich empfehlen, die 
Straßendienste der DB — wie in den Nieder- 
landen — zu regionalen Tochtergesellschaften 
zusanimeimi fassen. Die Anteile der Gesellschaft 
müßten ganz -in den Händen der Eisenbahn blei- 
ben; die Gesellschaften müßten betrieblich selb- 
ständig und gnindsätzlidi eigenwirtschaftlich 
arbeiten. Sie werden den Konkurrenzkampf 
gegen die übrigen Straßenverkehrsdienste nur 
bestehen, wenn sie frei bleiben von allen ihrer 
Eigenart nidit entsprechenden Vorschriften und 
Bestimmungen technisdier, reditlicher, insbeson- 
dere aber arbeitsrecht Hd)er Art, die aus dem 
Schienenbetrieb und dem Charakter der DB als 
Unternehmen des Bundes resultieren. 

Eine soldie organisatorisdie und wirtschaft- 
liche Verselbständigung darf jedoch keinesfalls 
die Einheitlichkeit und Gesamtwirtschaftlidikeit 
des Personenverkehrs der DB auf Schiene und 
Straße beeinträchtigen. Die Statuten der zu bil- 
denden Gesellschaften müßten eine enge Zusam- 
menarbeit mit dem Betriebs- und Verkehrsdienst 
der DB gewährleisten. Betriebsleistungen, Fahr- 
pläne und Umfang des vorzuhaltenden Fahrzeug- 
parks müssen so aufeinander abgestimmt wer- 
den, daß das Hauptziel, den Personenverkehr 
auf der Schiene so rationell wie möglich zu bedie- 
nen, nicht nur nicht beeinträditigt, sondern ge- | 
fördert wird. 

Sollte dagegen entsprechend den Vorschlägen ^ 
der Kommission der DB nur der Schienenpar^l- 
lel verkehr und der „Diagonal -Verkehr" verblei- 


ben und sie die Flächenbedienung abgeben, so 
wäre zwar auch eine weitgehende betriebliche 
Verselbständigung des Eisenbahnkraftverkehrs 
und seines Rechnungswesens zweckmäßig: auf 
die Bildung einer Tochtergesellschaft könnte 
jedoch in diesem Falle verzichtet werden. 

Gleichgültig, welche Lösung gefunden wird, 
muß der Personenverkehr der DB auf Schiene 
und Straße künftig so organisiert sein, daß er 
sein Leistungsangebot den jeweiligen, örtlich 
differenzierten Verkehrsbedürfnissen anpassen 
und mit der Preisgestaltung der Marktlage folgen 
kann. 

2. Tarifliche Maßnaltmen zur Verbesserung der 
Erträge 

Die Einsparung von Leistungen und sonstige 
Rationalisierungsmaßnahmen können die Wirtschaft- 
lichkeit des Personenzugverkehrs wohl verbessern, 
jedoch keine ausgeglidiene Ertragsrechnung her- 
steilen. Die Kommission ist der Ansidit, daß dieses 
Ziel ohne eine ganz erhebliche Erhöhung der Ein- 
nahmen nicht erreicht werden kann. 

Dabei kann zweifelhaft sein, ob es möglidi ist, 
den Regeltarif des Personenzugverkehrs um mehr 
als 0,5 Pf anzuheben. Da das Defizit des Reisezug- 
verkehis aber seine wesentlichen Grunde in den 
völlig unzureichenden Entgelten im Berufs- und 
Schülerverkehr hat, ist eine Besserung der Ertrags- 
lage nur von dieser Seile her zu erwarten. Die 
Kommission wiederholt, daß der Berufsverkehr ge- 
genüber einem Regeltarif von 7,5 Pf (2. Klasse) pro 
Person/km nur eine durdischnittliche Einnahme von 
2,99 Pf (1958) und der SchüU^rverkehr nur eine 
solche von 1,26 Pf bringt und daß daher der Berufs- 
iind Schülerverkehr sowie die teilweise einer unent- 
geltlichen Beförderung gleichkommenderi (zum Über- 
fluß auch noch mit Ver wallungskosten belasteten) 
Sozialverkehre in der Hauptsache für das Defizit 
des Personenzugverkehrs, für das kein Rechnungs- 
ausgleich gefunden werden kann, vei antwortlich 
sind. 

Bei der Prüfung der Möglichkeiten einer Tarif- 
anhebung ist die Kommission vor allem zwei Ein- 
wendungen begegnet: 

a) daß aus sozialpoiitischen Gründen der Anhebung 
der Berufs- und Schülertarife enge Grenzen ge- 
setzt seien; 

b) daß aus WeithewerbsgrütKlen ebenfalls gewis.se 
Grenzen nicht überschritten werden dürfen, wenn 
man eine nachteilige Abwanderung auf andere 
Verkehrsrnittel oder den privateigenen Kraftver- 
kehr vermeiden möchte. 

Zu a) 

Die Bedenken gegen eine Verteuerung der aus 
sozialpolitisdien Gründen niedrig gehaltenen Tarife 
stützen sich in erster Linie darauf, daß seit jelier 
eine feste Relation zwischen Beförderungspreison, 
Lebenshaltungskosten und Arbeitsverdienst bestehe. 
Eine Erhöhung insbesondere dtM' Berufslarife könne 
also nur in dem Verhältnis erfolgen, wie der Ar- 
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beitsverdienst cansteicjc. Diese Relation erlaube des- ' 
lialb nui eine Avihühunq um hödistens 30 

Die Kci/nm/8,S’/o;i hat in dem Bewußtsein, daß 
die Ani^cbung der Berufs- und Schülertarife ein 
Pülilikum ersten Ranges ist, diesen Ein wand beson- 
deis sorgfältig geprüft. Sie ist jedoch zu der über- 
/.cugiing gekommen, daß feste Relationen der ge- 
nannten Art nicht anerkannt werden können, Auf 
Vielen Gebieten des Lebensau fw^ande.s haben sich 
besonders seit der VollbescbafUgLing die Ausgaben 
verschoben. Feste, den Aufwand beeinflussende 
Bindungen bestehen nur dort, wo die Preise noch 
Ijewirtschdftct sind oder durch staatliche Muö- 
irahmen beeinflußt werden (z. B. Wobnungsmiete). 
Auf anderen Gebieten gestalten sidi die Ausgaben 
durchaus individuell, das heißt sie werden den 
Lebensansjjrüdien und den besonderen Interessen 
des einzelnen angepaßt. So sind seit Jahren ver- 
.stärkte Ausgaben für gehobene Bedürfnisse (Fern- 
sehapparate, Kraftfahrzeuge, moderne Möbel ii,sw.) 
zu verzeichnen, die den früheren Anteil an den Aus- 
gaben wesentlidi überschreiten. Eine Unter suchuncj 
über die Entwicklung der Vorkebrsausgaben eines | 
durdischniltlidien Haushalts einer mittleren Ver- ' 
branchergruppe bat ergeben, daß allgeiiieingültige 
Relationen zwischen ausgabefahigen Einnaiinien 
und Verkehrsausgaben überhaupt nidit bestehem | 
Sie hdl gezeigt, daß einem durchschnittlichen 4-Per- 
so nen-Arlieilneh me r-1 -laushall nach .^bzug der Le- | 
benshciltungsk osten im ,lahro 1952 ein Betrag von 
2ü, 11 DM 'Monat und im Jahre 195ß ein Betrag von 
46.91 DM Monat zur freien Verfügung verbliebe. 

Innerhalb dieses Betrages sind die Ausgaben für 
öffentliche Verkehrs mittel von 6,91 DM. Monat [ 1952 ) 
auf 12,98 DM Monat (1958), die Ausgaben für übrige 
und eigene Verkehrsmitlc] von 2,21 DM^ Monat 
( 1952 ) aut li,46 DM/Monal (1958) und die sonstigen 
Aiisgabeu außerhalb der Lebenshaltungskosten von 
10,99 ]:)M Monat ( 1952 ) auf 22,4? DMüMonat ( 1958 ) 
gestiegen. 

Die Vollbeschäftigung hat auch dazu geführt, daß 
Arbeitskräfte über weite Entfernungen aus Gegen- 
den mit geringen VeidienstmÖglicbkeiten gGsud:it 
werden. Dadurch wenden erhöhte Beförderungs- 
]:osten notwendig. Es ist aber nicht einzusehen, wes- 
lialb die DB entgegen ihren eigenw'irtschaftlschcn 
Tjilei essen 7a\ diesen größeren Verdienstmöglidi- 
keiten der Unternehmer, Arbeiter und Angestellten 
dadunh lioil ragen soll, daß sie praktisdi weitgehend 
che Anfohrtkosten übernimmt. Die Kommission 
glaulit deshalb, daß es durchaus zu verantworten ist, 
die Beförderiuigsentgelte bei der heutigen Wirl- 
sduiflsiage auf einen Stand anzuheben, der es der 
DB ermöglicht, die dem Berufs- und Schüler verkehr 
anzulastonden aiiteiiigen Kosten (ohne antcilicjen 
Schulden- und Kapilaldiensl) zu decken. Sollte es 
aus politisdien Gründen trotzdem für notwendig 
gehalten werden, die Fahrjmeise unter den Krj.sfen 

*\ Dies- wird damit begründet, daß einem Teuihndex 

(Reriit^verkehrKtavj fe) von zur Zeit 225 (1938 lf>0) 

ein Index von 206 (1938 — H>0) für den Bruttos! unden- 

verdiensl und ein solcher von 287 (1938 -- 1001 für 

den FhuUowochenv'erdienst nach dem Stand vom 

I. Mai ]9s^9 gogeiiü her steht. 


zu halten, so wäre über § 5 (Absatz 2) dos Korn- 
missionsvorsdilages für ein neues Bundosbahn- 
geselz die Möglichkeit eines finanziellen Ausgleichs 
gegeben. Dem Bund bliebe es alsdann überlassen, 
mit den an der Aufrechterhaltung des Eisenbahn- 
dienstes interessierten Kreisen über eine völlige 
oder teilweise Übernahme der Kosten Vereinbarun- 
gen zu treffen* Dieses Verfahren wird auch in ande- 
ren Ländern, z. B. in USA, angestrebt oder geübt. 

Die Kommission glaubt, daß mit den sozialpoliti- 
schen Belastungen des Bundes Maß gehalten wer- 
den muß, in.sbesondere, wenn dadurdi die unmittel- 
bar interessierten und auch leistungsfähigen Kreise 
entlastet werden. Sie findet auch keinen über- 
zeugenden Grund, weshalb die DB seit Jahren Lehr- 
linge und Schüler zu billigeren Preisen l^o fördern 
muß als im normalen Berufsverkehr, ohne daß die 
ihr dadurdi entstehenden Ausfälle von den Ländern 
crstaltel werden, die nadi dem Grundgesetz für die 
Förderung der kulturellen Aufgaben zuständig sind. 
Diese La,stenvorsdiiebimg geht so weit, daß der ge- 
nannte Personenkreis häufig die 1. Wagenklasse in 
y\nspriidi nehmen kann, und zwar zu Sätzen, die bis 
96 V. n. unter d^m Regeltarif liegen, mit der Folge, 
daß voll zahlende Reisende keinen Sitzplatz finden. 
Die Kommission hält, dies für einen Mißbrauch, der 
allerdings kennzeidmend ist für die allen eigenwirl- 
sdia ff liehen Überlegungen entgegengesetzte Gestal- 
tung der Schülertarife. Wenn ein Erziehungsberech- 
tig 1 er glaubt, daß sein Kind aus irgendwelchen 
Gründen die 1. Wagenklasse benutzen muß, so soll 
er dafür den vollen Fahrpreis zahlen. 

lu b) 

Hinsichtlich der Befürchtung, daß eine erheblidie 
Anhebung dieser Tarife zu einer verstärkten Ab- 
wanderung der Berufstätigen und Sdiüler auf Stra- 
ßcnverkehrsmittel oder zum Individualverkehr füh- 
ren müsse, hat die Kommission bereits darauf hin- 
gewiesen, daß die Einstellung des gesamten Per- 
sonenzugverkehrs zu einer erheblichen Verbesse- 
rung der Ertragslage der Bundesbahn führen würde. 
Verhandlungen mit Vertretern der öffentUdien Ver- 
kehrsbetriebe vtnd Gemeinden sowüe im Ausland 
gesammeUe Erfahrungen haben ergeben, daß bei 
einer erheblichen Tariferhöhung ein Teil der Be- 
rufstätigen versudien wird, auf andere Verkehrs- 
mittel auszuweidien. Die Vertreter der öffentlichen 
Verkehrsbetriebe haben jedoch unmißverständlidi 
erklärt, daß ihnen weder die Transportmittel nodi 
das Personal zur Verfügung ständen, einen größeren 
Teil des Berufsverkehrs aufzunehmen, zumal ihr 
BeruLsverkohr im allgemeinen ebenfalls defizitär ist 
und aus dem allgemeinen Haushalt bzw* aus den Er- 
trägen der übrigen Versorgungsbetriebe subventio- 
niert werden muß. Die von der Kommission gehör- 
ten Vertreter der Städte haben erklärt, daß eine 
I starke .Abwanderung des Berufsverkehrs von der 
I DB auf die öffentlichen Verkehrswege sehr bald zu 
Siraßennol ständen führen müsse, die durdi eine 
[ Ausweitung des Straßeiivolumens nicht aufgefangen 
1 werden könnteTi. Schließlich sei es völlig unmöglich, 
für einen solcherart verstärkten Individualverkehr 
Parkmöglidikciten zu sduiffen. Nach den Ermitt- 
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kmgen der Wirtsdidftsforsdiungsinslitute ist nnt 
einer weiteren starken Zunahme des Kraflwarjen- 
verkehrs zu rechnen. Das Rheinisdi-Westfälische In- 
stitut für Wirtsdraftsforsdiung Essern hat für den 
Zeitraum 1957 bi.s 1967 folgende Veränderung des 
Kraftfahl Zeugbestands errechnet ^ 


d) Pkw -h 775 OOU Einheiten 

darunter 
für Arbeit- 
nehmer + 2 510 000 Einheiten 

b) Krafträder i 247 000 Einheiten 

c) Lkw ‘ 123 000 Einheiten 

d) Omnibusse 4- 1 0 000 Einheiten 


‘ 153,7 v.H. 


- 4- 307,2 V. H. 

- - 52,2 v.H. 

= 4- 19,4 v.H. 

= 4- 35,7 V. M. 


a) bis d) 

insgesamt 4- 2 661 000 Einheiten - - 48,3 v.H. 

Wenn diese Voraosschau richtig ist, so ist ohne- 
hin mit einer vermehrten Belastung der Straße und 
mit einer ungewöhnlichen Zunahme, besonders der 
Arbeilnehnierfahrzeuge, zu redinen. Die Zahlen 
zeigen, daß sich diese Entwid^lung unabhängig von 
den Preisen der öffentlichen Beförderungsmittel 
vollzieht und letzten Endes soziologisch bedingt ist. 
Die Hebung des allgemeinen Wohlstandes, die Aus- 
nutzung der Freizeit, gesteigertes Geltungsbedürf- 
nis und damit erhöhte Aufwendungen für Luxus- 
bedarf führen wie in Amerika zwangsläufig zur 
Anschaifung von Kraftwagen, damit aber ebenso 
zwangsläufig zu einer erheblichen Verlangsamung 
der Reisegesdiwindigkeit auf der Straße in Ballungs- 
zentren. Damit aber wird nach Ansicht der Ko/n- 
misslon die Benutzung eigener Fahrzeuge für den 
Weg zur Arbeitsstätte aus Zeitersparnisgründen 
eine natürliche Begrejizung finden und nach einer 
Übergangszeit wird das Gros der Versehisteilneh- 
mer wieder auf die .schnellfahrenden, kreuzungs- 
freien Schienenwege zurüdekehren. Die Kowntisision 
hat bei ihren Beredinungen eine Abwanderung von 
25 V. H. des Berufsverkehrs und 15 v. H. des Sdiüler- 
verkehrs 1958 einkalkuliert. Dabei sind die Aus- 
wirkungen der Aufhebung der sogenannten Sozial- 
larife und der Abwanderung im voll zaldenden Per- 
sonenverkehr mit berücksichtigt. 


Zusammen fassend hal die Kommission zur Frage 
der Umgestallung der Personenverkehrstarife fol- 
gende grundsätzlid^e Überlegung onge;5/e///; 

Ausgehend von der Tatsadle, daß sidi — verbun- 
den mit der heutigen Vollbeschäftigung — eine 
weitgehende soziale Umschichtung vollzogen und 
daß die Zahl der erwerbstätigen Menschen in der 
Bundesrepublik we.senllich ziigcnornmen hat, stellt 
sich die Frage, ob es überhaupt nodi sinnvoll ist, 
die Vergünstigungen für Dauerbenutzer der Eisen- 
bahn auf bestimmte soziale Gruppen zu rjesdiränken. 

WeiteKrei.se des Mittelstandes und auch der freien 
Berufe beziehen heute kein höheres Einkommen als 
die Sdiiditen, für die ursprünglich die Vergün.sli- 
gungen des Berufsverkehrs gedacht waren, ln der 
Bundesrepublik vollzieht sidr za idem eine ähnliche 


! Entwicklung wie in den USA und in zahjreidien 
europäischen Ländern, wo praktisch jeder arbeits- 
I fähige Mensch in irgendeiner Form in das Erwerbs- 
I leben eingeschaltet ist. Dadurch hat die regelmäßige 
I Benutzung der Eisenbahn einen weit größeren Um- 
fang angenommen, als es bei Schaffung der .soge- 
nannten Arlreiterzeitkanen usw. der Fall war. Es 
besteht daher vom Gesiditspunkt der Gleichbehand- 
lung kein gereditfertigter Grund mehr, bei regel- 
mäßiger Inanspruchnahme der Eisenbahndienste be- 
stimmten Berufskreisen eine Sonderstellung einzu- 
räumen. 

Die Kommission ist daher der Meinung, daß eine 
Tai ifermäßigung grundsätzlich jedem zugänglidi 
sein .Süll, der die Eisenbahn häufig und regelmäßig 
in Ansprudi nimmt. Diese Überlegungen haben 
übrigens audi in anderen Landern — wie z. B. in 
den Niederlanden und Großbritannien - dazu ge- 
i führt, ailgemeine Rabatte unter Verzicht auf Sonder- 
tarife für Rerufsverkehrc zu gewähren. Diesen Weg. 

I der zwar eine Abkehr von überlieferten Grund- 
i Sätzen ist, aber auf die Dauer wirtschaftlich und 
I sozial unvermeidbar sein wird, sollte man auch in 
der Bundesrepublik gehen. Damit würden audi über- 
holte Vorstellungen beseitigt werden, die man mit 
den Begriffen „.Arheiterzeitkarte*', „Arbeiterrück- 
fahrkarte" u.sw. verbindet. 

I 

I Die Kommission empfiehlt daher, ein allgemein 
! ermäßigtes Abonnement für Dauerbenutzer der DB 
i in Aussicht zu nehmen. Diese Maßnahme würde 
übrigens auch die DB dazu verpflichten . für diesen 
I Verkehr bessere.s Wagenmaterial einzusetzen, als 
I es bisher in dem unrentablen Berufsverkehr aui 
zahlreichen Verbindungen noch der Fall ist. 

In Konsequenz dieser Überlegungen hält die Kom- 
mission ioigende ^f7r.'///d?c Maßnahmen für geboten: 

a| Einführung einer allgemeinen befördening- 
sf euer freien Zeitkarte mit einer durehsclinitt- 
iiehen Ermäßigung von 33*/ v. H. gegenüber der 
}\onyioUahr karte, die jeder mann oifensleht 

Das würde bedeuten, daß der die DB und die 
Wirtschaft belastende Bescheinigungszwang ent- 
fällt und daß die tlerzeitigo starke Preisdegre.s- 
sion der ..Berufskarten'' bei größeren Entfernun- 
gen entfällt, da ihr keine entsprechende K osten - 
degression gegenübersteht. 

Die Kommission verkennt nicht, daß die Ein- 
führung dieser Zeitkarte als Wochen- und 
Monatskarte eine Erhöhung der bisher stark 
begünstigten Berufs- und Schülorfahrkarten auf 
5 Pf Durchsdinittseinnahme jo Personen/km eine 
erhebliche Verteuerung des Berufsverkehrs und 
eine noch stärkere Verteuerung des Schüler Ver- 
kehrs mit sich bringt. Sie ist aber der Meinung, 
daß bei der Festsetzung der Loislungsenlgelte 
die Eisenbahn von ihrem Kostenaufwand aus- 
gehen und für ihre Leistungen ein einigermaßen 
dedeendes Entgelt erhalten muß. ziunal sie keine 
Möglichkeiten mehr hat, durch Überschüsse aus 
anderen Verkehren ihr Defizit im Personen- 
, verkehr auszugleichen. Die Kommission glaubt, 
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claB. wenn es aus politischen Gründen für not- 
wendig gehalten wird, der Eisenbahn diese Er- 
höhung ganz oder teilweise zu verwehren, die- 
jenigen den Aosföll dedcen müssen, die an der 
Einrainriiing verbilligter Fahrpreise besonders 
interessiert sind. Das wären beim Berufsverkehr 
in erster Linie die Wirtschaft und zu einem Teil 
auch die kommunaleu Körperschaften. Die Kom- 
mission ist weiter der Meinung, daß ungeachtet 
der empfohlenen Erhöhung der Schülertarife 
keineswegs die Möglichkeit einer über den all- 
gemeinen Rabatt hinausgehenden Verbilligung 
abgeschnitien werden soll. Sie hält es für not- 
wendig, daß nadi wie vor denjenigen Bevölke- 
rungskreisen, deren wirlschaftüdie Lei.stungs- 
fähigkeil begrenzt ist, die Ausbildung ihrer Kin- 
der an ortsfremden Anstalten tunlichst erleiditert 
wird. Sie glaubt aber, daß nidit die Eisenbahn 
dazu berufen ist, die Kosten dieser Sonder- 
verbiiligimg auf sich zu nehmen, sondern daß 
nach unserer verfassungsrechtlichen Struktur die 
Länder im Rahmen ihrer Kultur- und Erziehungs- 
hoheit die Mittel für eine Verbilligung der Eisen- 
bahnfahrkarte, ebenso wie sie auch Schulgeld- 
und Lehrmittelfreiheit gewähren, aus dem Lan- 
deshaushalt bereitsteilen sollen. 

b) Aü/hebung nüchsiehender Tarife des sonstigen 
Sozialverkehrsi 

Vergünstigungen lür 

Arbeiterrückfahrkarten, 

Binnenschiffer und Seeleute, 

Heimarbeiter, 

Schülerf ahrkarten (Einzeifahrten), 

Leh rg angsbesuch er, 
kinderreiche Familien, 
erholungsbedürftige Kinder, 
öffentliche KrankenpflegCf 
hilfsbedürftige Kranke, 
mittellose Zöglinge und Pfleglinge, 
mittellose Blinde, Taubstumme und 
Sdiwerhörige und 
Besuch von Kriegergräbern. 

Auch hier hält die Kommission es für geboten, 
daß die Fürsorge trag er die Mittel bereitsteilen, 
die im öffentlichen Interesse für die Verbilligung 
von Fahrkarten für notwendig gehalten werden. 
Nach der bisherigen Regelung hat die Eisenbahn 
durch ihre Preisermäßigung Aufgaben übernom- 
men, die zweifellos in den Zuständigkeitsbereidi 
der Gemeinden und Gemeindeverbände gehören, 

c) Von einer Erhöhung des Regeltarifs als eines 
Konkurrenztarifs rät die Kommjss/o/i ab, wobei 
sie offenläßt, ob eine Erhöhung um 0,5 Pf in 
Übereinstimmung mit den Fahrpreisen anderer 
europäischer Eisenbahnen vertretbar isl. 

Nadi Verwirklicdiimg der Vorschläge der Kom- 
mission sollten für Einzeireisende neben den 
Karten des Regeltarifs nur melu vorgehalten 
werden 

eine aUgemeiiie Rückfahrkarte und 

eine allgemeine Zeitkarte (für den Strecken- 

nnd Flädien verkehr). 


Ob und inwieweit in besonderen Fällen, vor 
allem für die Benutzung von Sonderzügen, für 
Gruppenreisen oder bei besonderen regionalen 
Verhältni.ssen allgemein oder zeitlich und örtlich 
beschränkte Preisvergünstigungen gegeben wer- 
den können, sollte die DB in Zukunft auf Grund 
von Einzelkalkulationen unter Berücksichtigung 
der Marktlage entscheiden. Dabei könnte geprüft 
werden, ob auch im Nahverkehr — etwa für die 
Benutzer besonders kostengünstiger Züge — in 
regionalen Einzel fallen größere Ermäßigungen 
gegeben werden können. 

Die Auswirkungen der unter a) und b) vor- 
gesdilagenen Tarifmaönahmen werden von der 
Kommission wie folgt kalkuliert: 

Millionen 

(1) fledinerische Meh/einnahme aus der 
Einführung einer af /gemeinen Zei f karte 
(errechnet auf Grund der Verkehrslei- 
stungen 1958 im Berufs- und Schüler- 
verkehr) ’ . . . . . 304,5 

davon oh Binnahmeminderung aus Ver- 
keil rssdiw und (Abwanderung auf an- 
dere Verkehrsmittel) 

25 V, I I. des Berufsverkehrs 1958 
(Einnahme 290,5 Millionen DM f 
rechnerische Mehreinnahme 19v5,5 
Millionen DM = rechnerische Gq- 
samteinnahme 486,0 Millionen DM] _ J. 121,5 
15v.H, des Schülerverkehrs 
(Einnahme 36,7 Millionen DM -F 
rechnerische Mehreinnahme 109,0 
Millionen DM = rechnerisdie Ge- 


sam teinnah me 147,7 Millionen DM) . 21,9 

verbleibt Nettomehreinnahine .... 161,1*) 

(2) Me/Tfeinnnhme aus Aufhebung sonstiger 

Sozialtarife . . 67,0 

(3) Zusammen mit den Einsparungen aus 
Einschränkung des Personenzugverkehrs 

mit 250,0 

würde sich das wirtschaftliche Ergebnis 
der gesamten Personenbeförderung in 
Reisezügen um . 478,1 

verbessern. 


Dabei würden dem wirtschaftlichen Ergebnis 
des Personenzugverkehrs der Minderaufwand 
aus der Einschränkung der Verkehrsleistungen 
voll, die Mehreinnahme aus der Einführung einer 
allgemeinen Zeitkarte zum größten Teil und die 
Mehreinnahme aus der Auftiebung sonstiger 
Sozialtarife zu einem kleinen Teil zugute 
kommen. 

Rechnet man hier kalkulatorisch neben dem 
Minderaufwand aus der Verringerung des Lei- 
sUmgsangebotes die Mehreinnahme aus dem 
Zeitkartenverkehr voll zugunsten des Personen- 
zugverkehrs, als Ausgleiidi die Mehreinnahme 
aus der Aufhebung sonstiger Sozialtarife voll 


') vgK jedodi IX. Teil Absdiniü B. Ziffer 15 Ifcl. Nr. 4 
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zugunsten des Sdiuell- und Eilzug verkehr s. so 
ergibt sidi für den Personenzugverkehr folgen- 
des Bild: 

Der Betriebsverkist des Personeuzug Verkehrs, 
der 1958 8^17,3 Millionen DM betrug, vermmderl 
sich um rd-. 411 Millionen DM (250 Miinonen DM 
I- 161 J Millionen DM) auf rd, 436 Millionen DM. 

Berücksichtigt man, daß der Schnell- und Eil- 
zug verkehr, dem hier kalkulstorisdi die gesamte 
Mehreinnöhme aus der Aufhebung sonstiger 


Sozial tarife mit rd. 67 Millionen DM zugerech- 
net wird, einen Belriebsgewinn von mindestens 
300 Millionen DM/Jahr erbringen kann, so wäre 
damit der Verlust des Personenverkehrs als 
Ganzes auf rund 136 Millionen DM verringert. 

Das verbleibende Defizit (ohne angemessene 
Verzinsung des investierten Kapitals) könnte da- 
her nur nodi im Laufe der Zeit durch ledinische 
und organisö torische Rationalisierung smaß nah- 
men behoben werden, 


C. Stückgut verkehr 


L Allgemeines 

L Nach dem Personenzugverkehr tritt der relative 
Verkehrsrückgang d^r DB am deutlidisten bei der 
Beförderimg von Kleingut zutage. Wie beim Reise- 
verkehr ist auch im Stückgut verkehr durch das Vor- 
dringen des Kraftwagens ein struktureller Um- 
wand lungsprozeß fostzustellen. Dieser Umschidi- 
tujigs Vorgang hat sich in allen hodiindustrialisier- 
ten und überhaupt in allen Ländern mit großer 
Konsumkraft vollzogen. Der Vorzug des Kraft- 
wagens zeigt sich in seiner — gegenüber dem 
Großbetrieb „Eisenbahn*' größeren — Beweglich- 
keit, durdi den organisatorisch und kundendienst- 
lifh kostenwirksamen Einsatz kleinerer Einheiten, 
die größere .Anpassungsfähigkeit seines Abferti- 
cjungsdienstes und Ladevorgangs, in der Einsparung 
zusätzlicher Umschiagsvorgäage an Verkehrsknoten, 
in der besseren Auslastung des Fahrzeugs, den 
wesentlich kürzeren Laufzeiten besonders im Nah- 
verkehr, in der Unabhängigkeit vom Fahrplan und 
von vorhandenen örtlichen Anlagen und Abferü- 
gungseinriditungen. Gerade im Stückgut verkehr 
spielen die arteigenen Vorzüge des Kraftwagens 
für die Wahl des Verkehrsmitteis durch den Ver- 
sender eine entsciieidende Rolle. Je umladeemp- 
findUdier das Gut ist und je stärker die Vorteile 
einer Verpadcungsersparnis ins Gewicht fallen, 
desto mehr schlägt der Vorteil des Kraftwagens 
mit seinem umladungsfreien Verkehr von Haus zu 
Haus zu Buch. Auch die Rationalisierung des Han- 
dels, insbesondere die Verringerung der Lager- 
haltung beim Großhandel, hat zugunsten des KraXt- 
Wagens gewirkt Schließlich bietet der Kraftwagen 
audi durch seine Verbindung mit der .Kundenbedie- 
nung und der Kundenwerbung gerade für den 
Kleii\gutverk©hr viele zusätzliche Vorteile. Alle 
diese Umstände gaben dem Kraftverkehr die Mög- i 
lidikeitp sied) an die speziellen Bedürfnisse des Kun- 
den bei der technischen und kommerziellen Bedie- 
nung des einzelnen Transportvorgangs gut und 
schnell anpassen zu können. 

2. Die aus diesem Strokturwandel resultierende 
Entwicklung sei durcii folgende Zahlen gekenn- 
zeichnet: 

1936 wurden etwa 13, t. 5 Millionen t Stückgut und 
Scimmeigut auf der Schiene befördert j mit dem 


Kraftwagen (gewerblicher Kraftverkehr und Werk- 
verkehr) wurden nur etwa 8,5 Millionen t bewegt. 
Bis zum Jahre L95S haben sich die VerhällDisse 
völlig umgestaltet. Einem Versand durdi die DB von 
7,128 Millionen t stehen über 45 Millionen t auf der 
Straße gegenüber. Von diesen enlfallen etwa 39 Mil- 
lionen t auf den Nahverkehr und 6 Millionen t auf 
den gewerblidieti und den Werkfernverkehr. Ge* 
genüber dem Vorkriegsstand ist die Stückgutbeför- 
derung der DB insbesondere zwischen den Knoten- 
punkten zurückgegangen. Gemessen an den tonnen- 
kiiomelrisdien Leistungen entfallen auf den Stück- 
gut verkehr der Eisenbahn aber immer noch 42 v.. H. 
der gesamten Beförderungsleistungen (t/km) auf 
Schiene und Straße jm Stückgut verkehr. 

3. Der Stückgut verkehr benötigt bei allerdings 
kürzeren Wagenumiaufzejten als im Wagenladungs- 
verkehr im Durchschnitt 26 v. H. der täglich gestell- 
ten gedeckten Güterwagen. Er ist deshalb als ein 
Haupf Verkehrszweig der DB an Zusehen, obwohl mit 
den im Stückgutverkehr eingesetzten Güterwagen 
infolge ihrer geringen Beladung nur rund 2 v. H. der 
von der Bahn im öffentlichen Verkehr beförderten 
Gütermenge gefahren werden mit einer Verkehrs- 
leisLung von nur 2,4 v. H. des gesamten öffentlichen 
Güterverkehrs. Die Eiunahmen aus dem Stückgut- 
verkehr machen etwa 1 1 v. H. der Emnahmen aus 
dem gesamten öffenüichen Güterverkehr der DB aus. 

Die Un Wirtschaft! idikeil des Stückgut Verkehrs be- 
ruht aber nicht nur auf der geringen Auslastung der 
eingesetzten Fahrzeuge, sondern vor allem daraul, 
daß der DB nur nodi der unrentable Kleingut verkehr 
geblieben ist. Das sind die Güter, die wegen ihres 
geringen Gewidits, der kurzen Entfernungen, wegen 
ihrer Sperrigkeil oder weil sie als sogenanntes 
Feuergut nur in offenen Wagen gefahren werden 
dürfen, für den Kraftwagen umnteressaat sind. 

Die DB hat hier wie im Per sonenztig verkehr im 
%vahrsten Sinne des Wortes das „Monopol der 
sdileäiten Verkehre", zumal sie häufig nodi die Be- 
dienung des unrentablen „Streu Verkehrs*" über- 
nehmen muß. Die lukrativen Verkehre sind im 
wesentlichen abgewandert, 

4. Schon die frühere Deutsche Rekhsbahn hat ver- 
sudit, dieser Entwicklung Einhalt zu gebieten und 
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die Spediteure an der Eisenbahnbefördeiung des 
Stüdcguls zu interessieren. Sie band eine Reihe von 
Spediteuren durdi Aussdiließlidikeitsvertröge an 
sich, gewährte ihnen besondere Zusdiüsse für 
Nebenleistungen und führte sdiließlidi einen Aus- 
nahmetarif für Spediteursammelgut in Wagen ^ 
ladungen ein. Dieser Ausnabmetarif ermöglicht den 
Spedireuren, den VerkehrsniUzern Kundensätze an- 
zubieten, die selbst bei Einbeziehung der Rollkosten 
imler den Sätzen des Stückgutverkehrs liegen. Ohne 
Zweifel hat die D8 mit Hilfe dieses AusnahrnGtärifs 
boachtlidie Teile des Stückgutgeschätts halten und 
nach dem Kriege wieder auffangen können. Die 
Eisenbahn-Spediteure haben der DB im Jahre 1958 
rd. If5 Millionen t Kleingut als Sammelgut in 
Wagenladungen zugeführt. 

Im Sammeiladungsverkehr der Eisenbahn-Spedi- 
teure werden aber die gleichen Waren wie im Güter- 
fernverkehr auf der Straße befördert, also vornehm- 
lich die handlidieren Güter und Sendungen, die 
keine Umladung erfordern. So hat schließlich auch 
der Sainmelgutverkehr der Bahn, der die gleichen 
Auswahlraöglichkeiten wie der gewerbliche Kraft- 
verkehr hat, dazu beigetragen. daß .sich bei den 
Abfertigungen der Eisenbahn und ihren ümlade- , 
stellen die Zahl wirtschaftlidier ßeförderungsstücke j 
noch weiter verringert hat- Immerhin sind aber 
diese Sam me) giiLm engen der Sddene verblieben und ^ 
nidit auf den gewerblichen Güterfernverkehr abge- | 
wandert, 

5, Zum Kleingut verkehr gehört neben dem Fracht- 
stückgvit verkehr auch der Eilstückgutverkehr und I 
der — organisatorisch über den Reisezugverkehr 
abgewickelte und besonders abgeredinete — Ex- 
preßgutverkehr. Auch diese beiden Beförderungs- 
arten decken nicht ihre anteiligen Voilkosfen und 
haben trotz einer zweifellos wettbewerbsfähigen, 
guten und schnellen Verkehrsbedienung ebenso- 
wenig wie der Sammelladung s verkehr der Eisen- 
bahn-Spediteure das Vordringen des Güterkraft- 
verkehrs verhindern können. 

6, ln den nachfolgenden AbsdiniUen werden die 
Verlustursachen des Slückgut Verkehrs im einzelnen 
analysiert und Maßnahmen zu ihrer Behebung emp- 
fohlen. 

IL Die Kosten- und Ertragslage 
des Stückgut Verkehrs 

Nach der Kostenredinnng der DB, dem sogenann- 
ten Wirtsdiaftsergebnis, wurden im .Jahre 195? die 
dem Stückgutverkehr zuzurechnenden vollen Kosten 
(ohne Schuldendienst) mit 742,0 Millionen DM, die 
Erträge mit 410,3 Millionen DM, im Jahre 195B die 
Kosten mit 815,6 Millionen DM und die Erträge mit 
441,0 Millionen DM ausgewiesen. Demnach bestand 
in dieser Verkehrsart im Jahre 1957 ein Defizit von i 
331,7 Millionen DM» im Jahre 1958 ein solches von 
374,6 Millionen DM; das Anwachsen des Fehl- i 
bet rag s im Jahre I95B ist zum Teil in einer erhöhten I 
Zuteilung von Fix kosten wegen Rückgangs des 
Wagen I adungs verk eh rs begründ e t . 

Eine von der Kommission veranlaßte Unter- ' 
suchung der Abhängigkeit der Kosten von den Leb | 


stungen im Slüdcgutverkehr hat folgendes Ergebnis 
gezeitigt (auf den Kostengrundlagen des Jalires 
1957): 



ltJ57 

AngesiotTuneDe 

Leiiltmgs- 

minaoroiig 

VtiHS- 

gcr 

Wecj* 

fall 

Vün 

15 v.M 

von 

30 V, n. 


Millionen DM 

Abfertigung und Um- 





ladung 

460,0 

440,1 

401,4 

335 J 

Zugbildung und Zug- 





förderung 

281.:; 

272,0 

261,1 

74,8 

ZiisdJiimen 

742,0 

712.1 

662,5 

409,9 

Emiiahmen 

410,3 

362,7 

298,6 

— 

Defizit ...... 

331.7 

349,4 

363,9 

409,9 


Der Stückgut verkehr trägt danadi die von ihm un- 
mittelbar verursachten leistung sab hängigen Kosten. 
Bei einem völligen Verzicht auf diese Verkehrsart 
würden der DB noch 409,9 Millionen DM an anteili- 
gen Fixkosten verbleiben, die anderweitig gedeckt 
werden müßten. .Ausreichende Überschüsse aus an- 
deren Verkehrsarten .stehen hierfür Jedodi nicht zur 
Verfügung. 

Die DB hat zwar seil Jahren verschiedene Arbeit s- 
aus.schüssG zur Verbesserung der Wirtschaftlichkeit 
des Stückgut Verkehrs ei ngo.se tzt, ausreichende Un- 
tersuchungsergebnisse für die Analyse der Verlust- 
quellen dieser Verkehrsart sind bisher jedoch nicht 
erarbeitet worden. 

Es kann jedoch imbedenklich festgeslelll werden, 
daß die Kosten- und Ertragsstruktur des Stückgut- 
verkehrs vor allem durch folgende Faktoren nach- 
teilig beeinflußt wird; 


!. Bedienung einer zu großen Zahl von Abferti- 
gungsstelien mit geringem Stiickgulverkehr 

Umfang und Grad der Wirtschaftlichkeit des Stück- 
gutgeschäfts Ln den einzelnen Verkehrsbeziehungen 
ist nJeht bekannt. Eine Auswertung der Versand- 
stalistik, au.s der wohl die gesamte Versandmengc, 
nicht aber Beslimmimgsorte und Versand weiten enr- 
nonimen werden können, hat ergeben, daß im Jahre 
1957 Stückgut wie folgt aufgeliefert worden ist: 
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Saarland — 
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bis zu 170 kg arbeits- 
tägiieher Versand . 

2 176 

40.742 

O.B 

über 170kg bis 330 kg 
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7U7 
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2 883 

91,291 
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Auf die restlidien rd. 3000 Güterabfertigungen 
entfallen somit im Versand 98,2 v. H. des Slückgnts, 
Geht man davon aus, daß hei einer so breiten Streu- 
ung die Empfangsmenge prcrzentual ln der cjleidien 
Größenordnung liegt wie die Versandmeng c, so 
würde die DB im Falle der Schließung der 2883 
Gülerabferligungen für den Stüd<gutverkehr etwa 
4 V. H. des Stückguts verlieren. 

Dieser Sachverhalt ist von Wichtigkeit für die 
Beurteilung der Frage, ob man m Zukunft nicht die 
Kurswagen wesentlich einschränken kann und nur 
noch Bahnhöfe mit größerem Stückgntaufkommen 
(Versand ^Empfang) auf der Schiene bedienen sollte. 

2. Hohe Kosten der ladedienstlichen Behandlung 
(Manipiila tionskosten) 

Einen entscheidenden Anteil an den Kosten des 
Stü<d^gutverkehrs haben wegen des damit verbun- 
denen Personalaufwands die sogenannten Mani- 
pula tionskosten. Es handelt sidr hierbei um die 
Kosten für Annahme, Verladung, Umladung, Lage- 
rung, Ausladung und Ausgabe des Guts. 

Eine von der Kommission veranlaßte Unter- 
suchung der Abhängigkeit dieser Kosten vom Cm- 
wicht und der Sperrigkeit des Stückguts, die bei den 
Güterabfertigungen Münster (Westfalen) und Osna- 
brütk vorgeooinmen wurde, lial ergeben, daß die 
Kosten in erster Linie durch die .^uthven düngen 
für die ladedienstliche Behandlung des einzelnen 
Stücks bestimmt werden und daß sie erst in zweiter 
Linie von Große und Gewidit der Stücke abhängen. 
Hierzu zwei Beispiele: 

GewichLsgruppe der Sendungen mit 


1 hin in UU LibRf 

kg BO kg :ir]Ü K'j 3Ü<» kg 


a) Behandlung nor- 
maler Stückgüter 
auf der Uinlade- 
bühne mit der Stech- 
karre: 

Stück gewichte 


(kg) ...... 16 23 32 50 

Zeilbedarf (Minu- 
ten) 

/e Sfück .... 2,24 2,33 2,30 1,72 

je t 141,16 100,45 71,95 34,55 


b) Behandlung un- 
handlicher Stüchgü- 
ler auf der Feuer- 
gutrampe mit der 
Stechkarre: 

Stück gewidite 

(kg) ...... 12,5 41 55 219 

Zeiibedarf (Minu- 
ten) 

je Stüvk .... 5,68 5,70 5,76 6,94 

je t 458,59 138,32 103,87 31,63 


Der Untersclüed im Zeitbedarf für normale und 
unhandliche Stückgüter ist sehr erheblich. Im übri- 
gen nimmt der Zeilbedarf mit dem steigenden Stück- 
gewicht ab. 

Mag auch eine solche Untersuchung, welche die 
DB erstmalig anstellte, noch methodische Mängel 
und daher Fehler aufweisen, so kann doch als Er- 
gebnis festgesteilt werden, daß die Kosten der lade- 
dienstlidien Behandlung durch den hohen Anteil der 
geringgewichtigen Stücke an der Gesamtzahl der zu 
verladenden, umzuladenden und ausziiladenden 
Stücke bestimmt werden. Auch die Auslastung der 
Güterabfertigungen hat auf riie Koslengestaitung 
Einfluß. Er ist jedoch erheblich geringer als die 
Kostenabhängigkeit von der Stückzahl. Die Bedeu- 
tung dieser Feststellung wiegt um so schwerer, als 
die Behandlungsko.sten nicht nur bei Annahme des 
Gutes entstehen, sondern .sich bei den Umladeslellen 
und Empfangsbahnhöfen wiederholen. 

Deshalb hat sidr auch der Kraftverkehr für solche 
ungünstige geringgowichtige Beförderung, vor allem 
im Streuverkehr, bisher nicht interessiert. Sie ist 
der DB infolge der ihr auferlegten Eeförderiings- 

I pfl teilt verblieben. Erschwerend kommt hinzu, daß 
es sich bei diesen Transporten nicht nur um gering- 
gewichtige, sondern oft gleichzeitig um sperrige 
oder sonst unhandliche Güter handelt. Eine Stich- 
proben-Untersudrung hat ergeben, daß 15 bis 
25 V. i-L der Frciditstücke sperrig und unhandlich 
sind und daher einen unverbälliiismäßig hohen 
Arbeitsaufwand erfordern. 

j Wie sehr der Anteil geringgewichtiger Stücke 
über wiegt, zeigt folgende Übersicht aus dem Jahre 
1956: 


kg 


Anzahl der 
Sendungen 

jMenge 

Einnahme 




in V. I L 


1 bis 

20 

25,0 

4 

8J) 

21 bis 

100 

56,2 

32 

38,0 



81,2 

36 

46,0 

101 liis 

500 

17,0 

44 

42,0 

501 bis 

1 000 

1.2 

11 

6,7 

über 

1 000 

0,6 

9 

5,3 



100,0 

100 

100,0 


Wie unterschiedlich der Anteil der einzelnen Ge- 
wi chtsgruppeD bei der Eisenbalm und beim gewerb- 
Udien Güterfernverkehr auf der Straße ist, zeigt 
die Tabelle auf Seite 132. 

Von der im öffentlidien Verkehr beförderten Ge- 
samtmenge im Einzelgewicht bis zu 500 kg (55,4 v. H. 
des gesamten Stückgiits) befördert die DB demnach 
rd. 94 V. II,, während der AnteiJ des Kraftverkehrs 
nur 6 v. H. ausmadil. 

Diese Statistiken geben allerdings nur unzurei- 
dienden .Aufschluß über die Zusammensetzung des 
Stück gut Verkehrs, weil auf die einzelne Sendung 
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Stuckgulverkehr 1953 


Eisenbahnen 

Gewidilsgruppen d-er Anteil in 

einzelnen Sendungen 


gewerblidier 

Güterfernverkehr Zusammen 

.Anteil in 



Millionen 

t 

V. H.') 

V.H.") 

Millionen 

1 . 

V. H.') 

V. H.-) 

Millionen 

t ' 

V. 

H. 

1 bis 500 kg 

3,8 

94 

70,4 

0,24 

6 

12,6 

4,04 

100 

55,4 

501 bis 1 000 kg 

0,9 

72 

16.6 

0,35 

28 

18,4 

1,25 

lÜO 

17,1 

über t 000 kg 

0,7 

35 

13,0 

1,31 

65 

69,0 

2,01 

100 

27,5 

Zusammen: 

5,4 

74 

100 

1,90 

26 

100 

7,30 

100 

100 


•) Verhältnis Eisenbahn zu gewerblidiem Güterfernverkehr 
"3 .Anteil innerhalb des Verkehrszweiges 


im Durchschnitt mehrere Einzeistücke kommen. 
Rep 1 äsen tativerhebungen der DB im Jahre 195Ö 
haben ergeben, daß im Durdisdmitt gesehen eine 
Stückgutsendung sich aus drei Einzelstücken zu- 
sammensetzt. Legt man diese Zahl den insgesamt 
50,2 Millionen Stückgutsendungen (nur öffentlicher 
Verkehr) im Jahre 1958 zugrunde, so wären ins- 
gesamt 150,6 Millionen Einzelstücke zu behandeln 
gewesen. Der Anteil der germggewichligen, kosten- 
ungünstigen Sendungen ist daher noch größer, als 
GS das Zahlenbild ausweist. 

Die Anpassung der Belördeningsentgelte im Stück- 
gutverkehr an diese besondere Kostensituation ist 
daher von entscheidender Bedeutung. Außerdem er- 
scheint eine Verbesserung der Wjrischaftlichkeit des 
Stüdegutverkehrs dringend geboten. Näheres hierzu 
ist in den Vorschlägen im Unterabschnitt IfJ aus- 
geführt. 

3. Mangelnde Auslaslimg der Slückgulwagen 

Eine weitere Quelle von Verlusten ist die man- 
gelnde Auslastung der im Stückgut verkehr einge- 
setzten Güterwagen. 

Die Beförderung des Stüdegats erfolgt 

a) in Ortswagen: diese enthalten nur Güter für den 
Zielbahnhof des Wagens, 

b) in Umiadewagen; diese enthalten Stückgüter, die | 
auf dem Zielbahnhof umgeladen werden müssen. 
Diese Wagen können daneben audi Stückgüter 
für den Zielbahnhof des Wagens enthalten, 

c) in Kurswagen; diese sind Stückgut wagen, die auf 
bestimmten Strecken und in bestimmten Zügen 
verkehren und dabei Stückgüter sammeln oder/ 
und verteilen. 

Diese Wagen werden im Eilstückgut-, Frachtstück- 
gut- und FeuergiUverkehr gebildet. Als „Feuergut" , 
<verden solche Güter behandelt, die mit anderen 
Gütern nicht zusammengeladen werden dürfen oder 
besonders lang und unhandlich sind (wie z, B. Land- 
masdiinen], so daß sie nidit in gedeckten Wagen ^ 
(G-Wagen) verladen werden können. 


Aus nadistehender Übersicht ist die durchschnitt- 
liche Auslastung der im Slückgutverkehr eingesetz- 
ten Wagen je Wagenlauf ersichtlich: 

1956 


t 

Kurs- und Doppelkurswagen 2,07 

Orts- und Umladewagen (Fraditstückgutl 3,25 

Orts- und Umladewagen (Eilstückgut) 2,42 

Feile rgut wagen 1 r62 


Dagegen betrug die durchsdinittliche Auslastung 
im Bahn-Sammelgut verkehr der Spediteure ö,5 / je 
W eigen! auf. 

Die schlechte Auslastung der Wagen hat folgen- 
de Ursachen: 

a) Höher Anteil sperriger und nicht stapelfähiger 
Güter an der Gesamtmenge des bei der DB 
verbliebenen Stückgutes, was bei räumlich vol- 
ler Ausnutzung des Wagens keine gewidi ts- 
mäßige Auslastung zuläßt. 

b) Infolge der in § 74 der Eisenbahn-Verkehrsord- 
nung (EVO) vorgeschriebenen Lieferfristen müs- 
sen alle Abfertigungen täylidi bedient werden. 
Daher sind die Transporte an feste tägliche 
Falirplanzeiten gebunden, so daß eine länger 
befristete Sammlung und damit eine bessere 
Auslastung der W'agen unmöglidi ist. 

c) Bei geringerer Inanspruchnahme des G-Wagen- 
parks neigen die Umladesteilen dazu, mehr und 
damit schlechter ausgelastete Wagen abzurich- 
ten, was allerdings vielfadr Uniladekosten er- 
spart. 

d) Die tägliche Bedienung verkehrsschwacher 
Bahnhöfe, für die wenig Gut aufkoTiimt, durch 
Kurswagen. Von etwas über 15 000 täglich ein- 
gesetzten Stüdkgutwagen entfallen rund 4000 auf 
Kurs- und üoppelkur.s wagen (Woche 19,/25. Juli 
1959). 

Die Anstrengungen der DB um eine bessere Aus- 
lastung der Wagen haben in den letzten Jahren zu 
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einer Steigerung der fiurriisdinililidien Auslastung 
von 2,6 auf 3.0 L geführt. Diese Verbesserung um 
L5 V. H, verbessert iedodi die Kostensituation nicht 
wesen tlidi, 

4, Häufigkeil der UmsteHiingen und ömladungen 
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Eine besondere Kostenbelaslung des Eisen bah n- 
stückgutverkehrs ist schheüUch darin zu sehen, daß 
das Stückgut selbst bei kurzen Be fö r de rungs weiten 
umgeladen werden muß. Im Durchsdinitl wird jede 
Sendung beinahe 1,8 m al umgeladen. Hierbei ist der 
Lade Vorgang am Versand- und Empfangsort nicht 
berücksichtigt. Die Häufigkeit der Umladungen 
kommt daher, daß in soldien Verbindungen, die 
man als Knoten Verbindungen an sehen kann, nicht 
einmal 2 v. H, der gesamten S tu ckgu Imengen der DB 
aufkommen. In diesen Verkehrsbeziehungen domi- 
niert der Kraftverkehr. Die überwiegende Menge 
des Eisenbahnstückguls muß. bevor es den Emp- 
fangsbahnhof erreicht, mehrfach umgeladen werden. 

Kalkulatorische, auf Eckwerte bezogene ünter- 
sLichimgen haben ergeben, daß die Erträge eines 
Wagenlaufs bei einer Auslastung von 3 t im Durdi- 
gangsgüterzug (Dg) und im Nahgüterzug (Ng) erst 
bei Entfernungen von 40 km bzw. 50 km die un- 
mittelbar verursachten (leistungsproportionalen) 
Kosten decken. Bei schlecht ausgelasteten Wagen 
(I t) Ln Nahgüterzügen werden diese Kosten bis zu 
einer Entfernung von 80 km überhaupt nicht und | 
auf eine Entfernung von HO km nur dann gedeckt 
wenn der Wagen nur zweimal rangier tedmisdi 
behandelt (Umstellung] und das Gut einmal um- 
geiaden wird. Solche Transporte (G-t-Wagen unter 
50 km. 1-t- Wagen unter IlO km als Eckwerte) um- 
fassen etwa 15 V. H, des StüdcgLitautkomniens in t. 
Daraus folgt, daß der StüdcguLverkehr der DB bei 
Beförderung in sdiledit ausgelasteleh Wagen in 
Nahgüterzügen besonders unwirtsdiaftlidi ist. Diese 
Feststellung gewinnt dadurdi nodi erhöhte Bedeu- 
tung, daß der Kraftverkehr vielfadi die von ihm 
über weite Entfernungen gewinnbringcmd beför- 
derten Stüdcgüter im Ablauf der Eisenbahn über- 
gibt und damit die Kosten der auch für ihn unwirt- 
schaftlichen Verteilung im Nahverkehr auf sie ab- 
wälzt. 

Wenn auch die Untersuchungen der Kosten erge- 
ben haben, daß die SLückgutbeförderung über kurze 
Entfernungen unwirtsdiafüjdi ist. so ändert sich die 
Ertragslage jedoch bei steigenden Versandweiten. 
Etwa ab 300 km bei Beförderung in Durchgangs- 
güterzüge n decken die Ertrage die vollen Selbst- 
kosten vor allem dann, wenn die Zahl der Umstel- I 
lungen und Umladungen gering gehalten werden 
kann, Diese günstigsten Fälle kommen aber bei der 
derzeitigen Struktur des Ejsenbahnstüdcgutverkehrs 
nidit häufig vor. 

Den kostendeckenden Aktion.sradius weiter zu 
ziehen, ist die Komniiss/on durdi ihre Vorschläge, 
u. a. auch auf dem Tarifgebiet, bemüht. 

Unter den heutigen Bedingungen gliedern sich I 
die Stückguteinnahmen nach Versandweiten wie 
folgt: 


Insgesamt 5.382 456.6 100 

Im Jahre 1956 entfielen von den Einnahmen des 
Stückguiverkehrs auf Sendungen bis 49 km 4.0 v. H. 
und auf Sendungen über 49 km bis 119 km 10.2 v. H. 
sowie auf Sendungen über 1 20 km und darüber 
85,8 V, H. Die Sendungen auf kurze Entfernungen 
haben danadi bis 1958 noch weiter zugenomraen. 

5, Unzureichende Entgelte für die Beförderungs- 
leistungen der DB 

Nach obigen Ausführungen bedarf es keiner 
besonderen Begründung, daß die Entgelte im Stück- 
gut verkehr völlig unzureichend sind, insbesondere 
bei sperrigen vohinünösen Gütern und auf nahen 
Entfernungen. 

III. Vorschläge zur Verbesserung der 
Wirtschaftlichkeit des Stückgutverkehrs 

Das es die Komirtissjon für unmöglicli hält, daß 
der Fehlbetrag im Stückgut verkehr durch über- 
I Schüsse aus anderen Verkehrsarten gedeckt wird, 
I bleibt nur übrig, die Wirlsdiafiiidikeit dieses Ver- 
kehrs durch 

Senkung der Kosten und 
Erhöhung der Erträge sowie 
organisatorische Maßnahmen 
I zu verbessern, 

Empfehlungen zur Senkung 
der Kosten 

1. Schließung von AbferÜgungen 

1 

Es wird empfohlen, die Stückgutabfertigungen der 
Bahnhöfe mit geringem Slückgutaufkommen (Ver- 
^ sand und Empfang) zu schließen. Da von rd. 5890 
I Abfertigungen allein 2800 im Versand und Empfang 
nur 4 V, H. des gesamten Verkehrs bedienen, wird 
die Slückgutabfertigung auf fast allen kleinen Bahn- 



im Einzelfall einen größeren Stüdkgutverkehr aufzu- 
weisen haben. Wo die Grenze für diese Schließuags- 
aktion liegen wird, kann erst durch eine Spezi al- 
iintersuchimg ermittelt werden. Es ist damit zu rech- 
nen, daß möglicherweise nur ein kleiner Teil cies 
Stückgutaofkommens der zu schließenden Abferti- 
gungen dann bei den nächstgelegenen größeren 
Bahnhöfen aufgeUefert werden wird. Auch wenn 
man einer Lösung zustrebt. Anlieferung und Ab- 
holung durch den Kraftwagen mit dem Stückgut- 
dienst der DB zu verbinden, um den Stückgut ver- 
kehr auf diese Weise der DB zu erhalten, so wird 
dieser Flächenverkehr — wie bereits dargelegt — 
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dodi wcsentlkJi verteuert werden müssen, gleidi- 
gültig, ob er durch die DB oder durdi mit ihr ver- 
bimdene Spediteure durchgeführt wird. 

Die SdiUeßüiig der kleinen Abfertigungen bringt 
Jür sich betrachtet keine nennenswerten örtlichen 
EinspcirungeUr da das Personal nur Bruchteilen 
für den Stüdcgulverkehr eingesetzt ist. Sie hat nur 
dann einen Sinn, wenn sie die Voran ssetzujig dafür 
bildet, den Umlauf von Kurswagen einzusciiränken. 
Kurswagen sollten in Zukunft nur auf solchen 
Strecken noch eingesetzt werden, bei denen sie min- 
destens ebenso wirtschaftlich geführt werden kön- 
nen wie ausreichend belastete OrtSM'agen, Be- 
stimmte Abfertigungsstellen sollten rjur nodi alle 
zwei Tage durch Ortswagen bedient werden. 

Erhebliche Einsparungen bei den für den Stück- 
gutverkehr zu schließenden Ablertigungsstellen las- 
sen sich nur erzielen, wenn diese Bahnhöfe entwe- 
der in Agenturen umgewandelt oder als Bahnhöfe 
ganz aufgehoben werden können. Eine rationelle 
Bedienung dürfte voraussichtlich bei den Bahnhöfen 
vorliegen, die innerhalb von zwei Arbeitstagen ein 
Mindestaufkommen an Stückgut von 3 t haben. 

2. Rationalisierung des Abfertlgungsdienstes und 
Senkung der Manipolationskosten 

Bei den verbleibenden Güterabfertigungen sollten 
die von der DB bereits sehr weit vorangetriebenen 
Rationalisieningi^maßnahmen verstärkt iorigesetzt 
werden. Es handelt sich hierbei in erster Linie um 
die Mechanisierung des Ladedienstes, die Palet- 
tierung und die Anwendung des Lochkartenverfah- 
rens im Abfertigungsdienst. Da nach den Feststel- 
lungen der Kommission die bisherigen Rationali- 
sierungsinvestitionen sidi nidit in einer fühlbaren 
Kostensenkung, sondern fast nur als Avbeits- 
erleichterung niedergeschlagen haben, ist jeder 
weitere luvest ilionsaufwand nur dann gerechtfertigt, 
wenn Arbeitskröfle eingespart und im mindest glei- 
dmn Verbal tni.s LöJme in Abschreibungen und 
Zinsen umgewandelt werden. Außerdem setzt die 
Vornahme einer weiteren Mechanisierung des Lade- 
dienstes voraus, daß sich die DB über die künftige 
Konzeption ihres Stückgutverkehrs Klarheit ver- 
sdiafft hat und sämtliche Maßnahmen vorher genau 
durdikalküliert sind. 

Die K Omission ist darauf hingewiesen worden, 
daß das schlechte Betriebsergebnis in der lade- 
dienstlichen Behancihmg des Stückguts wesentlich 
auf die Gedingeregelung, insbesondere auf die Fest- 
setzung der Stückzeiten, zurückzu führen ist. Nach 
der heutigen Gesetzeslage bedarf die Festsetzung' 
der Gedingestückzeiten der Mitbestimmung durch 
die Personalvertretung. Das hat dazAi geführt, daß 
eine dem Investitionsaufwand entsprechende, lau- 
fende Anpassung der Arbeitsbedingungen nicht oder 
nur mit starken Verzögerungen und unter großen 
Widerständen erfolgte. Die Komwission bezweifelt, 
ob es unter den gegebenen Umständen überhaupt 
mögli<di ist, zu einer den Betriebsnotwendigkeiten 
Rechnung tragenden Arbeitsregelung zu gelangen, 
ohne daß die entsprechenden Gesetze (Personalvcr- 


tretungsgesetz) geändert werden. Das geltende 
PersonalverlFetungsrecfTt mag zwar für öffentliche 
Verwaltungen durdiaus geeignet sein, läßt sich aber 
nicht auf Unternehmen anwenden, die kaufmännisdi 
geführt werden müssen und in einem schweren 
Weltbewerbskampf stehen. 

3. Maßnahmen für bessere Auslastung der Wagen 

Zur besseren Auslastung der Wagen ist es not- 
wendig, der DB dort, wo eine tägliche Bedienung 
aus betriebswirtschaftlichen Gründen nicht mehr zu- 
mutbar ist, längere Lieferiristen zu gewähren. Die 
Kommission schlägt daher eine der heutigen Ver- 
kehrsentwicklung angepaßte Änderung (ie.s § 74 der 
Eisenbahn- Verkehrsordnung (Lieferfrist) vor. Diese 
Maßnahme würde eine erhebliche Einsparung von 
Leistungen im Güternahverkehr ermöglichen. Die 
DB wird aus eigenwirtschaftlichem Interesse bemüht 
sein, ihre vori solchen Einsc^iränkimgsmaßnalirnen 
betroffenen Kunden durch den Einsatz von Straßen- 
verkebrsmitteln zu friedenzus teilen. 

Die Möglichkeiten einer besseren Auslastung der 
Wagen durch tarifliche Maßnahmen sind unter Zif- 
fer 7a behandelt, 

4. Maßnahmen zur Verminderung der ümslellun- 
gen und Umladungen 

Die Zahl der Umstellungen wird durch die Lauf- 
länge der Nahgüterzüge und durch die Abzweigung 
der Anschlußstrecken bestimmt: sie muß daher bis 
zu einer Neugestaltung des Gülerzug Verkehrs als 
gegeben angesehen werden. Auch die Zahl der Um- 
ladebahnhüfe kann nicht willkürlich verririgert wer- 
den, weil die Gefahr besteht, daß die verbleibenden 
Umladestelien die auf kommenden Stückgutmengen 
ohne kostspielige Neubauten nicln bewältigen wer- 
den können. Dagegen sollten wie bereits in Un- 
terabschnitt 11 Ziffer i erwähnt — die Kurswagen- 
läufe stark eingeschränkt und die verbleibenden 
Stückgutabfertigungen weitgehend nur noch mit ge- 
schlossenen Orts wagen bedient werden, wobei Ab- 
fertigungen mit schwächerem Verkehr künftig nur 
zwei- bis dreimal wödientlich angelaufen werden 
dürften. Der Zustell- und Abholdienst der nicht mehr 
bedienten Abfertigungen wäre “ unter Anwendurig 
eines Haus-Haus-Tarifs — mit Kraftfahrzeugen 
durd^zuführen, soweit dies wirtsdmftlich getan wer- 
den kann. Damit würde gleichzeitig einer Abwande- 
rung des Stückguta als Folge der Schließung von 
Abfertigungen entgegengewiTkt. Die von der DB 
im Raume Hameln unternommenen Versuche wei- 
sen hier einen Weg, der in dem Umfang, in dem er 
sidi als wirtsdiaftiich erweist, weiter verfolgt wer- 
den sollte. Bei diesen Versuchen wurde der Stück- 
gutverkehr besüniD^ter Stredeen eines Raums ver- 
kraftet und dieser Schienenersatzverkehr mit 
Stüdcgutlinienverkehr und unmittelbarer Bedienung 
bestimmter Einzelfirmen mit starkem Stütkgutver- 
sand/Empfang kombiniert. 

Soweit für diese Regelung organisatorische Maß- 
nahmen erforderlich sind, wird auf Unterabschnitt IV 
verwiesen. 
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r>. Aufhebung der Befördeningspflidit im Nahver- 
kehr (bis 100 km) 

Die KoininiSfSion hat gi iiiidsätzlicb eine Gleich- 
stellung der Wettbewerbsbedingungen zwischen den 
Verkehrsträgern empfohlen, ln diesem Rahmen wäre 
ciuch die Befdiderungspflicht der DB im Güternah- 
verkehr in gleidier Weise wie beim Güterkrafiver* 
kein aiifzu heben. Damit würde die Dß die Möglich- 
keit erhalten; eine mißbräuchlidie Ausnutzung der 
Eisenbahn im Verteilerverkehr abziuvehren. 

f>. Eilstückgut und Expreßgut 

Die Konmnission empfiehlt, die Beförderungsart 
„Eil Stückgut'' und damit die besonderen 13 gs t immun - 
gen der EVÜ aufzuheben. Die Kommission hat von 
der DB für diese Beförderungen keine kalkulatori- 
schen Unterlagen erhalten können. Sie hat daher 
auf entsprediende Unter^udnmgen in der Vor- 
kriegszeit zur ückg reifen müssen und dabei fest- 
gestellt, daß in sämtlichen Jahren, in denen die be- 
sondere Kostenlage des Eilstückgutverkehrs unter- 
sudit worden ist, die Betriebsverluste dieser BeFür- 
deningsart prozentual noch wesentlich höher waren 
als die des gesamten Stückgut Verkehrs, Sie nimmt 
an, daß sich die Verhältnisse inzwischen nicht zu- 
gunsten einer Beibehaltung des Eilstückgutverkehrs 
verändert haben. Es muß allerdings verhindert wer- 
den, daß das bisherige Eilstückgut ohne k osten - 
dedcende Entgelte auf den heute zu billigen Expreß- 
gutverkehr übergeht. Der Expreßgutverkelir ver- 
ursachte der DB im Jahre 1957 einen Verlust von 
118,'ii Millionen DM (anteilige Vojlkosten ohne 
Sdiuldendienst). Die zur Verbesserung der Wirt- 
.schaftHchkeit dieses Verkehrs und zur Verhinderung 
der Abwandenmg des hislierigeii Eilstückguts aui 
den Expreßgut verkehr angezeigten Taiifmaßnahmen 
sind in Ziffer 12 erörtert. 

7. Empfehlungen zur Gestaltung des Slückgiiltarifs 

Da die Maßnahmen zur Senkung der Kosten, ge- 
mes.sen an der Größe des Fehlbetrags des Stückgut- 
verkehrs, nur eine mäßige Auswirkung haben wer- 
den, erscheint es der Kommission uneilaßHdi, zur 
V>erbesserung der Ertragslage des Stückgutverkehrs 
die bisherige Tarifsetzung für das Stückgut zu 
ändern. 

Die Höhe der Beförderungsentgelte deckt weder 
insgesamt die vollen Kosten des Stückgut Verkehrs 
noch entspriclit die Gestaltung des Tarifs im einzeh 
nen der Kostenstruktur der versdiiedenen Tran.s- 
porlvorgänge. Grundsälzlich sollten die Tarife den 
Ko.sten augepaßt werden, soweit es die Wett- 
bewerbslage zu läßt. 

Die Konunission hält deshalb folgende Einzel- 
maßnahmen für erforderlich: 

a) Es sollte — ■ den guten Erfahrungen ausländischer 
Eisenbahn Verwaltungen (insbesondere Gioßbri- 
tannienr Niederlande) folgend — der Kuuminhn// 
der Stückgutsendungen das tragende Element der 
Tarifbildung sein. Damit könnten die sperrigen 
Güter entsprechend dem durch sie verursachten 
besonders großen Aufwand belastet werden. 
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b) Die vonGewicbt und EriLfernungen unabhängigen 
Grundgebühren snllten nidu auf die einzelne 
Sendung, sondern aui das einzelne Stück bO' 
zogen werden. Außerdem wären die Gebühren 
für geringgewichtige Sendungen stärker anzu- 
heben. 

c) Für Transporte über geringe Beföiderungsweiten 
— etwa bis 120 km — sollten die Tarife zur An- 
passung an die Kostenlage erhöht werden, so 
daß der neue Tarif bei etwa 300 km Entfernungen 
in den heute geltenden Tarif einmünden würde, 
unbesdiadet der grimdsätzlichen Anhebung des 
Gesamttarifs. 

d| Die Kommission billigt das Bestreben der DR, 
für größere oder ,,bahntreue'' Verlader nach 
sdiweizerischem und holländischem Vorbild 
einen Paiischailarii elnzuführeiu 

Ein solcher 7’arif beruht aut dem Grundsatz, 
alle Stückgutsendungen eines Verladers Jiach 
einem Einheitssatz abziifei ligen, der nach dem 
Durchschnittsgewidit und der durdisdrnittlichen 
Entlernung aller von einem Kunden auf geglie- 
derten Stückgutsendungen erredmet wird. Dieses 
Pa IS sch cd verfahren würde die Abfertigung aut 
seiten des Verladers wie auf seiten der Eisen- 
bahn erheblich vereinfadien und ihr auch ge- 
statten, einen Teil dieser Ersparnisse den Ver- 
frachtern als Rabatt zu gewähren. 

Voraussetzung für die Anwendung des Pou- 
sdialiarifs ist die Auflieferung einer besfimrnlen 
Jahresmenge ocler einer bestimmten Quote des 
gesanUen Stückgutaiitkommens bei dem Kunden. 
Auch dürfen kleinere Sendungen im Gegensatz 
zu den Tarifen ausländischer Eisenbahngesell- 
sfhafton im Pauschal taril nicht besonders liiegün- 
stigt werden. 

Ein entscheidender Beitrag zur Verminderung 
des Verlustes im StückguLverkehr darf dlleidings 
durch die Einführung von Pauschaltarifen nicht 
erwartet werden, weil damit zu rechnen ist, daß 
der Kraftverkehr mit Getjenmaflnehmen^ z. B. 
Preisnachlässen, reagieren wird. 

e) Ferner empfiehlt die Kommission zu prüfen, 
durch Einführung eines I laus-Haus-Tarifs — ent- 
weder im Zusammenhang mit dem Pausdiaiver- 
fahren oder als selbständiger Tarif — den Wett- 
bewerb mit dem Kraftwagen aufzunehmen. 

f) Hingegen glaubt die 7<o/7un;ss;on, die Einführung 
eines afigemeinen Knotenpunkltariis, der für alle 
Stückgutbeiörderungen zwischen Knotenpunkten 
(etwa 600 bis 700 Verkehrsbeziehungen) er- 
mäßigte Sätze bieten würde, n/c/if empfehlen zu 
können. Die zwischen den in Betracht kommen- 
den Knoten zum Teil beförderte Stückgulmenge 
ist so gering, daß der Anreiz, der mit solchen 
Tarifen beabsichtigt ist, sich nidit in einer 
wtxsentlidien Ertragsverbesserung aus wirken 
würde. Hinzu kommt, daß bei der .starken Stel- 
lung des Kraftwagens im Knotenpunktverkehr 
die Spedition und die gewerblichen Kraflver- 
kehrsunternehmen zweifellos mit wirksamen 
Gegenmaßnahmen antworten würden. 
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r>ic' von Veilrcterii cirr DB ihirdi einen cill- 
gemeinen KnoLenpunkttarif erwarteten Vorteile 
könnten besser durch die von der Komniission 
vorgeschlageneii Sonrfervereinöanjngen als ge- 
zielte Einzelntaßnahmen erreicht werden. 

8, Die Ko/nm/jssiori kann einer Auihebung des 
SarnmeigiitveTkehrs, die von mandren Seiten zur 
Gesundung des Stückgutverkehrs ernptohlen wird, 
in Anbetradit der derzeitigen Verhältnisse nicht zu- 
stimmen. Dagegen schlägt sie vor, die für die Eisen- 
balin weitgehend unrentablen Satze des Sammelgut- 
tarifs der 3,5 t-Klasse und 5 t-Klasse zu beseitigen 
und den SammelguUarif in eine gewisse Relation 
zu dem neugestalteten Slüdcguttarif anzuheben. 

9. Der Expreßgnttarif muß gleichzeitig mit der An- 
hebung des Stückguttarifs erhöht werden (vgl. Ab- 
schnitt D dieses Berichtstoils). 

Die Kommission eniptiehll die Änderung des 
Stückguttarifs als vordringiidie Arbeit in Angriff zu 
nehmen und ihn in der ersten Etappe kräftig an/.u- 
heben. Auf Grund der danadi gemachten CrfahLrun- 
gen muß der Tarif in der Folgezeit weiteransgestal- 
tet und angehoben werden, bis ein optimaler Unter- 
sdiied zwisdien Einnahme und Ausgabe des Stüd^- 
gut Verkehrs erreicht ist, 

IV, Vorschläge zur organisatorisdien 
Gestaltung des Stückgut Verkehrs 

1. Die Kommission hat sich davon überzeugt, daß 
mit den in Unterabschnitt III empfohlenen MafSnah- 
men zwar eine erhebliche Verbesserung der Ertrags-, 
läge, aber nicht die volle Wirtschaftlichkeit des 
Stückgut Verkehrs zu erreidien ist. 

Sie hat daher — über die betj iebswirtschaftlidien 
und tariflichen Überlegungen hinaus — geprüft, ob 
der defizitären Entwicklung dieser Verkehrsart zu- 
sätzlich durch eine organisatorisdie Neugestaltung 
begegnet werden kann. 

2, Es wurde bereits betont, daß die Versuche der 
Eisenbahn, der Entwicklung durch Einriditung eines 
Bahnsamnielgut Verkehrs unter gleichzeitiger Auf- 
recht erb allimg ihres eigenen Stückgutdienstes Ein- 
halt zu gebieten, keinen entscheidenden Erfolg 
gebracht haben. Die Kommission hat untersucht, ob 
nicht durch eine Intensivierung des Bahnsammelgut- 
verkehrs und damit durch gleiche Werbe- und Ab- 
fertigungsmethoden, wie sie die Kraftwagenspedi- 
Lion anwenden kann, der verladenden Wirtsdiaft 
ein Anjeiz zur Benutzung der Eisenbahn geboten 
werden sollte. Es wäre daran zu denken, die der 
DB gehörige Speditionsfirma Schenker & Co. in ähn- 
lidier Weise für die Bedienung des Slöckgutverkehrs 
einzusetzen, wie es die Niederländischen Staats- 
bahnen mit ihrer Tochtergesellschaft van Gend und 
Loos beispielgebend getan haben, die mit etwa 200 
angeschlossenen Vertragsunier nehmen als Erfül- 
lungsgehilfen arbeitet. Es darf allerdings nicht ver- 
kannt werden, daß die Gründung der Firma van 
Gend und Loos in einer Zeit statlfand, als die Wett- 
bewerbslage der Bahn noch nidit so angespannt 


war wie heute und es nocli möglich war, eine 
größere Zahl von Slraßcnverkehrsunternehmen auf- 
zukaufen oder an sich zu binden. Gleichwohl dürfen 
die Vorteile, die eine soldie Lösung auch heute noch 
bietet, nidit uuLersdiätzt werden. Die Kommission 
I schlügt daher vor, sie für die DB nutzbar zu machen 
und die Abfertigung, Be-, Ent- und Umladung im 
Stückgut verkehr auf eine entweder bereits . be- 
stehende oder noch zu gründende . bujidesbcvhn- 
eigene — nidd an die Diens^vorschri/fen und das 
allgeme/ne H/jfJohnungssysfem der DB gebundene 
— Todilergeseilschaft als ErliUiuncjsgehilfen der DB 
zu übertragen. Diese Gesellschaft soll auch die An- 
und Abfuhr des Stückgutes übernehmen sowie 
Stückgutlinienverkehre auf der Straße, soweit 
solche im Rahmen einer wirtschaftlidien Verkehrs- 
bedienung durch die Eisenbahn geboten sind^ betrei- 
ben. Die Lagerhallen und AbfertigungseinridUungen 
der DB wären der Geseüschafl zu verpachten. 

Die Kommission stützt ihre Empfehlung auf fol- 
gende Erwägungen: 

Es ist nidit zu erwarten, daß die heute im Stück- 
gutdienst der Eisenbahn angewendeten Arbeits- 
methoden so verfeinert und crfolgsabhangig gestal- 
tet werden künnen, daß Arbeitsleistung und Ent- 
lohnung sidi entsprechen. Die Erfaiirungen mit dem 
Gedinge haben gezeigt, daß zwischen dem Entloh' 

I nungssyslem der Eisenbahn und dem der gewerb- 
I lidien Kraftverkehrs- und Speditionsbetriebe erheb- 
lidK^ Unterschiede bestehen, die sich für die privat- 
i wirtschaftlichen Einzelbetriebe vorteilhaft auswir- 
j ken. Eine Verlagerung der arbeitsintensiven Vor- 
j gange des Stückgut Verkehrs auf eine Stückg ulgesell - 
I sdiafl würde den Wettbewerbsvorsprung des kon- 
kurrierenden Kraftverkehrs einschränken, weil die 
Gesellschaft ihre Geschäfte eigen wir tsdiaftlidi be- 
treiben müßte, ihre Betriebsbedingungen den wech- 
seinden Anforderungen elaslisdi anpassen könnte 
und somit besser in der Lage wäre, den Wettbewerb 
zu bestehen. Die Erfolge der holländischen Organi- 
sation — wie übrigens audi des deutsdien Güter- 
kraftverkehrs — beruhen gerade darauf, daß sie alle 
ihnen übertragenen Aufgaben aussdiliefllich nach 
kaufmännischen Grundsätzen ohne alle die Bindun- 
gen erledigen kann, die jeden staatlichen, mit einem 
Beamtenkörper arbeitenden Verkehrsapparat be- 
lasten (freiere Personalauslese, keine Laufbahnvor- 
schriften, keine Dienstdauervorschriften, Anpassung 
des Personalbestandes an den jeweiligen Gesdiäfts- 
umfang, Kündigungsmöglichkeiten, Gewinnbeteili- 
gung). Dabei würde die DB nach wie vor Vertrags- 
partner des Stückgut-Verladers bleiben. 

3. Die Kommission erwartet von der in Ziffer 2 
vor geschlagenen Lösung weitere Fortsdiritte in 
Richtung aut eine verbesserte Wirtsdiaftlidikeit des 
Stüdvgutverkohrs, Da aber audi in Kreisen der Be- 
teiligten Zweifel geäußert worden sind, ob diese 
Lösung ausreicht, hat die Kommission — den Hin- 
weis in Ziffer 2 des Besdilusses des Deutsdien Bun- 
destages vom 12. Februar 1958 (Gemeinsdiaftslösimg 
I mit anderen Verkehrsträgern) aufnehmend — ' ge- 
prüft, ob das Ziel der Wirtschaftlichkeit des Stück- 
gutverkehrs durch eine Zusammenarheii der Ver- 
1 kehrstrüger Schiene und Straße unter Einbeziehung 


136 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Drucksache 1602 


der Spediteure besser und sdineller erreidil werden 
kcinn. Sie hat rtaTUi Vertreter der Spedition und des 
Güterkraftverkehrs gehört und um Vorschläge ge- 
beten. Die ihr zugegangenen Anregungen waren 
jedodi noch so wenig konkret, daß die Kommission 
darauf keine trag fähige? Konzeption aufbauen 
konnte. 

Grundsätzlich ist zu diesem Fragenkomplex fol- 
gendes zu erwägen: 

a) In der Eigenart des Stückgutgesdiäfts und in der 
gerade hier sehr empfindlichen Wellb€?werb.siag 0 
liegen bekanntlich große Unsidierheiten. Da das 
Sammeln und Verteilen der vielen Kleingut- 
sendungen — besonders auf kurze Entfernimgen 
— audi für die ßahnsammelgutspediteure nicht 
lukrativ wäre, befürchten diese, daß die Über- 
tragung des gesamten Stückgut Verkehrs auf die 
in Ziffer 2 empfohlene Gesellschaft nur eine Ver- 
ins tüber Wälzung bedeuten würde. Die der DB 
verbleibenden Verkehre würden überdies audi 
weiterhin dem scharfen Wettbewerb des ge- 
werblichen Kraftverkehrs ausgesetzL sein. Sie 
haben deshalb der Kommission empfohlen, den 
Rahmen weiter zu spannen und den Versuch zu 
madien, in die Zusammenarbeit audi die für den I 
Straßengüterverkehr tätigen Spediteure sowie 
den gewerblichen Güterkraftverkehr einzu- ' 
beziehen. Spedition und Frachtführer sind im ! 
Straßengüterverkehr vielfach identisch. Gerade 
die wichtigsten Unternehmungen der Spcidition 
arbeiten mit eigenen Kraftverkebrsbelrieben 
und haben sich zu Gemeinschaften und Liiiien- 
diensten zusammengesdilossen, deren Zweck vor 
allem in der Gewinnung von Rücktransporten | 
besteht. Der Vorschlag, den Kreis der BeleiUgten 
zu erw^eitern, gründet sich auf die Erkenntnis, 
daß die Eisenbahn auch bei Ausnützung aller ihr 
gegebenen Möglichkeiten allein nicht imstande 
sein werde, der Verladersdiaft die gleichen 
Fazilitäten zu bieten, wie es der Kraftverkehr 
aus den bereits angegebenen Gründen vermag. 

b) Das Zusammengehen mit dem gewerblichen 
Güterkraftverkehr würde mögli die r weise dazu 
führen, Stückgut, das heute in großem Umfang 
vom Werkverkehr befördert wird, für den 
üffentlidien Verkehr zurückzugewinnen und da- 
mit die Ertragslage der Eisenbahn wie des ge- 
werblichen Güterkraftverkehrs zu verbessern. 
Die Entwicklung des Werkverkehrs in Deiitsdi- 
land wie auch in anderen Ländern ist gerade 
darauf zurückzufühien, daß der Kaufmann für 
den Transport seiner Güter eine auf die Bedürf- 
nisse seines Betriebs zugeschnittene Verkehrs- 
form geschaffen hat, die ihm jederzeit zur Ver- 
fügung steht, eine rasche und sichere Beförde- 
rung seines Gutes sowie Ersparnisse bei der 
Verpackung gewährleistet. Er ist dazu um so 
leichter in der Lage, als die Transportkosten im 
Verhältnis zum Preis des Endproduktes relativ 
gering sind und er diesen Aufwand unsdiwer 
den Generahmkosten seines Betrieb.5 anlasten 
kann. 

Welchen Wert der Kaufmann dem Werkver- 
kehr als Service beimißt, wird daravis ersichtlich, 


daß sich die Transporte im Werkverkehr — trotz 
einer die Transportkosten stark erhöhenden und 
sie oft übersdi reitenden zusätzlichen Beförde- 
rungsteuer — seit 1959 wieder vermdirl haben 
und damit der relative Anteil der Stuckgutbeför- 
derung durdi den öffentlichen Verkehr ab- 
genommen hat. Es liegt deshalb nahe, daß alle 
öffentlichen Verkehrsträger — also sowohl der 
gewerbliche Güterkraftverkehr als auch die 
Eisenbahn — sidii unter Beteiligung der Spedi- 
teure zu gemeinsamen Bemühungen zusammen- 
finden und nach Möglichkeiten suchen, dem Vor- 
dringen des Werkverkehrs durch ein gleidi- 
wertiges Leistungsangebot entgegenzuwirken. 

c) Ein solcher Zusammenschluß zwischen den öffent- 
lichen Verkehrsträgern unter Einsdüuß der 
Spedition, auf deren besondere kaufmännische 
Fähigkeiten nicht verzichtet werden kann, 
müßte allerdings sidiers teilen, daß der Eisen- 
bahn ein ihrem heutigen Verkehrsaufkommen 
etwa entsp rechender Anteil und Einfluß ein- 
geräumt würd. 

Die Dß befürchtet, daß bei einer derartigen 
Gemeinschaftslüsung die Spedition dazu neigen 
werde, in stärkerem Maße als bisher die ilir 
nahestehenden oder selbst gehörendeD Krait- 
verkehrsunternehmungen heranziiziehen, und 
daß dadurch der Anteil der DB am Stückgutver- 
kehr weiter geschmälert werden könne. 

Der Einfluß der DB konnte aber in personeller 
Uinsidit dadurch gewährleistet werden, daß 
neben einem Vertreter des Stückgut V erkehrs ciuf 
der Straße ein entsprechend gesdiultei Beauf- 
tragter der DB in die Leitung der Gesellsdiaft 
eint ritt und daß auch durdi eine MNmitraJiste- 
rung"' des Aufsichtsrats eine gerechte Berück- 
sichtigung der Interessen aller Beteiligten .sidier- 
gesteilt wird. 

d) Die DB hätte der neuen Organisation den Ab- 
fertigungsdienst, das Uinladegeschäft und den 
Weibedienst zu übertragen. Ob sich letzteres 
mit den Interessen der DB hinsitiillidi der 
künden dienstlichen Pflege ihres Wagenladungs- 
verkehrs vereinbaren läßt, bedarf allerdings 
noch einer sorgfältigen Untersudiimg. Die Inter- 
essen der DB müßten bei Übertragung des 
Werbedienstes jedenfalls vertraglich ein wand' 
frei sichergestelll werden. Durch eine solche 
Zusammenarbeil würden diejenigen Unkosten- 
faktoren aus der Betriebsrechnung der DB eli- 
niiniert, die heute besonders belastend auf ihre 
Ertrags redinung wirken. Die DB würde vorzugs- 
weise die Beförderung auf größere Entfernungen 
und in geschlossenen Ladungen oder Zügen zu 
übernehmen haben. Hiermit könnte eine bessere 
Ausnutzung ihres Wagenparks und ihres Zug- 
dienstes erreicht werden. 

e) Es ist zu erwarten, daß clie neue Gesensdiaft 
eine ähnlidie Anziehungskraft auf Außenseiter 
dusüben wird wie van Gend und Loos. Es wäre 
deshalb nicht erforderlich, ihr eine Beförderungs- 
pflidit gesetzlidi aufzuerlegen. Die Gesellschaft 
wird aus eigenwirtschaftlichen Giiinden bestrebt 
sein, den Bedürfnissen der verladenden Wirt- 
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Schaft gerecht zu werden. Für eine sdilagkräftige 
Organisation wäre keineswegs der Ziisamjntien- 
sdiluÖ aller Spediteure notwendig. Ein der- 
artiges ^Mammutgebilde" würde zwangsläufig 
zu sdiwerfällig, zu bürokratisch und damit audi 
zu teuer arbeiten. Es wird sich daher nur um 
ein Zusammengehen mit besonders leistungs- 
fähigen Spediteuren handeln, die ihrerseits 
— ähnlich wie in Holland und Frankreich — zur 
Flädienbedienung Verlragsunternehmen heran- 
ziehen werden. Das kann allerdings dazu führen, 
daß audi die übrigbleibenden Spediteure sich 
zusammenschiießen und einen in sich geschlos- 
senen Konkurrenz-Stückgntliiiienverkehr auf der 
Straße auibauen. Eine soldie Entwicklung, gegen 
die vom Standpunkt des Wettbewerbs nichts 
einzuwenden wäre, müßte in Kauf genommen 
werden, 

fj Idin sicht lieh der Beförderungsentgelte muß selbst- 
verständlidi angestrebt werden, sie der tatsäch- 
lichen Kostenlage anzupassen. Die Gesellsdiaft 
müßte auf alle Fälle für den Eisenbahntransport 
solche Preise zahlen, daß die DB die ihr verblei- 
benden, nunmehr geringeren Vollkosten in die- 
ser Verkehrsart decken kann. Vor allem wird 
man auch bei dieser Organisation des Stückgut- 
gesdiäfts es nidit vermeiden können, die Struk- 
tur des derzeitigen Stüdeguttarifs entsprechend 
den von der Kommission gegebenen Empfehlun- 
gen zu ändern und insbesondere im Nahverkehr 


bei voluminösen und geringgewichtigen Gütern 
kräftig aiizuheben. Das könnte auch vom Stand- 
punkt der verladenden Wirtschaft nicht beanstan- 
det werden, da auch sie für ihre Leistungen 
kostendeckende Preise fordert, 

g) Es wird dem Bunde sminisler iür Verkehr emp- 
fohlen, sich um eine Gemeinschaftslösung durch 
einen intensiven Meinungsaustausdi mit den be- 
teiligten Kreisen weiter zu bemühen. Trotz der 
augenfälligen Schwierigkeiten und der wider- 
streitenden Interessen, die einer solchen Lösung 
entgegenstehen, ist die Kommfs^jon der Auf- 
fassung, daß die Anregung des Bundestages mit 
Nachdruck weiter verfolgt werden sollte. 

Unabhängig davon, welche der vorstehend vor- 
gesdilagenen organisatorischen Lösungen ver- 
wirklicht wird, halt die Kommission die Durch- 
führung der in Unterabschnitt III gegebenen 
Empfehlungen zur innerbetrieblichen Rationali- 
sierung und zur Tarifgestaltung für unbed/ngf 
erlorderlich, da auch selbständige Stückgutgesell- 
schaften ohne deren Verwirklichung nicht wirt- 
schaftlich arbeiten könnten. 

Die weitere Erörterung der Gemeinsciiafts- 
lösung darf daher keinesfalls Anlaß dazu geben, 
die unumgänglichen Maßnahmen zur Sanierung 
des Stückgulverkehrs der DB, insbesondere die 
dringend gebotene .strukturelle Umgestaltung des 
Stückguttarifs, aufzuschieben. 
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D. 

Gepäck-, Expreßgut- tund Postbeförderung 

L Einnahmen und Aufwendungen aus der Gepäck- 
beförderung, dem Expreßgut sowie den Leistungen 
für die Bundespost setzen sich wie folgt zusammen 
— nur Sdnenen verkehr (ohne S-Bahn und Saar- 
land) : 





Gepäck und 
Neberieirmdhrnen 

Expreßgut 

Postbeförderung 

Injigesanil 

in Millionen DM 

1957 

1958 1 

1957 1 

1958 1 

1957 ! 1958 i 

1957 ' 

1958 

Einnahmen 



- 







Schnellzüge 


16,2 

18,1 

111,7 

126,6 

39,9 

46,7 

167,8 

191,4 

Eilzüge 


6,4 

4.4 

27,0 

34,6 

12,3 

14,9 

45.7 

53,9 

Personenzüge 


3,4 

4,1 

28,2 

31,1 

29,2 

32,0 

60,8 

67,2 

Güterzüge 


— 

— 

4,1 

6,1 

29,3 

34,7 

33,4 

40,8 



26.0 

26.6 

171.0 

198,4 

110,7 

128,3 

307,7 

353.3 

Aufwendungen ohne 










Schuldendfenst 










Verkehrliche Abfertigung 


19,? 

rd, 20,3 

142,5 

rd. 149,0 

— 


162,2 

rd. 169,3 

Betrieblidre Abfertigung 










und Zugbildung .... 


5,1 

rd. 5,2 

19,5 

rd. 20,4 

13,1 rd. 

13,8 

37,7 

rd. 39,4 

Zugförderung 


13,6 

rd. 14,0 

51,5 

rd. 53,8 

53,5 rd. 

56,7 

118,6 

rd. 124,5 

Vorhaltung der Fahrzeuge 


SA 

rd. 5.6 

31,9 

rd. 33,4 

15,3 rd. 

16,2 

52,6 

rd. 55,2 

Vorhaltung der Bahnanlagen 

8,9 

rd. 9,1 

28,5 

rd, 29,8 

20,0 rd. 

21,2 

57,4 • 

rd. 60,1 

Verwaltung ..... 


2.9 

rd. 3,0 

15,5 

rd. 16,2 

4,7 rd. 

5,0 

23,1 

rd. 24,2 



55,6 

57,2 

289,4 

302,6 

106,6 

112,9 

451,6 

472,7 

Ergebnis 










(ohne Schuldendienst) . . 

- 

29,6 

. 30,6 

./. 118,4 

./. 104,2 

-h4,l -h 

15,4 

./. 143,9 

./. 119,4 


Für vorstehende Verkehre gilt dasselbe wie für 
den Personen- und Stüdtgutverkehr, daß nämlich 
rentable und unrentable Verkehrsleistungen der 
einzelnen Kategorien miteinander vermisdit sind. 


2, Der Verlust aus der Gepäck- und ExpreBgut- 
befördemng ~ nur Schienenverkehr {ohne S-Bahn 
und Saarland) — die überwiegend in Schnell- und 
Eilzügen erfolgt, ist aus nachstehender Übersicht zu 
entnehmen: 


1 

195a 

G&päii: 

Gesamt- 1 Marginal* 
kosten 1 kosten 

Expreßgut 

Gesamt* ! Marginal- 

kosten 1 kosten 


in Millionen DM 

Abfertigung . . . 

21,2 

15,1 

155,4 

104,7 

Zugbildung. . . . 

4,6 

0,7 

19,3 

2,9 

Zugförderung ') . . 

28,2 

8,0 

115,2 

35,5 

Dienst gutanteü . 

3,2 

1,6 

12,7 

6,3 

Zusammen .... 

57,2 

25,4 

302.6 

149,4 

Erträge 

26,6 

26,6 

198, ,4 

198,4 

Verlust (ohne 
Schuldendienst) . . 

30,6 

-r 1,2 

./, 104,2 

-r 49,0 


’) einsdiLleßlfdi Fahrladedieiist 
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3. Die für den Gepückverkeiii in Sehne!!-, Eil- und 
i^eisonenzügen erbrachten Leistungen stehen im 
umgekehrten Verhältnis zu den Einnahmen bei die- 
sen verschiedenen Zugarten: 


Achs-km der 
Geuädewagen 

Einnahmen 

1958 

19.^B 

in 

in 

Milüoaen 

DM 

Millionen 

DM 


D-Züge .... 

211,365 

31,6 

18,1 

68.0 

Eilzüge .... 

185,174 

27,7 

4,4 

16,6 

Personenzüge. 

272,282 

40,7 

4,1' 

15,4 



100,0 

26,6 

100,0 


Uni in Zukunft das Angebot im Personenzug zu 
verringern, werden für den Nahverkehr Reisezug- 
wagen 2. Klasse mit Packwagenabteil (BPw) ange- 
schafft. die unter Berüdcsiditigung des Zugführer- 
abtöils und des mitzu bedien enden Stückgut- und 
Postverkehrs den Gepäckverkehr nur mit Uj bis 
Wagen belasten werden. 

Außerdem failen die Ahferligungskosten sehr ins j 
Gewiditf sie betragen beim Gepäck 37,1 v. H. und 
beim Expreßgut 51,4 v. H. der Aufwendungen oder 
rd. 80 V. H. bzw. 78,3 v. H. der Einnahmen. 

Der Gepäck verkehr — einsdiließlidi Kraftverkehr, 
Sdiif Ls verkehr sowie ab September 1957 Auto -Fähr- 
verkehr Großenbrode Käi-Gedser — hat sich wie 
folgt entwickelt: 



1950 

1952 

1956 

1957 

1958 

in 1000 t . . . . 

. 211,2 

172,1 

178,5 

190,8 

289,5 

in Millionen Ukm 

. 24.6 

27.5 

33,1 

37,6 

49,2 

Einnahmen in 
Millionen DM . , 

8.5 

10,7 

23,9 

26,3 

27,8 


Der Anstieg im Gepäckverkehr von 1957 auf 1958 
ist — außer einer kräftigen Belebung „Auto im 
Reisezug ' — nur scheinbar, weil die Beförderung 
von Personenkraftwagen im Fährverkehr Großen- 
brode Kai-Gedser bis September 1957 im Güter- 
verkehr und erst seitdem im Gepäckverkehr nach- 
gewiesen wird. Die Beförderung von Pkw im Reise- 
zug hat von 2420 Kraftfahrzeugen tm Jahr 1957 auf 
4905 Kraftfahrzeuge im Jahr 1958 zugenommen. Die 
Verbindungen bestehen von Großenbrode (129 DM). 
Hamburg- Altona (115 DM). Hannover (90 DM)x Mül- 
heim (Ruhr) (99 DM), Düsseldorf Hbf (95 DM) und 
Köln-Deutz (89 DM), sämtliche nadi München-Ost. 
Für Kraftfahrzeuge mit einer Länge über 4,42 m 
wird eine etwa um rd. 15 v. H. höhere Fracht ver- 
langt. 

Der Gepäcktavif ist im Rahmen der Personentarlf- 
Erhöhungeii weder am 15. Oktober 1951 noch am 
1. Februar 1958 angohoben worden. Diese Schonung 


des Tarifs entspringt im wesentlichen der Überle- 
gung, die Reisenden durch billige Gepädcfrachlen 
soviel wie möglich zur Aufgabe des Reisegepäcks 
anzuregen, um nicht den früheren mißlidien Zustand 
(Absteilen des Gepäcks in den Seitengängen der 
D-Züge) Wiederaufleben zu lassen. Bei einer Erhö- 
hung des Gepäck tarifs wdrd man sich daher behut- 
sam an die optimale Tarifhöhe herantasten müssen, 

4. im Fxpre/Jgufverkehr wurde am 21. Mai 1958 
zwischen der DB und der Bundespost ein sogenann- 
tes Kleingutabkommen abgesd^lossen. Damit ist bis 
zu 10 kg der Postbarif billiger als der Expreflguttarif 
der DB, beim 10. kg stimmen beide Tarife überein, 
und darüber hinaus liegt der Posttarif bis 20 kg 
(mehr befördert die Post nicht) über dem Expreßgut- 
tarif der DB. Der Tarif ist bei Bundespost und DB 
nacii Zonen eingeteiU, Beim Posttarif bestehen 
?5-km‘Zonen bis zu einer Entfernung von 450 km. 
Der DB-Tarif ist bis zu einer Entfernung von 200 km 
in 50-km-Zonen und sodann, bis zu einer Entfernung 
von bOO km, nach 100-km-Zonen eingeteilt. Darüber 
hinaus steigen die Sätze bei weiterer Entfernung 
nicht mehr. Außerdem ist mit der Bundespost eine 
engere Zusammenarbeit in die Wege geleitet hin- 
sichtlich der Beförderung von Postpaketen in Bahn- 
gepäckwagen, der Personalaushilfe beim Lade- 
geschäft, der baulichen Anlagen usw. 

Der Expreßgutverkehr zeigt seit 1951 eine kon- 
tinuierliche Zunahme: 


1951 

195? j 

1958 

Beförderte 

t in 1000 t . . . 

611,2 

801,5 

815,3 

Geleistete 

l/km in Millionen 

119,6 

165,7 

168,6 

Einnaluuen 

in Millionen DM 

98,3 

171,6 

199J 


Von 182,8 Millionen DM Frachteinnahmen des 
Expreßgutverkehrs im Jahre 1958 entfallen 6,96 v. H. 
der Sendungen, 6,4 v, H, des Gewidits im Versand 
und Empfang und 6,59 v. H. der Einnahmen auf 3453 
kleine Bahnhöfe (53,26 v. H. aller Abfertigungs- 
stellen), in weiteren 26,42 v. H, der Abfertigungs- 
Steilen fallen 12,85 v. H. der Sendungen, 11,73 v. H. 
des Gewichts (bisher im Versand und Empfang) und 
11,8? V. H. der Fraddeinnahmen an. 

Die derzeitige Einnahme je t/km (1958) beläuft 
sich auf 116,8 Pf gegenüber 40,17 Pf im Jahre 1938. 
Der Expreßguttarif ist letztmals 1958, und zwar am 
1. Februar 1958, um durchschnittlich 12,81 v. H. und 
am 1. April 1958 um durdisdinittlich 3 v. H. — letz- 
tere Maßnahme nach Abstimmung mit dem Paket- 
tarif der Post — erhöht worden. Da der Expreßgut- 
verkehr infolge der gestiegenen Lebenshaltung und 
der niedrigen Lagerhaltung ständig steigt, hält die 
DB eine neuerliche Tariferhöhung für durchaus mög- 
lidi, hält es jedoch für notwendig, daß die Bundes- 
post. deren Paketverkehr ebenfalls defizitär ist, auf 
Grund des Kleingutabkommens mitziehen müsse. 

Eine lineare Erhöhung des Expreßguttarifs um 
15 V. H. würde eine Verbesserung der Einnahmen 
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um 33,0 Millionen DM erbringen. Falls sich die , 
Bundespost zu einer solchen Erhöhung nicht enl- i 
sdiließen sollte, will die DB — unter Inkaufnahme J 
erneuter Tarifverzerrungen — die dem gemein- ' 
sanien Wettbewerb ausgeselzten Gewichtsstufen , 
von 1 1 bis 20 kg soweit wie möglich schonen. 

Auf Sendungen im Gewicht bis 10 kg entfielen im ' 
November 1958 | 

62 V, H, der Sendunigen 
51 V, H, der Stüdve (1) 

20 V. H. der beförderten Tonnen 
18 v.H. der Tarif /km 
26 V, H- der Einnahmen. 

Die Hälfte der Stücke brathte also nur ein Viertel 
der Einnahmen bei überdurdtschniltlichen Abferti- 
gongskoslen! Schätzungsweise gehen 70 bis 75 v. H. 
des Verluste.s des Expreßguts lediglich auf diese 
Sendungen. Dabei ist jedoch zu beachten, daß bei 
Aufgabe dieses Kleingut Verkehrs nur ganz wenig 
Zugbildungs- und Zuglörderungskosten, das heißt 
im wesenUidien nur Abfertigungskosten eingespart 
werden können. 

5. Wie im Abschnitt „Stückgut verkehr" dargelegt 
wurde, wird die DB nicht umhin können, den Stück- 
gut tarif für die nahen und zum Teil auch noch für 
die minieren Eutfernungen kräftig anzuheben und 
den Eilstückgutverkehr ganz einzustellen. 

Mit Rücksicht darauf, daß diese Tariferhöhung 
und die Aufhebung des Eilstückguts die Relation 
zum Expreßguttarif verändern und unerwünschte 
Verschiebungen zwischen diesen beiden Verkehrs- 
arten herbei führen könnten, empliehlt die Kom- 
mission, den Expreßguttaiif zu erhöhen. Dies ist 
audi de.shaib geboten, weil der Expreßgutverkehr, 
der zwar ein ,, Mitläuferverkehr"' ist, aber einen viel- 


faidi konkuirenz losen Kundendienst bietet, auch 
einen Teil der Fix kosten tragen sollte. Naci? Ale/- 
nung der Komnussion köTmen die Tarife in den 
untersten Gewichtsstufen <1 bis 10 kg) kräftig und 
in den folgenden Gewichtsstufen in geringerem 
Maße angehoben werden. Eine solche Maßnahme ist 
audi deshalb gerechtfertigt, weil die heutigen Sätze 
des Expreßguttarifs in der untersten Gewichtsstufe 
(bis mindestens 10 kg) unter den enlspredienden 
Stückguttarifen liegen. W«nn als Folge Abwande- 
rungen geringgewichtiger Güter zur Post oder zum 
Stückgutverkehr eintrelen, so ist diese Wirkung nur 
erwünscht, unter anderem auch deshalb, weil damit 
der Expreßgulverkehr für das bisherige Eilstückgut 
aufnahmefähig wird. 

Die in Aussicht genommenen Maßnahmen werden 
zu einer Abwanderung von Stückgut zum Expreßgut 
führen. Dessen Aufnahmefähigkeit ist jedodi wegen 
der begrenzten Ladekapazität der Gepäckwagen in 
den Hauptrelalionen und der beschränkten Be- und 
Entladezeiten im wesentlichen erschöpft. Das bildet 
die Voraussetzung für eine auf die Erhöhung des 
Stückguttarifs abgestimmte f ariferhöhung ira Ex- 
preßgutverkebr. Eine Folge davon wird sein, daß 
die verladende Wirtschaft zum Teil zu größeren 
Sendungen übergehen wird, was wiederum die 
Manipulationskosten der DB verringert Venmitlidi 
werden die Tarilerhöhung im Expreßgut verkehr und 
die Verlagerung vom Eüstüdegut auf das Expreßgut 
nicht aus reichen, um den ganzen Verlust des Expreß - 
gutverkehrs abzudecken. Durch eine schrittweise, 
erst kräftige, in den folgenden Jahren aber nicht 
mehr so große Tariferhöhung — abgestimmt auf die 
des Slückguts — sollte es aber möglich sem, auf 
die 'Dauer etwa zwei Drittel des Verlustes im Ver- 
hällms zu den Gesamtkosten zu beseitigen. 

Die Poslwogen gehören bis auf gemischte Gepäck - 
und Poslwagen der Bundespost. Es wird für beide 
Kategorien nach Wagenadis-km ahgeredinet. 


E. Die übrigen Verlustverkehre 


Mit Ausnahme des Kraftverkehrs hat die Kom- 
mission die nadistehenden Verlustverkehre wegen 
ihrer verhältnismäßigen Geringfügigkeit nicht im 
einzelnen untersucht. Für 1957 und 1958 ergibt sich 
nebenstehendes Bild (die Verluste ergeben sich als 
Saldo der Betriebskosten und der Einnahmen aus 
den entsprechenden Verkehrstarifen). 

Die Entwicklung des Hilzugverkehns bradile 1958 
ein positives Ergebnis und verspricht einen Verlust« 
ausgleidi. Bei der Hamburger S-Bahn wird die Frage 
zu prüfen sein, inwieweit die Verteuerung der Be- 
rufstarife im allgemeinen Verkehr auf den Berufs- 
verkehr im Hamburger S-Bahnbereich übertragen 
werden und zu einer Besserung ihrer Einnahmen 
führen kann. Die Rentabilität des Schmalspurver- 
kehrs ist ein Teilproblem der Nebenbahnen. Die 
Veikrattung des Reiseverkehrs der Nebenbahnen 
dürfte auch bei den Schmalspurbahnen zu einer Ver- 
ringerung des Betriebsverlustes führen. 




1957 



1!)58 


in 

MiUlo* 
iien DM 

In V H. 
clrf 

Einnahnopri 

Ml 

Mlllio- 
non DM 

in V. H. 

äf*i 

I-tnnahinien 

Eisenbahn- 
kraftverkehr . . 

54,4 

./. 

22, G 

./. 32.7 

./. 12,2 

S-Bahn 

Hamburg . . . 

17,2 


47,6 

12,8 

29.Q 

Personenverkehr 
in Eilzügen . , 

14,2 


3,8 

./. — 

./. — 

Eisenbahn- 
Schiffs- 
verkehr .... 

2,2 


23,6 

4,4 

./. 33,8 

Schmalspur- 
Verkehr . . . 

2,9 

./. 

181,0 

3,4 

242,8 


90,9 



53,3 
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Ini Eisenbahnkraftverkehi wird in der Belriebs- 
rechnung für 1957 ein Verlust von 34,4 Millionen 
DM ausgewiesen, der sich im einzelnen wie folgt 


zusammensetzt: 

Einnahmen Millionen 

DM 

Bahnbusverkehre . . . . - 111,183 

Sonderverkehre 3,446 

Nebenerlräge 0,100 

Personenverkehr insgesamt 1 14,729 

Lkw-Verkehr 99,6 

und Schienenersatzverkehr . . . 16,4 116,000 

Straßenrollerverkehr 8,149 

Großbehdlterverkehr 2,093 

Ladungsverkehr insgesamt 126,242 

Zusammen 240,9? 1 

Aufwendungen 

Gesamtaufwendungen 306,7 

./. Dienstverkehr 17,5 

289,2 


anteiliger dienstlicher Kiz-Ver- 
kehr, sonstige Dienstgutfrachten 
usw 6,1 

295,3 


I Davon entfallen auf 


Kraftomnibusverkehr , . , 

. . 131,8 


zugüglidi Dienstgut . . . 

. . 3,6 

135,400 

Lkw-Verkehr 

. . 136,2 


zuzüglich Dienstgut . 

. . 1.7 

137.900 

273,300 

Straöenroller- und Großbehälterverkehr . . 

22,000 

295,300 

Verlust wie oben rd. . . . 


54,400 


Es betragen somit: 



Ejnnahmßn 

Avii- 1 

Wendungen | 

Belfieb^- 

4>rntfbnj5 


in Millionen DM 

Personenverkehr 

. H4,7 

135,4 

./. 20,7 

Güterverkehr . 

, 116,0 

137,9 

./, 21,9 

Straßenrolier- und 
Großbehälterverkehr 

10,2 

22,0 

./. 11,8 


240,9 

295,3 

54,4 


, Die DB führt einen Teil ihrer Leistungen mit 
[ freniflen Unternehmen durch. 

j Beim Slraßenroller- und Großbehälterdiensl han- 
delt GS sich mit Ausnahme des Sonderrollerverkehrs 
um zusätzliche Dienste des Wagenladungsverkehrs, 

I deren Wirtschaftlichkeit daher nicht für sich allein 
' beurteilt werden kann. 


Erträge und Aufwendungen des Kraftomnibus (Korn)- und des Güterkraftverkehrs sind aus nachste'hender 

Zusammenstellung ersichtlich: 



Kraftomnibus verkehr 

Güterk laf tverkehr 


1 Eigene 
Fahtz^ugii 

UnEer- 

nditticr* 

Ftshrzwijge 

j Inner- 

, betriebhthB 
1 Diensl' 

1 leJsivnqen 

1 Iiisgesa.mE 

Eiflfene 
FaJu ^tüuge | 

Unter- 1 

Fihrzeucie 

Jnnoi- 

be'rlebMdie 

Diensl- 

leisE-Ungen 


Leistung 




in MiHionen DM 




Kraftwagen-km . . , . » 

79,654 

35,802 

676 

115,456*) 

25,645 

72,423 

3,408 

98,068*) 

Anhänger-km 

20.650 

3,144 

84 

23,794*) 

18,832 

67,285 

0,300 

86,117*) 


100,304 

38,946 

762 

139,250*) 

44,477 

139.708 

3,708 

184,185*) 

Verkehjselnnahmeti 






- 



Kraftomnibusverkehr 

70,4 ; 29,6 

80,748 

33,951 


114,700 

24,708 

91,292 

— 

116,000 

Güte rkra ftverkehr 

21,3 : 78,7 









Abfertigung ...... 

4,111 

t,502 

0,010 

5,623 

2,964 

10,823 

0,072 

13,859 

Betrieb . 

94,314 

31,883 

0,750 

126,94? 

38,221 

84,235 

4,943 

127.399 


98,425 

33,385 

0,760 

132,570 

41,185 

95,058 

5,015 

141,258 

B et riebs e r g ebn Is 

/. 17,676 

+ 0,566 

0,760 

,/. 17,870 

16,477 

./. 3,766 

./. 5,015 

./, 25.258 

Gesamtkos tea je 
Kraftwagen-kni . . . , , 

1,23 

0,93 

1,12 

1,14 

1,60 

1,31 

L47 

1,39 


') ohne innerbetriebliche Dienstleistungen 
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In vorstehender Aufstellung sind die Verkehrs- 
einnuhmen im Verhältnis zum km-Einsatz der 
eigenen und fremden Fahrzeuge aufgeteilt und den 
tatsädilidi aiKjefalienen Aufwendungen gegenüber- 
gestellt worden. Die DB führt zwar eine getrennte 
Kostenrechnung, nicht jedoch eine getrennte Nach- 
kalkulation des Wirtschaftsergebnisses nach bahn- 
eigenen Fahrzeugen und Unternehmei fahrzeugen 
durch, weil der Einsatz der Unternehmerfahrzeuge 
je nadi der örtlichen Gesamtlage erfolgt und es 
somit Zufälligkeiten überlassen bleibt, ob der eine 
oder der andere Verkehr mehr oder weniger wirt- 
schaftlich ist. Dazu kommtf daß im SchienenerSGtz- 
verkehr mit Kraftomnibussen auch solche Verkehre 
durchgeführt werden, auf die die DB mit Rücksicht 
auf ihren Gesamtfahrplan nicht verzichten zu kön- 
nen glaubt, die aber von vornherein iLnrentabeh je- 
doch weniger iinwlrtsdiaftlich sind als ein Schienen- 
omnibus- oder sonstiger Personenzugverkehr. 


Der Vorstand der DB hat beschlossen, den Güter- 
kraftverkehr mit eigenen Lkw aufzugeben. Die 
Kommission hält diese Maßnahme für richtig. Es 
muß der DB überlassen bleiben, ob und inwieweit 
sie sich zur Erfüllung bestimmter Aufgaben des 
Einsatzes von Unternehmerfahrzmigen bedient. Die 
Unterschiede in der Rentabilität des Einsal zes von 
bimdesbahneigenen und Uniemehnierfahrzeugen 
sind iin Einzelfall sehr groß und werden jeweils 
durch die örtlichen Verhältnisse bestimmt. Die 
Kommission hat davon abgesehen, Betriebs ver- 
gleiche unter einigermaßen gleichartigen Bedingun- 
gen vorzunehmen. Sie ist der Meinung, daß die 
Dienslvorschrifien, DienstdaueTvorschriiten und das 
Besüldungssy stein der DB sich nicht für einen Krall- 
verkehr in eigener Regie eignen (Näheres vgl. 
IlL Teil Abschnitt B ™ Personenverkehr). 


F. Besondere Verlustquellen einschließlich Nebenbahn-Problem 


U In den vorstehend besprodienen Verlusten der 
einzelnen Verkehre sind anteilig Verluste mit ent- 
halten, die weder durcli die TarifpoHtik noch durdi 
die besondere betriebstedinische Struktur der be- 
treffenden Verkehre bedingt sind, sondern auf Ur- 
sachen, die sich auf aiie Verkehre anteilig uus- 
wirken, zurückgehen. Es Irandelt sich dabei um 
folgende Verluste {1957): 

Millionen DM 


a) Betriebsverlust der Bundesbahn- 
direktion Saarbrücken* **) ) 81,6 

b) Aufwendungen der Bahnpolizei (nur 

Gehälter, Löhne und Nebenbezüge) -*) . 17,3 

c) Verluste der Nebenbahnen 142,5 


241,4 

Uber weitere Mindereinnahmen und Mehrauf- 
wendungen wurde bereits im Kapitel „Die betriebs- 
fremden (politischen) Sonderlasten der DB" (vgl. 11. 
Teil Abschnitt B) berichtet. Die Verluste der Aus- 
besserungswerke (1957 60 Millionen DM) sind im 
Beriditsteil „Werkstättendiensl'' (V. Teil Abschnitt-B 
IV.) behandelt. 

In vorstehender Zusammenstellung sind nur 
einige größere Verustursachen der DB zusammen- 
gefaßt, die besonders auffälHg sind. Andere Ver- 
lustqueflen, wie z. B. der Dampffokbetrieb, werden 
nicht hier, sondern im Rahmen des Investitionsplans 
hesprodien, zumal sie nidit durch organisatorische 


*) nidit im Betriebsverlust der DB enthalten, sondern 
als Posten der Gewinn- imd Verlüstredinung ausge- 
wiesen 

**) Die Gesamtkosten des Bahnpolizeidienstes einschließ- 
lich Nadiwndiskräfte, Sozialausgaben. Versorgung 
und Verw'altungsdienst stellen sicii auf 31,8 Mil- 
lionen DM. 


Änderungen beseitigt werden können, sondern nur 
im Zuge der geplanten Inveslitionsmaßnahmen. 
Dasselbe gilt für den Ersatz bewachter Bahnüber- 
gänge durdi Blinklichtanlagen mit Halbsdirankei\ 
oder durdi An ruf schranken, für den Ersatz alter 
Signalanlagen und Stellwerke durch modeme Ein- 
richtungen sowie für die Modernisierung der Ran- 
gierbahnhöfe. 

Weiterhin sind hier audi nicht alle Verlustquellen 
aufgezälilt, die durdi organisatorische Maßnahmen 
beseitigt oder dodi wesentlich begrenzt werden kön- 
nen. Hierher gehören z. B. audi die Au/hebung der 
Bahnsteigsperren, die Verringerung des ZugbegieÜ- 
personais usw. 

Zur Auihebung der Bahnsteigsperren sei an 
dieser Stelle lediglich bemerkt, daß der Kommission 
beim Abschluß ihrer Arbeiten noch keine konkreten 
Vorschläge unterbreitet worden waren, l^ie Kom- 
mission ist der Auffassung, daß die Beseitigung 
der Sperren schrittweise durchgeführt werden 
sollte. 

Im großen und ganzen war die DB recht zögernd 
mit der Vorlage von Einsparungsvorsdilägen im 
Wege von rein organisatorischen Maßnahmen. Die 
Kommission hat sidi nicht in der Lage gesehen, so 
weit in die Organisation des täglidien Belriebsab- 
laufs einzudringen, daß sie eigene begründete Vor- 
sdiläge für derartige Einsparungen hätte vorlegen 
können. Dazu fehlte es ihr an Zeit, Unterlagen und 
anderen Voraussetzungen. Sie ist jedoch auf Grund 
zahlreicher symptomatisdier Einzelfeststellungen 
der Meinung, daß derartige Einsparvingsmöglich- 
keiten in großer Zahl und mit ins Gewidit fallenden 
Beträgen vorhanden sind. Zu ihrer Verwirklichung 
ist es jedotdi zunächst notwendig, Behördenaiifbau 
und Dienstvorschriften der DB zu vereinfadien. 
LJnter den augenblicklichen Verhältnissen sind die 
Bediensteten der DB im allgemeinen voll ausge- 
lastet. Das heißt nicht, daß sie auch in wirtschaft- 
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iicher Weise optimal eingeset^zt wären, Näheres zu 
diesen Fragen ist im VII. Teil (Anregungen für 
organisalorisdie Änderungen) und im VlII, Teil 
(Peisonaiwirtschaft und Personalpolitik einsdiüeß- 
lieh Einspörungsmöglidikeiten) ausgeführt. 

2. Zu den erwähnten bemnderen Ver/us/c/ue/ier? 
ist folgende.s /.u bemerken: 

0 ) Der bis zum Tage der wirtschaftlidien Rüdcglie- 
derung des Saariandes getrennt ausgewiesene 
BetriebsveTlust der Bundesbahudirektion Saar- 
brücken ist zum Teil durch die besondere Struk- 
tur des Bezirks (kurzes Neiz, hohe Zugbildungs- 
kosten, kurze Zugläufe, hoher Rangieranteil 
usw.) bedingt, zum Teil ist er jedodi auf die 
Zugehörigkeit des Saarlandes zum französischen 
Wirtsdiaftsraum, insbesondere auf das besondere 
Tarif-, Besoldungs- und Lohnsystem, zurückzu- 
führen. Der von der DB an die Bundesbahndirek- 


1957 

1 

Beamte | 

Lohn- 

SnsjjesfliiTit 


1 Jii JGOO OM 

1 kinti 

iDur GeSiallüt. Ukhn@ 
NebeiihözügeJ 

1 . Fahndungsdienst 

Mauptbahn , . . . 

1 697,1 

58,7 

1 755,8 

S-Bahn Hamburg . . 

19,6 

— 

19,6 

Schmalspurbahn , 

2,2 

— 

2.2 

2. Streifen und 
Ordnungsdienst 




d) in Ortsgiiteiaala- 
gen (Abfertigung) 

1 858,6 

117,9 

1 976,5 

b) in Rangierbahn- 
höfen (Güterzüge) 

3 758,0 

127,9 

3 885,9 

c) bei Personenwa- 
fjenabsteli an lagen 

1 092,1 

52,3 

1 144,4 

d) Abfertigung von 
Gepäck und Ex- 
preßgut .... 

1 404,2 

54,2 

I 458,4 

e) Betriebs- und 
BahnbewachuagS' 
dienst, Abferti- 

gung de.r Reisen- 
den 

6 494,0 

293.5 

6 787.5 

f| desgieidien bei 
Schmalspurbahn . 

11,7 


11.7 

g) desgleichen bei 
S-Baim, Hamburg 

120,3 

— 

120.3 

3. Bahnbewachung ftlr 
Zugfahrten , , , , 

135,1 


135,1 


16 592,9 

704,5 

17 297,4 


tion Saarbrücken zu leistende Zuschuß hat sidi 
von 81,6 Millionen DM {195?) auf 96,4 Millionen 
DM (1958) erhöht und war im Wirtsdtaftsplan 
1959 mit 120 Millionen DM veransc+ilagt. Infolge 
der vorzeitigen Beendigung der Übergangszeit 
am 5. Juli 1959 war bereits im Gesdaäftsjahr 1959 
eine teilweise Anpassung der wirtschaftlichen 
Besonderheiten, insbesondere der Eisenbahn' 
tarife und Gehälter, an die wirtschaftlidien Ver- 
hältnisse im übrigen Bundesgebiet möglich. Der 
Zuschuß, der sich 1959 bis zum Ende der Über- 
gangszeit auf 34,5 Millionen DM belaufen hat, 
wird sidi für das ganze Jahr 1959 entsprechend 
ermäßigen* Der Betriebsverlust der Bundesbahn- 
direktion Saarbrücken kann, da eine Sonderredi- 
iiung für diesen Bezirk nach der wirtschaftlichen 
Rückgliederung nicht mehr geführt wird, nur 
geschätzt werden. Nach einer für das Geschäfts- 
jahr 1960 durdigeführten Schätzung werden die 
Erträge mit rd. 170,0 Millionen DM, die Aufwen- 
dungen mit 230,0 Millionen DM, der Betriebsver- 
lust also mit rd. 60,0 Millionen DM anzusetzen 
sein. 

b) Auf die Bahnpolizei wird deshalb näher ein- 
gegangen, weil es sich dabei zum Teil um eine 
nicht betriebsnotwendige Einrichtung der DB 
handelt. Der Einsatz der Bahnpolizei gliedert sich 
nöch Funklionen wie links nebenstehend. 

Davon erscheinen der Kommision folgende 
Ausgahenposifionen auch weiterhin notwendig: 

in 1000 DM 

1. Fahndungsdienst (100 v. H,) ... 1 777,6 

2. Überwachung der Rangierbahnhöfe 

und der Abstellgleise für Personen- 
züge (einschlicßlid^ S-Bahn, Ham- 
burg) 6 871J 

8 648,7 

Die bislierigen Aüfwendungen für die Bahn- 
polizei sind damit um die Hälfte verrninderl 
(Näheres vgl, VI II, Teil — Personalwirtsdiaft 
und Personalpolitik einschließlich Elnsparungs- 
möglichkeiten). Der Differenzbetrag von 8,6 
Millionen DM ist somit als Verlust anzosetzen. 

c) Uber die Verluste der Nebenbahnen wurde 
bereits bei der Erörterung der politisch bedingten 
Sonderlasten der DB berichtet (vgl. IL Teil Ab- 
schnitt B). Die Nebenbahnen sind wegen ihres 
Zubringerw^ertes für die DB genauso wichtig wie 
Bäche für ein Fluflsystem. Die Nebenstrecken 
werden jedoch noch nicht in einer optimal Wirt- 
schaft! ifhen Weise betrieben. Nur in verhältnis- 
mäßig wenigen Fällen ist es notwendig, eine 
Nebenbahn Infolge völliger Unwirtsdiaftfichkeit 
zu schließen. Meist kann eine Rentabilitatsver- 
bes.serung auch schon durch eine Verkraftung 
des Personenverkehrs erreicht werden, zumal 
die Anforderungen an Oberbau und Signalan- 
lagen, insbesondere auch wegen der Möglichkeit 
einer Gesdiwindigkeitsbegrenzung der Güter- 
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Züge, bei Aufrediterbaltung eines reinen Güter- 

nicht für sidi allein, 

sondern 

nur unter 

Berück- 

Verkehrs wesenüich niedriger 

gehalten werden 

1 sichtigung ihres Zubringer wertes für die Haupt- 

können. 



bahnen beurteilen kann^ dann ergibt sich nach 

Stellt man sich auf den Standpunkt, 

daß man 

den Berechnungen der DB folgendes Biid: 

die Rentabilitätsverhältnisse 

einer Nebenbahn 

' 






1 

Zfilil ejer 
Bahnen 

fTen- 

sLreefeen In 

länge 
in km 

Gesdint’ 
r?jn nahmen j 
in 1 

DM 

1 

1 

rräc+HflnicN 
dar Haupl- 

in V. H. 

Anteilige 
Einnahmen 
der Neben- 
bahnen 

der Neben- 
bahnen 
ln 

Millionen 

DM 

Beirjehü- ' 
nrgnbni^t | 
der Neben- 
bdbnen 

Zuhnngfirt- 

wert 

L RentierUche Neben- 









bahnen . . 

75 

1 948 

481,8 

73,3 

128,7 

103,2 

T 25,5 

— 

Jk Bahnen, für die eine 









Margirraikostenuntersu- 
diung nidit durchgeführt 
wurde, weil für sie nach 
Auffassung der DB aus 
betrieblichen Gründen 
(zum Teil Duidigangs- 
und Umleitungsstrecken) 
eine Stillegung nicht in 
Frage kommt .... 

121 

4 736 

397,8 

69,3 

122,0 

203,8 

./. 81,8 



(21) 








111. Bahnen, für die eine 









Marginalkostenuiitersu- 
diung in 1957 duxchge- 
führt wurde, ohne daß 
nach Auffassung der DB 
eine SdüieBung notwen- 
dig wäre 

228 

4 324 

323,2 

78.5 

69,5 

143,5 

./. 74,0 

H' 8 KO 

IV. Bahnen, deren Stillegung 









vorgesehen ist . . . , 

22 

523 

12,2 

77,9 

2,7 

9,5 

./. 6,8 

— 


(22) 








V. Bahnen, deren Stillegung 









zunächst zurüdtgestelU 
wurde 

9 

198 

6,4 

53 J 

2,9 

8,3 

J. 5,4 




455 

11 729 

1 221,4 


325,8 

468,3 

./. 142,5 



(43) 








Anteil an den jeweiligen 
Gesamtpositionen der 

DB ln v.H 


37,8 

20,8 


5,5 

6,9 





die Gruppe /// in folgender Weise erredinet- Deni 
Personenverkehr wurde kein Zubringerwert bei- 
gemessen. Da der Stückgutverkebr sehr hohe Be- 
triebsverluste aufweist, wurde für ihn kein Zu- 
bringerwerl eingeSetztr sondern die auf den Haupt- 
bahnen entslehenden Verluste anteilig abgesetzt. 
Dieser ,, negative Zubringerwert^ wurde in Höhe 
von 56 V, H. der auf die Hauptbahnen entfallenden 
anteiligen Stüdegutfrachten ermittelt. Beim Wagen- 
ladungsverkehr sind die proportionalen Beför- 
derungskosten und die halben Abfertigungskosten 
von den auf die Hauptbahn entfallenden Fradit- 
einnahmen abgeselzt worden. Dabei wurde von den 
Durchsdinittskosten der Betriebskostenrechnung 
ausgegangen; 



tonen- , 
vericebr 

SSÜCt- 

gul' 

verkehr 

Wagen- ! 
U- 1 
rfujctgs- 
verkehr | 

liisge- 


[u MiUiatieti DM 

Anteilige Frachten der 
Hauptstrecken 

55 

50 

149 

254 

Anfallende Zusalzkosten 
auf den Hauptbahnen . . 

55 

76 

40 

173 

Verlust J. 

Gewinn + 

— 

J, 28 

+ 109 

+ 81 

Jede Nebenbahn der Gruppe 

in 

ist für 

sich 


gesehen verlustbringend; nur ihr Zubringerwert, der 
bei diesen Bahnen den jeweiligen Betriebsverlust. 
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wenn auch vielfadi nur um ein Geringes, übersteigt ‘ 
macht sie für die DB wii tsdiaftlich tragbar. Ins- 
gesamt liegt der Zubringerwert der Bahnen dieser 
Gruppe um rd. 7 Millionen DM über den örtlichen 
Betriebsverlusten, Eine andere Situation wäre nur 
dann gegeben, wenn bei ihrer Schließung der Zn- 
briiigerwert durch Ausfall von Frachteinnahmen j 
weniger stark beeinlrüditigt werden würde, als die 
Kosteneinsparung auf der Nebenbahn ausmachte. 
Dabei ist jedodi zu beachten, daß gewisse Kosten, 
so 2 , B. die anteiligen Kosten des Übergangsbahn- 
hofs,, bei Einsleihing einer Nebenbahn nicht voll i 
eingesparl werden können und dann von der ' 
Hauptstrecke öllein zu tragen sind. Untersudtungen ! 
über bestehende Schließungsmöglichkeiten sind ein- ^ 
geleitet, ihr Werl leidet aber darunter, daß die kal- ' 
kula torischen Annahmen über eventuelle Frachtaus- 
fälle für die Hauptbahn bei Sddießung der Neben- 
bahn sehr ungenau sind. Es muß befürditet werden, 
daß, VN?enn sdion ein Lkw bis zur Hauptbahn bela- 
den wird, er in den meister Fallen in der Praxis 
gleich bis an den Bestimmungsort durchfährt. Eine 
andere Frage ist es, inwieweit bei Verkraflung des 
Personenverkehrs diese Strecken für den verblei- 
benden Güterverkehr billiger betrieben werden 
können. 

Eine von der Kommission veranlaßte neuerliche 
UnLersudiung hat ergeben, daß von den oben er- * 
wähnten 228 Strecken der Gruppe HI inzwischen 
zwei rentabel und acht infolge weiteren Verkehrs- 



Schließung anstehen, sofern der Betrieb nicht weiter 
rationalisiert werden kann. 

Bei der Gruppe 11 betragen die auf die Haupt- 
bahnen enthilleriden FradUeinnahmen nur rd. 69,3 
V. H. der Gesamteinnahmen gegenüber 78,5 v. H. bei 
Gruppe III. Es können in der Gruppe II also auch 
nodi Bahnen vorhanden sein, die ebenfalls ge.schlüs- 
sen werden müßten. 


Die Nebenbahnen der Gruppe IV sollen geschlos- 
sen werden. Sie machen nur 1,7 v. H. der Betriebs- 
länge des gesamten Netzes der DB aus. Die tatsäch- 
lichen Einsparungen werden sich auf 5,6 Millionen 
DM pro Jahr belaufen. Es können dabei 218 Kopfe 
und 38 Agenten eingespart werden. Dazu kommen 
abefnadi Angaben der DB nodi 25,3 Millionen DM 
einmalige Einsparungen und 12,3 Millionen DM aus 
dem Rückgewinn von gebrauchtem Material. 

Bei den Nebenbahnen der Gruppe V wird noch 
untersucht, ob sie nicht doch geschlossen werden 
können, eventuell erst zu einem späteren Termin 
(personelle Einsparungsmögli<dikeiterL 302 Köpfe 
und 4 Agenten). 

Die Kalkulationen wurden mit den Durchschnitts- 
werten der Betriebskostenrechnung berechnet. Bei 
einer Einzelkalkulation kann das Bild noch ungün- 
stiger sein. 

Die Komj72/.ssion hat sich auf die Untersuchungen 
der DB gestützt, ohne — mit Rüdcsidil auf die 
Dringlichkeit des Abschlusses ihrer Arbeiten — 
eigene Einzelberedumngen anstellcn zu können. Sie 
hält die angewandte Methode im Grundsatz für zu- 
treffend und hat den Schiuß gezogen, daß bei ßeriick- 
siehtigung des Zubringerwertes das Problem der 
Stillegung von Neber\si recken keine so ausschlag- 
gebende Bedeutung besitzt, wie in der öffentlidi- 
keit allgemein angenommen zu werden pflegt. Im 
übrigen wird sich die Frage im EmzelialJ dadurch 
am besten lösen lassen, wenn die DB in größerem 
Maße als bisher dazu übergehen kann, Nebenbohn- 
bühnst recken für den Personenverkehr zu verkrai- 
ten, Stückgutabferligungen — wie von der Koni- 
wJssion vorgeschlagen — zu schließen bzw, mit 
Agenten zu besetzen und den verbJeJÖenden Güter- 
verkehr in einer stark vereinlachten Belriebsweise 
durchzuiührem 


4 


146 


Deutscher Bundesiag — 3, Wahlperiode 


Driidtsadie 1602 


IV. TEIL 


Sozial-, Beteiligungs- und Grundstückspolitik 
(Möglichkeiten für Kostensenkungen und Ertragssteigerungen) 


A. Sozialaufwand 


I. Allgemeine Bemerkungen 

1. Die Kommission hat — in Durdiführuug ihres 
Auftrags festzustellen, ob die DB durch eigene An- 
strengungen ihren Betriebsaufwand der Ertragslage 
besser anpassen kann — sidi auch mit den Sozial- 
einrichtungen und dem Sozial auf wand besdidftigt. 

2, Bei der DB bestehen zur Zeit die nadistehend 
genannten Sozialeinrichtungen: 

Gesetzliche Sozialeinrichtungen 

a) Bundesbahn-Belriebskrankenkasse (BBKK) 

b) Bundesbahn-Versicherungsanstalt Abteilung A 
(BVA-Abt. A) 

c) Bimdesbahn-Unfallversicherungsbehörde (BUVB) 

Betriebiiche SozialeinTichtungen . 

a) Krankenversorgung der Bundesbahnbeamten I 
(KVBj 

bj Bundesbahn- Versicherungsanstalt Abteilung B 
(BVA-Abt, B) 

c) Kleiderkasse der DB (KIK) 

d) Soziahverk der DB (BSWj 

e) Bundesbahn-Hausbrandversorgung (BHbv) 

Selbsthiifeeinriditungen, die als betriebUche Sozial- 
einrichiimgen der DB anerkannt sind 

a) Eisenbdhn-Waisenhorl 

b) ßundesbahn-Land Wirtschaft 

c) Tierschadenskasse für das Personal der Bundes- i 
bahn 

d) Arbeitsgemeinsdraft der Eisenbahner-Sportver- 
eine 

ej Eisenbahner-Sportvereine 

f) Bundesbahn-Stenografenschaft 

g) Bundesbahn-Zentralstelle gegen die Alkohol- 
gefahren 


h) Verband der Eisenbahn-Spar- und Daxlehns- 
kassen 

i) Eisenbahn-Spar- und Darlehnskassen 

k) Eisenbabn-Siedlungsgesellschaften, bei denen das 
Gesellschaftskapitdl überwiegend in den Hän- 
den der DB ist 

l) Eisenbahner-Baugenossensdiafteii, die sich über- 
wiegend für die DB betätigen und dieser 
einen hinreichenden Einfluß auf die Geschäfts- 
führung einräumen 

m) Deutsche Eisenbahn-Versicherungskasse 
Aligemeiner Versicherungsverein aG 

n) Deutsdie Eisenbahn-Vcrsidierungskasse 
LebensversichGiungs verein aG 

3. Der Gesamtaufwand für soziale Zwedce betrug 
19:58 442,2 Millionen DM'j; das sind etwa 14 v. H, 
der Lohn- und Gehaltssumme. Er bat sich gegenüber 
1950 — 209 Millionen DM nahezu verdoppelt. Ne- 
ben den aiisgewiesenen Sozia lauf wiendimgen sind 
nach einer für das Jahr 1957 einmalig durdigeführ- 
ten Untersuchung 77 Millionen DM für Personal- 
imd Sachleistungen aufgewendet worden, die über 
den Betriebsaufwand der DB verrechnet, das heißt 
aidil als Sozialleistungen ausgewiesen wurden. Die- 
ses Verfahren muß zu einer Undurchsichtigkeit des 
Redinungs Werks führen. 

Auch das Hauptprüfungsamt für die DB hat diesen 
Zustand wiederholt kritisiert und festgesteill, daß 
Zweck, Herkunft und Verwendung der Mittel aus 
der Redirumg nicht klar ersiditlidi sind. Besonders 
tritt dies bei den freiwilligen Sozialeinrichtungen 
in Erscheinung. 


*") Eine genaue Aufgliederung der Sozialkoslen nach a) 
gesetzüdien Ausgaben, h) satzungsmäßigen, vertrag- 
iidren oder tarifvertraglichen Zusdiüsaen, c) Unter- 
stützungen, d) anderen Sozialkosten ergibt sidi aus 
dem als Anlage 1 zu diesem Beriditsteil beigefügten 
Auszug aus dem Bericht des Hauptprüfungsdintes für 
die DB für das Jahr I95ö. 
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4* Es ist ferner ein anerkannter Grundsatz, daß 
Seihst hiifeeinrichiiingen des Personals sich selbst 
tragen sollen. Die Kommission hat festgestellt daß 
dieser G^undsat^ bei der DB in weitem Umfang 
verlassen ist und daß sogar gegen Dienstvor- 
schriften, die eine Abgeltung der vollen Selbst- 
kosten für Leistungen an che Soziale inriditungen 
vorschreiben, mit Duldung der HauplverwaUung 
der DB verstoßen wird. 

5. Wie die Höhe des gesamten Sozialaufwands 
lind das Ansteigen der Zuwendungen zu den Sozi^al- 
einrichtungen zeigen, ist aud^ die DB dem allgemein- 
nen Trend, die Fürsorgeleistungen für das Personal 
zu erhöhen, gefolgt. Es wäre aber falsch, die DB 
in vollem Umfang für diese Erscheinung verant- 
wortlidi zu machen. Die DB wird bisher als „öffent- 
liche Anstalt" verwaltet. Sie ist in ihren Maß- 
nahmen gegenüber den Bediensteten durch Gesetze 
und Verwaitungsanordnungen an das gleich- 
artige Vorgehen des Bundes gebunden. Daraus er- 
klärt sidii, daß sich die DB — z. B. bei der Fürsorge 
in Krankheitsfällen — der Forderungen, die zum 
Teil über die LeisUmgen vergleidibarer Wirt- 
schaftszweige hinausgehen und zu einem erheb- 
lldien Anschwellen des Sozialaufwands geführt 
haben, nicht erwehren konnte. Wenn in Zukunft die 
DB ihren Aufwand selbst verdienen soll und nicht 
auf allgemeine Steuermittei zurückgreifen darf, 
dann muß sie auch auf dem Gebiete der Sozial- 
leislungen den gleichen Bedingungen unterworfen 
werden, wie sie für die mit ihr konkurrierenden 
Verkehrsträger gelten. Der Gesetzgeber und die 
Bundesregierung müssen bei ihren Fürsorgemaß- 
nahmen darauf Bedacht nehmen, daß eine unmittel- 
bare Auswirkung der für die öffentÜdien VerwaU 
lungen getroffenen Regelungen auf das zur kauf- 
männischen Geschäftsführung verpflichtete Sonder- 
vermögen DB vermieden wird. Wenn die DB durch 
Gesetz zu Leislimgen verpflichtet wird, die über die 
ihrer Wettbewerber und der vergleichbaren Wirt- 
schaftszweige hinausgehen, so müssen in Zukunft 
die erfcrderlithen zusätzlichen Mittel im Bundes- 
haushalt bereitgestelU werden. 

An die DB selbst ist die Forderung zu ridiLen, 
daß — wenn sie Gleichheit der Wettbewerbsbedin- 
gungen und eigenverantwortliche Wirtschaftsfüh- 
rung fordert — sie. ebenso wie ihren Gesamtauf- 
wand. auch die Aufwendungen für soziale Zwedee 
im Rahmen ihrer Ertragskraft halten mußj dazu 
sind auch ihre Wettbewerber genötigt, 

6. Die Kommission hat sich bemüht — ^ ohne bis in 
alle Einzelheiten Vordringen zu können — in erster 
Linie die nachstehenden Fragen zu untersuchen: 

Inwieweit beruht das Sozialwesen der DB auf ge- 
selzlichen Bestimmung-en und in welchem Umfang 
liegen freiwillige Leistungen vor? 

Sind die Sozialleistungen der DB in deren Abschluß- 
rechnung nadt den Grundsätzen einer einwand- 
freien Kostenredinung als Sozialleistungen ausge- 
wiesen? 

Wie verhalten sich die Sozialleistungen der DB 
zu denen der freien Wirtschoftf und sind sie der 


finanziellen und wirtschaftlichen Lage der DB ange- 
messen? 

IL Problem der reditlidien Grundlage 
der gesetzlichen und freiwilligen Leistungen 

L In 5 26 des geltenden Bundesbahngesetzes 
(BbG) heißt es: „Die DB führt für ihren Bereich auf 
dem Gebiet der Krajxken-, Unfall-, Invaliden- und 
Angestellten Versicherung sowie der Zusatz Versiche- 
rung und des Arbeitsschutzes die Aufgabe der frü- 
heren Deutsdien. Reichsbahn weiter. Die nach § 1360 
der Reichs Versicherungsordnung bestehende Sonder- 
anstall der früheren Deutschen Reichsbahn wird als 
Sonderanstalt der DB weitergeführt/ 

§ 27 BbG lautet: „Die betrieblid^en Sozialeinrich- 
tungen und die anerkannten SelbsthiUeeinriditun- 
gen werden aufrechterhalten und nach den bisheri- 
gen Grundsätzen weitergeführt. Hierfür werden im 
Wirtschaftsplan angemessene Beträge bereitgestellt. 
Soweit gieidiartige Einrichtungen der allgemeinen 
Bundesverwaltung durdi Zuweisung von Bundes- 
mitteln unterstützt werden, sollen bei der DB die 
gleichen Grundsätze angewendet werden." 

Die vorstehenden gesetzlichen Bestimmungen 
haben nach der Auslegung, die man ihnen — mit 
Recht oder Unrecht — bisher gegeben hat. dazu ge- 
führt, daß das ganze Sozialwesen mit sämtlichen* 
auch den ursprünglich freiwilligen Sozialeinridi- 
tungen und Leistungen als gesetzlich verankert an- 
gesehen wurde. Die in den rüddiegenden Jahren 
gelegentlich im Verwaltungsrat der DB behandelte 
Frage einer zeitgemäßen Reform der Einrichtungen, 
insbesondere des Bundesbahn-Sozialwerkes, ist 
stets negativ entstditeden worden mit der Begrün- 
dung, daß das Gesetz derartige Änderungen nicht 
zulasse, sondern daß die bisherige Organisation und 
die bisherigen Leistungen legalisiert seien und nur 
durch Gesetz geändert werden könnten. 

2* Die Kommission hält insbesondere die vor- 
stehende Auslegung des ^ 27 BbG nicht für begrün- 
det. Um aber eindeutige Rechtsverhältnisse zu schaf- 
fen. hat sie in ihrem Gesetzesvorschlag (g 32) klar- 
gestellt, daß 

a) die betrieblichen Sozialeinrichtungen der DB und 
die anerkannten Selbsthilfeeinrichtungen der Be- 
diensteten ihre Aulwendungen ei nsdr ließ lieh des 
Sach- und Personalaufwands selbst zu tragen 
haben; 

b) für diese Einrichtungen, soweit sie Aufgaben er- 
füllen, zu denen die DB rechtlich verpflichtet ist. 
die erforderlidren Beträge in den Wirtsdrafts- 
plan cinzustellen sind; 

c) die Binrichtimgen angemessen zu unterstützen 
sind, wenn es die Verpflichtungen der DB nach 
§ 5 des Gesetzentwurfs der Ko/nmissjon (Eigen- 
wirtschaftlichkeit der DB) gestatten. 

Hierdurch wird deutlich, daß freiwillige Zusdiüsse 
zu den Sozialeinrichtungen nur bei Betriebsüber- 
schüssen gegeben werden, nicht aber ohne entspre- 
diende Erträge des Unternehmens gewährt werden 
dürfen. 


148 


D&ütsdier Bundestag — 3. Wahlpa r i ade 


Drucksache 1602 


3. HinsicinlUch der gesetzlictien Sozialeinrichtun- 
gen (§ 26 des geltenden BbG) hat die KomiTiission in 
ihrem Vorsdiiag (§ 31) vorgesehen, daß die DB die 
lieute bestehenden Einrichtungen für ihren Bereich 
weiter führt. Da dies — wie nodi näher auszu führen 
sein wird — der Kommission jedoch nidit in jeder 
Beziehung zweckmäßig erscheint, hat sie in ihrem 
Vorsdiiag weiter vorgesehen, daß die Bundesregie- 
rung diese Einrichtungen ganz oder teilweise auf 
dje allgemeinen Vers idierungst rage r überführen 
kann, sofern dies — auf Grund einer Untersuchung 
durch sachkundige, unabhängige Prüfer — aus wirt- 
schaftlichen und betrieblichen Gründen zweckmäßig 
ersdieint, 

m. Ausweis und Abgrenzung der sozialen 
Leistungen 

L Die Kommission hat sich eingehend mit dem 
Problem befaßt, inwieweit die Leistungen der DB 
auch tatsächlidi als sozialer Aufwand in ihrer Rech- 
nung ausgewiesen sind. Sie halte schon bei ihren 
ersten Untersudmngen dieser Frage den Eindruck 
gewonnen, daß hier eine Undurchsichtigkeit be- 
stcjht, die einen klaren Ausweis des Sozialaiifwan- 
des verhindert, 

2. Dieser Eindruck wurde durch die Prufüngsbe- 
merkungen des Hauplprüfungsamtes Für die DB be- 
stätig L Es hat die DB wiederholt aafge fordert, die 
Soziataufwendungen rechnerisdi auszuglieciern und 
dabei die Personal- und Sadileistungen, die von der 
Betriebsverwaltung den einzelnen Sozialeinriditun- 
gen unentgeltlich gewährt werden, besonders zu er- 
fassen. 

Erst am 16. Januar 1956 beschloß der Verwal- 
tungsrat der DB, probeweise für das Jahr 1957 zu 
ermiUeln, weldie Personal- und SachleisLimgen den 
Sozialeinrichtungen gewährt worden seien, die nicht 
abgerechnet wurden. Der Betrag wurde (ohne die 
Verwaltirngskosten der Bundesbahn-Verslcherungs- 
anstaltj auf rd, 63,7 Millionen DM veranschlagt. 
Die Leistungen für die Bundesbahn- Versicherungs- 
ansLaJt dürften bei 14 Mülionen DM gelegen haben. 
Das ergibt die in Unterabschnitt I dieses Beridits- 
teiis bereits erwähnten 77 Millionen DM, Die Zah- 
len können aber keinen Ansprucii auf Vollständigkeit 
erheben, da die Beredinungsmelhode nodi unzurei- 
chend entwickelt i.st und. ebenso wie die Bewertung 
der Leistungen, dem Ermessen freien Spielraum 
läßt. 

3, Diese Sachlage hat der Kommission Veranlas- 
sung gegeben, in eine Teilprüfung verschiedener 
Sozialeinrichtungen einzutreten. Sie hat hiermit den 
vom BundesfinanzminisLeritim zur Verfügung ge- 
stellten Sleuerrat Benedce (Zentrale Bundesbelriebs- 
prüfungssteüe) beauftragt, bei folgenden Sozialein- 
riditungen eine solcfie Unlersudiung voi zu nehmen i 

Bundesbahn- Versicherungsanstalt Abt. A und 

Abt. B 

Bundesbahn-Hausb rand versorg ung 

Eisenbahn- Wäisenhort 

Belriebsküdien und Kantinen [Sozial werk der DB) 


Der Prüf ung sau ft rag lautete in erster Linie dahin, 
fesL'zus teilen, 

a) nach welchen Prinzipien von der DB die Kosten 
der Soziale in ridttungen ermittelt werden, insbe- 
sondere. ob dabei die Grundsätze wirtsdiafi- 
licher Rechnungsführung Berücksichtigung fin- 
den; 

b) ob alie Kosten der Sozialeinrichtungen vo/fslün- 
dig erfaßt, jeweils dem richtigen Kostenträger 
bzw. der riclUigen Kostenstelle angelastet und in 
der riditigen Höhe auch als Sozialaufwand aus- 
gewiesen werden' 

c) wie hoch die Kosten der geprüften Soziale! rvridi- 
tungen tatsächlich sind. 

Der Bericht wurde am 1. September 1959 vor- 
geiegt. Er ist bei den nadifolgenden Überlegungen 
verwertet worden und wird für die von der Kom- 
mission empfohlene weitere Prüfung zur Verfügung 
gestellt, 

Mil Rücksicht auf die sachliche und zeitliche Be- 
sdiränkung des Prüfungsauftrags kann das Ergebnis 
der Prüfung nicht als eine vollständige „Durdileuch- 
iLing" angesehen w'erden. insbesondere hat der Prü- 
fer vielfach Wertansätze bzw. Evtahningswerte der 
DB übernehmen müssen, weil deren Einzelunter- 
suchung aus Zeitmangel nicht möglich war. Bei 
einer „Tieienprüfung" würden diese Ansätze einer 
näheren kritischen Wertung bedürfen. Bemerkens- 
wort ist ferner der Eindruck des Prüfers, daß die DB 
in manchen Fällen aus optischen Gründen bestimmte 
Grundsätze über die Finanzierung der Sozialeinridi- 
tungen aufgestelll hat. die dann aber nicht einge- 
haiten werden, 

IV. Ergebnis der Überprüfung einzelner 
Sozialeinrichtungen 

Im folgenden wird zu einigen Sozialeinridilungen 
der DB Stellung genommen. Soweit sie auch von 
dem Prüfer untersudU worden sind, wird das zu- 
sarnmengefaßte Ergebnis seiner Untersudiungen Im 
Anschluß an die Bemerkungen der Kommission dar- 
gesteilt. 

Bundesbalin-VeTsidierungsansialt Abteilung A 
(BVA Abt. A) 
und 

Bundesbahn-Versicherpngsanstait Abteilung B 
(BVA Abt. B) 

K Die BVA (Abi. Aj ist Träger der gesetzlicfien 
Rentenversicherung der Arbeiter und der Gemein- 
schaftsaufgaben der Krankenversidierung. Sie ist 
eine gesetzliche Sozialeinridilung der DB im Sinne 
de.s 5 26 des geltenden Bundesbahngesetzes (BbG) 
und eine Sonderanstalt im Sinne des § !360 der 
Reichsversicherungsordnung, die sich in der Haupt- 
sache auf die Bediensteten der DB erstreckt. Dar- 
über hinaus ist sie auch noch für die Bediensteten 
der dem Bundesverkehrsministerium --- Abteilung 
Wasserbau — unterstehenden Verkehrsverwaitun- 
gen, der jetzt den Landesverwöltungen imterstehen- 
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den Ämter der früheren Preußischen VVasserhanvei- i 
waltung sowie einiger anderer kleinerer Verwal- | 
tungen und Gesellsduiflen auf dem G(?biet des Ver- I 
kehis zuständig. ' 

2* Die BVA (AbL B} ist Träger der für die Anbei- | 
ter und Angestellten durch einen Arbeitsvertrag 
tarifJiclr begründeten Znsatzversicherung. Sie ist 
eine betriebliche Sozialeinrichtung der DB iin Sinne 
des 5 27 BbG. Zur EVA (Abt. Bj leistet das Pflicht- 
mitglied 2 v. H. seines monatlidien Gehalts bis zujn 
Betrag von 1300 DM als Beitrag. Die arbeitgeben- 
den Verwaltungen leisten gemäß § 45 Abs. 4 der 
Satzung der BVA (Abt. B) nach Vereinbarung mit 
dem Vorstand jährlidi Pausdialzusdiüsse, die so be- 
messen sind, daß sie unter Berücksichtigung aller 
übrigen Einnahmen ausreidien, um die Leistlingen 
nach der Cjesamttorderiing sicherzusteilen (1957 
Pauschalzuschüsse von insgesamt rd. 76,4 Millio- 
nen DM; darunter die DB mit rd. 71,4 Millionen 
DM). 

3- Zur BVA (Abt. A) bemerkt die Kommission loh 
geudes: 

Es i.sl auffällig, daß im Jahre 1956 und ähnlich 
im Jahre 1957 der Versorgungsfall bei rd. 82 v, H. 
der neu hjnzukommenden Vollrentner vor und nur 
bei rd. 18 v. II. mit Erreichen der Altersgrenze 
ei nt rat. 

Das dürfte vor allem aus der Tatsache der „Dop- 
pclversorgung'' zu erklären sein. Von den 1957 vor- 
handenen insgesamt rd. 153 000 Vollreutnern. er- 
halten nahezu 50 v. H. die gesetzlidie Rente neben 
der Beamtenversorgung. Der Durchsdmittsbetrag 
der neben der Beamtenversorgung gezahlten gesetz- 
lidien Rente liegt bei monatlidi etwa 130, — DM. 
Demgegenüber liegt der Durchsdmittsbetrag der 
monatlichen gesetzlichen Rente bei denjenigen Ar- 
beitern, die keine Beamtenversorgung erhallen, bei 
monatlich etwa 204— DM. Bei den Versorgungs- 
empfangem, die Beamtenpension und gesetzlidie 
Rente erhalten, liegt die Gesamt Versorgung größten- 
teils höher als 75 v. H. der Bezüge vor der Pen- 
sionierung und übGrschreitel nicht selten erheblich 
die letzten Bezüge im aktiven Dienst. Vor der Ren- 
tenreform mußte der ins Beamlenverhältnis über- 
führtc Arbeiter oder Angestellte die Rentenver- 
sidierung freiwillig fortsetzen, wenn er den Ren- 
tenarispnidi aufrechterhalten wollte. Mit der Ren- 
tenreform sind über diese A nwa risch aftsbestimmun- 
gen weggefallen, so daß seitdem jeder Beamte, 
der die Wartezeit in der gesetzlichen Rentenver- 
sidieriing erfüllt hat, eine Rente erhält. 

Ungeachtet der auf etwaiger freiwilliger Beitrags- 
leistung zur gesetzlichen Rentenversicherung beru- 
henden Rentenanteile bleibt die Tatsadre festzustel- 
len, daß der Arbeitgeber, daÜ heißt die DB, vor der 
Überführung in das Beamtenverhältnis die Hälfte 
der Pflichtbeiträge getragen hat und als späterer 
Dienstherr des Beamten die Beamtenversorgung 
gewählt, wobei die vor der Übernahme in das 
Beamtenverhältnis geleistete Dienstzeit beiücksidi- 
ligt, also die DB doppelt belastet wird. Näheres 
wurde bereits im II. Teil des Berichts unter C 
„Versorgungslasten'' ausgeführt. 


4. Zur BVA (Abt. B} wird wie folg! Slellung ge- 
nommen: 

a) Eine obere Grenze der Gesamtversorgung bei 
70 v. H. (statt 75 v. H.) wäre sinnvoller gewesen, 
weil das Ruhegehalt der Beamten der Lohn- 
steuer unterliegt, während die gesetzliche Rente 
steuerfrei ist und auf die Zusatzrente nur in 
seltenen Ausnahmefällen Lohnsteuer zu entrich- 
ten sein wird und außerdem infolge der Zah- 
lung von Mindestzusatzrenten die obere Grenze 
überschritten werden kann. 

b) Mit der Vorschrift der Satzung, wonach der für 
die Gesamtversorgung maßgebende Arbeitsver- 
dienst erhöht wird, wenn sidi die Verdienste der 
Aktiven während eines Kalenderjahres erhöht 
haben, ist wohl etwas zuviel des Guten getan. 
Die Ruhegehälter der Ruhestandsbeamten wer- 
den auch nicht von Jahr zu Jahr angepaßt. 

Die alljährlidie Überprüfung der laufenden 
Zusatzrenten (rd. 150 000 bis 160 000 Fälle) ist 
mit einem außerordenllidien Arbeitsaufwand 
verbunden, der in keinem Verhältnis zum Er- 
folg bzw. Ergebnis stehen dürfte. Es ist zu prü- 
fen, wie dieser Vor Vkrallungsauf wand vermindert 
werden kann. 

c) Nach der Regelung der BVA erhält der Erwerbs- 
üiifähige bei gleicher Gesamt Versorgung eine 
niedrigere Zusatzrente als der Berufsunfähige. 
Eine allgemeine Regelung in der Richtung der 
Besserstellung eines Erwerbsimfähigon gegen- 
über einem Bernfsunfähigen sollte angestrebt 
werclen. 

d) Unfalhenten werden nach der Regelung der DB 
nur zu V-j angerechnet. Bei hohen Unfallrenlen 
und dementsprechend gekürzten Renten aus der 
gesetzlichen Rentenversicherung ergeben sid\ 
sehr hohe Zusatzrenten, die oft zu beträdillidiem 
überschreiten des früheren Verdienstes führen 
werden. 


Beispiel (Sinngemäße Darstellung) 

Ein Arbeiter ist infolge Arbeitsanfalls mit 45 
Jahren erwerbsunfähig geworden* 


Letzter Verdienst: briilto monatlicli dOO, — DM 
Dienstjabre 27, Gesamtversorgung 69 v, H. 


Unfallrenle 66 Va v.H, 
gesetzliche Rente 
(zusammen 85 v. H.) 
Zusatzrente Abteilung B 
Gesamtrente 


400,— DM 
110,-- DM 


510,- 

204,- 


DM 

DM 


714,— DM 


Bei 75 V. H* Gesamtversorgung (33 Dienstjahre) 
würde sidi eine Gesamtrente von 750, — ■ DM 
neffo ergeben, also rd. 50 v. H, mehr als der 
frühere Nettoverdienst. 

Für die Berücksichtigung von Unfallrenten 
sollte eine Lösung angesteuert werden, wonach 
die obere Grenze der Gesamtrente einsdiließlidi 
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Unfall- und Zusatzrente bei 55 v. H, des frühe- 
ren Verdienstes liegt. Beim überschreiten dieser 
Grenze würde ja noch die Mindestzusatzrente 
gewährt. 

e) Als Beitrag werden von dem PiUchtversidierten 
2 V. H, seines Verdienstes erhoben. Dazu kom- 
men als Zuschuß der DB rd, 4 v. H, der maß- 
gebenden Lohn- und Gehaltssumme. Angesidits 
der Tatsache, daß etwa Vj der Arbeiter und An- 
gestellten im Laufe der Zeit ins Beamtenver- 
hältnis überführt werden, ist der Zuschuß der DB 
tatsächlich aber beträchtlich höher, weil die Be- 
amten keine LeLstungen aus der Abteilung B 
beziehen. Von der jeweiligen Gesamtbelegschaft 
kommen also nur etwa als spätere Leistungs- 
bezieher aus der Abteilung B in Betracht, so daß 
theoretisdi für einen späteren Leistungsempfän- 
ger an Beiträgen entrlditet werden: 

2 V. H. eigener Beitrag 

4 V. H. Zuschuß 

12 V. H* Zuschuß für die ins Beamlenverhäit- 
nis übergehenden Vers i die rten 

3 V. H. die Hälfte der eigenen Beilragslei- 

stung der später ins Beamtenverhält- 
nis übergehenden Versidierten 

21 V. hL also insgesamt. 

Die von der DB auf gestellte Beredinung. wo- 
riadi für eine etwa gleich günstige Alters Ver- 
sorgung 

für die ArbeMer und Angestellten rd. 20 v, H. 

(einschließlidi 14 v. H, für gesetzliche Renten- 

versidierung) und 

für die Beamten rd. 65 v, H. (bzw. 47,5 v. H,) 
auf zu wenden sind, ist also unzutreffend, denn 
nach der vorstehenden Redinung werden für die 
Arbeiter und Angestellten niclit 20 v. H., son- 
dern etwa 35 v> H. aufgebracht. 

Es liegt also nahe, in den Fällen, in denen Ar- 
beiter mid Angestellte, die in der Abteilung B 
versichert sind, in das Beamtenverhältnis über- 
nommen werden, dem Wegfall des späteren 
Leistungsanspnidis durch den Abzug eines ange- 
messenon Betrages von dem „Pauschal Zuschuß'" 
der DB Rechnung zu tragen. Dieser Abzug 
könnte in 2- bis 4-facher Höhe des Betrages vor- 
genommen werden, der den Beamten erstattet 
worden ist. 

f) Der von dem Versicherten selbst aufzubringende 

Beitrag in der freiwilligen Versicherung beträgt 
6 V, H, des Verdienstes (höchstens von monat- 
lidi 1 800. — DM). Die Weiterversidierung ist nur 
unter bestimmten Voraussetzungen möglidu Die 
Anzahl der freiwilligen Versicherten ist ohne 
Bedeutung (1957 52), 

Unabhängig davon muß es aber aus prinzipiel- 
len Gründen als ungerechtfertigt angesehen 
werden, wenn für den über der Beitragsbemes- 
sungsgrenze in der gesetzlichen Rentenversiche- 
rung liegenden Verdienst der gleiche Beitrags- 
satz gilt, weil dieser Teil des Verdienstes nidit 
an der Steigerung der atizuredin enden gesetz- 


lichen Rente teilnimmt. Die Solidarität der Ver- 
sicherungsgemeinschaft sieht also im Hinblick 
auf die Verdienste über 800 DM so aus, daß 
die kleinen Verdiener mit auf kommen müssen 
für die sehr hohen Zusatzrenten der Spltzenver- 
cliener. Der Beitragssatz von zusammen 6 v. M. 
in der Abteilung B ist daher in diesen Fallen in 
keiner Weise zu rechtfertigen. 

g) Na dl der Altersgliederung der Versicherten wird 
die voraussichtliche Entwicklung des Rentenbe- 
standes in der Abteilung B im wesentlichen von 
der Anzahl der mit Renten ansprudi aussdiei- 
denden Versicherten vor Erreidiung der Alters- 
grenze abhängen, die in den Jahren 1956 und 

1957 im Vergleich zur allgemeinen gesetzlichen 
Rentenversidierung iinverhällnismäßig hoch 
war. Vorausgesetzt, daß das vorzeitige Aus- 
scheiden in einem als „normal" anzusehenden 
Umfang anfällt, wird die Zahl der Rentner mit 
Anspruch auf Altersrente ab 1962 ansteigeiu 
Auf der anderen Seite wird aber das allmähliche 
Auslaufen der Renten an Vertriebene und 
Kriegsopfer zu einer Verminderung der Ren- 
ten last in der Ahteihmg B führen, womit in 
etwa die größere Zahl der Neuzugänge ausge- 
glichen werden könnte. 

h) Die Aufbringung der Mittel in der Abteilung B 
erfolgt durdi Versicherungsbeiträge und durch 
„pausdmle" Zuschüsse der DB. Die Höhe der 
pausdiaien Zuschüsse ist nidit ausdrücklich vor- 
geschrieben; sie soll jedoch so bemessen sein, 
daß sie, zusammen mit den übrigen Einnahmen, 
ausreicht, um die Leistungen sicherzustellen. Der 
Zuschuß der DB beträgt 4 v, H. der maßgeben- 
den Lohn- und Gehallssunmie. Seit L August 

1958 wird der Zuschuß der DB nicht mehr in 
Form von 4 v. H. der Löhne, sondern nadi einem 
aus der Zahl der Mitglieder erredmeten Durch- 
sdinittssatz bemessen. Das Hcmpt|)rüfungsamt für 
die DB hat Bedenken gegen die finanzielle 
Lage der Abteilung B und wegen der sich dar- 
aus für die DB ergebenden Verpflichtungen er- 
hoben. Es hat darauf hingewiesen, daß das Bei- 
tragsau fkommen der Abteilung B sich weiter 
senken wird, wenn die Beamtenan Wärter nidit 
nur aus der Abteilung A, sondern auch aus der 
Abteilung B aussdieiden und wenn die Zahl der 
Arbeiter infolge von Rationalisierungsmaßnah- 
men oder aus anderen Gründen absinkt. Sie hat 
weiter darauf hingewiesen, daß noch 771 Ange- 
stellte nadizuversidiern sind und daß hierfür 
eine Rücklage zu bilden ist. 

5* Zur Frage der Verwoffungskos/e/j der BVA 

(Abi A und B) ergibt sidi nadi den Pesistelhmgen 

des Prüfers folgendes: 

a) Die Verwallungskosten der BVA (Abt. A und B) 
betragen 195? insgesamt 15,245 Millionen DM. 

Sg [ zungsgemäß sind von den vorgenannten ge- 
samten Verwaltungskoslen % als auf die Abtei- 
lung A (gesetzliche Reutenversidierung) entfal- 
lend anzusehen und von der Abteilung A der 
Abteilung B (ZusatzrentenversidierLing) zu über- 
weisen. (Die Aufteilung Abteilung A und 'h 
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Abteilung B wird vom Prüfer als vertretbar an- 
gesehen.) 

I 

Daneben erstatten die an der BVA beteiligten 
übrigen Verwaltungen (z. B. Bundesverkehrs- 
ministerium Abteilung Wasserbau) den auf sie ' 
entfaltenden Anteil an den Gesamtverwaltungs- I 
kosten an die DB direkt. (Für 1958 steht diese j 
Erstattung noch aus.) | 

b) Für 1958 wurden von der D8 Gesom/verwal- I 
lungskosten für die BVA in Höhe von 22,872 Mil- 
Honen DM ermittelt, wobei allerdmgs höhere als 
vom Prüfer festgestellte Gemeinkostenzuschlage 
berüdcsiditigl wurden. Nach diesem Betrag wur- 
den die Verwaltungskostenanteile der übrigen 
an der BVA beteiligten Verwaltungen berechnet 
und angefordert. Für die Beredmung des auf die 
DB seihst entfallenden Verwaltungskostenanteils 
wurde demgegenüber ein Betrag von nur 9.72 
Millionen DM (statt 22.87 Millionen) zugrunde 
gelegt, also nur rd. 42 v. H. der von der DB ermit- 
telten tatsädiiichen und an die übrigen Verwal- 
tungen anteilig weiterberechneten Verwailungs- 
kosteii. Diese untersdiiedliche Berechnung des 
von den an der BVA beteiligten Verwaltungen 
zu tragenden und abzugeltenden Verwaltungs- 
koslenanteils erfolgt auf Grund einer besonderen 
Anweisung der Hauptverwaltung der DB. Eine 
solche unterschiedliche Behandlung ist nidit zu 
rechtfertigen. 

Abgesehen von dieser üntersdiiedlidikeil sind 
Verteilung und Abgeltung der Verwaltungs- 
kosten in ihrer ganzen Anlage unrichtig: j 

aa) Die AbleUung A ist Träger der gesetzlichen ^ 
Rentenversidierung, der seine VerwaUungs- 
k osten selbst zu tragen hat, und zwar insge- 
samt. also aiidt die auf die übrigen Verwal- 
tungen entfallenden Anteile, Es ist eine | 
sinnwidrige Konstruktion, daß diese Kosten [ 


für die DB zum Teil und für die übrigen 
Beteiligten in vollem Umfang auf die arbeit- 
gebenden Verwaltungen abgewälzt werden 
und damit das Ergebnis bei dem Träger der 
gesetziidien Rentenversicherüng verfälscht 
wird. 

bb) Die Überweisung der Verwaltungskosten- 
pauschale von der Abteilung A an die Ab- 
teilung B stellt außerdem eine zusätzliche, 
versteckte und nirgends ausgewiesene Sub- 
ventionierung der Zusatzrentenversicherung 
dar, die nach den Berechnungen der DB für 
1958 immerhin 6,48 Millionen DM beträgt. 

c) Die richtige Verteilung und Anweisung der Be* 
lastung durch Verwaltungskosten BVA stellt sich 
wie folgt dar *): 

aa) Von fatsdeh hohen GeÄo/n /verwaltungskosten 
entfallen Va auf die Abteilung A, die auch 
von der Abteilung A zu tragen und der DB in 
vollem Umfange zu erstatten sind, Falls die 
DB diesen Betrag der Abteilung B zur Verfü- 
gung stellen will, ist deren Ausweis bei dem 
Zuschuß der arbeitgebenden Verwaltung 
zur Abteilung B notwendig, 

bb) Im Grundsatz können die übrigen Beteilig- 
ten nicht mit Verwaitungskosten der Abtei- 
lung A belastet werden, sondern nur antei- 
lig mit den auf die Abteilung B entfallenden 
Verwaitungskosten, die an die ÜB abzufüh- 
ren sind. Wollen auch die übrigen Beteilig* 
ten der Abteilung B eine Sonderzuwendung 
in Höhe des Verwaltungskostenanteils der 
Abteilung A zukommen lassen, dann sind 
diese Beträge nicht der DB, sondern der Ab- 
teilung B zu vergüten. 

d) Für 195? hat der Prüfer 15,245 Millionen DM 
Verwaitungskosten der BVA festgestellt. Die 
Aufteilung dieses Betrages ergibt sidi aus der 
folgenden übersidit: 


*] Nolfatls wäre eine SatzuagsänderiiTig der BVA Abteilung B {insbesondere § ,T1) vorzunehirien. 
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Redinenische Aufteilung 

Ridilige Verteilung der Last 

T’aLsädiljdi erfoigie Verteilung 
der Last 



Millionen DM 

Millionen DM 

Millionen DM 

Abteilung A 




AbleiUmg A 

3 391') 


DB 

9 494 



DB 

5 865 

2/3 

übrige 

Verwaltungen 

670 

Abteilung A 


übrige Verwaltungen 

908 



10 164 


iO 164 


10 164 

Abteilung B 







DB 

4 746 

DB 

4 746 

DB 

4 628 

1/3 

übrige 

Verwaltungen 

335 

Übrige Verwallungen 

335 

übrige Verwaltungen 

453 



5 081 


5 081 


5 081 

insgesamt 

15 245 

15 245 

15 245 



davon 

Abtoihmg A 

10 164 

Abteilung A 

3 39P) 




DB 

4 746 

DB 

10 493 




übnige Verwaltungen 

335 

übrige Verwaltungen 

1 361 


*) Dieser Betrag ’w^iirde der Abteilung B zu Verbiguog gestellL 


e) Die Verwaltungskosten liegen bei der BVA Ab- 
teilung A wesentlich hoher als bei den übrigen 
Trägern der Arbeiter- Renten versidierung. 


Vergleidi^ 



f vira U unqs kosUin 
(195?) 


in V. H. 
dQT 

BeitfagS“ 

clDTiHhmeji 

Irr V . H der 
Ausgaben 
für Healen- 
nnö Kiif- 
jnißäjiohineii 

1, DB (BVA Abt. A) 
a) (laut vorläufigem 
Jahresabsdiltiß 1957) 

6,1 

4,75 ') 

b) (laut Geschäfts- 
bericht 1957) 


2,15') 

2. übrige Träger der gesetz- 
lichen Renlenve rsidi erung 
der Arbeiter 

1,86 

1,57 


^1 Die Höhe der Renteiilast ist im vorläufigen Jahres- 
absdiluö niit 203 MiOionen DM und im Gesdtäfls- 
beridrt mit 464 Millionen DM angegeben. 


Die höheren Verwaltungskosten bei der Ab- 
leilimg A werden damit begründet, daß 

aa) die Verwaltimgsarbeit überwiegend auf die 
Bearbeitung des Rentenbestandes, insbesou’^ 
de re der Ren tenan trage, entfällt und 


bbj die Abteilung A, gemessen am Beitragsauf- 
kommen, einen unverhältnismäßig hohen 
Rentenbestand hat und gleidiennaßen un- 
verhältnismäßig viele Neuanträge zu bear- 
beiten sind. 

Selbst, wenn diese Umstände in vollem Um- 
fange berücksiditigi werden, bleibt die Tatsache 
bestehen, daß die Abteilung A mindestens SOv.I-L 
mehr Verwaltungskosten vesriirsadit als die übri- 
gen Rentenversicherungsträger für Arbeiter 

6, SdWnßbemerktjngen der Komniission zur ßVA 

(Abr A und B) 

a) Für die BVA (Abt. A) gelten die gleidien gesetz- 
Hchen Bestimmungen wie für alle anderen gleidi- 
artigen Versidierungsträger. Die bei der Abtei- 
lung A Versicherten genießen also keine be-son- 
deren Vorteile. Vereinfachungen oder sonstige 
beachtlidie Vorteile, die sich aus dem Bestehen 
dieser Sonderanstalt für die Arbeiter der DB er- 
geben, sind nicht erkennbar, wohl aber wesentlich 
höhere Verwaltungskosten. Diese kommen in den 
personell sehr stark besetzten Sozialbüros der 
Bondesbahndirektionen (z. B. Bundesbahndirek* 
lion Hannover mit 278 Personen gegenüber 114 
Personen im Verkehrsbüro) vmd in der betiädit- 
lidlien Zahl von Bediensteten, die als Versidier- 
ten- Vertreter freigestelU sind, zum Ausdruck. 
Die Kommission nimmt an, daß für die Weiter- 
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führung dieser Sonderanstalt vor allem die 
Überlegung von Bedeutung ist, 

daß die Abteilung A ihre liquiden Mittel der 
DB als Darlelien zur Verfügung stellt. Die DB 
wurde bei Wegfall dieser Einrichtung die be- 
nötigten Gelder dann nur aul dem freien Ka- 
pitalmarkt zu ungünstigeren Bedingungen er- 
halten. 

Entsprechend g 31 ihres Entwurfs für ein neues 
Bundesbahngesetz empfiehlt die Koinmisskm lu 
prüfen, ob mit Rücksidit auf die liohen Verwal- 
tungskosten und das Fehlen von Vorteilen für 
die Versicherten an der Aufrediterhallung dieser 
Sonde vanstalt für die DB heute noch ein gerecht- 
fertigtes Interesse anerkannt werden kann. Die 
■DB hätte die Möglichkeit, bei Überführung dieser 
Sonderanstalt auf die allgemeinen Versicherungs- 
träger Vereinbarungen über eine angemessene 
Anlegung der in ihrem Bereich aufkommenden 
Gelder zu treffen. 

b) Das Grundkonzept der ßVA B) als Zusatz- 

Altersversorgung entspiidit im Grundsatz der 
Regelung bei Bund, Ländern und Gemeinden. Sie 
kann als vorbildlich a.nge.sehen werden. Die ge- I 
wählte obere und im allgemeinen innegehaltene 
Grenze der Gesamtversorgung liegt allerdings mit 
75 V. H. etwas zu hodi. Eine Gesamt Versorgung 
■wird dann als angemessen anzusehen sein, wenn 
ein vernünftiger Abstand zum Verdi^enst des ver- 
gleichbaren aktiven Bediensteten bestehen bleibt, 
wie das auch bei der Beamtenversorgung der 
Fall ist. Dieser Vergleich sollte sich, ungeachtet ' 
der Berechnung nach den Bruttoverdiensten, im- 
mer auf die Nettobezüge beziehen. Danach ver- 
bleiben 'dem Ruhestandsbeamten — netto — bis 
zu etwa 70 v. H, des Nelto-Verdienstes als akti- 
ver Beamter, Die Gesamtversorgung der Arbei- 
ter und Angestellten erreicht demgegenüber 
regulär bis zu 95 v. H. des früheren Nettover- 
dienstes, Wenn in der Abteilung B die obere 
Grenze auf 70 v, H, festgelegt wird, sind die Ar- 
beiter und Angestellten im Verhältnis zum frü- 
heren Netto-Verdienst immer noch besser ge- 
stellt als die Beamten, 


Sozialwerk der DB (BSW) 

1. Au/goben 

A. Von der DB üherlrogene Aufgaben (Auftragsan- 
geiegenheiten) 

a) Tuberkulosebekämpfung nach dem Gesetz über 
die Tuber kulosehilfe^ 

alle Maßnahmen nadi dem Gesetz außer Fieil- 
stätten- und Krankenhausbehandliing (§ 2 Abs. 1 
Nr, I und 2), und zwar 

(1) Heilbehandlung 

(ambulante Behandlung, HeilmitleL häus- 
liche Pflege und anderes), 

(2) Eingliederungshilfe 

(berufliche Unterbringung}, 


(3) wirtsdmfüidie Hilfe 

(Ernähnmgs-, Haushalts- und Bekleidungs- 
hilfen und anderes), 

(4) vorbeugende Hilfe 

{Kiuderverschidvungen und anderes). 

b) Führung der bundesbahneigenen Verpfleguiigs- 
einriditungen (Betriebsküchen und Kanünen). 

Derarifgc^ Einridrtungen .sind in der Industrie 
üblidi; sie sind im übrigen auch durdi die Bun- 
deskantinenriditlinien für den öffentlichen Dienst 
vorgesehen. 

B. Eigene Aufgaben des BSW 

a) Sonstige Gesundheitsfürsorge 

(Maßnalimen zurErhaitiuig undFesÜgimg derGe- 
sundheit, z. B. Erholungskuren für Erwadisene), 

b) Kranken- und Kleinkindorfürsorge {Hilfe in 
schwierigen FäHen, KinderverschickuDgen), 

c) Forcier nnrj kuUnrelier Betätigungen der Bedien- 
steten (Esperanto, Foto, Musik, Sdvath imd an- 
doro sinn voller Freizeitge.stallung dienende An- 
gelegenlieiten), 

d) Verwaltung der BSW-Erhohmgshoime, 

e) MafSna Innen zur Ergänzung der Sozialmaßn ah- 
men der DB und ihrer Versidierungs träger in 
Fällen wirtschaltlidier Not (z, B. Rentenvor- 
schüsse für die Zeit des Laufens eines Renteii- 
dntrages, Ausgesteuertentürsorge). 

PersonaJ des ßSW (1957) 

10 vollbeschäftigte und teilbesdiäfngte Ärzte 
3fi Röntgenassistentinnen und Laborkräfte 
50 Fürsorgerinnen 
112 Bürokräfte. 

Dem BSW stehen eine ganze Anzahl von Hei- 
men (Treuhandverinögen/Verwaltungs vermögen) 
sowie sonstige Einrichtungen zur Verfügung 
(z. B. medizinisdie Einrichtungen, Küdien, Kan- 
tinen, Speiseräume usw.). 

2, Im BSW sind in besonders gearteter Organisa- 
tion Aufgaben zusamengefaßt, die im allgemeinen, 
insbesondere in der Industrie, wahrgenommen wer- 
den 

a) vom werkärztlichen Dienst (Gesundheitsüber- 
wadiung, insbesondere bei besonderen, haiipt- 
sächlidi chronischen Leiden), 

bj von der Werkslürsorge, 

c) von den Untc^rstüfzungsvereinen sowie 

d) unmittelbar vom Werk durch Gewährung von 
Beihilfen. 

Zur Durchführung de] ver.sdüedenen Aufgaben 
kann die Kommission mangel.“? Kenntnis der Einzel- 
heiten nicht Stellung nehjnen. 
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3. Aiitbringung und Verwendung der Mittel (1957): 
Zuwendungen 


Dß für Tbc- Fürsorge 

4,7 

Millionen 

DM 

DB für vorbeugende Tbc- 

Maßnahmen 

1 ,85 

Millionen 

DM 

DB für Kranken- und Klein- 

kinder-Füi sorge . . . 

0,61 

Millionen 

DM 

I>B für Erholungs- und Kinder- 
heime 

0,3 

Millionen 

DM 

DB lür Betriebsküdien und 

Kantinen 

4,27 

Millionen 

DM 

DB für kulturelie Betrcuimfi 

0,1 

Millionen 

DM 

DB für sonstige Einzel- 

Zuwendungen . . . . 

0,08 

Millionen 

DM 

BBKK 

0,43 

Millionen 

DM 

KVB 

Ü,04 

Millionen 

DM 

Sonstiges 

0,06 

Millionen 

DM 

Spen<icn von Bedi engte len . . 

6,1 

Millionen 

DM 

Sonderbeiträge 

0,05 

Millionen 

DM 

Kostenanteiie der f3et reuten 
(Erholungskuren) , . . , . 

1,28 

Millionen 

DM 


19,87 

Millionen 

DM 


Da 2 u kommen noch Erträge aus der VVirtschdflsfüh- 
nnig. 


Ausgetjen 

Tbc-Fürsorge (ärztluihe Maßnahmen 

Vor- und Ndchfürsorge) 

2,63 Millionen DM 

The -Fürsorge {wii tschaftliche 

Mdßnalimeii) . * 2,12 Millionen DM 

VorbeugeiKie rhc-Füi sorge . . 3T9 Millionen DM 

Sonstige Ki cmkheitsfürsorge . 0,95 Mül Ionen DM 

Gesundheitspflege 2,73 N/fillionen DVI 

Fürsorge in Notfällen . . , . . 0,7 Mülioiien DM 

12,32 Millionen DM 


Als Grundsatz, gilt, daß die Finan¥:ierung der Auf- 
Iragsangelegenheiten Sadie der DB ist. Die eigenen 
Betrenungsaufgaben des BSW finanzieren die Be- 
diensteten durch freiwillige Spenden; nur in ganz 
geringem Umfange fördert die DB diese Arbeit 
durch begrenzte Zuwendungen. 


Zu beanstanden ist jedodi, daß bei einem Teil 
der Einrichtungen des Sozial Werks unentgeltliche 
Leistungen der DB, insbesondere durch Bereitstel- 
lung von Personal und Anlagen, erbracht w^erden, 
die in der Redunnig nicht klar ausgewiesen werden 
(z. B. f>G0 000 DM für den Fisenbahnersport). 

Dds Uüuplpiüfungsaml für die DB hat in seinem 
Bericht für 1957 eine Aufblähung der BSW-Bilanz 
durch innere Vorreduiungsposten mit 1,966 Millio- 
nen DM festgestollt. Es hat kritisch darauf hinge- 
wiesen, 

aj daß die Rücklagen, die bei den einzelnen Bezir- 
ken angesammelt sind, ini wesentlichen für den 
Neubau und Ausbau von Heimen bestimmt sind, 
von denen zum Teil noch nicht einmal teststeht, 
ol) sie überhaupt gebaut werden, 

b) daß das BSW die unentgeltlichen Leistungen in 
seiner Gewünii- und Vei lustrechniuig nicht auf- 
füint. Diese haben im Jahre 1957, für das sie sta- 
tistisch erhoben worden sind, 13,9 Millionen DM 
betragen und stehen in deren Betriebsaufwand. 
11,4 Millionen DM davon entfallen auf die Ab- 
teilung Betriebsküchen und Kantinen des BSW, 

c) daß die Gewinn- und Verlnstredinumj nül cüner 
Gesamtsumme von rd, 3,072 Millionen DM auch 
1958 mit einem VerJusf und zwar in Hohe von rd. 
0ß70 Millionen DM abschließt, da einige Heime 
infolge erhob /er fasfandsetzüngen und Beschai- 
fungen trotz der Zuwendungen der DB Verluste 
erbrarhten, die übrigens zur Zell bei Erhöhung 
der Pensionspreise hätten verringert werden 
können. 

BSW Abteilung Betriebsküchen und Kantinen 
(Be-Kii-Ka) 

Diese Einrichtung ist durch den Prüfer im einzel- 
nen untersucht worden. Seine PesLslellungen wur- 
den bei den nachstehenden Bemerkungen der Kom- 


mission verwertet: 

1958 

1- Gesamtzahl der Betriebskü<dien .... 276 

Gesamtzahl der Beschöftigton . , . . . 3 081 

davon 

von der DB bezahlt 391 

von Be-Kü-Ka bezahlt 2 690 

7^bgegeben weiden 

Betriebsküchen-Stammessen 
ä la carte-Essen 


sonstige Kantinenwaren, insbesondere Getränke. 


4» Sddußbetrachiung 

Das Sozialwerk berücksiditigt in seiner Aufgaben- 
stellung die besonderen Arbeitsbedingungen der 
Eisenbahner und ergänzt die gesetzlich gebotenen 
Maßnahmen der DB und ihrer Versicherungsträger. 
.An den Aufwendungen ist das Personal mit einem 
beadillich hohen Spendenaut kommen beteiligt. Die 
Ausgaben für Vorpflegungseinrichlungen halten 
sich in vertretbaren Grenzen. Die Aufwendungen 
für kulturelle Zwecke nsw, sind nicht überhöht. 


2, Betriebsküchen und Kantinen sind Einrichtungen 
der DB, die vom BSW treiihänderisdi verwaltet und 
bewirtschaftet werden. Nach den internen Richt- 
linien werden von der PB für die Be-Kü-Ka unent- 
geltlich zur Verfügung gestellt: 
a) Räumlichkeiten 
h) Anlagen und Ausslalfimg 
c) Beamte für die Gesdiaftsführung iin BSW so- 
wie für die Leitung der Be-Kü-Ka 
(Bezahlung durdi die DB). 
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Außerdem übernimmt die DB 
dj Unterhaltung der Räume 

e) Ersat:?: und Unterhaltung der Anlagen und Aus- 
sUttuugsgegenstände, deren Anschaffungswert 
im einzelnen über 600 DM Hegt. 

Zur Verbilligung des Essens für aktive Bedien^ 
stete leistet die DB Barzuschüsse; diese haben be- 
tragen 

bis 30. September 1957 — 0,17 DM 

ab 1. Oktober 1957 — 0,30 DM 

ab l. Juli 1958 — 0,35 DM pro Portion. 

Die für die Bundesbehörden maßgebenden Ridil- 
linien über die Einrichtung und Unterstützung von 
Belriebsküchen haben für die DB keine Gültigkeit. 

3. Sämtlidie Be-Kü-Ka der DB zusammengefaßt er- 
gehen einen Wirtsdiaftsbereidi sehr erheblichen 
Umfangs. (Warenverbrauch J957 — 70,9 Mniionen 
DM, 3958 = 7^,7 Mf/Jjonen DM.J 

Nach der Anzahl der bezusdhußten Essen beteiligt 
sich etwa jeder 6. aklive Bedienstete an dem Be- 
triebsküchenessen der DB. 

Von dem Gesamtumsatz (1958) ohne Berüdcsiditi- 
gung des Betriebsküchenessens entfallen auf jeden 
akiivcn Bediensteten der DB im Jahr etwa 137 DM. 

4. Die Unterstützung der Be-Kü-Ka diirdi die DB 
hat 195? zu einer Gesamtbelastung von 14,597 Mil- 
lionen DMr die sidi wie folgt aufteiien, geführt: 

a) Übernahme von persöniidien 

Verwaltiingskosten 5,096 Millionen DM, 

b) Übernahme von sädhlidxen 

Verwaitungskosten 5,231 Millionen DMt 

c) Barzusdxüsse 4,270 Millionen DM. 

Das entspricht einer GesnmUBezuschu^aung von 
etwa 0,88 DM pro Portion, Dazu kommt nodi der 
(nahezu aus Kantinenerträgen gededktej Verlust der 
Küdienbefriebe (195? 1,674 Millionen DM). Insge- 
samt beträgt sonadi die Subventionierung des Be- 
triebsküchenessens rd. 1 DM pro Portion, während 
der Bund für jeden Essensteilnehmer 0,60 DM zahlt 
und auf Grund der Kantinenrichtlinien die Kosten 
für die Räumlidikeiten, ihre Beteudrtung und Reini- 
gung übernimmt. 

Die vom Essen teilnehmer getragenen Erlöse be- 
tmgen 1957 

beim bezuschußten Stammessen durch- 
schnittlich 0,71 DM*) 

insgesamt (emschließiidi Gäste und ä ta 

carte- Essen) durchschnittlich 0,863 DM*) 

5. Vom Prüfer wurde festgestellt, daß die Roh- 
aufschläge beim Verkauf der übrigen Waren 
(Brulto-Verdienst-Aufsdiläge) in den einzelnen Be- 


zirken sehr untersdiiedlich sind. Zu einem gewissen 
Teil können diese Unterschiede natürlich in dem An- 
teil von Waren mit geringem Aufschlag (z. T. Ta- 
bakwaren) ihre Ursache haben. Unabhängig davon 
sollte aber der Hinweis des Prüfers Anlaß sein, die 
Aufschläge bei den verschiedenen Warenarten in 
den Bezirken einmal zu untersuchen und bei zu nieo 
rigen Aufschlägen eine Anliebung auf die in ande- 
ren Bezirken üblichen Autsch lagssätze zu voran fas- 
se Ji. Dadurch könnten, wie auch der Prüfer zutref- 
fend feststelUe, irn Hinblick auf die Höhe der Um- 
sätze erhebliche Mehreinnahmen erzielt werden. 
Spielraum dürfte ausreidiend vorhanden sein, denn 
die Verkaufspreise liegen zum Teil erheblich unter 
den handelsüblidien Preisen. Allerdings erklären 
sich die Unterschiede zum 3'eil aus der verschieden 
großen Nadrfrage nach den angebotenen Waren; 
z. B. werden die Aufschläge in Gebieten mit großem 
Bier- und Weinkonsom notwendigerweise niedriger 
sein müssen. 

Die Rohaufsdilagssät'ze bewegen sich in den Be- 
zirken 


□ ) bei den Hauptmahlzeiten 

von ./. 4,1 V, I-L bis 1- 20 v. H. 

b) bei der übrigen VerpflegLmg 

von + 9,9 V. H. bis + 40,4 v. H. 

c) bei Bier 

von T 14,7 V. H. bis + 35,4 v. H, 

d) bei Wein 

von +15 V. H. bis -I 48,2 v. H. 

e) Süß waren 

von +16 V. H. bis + 34,5 v. H. 

f) Tabakwaren 

von + 9,7 V. H. bis + 11,6 v. H. 

g) bei alkoholfreien Getränken 

von -[- 18,4 V. H. bis + 75,3 v. H. 

h) bei den anderen Woien 

von -\- 10 V. H. bis + 60 v. H. 


Die Rohaufschläge zeigten iri den. zurückliegenden 
Jahren * 

beim Betriebsküchenessen fallende und 
bei den übrigen Verkäufen steigende 
Tendenz. 


So beträgt der RohaufschJag bei Betriebsküchen- 
essen Im Gesamtdurchsdinitt J958 noch 5,11 v. H. 
gegenüber /f,ö4 v. H. iin Jahre 1957, 

Dieser Rückgang der Rohaufsdiläge bei den 
Hauptmahlzeiten, cler sich 1959 voraussichtlich fort- 
setzt, ist ein Beweis dafür, daß die allgemeinen 
Preissteigerungen sowie Verbesserungen in der 
Qualität des Essens keinen Ausdrude in der Erhö- 
hung der Abgabepreise finden, die z. Z. kaum höher 
liegen als die Kosten des Lebensmittelverbrauchs. 
Es sollte eine der Preis- und Verdiensten Iw ick lung 
diigeniessene Anpassung der Abgabepreise ange- 
strebt werden. 


*) Diese Erlöse haben sich seit 1955 nidiL nennenswert 
geändert, obwohl die Baizuschü,sse um mehr als 
100 V. H. angestiegen sind. 


6. Das Gesamtergebnis wird dadurch belastet und 
verfälsdit, daß von der Be-Kü-Ka „Zuwendungen" 
an andere Sozialeinrichtungen der DB erfolgen, ob- 
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sdion die Betriebsküchen Zuschußbetriebe sind. Im 

Jahre 1957 waren es id. 0,6J5 Millionen DM, 

7. Schlußbelrachiung 

a) Die Auffassungen über die Notwendigkeit der 
Abgabe eines eventuell bezuschußten Betriebs- 
küchenessens gehen auseinander. Eine Notwen- 
digkeit wird infolge der Besonderheiten des 
Eiseribahubelriebs in zahlreidien FäHen gegeben 
sein, ln soldieti Fällen ist auch eine angemessene 
Bezusdinssung vertretbar. Mit der Abgabe von 
Betriebsküchenessen soll aber auf keinen Fall 
der Zwedc verfolgt werden, das Kochen am 
häuslidien Herd zu ersparen und den Bedienste- 
ten ohne besondere Notwendigkeit zu einem 
verbilligten Mittagessen zu verhelfen. Dement* 
sprechend sollte auch, wie das bei der Bundes- 
post gesdiieht, die Bezuschussung des Essens da- 
von abhängig gemacht werden, ob das Essen in 
der nornialen Mittagszeit zu Hause eingenom- 
men werden kann oder nicht. 

Es kann nicht Aufgabe der DB sein, die Mit- 
tagsverpflegung in die Hände des Betriebs zu 
überführe-B und hierfür noch Werbeaktionen zu 
veranstalten. 

b) Abgesehen von einer vernünftigen Bemessung 
der Abgabepreise füi’ das Essen bietet auch der 
hohe Umsatz an sonstigen Kantinen waren (1957 
nahezu 51,6 Millionen DM und 15,4 Millionen 
DM ,,Küchennebenwaren") ausreidiende Mög- 
lichkeiten, die Ertragslage der Be-Kü-Ka zu ver- 
bessern und damit die Zusdiüsse abzusenken, 
ohne daß es für die Bediensteten spürbar wird. 

c) Eine Gegenüberstellimg mit einer als ,, teuer" 
bekannten Werksküche in einem Unternehmen 
der Eisen^ und Stahlindustrie (19.57) zeigt folgen- 
des Bild: 


Industrie | DB 

Lebensmittel verbraudi 0,83 ü,?7 

Gesamt kosten 1,49 rd, 2, — 

pro Portion 

d) Es sollte überlegt werden, ob es tatsächlidi 
zweckmäßig ist, die De-Kü-Ka grundsätzlich in 
eigener Regie zu führen, oder ob es nicht rat.sarn 
wäre, sie zu verpachten. Damit würde nach Auf- 
fassung der Kommission erheblich an Verwal- 
tungsaiifwand gespart werden können. Außer- 
dem würden klare Rechnungsverhältnisse ge- 
sdiaffen. Die überwiegend guten Erfahrimgen, 
die bei anderen öffentlic^ien Verwaltungen und 
auch in der privaten Wirtschaft mit der Verpacii- 
Umg von Weiksküdien gemadit worden sind, 
sollten Veranlassung geben, überall dort, wo in- 
folge der betrieblidien Notwendigkeiten der 
Eisenbahn ein Regiebetrieb der Küchen usw. 
nidit zu entbehren ist, auf eine Verpaditung 
überzugehen. Das oft gehörte Argument, daß bei 
einer Verpaditung sidi die Qualität des Essens 
verschledüern und die Preise erhöhen würden, 
kann nach den allgemeinen Erfahrungen nicht 


anerkannt werden. Hier wie überall wird es dar- 
auf ankommen, geeignete Persönlichkeiten für 
die DurciiführüTig soldier Aufgaben zu gewinnen. 

Bundesbahn-Hausbrand Versorgung (BHbv) 

Diese Sozialeinriditung ist ebenfall.s von dem Prü- 
fer untersucht worden. Die Kommission hat die Er- 
gebnisse dieser Untersuchungen bei ihren eigenen 
Überlegungen verwertet und nimmt in den nadiste- 
henden Ziffern wie folgt Stellung: 

L Die Bllbv ist als wirLsdiaftUdier Gesdiäftsbe- 
trieb einer Körperschaft des öffentlichen Rechts an- 
zusehen, der auf einer eigenen Organisation mit 
eigener Geschäftsordnung aufgebaut ist. Die BHbv 
besitzt eigene Buch- und Rechnungsführung. 

2, Die BHbv hat die Aufgabe, das Personal und die 
Versorgungsempfänger der DB durch günstigen Ein- 
kauf und Verzicht auf Reingewinne beim Verkauf 
zu günstigen Bedingungen mit Brennstoffen zu ver- 
sorgen. 

Die Brennstoffe werden zu den üblichen Einzel* 
händlerbezugspreisen bezogen; Vorzugsfraditen 
werden nicht emgeräumt. Die BHbv i.st von der DB 
beauftragt, die Brennstoffe, wenn irgend möglich., 
auf dem Schienenwege zu beziehen. Dieses Verfah- 
ren wird nicht immer das wirtsdiaftlicfiste sein. 

3, Zur Frage, warum der Gesdiäftsberidit der 
BHbv keine Ergebnisredinung enthalt, wurde er- 
klärt, daß hierdurch der öifentlichkeit keine MÖg- 
iiehkeit der Einsicht in den Bel riebsum fang und in 
das Geschäftsgebaren der BHbv gegeben werden 
soll. 

4, Eine Gegenüberstellung der Preise mit denen 
des Kohlcneinzelhandels zeigt, daß die Brennstoffe 
von der BHbv 1957 durchschnittlich 18 v. H. billiger 
abgegeben wurden; das ist insgesamt eine Vergün- 
stigen im Werte von id. 13 MilUonen DM, Fenier 
ist zu berücksiditigen, daß die DB zur BHbv jähr- 
lich rd. 0,8 Millionen DM (1957) an unentgelUidien 
Dienstleistungen beisteuert und der Prüfer einen 
jährlidien Bilanzverlust von rd. 1,4 Millionen DM 
festgestellt hat, der im Endergebnis auch von der DB 
übernommen werden dürfte. Bilanzverluste und Zu- 
schüsse ließen sich vermeiden, 'wenn die Abgabe- 
preise um rd. 7,2 v, H. oder etwa 0,0? bis 0,15 DM 
pro Zentner angehoben würden. Trotzdem würde 
noch eine erhebliche Preis Vergünstigung bestehen- 
bleiben. 

5, über 2000 Bedienstete der DB sind im Rahmen 
der BHIjv als Verteiler bzw. Vertrauensleute einge- 
setzt. Jährlich werden an diesen Personenkreis Ver- 
gütungen in Höhe von insgesamt rd. 0,62 Millionen 
DM gezahlt. Die Tätigkeit dieser Personen, soweit 
sie auf die bezahlte Dienstzeit entfällt, darf jährlich 
I J Tagewerke nidit übersdiTeiten. Ob diese Vor- 
.schrift eingehalten wird, konnte vom Prüfer nicht 
feslgesteül werden. Ein beträchtlicher Arbeitsausfali 
entstellt aber auf jeden Falb der von der BHbv nicht 
erstattet wird. Es wird vermutet, daß diese Bedien- 
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steten die Sonderveryulung für eine wahrend der 
bezahlten Arbeitszeit ausgeübten Tätigkeit erhal- 
ten. 

6. Die Ko;jNn;ssiü7i kann sich des Eindrucks nicht 
erwehren, daß die GLiindsatze der Satzung in der 
Praxis niciit beaditet werden, das heißt mehr oder 
weniger nur optische Bedeutung haben. 

a) Neue Geschäftsordnung der BUbv: 

§ 27; „Die BHbv hat sich wirtsctraf flieh selbst zu 
erhallen." 

§ 21: „Die Bezüge für die bei der BHVjv besdiaf- , 
tigten Bediensteten gehen zu Lasten der 
BHbv. Die DB kann die Bezüge für einzelne 
Gruppen von Bediensteten, sofern dies nadi 
der Haushaltslage der BHbv erforderlidi ' 
ist, übernehmen," 

b} Verfügung der DB, erlassen vor Inkrafttreten der 
neuen Gesdiäflsordnung, zur Ergänzung des 
§ 21 : 

„Die DB trägt bis auf weiteres die Personal- 
kosten für die Mitglieder des Hanplvor- 
standes sowie der Vorsitzenden der Be- 
zirksvorstände und deren StellvCTtreter/ 
(rd. 7Ö3 000 DM) 

7. Auch das Hauptprüfungsamt für die DB hat sich 
eingehend mit den Verhältnissen der BHbv befaßt 
und unter anderem festgestellt, daß das Betriebs- 
ergebnis durch die BHbv mit einem außerordent- 
lichen Aufwand von ß,668 Millionen DM und dem ' 
nicht erstatteten Betriebsführimgsaufwand von 
950 000 DM. das heißt insgesamt mit einem Auf- 
wand von 6,618 Millionen DM belastet ist, Auszug 
aus dem Beridit des Mauptprüfungsamts für die DB 
ist als ÄTiIage 2 diesem Beridilsteil beigefügt. 

Ö. Schliißbcircichtiing 

Die Kommission hat. den Eindruck, daß seitens der 
DB nicht genügend darauf hingewirkl wird, daß sich 
die BHbv selbst trägt; denn mit Wirkung vom 
l, .Januar 1959 werden persöaUche Kosten in Höhe 
von rd, 703 000,— DM (einsdiließlich Gemeinkosten) 
in vollem Umfange von der DB übernommen, die 
sie sidi bis zum 31. Dezember 1958 wenigsten.s teil- 
weise durdr die jährlidie Pauschal Vergütung der 
BHbv in Höhe von 430 000, — DM abgelten ließ. 

Es soll nicht verkannt werden, daß es in den letz- 
ten Jahren für die Betriebe immer schwieriger ge- 
worden ist, bei der Abgabe von Brennstoffen sämt- 
liche Unkosten (die beim Großunternehmen natur- 
bedingt höher Hegen), aus den Erlösen zu decken 
und darüber hinaus noch einen „interessanten Vor- 
zugspreis" bestehenzulassen. Im Hinblick auf die 
Entwicklungstendenz bei den festen Brennstoffen 
dürften sich diese Schwierigkeiten in der Zukunft I 
eher verstärken als nadilassen. so daß eines Tages 
ein Vorzucjspiei,s nicht mehr möglich sein wird. 

Die Preise in dem — vom Bundesminister für 
Wirtsdiaft bckanntlicii abgclehnten — Belegsdmfts- 
handel Ln der Wirtschaft weichen bezüglich der 


Kohle im allgemeinen nicht mehr nennenswert von 
den Preisen des Kohlenei nzelhandel.s ab. Das Hanpt- 
inleiesse der Belegschaften beruht darauf, daß die 
ratenweise Einbehaltung vom Lohn möglidi ist. So- 
weit bekannt, werden in der Wirtschaft sarniliche 
Kosten aus dem Belegsdiafts-Kohlenhande) durch 
flie Erlöse gedeckt. (Das gilt natürlidi nidit für De- 
putatkohle, z, B, im Bergbau.) 

Die Kommission erkennt an, daß in der Zeit der 
Kohlenknappheit ein berechtigtes Interesse an einer 
eigenen Kohlenvorsorgung der Bediensteten beste- 
hen konnte. Unter Berücksichtigung der veränderten 
Situation auf dem Kohlenmarkt und der in den vor- 
stehenden Darlegungen fest gestellten Tatsachen 
empfiehlt sic, aui die betriebseigene Kohlenversor- 
gung zu verzichten, 

Eisenbtihn-Waisenhort (EWH) 

Diese Einrichtung ist von dem Prüfer untersucht 
worden. Die Kommission bemerkt folgendes: 

1. Aufgaben 

a) Maßnahmen zur Förderung der allgemeinen und 
beruflichen Ausbildung von Waisen 

b) Erbolimgskuren tür Waisen 

c) Beihilfen für Kleidung und Wäsche sowie Not- 
lagebeihilfen 

d) lieimimterbringuno von Waisen 

2. Aufbringung der Mit toi 

a) Ertrag aus Sliftungsvermögen usw. (0,16 Millio- 
nen DM) 

h) Zuwendungen der DB (0,3 Millionen DM) und 
von Dritten (0,026 Millionen DM) 

c) Spenden (1,43 Millionen DM) 

3. Bei den Maßnahmen zur Fördern nt; der Ausbil- 
dung fällt auf, daß bei der Förderung des Besuchs 
höherer Schulen sowie eines Studiums an Univer- 
sitäten und Hochschulen die Waisen von Beamten 
zahlenmäßig beträchtlich überwiegen. 

4. Der EWH ist eine rechtsfähige, mild tätige St si- 
tu ng, die Waisen verstorbener Eisenbahner unter- 
stützt, 

5. Der EWH wurde von der DB durch jährhihe 
BarvAiwendungen in Höhe von 0,3 Millionen DM un- 
terstützt. Außerdem erbrachte die DB 1957 unenb 
ged fliehe Dienstleistungen im Werte von rd. 
92 700 DM. 

Die in den Heimen des EWH anfallenden Kosten 
werden nach den FeslstelUingen des Prüfers restlos 
aus eigenen Einnahmen (Spenden) gedeckt. 

6. S ch I L! ß befrei ch tung 

Die Unterstützung des EWM durch die DB (Baizu- 
schuß und unentgeltliche Dienstleistungen) er.sdieint 
sowohl dem Grunde nadi als auch in der Hohe ver- 
tretbar. 
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Kleiderkasse der Deutsdiea Bundesbahn (KTK) 

Die Köjiunjsiyion hot die Kleiderkasse der DB nicht 
besonders imtersudiL Jedoch hat eine eingehende 
Prüfung durdi dos HauptprüfongsanU für die DB 
stattgefiinden. Die Prüfungsbcmerkungen des Ilaupt- 
piQfungsamls für die DB in seinem Beridd für das 
Jahr 1958 erscheinen der Konunisf^ion so sdiwer- 
wiegend, daß sie es für notwendig holt, sie nach- 
stehend ouszugsw'cise wiedei xugebe n: 

„Die Zuschüsse der DB zur Dienstkleidung der 
POichlmitglieder der Kleiderkasse sind gegen 195? 
imi Op? V. 1-L gesunken. Bei den Zuschüssen handelt 
es sich um. einen jährlichen Beitrag von 48, — DM 
für jeden dienslkleidungspflichtigeur meist im 
Außendienst tätigen Bediensteten, der Beiträge in 
gleicher Höhe xahlt und dafür die voi geschriebene ' 
Dienstkleidung bezieht, meist vor Oinzahlung eines 
entsprechenden Guthabens, wie der Stand der Ver- j 
pflichtungen der Mitglieder (Ende 1958 = rd. 8,2 
Millionen DM, 1957 — rd. 6,8 Millionen DM) und 
der der Guthaben {Ende 1958 = rd. 4 Millionen DM, 
1957 = rd. 3,9 Millionen DM) zeigen. Außerdem 
zahlt die DB eiitsprechend der Zahl der Pflichtmit- 
gl jeder ab 1. Januar 1957 einen Sonderbeitrag von 
12, — DM für die erstmalige E^eschaffung einer voll- 
ständigen Dienstkleidungsgarnitur, ohne die.sen Zu- 
schuß von der Zahl der erstmalig dienstkleidungs- 
piJiditig gewordenen neuen Mitglieder abhängig zu 
madten. 

Der Aufwand der DB für die Dienstkleidung ihrer 
Bediensteten ist jedodi höher als der für die Zu- 
sdiiisse in Höhe von insgesamt 7,u5 Millionen DM, 
da die DB die gesamten sachlidien und persönlichen 
Kosten der Geschäftsführung trägt, die für 1957 von 
der DB mit 3,4 Millionen DM eln.sdiließlich 1,6 Mih 
Honen DM Gemeinkosten ermittelt worden sind, im 
Jahre i95B aber mindestens in gleicher Höhe aufzu- 
wenden waren und wie bi.sher im Abschluß der 
Kleiderkasse nicht erscheinen. 

Der Abschluß der Kleiderkasse ist daher nicht 
vollständig. 

Die Verschuldung der Mitglieder steigt ständig 
(1954 = 4,8, 1955 = 5,3, 1956 = 5,7, 1957 - 6,8 
Millionen DM), während die Guliiaben der Mitglie- 
der sich nur unwesentlich erhöht haben (1954 
= 3 Millionen DM). Die DB hat ab 1. April 1959 
ihren Zuschuß um 12 DM je Jahr und den Kleider- 
kassenbeitrag der Bediensteten um den gleichen Be- 
trag erhühb so daß mit einem Abbau der Verschul- 
dung der Mitglieder zu rechnen ist. Zu einer Kredit- 
gewährung an freiwillige Mitglieder sehen wir kei- 
nen Anlaß, znmal ihnen die gleichen Preise wie den 
Pfliditnütgliedern in Redxnung gestellt werden. 

Das hohe Betriebskapital und die Rückstellungen 
gehen Anreiz zur Ausdehnung des Warenbestandes 
und diese zur Erweiterung der Di enslk lei dungs- 
pflicht. Diese Entwicklung kann sida verschärfen, 
wenn die Erhöhungen des Zuschusses der DB und 
der Pflichtbeiträge der Mitglieder wirksam werden, 
die Erhöhung der letzteren in Richtung auf einen 
Abbau der Fordenmgen an die Mitglieder. Es dürfte 
dann zu prüfen sein, ob ein Abbau des Betriebs- 
kapitals allein durch Herbeiführung \^on Warenver- 


lusten ln Frage kommt oder nicht daneben eine 
Minderung des Zuschusses der DB und damit eine 
Minderung der gesamten veriügbareu Mittel Eine 
Neuregelung des Zuschusses für die kostenfreie 
Ersteinkleidung ersdieint auf jeden Fall dringend 
erforderlich, ebenso wie Überzahlungen bei den all- 
gemeinen Zuschüssen (1958 = 0,331, 1957 = 0,455 
Millionen DM) vermieden werden sollten. Wie in 
früheren Jahren ist die Sdiuld gegenüber der DB 
bei dieser nidit bilanziert. 

Die Satzung der Kleiderkasse, die eine Anstalt 
des öffentlichen Redits ist, bedarf einer alsbaldigen 
Überarbeitung^" 

Eisenbahn-Spar- und Darlelinskassen 

Deutsdie Eisenbahn-Versicherungskasse/ 
Allgemeiner Versicherungsvereiii aG 

Deutsche Eisenbahnver-sicherungskasse/ 
Lebensversicherungsverein aG 

Tiersdiadenskasse für das Personal der DB 

1, Von diesen EinridiLungen werden Aufgaben 
wahrgenommen, die wohl als „aus dem üblichen 
Rahmen der sozialen Beiegschaftsbetreuung heraus- 
fallend'^ angesehen werden müssen. Außerdem, 
und diesem Gesichtspunkt kommt besonderes Ge- 
widit zu, befindet sich die DB mit diesen Ge.schäften 
in Bereichen, die fast aussdiiießlidi außer halb des 
ünternehmenszwecks der DB liegen und die deshalb 
/ndiJ in eine Subventionierung mit staatlichen Mit- 
teln einbexogen werden können. Wenn die DB Be- 
sdi werde fulnt, daß sie durdi besondere Auflagen 
im Wettbewerb rnit anderen Verkehrsträgern be- 
naditeiligt sei, und die Herstellung gleidier Wett- 
bewerbsbedingungen fordert, kann sie nicht auf 
dem Sektor des Sparkassen-, Kredit- und Versiche- 
rungswesens Sülche Einriditungen durch Subventio- 
nierimg und durdi Vergünstigungen anderer Art 
fördern. 

2, So wurden 1957 nach ungeprüften Angaben der 
DB folgende Zuschüsse in Form von Übernahme der 
personellen und sächlichen Verwaltungskosten ge- 
währt: 

Eisenbahn-Spar- und Dariehnskassen 

0,92 Millionen DM 

Tiersdiadenskasse (einschließlich 

Bundesbcihnlandwirtsdiaft) 

0,31 Millionen DM 
Versicherungsvereine 0,06 Millionen DM 

K29 Millionen DM 

Die Kommiss/on nimmt an, daß die tatsächlichen 
Leistungen der DB diese Zuschüs^se beträchtlich 
übersteigen. Insbesondere erscheint bei den Ver- 
sicherungsvereiuen der Betrag von 60 000 DM als 
unwahrÄcheinlidi gering. 

3, Aaißerdem genießen diese Versicherungsvereine 
de: DB noch besondere Vorteile, die praktisch als 
Leistungen „an Geldes StatL' anzusehen sind und 
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überdies den Wettbewerb mit anderen Versidie- 
rungsunternehmen verzerren. 

Beispiele 

a) Tätigkeit von rd. 5000 Hjiebeaberuflichen'" Ver- 
trauensleuten, Allein die jährlich stattfindenden 
zentralen Besprechungen dürften einen erheb- 
lichen Ar.be itsausfall verursachen. 

b) Gewährung von Freifahrt fi'u: die Mitarbeiter der 
Versicheninga vereine. 

c) Befreiung von Fernspredi- und Portogebühren. 

d) Kostenlose Veröffentlidiimgen in den Mittei- 
lungsblättern der DB. 

e) Die Dienststellenleiter der DB sollen den ihnen 
anvertrauten Mitarbeitern „ Aurklärung'' über 
die Versidierungen der DB geben (Einschaltung 
in die Werbung und Arbeitszeitverlust), 

0 Aufklärung und Werbung in Belegschaftsver- 
sammlungen {bezahlter Arbeitsausfall), 

4, So intensiv die DB diese ,, bet rieb liehen Sozial- 
einrichtungen" unterstützt und fördert, so sorgfältig 
ist sie auf deren Schutz vor allem Wettbewerb be- 
dadit. indem die — nicht auf Kosten der DB ge- 
hende — Werbung anderer Versicberung;i;imterneh- 
men auf dem Gelände der DB in den (von der DB) 
„ vorgeschtiebeneD Grenzen" gehalten wird. 

5. Sd^lußbetrachtung 

Wenn auch die DB ein Interesse daran haben 
mag, über flüssige Mittel dieser Kassen und Vereine 
für Belriebszwecke verfügen zu können, so ist docfi 
eine Subventionierung dieser Institutionen, wie sie 
vorstehend dargestellt wurde, mit Rücksidit auf die 
Allgemeinheit und die damit verbundenen Wett- 
bewerbsvorteile unter Beaditung der für unsere 
Wirtschaftsordnung geltenden Grundsätze als be- 
denklidi anzusehen. Damit soll nichts gegen die Ein- 
richtungen als solche gesagt werden, sofern sie sich 
selbst tragen und damit auf offene oder ver- 
schleierte Zuschüsse verzichtet wird. 

V, Vergleich des Sozialstatus für die 
Bediensteten der DB mit den Arbeitnehmern 
in der privaten Wirtschaft 

1. Die Kommission hat versucht, den Sozialauf* 
wand 

a) bei der DB (Angaben je besonders für Beamte, 
für Arbeiter und Angestellte sowie unter Zu- 
sammenfassung aller Bediensteten), 

b) in der Eisen- und Stahlindustrie (Arbeiter und 
Angestellte), 

c) in der privaten gewerblichen Wirtschaft ohne 
Kleinstbetriebe (Arbeiter und Angestellte) 

gegenüberzustellen. 

Versdiiedene Aufwandsarten, so z. B. Aufwendun- 
gen ini Zusanimenhang mit der Unfallversicherung, 
dem Muttersdiützgesetz, dem Schwerbeschädigten- 


gesetz unid einige zusätzliche bzw. freiwillige Sozial- 
leistungen [s. Übersicht S’, 161 unter g)], wurden nicht 
in den Vergleich einbezogen, weil deren Gegenüber- 
stelhmg nidit ohne weiteres möglidi w-ar oder de- 
ren Einbeziehung das Gesamtbild beeinflußt hätte. 

Dio Angaben in der übersidit stellen Durch- 
schnittswerte dar, die unter Verwendung von 
Zahlen- und statistisciiem Material verschieden- 
sten Ursprungs ermittelt wurden. Die Vergleidis- 
zahlen beruhen also nidit auf besonderen Erhebun- 
gen und exakten Beredinungen und werden deshalb 
mit allen sich daraus ergebenden Vorbehalten ge- 
nannt, 

2. Eine symptomatisdie Wertung der Vergleidiszah- 
len ist jedoch, wie aus nachstehender Übersicht 
(S. 161) ersiditHchr möglidi. 


VI. Zusammenfassende Schlußbemerkung 
der Kommission zum Sozialwesen der DB 

1 . Sozialpolitik und betrieblidie Sozialpolitik kön- 
nen nidit losgelöst vom wirtsdiaftlidien Geschehen 
betrieben und gestaltet werden; das gilt sowohl für 
die gesamtwirtsdiaflliche Entwiddung als auch für 
die jeweilige wirtschaftlidie Situation des Einzel- 
unternehinens. Ebensowenig lassen sich Sozialpoli- 
tik und betriebliche Sozialpolitik im Hmblick auf 
ihre Zielsetzung von der allgemeinen Wirtschaft- 
iidien Entwiddung trennen. Was die betriebiidie 
Sozialpolitik anlangt, so haben diese Grundsätze 
auch Gültigkeit im Bereidi der staatlichen und 
öffentlidien Verwaltungen und Einrichtungen, weil 
der den dort beschäftigten Arbeitern, Angestellten 
und Beamten einge räumte „soziale Besitzstand" 
und die dort gewährte „soziale Sicherheit" nidit 
ohne Rückwirkung auf die Gesamtheit bleiben; ein- 
mal, weil die dafür benötigten Mittel von der Ge- 
samtheit aufgebracht werden müssen, und zum an- 
deren, weil jeder „soziale Vorsprung" imd alles, 
was an „sozialen Sidierheiten, Einriditungen und 
Leistungen" für andere Beschäftigte nidU besteht, 
in den Katalog der „.sozialen Bestrebungen bzw. 
Forderungen" für die Allgemeinheit, insbesondere 
aber der übrigen Arbeitnehmersdiat'L auf genom- 
men wird. Diese Tatsache wird durch die zurück- 
liegende, jedoch noch nicht abgescidossene Ent- 
wicklung, deren Auswirkungen noch nicht abgese- 
hen werden könneni bestätigt Dieser Gesichts- 
punkt sollte daher bei jeder „sozialen Neuei img" 
berücksichtigt werden. 

Während die „soziale Sicherheit für alle“ nodi 
nicht allenthalben in dem gewünsditen Umfange 
verwirklicht ist, hat die allgemeine wirtsdiaftüche 
Entwicklung bereits die .soziale iiud wirtsdiaft- 
lidie Unabhängigkeit" als Gesichtspunkt für die 
Orientierung der Sozialpolitik mit sich gebracht. 
Audi diese Tatsache kann bei der künftigen Gestal- 
tung der helrieblirhen Sozialpolitik nicht unberikk- 
sichtigt bleiben. 

Aus dem Vorgenannten ergibt sich zwangsläufig, 
daß Sozialpolitik und betriebliche Sozialpolitik be- 
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Bundesbahn 




Beamte 

Arbeiter 

und 

AngestelUe 

alle 

Bedien- 

steten 

Eisen- und 
StdliL 
Industrie 

private 

Wirt- 

schaft 

a) Verdienstniveau 






aa) 0 monatliches Brutto verdienst in DM , . . 

595 ,— 1 

450, — 

525,— 

590,— 

435,— 

bb) 0 monatliches Nettoverdienst in DM , - . 

1)} Bezahlter Urlaub in v. H* der Lohn- und Gehalts- 

560,— 

j 370 ,— 

460-- 

i 

490 — 

370 — 



1 



summe 

7,5 

6,7 

, 7,05 

5,2 

4,6 

c) Aufwendungen auf Grund des Kindergeldgeset- 
zes ln V, H. der Lohn- und Gehaitssumme . . , 




0,8 

0,8 

d) Aufwendungen für die gesetzliche Alterssidierung 
(Pensionen, gesetzlidie Rentenversicherung) in 

V. H- der Lohn- und Gehaitssumme 

35 , 0 ’) 

6,8 

22,2 

5,9 

6,2 

e) Aufwendungen für die zusätzlidie Alterssiche- 
rung (BVA Abteilung B; betriebliche Altersver- 
sicherung) in V. H. der Lohn- und Geballssumme 


6,1 

1 

! 2,75 

3,0 

Ü5 

l) Gesetzlicher Aufwand für den Krankheitsfall 
einsciiiießlidi bezahlter Arbeitsaus fall in v. H, 
der Lohn- und Gehaitssumme 

!2,0 

7.0 

i 

! 9,7 

3,5 

4,4 

g) Sonstige Sozial leis Lungen in v, H, der Lohn- und 

Gehaitssumme . . . . 

(Unterstützungen, Erholung, Freizeitgestaltung, 
Weihnaditsgeld, Zuschüsse zu sonstigeu Sozial- 
und Belegschaftseinriditungen, jedoeb oime Woh- 
nungswesen, Werkshygiene, werkärztlichen 
Dienst, Aiisbildungswesen) 1 

( 3 . 5 )-) 

1 

( 3 . 5 )") 

1 1 

3,5 

7,0 

4.0 

V. H. der Lohn- und Gehaitssumme insgesamt . . 

58,0 

30,1 

45,2 

25,4 

21,5 


") Die Aul Wendungen für die Beamten Versorgung wurden, dbweidienti von dem faLsäddidien Aufwand im Jahre 
1957, mit 35 v/H, der Bezüge der aktiven Beamten angenommen, weil die Summe der Versorgiiiigsbe2Üge 1957 
nicht aU ^.normal" angesehen werden kann. Allerdings wird sich naidi den Vorschlägen der Kommission auch 
dieser Satz bei einer Änderung der Personaiwirtschafl, nach der BeseiMgung der Doppel Versorgung und durdi 
enLspredieude BundeszusdiQsse, wie sic^ den Versidieningsträgern nach 5 1389 Reich sversiüiefungsorclnimg und 
5 116 Angesteiltenveisicheriingsgeseiz geleistet werden, erheblich, an! etwa 20 v. H. vermindern, 

”) Die sonsügen Soziadeislungen, die für alle Bediensteten der DB nach der Übersidil 3,5 v.H, der Lohn- imdGehalLs- 
summe betragen, wurden ohne besondere Ermittlungen „gieidimäßig" auf Beamte und übiiige Bedienstete v'erteiit. 


wegüdi und empassunysfähig sein müssen und duß 
sie auf die Zukunft und nicht auf die Vergangenheit 
auszuriditen sind, 

2. Ohne Zweifel haben, wenn gesaintwirlschaft- 
liehe Überlegungen ausgeklammert weiden, die DB 
vmd die öffenüidie Hand als Arbeitgeber im Zu- 
sammenwirken mit den Gewerkschaften im Hin- 
blidt auf die „soziale Ausstattung'" der Arbeitsver- 
hältnisse mit den niditbeamteten Bediensteten Pio- 
nierarbeit geleistet und einen Stand erreicht, der 
heute nodi vielfach als Vorbild angesehen wird. 

Auf der anderen Seite wird aber audi nodi der 
„alle Zopf" eines überzüchteten Systems von „aner- 
kannten", betrieblichen So 2 :ial-Tnstitutionen und 
-einriditimgen gepflegt. 

Es soll nichts gegen die Existenz von Einriciitmi- 
gen wie 

Lebens versicherungs verein a. G., 

Allgemeiner Versidierungsverein a, G., 

Spar- und Darlehiiskasse für Eisenbahner, 


Sportgemeinsdiaflen, 

Zentralstelle gegen AlkohoUjef ähren, 

Tie rsdiadeoska sse, 

Bundesbahn-Landwirtschaft 
und andere mehr 

gesagt werden; es sollte aber der Zusammenhang 
mit den Aufgaben, des Betriebes gewahrt bleiben, 
und die Einriditungen müßten sidi selbst tragen- 

Die gewerbliche WijisdiaJt ist jedenfalls zur Zeit 
dabei, sich von betriebs fremdem, unnützem Ballast 
zu befreien, 

3. Auch bei den übrigen Sozial-Einridilungen, ob 
sie mm gesetzlidi vorgeschriebene oder andere Be- 
triebsaufgaben walii nehmen, fehlt es zum Teil an 
einer gradlinigen Organisation und Zusammen- 
fassung. Wenn bei den sozialen Aufgaben und der 
Bemessung der sozialen Leistimgen die Grenzen 
vernünftiger, sinnvoller und gezielter Sozialpolitik 
konsequent eingeh alten werden und Überlegungen 
stattfJnden, wie diese Aufgaben am einfachsten. 
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biHigsteii und zweckmäßigsten walirgenommen wer- 
den können und wie sie am sdinensten^ eliifach- 
^sten und billigsten realisiert werden können, wür- 
den sidi mit Sicherheit sehr beträchtliche Einspa- 
rii.ngsmöglidikeiten — ohne ,, soziale Demontage"* 
™ ergeben. 

Ein solches Vorhaben kann — da.s ist bekannt 
— mir sdi ritt weise verwirklicht werden. Es setzt 
eine bis in alle Einzelheiten gehende Prüfung des 
gesamten Sozialaufwandes der DB und die Schai- 
iung klarer Redilsverhältnisse voraus, Mil einer 
jurislisdien Verse] bstän di gimg der Sozi al -Ein ridr- 
timgen der DB ist es nicht getan, ln vielen Fällen 
ist eine solche Selbständigkeit bereits vorhanden, 
eigenartigerweise aber nidit heim ßundesbahn-So- 
zialwerk, das ln DB-eigener Regie geführt wird, 
Aber audi dort, wo die reditliche Verselbständi- 
gung durchgeführl ist, sind Rechnungsabgrenzung 
und Geschäftsabschlüsse unklar geblieben. 


4. Die Kommission schlägt daher, um überhaupt 
die Voraussetzungen für eine solche Durdiforstung 
und Bereinigung des gesamten Sozialaufwandes zu 
erraöglidien, eine Änderung der §§ 26 und 27 des 
geltenden Bundesbahngesetzes von Sie verweist 
ciazu auf ihren Gesetzes Vorschlag (§§ 31 und 32) 
und die dabei gegebene Begründimg. Dadurch wird 
eine Auflockerung und Neugestaltung des gesam- 
ten reformbedürUigen Sozialwesens der DB recht* 
lidi ermög Heilt, 

Die Kommission empfiehlt dem Bundesminister lür 
Verkehr, im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
der Finanzen außerhalb des Betriebs stehende, mit 
dem Sozialwesen und den wirtsdiaitli dien Zusam- 
menhängen vertraute Prüfer zu bestellen, die für 
die Neugestaltung des SoziaJ wesen s der DB und 
seine Ausrichtung auf die Leistungsfähigkeit des 
ünternehmens Vorschläge zu machen hätten. 
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Anlage 1 

(zum IV. Teü Absdinitt A) 

Auszugsweise AbsdiriU 
aus dem Bericht des Hauplprütungsamts 
für die PB 1958 (S* 79/80) 


Die Soz/aJkos^eJ^ 

I. Insgesamt, weiden für 1958 


ausgewiesen 442 L5ö 615,44 DM 

429 081 491,19 DM 

13 075 124,25 DM 

oder + 3 V. H. 

Von den Ausgaben entfallen 

auf die Betriebsführung . . 263 239 758,55 DM 

Vorhaltung 178 916 856,89 DM 

Die DB gliedert die Sozial- 
kosten in: 


1 . Gesetzliche Ausgaben . . 207,6 Millionen DM 

[Arbeitgel>erbeitrage 2 U den 

gesetzlichen Versicherun- 
gen, Unfallfürsorge für Be- 
amte, Angestellte und Ar- 
beiter, Tbc- Fürsorge) 

2. Satzungsmäbige, vertrag- 
lidie oder tarifvertraglidie 

Zuschüsse 194,7 Millionen DM 

(Arbeitgeberbei träge zur 
zusätzlichen Altersversor- 
gung der Arbeiter und An- 
gestelUen, Zusdiüsse zur 
BBKK und KVB und zur 
Kleiderkasse) 

3. Unterstützungen , - . . 18,4 Millionen DM 

4. Andere Sozialkosten . . . 21 ,4 Millionen DM 

{Heil- und Kurfürsorge, 

allgemeine Fürsorge, Zu- 
schüsse an Heime, Sport, 

Waisenhort, kuIturGlle Ein- 
richtungen. Essenzusdiiisse, 

ZinszLisdiüsse für Woh- 
nungsunternehmen, Woh- 
niingsbeschaffungsbeihil- 
fen) 

Es ersdieint zweifelhaft, ob 
diese Gliederung immer dem 
Rechtsgrund für die einzelnen 


Aufwendungen entspricht. So 
werden die Aufwendungen 
der I3B, die den auf § 79 BBG 
beruhenden Beihilfegnindsat- 
zen des Bundes entsprechen, 
zum größeren Teil bei den 
Gruppen 2 und 4 n adigewie- 
sen. Die DB rechnet hierzu 
von den gesetzlichen Ausga* 
ben nur die Aufwendimgen 
für die gesetzliche Tbc-Für- 
sorge mit rd. 7,4 Millio- 
nen DM, 

aber von den sotzungsmäßi- 
gen. vertrag! i dien oder tarif- 
vertraglichen Aufwendungen 
(Gruppe 2) 

a) Zuschüsse ziu Anglei- 
diung der Leistungen an 
die Beihilfegrundsätze an 
die 

aa) BBKK mit . , . , 22.0 Millionen DM 

bb) KVB mit 32,0 Millionen DM 

b) satzungsmäßige Zuschüsse 

an die KBV mit .... 66,0 Millionen DM, 

von dem anderen Sozi al- 
kosten (Gruppe 4) 

al die Zuschüsse zur Heil- 

und Kurfürsorge .... 4,6MilHoneu DM 

b) die Zuwendungen an das 
BSW für die allgemeine 
Fürsorge (einschließlich 
vorbeugende Tbc-Für- 
sorge) '2,7 Millioaen DM 

insgesamt 1 27,3 Millionen DM. 

Mit den als geselzlidie Aus- 
gaben (Gruppe 1) bezeichne- 
ten von 207.0 Millionen DM 

ergibt das im weiteren Sinn 

gesetzliche Ausgaben von . 334,9 Millionen DM. 

Das sind über 75 v. H. aller ausgewiesenen So- 
zialkosten. 
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Anlage 2 

(zum IV. Teil AbschniU A) 


Auszugsweise Absdirift 
aus dem 

Bericht des Hauptprüfungsamts für die DB 1958 
(S. 323 bis 326) 

Bunda^shahn-Haiisbrandversorgung 


Vermögenswerte 14 429 877,43 DM 

Verlust 845 155,74 DM 

15 275 033,1? DM 

ln der Bilanz der DB ist unter den langfristigen 
Forderungen unverändert gegenüber dem Vorjahr 
die Betriebsmilteleinlage bei der BHhv mit 5,668 
Millionen DM bilanziert. Dieser ist in diesem Jahre 
wieder zu La.sten des ao Aufwandes eine Rückstel- 
lung in gleicher Höhe gegenül>erges teilt worden. 

Der Ausweis drückt damit wie in den Vorjahren 
die Vorstellung ans, daß das Vermögen der BHbv 
nicht Bundesbahn vermögen sei, daß es sich bei ihm 
au dl nicht wie bei dem sogenannten Verwaltungs- 
Vermögen des BSW um ein vom Bundesbahn vermö- 
gen ohne Änderung der Eigentumsverhältnisse ab- 
gespaltenes Vermögen mit besonderer Zweckwid- 
mung handle, sondern um ein Fremdvermögen, da? 
von den Organen der BHbv lediglicb treuhänderisch 
verwaltet werde, und l)ei dem die DB lediglich eine 
Einlage unterhalte. 

Die BHbv hat zwar mit Wirkung vom 1 Januar 
1959 eine neue Salzung erhalten, durch die sie wie 
das BSW zu einem Teil der DB mit eigener Organi- 
sationsform und eigener Wirtsdiattsführuiig erklär! 
worden ist. Die Satzung besagt aber nichts über das 
Eigentum an dem Vermögen und etwaige Vermö- 
gens Verluste, sondern nur, daß dem Vermögen 
etwaige Überschüsse zuzufiiliren sind Es bleibt des- 
halb noch abzu warten, wie unseren früheren Anre- 
gungen, zu einer Konsolidierung der Rechtsverhält- 
nisse zu diesem Vermögen zu gelangen, noch wird 
entsprochen werden können. 

Audi wenn nicht — wie in diesem Jahre — - di er 
der BHbv gewidmete Betriebsmitteleinlage auf der 
Passivseite der Bilanz voll zurückgestelit worden 
wäre, würden wir es begrüßt haben, wenn diese 
Belriebs'mitteleiiilage nicht in Vermischung mit den 
langfristigen Forderungen, sondern etwa ähnlich 
wie das dem BSW gewidmete Vermögen ausgewie- 
sen worden wäre. 

Die Rückstellung des vollen Betrages dieser Be- 
triebsmitteleinlage zu Lasten des ao Aufwands 
halten wir nidit für vertretbar. Stellt man sicii die 
besondere Widmung der Betriebsmilteleinlage als 
eine Art von Aussonde riincT von Vermögenswerten 
aus dem allgemeinen Hundesbahnvermögen vor, so 
mag es berechtigt sein, hio^wegon eine Rücklage 
oder eine „Rückstellung'' in die Passiven der DR- 
Bilanz aufziinehmen, die aber im FaJle ihrer Rildimg 
arnndsätzlich zu Lasten des Eigenkapitals, nicht des , 
Auhvands, hätte gebildet werden müssen. 


Eigenmittei 1 243 950,46 DM 

Verbindlichkeiten 14 031074,71 DM 

15 275 033,17 DM 

Die Bildung einer Rückstellung mit Wertberidr- 
tigungscharakter zu Lasten des Aufwands wäre 
allenfalls in Frage gekomnien, soweit die Betriebs- 
mätfeleinlage wegen des Ausweises eines Verlustes 
bei der BHbv risikobelastet ersdieint und soweit 
wegen der ilaftung des Treuhänders dieser Verlust 
notfalls zu Lasten der Betriebsmittoieinlage gedeckt 
werden müßte. 

Der Verlustausweis hat sich gegenüber dem Vor- 
jahr weiter verbessert. Nachdem das Vorjahr einen 
Jahresgewinn von 38 000 DM ergeben hatte, hat das 
Jahr 1958 mit einem Gewinn von 297 000 DM abge- 
schlossen, so daß der zunädist vorgetragene Ge- 
samt verlust. nur noch 845 ÜQO DM beträgt. Der Ge- 
winn des ßeriditsjahrs beruht, wie dem Abschluß 
der BHbv zu entnehmen ist, der dem Abschluß 
der DB angefügt ist, anders als der des Vorjahres 
nicht auf einem außerordentlichen Forderungsver- 
zicht der DB, sondern im wesentlichen auf einer Ver- 
minderung der stillen Reserven, die im Zusammen- 
hang mit einer Verminderung der in der Bilanz mit 
einem 20prozenligen Bewcrtimgsabschlag bewerte- 
ten Warenvorräte um 1,451 Millionen DM aufgelöst 
worden sind. Die ln Warenvorräten noch steckenden 
stillen Reserven dürften den ausgewiesenen Verlust 
noch bodeutend übersteigen. Das mag eine Wert- 
berichtigung der Betriebsmitteleinlage zu Lasten des 
ao Aufwands noch unnötig erscheinen lassen. Es ist 
aber vieileidit zu l>edenken, daß zur Erziehmg des 
Jahresgewünns von 297 000 DM ein diesen Gewinn 
übersteigernder Betrag an stillen Reserven hat auf- 
gelöst werden müs.seri, und schließlich, daß ein Ge- 
winn bei der BHbv überhaupt nicht möglidi gewe- 
sen wäre, wenn nicht die Betriebsrechnung efer DB 
einen gegenüber früher nicht unbedeutend gestie- 
genen Teil des Aufwands der BHbv vorweg getra- 
gen hätte. 

Die DB hat der BHbv trotz beträchtlicher Steige- 
rung ihrer Selbstkosten auch im Jahre 1958 als Ver- 
gütung für ihre Personal- und Sachleistungen wie- 
derum nur den Pauschalbetrag von 430 000 DM an- 
gedastet. Nach der eigenen Erredinung der DB be- 
tragen deren Selbstkosten 950 000 DM mehr. 

Das gesamte Ergebnis der DB ist danach durch 
die BHbv mit dem ao Aufw-and von 5,668 Millio- 
nen DM und dem nicht erstatteten BeLriebs/ührung.s- 
aufwand von rcl. 950 000 DM, d. h. in.sgesamt mit 
einem Aufwand von 6,618 Millionen DM belastet. 
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B. Tochtergesellschaften und Beteiligungen 


I* Allgemeine Bemerkungen 

h Die DB ist an 37 Bank-, Verkehrs- und Industrie- 
unternehmiHigen und an 55 Wohnimgsgesellsdiaf- 
ten beteiligt (Näheres vgl. Anlage 2 U diesem Unter- 
abschnitt). Läßt man die letztgenannten außer Be- 
tracht, da sie den besonderen Zwedcen des sozialen 
Wohnungsbaus und der Versorgung der Bedienste- 
ten mit Wohnungen dienen, so geben die genann- 
ten 37 Unternehmungen noch keinen vollen Über- 
blick über die Beteiligungsverhältnisse dar DB, v/eil 
diese Unternehmungen ihrerseits wieder Unterbe- 
teiligungen besitzen. Die VersdiadUelung geht so 
weit, daß es außerordentlich schwierig ist, die Zu- 
sammenhänge in allen Einzelheiten zu erkennen. 
Im ganzen dürften etwa 120 Gesellschallen in Frage 
kommen, an denen die DB direkt oder indirekt be- 
teiligt ist, 

2, Die Kommission konnte ilire Aufgabe n/d?/ 
darin sehen, sämtliche BeLeiligungen und ihre Ge- 
sdKUtsiühning in allen Einzelheiten selbst zu prü- 
fen. Gegenstand der Prüfung war vielmehr die Atrv- 
wirkiing der Beteiligungen auf die Brlragshge der 
DB, insbesondere die Fragen^ 

welche Zwecke mit den Beteiligungen verfolgt und 

ob diese Zwecke erreicht werden 

und 

%vie die Verwaltung der Beteiligungen bei der DB 
geregelt ist und ob sie die Gewahr für eine opti- 
male Erfüllimg der mit den Beteiligungen verbun- 
denen Aufgaben c^rreidten wird. 

3, Für die Betrachtung der Beteiligungen bol sich 
nun die Gliederung nadi den federführenden Res- 
sorts der Hauptverwaltung der DB an. Sie war aber 
für eine kritische Würdigung nicht geeignet. Das 
gleiche galt für die Aufgliederung der Beteiligungen 
der DB durch die Wirlsdiaftsprüfer Morgentlialer 
und Wüllert, die auf einen anderen Zweck abgesLellt 
war. Für die Auswertung und Beuiteikmg der Be- 
teiligungen entwideeite die Komm/ssion daher eine 
eigene Gliederung, die sich aus der Aufgabe der 
Kommission ergab. 

4, Nadi der Zweckbestimmung der Beteiligungeu 
und für ihre Würdigung und Wertung ergab sich 
folgende Gliederung-. 

(I) Beteiligungen, die der DB als „Werbutig" usw. 
dienen, das heißt, ihr Aufträge zuführem Gü- 
ter- und Personenverkehr „hallen" sollen. 
Man kann diese Gruppe mit „Vorposten der 
DB im vor- und nadujelagerlen Gewerbe" 
bezeichnen. 

(II) Beteiligungen an Unlernehmen, die selbst Ver- 
kehrsleistungen durchführen, weldie die DB 
aus Zweckmäßigkeitsgründen nicht in eige- 
ner Regie erbringen will 


(III) Beteiligungen, die der DB ini wesentlichen da- 

zu dienen sollen, in das Gesdiehen auf den 
übrigcui Verkehrsgebieten Einblick zu ge- 
winnen und für die Gesdiäftspolitik der DB 
nutzbar zu machen. 

(IV) Beteiligungen, die der DB Fmanzierungsvor- 

teile bringen sollen. 

(V) Beteiligungen, die aut politische Gründe zu- 
rückzufübren sind oder anderen als den vor- 
genannten Zwecken dienen. 

Es ist allerdings nicht möglich, die Beteiligungen 
restloÄ in die vorstehende Gliederung einzugrup- 
pieren, da sich die Zwedtbestimmungen vieUach 
übersdhnekkn. So kann man dats DeiUst^ie Reise- 
büro (DER)f das hauptsädilidi Werbezwecke ver- 
folgt, unter die Gruppe (I) einreihen, Doch darf nidit 
übersehen werden, daß diese Gesellschaft mit dem 
Verkauf von Fahrkarten eine Leistung vollbringt, 
die sonst die Fahrkartenausgaben der DB zu erfül- 
len hätten. Außerdem führt die Gesellschaft durch 
Unterbeteiligungen audr Omnibusverkehre durdr. 
Desgleichen kann man die Fa. Schenker ^ Co, nicht 
vorbehaltlos in die Gruppe (I) einreihen. Sie soll 
zwar für die DB werbend tätig sein, aber sie fuhrt 
auch aiit Lnstkraftwagen im eigenen Namen Trans- 
porte durch. Die DeuLsciie Schlafwagen- und Speise- 
wagengesellschaft (DSG) kann wiederum nidit aus- 
schließlidi der Gruppe fjl) zugerechiiet werden^ 
denn sie soll auch werbend für die DB tätig sein. 
Die Beteiligung bei der Deutschen Lufthansa AG 
wird zum Teil mit dem Zweck begründet, daß man 
Einblick in deren Geschäfte behalten müsse, Ebenso 
läßt sich aber auch anführen, daß die Beteiligung 
von politischen Stellen verlangt wurde. Die EURO- 
FIMA verfolgt den Zweck der erleiditerten Besdiaf- 
fung von rollendem Material, führt insoweit also 
eine Hilfsfuoktion aus, die sonst der DB allein zu- 
fallen würde. Andererseits ist bekannt, daß gerade 
diese Beteiligung im wesentlichen aus politisdien 
Gründen zur Forderung der europäiscfien Zoisaun- 
nionarbeit in Wirtschaft und Verkehr gewünscht 
wurde und ursprünglich nicht dem eigenen Anlie- 
gen der DB entsprach. Unter die Beteiligungen der 
Gruppe (IV) wäre audi die Deutsche Verkehrs-Kre- 
dit-ßank AG einzureihen, die für die DB von be- 
sonderer Bedeutung ist. Sie hat sich in Zeiten ange- 
.spannter Liquidität für die Überbrückung finanziel- 
ler Sdiwierigkeiten als besonders nützlidi erwiesen 
und wird auch für die Zukunft große Bedeulimg 
haben. Sie ist praktisc^i als „Hausbank" der DB aU' 
Zusehen und ersetzt eine „Bank- Abteilung" des Un- 
ternehnieTis., 

5. Der Kommission haben die Abschlüsse und Ge- 
schäfts- sowie Prüfungsberid\te für die einzelnen 
Geseiisdiaften Vorgelegen. Es haben mehrere Be- 
.sprediungen mit Vertretern der DB und auch mit 
den Ges(diäf Ls Führungen einiger Beteiligungen statt- 
gefunden. 
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Ik Sleilungnahme der Kommission zur 
Beteiligungspolitik der DB 

Bei dem Bemühen, eine ,rWertnng' der Beteili- 
gungen im Sinne des der Kommission erteilten Auf- 
trags vorzu nehmen, ergnben sich folgende Probleme: 

L Eine beträdit liehe Zahl der Beteiligungen ist für 
die DB zugleidi auch „ Vertragskontrcihent'' . Die Er- 
Irage dieser Geseltsdiaften sind oft nidit un wesen t- 
iidi von Gegerdeistungen der DB (z. B. Mieten) 
abhängig. Die Kommission hat jedoch nach reifiidier 
Überlegung darauf verzieh Leb interne „Gegenrecb- 
nungen" vorzuneiimen. Wenn sie sidi damit be- 
gnügt, bei den betreffenden Beteiligungen entspre- 
chende Hinweise zu geben, so mochte sie doch die- 
sen Zusamtneiihang i>ei einer Gesamlwertnng der 
,, Erträge" der Beteiligungen berücksiditigt wissen, 

2. Die Erträge der Beleiligungen werden wesentlich 
von dem Geschäftsgebaren der Gesellschaften be- 
stimmt. Die Tatsadier daß die Erträge dev Beleili- 
giingeu der DB insgesamt minimal sind und daß die 
Ertragskraft der einzelnen Beteiligungen sehr unter- 
schJedüdi ist, lenkte die Aufmerksamkeit der Kom- 
mission an besonderen Stellen auf die Geschäfts- 
poHtik der Beteilig ungsgesellsdiaf Len. Eine kriti- 
sdie Würdigung der Geschaftspolltik dieser Gesell- 
schaften war zwar nicht ihre Aufgabe. Sie glaubt 
jedodi, auf Grund verschiedener Anhaltspunkte zu 
der Festste] klag bereditigt zu sein, daß nicht in 
allen Fällen die gesdiäftspolitische Führung der Be- 
teiligLing von edit verantwortungsfreudiger Unter- 
nehmer-Initiative geleitet wird. Audi ist sie zu der 
Überzeugung gelangt, daß eine ,, Führung" der Ge- 
schäftspolitik der Beteiligungsgesellschaften durch 
die DB nur in sehr unzureichendem Maße statt- 
findet. 

3, Die Auswertung der Geschäftsberidrte und Ab- 
schlüsse der Beteil igüngsgesollschaften hat kaum 
in irgendeinem Falle der zurüdd regenden Jahre zu 
erkennbaren Eingriffen in die Geschäftsführung der 
Unternehmungen oder zu personellen Umbesetzun- 
gen gotührt. Die Kommission hat den Eindrudt ge- 
wonnen, daß die Waliruehinung der Aufsichtsrats- 
sitzungen durdi Vertreter der DB im wesentlichen 
als ausreichende Einflußnahme angesehen wird. Das 
genügt jedoch keineswegs. Bo hat z. B. die Firma 
Schenker ä Co, eine ExpansionspoliUk betrieben, 
die bauptscichlidi in der Begründung neuer Nieder- 
lassungen oder im Erwerb von Tochter gesell schäf- 
ten im Ausland, vor allem im nahen Orient, bestand. 
So bemerkenswert eine solche Aktivität ist, vermag 
die Kommission doch n.idit einzusehen, weshalb ein 
Toditeruiiternehmen der DB sidi in dieser Richtung 
betätigt, während zur Lösung des innerdeutschen 
Stückgut- und Sa mmelladungs Verkehrs nichts Nadi- 
weisbares geschehen ist. Hier aber lag ursprünglich 
die Zwedvhestimmnng und Rechtfertigung für den 
Erwerb eines Speditionsunternehmens durdr die DB 
als Gegenstück zu der niederländischen Firma van 
Gend en Loos. Ferner war die Töuring-GesellsdmfF 
die als Unternehmen des Personenkraffverkebrs 
gegründet wurde, bis zum .fahre 1958 defizitär, ohne 
daß man daran Anstoß genommen oder personelle 


Umbesetzungen in der Leitung in Erwägung ge- 
zogen hätte. Im Jahre 195B — also zu einer Zeit, in 
der die Koinission üire Arbeit bereits auf genom- 
men hatte — wurde die Rechnung des Unterneh- 
mens durch Aufgabe unlukraiiver Verkehre und die 
Intensivierung des Touristik-Geschäfts ausgeglichen. 
Ubersdiüsse wirft, die Gesellschaft auch jetzt noch 
nicht ab. Man sdieint sich mit der Feststellung, daß 
sie der DB jetzt keine Kosten mehr verursacht, zu- 
nächst begnügen zu wollen. 

4* Wäre die Konzernvei waltimg seitens der DB 
wirklich voll ausgestaltet, so hatte von Zelt zu 
Zeit eine „Durchforstung" der Beteiligungen statt- 
finden müssen, um obsolet gewordene oder völlig 
unbedeutende Beteiligimgen abzustoßen. Das ge- 
schah aber nicht, sondern Beteiligungen, die aus 
irgendweldien historiscJien Gründen einmal erwor- 
ben waren, wurden forf.qeschleppt, so z. B. der An- 
teil der Flughafen GmbH Bielefeld, der nur 1500 DM 
betrug, überhaupt sdieint man das Wichtige vom 
Unwiditigen nicht trennen zu können. 

5, Aus diesen Bemerkungen ergibt sich, daß die 
Beteiligungen der DB ein ausgeprägtes Eigenleben 
führen. Damit ist nicht das notwendige selbstver- 
Onlwortlidie Tun der Gesellschafts-Organe gemeint; 
es soll vielmehr nun Ausdruck gebradit werden, 
daß die DB selbst in den Fällen, in denen sie nach 
ihren eigenen ,*\ngaben an der Beteiligung besonders 
interessiert ist, eine bemerkenswerte ZurückhaUimg 
in ihrer Eigensdiafl als Gesellsdiafter an den Tag 
legt, die um so weniger verständlich ist, als bei 
denselben Gesellschaften in personeller und sozia- 
ler Hinsidit eine bemerkenswerte Beeinflussung 
durch die DB statt findet. 

6, Dieses „Eigenleben" ist auch vom Hauptprü- 
fungsamt für die DB seit Jahren beanstandet wor- 
den. Wie z. B. aus dem Prüfungsbericht 1956 (Tz. 
123) hervorgeht, bemühte sidi das Hauplprüfungs- 
amt, die Hauptverwaltung der DB zu veranlassen, 
dafür zu sorgen, daß die BeteiJigungen der DB nad\ 
denselben Grundsätzen geprüft werden, wie sie für 
die Beteiligungen des Bundes gelten. Bei den wich- 
tigsten Beteiligungen, z, B. der Deutsdren Verkehrs- 
Kredit-Bank, der Deutschen Speisewagen- und 
Sdilajwagengesellsdmft, der Firma Schenker & Co. 
sowie der Touring-Gesellsdiaft und dem Deutsdien 
Reisebüro (DER), hatte die DB die Einführung der 
Riditlinien bis 1958 noch nicht durchgeführt, ob- 
wohl sie in allen diesen Fällen eine Mehrheitsbetei- 
ligung besitzt. 

7, Bei dieser Frage stieß die Konimission auf das 
Problem der Wahrnehmung der Interessen des 
alleinigen oder hauptsädilidien Gesellsdiafters DB 
in den Überwachungs-Organen der Gesellschaft, das 
heißt in den Aufsidilsräten, Verwaltungsräten usw. 
Sie sah es nicht als ihre besondere Aufgabe an, sich 
mit der Frage der Vertretung der DB in diesen Gre- 
mien zu beschäftigen. Sie hat den Eindrude gewon- 
nen, daß nur in den seltensten Fällen eine Beeinflus- 
sung der Geschäftspolitik seitens der durch die DB 
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enlsandten Aüfsichlsratsmitglieder usw, erfolgt, wie 
auch umgekehrt kaum eiae Auswertung der Ein- 
blidte von Aufskhtsratsmitgliecleni in das Ge- 
sdiäftsgebaren der Beteiligimgsgeseilsdialten auf 
die Politik dev DB feststellbai war. Man kann die 
Tatsache am besten dadurch kennzeichnen, daß die 
Beteiligungen der DB verwaltet'' werden. 

Ö. In einigen Fällen konnte sich die Kouimi!>sion 
nach kritischer Überprüfung ferner des Eindrucks 
nicht erwehren, daß die DB die personelle Geschäfts- 
führung der Tochtergesellschaften nidU immer un- 
ter rein sadiUdien Gesiditspunkten durchführt. Das 
zum Teil jahrelange Hinschleppen der Bildung 
rechtmäßiger Organe madit deutlidi, daß von einer 
straff auf den GesdiäfLszweck ausgeriditeten Politik 
der DB nicht immer die Rede sein, zum mindesten 
gewesen sein kann. So sollen nadi den allgemeinen 
Bestimmungen für Bundesbeteiiigungen größere Un- 
ternehmungen mindestens zwei Vorstandsmitglieder 
haben, um eine gewisse gegenseitige Kontrolle 
sidierzustellen. Trotzdem hat die DB die Bestellung 
eines zweiten Vorstandsmitglieds bei der Touring- 
Gese II Schaft jahrelang binausgezögert und ist die- 
sem Erfordernis erst Ende 1959, nadidern die Kom- 
mission bereits die Beteiligungen prüfte, nadige- 
kommen. Bei dem Deutsdien Reisebüro (DER) liegt 
die Leitung heute noch in einer einzigen 1-land und 
wird die Stelle des zweiten Vörstandsmilglieds 
offengehalten. Ferner ist auch die Bereinigung der 
Verhältnisse bei der Deutschen Verkehrs-Kredit- 
Bank fDVKB) und die DM^Eröffnungsbilanz dieses 
Unternehmens bis Ende 1959 verzögert worden. Erst 
nadidem die Kommission die Vorlage der DM -Er- 
öffnungsbilanz und w" ei lerer Unterlagen erbeten 
halte, wurden diese erstellt und erst so den gesetz- 
lidien Vorsriiriften Genüge getan. Bis dahin bestand 
ein vom Registergericht eingesetzter Notvorstand 
und fehlte ein Aufs ich ts rat. Dabei darf darauf hin- 
fTewiesen werden, daß das Aktienredit (§ 297 Nr. 1 
des Aktiengesetzes) es unter Androhung von Ge- 
fängnisstrafen dem Vorstand zur Pflicht macht, in- 
nerhalb von drei Monaten die Bestelhmq eine.s .Anf- 
sidUsrats nötigenfalls beim Reqistergericht zu b*^- 
antraaen. Tm Bewußtsein, alleiniger Aktionär der 
DVKB zu .sein, sdieint die DB offenbar der Auffas- 
sung gewesen zu sein, sidi über diese zwingende 
gesetzlidie Bestimmung hinwegsetzen zu können. 

9, Die Kommission mödite ferner die Aufmerksam- 
keit audi auf die Frage der Repräsentierung der DB 
in den Aufsichtsräten usw, der Gesellschaften len- 
ken, Sie regt an, für indirekte Beteiligungen der 
offen tl [dien Hand — in diesem Falle für die Tochter- 
gesellschaften der DB — neue Wege der Bildung und 
Besetzung der Gesellschafts-Organe zu finden. Bei 
der Entsendung von Aufsiditsratsmitgl ledern sollte 
in erster Linie bestimmend sein, daß sie die ihrer 
Verantwortung angemessene Erfahrung und Über- 
sicht über das Unternehmen mit bringen. Es sollte 
daher auch davon Gebraudi gemadit werden, er- 
fahrene Kenner aus der privaten Wirtschaft für die 
Wahrnehmung von Aufsiditsralsposten in den 
Tochtergesellschaften der DB zu gewinnen. 


Die Kommission hält es auch nicht für vertretbar, 
daß Varstcindsmitglicder der DB als Aufsichtsrats- 
milglieder oder ‘Vorsitzer einer Tochtergesellsdhaft 
tätig sind, da — wie die Erfahrung lehrt — die per- 
sön Eiche Identität als Vertreter des Gesellschafters 
und Vertreter der Gesellsdiatt zu Uiteressenüber- 
sdmeiduiigen führen muß. Die Konunission hat die- 
sen Gesichtspunkt bei ihrem Vorschlag für ein 
neues Bundesbahngesetz verwertet (§ 11 Abs. 6). 
Audi c\(is Ha Liptprü lungsamt für die Dß hat in 
seinem Prüfungsbericht 1956 (Tz* 126) auf die 
mangelhafte Einwirkung der Vertreter der DB in 
den Organen der Tochtergesellschaften hingewie- 
sen: 

„Die Prüfung der uns zugänglich gewesenen Un- 
terlagen über die Beteilig ungsunlernehmen hat 
vor allem zu Erörterungen über die Folgerun- 
gen geführt, die sich aus der Betätigung von 
Voistandsmltgliedern der DB in Au fsichts raten 
und sonstigen Organen der Gesellsdiaft ergeben. 
Auch haben wir eine Überprüfung von Satzungen 
hinsichtlidi der Zahl und der Zuständigkeit von 
Geschäftslührern und der Zuständigkeit von Auf- 
sidrtsräten empfohlen. Wir haben der DB eine 
grundsätzliche Untersuchung der Besoldungs- 
Tdiiücmen und AUersversorgimgs-Regelimg der 
Geschäftsführer, die grundsätzliche Festlegung 
einer Politik der freiwilligen Versorgungsrege- 
luncj der Arbeitnehmer nahegelegt und haben für 
eine sinnvolle Anwendung der Neben tätigkeits- 
verordnung im Rahmen der Beteiligungen der DB 
gesorgt." 

Die DB hat offenbar diese Mängel erkannt und 
will dazu übergehen, in die Aufsichtsräte ihrer Be- 
tei ligimgsgesellsdiaften audi „Außenstehende" auf- 
zunehmen, deren fachmännischer Rat voll znm Tra- 
gen kommen kann, ohne daß die Gefahr besteht, 
daß der vom Hauptgesellschafter gewünschte ge- 
schäfts politische Kurs eine Beeinträchtigung er- 
täbrl (z. B. Deutsche Verkehrs-KrediUBank und 
Aulokra ft Gmblk Kiel), 


III. Sdilußfolgerungen der Kommission 

1* Die sehr unterschiedliche Zweckbestimmung 
der Beteiligungen macht es schwer, ein absdiließen- 
des Urteil darüber zu fällen, ob die Beteiligungen 
sidi gelohnt haben. Der rein finanzielle Erfolg eines 
Unternehmens kann in den seltensten Fällen als 
ausschlaggebend angesehen werden. Der Erfolg 
kann z. B. dadurch, daß die DB einem Vertragskon* 
tmhe Ilten besonders günstige Bedingungen ein- 
räumt, manipuliert werden. Es können aber audi 
dort, wo sidi der eigentliche Erfolg in der Zufüh- 
rung von Verkehr für die DB ausdrückt, sogar Ver- 
lustabschlüsse vertretbar ersdieinen. Die Verhalt- 
nJsse sind so komplex, daß nur eine sehr wirksam 
und lief in die Konzernpraxis eine! ringende Verwal- 
tung mit ihnen fertig werden könnte. Daran hat es 
aber nach Ansidit der Kommission bei der DB ge- 
fehlt. Die Überwachung und Betreuung der Beteili- 
gungen liegt in der Hand der einzelnen Fadiablei- 
lungen, z. B. bei Vevkehrsunternehmen in der Hand 
der Verkehrsabteilung, bei Kiesgruben- und Bau- 
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material ujitemehniungen in der Hand der Bauabtei- 
lung, bei Banken in der Hand der Finanzabteilang. 
Zwar hat ein Referat der Finanzabteilung über die 
[inanzieile Seite der Absdilüsse zu wachen, das 
heißt etwaige Gewinne and Zusdiüssc festzustellen, 
um sie in den Finanzhaushalt der DB zu überneh- 
men: dies genügt aber nidit, um eine zielbewußte 
K onzernpo 1 i tik sicherzu stel len . 

2, Die KojinnhsioR ist zu dem Ergebnis gekom- 
men, daß nicht in allen Fällen eine Aufrechterhal- 
tung der Beteiligungen gerechtfertigt ist und daß die 
Organisation der Konzernverwaltimg vielleicht den 
schwächsten Pu nie t in der Verwaltung der DB dar- 
steilt. Sie bedarf dringend einer Reform. 

3, Mit Rücksicht darauf, daß der Gesamtkomplex 
der Beteiligungen von der Kommission nur im 
Grundsätzlichen geklärt werden konnte und daß sie 
nicht in alle Einzelheiten einzudringen in der Lage 
war, schlägt sie der Bundesregierung vor, durdi 
einen Beauftragten die Verhältnisse bei den Beteili- 
gungen im einzelnen zu prüfen und Vorschläge im 
Sinne folgender Zielsetzungen aufzustellen: 

a) Die Beteiligungen sind auf da.s unbedingt Not- 
wendige zu besdii ranken. Die ausdrückliche Zu- 
stimmung des Bundesministers für Verkehr zum 
Erwerb, zur Ausgüederung oder zur Verauße* 
rung einer Beteiligung sollte grundsätzlich vor- 
gescti rieben sein. Die Kommission hat dies in 
ihrem Entwurf für ein neues Bundosbahngesetz 
bei den Aufsichtsrechten des BMV (§ 23 Nr. 5) 
vorgesehen. Sie macht in diesem Zusammenhang 
auf eine Verfügung des Präsidenten des Minister- 
rats der französischen Regierung vom 3L (3k to- 
ber 1958 besonders aufmerksam. Darin heißt es: 
„Solange das finanzielle Gleichgewicht der 
Nationalgesellschaft der französischen Eisen- 
bahnen eine Beihilfe aus dem Staatshaushalt 
erforderlidi macht, ist diese Gesellschaft nidil 
berechtigt, finanzielle Beteiligungen zu über- 
nehmen oder ihre Beteiligungen an Unler- 
nelmien, die einen anderen Zweck als die Be- 
förderung von Personen oder Gütern haben, 
zu erhöhen.'' 


b) Durch Zusammenlegung und Entflechtung muß 
das heute vorhandene — unbefriedigende — 
Nebeneinander von unmittelbaren und mittel- 
baren Beteiligungen der DB beseitigt werden. 
Das gleiche gilt für das Nebeneinander von Be- 
teiligungen der DB 'Und der Bundespost sowie 
der DB und des Bundes, tiier dürfte sidi eine 
lohnenswerte Abstimmung mit den für Beteili- 
gungen des Bundes zuständigen Bundesstellen 
anbieten, um eine Gesamtbereingung vorzAinoh- 
men, 

c) In der Hauptverwaltung der DB müßte durch ein 
besonderes Referat Vorsorge getroffen werden, 
daß eine Stelle einen umfassenden und klaren 
Überblick über die Gesdiäitspolitik aller Toditer- 
gesellschaften erhält. Die Beauftragung einer 
soldien Stelle mit dieser konzernpolitisdien 
Führuiigsaufgabe würde eine lebendige wechsel- 
seitige Beziehung zwischen den Fadireferaten 
einerseits und den Geschäftsführungen der Be- 
teilig ungen andererseits gestatten, die dann erst 
voll zur Verkehrs- und tarifpolitischen Auswir- 
kung im Sinne der DB gebracht werden kann. 

d) Die Tätigkeit in den Aufsichtsräten der Tochter- 
gesellschaften sollte in Zukunft anders als bis- 
her geregelt werden. Um den V’orstand der DB 
in die Lage zu versetzen, der Geschäftsführung 
eines Toditerunternehmens objektiv gegenüber- 
zutreten und als Vertreter des dort investierten 
Kapitals notfalls den Aufsichtsrat zur Verant- 
wortung zu ziehen, dürfen im Interesse einer 
klaren Trennung der Verantwortungen Vor- 
standsmitglieder nicht dem Aufsiditsrat einer 
Tochtergesellschaft angehören. Dem hat der Ent- 
wurf der Komm jss; 0/1 für ein neues Bundesbahn- 
gesetz Rechnung getragen (§ 1 1 Abs. 6). 

e) In den Geschäftsberichten der DB müßte nicht nur 
über die unmittelbaren Beteiligungen, sondern 
audi über die mittelbaren Unterbeteiligungen 
ausreidiend berichtet werden, um ein umfassen- 
des Bild über die Lage und die Entwicklung der 
Beteiligungen der DD zu vermitteln. 
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Anlage 

(zum IV. Teil Abschnitt B) 


EeteiLiguiigeii 

(Auszug aus dem Abschluß der DB für das Gesdiäftsjahi 1958) 


1 

2 

1 3 

1 4 


lfd. 

Nr, 

' 

Beseidinung der 

Beteiligungen ' 

Gamdkapital 

Sltimmkfipital 

des 

Unternehmens 

DM 

1 Höhe der Beteiligung der 

Deutschen Bundesbahn 
(Nennwert) 



DM j V. 

H. (Sp.4:3) 

I 

A* Bank-, Vexkelirs- und Induslrleuntemebmen 

I. Unternehmen des öffeutlidien Redits 

Deutsche Pfandhriefanstall, Wiesbaden — Berlin 

38 101 443,7! 

230 000,— 

0,6 

2 

n. Unternehmen des privaten Redits 

a) Banken und Kreriihnsldafe 

Deutsche Verkehrs-KrediTBajik AG, Berlin , . . 

50 000 000,^ 

50 000 OOO,— 

100,0 

3 

Eurofima, Europäische Gesellschaft für die Finanzie- 
rung von Eiseabahnmateriah Basel 

50 000 000,— sfr 

13 120 000,— sfr 

26.2 

4 

b} Verkehrs wjrfscha//iiche Unferne/imen 

DSG Deutsdie Schlafwagen- und Speisewagen- 
Gesellschaft mbH, Frankfurt (Main} 

8 000 000 — 

8 000 000,— 

J00,0 

5 

Sdienker & Co GmbH, Berlin 

5 000 000,— 

5 000 000,— 

WÖ,0 

6 

Contrans, Gesellsdiaft für Übersee-Behälterverkehr 
mbH, Hamburg . 

40 000, ~ 

10 000,— 

25,0 

1 

Pendel Sdiiffahrts-AG, Mannheim 

25 500 000,— 

2 193 OOO,— 

8ß 

8 

Weserfähre GmbH, Bremerhaven 

l 678 000,--- 

153 000,— 

9.4 

9 

Kahlgrund-Verkehrs-GmbH, SchöUkrippen (Ufr.) 

1 170000,— 

560 000,— 

47.9 

10 

Lühedc-Segeberger Eisenbahn-AG, Lübeck . , . . 

600 000,— 

459 000,— 

76.5 

11 

Osthannoversche Eisenbahnen AG, Celle . . . . 

16 850 000,- - 

1 500 000,— 

8.9 

12 

Regentalbahn AG, Vieditadi 

600 000,— 

32 000,— 

5,3 

13 

Deutsche Touring Gesellschaft mbH, Frankfurt 
(Main) 

750 000,— 

371 200,— 

49.5 

14 

Kraftverkehrsgesellschaft mbH, Braunsdiweig . , 

3 100 000,— 

1 209 OOO,— 

39,0 

15 

Autokraft GmbH, Kiel . . . 

500 000,— 

500 000,— 

100,0 

16 

Rendsburger Omnibus Verkehrsgesellschaft mbH, 
Rendsburg 

650 000,—^ 

649 000,— 

99,9 

1? 

Segeberger Verkehrsbetrieb GmbH, Bad Segeberg 

20 000,— 

20 OOO,— 

lOÖß 

18 

Verkehrs-Union GmbH, Kiel 

680 000,— 

671 750,— 

98,8 

19 

Zentral-Omnibus-Bahnhof „ZOB"' GmbH, Hamburg 

340 000 — 

34 000,— 

lOß 

20 

„ZOB"" Zentral-Omnibus-Bahnhof GmbH, Bremen 

54 500,— 

7 OOO,— 

12,8 

21 

3ord" OmnibuS'Bahnhofs-Gesellsdiaft OHG Ber- 
lin-Charlottenburg 

17 804,32 

3 560,86 

20,0 

22 

Deutsche Flugdienst GmbH, Frankfurt (Main) . . 

6 000 000,— 

1 110 000,— 

18ß 

23 

Deutsche Lufthansa AG, Köln 

120 000 000,— 

3 200 000,— 

2,7 

24 

Flughafen Bielefeld GmbH, Bielefeld 

50 000,— 

1 500,— 

3,0 

25 

Bahnhof-Kühlhaus AG, Basel 

780 000,— sfr 

90 000, — sfr 

11,5 
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1 

2 

3 

4 

Ud. 

Nr 

1 

Bezeidiiiung dei 

Beteiligungen 

Grundkapital 

Stammkapital 

des 

Unternehmens 

DM 

Höhe de*r Beteiligung der 
Deutschen Bundesbahn 
(Nennwert) 



DM 

1 v.H. (Sp.4:3) 

26 

Interfrigo, Brüssel 

6 050 000,— bfr 

800 000.— 

bfr 13,2 

27 

Transthermos GmbH, Bremen . . . ‘ 

120 000,— 

30 000,— 

25ß 

28 

Amtlidies Bayerisdies Reisebüro GmbH, München 

800 000 — 

440 000,— 

55,0 

29 

Bodensee Reisebüro GmbH, Konstanz ..... 

20 000,— 

15 000,— 

75,0 

30 

Deutsches Reisebüro GmbH (DER), Berlin .... 

500 000,— 

260 000,— 

52,0 

31 

Württ. Reise- und Verkehrsbüro GmbH, Stuttgart 

20 000,— 

18 OOO,— 

90,0 

32 

Verkehrsbaulen GmbH, Braunsdiweig 

100 000,— 

30 000,— 

30,0 

33 

Transkontineat AG, Züridi 

2 150 000,— sfr 




c) i^onstige Unternehmen 




34 

Eisenbahn-Reklame GmbEl, Kassel 

lOOOOO,,— 

60 000,— 

60,0 

35 

Basaltwerk Groschlatlengrün GmbPi, Groschl alten- 
grün 

360 000,— 

126 000,— 

35,0 

36 

Kies- und Betonwerk Marstetten GmbH, Marstetten 

150 000,— 

150 000,— 

100,0 

37 

Sleiobruchbetriebe Rammeisbadi GmbH, Rammels- 
badi (Pfalz) 

500' 000,— 

175 000,— 

35,0 


Hinzu kommen: 





35 Wohnungs* und Siedl ungsunternehmen, 

8 Elektrizitätsgenossensdiaften und -werke, 

13 Wasserversorgungsgenossensdiaften und 





9 Eisenbahn-Spar- und Darlehnskassen. 
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1. Das Grundeigentum der DB umfaßt (Ende 1958) 
U5 250 ha (vgl. Anlage v.u diesem Berichtsteil). Da- 
von werden nadi Angabe der DB gebraucht: 

d) für Betriebszweckc . . * . . rd. 97 500 ha 

b) für Wohnzwedte rd, 2 650 ha 

c) für sonstige Zwecke . . . . rd. 15 100 ha 

zusammen 115 250 ha. 

Von den Grundstücken «für sonstige Zwedte", 
die einen Verkehrs wert von rd. 147,5 Millionen DM 
haben, könnten 2687 ha mit eineni Verkehrswert 
von rd. 5? Millionen DM veräußert werden. ! 

Ende 1950 hat das Grundeigentum der DB rd. 
9? 500 ha betragen. Damals sind jedoch die Direk- 
tionen Mainz, Karlsruhe und Trier nicht erfaßt wor- | 
den. Redinet man diese Direktionen mit den heu- | 
tigen Werten von zusammen rd. 16 000 ha hinzu, j 
so ergibt sich für 1950 ein Umfang von rd. 113 000 
ha. 

2, Die DB gibt zu diesen Zahlen folgende Erläute- 
rungen; 

Zu den Fläciien für Betriebszwecke gehört alles 
Grundeigentum, das für den Eisenbahnbetrieb im 
weiteren Sinne unentbehrlich ist, das sind Bahn- 
körper, Lagerplätze, Verwaltungsgebäude und auch ' 
das für die Erweiterung von Betriebs- und Ver- i 
kehrsanlagen vorgesehene Gelände. I 

Zu den Flächen für sonstige Zwecke gehört alles 
übrige Grundeigentum, das nicht Betriebs- oder 
Wohnzwecken dient, z. B, Bahnhofsvorplätze und 
Wegeflächen, stillgelegte Bahnanlagen, Strecken | 
und Ausbesserungswerke, vorgesehenes Tausch- 
gelände, Gelände, das Wirtschaft! ich gut vermietet 
oder verpachtet ist, miterworbene Rest flachen und 
anderes mehr. I 

Dieses sonstige Eigentum ist aber nadi Angabe , 
der DB auch zum größten Teil nicht verwertbar, 
soweit es sich nämlich handelt um 

a) Bahnhofsvorplätze, 

b) Grundstücke, deren endgültige Entbehrlichkeit 
heute noch nidit übersehen werden kann, 

c) Tauschgelände für spater notwendigen Grund- 
erwerb, 

d) Grundstücke, die zur Zeit günstig vermietet 
oder verpachtet sind, 

e) Grundstüdce, die heute zu Stopppreisen verkauft | 
werden müßten, während voraussichtlich iivKürze 
nach AuOiebung des Preisstopps ein wesentlich 
höherer Preis erlöst werden könnte. 

Die restlichen als veräußerungsfähig bezeidinelen 
Flächen (2687 ha) sind nach Angaben der DB — - wie 
die Erfahrung gezeigt habe =— nicht durchweg, son- 
dern teilweise gar nicht, teilweise nur beschränkt 
verwertbar, so daß — jedenfalls kurzfristig — nlciit 
mit größeren Einnahmen aus diesem Posten gerech- 
net werden könne. 


Die DB hat, wie in einem Runderlaß an die 
Bundesbahndirektionen vom 14. März 1958 ein- 
leitend bemerkt wird, früher den Standpunkt ver- 
treten, daß im Grundsatz das Grundeigentum der 
DB in seinem Bestand erhalten bleiben und eine 
Veräußerung nur bei Vorliegen besonderer Gründe 
erfolgen solle. In dem genannten Runderlaß von 
1958 hat die Dß diesen Standpunkt zwar etwas 
gelockert; trotzdem hat die Ende 1958 auf Grund 
der Anfrage der Kommission erfolgte Bestandsauf- 
nahme ergeben, daß der Bestand (115 000 ha) nodi 
um 2000 ha über dem Bestand von 1950 (113 000 ha) 
lag. 

4. Die Kommission hat sidi mit der Frage der 
Grundslückspoiilik der DB befaßt und ist dabei zu 
folgendem Ergebnis gekommen: 

a) En dem Grundeigentum der DB stecicen — schon 
nach ihren eigenen Angaben — sehr erhebliche, 
liquidierbare Werte, die die DB in ihrer gegen- 
wärtigen schwierigen Finanzsituation flüssig 
machen sollte. Die bisher immer noch sehr 
zurückhaltende Verkaufspolitik sollte entschie- 
den aktiviert werden, wie es auch die Bundes- 
vermögensverwaltung in ihrem Bereicii lut. Mit 
dem immer noch vorherrschenden Verwaltungs- 
Standpunkt der Erhaltung, der — wie bereits 
erwähnt — sogar zu einer Vergrößerung des 
Grundbesitzes von 1950 auf 1958 geführt hat, ist 
zu brechen. Diese Änderung des Standpunktes, 
die auch eine Abkehr von der seitherigen 
Tausdipraxis (Veräußerung nur im Wege des 
Reallausches) bedeutet, muß den Direktionen im 
Erlaßwege mit nachfolgenden Kontrollen klar 
und deutlich gemacht werden. 

Hinter der Vorhaltung von Grundstüdcen zu 
Tausdizwecken oder für die Erweiterung von 
Betriebs- und Verkehrsan lagen (sofern diese 
Erweiterung nicht alsbald bevorsteht) versteckt 
sich eine Vorratswirlschaft, die die DB sich in 
der gegenwärtigen Lage nicht leisten kann. Wie 
weit eine solche Vorrats Wirtschaft führt, zeigen 
einige von der DB gebrachte Verkaufsbeispiele. 
Es ist dabei unter anderem von einem „land- 
wirtschaftlichen LehrguU', einem nBauernhof". 
43 ha „Wirlsdiaftswald", einem ^Gut mit 4,3 Mil- 
lionen DM Wert” die Rede — große Objekte, 
deren Zusammenhang mit der DB nicht ersicht- 
lich ist. 

b) Der Revision bedürfen auch die sogenannten 
Feuerschulzstreifen, die auf alten länderpoHzei- 
Hchen Vorschriften beruhen, aber mit der Ein- 
schränkung des Dampflok-Betriebes und dem 
Übergang zur Elektrifizierung und Verdieselung 
mehr und mehr ihren Sinn verlieren. Die Frage 
ist von der DB bereits in Angriff genommen. 

c) Hinzuweisen ist ferner auf die Verwertung der 
im Zuge der Rationalisierung stillgeleglen Aus- 
besserungswerke mit Inventar, Es ist nahe- 


C. Grundstückspolitik 

3 . 
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liegend f sie nadi Möglidikeil der Bundeswehr 
zu übereignen, die für ihre umfangreiche tech- 
nische Ausrüstung Werkstätten braucht. Die 
hierbei aufgetretenen Schwierigkeiten, die ihren 
Grund vielfadi im Ressortpartikularismus haben, 
müßten im Interesse der Steuerzahler zu über- 
winden sein. Als Beispiel sei eine Werkhcille 
in Rosenheim-Sana mit einem Wert von 6,3 Mil- 
lionen DM genannt, ein Objekt, das schon vor i 
Jahren der Bundeswehr angcboten ist. Der 
Bundes Vermögens Verwaltung erwächst hier als 
Mittlerin eine besondere Aufgabe, überhaupt 
sollte die Dß bei der Verwertung ihres Grund- 
besitzes enge Fühlung mit der Bundes vennögens- 
vervvaUung haUen, und zwar nidit nur, soweit 
sie Objekte an die Bundcsvennögensverv/altung 
veräußern will, sondern ganz allgeniein. Fine 
sokhe Verbreiterung der Geschäftsgrundlagen 
kann für die DB nur nülzlidi sein. 

Die Grundslücksverwaltiing der DB müßte 
auch so beweglich sein, daß sie, eventuell durdi 
Verlegung der Dienststellen oder in anderer 
geeigneter Weise, das zu veräußernde Objekt 
für den Käufer attraktiv gestaltet. So könnte 
7. B. das aiißerordeotiidr umfarigreidie, an meh- 
reren Straßen gelegene und durch verschiedene 
Gleisanlagen aufgesdilossene Gelände des Aus- 
besserungswerkes Freimann bei München besser 
genutzt werden. Zur Zeit ist es so, daß das Aus- 
besserungswerk, das nur einen kleinen Teil des 
Geländes beansprucht, in dem neuesten Teil der 
vorhandenen Gebäude imtergebracht ist. Dies ist 
durdiaiis verständlich, weil die bezogenen Hal- 
len eigens für das Ausbesserungswerk vor vielen 
Jahren gebaut wurden, allerdings unter An- 
legung größeren Maßstabes, Zu kritisieren ist ' 
aber, daß die straßenseilig gelegenen Gelände^ 
teile, meist mit Gleisanschluß, von anderen 
Dienststellen der DB (Bahnpolizei und Versuchs- 
anstalt) „blodcierl" werden, die wohl audi ander- 
weitig untergebracht werden könnten. Damit 
w'ird das „ Attraktive"', das ein Industrie-Unter- 
nebnien veranlassen könnte, einem Angebot 
näher zn treten, von vornherein ausgesdialtef.. 
Zu kritisieren ist ferner verwaltungsmäßig, daß 
die Grundstücks Verwaltung und damit auch eine 
eventuelle Verpaditung oder Veräußerung durch 
die Bundesbahndirektion München geschieht, die 
jedoch auf die Ausdehnungs- und Plazierungs- 
wünsche der genannten Stellen keine Einwir- 
kungsmöglichkeit hat. 

Möglicherweise werden bei dem großen Um- 
fang des Grundbesitzes der DB audt an anderen 
Stellen ähnlidie Verhältnisse vorliegen. Hier 
wäre ein Eingriff der Hauptverwaltung der DB 
notwendig. 

cl) Eine grundsätzlidie Frage ist die Behandlung 
von solchen Grundstücken, die eine gute Ren- 
dite abwerfen. Die DB erwähnt einen solchen 
Fall in München, wo sie ein Anwesen „Roter 
Hahn" hat, das zur Zeit als Gaststättenbetrieb 
und als Bürogebäude dient. Es bringt bei einem 
Wert von 4,7 MLllIonen DM eine jährliche Miet- 
einnahme von 335 740 DM — also rd. 7 v. H, — . 
weshalb die DB es nicht veräußern will. 


Abgesehen davon, daß von den Mieteinnah- 
men noch die LasUm und Aufweadungen für das 
Grundstück abzu-selzen sind, sollte die DB aus 
Grundsatz soldien Besitz, der nichts mit ihrem 
Betrieb zu tun hat, nicht halten. Ein Abweiciien 
von dieser Linien führt leicht zu weiteren Ab- 
weiduingen (Abrundungen. Erweiterungen des 
an sidi betriebsfrenrden GrundbesUzes). Auch 
wird die DB damit auf einem ihr fremden Ge- 
biet in das Mark tgesdi eben einbezogen und 
kann bei einer Änderung der Marktlage, wie sie 
gerade bei alten Gebäuden leicht eintreten kann, 
unter Umständen sehr hohe Verluste durch Wert- 
minderung erleiden. Außerdem ist es ein Wider- 
spruch, wenn die DB wiederholt betont, döß sie 
Grundstücke, weil sie offenbar für den Käufer 
nicht rentierbch sind, nicht verkaufen katuif 
andererseits aber dort, wo ein rentierliches Ob- 
jekt vorhanden ist, au{h nicht verkaufen will. 

e) Besonderer Erwähnung bedarf nocii die „Eisen- 
bahn-LandwirtschalG. Es handelt sich hierbei um 
einen emgetragenen Verein, dem im Rahmen 
eines Generalpa<ditvGrtrages landwirtschaftliche 
Nutzflädien in einer Gesamtgröße von 24 88? ha 
verpachtet worden sind, und der sie, hauptsäch- 
lich an Eisenbahner, weiter verpachtet. Diese rd, 
25 000 ha sind in den vorstehend erwähnten 
1 15 000 ha enthalten. 

Gegen die Selbständigkeit einer solchen Or- 
ganisation w'ird nichts eingewendet, da die DB 
hierdurch von Vci walUmgsarbeil entlastet wird. 
Die Abredinung mit dem Verein sollte aber nadr 
dem Bruttoprinzip erfolgen, das heißt es sollten 
von den Paditeinnahmen von 1,2 Millionen DM 
nicht vorweg 600 000 DM abgezogen werden, die 
dem Verein bleiben. Einnahmen und Ausgaben 
sollten vielmehr getrennt in voller Höhe ver- 
bucht werden. Dabei wird sidi sofort die Frage 
ergeben, ob nicht eine Zuwendung von 50 v, H. 
der Pachteinnahmen an den Verein zu hoch ist. 
Auch wird der soziale Charakter der Zuwen^ 
düng, der zur Zeit nicht erkennbar ist, klarer 
herauskomrnen. Schließlich müßten die Verträge 
rechtlidi so gestaltet werden, daß die Dß — mit 
angemessenen Kündigungsfristen — jederzeit 
ihre Grundstücke ohne Entschädigung zuriiek- 
erhölten kann. Es ist nicht verständlich, daß die 
DB Grundstücke pachtw'eise hergibt, für deren 
Rückgabe sie Mittel auf bringen muß, 

5. ZusammenJüs&cnd bemerkt die Kommission 
folgendes: 

Die bisherige Grundstücks pol itik der DB muß 
eine Wendung erfahren. Es muß nicht möglichst 
wenig, sondern — selbstverständlich mit Vernunft — 
möglichst viel Grundbesitz abgestoßen werden. Eine 
Vorrats Wirtschaft auf Jahre hinaus hat zu unter- 
bleiben. Bei entsprechender Handhabung der Ver- 
äußerungspolitik werden der DB — wenn auch erst 
in gewissem Zeitraum — nicht unerheblidie flüssige 
Mittel zufließen. Diese Mittel lassen sich ni<dit 
sdiätzen, sollten aber nicht imbeträchtlich über den 
von der DB selbst genannten 57 Millionen DM 
liegen. 
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Anlage 

(zum IV. Teil Absdinitt C) 




1 


2 


3 


4 

5 


ß 

im. 

Nr. 

Bundes- 

bahn- 

Grund- 

cigen- 

lum 

von dem Gnindeige Eilum 
eiitlallen aul Gruiul- 
stücke für 

Verkehrs- 
wert der i 
)ii Spdlte 2c 
gena unten 

Von den 
in Spalte 2c: 
genannten 
, Grund- 

stücken 
liegen in 

Von < 

in Spal 
genau 
Grur 

stück 

könr 

ien 
te 2c 
Uten 
id- 

:en 

len 

Verkehrs- 
wert der 

in Spalte 5’u 
genannten 
Grund- 
stücke 


dirf^ktion 

der DB 

ßetriebs- 

/Avecke 

Wohn- 

zwecke 

sü)rs6ge 

Zwecke 

Grund- 

slückc 

städ- 

ti- 

sdjen 

länd- 

lidiGn 

a 

nicht 

ver- 

äußert 

b 

ver- 

äu- 

ßert 




a 

b 

c 

1 

Bezirken 

werden 




ha 

ha 

hd 

lia 

DM 

ha ‘ 

ha 

ha 

' ha 1 

DM 

1 

Augsburg . 

5 182 

4 225 

147 

SiÜ 

4 000 000 

162 

643 

494 

316 

1 800 000 

2 

3 

Essen . . 

Frankfurt 

6 979 

5 891 

183 

905 

8 310 000 

403 

502 

858 

47 

1 442 000 


(Main) . . 

5 974 

5 12Ü 

47 

807 

4 455 000 

177 

630 

761 

46 

315 000 

4 

Hamburg . 

8 572 

6 855 

139 

I 578 

14 000 000 

429 

1 149 

1 184 

394 

3 500 000 

5 

Hannover * 

12 324 

10 7t>8 

123 

1 433 

14 330 000 

70 

I 363 

1 283 

150 

2 000 000 

G 

Karlsruhe . 

6 557 

3 950 

107 

50Ü 

10 600 000 

300 

200 

444 

56 

7 700 000 

7 

Kassel . , 

4 87? 

4 320 

56 

501 

2 575 000 

131 

370 

419 

82 

390 000 

8 

Köhl . . 

7 191 

6 062 

366 

763 

12 800 000 

508 

255 

458 

305 

7 300 000 

9 

Mainz . . 

5 860 

5 026 

95 

739 

7 600 000 

109 

630 

694 

45 

875 000 

10 

Mündien . 

8 535 

6 950 

270 

1 315 

29 100 000 

328 

98? 

1 299 

16 

1? 100 000 

11 

Münster 

7 04? 

5 734 

140 

1 173 

7 000 000 

35 

1 138 

1 093 

80 

400 000 

12 

Nürnberg . 

9 062 

7 921 

162 

979 

1 1 500 000 

569 

410 

612 

36? 

5 000 ÜCO 

13 

Regensburg 

7812 

5 838 

83 

1 891 

5 700 000 

595 

1 296 

1 761 

130 

i 000 000 

14 

Stuttgart 

8 648 

8 249 

255 

144 

822 000 

7 

13? 

104 

40 

220 000 

15 

Trier . , 

3 690 

2 785 

45 

860 

6 700 000 

96 

764 

597 

263 

2 700 000 

16 

Wuppertal 

6 940 

5 823 

435 

682 

3 000 000 

145 

537 

332 

350 

5 250 000 



1 15 250 

97 517 

2 653 

15 080 

147 492 000 4 064 

ll 016 

12 395 

2 687 

56 992 000 
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V. TEIL 

Maßnahmen auf dem Gebiete der 
tedmisdien Rationalisierung und Modernisierung 


Aus dem Auftrag des Deut-sdien BuiidesEages er- 
gaben sich für den tedmisdien Bereidi im wesent- 
Uctien nadislehende zwei Aufgaben: 

A. Piüfmig der Frage, inwieweit durdi eigene An- 
strengungen der iDB uhnotiger Aufwand vermie- 
den werden kann, das heißt inwieweit ohne 
oder mii geringem KapilatQuiWand im Wege der 
Ralionutisierung Einsparungen bei der DB erzieif 
werden können. 

B. Prüfung der Frage, weiche Rationalisiorungs- 
und Modernisierungsmaßnahmen mit Kapitalaui- 
wand bei der DB ergriffen werden müssen, um 
zu einer ausgeglidienen Ertragslage zu gelangen. 

Die vorstehenden beiden Fragen sind in den 
folgenden Unlerabsdinitten A und B behandelt, 
denen sich im VL Teil — als Schlußfolgerung — ein 
10- Jahres- und ^‘Ja/7res-/nves/;ffonspion anschiießt. 

Um für eine Prüfung der unter A und ß genann- 
ten Gebiete die erforderlichen Grundlagen m er- 


halten. wurden zunadisl an die DB folgende schrift- 
liche Fragen gerichtet: 

„Welche allgemelaen 'Maßnahmen zur Senkung 
des Aufwands sind eingeleitet, geplant oder kön- 
nen in Aussicht genommen werden?" 

und 

„Welche Maßnahmen erfordern einen besonderen 
Kapitalaufwand und in weldier Höhe?" 

Im Laufe ihrer Untersuchungen erkannte die 
Kommission sehr bald, daß es für eine nachhaltige 
Gesundung der DB unerläßlich sei, olnen lang- 
fristigen, auf wirtschaftlichen Erfolg abgestellten* 
koordinierten Investilionsplan aufmsieUen. Auf 
Grund der Bitte der Kornm/ss/on legte der Vorstand 
der DB am 19. August 1959 der Kommission einen 
lO-Jahres-lnvestitionsplaji vor. Aus diesem Plan 
wurde in den nachfolgenden Verhancllungen ein 
vordringlicher, besondere Rütionalisierungserfolge 
versprechender 4-Jahres-Äbsdwitt herauskristalH- 
siert. 


A. Rationalisierung ohne oder mit geringem Kapitalaufwand 


i- Obwohl für die erste, auf „Rationalisierungs- 
arbeiten" gerichtete Frage in Beridilen und Stellung- 
nahmen der DB Immer wieder die Auffassung ar^zu- 
treffen war, 

„daß RationalisierurLgsmaßnahmen ohne oder mit 
geringem Kapitalaufwand im wesentlichen aus- 
geschöpft seien 

so ließen die Aussprachen mit der DB doch erken- 
nen, daß an manchen Stellen — so z, B. beim Werk« 
stättenweseo, in der Betriebsführung, bei dem Ver- 
waltungsaufbau, hinsiditlichder Modernisierung der 
Verkehrsanlagen -“ neben den bereits durdigeführ- 
ten und in Angriff genommenen noch weitere erfolg- 
versprechende RationaHsierungsmÖglidikeiten be- 
stünden. 


Insbesondere konnte sich die Kommission jedoch 
I davon überzeugen, daß die 'DB über bereits durch- 
I geführte Rationalisierungsmaßnahmen hinaus wei- 
I teren Bemühungen dieser Art auf den verschieden- 
I sten Gebieten ein 'lebendiges Interesse entgegen- 
I bringt. 

I 2. Wenn dieser Wille zur Rationalisierimg nicht 
I immer deullidi erkennbar ist, dann hat dies ver- 
' schiedene Ursachen. Zfunadist ■ — und diese Feststel- 
lung gilt für die verschiedensten Gebiete — kann 
* allgemein festgestellt werden, daß eine „Verwal- 
tung" gegebener VermögerrsteÜe regelmäßig in 
Richtung einer Erhaltung und Pflege der gegebenen 
Substanz tendiert. Das Interesse gilt in erster Linie 
dem Erhallen und Pflegen vor einem Gestalten, Aus- 
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und Umgestalten. Hinzu koimnl, daß eine jahrelange 
finanzieUe „Enge*' sich fortsdirUthemmend ausge- 
wirkt hat. Bei der DB war es bisiang in der Tat 
so, daß der jeweils — ^und zwar in engster Begren- 
zung — gegebene finanzielle Rahmen Zurückhaltung 
und Beschränkung gebot. Es ist ein empfindlicher, 
an vielen Stellen klar erkennbarer Mangel, daß die 
finanzielle Unbeweglichkeit, nicht selten verstärkt 
durch schemalisch fiskalisches Denken, Phantasie, 
Anregungen und den Willen zum technischen Fort- 
schritt einengen, begrenzen, ja sogar abtöten. 

3* Es wird — <wie bereits an anderer Stelle aus- 
geführt — nach Auffassung der Kommjssion not- 
wendig sein, hier in mehrfacher Hinsicht Wandel 
zu schaffen. Einmal bewirkt das Spartendenken eine 
Enge der Vorstellungswelt; zum anderen hindern 
starre Lautbahnvorschriften und „Aufstiegs regeln“ 
daran, schöpferische Kräfte nach vorn zu lassen. 
Eine Änderung setzt vor allem einen Wandel des 
überkommenen „Behördenstalus*' der DB und eine 
Auflockerung des Entlohnungs- und Belohnungs- 
Systems voraus. 

4. Zu diesem Wandel gehört ferner eine stärkere 
finanzielle Beweglichkeit der D8, Die bislang 
gehandhabte etatmäßige Mittelzuweisung mit 
Zweckbindung an die Buiidesbahndirektioiien ge- 
stattet nur in den seltensten Fällen ein elastisches 
Umplanon und Umdirigieren von Mitteln in neu auf- 
tretende Ra tionalisierungsmöglichk eiten. Es wird zu 
erwägen sein, den Bundesbahndirektionen gewisse 
Brleiditemngen und größere Wendigkeit zu ver- 
schaffen und ihnen „Dispositionsfonds' zur Verfü- 
gung zu stellen, aus denen Umdisposilionen gespeist 
werden, die am Schluß der Redinungsperiode abge- 
redinet werden können. Allerdings bedarf die Ver- 
wendung dieser Fonds einer genauen sachlichen Be- 
grenzung, um zu verhindern, daß am Schluß des Ge- 
schältsjahres noch vorhandene Mittel ohne Rücksicht 
auf den wirtschaftlidien Erfolg verbaut werden. Fer- 
ner müssen Wege gefunden werden. „Rationalisie- 
rungserfolge" audi sichtbar zu machen. Rationalisie- 
rungsmaßnahmen können bei der im Vergleich zu 
einem industriellen Betrieb stark besduänklen 
..Produktionspalette" — es können eben nur Ver- 
kehrsleistungen bereitgehalten und angeboten wer- 
den — in der Hauptsache nur auf dem Gebiet der 
Beschäftigtenzahlen deutlich werden. Bislang wurden 
solche Ralionalisierungserfölge ziffernmäßig zwar 
auf Teilsektoren erkennbar, jedoch durch direkte 
oder indirekte Lohnsteigerungen sowie Änderung 
der Dienstdauer Vorschriften usw, wieder ausgelöscht; 
die Verwaltung der DB sah sich damit intern und in 
der Kritik der Öffentlichkeit vor die Tatsache 
gestellt, daß „es ja doch ein aussichtsloses Bemü' 
hen" sei, größere Beträge in Rationalisierungs- 
investitionen hineinzustecken. So sehr das Bestehen 
besonderer Eisenbahne rgewerkschaftem den Vc>rteil 
enger Zusammenarbeit zwischen Unternehmen und 
Gewerkschaften bietet, so bringt dieser Zustand 
doch auch die Gefahr mit sich, „Rationalisierungs- 
erfolge" unter Beibehaltung bestehender Sonder- 
vergünstigungen — d. h. also vor Effektiv- Werden 
— den Bediensteten in Verkürzung der Arbeitszeit 
usw. zugute kommen zu lassen. 


5. Diese ^ — hier kurz erwähnten — Tatsachen 
machen mandies „Kurz treten*’ der DB verständlich, 
so insbesondere auch, daß die Darlegungen der DB 
zu bestimmten Problemen, z, B, des Werkstätten- 
wesens, eine besondere Zurückhaltung erkennen 
ließen. So fand sich in den schriftlichen Darlegungen 
der DB häufig der Hinweis darauf, daß es der DB 
doch gestattet werden möge, das Werkstätlen- 
personal zum Neu- und Umbau von Wagen verwen- 
den zu können. Hierdurch konnte oder mußte bei 
der Kommission die Meinung aiiftreten, daß der DB 
daran gelegen sei, einen relativ zu großen Repara- 
tuipark zu unterhalten, um ihn u, a. auch mit Neu- 
banarbeiten beschäftigen zu können, ln Aussprachen 
mit der DB wurden jedoch die Schwierigkeiten er- 
kennbar, denen sich die DB bei ihren Bemühungen, 
die Zahl der Werkstätten durch Schließung und Um- 
setzung des Personals zu verringern, das heißt eine 
Werks tättenrationaiisiening durdizuführen, gegen- 
übersieht. Diese beginnen bereits mit Einsprü^en 
im Verwaltungsrat, erreichen dann in den Inter- 
ventionen der Länder ihren Höhepunkt und werden. 
z. B. in der Verkoppelung finanzieller Zusagen für 
die Elektrifizierung mit der Forderung, aut eine 
Schließung von Werkstätten zu verziditen, zur 
besonderen wirtschaftspolitischen Delikatesse. Ähn- 
lich liegen die Dinge bei der Diskussion um die 
Bundesbahn-Zentraiämter, 

6. Es darf ferner nicht übersehen werden, daß bei 
der DB eine Neigung besteht, Arbeiten in eigener 
Regie der Vergabe an Unternehmer vorzuziehen. 
Die Kommission hat sich mit diesem Problem sehr 
eingehend befaßt und ist aus den ihr vorgelegten 
Beredinungen zu der Überzeugung gelangt, daß mit 
Rücksicht auf den für die DB erforderiiehen Sozial- 
aufwand und die Pensionsverpfiiehtungen der Vor- 
teil bei einer Vergabe an Unternehmer liegt. Es darf 
sich hier nicht um eine Frage des Prinzips handeln; 
vielmehr muß das wirtschaftlidie Kalkül — wie bei 
allen anderen Problemen der DB — im Vordergrund 
stehen. 

7. Diese Gedanken mußten hier Ausdrude finden, 
weil es notwendig ist, die DB, wenn sie vernünftig 
wirtschaftlich handeln will, von dem psychologischen 
Drude der verschiedensten Inleressenteninterven- 
tionen, von der allgemeinen ~ nicht immer begrün- 
deten — Kritik der Öffentlichkeit und den starken 
„Regie-Einflüssen*' seitens des Bundes und der Län- 
der zu befreien, sie aber auch aus der Vorslellungs- 
enge des Überkommenen und Althergebrachten 
herauszuführen. 

Zu diesen Fragen werden an den verschiedensten 
Stellen des Berichts Vorschläge gemadit werden. 
Unter dem Gesichtspunkt des Themas „Technik" 
seien hier jedoch die wichtigsten Forderungen noch- 
mals zusaramengefaßt: 

a) Auflockerung des „Behörden"- und ^ Verwal- 
te ngs Charakters" der DB; Änderung der äußeren 
und inneren Organisation der DB durch eine 
Befreiung von historischen Schlacken und moder- 
nen Interessentenbindungen, 
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b) Wirksamwerden von Rationalisierungen durch 
grundsät'xlidien Wandel in der Personalpolitik, 

c) Auflodcerung des EnÜohmmgS“ und Belohnungs- 
systems, 

d) Freilegen des Erfolgs von Rationalisierungsmaß- 
nahmen durch interne statistische Rechnungen- 

Mit diesen Forderungen soll deutlidi gemadit 
werden, daß Rationalisierungsmaßnahmen, die stän- 
dig aus dem Betrieb selbst herauswachsen müssen, 
dann am wirksamsten zum Zuge kommen, wenn 
Erfolge sichtbar werden imd für jeden Angehörigen 
der DB ein Anreiz dazu besieht, über seine Ressort- 
aufgabe hinaus in Richtung auf eine Vereinfadiung 
und Verbesserung nadizudenken und damit der Ten- 
denz, durch Verwaltungsanordnung oder Dienstvor- 
schrift Bestehendes zu zementieren, entgegenzu- 
wirken. Diese Anmerkung geschieht auch deshalb 
an dieser Stelle, weil die Kommii^sion sidi zu dem 
Hinweis verpflichtet fühlt, daß Rationalisierungen 
— mit geringem oder ohne Kapitalaufwand — 
immer zwingendes Gebot für die DB sein werden, 
audh dann, wenn der Eigentümer der DB sich nach 
den Vorsdrlägon der Kommission dazu entschlossen 
haben sollte, da^: Unternehmen durdi gezielte und 
großzügige Maßnahmen auf einen modernen Stand 
zu bringen. Alle Hilfs- und UnlerstütZAingsmaßnah- 
men soldier Art müssen an dem eigentlichen Ziel 
Vorbeigehen, wenn es nidit gelingt, spätestens zu- 
gleidi die Grundlagen für eine stets aus sidi selbst 
herauswachsende Rationalisierung mit entsprechen- 
den Personaleinsparungen zu sdiaffen- 


8, Die Kommission hat sich davon überzeugt, daß 
bei der heutigen Struktur und Betriebsweise der DB 
die Rationahsierungsmöglidikeiten ohne oder mit 
geringem Kapitaiaufwand begrenzt sind. Hingegen 
lassen sich bei einer Änderung dieser Struktur, das 
heißt vor allem bei Umstellung auf ein eigen- 
verantwortliches kaufmännisches Unternehmen, und 
bei einer dieser Struktur angepaßlen Betriebsweise 
erheblidie sachliche und personelle Einsparungen ln 
Richtung auf eine Verbesserung des Belriebsergeb- 
nisses erzielen. Die Kommission gibt hierzu folgende 
Anregungen: 

Vereinfachungen der technischen U nie rhai lang, ins- 
besondere Herabsetzung der Routineprüfungen, 

^ Bessere Ausnutzung voThandencr neuzeitliciier 
Technik (z. B. Besetzung der Dr-Stcllwerke, Anbriu- 
gen von Durdigangsbetriebslasten an Dr-Stell- 
werken der ünterwegsbahnhöfe, zweckmäßiger Ein- 
satz von Maschinen für die Unterhaltung). 

Schrumpfung der Belriehsleistung 

I Schrumpfung baulicher Anlagen durdi Einsparung 
an Gleisen und Weidien und cbm-umbautcn Rau- 
mes. Hierdurch konnten bei intensiver Durchleuch- 
tung der Anlagen auf ihre Notwendigkeit nodi eine 
Reihe von materiellen und personellen Aufwen- 
dungen ohne Beeinträditigung von Verkehr und 
Betrieb eingespart werden. 

ln diesem Zusammenhang wird auf die Vor- 
schläge in Teil HI Abschnitte B und C und Teil VI! 
verwiesen. 


B. Rationalisierung und Modernisierung mit Kapitalaufwand 


h Hinsichtlich der Rationaüsierungs- und Moder- 
nisierungsmaßnahmen mit Kapitalduiwand, also hin- 
siditlich der Investitionen, die die DB auf einen 
leistungsfähigen Stand bringen sollen, glaubte die 
Kommission zunächst die allgemeinen Hinweise der 
DB auf die verschiedenartigslen Investitionsmög- 
lichkeiten hinnehraen und im Zusa.nimeahang mit 
dem „lO-Jahres-Plan 1956" einer Prüfung unter- 
ziehen zu können. 

Eine kritische Durchsidit dieses 10-J ah res-Plan^ 
ergab jedodi, daß er keinen geeigneten Ausgangs- 
punkt bilden konnte. Diese Auffassung wurde auch 
von der DB selbst bestätigt, da er mehr unter Finan- 
zierungs- als unter Invesliiionsgesichtspunkten auf- 
gestellt und deshalb für Investitionsüberlegungen 
unter w/rfscho/l/ichen Gesiditspunkten ungeeignet 
war. 

2, In den Überlegungen mit der Verwaltung wur- 
den daher für die verschiedensten Gebiete beson- 
dere „Programme" zusammengestellt, die die nach- 


stehend aufgefübrten Gebiete betreffen. Dabei wur- 
den Finanzierungsüberlegungen bewußt zurück- 
gestellt zugunsten technisch ökonomisdier Über- 
legungen. Dies gebot einmal, die einzelnen Maß- 
nahmen in gegenseitiger Bedingtheit zu sehen, zum 
anderen, eine Gruppierung nadi der Stufenfolge der 
Rationalisierungsergebnisse zu wählen, 

3, Als besondere Gebiete, auf denen RationaJisie- 
rungs- und Modernisierongsmaßnahmen vorzuneh- 
men sind, werden in den folgenden Absdinitten 
behandelt; 

l. Elektrifizierung | Strukturwandel 

II. Verdieselung ] der Zugforderung 

III. Rollendes Material 

IV. Werks tältendienst 

V. Oberbau 

VI. Signalanlagen und Fernmeldeanlagen sowie 
Bahnübergänge 
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Vorbemerkung zu I* und II. 

Strukturwandel der Zugförderung 

Die relativ hohen fixen Kosten und die große 
Personalintensilät des Eisenbahnbetriebs sowie die 
Möglidikeit künftiger Lohn- und Gehallsforderun- 
gen zwingen zu einer fortschreitenden Rationalisie- 
rung, die sowohl kostensenkend als auch leisLungs- 
steigernd wirkt und damit die WeUbewerbsfahig'’ 
keit der DB hebt. 

Neben der weiteren Vernnnderimg des Personai- 
bestands durch Stillegung unrentabler Dienstzweige, 
Stredcen und Bahnhöfe ist in der beschleimigten 
Umstellung der Zugfördenmg aut Elektrifizierung 
und Verdieselung ein hervorragendes Rationali- 
sierungsmittel zu sehen. 

L Elektriiizierung 

L Die DB hat die Vorteile der Elektrifizierung 
rechtzeitig erkannt und dienstbar zu madien ver- 
.sudit. Das Ziel der bald sidi klar abzeidmenden 
Elektrifizierungsplanung der DB war die Verbin- 
dung des vorhandenen süddeutschen Netzes und 
des Raumes Basel mit Frankfurt (Main), sodann der 
Beginn der Elektrifizierung im Ruhrgebiel sowie 
dessen Verbindung vorerst über die linke Rhein- 
strecke mit den süddeutschen Strecken. Dieses 
Zwischenziel, das im Jahre 1959 erreidit %vurde. 
bedeutet, daß von dem Gesamt stredkennetz der DB 
3454 km bzw. 11, 5 v, H. elektrifiziert sind. Der Rück- 
gang des Dampffjelriebs, der dadurch und durch die 
gleidizeitig vorangetriebene Umstellung auf Diesel- 
tiiebfahrzeuge erreicht werden konnte, wird durch 
folgende prozentuale Anteile der geleisteten Trieb- 
fahrzeug-km veransdiaulicht: 



1 1950 

1 v.H, 

1 1955 
v.H. 

1957 

v.H 

Sept. 1959 

V. H. 

Dampflok .... 

88,2 

76,1 

71,1 

H0,7 

Elektrisdie 
Triebfahrzeuge . . 

8,8 

11,0 

12,6 

20,7 

Diesel- 
triebfahrzeuge . . 

3,0 

12,9 

16,3 

18,7 


iOO 

100 

100 

100 

e/nern Anteil 

von 

11,5 V. 

H. elehtribzierter 


Sl recken liegt aber bei einem Vergleich innerhalb 
der wesicuropäischen Eisenbahnen die DB erst an 
neunter Stelle, das heißt hinter Schweiz, Schweden, 
Holland, Italien, Norwegen, Frankreich, Österreich 
und Belgien. 

Mit dem Bestreben der DB, vor allem stark be- 
legte Strecken, auf elektrisdien Betrieb umzustellen, 
wählt sie den durchaus riditigen Ansatzpunkt für 
eine Elektrifizierung, deren Ökonoaiisches Ergebnis 
insbesondere dann sichtbar wird, wenn es gelingt, 


sie auf die dicht und stark belegten Hauptstrecken 
'ZU konzentrieren und den „Durchlauf" auf diesen 
Strecken wesenti idi zu beschleunigen. 

2. Der Erfolg der Elektriiizieiung des Bahn- 
betriebes bedeutet zunächst einmal eine erhebliche 
Ersparnis bei den Zuglörderungskostem Bei ausrei- 
diender Verkehrsdichte, wie sie auf den Haupt- 
strecken der DB gegeben ist, beträgt die Ersparnis 
an den gesamten Zugförderung skosten einschiießlidi 
Zins- und Erneuerungskosten für die erforder- 
lichen Anlagen im Durchsdinitt aller Zugarten 
etwa bSf in günstigen Fällen sogar mehr als 40 v. H. 
Die KosteneinsparLmg setzt sich aus einer Anzahl 
von Komponenten zusammen. Einmal führt die elek- 
trische Zugförderung gegenüber der Dampftraktion 
zu einer starken Einsparung an Energiekosten. Die 
elektrische Zugförderung erbringt mit 1 kg umge- 
wandelter Kohle dieselbe Leistung wie die Dampf- 
lok mit 2,5 kg Kohle. Zur Erzeugung des für den 
elektrisdien Betrieb benötigten Stroms kann billige, 
sonst nicht traasport würdige Ballastkohle verwendet 
werden. Außerdem entfallen die Dienstkohlen- 
transporte, die 1958 i cl. 8,1 Mill t betrugen. Die Ellok 
benötigt des weiteren keine Anheizzeit, Durch Weg- 
fall des auf der Dampflok notwendigen Heizers sin- 
ken bei elektrischem Zugbetrieb die Ausgaben für 
des Lokpersonal etwa auf die Hälfte, Die Ellok er- 
fordert darüber hinaus einen wesentlich geringeren 
Reparatur- und Wartungsaufwand als die Dampflok. 
Dadurch kann bei elektrisdiem Zugbetrieb Personal 
in den Werkstätten der DB eingespart werden. 

' Gleichzeitig ermögiidit der elektiische Betrieb 
Leistungssleigeningen, die selbst durch modernste 
Dampflok nidit erreidit werden können. Die große 

, Uberiastiingsfähigkeit des ElektromoLor.s gibt dem 
elektrisdien Triebfahrzeug einen bedeutenden Vor- 
sprung gegenüber der Dampflok, Die Ellok verfügt, 
bezogen auf das Eigengewicht, über eine wesen ttidi 
höhere MaschinenleisLung als die Dampflok. Sie 
kann den Zug sdmeller anfahren und sdiweren 
Zügen eine, höhere Beharrungsgesdiwindigkeit ver- 
leihen, wodurdi sidi die Zugfolge verdidUen läßt, 
so daß in der gleichen Zeit mehr Güter und Men- 
sdien befördert werden können. Da die Ellok 
weniger Betriebspflege benötigt, kann sic für eine 
höhere täghdie Leistung als die Dampflok einge- 
setzt werden. Dies bedeutet im Zusammenhang mit 
der Möglichkeit längerer Lokdurchläufe, daß auf den 
didit belegten Stredeen etwa 30 v. H. weniger Ellok 
als Dampflok benötigt werden. Durch den Wegfall 

! der Dienstkohlentransporte wircl zusätzlidi 
Transportraum für Nutzfraditen gewonnen, 

Sdiließlidi sind auch die Annehmlichkeiten zu er- 
wähnen, die der elektrische Betrieb für die Reisen- 
den mit sich bringt^ keine Belästigung durdr Koh- 
lenstaub, kürzere Fahrzeiten, weniger Zug Ver- 
spätungen, da das große Leistungsvermönen elek- 
trischer Triebfahrzeuge, insbesondere auf Steig ungs- 
strecken, Verspätungen aufzuholen vermag. 

3, Das Gesamtprogramm der DB umfaßt weitere 
4897 Strecken-km, Nadi Durchführung dieses Pro- 
gramms werden in einem Endzustand 8350 km 
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elektrifiziert sein. Aus diesem Gesamtprogramm 
sind in der anliegenden Karte (Anlage 1 des Be- 
riditsteils „Elektrifizierung") dargesteUt: 

in grüner Zeidinimg der „4-Jahres-Absdinitt*' 
(= 1833 km). Hierunter befinden sidi bevorzugt 
die rechte Rheinstredce und die Nord-Süd- 
StredcG (Näheres siehe Anlage 2 des Beriditsteils 
^Elektrifizierung"); 

in roter Zeichnung die Strecken, die — über den 
4-Jahres-Abscbnitt hinaus — im Rahmen des 
„ lO-Jahres-Pians" für eine Elektrifizierung vor- 
gesehen sind (2204 km). 

Ferner hat ein KommissionsmitgUed angeregt, 
wegen der zu erwartenden Verkehrssteigerung die 
Strecken München^ — Lindau und Stuttgart“Singen — 
Schaffliausen in den 10-Jahres-Plan aufzuiiehmen. 
Es hat dabei zum Ausdruck gebracht, daß in Anbe- 
tracht der damit ermöglichten Anschlüsse an das 
Netz der Schweizerischen Bundesbahnen die Schweiz 
zu finanzieller Mithilfe vielleicht bereit sein würde. 

Bei der Prüfung des Elektrifizierungsprogramms 
der DB ist von der Kommission auch die JVoiwendig- 
keit des Anschlusses der deutschen Seehäfen ge- 
prüft worden. Die Kommission ist der Auffassung, 
daß, nachdem im Ausland die wichtigsten Häfen 
an das elektrische Bahnnetz ihrer Länder ange- 
schlossen sind, die deutschen Seehäfen im Interesse 
der Aufrechterhaltung ihrer Wettbewerbsfähigkeit 
nicht nachstehen dürfen. Als vordringlich sieht sie 
den Anschluß von Hamburg und Bremen als die 
wichtigsten deutschen Ein' und Ausfuhrhäfen am 

Nach Durchführung des 4-Jahres- Abschnitts sollte 
entschieden werden, ob die Elektrifizierung der 
Eisenbahnlinien nach Emden, Wilhelmshaven, an die 
Unterweser und nach Lübeck alsbald in Angriff ge- 
nommen werden kann. Inzwischen sollte eine Ver- 
dieselung der wichtigsten Strecken im Interesse 
einen stärkeren Auslastung für den Massengutver- 
kehr vorangetrieben werden. 

4h Im Gesamtplan der DB sind auch verschiedene 
Teilstrecken enthalten, deren Aufnahme in die 
Planung im wesentlichen deshalb erfolgt ist, weil 
seitens der Interessenten und betreffenden Länder 
günstige Finanzierungshilfen gegeben bzw. zuge- 
sagt wurden. Diese „Mitwirkung" der Länder usw, 
an dem Fortschreiten der Elektrifizierung kann dann 
begrüßt werden, wenn mit solchen Vorschlägen die 
Generallinie der DB hinsichtlich der Elektrifizierung 
nicht gestört oder beeinträchtigt wird. Es wäre je- 
docii unerwünscht, die DB durch unzureichende 
Dotierung des Investitionsplans auf solche Finan- 
zierungsumwege abzudrängen, die leicht zu Finan- 
zierungsabwegen werden können. 

So lobenswert es demnach auch erscheinen mag, 
daß die DB bisher jede Gelegenheit der Pinanzie- 
rungsmöglichkeit oder -hilfe benutzte, um die 


Elektrifizierung im Rahmen des Gesamtplans vor- 
wärts zu treiben, so muß doch hervorgehoben wer- 
den, daß ein durchschJagender wirfschaf/fither Erfolg 
der Bfektrifizierungsbemühungen so lange nicht voll 
wirksam wird, wie der DB nicht die Möglidikeit 
gegeben wird, mit einem festen, finanziell gesicher- 
ten, zügig durchzuführenden Programm zu arbeiten. 
Der Gesamtplan wird zweckmäßiger weise in Teil- 
pläne zerlegt. Die „Geschlossenheit" eines Teilplans 
kann nur dann gewährleistet werden und erfolg- 
reich sein, wenn die bindende finanzielle Zusage 
für diesen Teilplan vorliegt. Die Kommission hat 
daher veranlaßt, daß aus dem Gesamtplan ein ge- 
sdilossener Teilplan als besonders vordringlich 
vorgelegt wird. Er ist in dem 4-jQhres-Abschnitt 
des Investitionsplans enthalten. 

5. Die Kommission hält die Durchführung dieses 
TeiipJcuis (4-Jahres- Abschnitt) für besonders vor- 

I dringUclh Sie hat in den versdiiedenen Aussprachen 
mit den Vertretern der DB die Überzeugung gewon- 
nen, daß 

' a) eine wirklich durchgreifende Rationalisierung 
auf allen Gebieten der DB, das heißt vor allem 
im Betriebsdienst, Werkstättendienst usw,, nur 
durch eine zügig vorangetriebene, auf mehrere 
Jahre fest und finanziell verbindlich vorgezeidi- 
ncte Elektrifizierung erreicht werden kann, 

b) die Frage der Elektrifizierung oder Verdieselung 
nicht gestellt werden kann, daß vielmehr genaue 
Untersuchungen ergeben haben, in welchen 
Fällen Elektrifizierung und in welchen Verdiese- 
lung das Optimum an Erfolg verspricht, so daß 
man nur von Elektrifizierung und Verdieselung 
sprechen kann, 

c) das Fortschreiten der Elektrifizierung zweck- 
mäßig mit einem entsprechenden Ausbau und 
einer Modernisierung des Oberbaus, der Slgnal- 
ledinik usw. der in Erwägung stehenden Strek- 

I ken gekoppelt sein muß. Das bedeutet, daß man 
im Rahmen der Elektrifizierung einer Strecke 
audi diese Maßnahmen in die Planung einbezie- 
hen und gleichzeitig durchführen muß, 

d) in diese Rationalisierungserfolge auch mit ein- 
gerechnet vferden muß, daß die Lieferfirmen für 
elektrische Triebfahrzeuge usw. wirtscha HU eher 
planen und rechnen und somit billiger anbieten 
können, wenn eine durchlaufende verbindliche 
Planung bei der DB vorliegt, 

e) eine Elektrifizierung einen durchgängigen elek- 
trischen Betrieb voraussetzt, wenn beste Wirt- 
schaftlichkeit erreicht werden soll. Dies bedeutet, 
daß stark befahrene Strecken und solche, die 
möglichst auf weite Entfernungen einen natür- 
lichen Wendeverkehr bieten, Hauptansatzpunkte 
einer Elektrifizierungsteilplanung sein müssen. 
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Anlage 2 

(zum V. Tei! Abschnitt B 1) 


Die Kommission hat von der DB für die beiden 
in erster Linie als dnnglidi anstehenden Strecken 

— Rechie Rheinstrecke und Nord-Süd-S trecke — 

besondere WirLsdiaüUchkeitsredtnungen voriegen 
lassen. Sie hat dann zu einer Koppelung der beiden 
F^rojekte geraten und hierfür eine geschlossene 
Vorlage erbeten. Diese Vorlage ist von der Kom- 
mission geprüft und wird als dringliche RalionaH- 
sierungsauigahe im Rahmen des ^-Jci/ires-Abschnj/- 
tcs des Investitionsplans empfohlen. 

Rechte Rheinstrecke 

Wiesbaden — Oberlahnstein — Gremberg — Köln — 
Osterfeld-Süd = 314 km 

Diese Stredce ist die Hanptabfuhrstredce für den 
GiiterT/erkehr aus dem Ruhrgebiet und dem Kölner 
Raum nach dem Süden und gehört zu den am stärk- 
sten belasteten Fernstrecken der DB* Der Energie- 
verbraudi für die Zugförderung 'w'ird sich auf rd. 
1 Million kWh je km und Jahr stellen. Die beiden 
zweigleisigen RheLnstrecken müssen als eine be- 
triebliche Einheit im Sinne einer viergleisigen 
Strecke betrachtet werden. Die Einzelplanuiigen für 
den größten Teil der Strecke liegen bereits vor. 


Zusammenstellung der jahtiichen Betriebskosten I 
in MiUionen DM j 

Rechte Rheinstrecke Wiesbaden — Gremberg * 



Dampflok j 

Ellok 

Erneuerung der Triebfahr- 
zeuge , * 

1,98 

2,53 

Lokpersonal 

8,67 

3,82 

Energie 

21,06 

13,05 

Lokspeisewasser . . . - 

0,39 

— 

Schmierstoffe 

0,22 

0,02 

Unterhaltung der Trieb- 
fahrzeuge 

8,30 

3,38 

Lokpflege und Behandlung 

0,85 

0,27 


41.47 

23,07 


Die Ersparnisse bei den Betriebskosten werden 
mit 18,40 DM = 44,5 v. H, veranschlagt. 

Nord-Süd-S trecke: 

Hajnburg/Bremen — Hannover^ Bebra — 
Hanau/Gemünden 826 km 

Neben den Rheinslrecken ist die No rd-Süd-S trecke 
die wichtigste Verbindung zwischen Norden und 
Süden mit einer sehr großen zugzahlenmäßigen und , 
gewichtsmäßigen Belastung besonders auf dem Ab- j 


schnitt Hannover — Flieden. Gegenüber der Rhein- 
strecke enthält sie einen größeren Anteil an Reise- 
zugleistungen, insbesondere im Fernverkehr, so daß 
sic^i ein ganz anderes Misdi Verhältnis zwischen 
schnell f ah renden Reisezügen und sdiweren Güter- 
Zügen ergibt. In dem Abschnitt südlich GÖtlingen 
befinden sich lange Steigungen in beiden Richtun- 
gen bis zu 12,5 V, T. 

Diese Eigenarten in Verbindung mit der hohen 
Streckenbelastung und der begrenzten Antriebs- 
leistung der Dampflok umsdiließen die betrieblic^ie 
Problematik, die auf der Nord-Süd-Stvecke das 
Verlangen nadi der wesentlich leistungsfähigeren 
elektrisdien Zugförderung in den Vordergrund 
treten läßt. Auf dem Streckenabschnitt Hannover — 
Hamburg kann z. B. die betriebliche Leistungsfähig- 
keit der Strecke von heute 96 Züge in jeder Rich- 
tung durdi Elektrifizierung und neue Signaltechnik 
um 30 Züge täglich in jeder Richtung gesteigert 
werden. 

In dieser Verbindung ist es durch zusätzliche tedi- 
nische Maßnahmen und Ausnutzung der vorhan- 
denen Reserven möglich, ein Mehr an Transport- 
leistung von 13,5 Millionen Netto-t jährlich zu 
erreichen. 

Zusammensteihing der jähr liehen Betriebskosten 
in Miilionen DM 


Nord-Siid-S trecke 

Hamburg — Hannover — ^Gemün den H an au 



Dampflok 

1 ! 

Ellok 

Erneuerung derTriebfahr- 
zeuge 

ö,84 

8,47 

Lokpersonal 

24,80 

11,50 

Energie 

51,20 

34,90 

Lokspeisewasser . . - 

0,99 

— 

Schmierstoffe 

0,89 

0,05 

Unterhaltung der Trieb- 
fahrzeuge ...... 

23,65 

8,93 

Lokpflege und Behänd- 
lung 

2,43 

0,79 


110,80 

64, G4 


Die Ersparnisse an Betriebskosten werden mit 
46,16 Millionen DM = 41,8 v. H. veransdilagt. 

Auf Veranlassung der Kommission wurden die 
Planungen für die beiden St rechen alsDringiichkeits- 
programm mit einem Gesamt kostenbet rag von 
1095 Mr//ionen DM zusammengefaßt. In diesem 
Betrag sind die Kosten für die Erstellung der orts- 
festen Anlagen, die Beschaffung der elektrischen 
Triebfahrzeuge sowie die Kosten für die LFmgestal- 
tung der baulichen Anlagen (größeres Liditraum- 
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profil) enfhdUen. Die Kosten der Elokirifi/dpruag 


teilen sitti in edwa wie folgt aul; 

Triebfahrzeuge 45 v. H, 

Orlsfeste Anlagen 

Stromversorgung 9 v, H. 

Beihnstromleilimgen 5 v. I L 

Unterwerke 5 v. H. 

Fahrleitungsanlagen 22 v. H. 

A nderungsarbeiten 

Licht- und Kraftaulagen 2 v. H. 

Sidrerurigs- und Fernmeldeanlagen , . 5 v. H. 

Profilfreimadiung und bauliche Anlagen 5 v. H. 

Werkstätten 1 v. H. 

Allgemeine Kosten I v. H. 


Zur Frage der WjrtßdKiiiiichkeit der Eiektrifizie- 
rung sei allgemein noch folgendes bemerkt: 

Die Mittel, die für die Unistellting eines Ki Zorne fe/s 
£Ja/ms? recke auf elektrisdien Betrieb einsdiließlich 
der Besdiaffung der elektrischen Triebfahrzeuge be- 
nötigt werden, sind auf 0,Q bis 1,0 MijJionen DM zu 
veranschlagen. Weiden beispielsweise jährlidi 
500 km auf elektrisdien Betrieb umgestellt, so erfor- 
dert dies ein Kapital von 450 bis 500 Millionen DM 
im Jahr. Demgegenüber beUägt im Vergleich zum 
Dampfbetrieb die jährhche Ersparnis an Betriebs- 
kosten einschließlich Kapitalkosten für jeweils 
500 km etwa 40 Millionen DM; das ist fast Vi» des 
aufzu^vendenden Kapitals. Unters tiellt moji, daß das 
für die Elektrifizierung erfordeiUdie Kapital aus 
Krediten finanziert wird, deren Tilgungsdauer bei- 
spielsweise 20 Jahre beträgt, so würden bei einem 
Zins von 5 v. H. jährlich etwa 8 v, R der aufztiwen- 
denden Bausumme als Kapitaldienst anfallen. Es 
ergäbe sich bereits in den ersten Jahren eine Ent- 
lastung der Wirlschaftsrediriung der DB in Höhe 
von rd. 2 v. H. der Umsteliungskosten. 
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IL Verdieselung 

L Die DB hat der Eutwickhing von Dieseltriebf ahr- 
zeugen rechtzeitig ihre Aufmerksamkeit gewidmet 
und gegenüber dem Betrieb mit Dampflok ins- 
besondere folgende wirtsdiaftliche und betriebliche 
Vorteile sehr bald herausgestellE 

MÖgiidikeit der Ein- Mann -Bedienung, sofortige 
Betriebsbereitsdiaft, verringerte Auf- und Abrüst- ' 
zeit’^j, Kraftstoffverbrauch nur bei Leistungsent- 
nähme, keine Rauchbeiästigung, geringere tote Last 
sowie bessere Laufeigensduiften und damit Sdio- 
nung des Oberbaus. 

2. Die DB hat des weiteren die Verdieselung in 
anderen Ländern, insbesondere den USA, beobadi- ' 
tet- Die USA haben den Zugforderungsdienst inner- 
halb von 10 Jahren fast vollständig von Dampf- auf 
Dieselbetrieb umgestellt. Diese Verhältnisse können 
aus verschiedenen Gründen nicht auf Europa über- 
tragen werden. Wegen der Ausnutzung der heimi- 
schen Energiequellen werden in Europa die natio- 
nalen Energieträger Elektrizität and Kohle immer 
eine besondere Bedeuiung behalten. 

Auch in Europa selbst wird es regelmäßig Unter- 
schiedlichkeiten geben. So ist bei Vergleichen inner- 
halb Europas zu berücksichtigen, daß die DB zur 
Zeit einen Dieselkraftstoff (DK) bezieht, der mit 
einer Mineralölsteuer belastet ist; viele andere Bah- 
nen erlialten Zoll- oder SteuervergürLstigungen oder ' 
sind sogar völlig abgabenfrei. Selbst bei einem 
Wegfall der Miiieralölsleuer wird die Bundesrepu- 
blik vor der Talsadie stehen, daß Kohle im Lande 
erzeugt, Dieselkraftstoff jedoch importiert werden 
muß. 

3. Diese vergleichenden Betrachtungen machen die 
wirtschaftspolitisdie Ausgangslage klar. Sie liefern 
darüber hinaus Ausgangspunkte für wertvolle 
beUiebswirtscbaftlidie Erkenntnisse: 

Die Wirtschaftlichkeit der Verwendung von Diesel- 
lok wird sehr stark durch das Preis Verhältnis zwi- 
schen DieselkraHstoff und Kohle sowie durdi die 
Zahl der jeweils mit 1 t Dieselkraftstoff zu 
ersparenden Tonnen Kohle beeinflußt. 

Auf der Energieseite kann nämlach nur dann ein 
Rationalisierungsgewinn erwartet werden, wenn im 
Dieselbetrieb durdi 1 t Dieselkraftstoff mehr als 
5 bis 6 t Kohle ersetzt werden. Dies ist im Rangier- 
dienst der Fall, wo da.s Verb rau disverhältnjs etwa 
10:1 erreidit; das heißt 10 t Kohle werden durch 
1 t Dieselkraftstoff ersetztr 

Die Kosten für Pflege und Unterhaltung der 
Dieseltriebfahrzeuge liegen ähnlich günstig wie bei 
eiektrisfhen Triebfahrzeugen. Man kann die Ein- 


•) Anläßlich der Voll Verdieselung eines größeren Hafen - 
bahnhofes wurde lest gestellt, daß die bisher einge- 
setzten Ddjnpflok nur in rd. ,50 v. H, der Dienstzeit 
positive Arbeit leisten. Der Rest wurde gebraucht für 
zeitraubende Betriebswerk behcxndlung der Lok (Kessel- 
wasdien iiswjj zu häufigem Ver.sorgen mit Kohle und 
Wasser, zur Feuerbebiandlung (Äussch lacken) und 
schließlidi für die gesetzHch vorgesdiri ebene Frist' 
Untersuchung von Dampfkesseln. 


sparung für Pflöge und Behandlung gegenüber dem 
Dampf he tri eh zu 40 bis 50 v. H. veranschlagen. 

Die größten prozentualen Ersparnisse gegenüber 
dem Dampflok betrieb sind beim Sdiienenbus zu 
er\varlen. Es folgt die Diese Irangierlok mit etwa 
30 V. FL Ersparnissen, während bei den großen 
Diesellok im schweren Stredvendienst mit kleinstem 
Ersparnis wert zu rechnen ist. 

4. Die DB hat als Grund läge für ihre Überlegungen 
hinsichtlidi der Verdieselung eine exakte Unter- 
suchung über den Dieselbetrieb vorgenommen. 

So wurde 19.52 eine eingehende Studie über die 
Umstellang auf DieseJbelrieb in Schleswig-Hol- 
stein angefertigt. In ihr wurden erstmalig für ein 
bestimmtes Netz die Auswirkungen untersudiL 
die mit einer Umstellung des Dampfbetriebs auf 
Dieselbe trieb verbunden sind. Diese Studie, die 
sich auf ein Netz mit Haupt- und Nebenbahnen, 
jedoch ohne ausge.sprochen sdiw'ere Ferustrecken- 
ledstungen, erstreckte, vermittelte im wesent- 
lichen folgende Erkenntnisse: 

aj Schoo damals Heß sich mit der Umstellung 
auf Di eseJ triebt all rzeu ge eine we.sentliche Ver- 
biliigung der Zugförcienirig (— IB v. H.) ei ' 
reichen. 

In der Zwischenzeit hat sich der Prozentsatz 
infolge Steigenmc| des Kohlenpreises zugun- 
sten der Diesel! ri ob fahrzeuge auf 30 v. I L er- 
höht, 

b) Die prozentualen Er.sparnisse im Dieselbetiieb 
sind um so großer, je weniger energie-inten.si v 
die Betriebsleistungen sind, bei denen die Die- 
seUriebfahrzeuge angesetzt werden. Es handelt 
sid) dabei im wesentlichen um die Belriebs- 
ieisUmgen. bei denen die Betriehsbediriguiigen 
für die Dampflok mit langen Stillstandzeiten 
und schlechten Teillaslbeanspruchungen beson- 
ders ungünstig sind. 

Die erwähnte Studie klingt mit nachstehenden 
Feststellungen aus: 

Auf Diesel Zugförderung sind zvveck mäßig in fol- 
gender Reihenfolge umzustellen: 

(1) alle Reisezüge, die durch ein oder zwei Sdüe- 
nenomnlbuseinheiten ersetzt werden können, 

(2) alle Rangier- und Ubergabeleistungen. 

(3) Reisezüge und Güterzüge auf Nebenbahnen, 
die mit Lok V 100 gefahren werden können, 

(4) Reisezüge auf Hauptbahnen, die mit Trieb- 
wmgenzügen bedient werden können, 

(5) Reise- und Güterzüge, die mit schweren Diesel- 
lok gefahren werden können. 

Die Vorteile der Diesellok nehmen ab, je mehr 
sie in Betriebsleistungen mit guten Einsatzmöglidi- 
keiten für die Dampflok vorstößt, wie es bei schwe- 
ren Mauptbahnleistungen der Fall ist. Dort stellt sich 
schließlich nur nodr ein Verbrauchs Verhältnis von 
6 : 1 ein, und der Gewinn auf der Energieseite 
schrumpft stark zusammen. 
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5. Von der Dß wurden im Hinblick auf die ver- 
sdiiedenen EinsatzmögUdikeiten für die Diesel- 
traktion verschiedene Dieselloktypen entwickelt: 

a) KleinlokonioLiven, 

b) Schienenomnibusse, 

c) Rangieriok, 

d) SUeckenlok für schweren Dienst, z. B. V 200, 

e) DieselLi iebwagen. 

Z u a) 

D'ieKieinlok mit einer Geschwindigkeit von 50 km/h 
und der größtzulässigen Zughakenleistung von 150 
PS wurde schon in den 30er Jahren entwickelt. 
Geringe Beschaffungskosten, da einfacher Aufbau 
und Verwendung von Lkw-Motoren, die in Groß* 
Serien hergestellt wurden. Einfach in der Bedie- 
nung, damit der Rangierleiter sie selbst bedienen 
kann und kein handwerklidi vorgebildeter Führer 
erforderlich ist. Aulomatisdi arbeitende Hydraulik- 
getriebe; einfache Kraftübertragung durdi Ketten. 

Neben dem reinen Rangierdienst wird die Klein- 
lok in zunehmendem Maße im leichten Strecken- 
dienst auf Nebenbahnen eingesetzt. Die DB wird 
bis Sommer 1961 über rd. 1200 Kleinlok verfügen. 

Zu b) 

Am günstigsten ist der Energieaufwand im Diesel* 
betrieb der Schienenon^nibusse. Diese Fahrzeuge 
stellen für den Reiseverkehr auf Nebenbahnen ein 
besonders preisgünstiges Triebfahrzeug dar. Der 
Kapitaldienst ist etwa 60 v. H. geringer als beim 
Dampfzug gleicher Leistung. Beim Schienenbus kann 
ein Verbrauchsverhältnis von 30 : I und mehr er- 
zielt werden. Dies bedeutet eine Ersparnis von 
80 V. H. der Energiekoslen. Die rd, 800 Schienen- 
busse erbringen gegenüber den bisher eingesetzten 
Dampfzügen je km eine Betriebskostenersparnis 
von L20 DM = rd. 100 Millionen DM/Jahr> 

Z u c) 

Die Dieseirangierlok V 60 erbringt, verglichen mit 
der für den gleichen Dienst eingesetzten Dampflok, 
pro Jahr eine Kraflstoffersparnis von rd, 30 000 DM 
und ferner noch eine Personalkostenersparnis durch 
Ein-Mann-Besetzung — wenn sie tatsächlich durch- 
geführt wird — - von ebenfalls 30 000 DM. Bei den 
gegenwärtig eingesetzten 300 Lok vom Typ V 60 
bedeutet dies eine jährliche Ersparnis v.on rd. 20 
Millionen DM. 

Zu d) 

Die DieseHok V 200 wurde vor allem für die vor- 
dringliche Modernisierung des Fernreisezugverkehrs 
beschafft, Ihre Betriebskosten betragen 80 bis 
85 V. H. einer Dampflok gleicher Leistung, 

Z u e) 

Die DieseUriebwogen wurden in den Nachkriegs- 
jahren für den Schnellzugverkehr in Dienst gestellt. 
Für den leichten Personen- und Eilzugdienst auf 
Hauptbahnen ist zur Zeit ein Triebwagen mittlerer 


Leistung im Bau. der durdi Verwendung von Unter- 
flurmotoren eine gute Raumausnutzung und durch 
leiciite Bauweise eine gute Wirtschaftlichkeit ge- 
währleisten soll. Die für die Trans-Europ-Expreß- 
Züge gebauten Triebwagen stellten eine Sonder- 
lösung für einen begrenzten Verkehrszweck dar, 
dessen Ausweitung vorerst nictit beabsichtigt ist. 

Die DB beabsichtigt, die Beschaffung von Diesei- 
fahrzeugen und Triebfahrzeugen zu forcieren. Im 
Investitionsplan der DB ist folgendes vorgesehen: 


iO-Jahres- davon 4-Jahres- 
Plan Abschnitt 


V60 

581 

581 

V 100 

1000 

1000 

V 160 

711 

500 

V200 

55 

55 

VT 98 mit VB und VS 

lÜO 

100 

Köf in 

100 

100 


Aus den Zahlen ist ersieh tlidi, daß im Interesse 
der Rationalisierung und damit im Interesse einer 
größeren Attruktivitäi die Dieseltriebfahrzeuge 
ganz überwiegend in den 4-Jahres-Absdinitt hinein- 
gezogen wurden. 

6. Der Rhythmus des FortsdircLtens der Verdiese- 
lung wird von den verschiedensten Faktoren be- 
stimmt. Der Dß sollte im Rahmen ihrer normalen 
Entwicklung (z. B. Auslaufen von Dampflok} Raum 
genug bleiben, die Verdieselung planmäßig fort- 
schreiten zu lassen. Zu einem Wettbewerb zwischen 
Elektro- und Dieseltraktion wird es wegen der Ver- 
schiedenartigkeit der Voraussetzungen nicht kom- 
men. Audi dann, wenn die Mineralölsteuer für die 
DB geändert oder wegfallen würde, ergäben sich 
keine wesentlichen Verschiebungen. Lediglich in 
„Grenzgebieten" könnten andere Überlegungen 
Platz greifen; z. B. könnte sidi für die — verhält* 
nismäßig gering belastete — Schwarzwaldstrecke 
eine VerdieseUing empfehlen, da die Elektrifizie- 
rung dieser kurven- und steigungsreidien Strecke 
wegen der Ausweitung der vielen Tunnel für das 
elektrische Profil sehr kostspielig sein wird. Da es 
nicht möglich sein wird, die vorhandenen Dampflok 
in kurzer Zeit zu ersetzen, werden audi nadi 
Durchführung des 10-Jahres*Tnveslitionsplans noch 
rd, 3200 Dampflok in Betrieb bleiben. Ihr Einsatz 
ist im schweren Streckendienst noch am ehesten 
vertretbar. Dies ist bei der Weiterentwicklung der 
Verdieselung berücksichtig l, 

ZusanimGulassend empiiehlt die Kommission fol- 
gendes: 

Der Übergang vom Dampfbetrieb zum Diesel- 
betrieb ist besonders im Rangier- und Nebenbahn- 
dienst mit allen Kräften zu fördern. Das gleiche 
gilt für die Stellen, wo im elektrifizierten Netz ein 
Dampf-Restbetrieb übrigbleibt, der besonders un- 
wirtschaftlich ist. 
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IlL RoUeodes Material 

Von 1945 bis 1950 war im wesentlichen nur die 
Ausbesserung beschädigter Wagen möglich j dann 
konnte die seit Kriegsende untorbro diene Kon- 
st ruktions- und Entwicklungstätigkeit wieder uuf- 
genommen werden, {Fahr zeugbestände vgb Anlage 
dieses Unterabschnitts,) 

A, Reisezugwagen 

L Der Reisezugwagenpark zeigt eine ungesunde 
Altersschichtung, Während der Schnell- und Eilzug- 
wagenpark von überalterten Wagen ziemlich ge- 
säubert istr ist der Anteil von 52,5 v. H. bei den 
Personenzugwagen zu groß. Das Durdischnittsaller 
dieser Wagen liegt sciion erheblich über 40 Jahre. 
Es ist ferner zu berücksichtigen, daß die Aufbau- 
wagen nicht mit Neubau wagen gleidigesetzt werden 
dürfen. Man rechnet beim Auf bau wagen nicht mit 
der 40jdhngen Lebensdauer eines Neubauwagens, 
sondern nur noch mit 20 Jahren. 

2, Um einen möglidist zwedcmaßigen Einsatz des 
Reisezugwagenparks vorzubereiten, hat die DB fol- 
gende Aufteilung ins Auge gefaßt: Es sollen 

a) ganzjährig verkehrende F- und D-Züge mög- 
lichst nur noch aus den neuen 26 m langen 
Sdm ei 1 2 1 1 gw a gen , 

b) Saison- F- und D-Züge aus den älteren Stahb 
bausch nellzug wage n, 

c:) Bezirks- und Eilzüge aus stählernen Eilzugwagen 
der 26- und 22-m-Bauart. 

d) Nahwrkehrs- und Personenzüge auf Haupt- 
strecken aus neuen oder neu aufgebauten Nah* 
Verkehrs wagen mit einer zulässigen Geschwin- 
digkeit von 120 kniv^h, 

e) Nahverkehrs- und Personenzüge auf Neben- 
strecken aus den dann noch verbliebenen 2- und 
3-adisigen Personenzugwagen 

gebildet werden. Die Ziele zu a) bis c) sind bereits 
verwirklicht. 

3, Voraussetzung für eine bessere Bedienung des 
Reisezugverkehrs ist, daß die Abgänge an alten 
Holzbau wagen durch entsprechende Zugänge an 
Neubau- oder Aufbauwagen ergänzt werden kön- 
nen. Dies ersdieint auch mit Rücksidil auf die von 
der Kommission empfohlene Neugestaltung der 
Tarife des bisherigen Berufs- und Schülerverkehrs 
geboten. Im übrigen wird auf den Investitionsplan 
(VI. Teil) verwiesen. 

B, Güterwagen 

1. Der Güter Wagenbestand ist aus Anlage 1 dieses 
Berich tsteils ersichtlich. 

Von diesem Bestand sind 35 000 Güterwagen als 
überaltert zu bezeichnen. 

2. In den vergangenen Jahren reiditen die finan- 
ziellen Mittel zur Wagenbesdiaffung nicht voll aus. 
Es konnten 1951 bis 1957 nur 80 000 Gülerw^agen für 
1330 Millionen DM besdiafft werden. Daher wurde 


zusätzlich ein Umbau von Wagen betrieben. In 
eigenen Werkstätten wurden — als Aushilfsarbeit 
— 30 500 Güterwagen mit dem Ziele der Moderni- 
sierung umgebaut, 

3. Trolz der höheren Beschaffungs- und Erhaltungs- 
kosten neuzeitlicher Güterwagen muß die Moder- 
nisierung des Güterwagenparks durdi Einsatz von 
Spezial wagen und Behälterwagen weiter vorange- 
trieben werden, um die DB konkurrenzfähig zu 
halten. 

4, Die Ansprüdie der Kunden bedingen eine lau- 
fende Verbesserung und Veränderung des Wagen- 
parks, ohne daß ein völliges Airsfahren der einzel- 
nen Wagen auf volle Lebensdauer möglich ist. Eine 
durchschnittUche Lebensdauer des Güterwagens von 
nur 20 bis 25 Jahren (früher 40 bis 50 Jafiren) er- 
sdieint heute mit Rücksicht auf eine laufende Mo- 
dernisierung notwendig. Die Modernisierung wird 
durch Verwendung von Stählen höherer Festigkeit 
im Güter wagenbau orleiditert, sie gibt die Möglich- 
keit von Gewichtserspa missen und größerer 
Korrosionsbeständigkeit, Die Betriebskosten fallen 
mit der Erhöhung der Achslöst der Güterwagen, 
weil sich die Zahl der Wagen für die gleiche Trans- 
portmenge vennindert,- jede Verringerung des 
Eigengewidtts kommt der Nutzlast zugute. Die Wa- 
genparkemeuerung bringt u, a. eine Verminderung 
der Heißläufe und eine Erhöhung der Gesdiwindig- 
keit und der Ladekapaaitat; damit verringert sich 
der Unterhaltungsaufwand. Die Erneuerung des 
Güterwagenparks, insbesondere der offenen Wagen, 
wird in den nächsten Jahren maßgebend beeinflußt 
durch die Menge der in den nächsten Jahren zu 
transportierenden Brennstoffmengen. 

5* Für die Beförderung fester Brennstoffe wurde 
schon frühzeitig ein Großraumwagen mit der Be- 
zeichnung OOt gesdvaffen. Die verschärfte KonLkur- 
renz und der Zwang zur Rationalisierung fordern 
die Entwicklung weiterer Spezi alwagen. Hierzu ge- 
hört der Muldekipp wagen Omini 51. Eine besondere 
En twidclimg bedeutet der Trichter wagen Otmm. 

Dem Haus-Haus-Verkehr dienen die sog.Behäller- 
tragwagen. 

Der Anteil der Spezialwagen am Wagenpark der 
DB betrug 

Ende 195? = 7,4 v. H., 

Ende 1958 8,3 v. H., 

Ende 1959 = 9,0 v. H. 

6, Die jüngsten Erfahrungen beim Bau von. Spezial- 
wagen für alle möglichen Zwecke, die ebenso zur 
Erhaltung des Verkehrs auf der Sdiiene wie zur 
Verbilligung der Transportkosten für die Verlader 
geführt haben, dürften auch genügend Anregung 
für den Bau von Spezialfahrzeugen zum Transport 
von MineralÖlprodukten bieten. Besondere Bedeu- 
tung kommt dabei einer angemessenen Vergröße- 
rung der Kesselwagen zu, Durch Übergang zu 4- 
adisigen Wagen dürfte es bei den gegenwärtigen 
Verhältnissen durchaus möglich sein, Kesselwagen 
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nvit über 60 cbm Inhalt zu bauen. Die hohe Zug- 
kraft der Ellok gestattet auch, eine hohe Anzahl 
soldi schwerer Kesselwagen in einem Zuge zusam- 
menznfassen, 

7* Die unterschiedliche Beanspruchung der Wagen 
in den einzelnen Verkehren und Jahreszeiten be- 
dingt das Vorhalten einer gewissen Wagenreserve, 
Dieses Problem wird durch die Möglidikeit eines 
internationalen WagenausUuisches, insbesondere 
den EUROP-Güterw’agen-Pooh gemildert. 

8. Die künftigen Be^sdialfungen für den Güter- 
wagenpark sind aus dem Investitionsplan (VhTeil) 
zu ersehen. Die Kommission hat bei der Behand- 
lung des Investitionsplans darauf hingewiesen, daß 
mW Rücksidit auf die dringende Notwendigkeit, 
Mehl verkehr für die DB zAi gewinnen, der Biz Schaf- 
fung von Spezial wagen und Behälterwagen der 
Vorzug vor der Ver5esserung des Ke/sezugwogen- 
Parks zu. geben i.st. 

9. PerJicr emp/iehii die Kommission folgendes: 

a) Weitere Vereinfachungen und Vereinheitlichun- 
gen im Bau von Reisezug- und Güterwagen (Bau 
einheitlicher Trag wagen nidit nur für Behalter,j 


sondern auch als Ausgangselement für alle 
Arien von Güterwagen), 

b) Bau einheitlicher Arten von Behältern für die 
verschiedenen Güter (3 bis 4 Typen) sowie Bau 
und Gestellung von speziellen Behältern als 
Eigentum der Firmen mit Beförderungsmögiich- 
keit auf Einheitstragwagen, 

c) Bau einheitlicher Einriditungen zur sdinelleren 
Be- und Entladung für alle Arten von Gütern 
zur Besdileunigimg der Wagenumlaufzeit, 

d) Schaffung von Durchgangs möglich keit für alle 
Reisezugwagen einschließlidi der in Reisezüge 
einzuslelienden Gepäckwagen zur größeren Frei- 
zügigkeit in der Verwendung von Wagen wie 
zur besseren Ausnutzung des fahrenden Per- 
sonals, 

e) Einführung der automatischen Kupplung mit 
Fernsteuerkupplung im Rahmen einer möglidist 
umfassenden europaisdien Gemeinsdmftslösung. 
Wenn dieses Ziel auch noch geraume Zeit und 
bedeutende Mittel erfordern wird, sollte eine 
Verwirklichung doch beschleunigt voraugetrie- 
hen werden. 

Bei richtiger Lösung dieser Aufgaben liegen in der 

Erneuerung des Güterwagen-Parks zweifellos nidU 

unbedeutende Ralionalisierungsreserven, 
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Anlage 

(zum V. Teil AbschniU B Hl) 


Fahrzeiigbestände 


l^ersonen^, Gejjäck- und Gülerwayen (einschließlich 
Buadesbahiidirektion Saarbrücken) 



1958 

November 

1957 

November 

Personenwagen 



GescinUbestand zugleich 
Einsätzbestancl 

22 714 

22 964 

da ni Hier fremde 

235 

252 

betriebsfähig 

21 208 

22 964 

Reisezug -Gepäck wayen 



Gesamtbestand zugleich 
Einsalzbestand 

2 455 

2 80ü 

darunter fremde 

31 

36 

betriebsfähig 

2 272 

2 601 

Güterzug- Gepäck wagen 



Gesamtbestand zugleidi 
Einsatzbestand 

5 450 

6 no 

darunter fremde 

19 

37 

betrielisfcilncf 

5 21 1 

5 539 

WagenachS'kin auf 

1 l)etrieirsfähigen Personen- 
wagen in H)00 

19,44 

18,47 

Güterwagen 



Bestand im DB-Bereich 
(deutsche und ausländisdie 
Wayeti) . 

304 899 

306 624 

darunter Privatwagen . , . 

43 559 

39 098 

Bestand oline Privatwagen . 

261 340 

267 526 

darunter bofricbsfälug , , . 

251 411 

259 40? 

davon gedeckte Wagen . . 

09 371 

80 324 

davon O- Wagen 

1 1 2 685 

1 1? 356 

davon sonstige Wagen . . 

49 355 

61 72? 
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IV- Werkstätlendieiist 

Die Lage des Werkstättendienstes 

L Der Werkstättendienst hat den gesamten Fahr- 
zeugpark der DB planmäßig zu erhalten. 

Man versteht hierunter die Gesamtheit aller 
Repara t urarbei ten 

zur Wahrung der Betriebssicherheit bei allen 
Fahrzeugen, 

zur Erhaltung eines optimalen Wirkungsgrades bei 
den T riebfahrzeuyen, 

zur Steigerung der Verkehrswerbung bei den Reise- 

zugwagenj 

zur Sidierung der Ladetüdiligkeit bei den Güter- 
wagen. 

Darüber hinaus sind dem Werks tättendienst noch 
folgende Aufgaben übertragen: 

die planmäßige Erhaltung der Werkzeugmasdiinen 
aller maschinenledinisdien Dienststellen, 

die Aufarbeitung und Umarbeitung von Oberbau- 
.stoffen aller Art, 

die Aufarbeitung von Werkzeugen und Geräten 
aller Art, 

die Ausbildung von Fadihandwerkem und 

die Stellung von Personalaushilfen in Zeiten des 
Spitzenverkehrs und bei Notständen, 

Um die vorerwähnten Aufgaben — in Sonderheit 
die Erhaltung des Fahrzeugparks ™ in möglichst 
wirtschaftlicher Weise erfüllen zu können, bedient 
sidi der Werkstättendienst folgender Stellen: 

der Zentralstelle für Betriebswirtsdiaft im Werk- 
, stättendienst mit dem Sitz in Frankfurt (Main), 

der Geschäftsführenden Direktionen für das Werk- 
siättenwesen mit dem Sitz in Essen, Frankfurt 
(Main), Hamburg, München und Stuttgart, 

der Bundesbahn- Ausbesserungswerke, deren Zahl 
und örtliche Lage aus Anlage 1 zu diesem Unter- 
absdinilt ersiditlich sind. 

2 , Die Zentralsteiie iür BeiTiebswirischafi im Werk- 
stQttendienst (ZBW) 

Die ZBW hat ausschließlidi Aufgaben zentraler 
Art für den gesamten Werkstättendienst wahrzu- 
nehmen, und zwar alle Aufgaben 

der Planung, 

der Überwachung und 

der Entwicklung. 

Planung 
Hierunter fällt 

die Ermittlung des jährlichen Reparaturaufkommens 
nach Art und Umfang innerhalb des gesamten 
Bundesgebietes, 

die Aufstellung der Jahres- und Sonderreparatur'^ 
Programme für die Ausbesserungswerke, 


die Ermittlung des Bedarfs an Aufsiditspersonai 
und Werkstättenarbeitern, 

die Ermittlung des Bedarfs an Werkanlagen, Werk- 
ausrüstimgen, Material, Energien, Wirtschafts- 
mitteln und anderes mehr. 

Überwachung 

Hierunter fällt die Überwachung der Ausbesserungs- 
werke 

in tedinisdier Hinsidit an Hand von Kennzahlenr 
Ridrt werten und dergleichen und 

in wirtschaftlicher Hinsidit an Hand von Erfoigs- 
rechnungen, 

Entwicklung 

Hierunter fallen die Fortentwicklung der Erh’altimgs- 
wirtsdiaft und die Fortentwicklung der Erhaltungs- 
technik. 

3, Geschöftsführende Direktionen für das Werk- 
stätienwesen (GDW) 

Die GDW haben aussdiließlidi Aufgaben regio- 
naler Art in den ihnen unterstellten Ausbesserungs- 
werken wahrzunehmen, und zwar 
die Vorhaltung von Personal, Werkanlagen, Werk- 
ausrüstungen, Material, Wirtschaftsmitteln und 
anderem mehr, 

die Überwachung der Werkbetriebsführung. 

4, Bundesbahn- Ausbesserungswerke (AW) 

Die AW haben die ihnen von der Hauptverwal- 
tung der DB aufgeg ebenen Reparaturprogramme 
planmäßig abzuwidceJn, Sie sind dafür verantwort- 
lich, daß die Ausbesserungsarbeiten 

in der vorgeschriebenen Güte, 
in möglidist kurzer Zeit und 
mit möglichst geringem Aufwand 
durdigeführt werden, 

5, Entwicklung des Werkstättendiensies seit dem 
Jahre 1945 

Beim Zusammenbruch war der Fahrzeugpark der 
DB einerseits mehr oder minder zerstört, anderer- 
seits völlig herunter ge wirtschaftet. Nur durdi eine 
enge Zusammenarbeit mit der w^estdeutschen Lo- 
komotiv- und Waggonindustrie gelang es — ohne 
Aufblähung der eigenen Kapazität — In den nädi- 
sten Jahren, den Fahrzeugpark wieder in einen 
einigermaßen friedensmäßigen Zustand zu über- 
führen. 

Von 1952 an bahnte sich sodann ein allmählicher 
Rückgang des Arbeitsaufkommens für die Ausbes- 
serungswerke an, der sidi in den nachfolgenden 
Jahren in verstärktem Maße fortsetzte. 

Die Gründe für diese Entwicklung waren im 
wesentlichen folgende: 

Fortgang des Strukturwandels im Zug förderungs- 
dienst ^ d. h. der verstärkte Einsatz von Ellok und 
Diesellok. 
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Der Reparaturaufwand — bezogen auf die Einheit | 
der Laufleistung — liegt bei den Ellok und Diesel- I 
lok niedriger als bei den Dampflok. 

Zuneh/nende Verjüngung des Wagenparks durdi 
den Zugang von Neu- und Umbauf ahrzeugen. 

Diese Fahrzeuge sind versdileißfester gebaut und 
bedingen dadiirdi einen geringeren Reparaturauf- 
wand als die Altfahrzeuge. 

Neufassung der Eisenbahn- Bau- und Befriebsord- 
nung (BO). 

Die Fahrzeuge für den innerdeutschen Verkehr 
brauchen auf Grund der Neufassung der BO nicht 
mehr nadi Ablauf von starren Zeitfristen unter- 
sucht zu werden. Sie werden nunmehr nach Zurück- 
legung von bestimmten Lauf leis tun gen untersucht, 
wodurch ein restloses ,, Ausfahren" der Fahrzeuge 
sichergestellt wird. Von dieser Möglichkeit wird 
bei fast allen Triebfahrzeugen Gebraudi gemacht 
weil dort die Laufleistung überwacht wird. 

Der Reparatujaufwand für die Einheit der Lauf- 
leistung geht damit entsprediend zurüdc. 

Neufassung des Übereinkommens über die gegen- 
seitige Benutzung von Güterwagen im internationa- 
len Verkehr (RIV). 

Die Frist für die Untersuchung von neuzeitlidxen 
Güterwagen im grenzübersdireitenden Verkehr 
wurde in letzter Zeit von 3 Jahren auf 4 Jahre 
ausgedehnt und damit eine Verringerung des Re- 
paraturaufwandes je Zeiteinheit erreicht. 

Durch das ziemlich gleichzeitige Auftreten und das 
Zusammenwirken der vorerwähnten vier Umstände 
hat sidi das Arbeitsaufkommen für die Ausbesse- 
rungswerke von Jahr zu Jahr vermindert. 

6* Der Werkställendienst war demzufolge genötigt, 
seine anlagemäßige und personelle Kapazität ent- 
sprechend abzubauen, um sich der rückläufigen Ent- 
wicklung des ReparaturanfaUs rasdi und umfassend 
anzupassen. 

Die Schrumpfung wurde bisher in zwei Abschnit- 
ten durchgefühit, und zwar in Form von zwei 
Sdilieflungsprogrammen. 

S c h 1 i e ß u n g s p r 0 g r a m m I 

Zeitdauer; 1. Januar 1953 bis 31. Dezember 1958 

Verminderung der aniagemäßigen Kapazität: 


Zahl der AW 

am L Januar 1953 ........ i ■ 53 

am ß\. Dezember 1958 43 

Verminderung 

um AW . 10 I 

um V. H 19 I 

Vermmderung der personellen Kapazität: 

Zahl der Werkstättenarbeiter 

am 1. Januar 1953 rd. 55 900 

am 31, Dezember 1958 ...... rd. 45800 


Verminderung 

um Köpfe 10 100 

um V. H. 18 

Zahl der Kräfte im Aufsidits- und Verwaltungsdienst 

am i. Jaiuiar 1953 8 634 

am 31. Dezember 1958 7 047 

Vermmderung 

um Köpfe 1 587 

um V. H, .18 


Trotz der weitgehenden Rattonahsienrngsmaßnah- 
men im Rahmen des Schließungsprogramms I be- 
standen zu Ende 1957 noch limmer Verlustquellen, 
die erhebliche Mehraufwendungen für die Erhal- 
tung des Fahrzeugparks zur Folge halten und deren 
weitgehende Beseitigung im Zuge des Sddießungs- 
programms II angestrebt wird. Einzelheiten hierzu 
sind aus der Anlage 2 zu diesem Unterabschnitt 
ersichtlich. 

Schließungsprograram II 
Zeitdauer: 1. Januar 1959 bis 31. Dezember 1960 
Verminderung der aniagemäßigen Kapazität: 


Zahl der AW^ 

am 1. Januar 1953 ,53 

am 3L Dezember 1960 35 

Verminderung 

um AW .18 

um V. H . , , 34 


Verminderung der personellen Kapazität: 


Zahl der Werkställenarbeiter 

am 1. Januar 1953 55 900 

am 3 1 . Dezember 1 960 40 000 

Verminderung 

um Köpfe 15 900 

um V. H .29 

Zahl der Kräfte im Auf.s.idits- und Verwaltungsdienst 

am i. Januar 1953 8634 

am 3 1 . Dezember 1 960 ....... 6 45(T 

Verminderung 

um Köpfe 2 184 

um V. H 25 


Nach dem bisherigen Ablauf des Sdiließungspro- 
zesses kann damit gerechnet werden, daß die für 
Ende 1960 gesteckten Ziele zeitgerecht erreicht wer- 
den, 

7. Die DB erwägt eine forlselzung der Anpassung 
des Werkstättendienstes an die sich weiter ver- 
ändernden Belriebsbedingungen. Die Überlegungen 
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sind noch nicht abgesdilossen; die vorläufige Pia- I 
imng strebt in Anpassung an den Investitionsplan 
etwa folgendes an: 

Veimindei img der anlagemäßigen Kapazität: 

Zahl der AW 

am 1. Januar 1961 .35 

vom Jahre X an 23 

V erminderung 

um AVV 12 

um V. Ji 3.") I 

Verminderung der personellen Kapazität: 

Zahl der Weikstättenai beite r 

am L .Januar 1961 40 000 

vom Jahre X an 30 000 

Verminderung 

um Köpfe 10 000 

um V. H 25 

Zahl der Kräfte im Aufsichts- und Verwaltungsdienst 

am 1. Januar 1961 6 450 

vom Jahre X an 4 800 

Verminderung 

um Köpfe 1 650 

um V. H. 26 

8. Die Koimnission hat die ihr vorgelegten Planun- 
gen und die darauf aufgebauten Ergebnisse nicht im 
einzelnen nachpriifen können. Sie ist der Über- 
zeugung. daß gerade im Werkstattendienst mit Eifer 
und Konsequenz an einer Beseitigung der Verlvist- 
quellen und an der Erzielung einers guten Ergebnis- 
ses gearbeitet wird. Sie ist aber nidtl iiberzeiigt,, ob 
Tempo und Ausmaß der vorgesehenen Kapazitäts- , 
einschränkungen das Optimum an Anpassung an 
den nadi Durdiführimg des Investitionsplans ver- 
bleibenden Bedarf darstelleri. Insbesondere hat die 
Komwission keine Vorschläge für die Zusammen- i 
fassung der AW mit den Ausbesse rungsteiien der 
Betriebswerke und damit für eine rationellste Ge- 
staltung des gesamten Ausbesserungswesens erhal- 
ten. Eine solche GesanUbeUetdUung hält die Kom- 
mission iÜT notwendig. 

9 Die bei der Anpassung dev Werkstättenkapazität 
entstehenden personalpolitischen Fragen schließen 
eng an die bei den bisherigen Schließungen von 
Werkstätten gemachten Erfahrungen an. Ans diesen 
EiTahrungen seien nachstehend einige genannt, die 
bei denw^eiteien Schließungen mit verstärkter Härle 
und Konsequenz au {treten werden. 

a} Bei dem I. Schließungsprogranim wurden die | 
freigesetzten Arbeitskräfte in Nachbarwerke um- 
gesetzt oder an andere Dienstzweige abgegeben. 
Diese Möglichkeit wird in Zukunft kaum mehr 
bestehen. 

b) Besonders hiiulerlich war damals schon — und 
wird au dl später sein — der relativ hohe Be- 


stand öu Facharbeitern '). Das gegenwärtige Ver- 
hältnis (“A Handwerker zu ä Nidithandwerker) 
sollte auf h>:i zu % um ge wandelt werden. Die 
Sdiwierigkeiten, alle, erfalirene flandwerkeT' 
kralle umzusetzen, sind groß. Dagegen dürfte 
ihre Umerbringung in der Wirtschaft durchaus 
möglich sein. 

c:) Die Durchführung der organisalorisdien Ratio- 
naiisierungsmaßnahmen führte bei den bisher 
vorgenommenen Schließungen zu „Umsetzungen " 
in Rotten, Güterabfertigungen iisw. — Der hier- 
bei insbesondere für die Hanriwerker auftretende 
„Loimaiisfair' wurde als „ITärteausyleich " für 
rd, 2 Jahre aufgefanejen. Unkündbare Handwer- 
ker behielten Lohngruijfjc IV, w^enii sie nicht im 
erlernten Handwerk beschäftigt werden konnten. 
.So verständlich ein solcher „Lohnausgleich " auch 
ist, er bedeutet eine Verteuerung der Lohn- 
koslen, die die Rationalisierungserfolge schmä- 
lern. 

dj Bei der Durchführung der Schiießunyen madiie 
sich die personelle ..ünbeweglichkeit ' bo.sondors 
hemmend bemerkbar. Aus den verschiedenen 
Bereichen dieser Unbeweglichkeit'’ sei hier nur 
erwähntr daß zunächst von einer Unkündbarkeit 
der Bediensteten ausgegangen wurde. Diese 
Sdiwierigkeit konnte erst durch zwei Urteile des 
Bundesarboilsgerichfs aufgelockert \r/.w. ausge- 
jäurnt werden: 

Bei .Aut Losung einer Dienststelle besteht für 
die DB keine Verpflichtung, die kündbaren 
Arbeiter anderweitig weiter zu besdiäfligen, 
BAG vom 2v5. Septem Irer 1956 — Ill/AZR 102.' 
54. 

Wenn bei Auflösung einer lOi ernstste Ile die DB 
öuth für die nach dem Loh nlarit vertrag nicht 
kündbaren A] beiter keine Besdiafügiingsmög- 
iiehkeit findet, entfällt der Kündigungsschutz. 
BAG vom 8, Oktober 19.57 lIl/AZR 124/55, 

Diese Rechtslage und die Lage des .Arbeils- 
marktes werden die Schließungsmaßnahmen er- 
leichtern. 

Die Kommission nimml zum Sdiließungspioblem 
in Ziffer 1 ! abschließend Steilung. 

9- Hand in Hand mit einer fortschreitenden Ver- 
minderung der an lagern äßige-n und personellen 
Kapazität ging in den letzten Jahren eine zuneh- 
mende Rationalisierung der gesamten Fertigungs- 
technik, die darauf abzielte, den künftig verbleiben- 
den RepaidturanfdM mit einem immer geringer 
werdenden Aufwand zu bewältigen. 

Richtschnur für das Vüigeben im einzelnen waren 
dabei die Grundsätze eJes Rationalisierujigs-Kurato- 
riums der Deutschen Wirtsdialt (RKW) für die 

*) Im Jahre 1957 wurden v. IL der Werkstät'Lenarbeiler 
uüch den Lohngruppen für Handwerker des Lohnlarii- 
vertrages (Lohugiuppen f bisi JV) entlohnt; für die 
Art der Ferugung in den Werken wäre ein duidi' 
sdinitilädier Anteil von etwa 40 v. I L Handwerkern 
uü.sreid’ierid. Der üherhöhie Handwerker cinteil venio‘- 
sadit eiwti uni .5 v.ll. höhere Fertigungslohnkostei], 
dü-s sind 8 Millionen DM. 
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Rötionulisierung von InclusU iebeti ieben. Sie Um len: 
Planung des Arbeitsablaufs^ 

Verbesserung des innerbetrieblichen Wirkungs- 
grades, 

Vergleidi durch die Zahl. 

u) Planung des Arbeitsablaiüs aui dem Reparatur- 
Sektor 

Durch die Ordnung der Arbeit sollte jedem Aus- 
besserungswerk ein Repa ratu rauf kommen zuteil 
werden, das sich durch eine möglichst weit- 
gehende Gleichartigkeit und Gleichförmigkeit 
öuszeichnet- 

Um zu einem mög liebst gleichartigen Aibeits- 
ciuf kommen zu gelangen, wurcle in folgenden 
Etappen vorgegangen: 

Etappe ] — Umwandlung der Werke mit meh- 
reren Hauptfertigungen in Werke 
mit einer einzigen Haupt fertigung. 

Etappe 2 — Umwandlung dieser Werke mit 
einer einzigen Hauptfertigung, aber 
vieler Fahrzeugtypen, in Werke mit 
mag liehst wenig Typen (Grenzfall: 
Eintypen werk), 

Etappe 3 — Umwandlung dieser Werke mit 
wenig Fahrzeugtypen, aber allen 
Sdiadgruppen, in Werke mit mög- 
liehst wenig Schadgruppen (Grenz- 
fü 1 1 : Ei n schadg nippen w e rk) . 

Um ein möglidist gleichförmiges Arbeitsauskom- 
jnen sidierstellen zu können, müssen Spitzen und 
Täler im Reparatiiraafall irühzeitig und zutref- 
fend erkannt werden. Der Werkstättendienst hat 
zu diesem Zweck eine langfristige Arbeitsvor- 
ausschau ins Leben gerufen, ähnlich der Markt- 
forsdiung durch die Industrie. 

Zusammenfassend wäre zu sagen, daß es dem 
Werkstältendienst in den i ückliegenden Jahren 
gelungen ist, die Arbeit auf dem Rep aratu r- 
sektor nadi den vonstchenden Grundsätzen weit- 
gehend zu ordnen und damit die wichtigste Vor- 
aussetzung für eine wirtschaftliche Arbeitsweise 
in den AW zu schaffen, 

hf Verbesserung des innerbelriehüchen Wirkungs- 
grades 

Die Betriebsleitung der AW ist bemüht, sich die 
Erfahrungen der Industrie nutzbar zu machen, 
und zwar eine weitgehende Spezialisierung der 
Produktion und eine fließende Fertigung mit An- 
sätzen zu einer TeiJmechanisierung. 

Ein gleichartiges und gleichförmiges Arbeitsaut- 
kommen erleichterte den Werken den Übergang 
von der Slandarbeit auf die Taktarbeit, Ent- 
.sp rechend dem Vorgehen bei der industriellen 
Neufertigung werden die ReparaturEirbeiten an 
Fahrzeugen und Fahrzeugteilen mehr und mehr 
in fließender Fertigung durdige führt. Die damit 
verbundenen Vorteile, wie 
Steigerung der Arbeitsgüte, 

Beschleunigung der Arbeit und 
Verbilligung der Arbeit, 


kommen der Betriebsführung in den AW in zu- 
nehmendem Maße zugute. 

Im weiteren Verfolg wird versucht, die Ferti- 
gung auf bestimmlen Teilgebieten fortschreitend 
zu medjanisierea, um auch in dieser Hinsicht mit 
der Neufertigung Schritt halfen zu können. 

cj Vergleich durch die Zahl 

Die Ausbesserungswerke sind Regiebetriebe, so 
daß ihnen der Druck eines ständigen Wett- 
bewerbs fehlt. Um hierfür wenigstens einen teil- 
weisen Ausgleich zu schaffen, wird eine um- 
fassende „ Werk'Statistik" geführt, in der die 
technischen und wirtschaftlichen Ergebnisse 
sämtlicher Ausbesserungswerke zusammengefaßt 
sind. 

Die Auswertung der „Werkstatistik*' erfolgt in 
regelmäßigen Zeitabständen und im Rahmen von 
mnerbelrieblichen und zwisciienbetrieblichen 
Kostenvergleichen. Schwächen und Mängel aller 
Art werden dabei erkannt und Wege zu ihrer 
raschen und gründlidien Abstellung gewiesen. 
Die bemängelten Werke sind von sich aus an 
einer Steigerung ihrer Produktivität starkstens 
interessiert, um von dem weiteren Sdiließungs- 
prozeß nicht betroffen zu werden. 

Übschon durch eine strenge Personalaaslese in 
der Besetzung von führenden Posten, durch 
eine laufende Schulung aller Vorgesetzten in 
der Behandlung ihrer Milmensdien und durch 
eine enge Zusammcmaibcit zwischen Werks- 
leilung und Personalvertretung versudit wirdn 
zu Wirtschaft liehen Arbeitsergebnissen zu kom- 
men, sind mit der gewerblichen Wirtschaft ver- 
gleichbare Ergebnisse infolge des für emen 
Fabrikationsbetrieb ungeeigneten Entlohnungs- 
imd Bol oh nungssy Sterns nidil zu erzielen. 

Der Loh niarilver trag {LJ'V) der DB gilt für die 
Lohnbediensteten aller Dienstzweige der DB. 

jVarh .Meinung der Konuuission wäre es zweck- 
mäßig, wenn für die Werkstättenarbeiter der DB 
eine besondere LI V geschaffen würde, um den 
Sonderheiten dieses Dienstzweiges und damit 
den praktisdien Bedürfnissen besser Rechnung 
tragen zu können, Empfohlen wird dabei eine 
inöglicUst weitgehende Anlehnung an die Tarif- 
verträge vergleichbarer Industrien, z. B. der 
eisenverarbei lenden Industrie. 

H). Für die Anlagen- und Maschinenausstattung 
der VVerks/dHen stellt die DB fest, daß „von den 
43 Werken in Grundvißgestaltung und Gesamt- 
anlage den heutigen modernsten Anforderungen a-n 
ein AW nur etwa 10 voll und ganz gerecht würden," 
Nach dem Plan bis lt)60 verbleiben dann also noch 
rd. 25 Werke, deren bauliche Gestaltung und An- 
lageform den Werkbetrieb und die Fertigung mehr 
oder minder beeinträditigen und verteuern. Diese 
Mängel {Zufahrten, Gleisanlagen, Hallen, Bühnen, 
Energieerzeugungs- und Verteihmgseinrichtungen) 
sind nur zum Teil und dann auch nur durch große 
Investitionen zu beseitigen. Sie werden auf min- 
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destens 60 Millionen DM geschätzt. Es wird auf sie 
verziditet, insbesondere im Hinblick darauf, daß die 
Schließung von Werkstätten weitergeführl werden 
muß. Solange also die Stillegung gemäß Plan bis 
zum Jahre X nidu durdigeführt sein wird, ist mit 
höheren Stückzeiten, Rüstzeiten und Verlustzeiten 
und damit höheren Fertigungslohnkosten zu redi- 
nen. Das Ausmaß wird für die einzelnen Werke 
verschieden geschätzt; im Mittel sind es 5 v. H. = 

5 Millionen DM Mehrkosten, 

Die Maschinenausstdttung der Werkstätten ist 
überaltert (Durchschnittsalter 20 Jahre). In den 
43 AW befinden sich etwa 16 000 Werkzeugmaschi- 
nen; davon werden 7000 als Maschinen mit hohen 
Anforderungen planmäßig erhalten (Erhaltungs- 
gruppe I)*). Bei den nicht nach festen Plänen zu 
erhaltenden Maschinen der ErhaUungsgruppe 11 ist 
man daran gewöhnt, daß sie außerhalb des Ferti- 
gungsflusses stehen. Mit Rücksidit auf die Struktur- 
wandlung in der Zugförderung brauchen die AW 
nur die Maschinen zu ersetzen, die für das künftige 
Arbeitsaufkommen benötigt werden. Von etwa in 
den nächsten 2 Jahren benötigten rd. 5600 Werk- 
zeugmaschinen der ErhalUmgsg nippe I wären etwa 
1120 vorzeitig zu ersetzen. 

In den nächsten 2 Jahren werden im Rahmen der 
Werksdüießungen etwa 1400 Maschinen der Erhal- 
tungsgruppe I verfügbar, so daß sich etwa 700 für 
einen weiteren Einsatz eignen. Die zu ersetzenden 
1120 Maschinen könnten demnach weitgehend aus 
dem frei werdenden Maschinenpark gedeckt Tverden. 
Die DB plant jedoch, um die Beschaffung von Werk- > 
zeugmaschinen kurzfristig zu drosseln, nur rd. 
350 Maschinen (d. h, rd. 50 v. H.) der ErhaUungs- 
gruppe I aus den Werkstillegungen der nächsten 
2 Jahre wiederum in. AW einzusetzen. Neu beschafft 
werden sollen also 770 Maschinen auf der Basis der 
Leistungsfähigkeit der allen; es wird mit 460 Maschi- 
nen gerechnet die eine Investition von rd. 12 Mil- 
lionen DM bedeuten und die etwa eine Ersparnis 
von 4 Millionen DM im Jahr erbringen würden. 

Der Zustand der fördertedinischen Erschließung 
der Werkstätten wird von der DB als unzureicJieiid 
erkannt. Auf die Mängel in der FÖrder- und Lager- 
ted'mik werden etwa 3 v. H. der Fertigungslohn- j 
kosten und rd. 5 v. H der Stoffgemeinkosten (das | 
sind 5 Millionen bzvr, 3 Millionen DM, zusammen 
rd. 8 Millionen DM) zurückgeführt. Insgesamt werden 
also die Mehrkosten durch überalterte Ausrüstung 
der Werke mit 12 Millionen DM (= 9 Millionen DM 
Fertigungskosten und 3 Millionen DM Gemein- 
kosten} veranschlagt. Die notwendigen Investitio- 
nen zur Beseitigung dieser Teilverluste werden mit 
24 Millionen DM geschätzt. 

' Die Erfahrungen aus früheren Werkstillegungen 
ergaben, daß etwa 50 v. H, der Maschinen für einen 
weiteren wirtsctiaftlichen Einsatz voll geeignet sind. 
Es wird problematisch sein, diese Quote von 50 v. H. 
beizubehalten. 


Altersaufbau dieser Masthineu: 
unter 20 Jahre 3150 d. h. rd. 45 v. I I. 

20 bis 30 Jahre 2450 d, h. rd. 35 v. I I. 

über 30 Jahre 1400 d. h, rd, 20 v. H. 


Vorschläge der Kommission für eine Umgestaitung 
des WerkstättendieDstes 

11- Die DB hat für die Schließungsprogramme eine 
möglidisi genaue Aufstellung der durch Schließung, 
anderweitige Verwendung und durch Neu-lnvesti- 
tionen erreidrbaren Kostensenkungen gefertigt. Die 
Kom/n/ssion hat aus Zeitgründen davon absehen 
müssen, diese Vorschläge hinsichtliidi Anlagen- 
planimg, MaschinenausttatUing und Pensonalpolitik 
kritisch zu prüfen und korrigierte Vorsdiläge zu ent- 
wickeln. Sie erkennt an, daß diese Planungen und 
Folgeberechnungen von dem ehrlichen Bemühen 
getragen sind, alle Möglichkeiten im Rahmen der 
Steilung der Werkstätten innerhalb des Gesamt- 
betriebes ausziisciiöpfen, Angesidrts der im Gange 
befindlichen völligen Umstellung der Zugförderung 
und der Betriebsführung ist der Werkstättendienst 
weitgehend auf Planung vom „Grünei^ Tisch'' ange- 
wiesen. Die Kommission ist aber der Meinung, daß 
in enger Anpassung an den nunmehr vorliegenden 
lO-Jahres-lnvestitionspian eine genauere und des- 
halb kostenwirksamere Anpassung des Werk- 
stüttendienstes möglich sein muß. Auch mit Rück- 
sidit auf eine rationellere Gestaltung des Werk- 
stüttendienstes erscheint es der Kommission drin- 
gend notwendig, den {nvesliiionsplan als Ganzes zu 
sehen und dUTchzulühren. 

12, ln diesem Zusammenhduig muß aus den Erfah- 
rungen der Vergangenheit darauf hingewiesen wer- 
den, daß das Bestreben der DB zur planmäßigen 
Sdrbeßimg von AW audi dadurdi ersdiwert wurde, 
daß die bestehenden AW seinerzeit bewußt in „Not- 
standsgebiete" gelegt wurden, wo sie regelmäßig 
heute noch eine besondere wirfsdiaftlicho Bedeu- 
tung haben. Eine Verpfliditung der DB, diese Werke 
weiter zu betreiben, kann jedodr nicht anerkannt 
werden, wenn zu erhebliche Vorkosten (Flin- und 
Rückfahrten) — pro Lok rechnet man 2,60 DM/km — 
entstehen, ohne daß sie durdi ein örliieh niedrigeres 
Lohnniveau ausgeglidien werden. In dieser regio- 
nalen Verwurzelung der AW liegt wohl auch der 
Hauptgrund für die regelmäßig heftigen, manchmal 
hemmungslosen Interventionen gegen Rationalisie- 
rungsTnaßnahmen der DB auf dem Werkstälten- 
gebiet. Als typisches Beispiel für Einwirkungen von 
außen auf die Entsdieidungen der DB sei der 
Katalog der Interventionen um das AW Paderborn 
aufgeführt (vgl. Anlage 3 zn diesem Unterabschnitt). 

13, Im Zusammenhang mit der künftigen Gestal- 
tung des Werkstättendienste.s muß auch das Pro- 
blem der Neufertigung von Güterwagen gesehen 
werden. In dem inzwischen geschlossenen AW 
Paderborn wurden bislang Güterwagen umgebaul. 
Daneben hatte das Werk, um Beschäftigungslücken 
auszufüllenr auch die Neufertigung eines bestimmten 
Wagentyps (Otmm-57) aufgeiiommen und 600 Wa- 
gen hergestellt. 

Als das Werk Paderborn gesdilossen werden 
sollte, wurde die Unzweckmäßigkeit seiner Schlie- 
ßung damit begründet, daß es in der Lage sei, die 
Otmm- Wagen um mehrere tausend DM billiger 
herzustelleii als die Waggonindustrie. 
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Die Komm/ssjo;! hat ari Hand der ihr vorgelegten ' 
Kalkulationen und unter Heranziehung von Unter“ 
lagen der Waggonindustrie eine Nadiprüfung dieser 
Behauptung vorgenomrnen. 

Eine A/miyse der Ka/kuJnnonswer^e des AW 
Paderborn führte zunächst zu der Feststellung^ daß 
von unterschiedlldien Grundlagen und somit von 
nidit vergleichbaren Zahlen ausgegangen wird; im 
wesentlichen ergab sich der unterschiedliche Aus- 
gangspunkt aus folgenden Tatsachen: 

Die Preis- und Kostenangaben des AW beruhen 
auf einer Grundvoraussetzung, die für die Wag- 
gonindustrie nidil gegeben war: Abstellung des 
Fertigungsprogramms auf einen Croßauftrag von 
600 Wagen. 

Produktionsanlaufkosten brauchten beim AW 
nicht berüdcsichtigl zu werden. 

Aus der vergleichbaren Prüfung der Unleriagen 
ging im einzelnen folgendes hervor: 

a) Da bei der DB alle Transporte als Dienstgut i 
frachlgCinstiger abgevirickeU werden, liegen die i 
Stoffkosten bei der Industrie höher (Fractitdiffe- 
renz macht rd. 3 bis 4 v. H. aus). 

b) In Methode und Praxis der Berechnung der Stoff- 
gemeinkosten bestelieu zwisdien Waggonindu- 
strie und AW große Untersdhede, die eine ge- 
naue Klarlegung nidtt gestatten, 

c) Fertigungslöhne fallen zugunsten des AW aus; 
dies wird riaitiit begründet, daß das AW einen 
geschlossenen Auftrag von 600 Wagen, einzelne 
Unternehmen nur einen soldien von 140 bis 200 
zugrunde legen konnten. 

d) Bei den Fertigungsgemeinkosten fehlt in dem 
Kostenausweis des AW eine Reihe von Koslen- 
elementen, mit denen die Industrie rechnen muß, 

Z. B. Vermögens-, Grund- und Gewerbesteuer, 
Versichenrngs-, Rechts- und Paientkosten. Zudem 
sind die kalkulatorischen Abschreibungen des 
AW infolge des von ihm angewandten globalen 
Abschreibungsverfdhrens wesenllidi niedriger 
als bei der Industrie. 

e) Kalkulatorische Wagnisse, insbesondere Ge- 
währleistungsansprQche, braucht das AW nidit 
zu berüdcsiditigen, desgleidien keine Werbungs- 
kosten. 

f) Es ist zweifelhaft, ob bei dem AW Konstruk- 
tionsarbeiten geleistet wurden? in jedem Falle 
fehlen Konstruktionsgemeinkosten, Die dem AW 
bei den Fertigungsgemeinkosten insgesamt 
zugute kommenden Kosten vor teile belaufen sidi 
auf etwa 75 v. H. der Fertigungslöhne. 

g) Die AW sind nicht mit 4 v. H. Umsatzs teuer be- 
lastet. 

Zusammen/ossend kann f es tges teilt weiden, daß 
die Überprüfung der vergleidibaren Selbstkosten- 
werte unter denselben Voraussetzungen einen 
Vorteil des AW von etwa 2 bis 3 v. H. als möglich 
ersdteinen läßt, denen kostenmäßig nicht genau , 
erfaßbare Aufwendungen für Werbung von An- j 
sch lußau fl ragen usw. gegenüberstehen, t 


Bs war nid\t Aiiigabe der Komtnission, auf Gruml 
dieser nicht in allen Teilen exakten Durchleuchtung 
der Kostenunterldgen eine Überprüfung der Schlie- 
ßung des AW Paderborn oder gar eine Eigen- 
fertigung der DB zu empfehlen. Die Köinmission hat 
vielmehr in diesem Zusammenhang auch die alb 
gemeine Situation im deutschen Waggonbau bedacht 
und dabei festgestellt, daß bei Fertigung anderer 
Typen in anderen Werken und mit anderen Ferti- 
gungseinrichtungen und Löhnen das Ergebnis unler- 
sdiiedlich ausfallen könnte. Zudem handelt es sich 
bei der Waggomnclustrie fast immer um Viel typen- 
Werke, während das AW Paderborn in diesem Fall 
als ein Eintypen-Werk anzusehon war. 

Bei der Beurleihmg dieser Fragen darf hinsicht- 
lich der Lage der Waggonlndustrie folgendes nicht 
übersehen werden: 

a) Die Waggonindustrie hatte nach der Währungs- 
reform ihre Neubau- und Reparatur-Kapazität 
wesentlich erweitert. 

b) Zur Zeit sind in der Bundesrepublik 21 Unter- 
nehmen mit rd. 20 000 Beschäftigten vorhanden, 
von denen ein Unternehmen im Eigentum des 
Bundes steht 

c) Die Auftragsbestände waren zu Beginn 1959 um 
40 V. H. niedriger als zu Beginn !958. 

d) Die DB war bislang mit rd, 50 v, H. am Auftrags- 
volumen der Waggonindustrie beteiligt. Die wei- 
teren 50 V. H. entfallen auf Export, Bundespost, 
Deutsche Schlafwagen- und Speisewagen-Gesell- 
schaft, private öffentliche und nichtöffentlidie 
Bahnen. Daraus erhellt, welche Bedeutung die 
DB als Auftraggeber für die Waggonindu.strie 
besitzt. 

Die Kommission hat den Versuch unternommen, 
sich durch Verhandlungen mit dem Bundes wirt- 
schaftsministerium ein genaues Bild über den Ko- 
slenvergieidi zwischen Waggonindustrie und Eigen- 
fertigung in den AW der DB zu verschaffen. Sie hat 
davon Kenntnis genommen, daß auf Veranlassung 
des Verw^altungsrals der DB die Unterlagen der 
Waggonindustrie und der DB überprüft werden. 
Diese Untersuchungen waren bis zum Abschluß 
dieses Berichts noch nidit beendet. Das Bundesver- 
kehrsministerium und das Bundeswirtschaftsministe- 
rium sind in diese Untersudiungen eingesdialtet. 

Die Kommission ist g rundsä tzlicfi der Meinung, 
daß der schwer ringenden Waggonindustrie durch 
Aufziehen einer fabrikmäßigen Eigenfertigung sei- 
tens der DB keine Konkurrenz gemacfit werden 
sollte. Die Waggonindustrie muß durdi eine Auf- 
tragsvergabe auf der Grundlage eines mehrjährigen 
Investiüonsprogramms der DB in die Lage ver- 
setzt werden, ihre Preise den Fertigungskosten dev 
DB anzugleidien. Insoweit kann im Einzelfall eine 
Eigen /er /igung der DB für einen Preisvergleich 
nützlid} sein. 

14 . Nach Auifüssung der Kommission beruhen die 
eine rationelle Betriebsführung erschwerenden 
Mängel der heutigen Organisation des Werkstätten- 
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dienstas der DB zunädisl in der — ijereiis erwähn- 
ten ™ unvermeidlichen Planung vom ,, Grünen 
Tisch" und dem Fehlen einer festen Aufgabenteilung 
innerhalb des gesamten Ausbesserungs- und Fahr- 
zeugunterhaUimgswesens. 

Die Aufgaben vevscbieben sich infolge des Struk- 
turwandels ständig, zumdl, wenn den Bahnbetriebs- 
werken künftig auch die Auswedislung der in den 
AW reparierten fertigen Fahrgestelle der Ellok 
und das heute in den AW vorgenoininene Ab- 
schleifen der Radkränze übertragen werden soll 
Eine durdigreifende Rationalisierung kann nur er- 
folgen» wenn die AW und Werkstättenteiie der 
Bahnbetriebswerke funktionell als zusammenge- 
hörig behandelt werden. Es muß bedacht werden, 
daß der Arbeitsanfall im Betriebs- und Werkstätten- 
teil der Baiinbetriebswerke nach Art und Umfang 
stärkeren Schwankungen unterliegt. Das Problem 
wird sidi erst dann befriedigend lösen, wenn ,,art- 
eigene^' Bahnbetriebswerke (nur elektrisdie oder 
nur Diesel- oder nur IJampff ahrzeuge] vorhanden 
sind. 

15, £s ergib f sich die Froge, ob Jiierfur eine selb- 
ständige OTganisation notwendig ist. 

Die Dß ist der Meinung, daß auch eine selbstän- 
dige Tochtergesellschaft nicht anders planen könne 
als bisher und ebenso auf die engste Zusammen- 
arbeit mit dem Betrieb angewiesen sei und sich 
sch Heß! ich nach der Verkehrsentwiddimg richten 
müsse. 

Dieser Einwand ist nur bedingt riditig, da eine 
selbständige Geseilsdiaft freier in der Ausnutzung 
und Ausgestaltung der Betriebskapazitäten sein 
würde und sich vor — den Fabrikationsbetrieb un- 
mittelbar betreffenden — Einwirkungen besser ab- 
schirnrien könnte. Eine .selbständige Geseilsdiaft 
würde audi eher bereit sein, Überhänge an die In- 
dustrie zu vergeben statt künstlich Kapazitäten zu 
unterhalten. Heute sind nicht primär die wirtschaft- 
lichen Belange der AW entscheid end; die Interessen 
des allgemeinen Betriebes gehen in der Regel vor, 
und zwar oft ohne eine betriebswij Ischaftlidi zweck- 
mäßige Abwägung. Dies muß sidi naturgemäß auf 
die Dispositionen der AW naditeilig aus wirken. Die 
gerechtfertigten Belange des Gesamtbetriebes könn- 
ten auch bei einer eigenen Gesellschaft gegen ent- 
sprechenden Kostenersatz durdi vertraglidie Ab- 
machungen und durch eine verständnisvolle Zusam- 
menarbeit mit dem einzigen Kunden der Werke 
gesichert werden. 

16. Die Verbesserung der betrieblichen Organi- 
sation ist aber nicht das allein ausschlaggebende 
Argument für eine Verselbständigung dieses einem 
Industriebetrieb ahnlidien Teiles der Eisenbahnver- 
waltung. Entscheidend ist die Aufspaltung der Ver- 
antwortung und die Abhängigkeit des Lohn-, Be- 
l'ohnungs- und Gehaltssystenis von der für die 
gesamte Eisenbahnverwaltung mit. den Gewerk- 
schäften getroffenen Regelung. 

Uber den Personaleinsatz, die Entlohnung und 
Rationalisierung entscheidet nicht die Werksleitung, 


sondern die Personalabteilung — gegebenenfalls in 
Verbindung mit der Ma sch inen tedini sehen und der 
Betriebsabteilung — der HauptverwaUung der DB. 

Rationalisierungserfoige kommen heute audi oft 
deshalb nicht zum Tragen, weil sie durch Maßnah- 
men für das gesamte Unternehmen wieder auf ge- 
zehrt werden. Über die Rationalisierung durch Zu- 
sammenlegung von Betriebsstätten und Einsparung 
von Arbeitskräften entsdieiden endlich — und dies 
sei besonders angemerkt — nicht ausschließlich die 
Betriehserfordernisse, sondern manchmal mehr oder 
minder politisch bedingte Ul>erlegungen. 

Auch das Entlohnungs- und Beioiinungssystem ist 
nicht auf die Belange des Betriebes als eines Ferti- 
gungsbetriebes abgestellt, sondern mit den oft ganz 
anders gearteten Bedingungen und Aufgaben der 
Gesamtverwaltung gleichgestellt. Was beim Stück- 
gütverkehr für die Zweck-iriäßigkeit, den Abferti- 
gungs- und Umladedienst aus der Verwaltung der DB 
herauszulösen, ausgeführt ist, gilt im verstärkten 
Maf5e für den Werks tätlendiGn st. Hier ist, besonders, 
wenn gar nodi die Neufertigung von Wagen aufge- 
nommen werden soll mit dem heutigen Lohnsystem 
(Lohnbemessung nach dem erlernten Beruf, nicht 
nach der Arbeitsbewertung für den Betrieb) ein er- 
folgreiclier, konkurrenzfähiger Werkstättendienst 
nidit aufzuziehen, Die DB hätte die Erfahirnngen 
großer Industrieunternehmungen nutzbar machen 
sollen. Auch passen für Verwaltungen gedachte Be- 
stimmungen über die Personalvertretung nidit ohne 
Einschränkung für Wii tschaftsunternehmen. Die 
Mitbestimmung des Personalrates bei der Fest- 
setzung der Gedinge und der Versetzung von Be- 
triebsangehörigen sowie die Unkündbarkeit schon 
nadi iSiähriger Dienstzeit (allerdings frühestens 
nadi Vollendung des 40. Lebensjahres) ersdiweren 
eine wirtschaftliche Betriebsführung. Hier müssen 
die aus der Umstellung der DB vom „Bedarfsdek- 
kung.sunternehmen'' in ein eigenverantwortlidies 
Wettbewerbsunternehmen notwendigen Folgerun- 
gen gezogen werden. 

17. Zusammenlassend hati die Kommission fol- 
gendes für erforderlich: 

a) Automatische Anpassung der Kapazität des 
Werkstättendienstes an den Strukturwandel und 
die Rationalisienmgsergebnisse der Investitions* 
pläne, 

b) Sdiaffung einer selbständigen, verantwortlidien 
Leitung des gesamten Werkstättenwesens unter 
entsprechender Emgliederung der Zentralstelle 
für Betriebswirtschaft im Werkstättendienst und 
der “ planmäßig zu verringernden — - Geschäfts- 
führenden Direktionen für das WerkstätLen- 
wesen. Die Kommission verspricht sidi hiervon 
die Einsparung einer beträchtlichen Zahl von 
Beamten — auch des höheren Dienstes. 

c) Einführung einer eigen Wirtschaft liehen Rechnung. 

d) Einführung eines den Arbeitsbedingungen der 
vergleichbaren Industrie angepaßten Entloh- 
nungs- und Belohnungssyslems, daher Lohn- 
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beiuessüntj nicht iicich dem erlernten Beruf, son- 
dern der Arbeilsbewertnny für den Betriel)^ 

e) Anpassung der Arbeits'jseit, der Urlaubs regehing 
und der Kapa^silät an die Betriebsnotwendig- 
keiten, so daß eine wirtsdiaflliche Auslastung 
auch in Zeiten geringen Arbeitsanfalls gewähr- 
leistet ist. 

t) Umsteliung der Belegschaften aut die für neii- 
zeitlidie Werkstätten erforderlidie Gruppierung 
in Spezial-Föcbarbeiler und angelernte Arbeiter. 
Damit allmählicher Verzicht auf die bevorzugte 
Besdiättigiing von Handwerkern, 

g) Erstattung der Kosten und Leistungsausfälle bei 
Abordnungen von Bediensteten zu anderen 
Dienstzweigen. 

Ein so verselbständigtes Unternehmen wird in 

der Lage sein, seinen eigenen Rationalisierungs- 


I erfolg sidierzus teilen und Einwirkungen von außen 
aby.uwei'iren. 

Vv'enn rhe DB in der Lage ;i er di zuweisen, daß 

sie durch eine inneTbetriebiiche Verselbständigung 
die gleichen Wirkungen erreitiien, insbesondere die 
vorei wähnten Voraussetzungen genauso erfüllen 
kann, wie bei einem vollen Herauslösen des Werk- 
slättendienstes zu erwarten ist, könnfe nach Ansich l 
der Kommission auf eine rechtliche Verselb- 
I ständigung veTzichiei erden. Es ist aber nicht ^.u 
I verkennen, daß die genannten Voraussetzungen 
' durch (Eine innerbetxiebliche Umorganisation sehr 
I viel sdiweier zu erreidien sind. Sie stellen an die 
Widerstandskraft und Konsequenz der verantw^ort- 
lichen Stellen der DB besonders hohe Führungs- 
anforderungen und setzen eine verständnisvolle 
Mitwirkmig der Eisenbahnergewerksdiaften bei der 
I duxthzu führenden Neuerung voraus. 
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Aalage 1 

(zum V. Teil AbsdiniU B iV) 


Bundesbahn- Ausbesserungswerke 


lfd, 

Nr, 

1 Bezeidmung j 

Fertigungen 

1 

Braunschweig 

Dampflok 

2 

Bremen 

Dampflok 

3 

Darmstadt 

Güterwagen 

4 

Duisburg- Wedau 

Güterwagen 

5 

Eßlingen 

Dampflok 

6 

Frankfurt (Main) 

Reisez^ug wagen 


Friedridishaien 

Dieseltriebfahrzeuge 

8 

Fulda 

Güterwagen 

9 

Giückstadt 

Werkzeugmasdiinen 

10 

Götlingen 

Dampflok 

M 

Hambiirg-H arburg 

Güterwagen 

12 

Hannover 

Reisezugwagen 

13 

Ingoistadt 

Dampflok 

14 

Jülidi 

Dampflok 

15 

Kaiserslautern 

GüterwageUr Dampflok 

16 

Karlsruhe 

Reisezugwagen 

17 

Kassel 

Dieseltriebfahrzeuge, Reisezugwagen 

18 

Köln-Nippes 

Güterwagen 

19 

Krefeld-Oppuni 

Reisezugwagen 

20 

Limburg (Lahn) 

Speidiertriebwaren, Bahndienstwagen 

21 

Lingen (Ems) 

Dampflok 

22 

München-Freimann 

Ellok 

23 

Neuaubing 

Reisezugwagen 

24 

Neumünsler 

Reisezugwagen 

25 

Nied 

Dampflok 

26 

Nürnberg 

Dieseilriebfahrzeuge, Güterwagen 

27 

Offenburg 

Dampflok 

28 

Oldenburg 

Güterwagen 

29 

Opladen 

elektrische und Dieseltriebfahrzeuge 

30 

Osnabrück 

Güterwagen 

31 

Paderborn^Nord 

Güterwagen 

32 ‘) 

Recklinghausen 

Güterwagen 

33 

Saarbrütken-Burbacb 

Güterwagen 

34") 

Sl, Wendel 

Dampflok 

35 

Schwerte (Ruhr) 

Dampflok 

36 

S dl w elzin gen 

Güterwagen 

37"') 

Siegen 

Güterwagen 

38 

Stuttgart-Bad CannsLatl 

Reisezugwagen 


WAbl Kornwestbeim 

Zentralschmiede 

39 

Trier 

Dampflok 

40 

Weiden 

Dampflok, Güterwagen 


*) Schließung verfügt zum 31. Dezember tÖ59 
*') Sdiließujig vorgesehen zum 30, Juni 1960 
SdiHefiiing vorgesehen 
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Anlage 2 

(zum V, Teil Absduiilt B IV) 


Verlustquellen des Werkslättendienstes 
im Gesdiättsjahr 1957 

Die Selbstkosten des Werkstätlendienstes — ^ ohne 
Saarland — betrugen im Geschäftsjahr 1957 ins- 
gesamt 

925 Millionen DM, 

Dieser Aufwand hätte sich zweifellos vermindern 
lassen clurdi die Absdialtung nadistehender Ver- 
lustquellen: 

1. Ungenügende Auslastung von Werken, 

2. Veraltete Anlageform von Werken, 

3, überalterte Ausrüstung von Werken, 

4, überhöhter Anteil an Handwerkern bezogen auf 
den Gesamtpersonalstand. 

Im einzelnen wäre hierzu folgendes zu sagen: 

Zu 1, 

Ungenügende Auslastung von Werken 

Die Verringerung der personellen Kapazität lag 
seit der Währungsreform — In Prozenten aus- 
gedrückt — wesentlidi hoher als die Verringerung 
der anlagemäßigen Kapazität, was eine ent- 
sprediende Verschlechterung des Nutzungsgrades 
der A^isbesserungswerke zur Folge halte. Einem 
zügigeren Abbau der anlagemäßigen Kapazität stan- 
den — zumindest in den ersten Jahren — - große 
Schwierig keilen in sozialpoliti-sdiier, arbeitsmarkt- 
poUtisdier und politischer Hinsicht entgegen. 

Der zu geringe Nutzungsgrad hatte im Gesdiäfts- 
jahr 1957 einen Mehraufwand von 

rd. 35 Millionen DM 

verursacht. 

Im Rahmen des Schließungsprogrammes II werden | 
zur Zeit 8 zum Teil sdilec^il ausgelastete Werke bis ' 
31. Dezember I960 stillgelegt. Durch den Wegfall 
ihrer fixen Gemeinkosten werden sidi Ersparnisse 
in Höhe von 

rd. 21 Millionen DM im Jahr 
gegenüber 1957 erzielen lassen. 

Zu 2. 

Veraltete Aniageform von Werken 

Die Ausbesserungswerke der DB stammen in 
ihrer überwiegenden Zahl aus der Zeit der Länder- 
eisenbahnen, das heißt aus der Zeit vor 1920. Diese 
Werke wurden seinerzeit als Vielzweckwerke ge- 
baut. die nach dem damaligen Stand der Tedinik 
im Standverfahren arbeiteten. Im Zuge einer fort- 
schreitenden Rationalisierung des Erhaltungs- 
dicnsles wurden die Werke mehr und mehr auf 
Einzwedcwerke mit fließender Fertigung umgestellt. 


Eine Modernisierung der betreffenden Werke war 
— in Anbetracht eines künftigen Sdüießungspro- 
gramms ill — aus wirtschaftlichen Gründen nur in 
gewissem Umfange zu vertreten, so daß die Zahl, 
Größe und Lage von bestimmten Werkstättenteilen 
den heutigen Anforderungen nicht mehr voll 
genügen. 

Durch die Beibehaltung einer veralteten Anlage- 
form in bestimmten Werken ist der DB im Geschäfts- 
jahr 195? ein Mehraufwand von 

rd. 5 Millionen DM 

entstanden. 

ln das Schließungsprogramm II wurden deshalb 
vor allem Werke mit einer technisch mehr oder 
minder überholten GrundriÖform einbezogen, so 
daß sich die Mehraufwendungen des Jahres 195? 
in dieser Höhe nidit mehr wiederholen werden. 
Einzelheiten hierzu können jedoch erst Anfang 1961 
ermittelt werden. 

Zu 3. 

überalterte Ausrüstung der Werke 

Die Ausrüstung der Werke mit Werkzeug- 
maschinen, maschinellen Anlagen, Fördermitteln 
imd dergleichen ist zum Teil erheblidi überaltert. 
So beträgt beispielsweise das Durchschnittsalter der 
Werkzeugmaschinen rd. 20 Jahre, Einer durdigrei- 
fenden Verjüngung der Werkausrüslungen waren 
in der rückliegenden Zeit von der finanziellen Seite 
her bestimmte Grenzen gezogen. Mehr oder minder 
überhöhte Stückzeiten, Rüstzeiten und Verlustzeiten 
sind die Folge. Dieser Umstand schlägt um so mehr 
zu Buche, als rd. 20 v. H. der gesamten Reparatur- 
arbeil auf Maschinenarbeit entfallen. 

Durch diese Gegebenheiten sind der DB ini Ge- 
schäftsjahr 1957 Mehraufwendungen in Hohe von 

rd. 1 2 Millionen DM 

erwachsen. 

Durch Investitionen in Höhe von 13,5 Millionen 
] DM (seit 1957) für die Erneuerung des Maschinen- 
parks und die Neuordnung des Transportwesens 
(Palettierung) in den verbleibenden Werken können 
die vorerwähnten Mehraufwendungen vom Jahre 
1960 ab um mehr als die Hälfte vermindert werden. 
Weitere Investitionen sind vorgesehen. 

Zu 4, 

überhöhter Anteil der Handwerker am Gesamt- 
personalstand 

Die fortsdrreitende Rationalisierung der Erhai- 
timgstechnik hat unter anderem zur Folge, daß in 
den AW mit einem ständig geringer werdenden 
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Anteil an Handwerkern ausgekommen werden 
kann. Sein geringstmöglicher Wert ciürlte im Jahre 
195? bei etwa 40 v. H, gelegen haben, während zu 
dieser Zeit noch rd. 68 v. H- aller Arbeiter als 
Handwerker gelöhnt wurden. 

Der Verwaltung sind bei dieser Sachlage im Ge- 
sdiäftsjahr 1957 Mehrkosten in Höhe von 

rd. 8 Mtliionen DM 

entstanden. 

Durch die laufende starke Verminderung des 
Personalstandes in den AW konnten diese Aufwen- 
dungen bisher um mehr als 1 Million DM verringert 
werden. 


Z u s ä nii m e n f a s s u n g 

Der Werkstätten haushall war im Geschäftsjahr 
195? auf Grund versdiiedener Verlustquellen mit 
einem Mehraufwand von 

rd. 60 Millionen DM 

belastet. 

Auf Grund der eingeleiteLen Maßnahmen steht zu 
erwarten, daß sich obige Verluste bis zum Jahre 
1961 aui etwa die Hälfte vermindern lassen. 

Durch die Abschaltung von weiteren Werken und 
die Investition zusätzlidier Mittel für die verblei- 
benden Anlagen werden sich diese Verluste immer 
mehr vermindern. 
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(zuin V- Teil Ab^chnilt B IV) 


Interventionen zur Schließung des Ausbesserungs- 
werkes Paderborn 


28. 7. 1958 Biuidestacjsabgeorclneler Di\ Barzel an 
Bundesminister füi Verkehr 


15. 10. 1950 

27. 3. 1952 


4. 4.1952 

6. 5. 1952 
18. 5. 1952 

24. 5. 1952 

28. 5. 1952 


23, 6, 1952 

27. 6. 1952 

25. 7. 1955 

6, 4. 1957 

16. 4. 1957 


17. 4.1957 

21. lü, 1957 

28. 7. 1958 


ßundesminister lür Arbeit an Buiuies- 
minister für Verkeiir wünsdü „Beteili- 
gung" an den Verhandlungen 

Eingdbe des Mitgliedes des Deutschen 
Bundestages Maria Niggemeyer an 
Bimdesminister für Verkehr 

Kleine Anfragei Nr. 259 der Abgeord- 
neten Meüies und Genossen im Deut- 
schen Bundestag 

Bundesininister für Arbeit an HundeS“ 
minister für Verkehr 

Landesai beit.snünisterium an Hundes- 
minisLer für Verkehr 

Mitglied des Deutschen Bundestages 
Meilies an Bundesminister für Verkehr 

Der Präsident der Bun<iesanstdlt für 
Arbeitsvermittlung und Arijeitslosen- 
vcnsichening an die Haupt Verwaltung 

der DB 

Industrie- und Handelskammer Biele- 
feld an Präsident de.s Verwallungsrates 
der DB 

Bundesminisler für Arbeit an die 
Hauptverwaltung der DB 

Der Minister für Wirtschaft und Ver- 
kehr des Landes Nordrhein-VVestlalen 
an den Ersten Präsidenten der DB 

Der Minister für Wirtsdiaft und Ver- 
kehr des Landes Nordrheiii-Westfalen 
an die Bundesbahndirektion Essen 

Bürgermeister von Paderborn an Maupt- 
vei Wallung der 19 B (mit Entscfiliebung 
des Stadtrates) 

Ministerpräsident ries Landes Nord- 
rhein- Westfalen an den Ersten Präsi- 
denten der DB 

Bundestagsabgeordneter Dr, Barzel an 
den Ersten Präsidenten der DB 

Bundestag sabgeordnetei Dr. Bürzel an 
Ministerialrat Kneicll 


12. 9. 19oB BundesU'igsabgeordneler Di. Barzel an 
Bundesininister für Verkehr 

2. 10. 1958 Der Erzbischof von Paderborn an Prä- 
sident der Häuj)t Verwaltung der DB 

17. 10. 19.58 Bürgermeister von Paderborn an Vor- 
silzetiden des Vorstandes der Haupt- 
verwaltung der DB (mit Entschließung 
des Stadtrates und des Kreistages) 


27. !0. 195B Bürgermeister von Paderborn an Prä- 
sident des Verwallungsrates der DB 

(mit Ent.schließung des Stadtrates und 
des Kreistages) 

27. 10, 1958 Büigermei.ster von Paderborn an Mit- 
glied Dr. Martens des Verwaltungs- 
rates der DB (mit Entschließung des 
Slddtrates und des Kreistages) 

31.10.1958 Biindestagsabgeordneter Dr. Bucerius 
an Bürgermeister Tolle, Paderborn 


3. 1. 1959 Mitglied des Dcutsdien Bundestages 
Dr. Barzel an Bundesminister für Ver- 
kehr 

22. 1,1959 Odener Brief des i. Vorsitzenden des 
Persona! I dies beim Ausbesserungswerk 
Paderborn Hbf und des Bnndesbahnrats 
Emmermann an den Ersten Präsidenten 
der DB in der Paderborner Presse 


G. 2 1959 Der Minister für Wirlschail und Ver- 
kehr des Landes Nordih ein -Westfalen 
an den Ersten Präsidenten der DB 

2B. 2. 1959 Vor.siandsbe.schliäß: 

Ini Einverständnis mit dem Verwai- 
tungsrat der ÜB und mit Genehmigung 
des Herrn Bundesrn ini stets für Verkehr 
wdrd das Au.sbosseiungswerk Pader- 
born Hbf sofort als sedbsländiges Werk 
aufgelöst und bis zu seiner endgülti- 
gen Stillegung Übergangs weise als 
Werkabteilung dem Aushessei irngs- 
werk Paderbom-Nord angegliederl. Bei 
dieser Verfügung bat der Hauptporso- 
nalral mitgew'irkt. 
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V, Oberbau | 

l. Das Gleisnetz der DB umfdßl rcl. 70 OÜO km | 
Gleise einsdiließlkh 174 500 Weicheneinheiten. Es 
bedarf einer lautenden Unterhaltung und Erneue* • 
ruiig. 

Der Oberbau ist jedodt dadurdi besonderes Pro- 
blem geworden^ daß er seit 1934 nicht in dem Um- 
fange erneuert werden konnte, wie es notwendig | 
war. Für eine betriebssichere Erhaltung des Ober- ' 
haus waren nach Auffassung der DB unter Berück- 
sichtigung der Lebensdauer der Schienen, Sdiwellen 
und Weidien jahriidi 1120 km Gleise und 4400 
Weidieneinheiten zu erneuern gewesen. In Wirk- | 
lichkeit konnten seil 1934 im Durchschnitt nur jahr- 
Üdi rd. 800 km Gleise und rd. 3300 Weicheneinhei- 
r.en erneuert werden. 

Die Leistungen und Rüdestände in den einzelnen 
Jahren sind aus der Anlage 1 zu diesem Unterab- 
schnitt zu ersehen. 

Kennzeichen für den Zustand des Oberbaus sind 
Langsamfahrsteilen und Schienenbrüche, Langsani- 
fahrstellen wegen schlechten Oberbaus gab cs bei 
der DB vor dem Kriege nicht. Erst seit 1954 konnte | 
l>egonrien werden, die Langsamfahrstellen laufend , 
zu vermindern, und zwar /rUnäch.st durdi eine be- 
sondere Überprüfung und Anlegung eines sdmrfen 
Maßstabs und Konzentrierung der Oberbauarbeiten 
auf die betreffenden Strecken, Seit 1957 wirkte sich 
darüber hinaus das planmäßige Anheben der Ober- 
hauprog ramme günstig aus. 

Die Schienenbrudistatistik zeigt einen ähnlichen 
Verlauf, der durch die zunehmende Überalterung 
der Schienen bedingt ist. 


übertrag 239,6 Millionen DM 

Scho/ /er: Die Lebensdauer 
der insgesamt 170 Millio- 
nen t Bettungsstoffe würd mit 
50 Jahren angenommen. Der 
jährliche Bedarf an Neu- 
schotter 30,6 Millionen DM 

Kleinleile (Isolierungssloffe, 

Dübel usw.) jährlich , . . 15,0 Millionen DM 

Unkraut- Veriiigungsmiltel 

jährlich 4,0 Millionen DM 

Jährliche Stoffkosten insges. 289,2 Millionen DM 

b) Tagewerke für den Einbau der Neu- und Alt- 
stoffe und für die Durcharbeitung: 

Bei dem gegebenen Stand der Mechanisierung 
erfoidern der Einbau der Neu- und Alfstoffe. die 
Durdiarbeilung und die kleine Unterhaltung 
10,617 Millionen Tagewerke = 

223,5 Millionen DM 

Hinzu kommen noch 0,624 Millionen Tagewerke 
für Sicherungsposten 10,2 Millionen DM 

233,7 Millionen DM 

Hierbei ist ein Tagewerk mit 21,10 DM gerech- 
net. Fast alle größeren Erneuerungsarbeiten wer- 
den mit Unternehmern durch ge fuhrt; 1 Unter- 
nehmer tage w;erk = 35 DM, Die übrigen Arbeiten 
werden von eigenen Arbeitern geleistet ( — 
16,40 DM), Die 75 v. H. Zuschlag für Gemein- 
kosten bei den eigenen Arbeitern (12,30 DM je 
Tagewerk) belasten das Oberbauprogramm nicht. 


2* Das jährliche Oberbauprogramm stellt das jähr- 
liche Erhattiinysprogrannm dar (Ersatz der ständig 
durch Verschleiß, Rost und Fäulnis abgeheriden 
Oberbavistoffe, Erhaltung des Gleisnetzes nach 
Höhenlage und Richtung im Hinblick auf Tragfähig- 
keit und Geschwindigkeit). Dieses Prcjgramm ergibt 
sich im wesentlichen aus folgenden Faktoren: 

a| Durdischnittliche Lebensdauer der Oberbaustoffe: 

Die Schienetilebensdauer wird mit 55 Jahren an- 
genommen; dies bedeutet bei einem Netz der 
DB von 61 500 km Gleisen (ohne Weichen) neue 
Schienen für 1120 km Gleise. Jährlidier Betrag 
für Sdiienenerneuerung . . 56,0 Millionen DM 

Die Leben sdauer für Klein- 
eisen beträgt 35 Jahre. Der 
jährbdie Bedarf umfaßt . . 48,0 Millionen DM 

Die Lebensdauer für Wei- 
chen wird mit 40 Jahren ge- 
rechnet. Jährlicher Bedarf G3, 6 Millionen DM 

.Sc/nveJJen. In den 70 000 km 
Gleisen (einschl, Weichen) 
liegen 105 Millionen Schwel- 
len. Die Lebensdauer wird 
mit 35 Jahren angenommen. 

Jährlidier Bedarf .... 72.0 Millionen DM 


c) Nebenkosten und „SortdermitteU . 


(1) Stoffaufarbeitung (alle Stoffe werden durch 
Aufarbeitung möglidust lange gleisfähig er- 
halten) 


von Schienen . 
von Kleineisen 
von Weichen . . . 

von Holzschwellen . 
von Stahlschwei len . 

(2) Lagerarbeiten (Umschlag 
der 2,45 MiUionen t 
Stoffe in eigenen 
Lagern) 


17,0 Millionen DM 

14.5 Millionen DM 
3,2 Millionen DM 
7, 1 Millionen DM 

11.5 Millionen DM 


10,3 MiUionen DM 


(3) Arbeiten an bau- 
Jidieii Anlagen 

(Sondermittel) .... 26,0 Millionen DM 

89,6 Millionen DM 


a) bis c) insgesamt 612,5 Millionen DM 


Die Gesamtkosten des jährlidien Überbaupfo- 
grainms ergeben nach dem gegenwärtigen Stand der 
Methanisierung und nach der Rechnungsmethode 
der DB jährlich den hohen Betrag von insgesamt 
612,5 Millionen DM, 


Übertrag 239,6 Millionen DM 
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3. Bei der unter Ziffer 2 au fges teilten Rechnung 
ist ein normaler Erhaltungszustand des Gleisnetizes 
vorausgesetzt. Infolge der erwähnten Erhallungs- 
rückis lande ist dieser Zustand nidrt mehr gegeben. 

a) Der Rückgewinn an Altschwellen ist infolge Über- 
alterung so abgesunkeni daß jälirlidi 0r5 Mil- 
lionen neue Schwellen über das normale Maß 
hinaus besdiafft werden müssen. 

Jährlich - 12.0 Millionen DM 

b) Der abgesunkene Zustand der Gleise verursacht 
erfahrungsgemäß 20 v. H. Mehraufwand bei der 
Durcharbeitung und kleinen Unterhaltung. 

Jährlich = 16^6 Millionen DM 

Damit erhöhen sich, die Gesamfk osie/i des jährlichen 
OberbauprogTamms auf insgesamt 

641,1 Millionen DM 

4 , Die Kommission zieht, ohne auf Einzelheiten der 
Redinung einzugehen, aus dem bisher Dargelegten 
den Schluß, daß düs Bemühen der DB auf zwei 
Wegen gJeic/izei/;g un/ersiüfzi und gefördert wer- 
den muß: 

a) auf dem Gebiete der ßeseifigung des Nachhoi- 
bedorfs und 

b) auf dem Gebiete einer durdigreiienden Rationa- 
iisierung und Modernisierung der ,, lauf enden 
Erneuerungen" . 

5* Nachholbedari: 

a) Es bestehen IL Angabe der DB nach dem Stand 
vom 1. Januar 1959 foigende Langsomfahrstel- 
len*}: 

auf Hauptbahnen 365 Stellen mit 834 km Lange, 
auf Nebenbahnen 144 Stellen mit 450 km Länge, 

Diese Langsamfahrstellen verursachen erhöhte 
Betriebskosten (vor allem Kohlenmehrverbrauch) 
von jährüdi etwa 30 Millionen DM. 

Die einmalige Erneuerung von 
834 km (zusätzlich zum jähr- 
lichen Oberbauprogramm) wür- 
de kosten 150 Millionen DM ' 

die einmalige zusätzlidie ' 

Sdiwellenerneuerung in 1250 

km Gleis 140 Millionen DM I 

290 Millionen DM 

Dieser einmaligen Aufwendung von 290 Mil- 
lionen DM stünde eine jährliche Ersparnis von 
rcl. 33 Millionen DM gegenüber. 

b) Das Au//io/en des gesamten Rückstands mit 7000 
km Gleiserneuerung einsdiließlidi 22 650 Wei- 
diene inheiten - rd. /777 M/d/onen DM. 


•) Es wird häufig die Richiigkeit dieser Angaben be- 
zweifeUi nndi Ansidil der Küinmission können die 
Zahlen jedoch als zutreffend hingenommen werden. 


6. Rationalisierung und Modernisierung der Jan- 
tenden Erneuerung. 

a) Schienen: 

Dem Ziel, die Lebensdauer der Schienen zu ver- 
längern, dient die Schienen au tarbeitimg sowie 
die Stoß- und Auftragssciiweißung. Die DB hall 
auf diesen Gebieten weitere Invesfitionen nicht 
für erforderlidi, 

Verschleißfeste Sdjienen würden r wenn man 
sie verstärkt einsetzte, rd. 12 v. H. mehr Auf- 
wand erfordern, der sich dann — allerdings nadi 
Jahren — bezahlt macht. Die DB hat festgestelit, 
daß es am günstigsten ist, nur dort versdileiß- 
fesle Schienen zu verwenden, wo die Regel- 
sdrienen etwa nur 10 Jahre liegen; das sind etwa 
15 V. H. der Neuschienen. 

Durchgehend gesdiweißte Gleise werden be- 
reits seil Jahren von der DB verwendet; Ende 
1959 werden rd, löOOO km — davon etwa 12 000 
km in 1. Ordnung — verschweißt sein. Das lau- 
fende Schweißen ist bereits auf das Hödistmaß 
vorangetrieben. Es ist daher nicht erforderlich. 
Maßnahmen auf clem Gebiete der Sdiienen zu 
empfehlen, die über die bereits laufenden Be- 
mühungen hinaus merklidhe Ersjmrnisse bringen 
könnten. 

b) Klein eisen: 

über das jetzige Maß hinausgehende Ersparnisse 
an. Klein eisen erscheinen nicht möglich. 

c) Weichen: 

Die neuerdings eingeführte Sdiweißimg der 
Weichen und der Herzstücke wird in Verbindimg 
mit Brenn härtung merkliche Ersparnisse in der 
Unterhaltung bringen (Auswirkung allerdings 
er.'ät nach 20 Jahren). 

d) Schwellen: 

Stahlsdi wellen werden aus preislichen Gründen 
nicht mehr bescJiafft. Holz- und Bolonschwellen 
stehen verwernJungsmäßig im Vordergrund. 

Die Stellungnahme der DB hierzu lautet: 

Bei g lei dien Beschaffungskosten wäre die Be- 
tonschwelle auf jeden Fall vorzuziehen. Bei 
der Bemessung des Anteils von Beton- und 
Holzsch wellen sind jedoch fokjende Umstände 
zu berücksichtigen: 

Stark schwankende Holzschwellenpreise. Ab- 
hängigkeit von der Besdiaffungsmenge, Be- 
schaffungs möglich keilen im In- und Ausland, 
Vorhandensein von altem Kleine isen für Holz- 
sdi wellen. Drängen der Fürs tverwal Lang auf 
jährUdie Abnahme einer gewissen Menge von 
Schwelten. Zur Zedt ersdreint es am günstig- 
sten, so viele neue Holzschwellen zu ver- 
wenden, wie alte Rippenplatten für sie zur 
Verfügung .stehen oder Spa.nnagelbefestigimg 
in Betracht kommt, und den Re.st der Gleis- 
schwellen in Beton zu beschaffen; das sind 
im Jahre rd. 50 v. H. 
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Der Koinmiis^ion erscheint die zuletzt genannte 
Tendenz so lange richtig zu sein, als altes Klein- 
eisen usw. zur Verwendung steht, t Inter Hinweis 
auf die Berechnungen der Schwedischen (!] 
Stadtsbühnen r wonach selbst in diesem Lande 
- die Betonschwellen wirtschaftlicher sind als die 
Jlolzsch wellen, ddrffe es jedoch angebracht sein, 
den pro 2 eiUiialen Anteii der Be iona;chw eilen 
/dhr/;c/7 laufend — etwa aut 66 vc H. zu steigern, 
zumal einige Begründungen der DB für die Ver- 
w'endung von Hol zsch wellen (z. B. Drangen der 
Forstvei waltung) nicht als dui chschiagend be- 
ll oditet werden können. 

e) Schotter: 

An ßetlungsstoffen kann nicht gespart werden; 
jedoch ist die beste Ausnutzung der Bettungs- 
stof le durch w'eitgehende Verwendung von Bet- 
lungsreinjgiing.sma sch inen sicherzii stellen. 

t) Die DB hat die Mechanisierung der Oberbauar- 
beiten seit .Jahren besonders gefördert. Die bei- 
gefügte Vibersidit vermittelt einen Einblick in 
die durch Median isierung erzielte Kostenerspar- 
nis (Anlage 2 dieses UiUerabsdinitts). 

Die VieifaU an Masdnnen erklärt sidi in der 
Haupts adle aus der unterschiedlichen Vorwen- 
dungsnotwendigkeit und -möglidikeit. Hieraus 
folgt auch der für einzelne Gebiete relativ ge- 
ringe Prozentsatz der Mechanisiemng. Die Ent- 
wicklung ist noch nicht abgeschlossen; man er- 
zielt ge.iado auf diesem Gebiet gute Erfolge, 
wenn auch nicht verkannt w'erden darf, claß die 
Rationansierungsorgebnisse der jeweils ersten 
Stufe relativ hoch sind (Rosinen-Gebiete) und in 
der Folge nicht in demselben Grad erreicht wer- 
den k(jnnen. 

BeabsiditigL würd eine Beschaffung weiterer 
Maschinen mit insgesamt 27,5 Millionen DM (für 
eigene Arbeiten). 

Die bi.sherige Beschaffungspolitik von Gleis- 
l>auma sch inen ist im Zusammenhang mit der von 
der DB vorfedgtem Politik, nur einen Bruchteil 
der anfallenden Oberbauarbeiten an Unterneh- 
mer zu vergeben, zu sehen. Da die Unternehmer 
nicht regelmäßig zu Oberbau arbeiten herange- 
zogen werden, war ihnen die Beschaffung von 
Gleisbaumaschinen kaum zuzumuten. Die Ma- 
schinen werden in erster Linie durch die DB 
beschaffl und an die Unternehmer ausgeliehen. 

Die Kotrjnission hält diese Art der Vergabe 
von Oberbuuarbeiten nicht für zweckmäßig fvgl. 
Ziffer 7). Sie ist der Meinung, daß bei grund- 
sätzlichCT Durchführung der ObeTbauarbeiierr 
durch DrjLfe diesen die Beschaffung geeigneter 
Maschinen in erioiderlichem Umfang vugemuiet 
werden kann, 

Zusümineniassend stellt die Kommission zu die- 
ser Ziffer fest, daß wesentliche Rational isierungs- 
ei folge nur hei starker Verwendung von Beton- 
sch wellen und vor allem bei weitergehender Me- 
f banisierung von Handarbeit und bei richtigem Ein- 
satz geigneter modernster Gleisbaumasdiinen zn 
rTzielon sind, 


7- Zu der Durchführung von Oberbau arbeiten 
schreibt die DB: 

„Ein gewisser Bestand an eigenen Arbeitern darf 
nicht unter.sch ritten werden. Er ist notwendig zur 
Stellung der Sidicnmgsposten, für die Durchar- 
beitung und kleine Unterhaltung, zum Stellen von 
AbiÖsern nswc Die Anzahl der eigenen Arbeiter 
dar! jedoch nicht größer sein als das ganze Jahr 
hindurch (einscbließlidi der Wintermonate} wirt- 
sciiaftiich beschäftigt werden können. Die jetzige 
Anzahl an eigenen Arbeitern hegt bereits etwas 
unterhalb der angemessenen Grenze, so daß eine 
weitere Einschränkung nidit möglich ist. Sie wäre 
auch unwirtsdiaftlidi, weil im allgemeinen (bG- 
sonders bei den UriterhalUmgsarbeiten) die Un- 
ternehmerarbeit teurer ist.'" 

Die hieraus ersiditüche Übung, daß die Unter- 
nehmer lediglich zum Spitzenausgleich herange- 
zogen w^evderi, wird von der Kommission nicht für 
wirtschaftlich richtig gehalten. 

In Verhandlungen mit der Dß und Vertreleni des 
zuständigen Industrie Verbunds wurde folgendes 
I festgestellt: 

I a) Die Vergleidisrechnungen für Bahnuntcrlia]- 
Lung.sarbeiter und für Unternehmerarhoiler geben 
keiri vollständiges Bild, da sie die Mehrkosten 
der DB aus der späteren Übernahme von Bahn- 
iinierhaltiingsai beilern in das Beamtenverhältnis 
nicht mit enthalten. 

b) Dic^ Art der MitfeizuLeilinig an die für den Ober- 
bau zuständigen Stellen verleitet dazu, die Aus- 
führung der Arbeiten du ich bnndesbalmeigene 
Kräfte einer Vergabe' an Unterncdimei vorzuzie- 
lien. In den Mitteln für das Oberbauprogramm 
sind nämlich die sozialen Aufwendungen für die 
DB-Ar beiter nicht enthalten, während sie bei 
Vergabe an Dritte aus den Mitteln dieses Pro- 
gramms bestritten weiden müssen, 

c) ln der Bundesrepublik sind rd. 400 Unternehmen 
(mittolständische Betriebe] vorhanden, die für 

, die DB Oberbauarbeifen ausführen; davon Eiih- 
j ren jedoch nur 50 Unternehmen diese Arbeiten 
I dis ihre Hauptaufgabe durch- 

d) Die Llnternehmerarbeiter arbeiten im allgemei- 
nen im Gruppenakkord; die DB gewährt ihren 
Bahnuinterlialtungsarbedei n 25 bis 30 v, H. des 

; Lohns als Gedinge/uschlag (Akkord), der jedoch 
in 90 von 100 Fallen gezahlt wird, oline daß da- 
durch eine wiikiiche Mehrleistung anfällt. Hier- 
für spricht auch, tlaß diese „Gedinge" — nach 
den der Koinwission zugegangenen Mitteilungen 
— er.st nach Fertigstellung der Arbeit au.sgehan- 
delt werden. Begründet wird dieses Verfahren 
damit, daß vielfach Buncleshöb narbeiter und 
Unternehmerarbeiter bei der gleichen Baumaß- 
nahme zusammen oingeset/.f sind Tind ohne die- 
.sen Ausgleicii wesentlich unterschiedliche Löhne 
erhalten würden. 

t) Die DB ist an eiman ndativ großen Bestand an 
„ Bundesbahnai beitem inlciessie] t, Trveil sie den 
Nadiwuchs für die interne Beaintenlaufbabn (ein- 
facher und teilweise mittlerer Dienst) bilden. 
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Ij Nach El kldrungen der LJntertiohtner siidit ehe 
DB gegenwärtig für ihre eigenen Arbeiter und 
die Gleisbdjzüge die eiiitadisten Arbcriten lier- 
aus, wahrend die unangenehmen Arbeiten den 
Unternehmern überlassen bliooen und diese 
• vielfddi als l.uckenbüßei einsprnigen miißlen. 
Die Kommission hat diese Angaben nicht, nadi- 
goprütt. 

Die Ktmnn/s.v/on unterscheidet in Anlehnung an 
den Sprachgebrauch der DB: 

Kleine Unterhaltung, 

Durcharbeitung, 

Gleisaus'.vechsliHKj, 

Erneuerung. 

Sie ompfiehU, daß grundsäh/lich nur die kleine 
Unlerhanung und ein kleiner Teil der Durcharbei- 
tung durch die DB selbst ausgefiihrt werden sollten, 
wältiend die Auswechslung und Erneuerung grund- 
sätzlich an ünternehmer zu vergeben wäre. Das bis- 
l^.erige Verhältnis „biindesbalineigene“ Kräfte zu 
Unlernelnnei arbeilern mit 7n : 25 sollte zunächst 
auf 50 : 50 umgesteillt werden und stufenweise die 
Relation 25 : 75 erreidion. 

.Aus dieser Eniiu'eldung folglr cfüß das von der 
Kojnmis.s/oji iKdü]"wortete NachhoipTogramiu des 
ln vüstitionsplans für die Oberbauarbeiten in ersler 
Linie durch Oberbauunternehmer durchgefühl t wird. 
Zu diesem Zweck sind fiii einen längeren Zeitraum 
die Aufträge so zu vergeben, daß den Unlernesi- 
mern billigste Kalkulation, somit rationellster Men- 
schen- und Maschineneinsatz ermöglicht wird. d. In 
grof'e Lose in öffentlicher Avusschreibung, .so daß 
die Unternehmer das ganze Jahr gleichmäßig be- 
sduifligt sind. 

An dem im Inveslitionsplan ausgewjesenen Be- 
trag für die Ob erbau arbeiten glaubt die Komnn's- 
slon keine Änderungen vornehisien zu müssen, um 
sidier/.ustelle.ti, daß das Oberbäuprogramm mit 
Sicherheit ehestens zur AUsSführung gelangt. Sie 
helürworte! diesen Pos len jedoch nur unter der 
Voiüussctzung, daß dieses N ach fi€)iprog ramm ois 
ausgcsproch enes M i t leistcindsprograrnrn reüilsiert 
wird. 

Hinsichllich der uol wendig werdenden zusätz- 
lichen Reoi gaiiisaS ion heim Oherbanpersonal weist 
die Kommission darauf hin, daß die Zahl der Bun- 
desbahnuntcrhaltungsdrhciter entsprechend verrin- 
gert werden und ihr Einsatz der neuen, beschrank- 
ten Aufgabenstellung angepaßt werden muß. 

8, Einer besonderen Betrachtung unterzog die 
Komndssion ferner das Problem der Wirischaitlieh- 
keit der fkmsfoffmüaTbeitung. 

Die eleklrisdie Stumpfsdiweißuiig der Schienen 
wird in drei eigenon und mehreren Privat werken 


ausgeführl. Genaue Berechnungen haben ergeben, 
daß die Privatweike teurer arbeiten, könnten 
daher gegebenenfalls Ersparnisse erzielt werden, 
%venn- weite re eigene Schwer iß werke eingerichtet 
würden. Das gleiche gilt für die Anfertigung der 
neuen VVeidren. 

Gegen eine Ausweitung der Eigenfertigung und 
dicsbezüglkher Investierung von Geldmitteln spre- 
chen jedoch verschiedene Gründe, lu a. auch die Be- 
denken, die aligemein gegen Regiearbeiteri der DB 
geltend zu machen sind. 

9- Von versdiiedenen Sadiverstandigen wurde 
darauf bjngo wiesen, daß die DB Ersparnisse durch 
: Verkleinerung des Gleisnetzes machen könne. Die 
DB' vertritt folgenden Standpunkt: 

„Wenn da.^i Gleisnetz durch Stillegung und Ab- 
bau von Strecken erheblich verkleinert würde, 
könnten gewisse Ersparni.sse im Oberbau erzielt 
werden. Sie dürfen jedodi, nicht überschätzt 
werden. Denn da es sich bei diesen Gleisen fast 
du ich wog um Gleise 2, und 3, Ordnung handelt, 
würden dadurch die notwendigen Erneuerungen 
auf längere Zeit hinaus nicht vermindert worden. 
Diese mach er aber den Haiiptteil des Oberbau- 
prograrnms aus. 

Gelänge es z. B., die Gleise und Weichen um 10 
V. M. abzubauen, so könnten an Auswediseluny 
von Altstoffen, Durdjarbeitung und kleiner LTn- 
tcrhaltung jährlldi gespart werden 0,6827 Mil- 
lionen Tagev/erke " 10,2 Millionen DM, Diesem 
Betrag stehen allerdings zunächst erhebliche ein- 
malige Ausgaben gegenüber durch Änderung der 
Gleis- und Signalaniagon. 

Nadi den bisherigen Erfaß rüngoii erscheint es aus 
pohtisdieri Gründen ausgeschlossen, die entbehr- 
lichen Gleise und Weichen wtrklicii dus/iibauen. 
Es ist dazu ein langwieriger Instanzenweg not- 
wendig. der fast immer auf Grund von Einsprü- 
chen politischer Stellen iCemeinden, Länder, 
Bundeswehr usw.) zu einer Ablehnung führt." 

Die Kommission hat den Eindruck gewonnen, daß 
I sich im Streckennetz der DB eine nidit unbeträcht- 
liche Zahl von Kilometer Schienen und Weichen 
befindet, die durch den Fortschritt in der Technik 
und Betriebsfühlung sowie durch Änderung des 
Verkehrsaufkommens und der Verkehrsströme ent- 
behrlich geworden sinds Ihre Beseitigung würde 
jedüdi eiiieblidiG Kosten verursadiein Die Kom- 
misRion empfiehil der DB zu prüfen, inwieweit nach 
sorgfältiger „Durdileuchtung" von Bahnhöfen und 
Strecken Gleise und Weiidien mit vertretlravem 
Kostenaufwand ausgebaut werden und damit ent- 
sprechende UnteihalUmgs- und Erneuerungsauf- 
wendungen eingespart werden können, 
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Anlage 1 

(zum V. Teil Abschnitt B V) 


Oberbau 


Otere Zahlen: 

fl MetiPtosten der öetrieüsfühPung Mio DM 
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Anlage 2 

(Zum V. Teil Abschnitt B V) 


Exfolgsanteil der Geräte 1958 


Gerätebe^eidiAung 

Besdiaf- 

fungs- 

wert 

vor- 

handene! 

Anzahl ' 

' Einsparungen 
gegenüber tlen 
Arheitsgängen 
von Hand 

Anteil an der 
gesamten 
Kosteneinsparung 

Anteil aus 
Mediani- 
si er ung an 
allen Ober* 
bauarbeiten 
(ohne kleine 
Unter- 
haltung) 


DM 

1 

Tage- 
werke 
in V. H. 

Kosten 
in V. H. 

in Mil- 1 
lionen i 
DM 

in V. H. 

BeUungsreimgtmgsmasdxine Maiisa 2S5 
(bahneigene} 

454 000 

14 

86 

7? 

i 3,035 

16,43 

3,53 

BelUingsremigrungsmaschine Matisa 3C5 
(Unternehmer) 

550 000 

1 

94 

69 

1,225 

1,54 

0,14 

Bettungsreinigüngsmaschine Sdieuch^er 
(Unternehmer) 

abge- 

schrieben 

I 

81 

47 

0,155 

0,21 

0,04 

Bel tu ngs lei n igu ng snias ch i n e Hei nse i - 
mann [bahneigen) , - 

abge- 

sduieben 

! 

90 

87 

0J06 

0.13 

0,03 

Gleisschwenkkräne 

190 000 , 

42 

63 

37 

8,737 

11,02 

3,23 

Gleiswrlegekräne 

150 000 

6 

60 

32 

0,104 

0,13 

0,02 

Portalkransätze, motorisiert . * . , . 

80 000 

15 

54 

27 

1,234 

1,56 

0,41 

Weidienbaukräne 

240 000 

5 

90 

70 

0,612 

0,77 

0,26 

Raupenkleinkräne 

40 000 

68 

83 

46 

6,160 

7,77 

2,49 

Planierrdüpen. 

50 000 

48 

84 

67 

5,004 

6,31 

1,21 

Scho Lterpf lüge 

17 000 

15 

92 

51 

0,689 

0r87 

0,41 

Vibromax-Verdithter (2 Stdc.) . , , , 

26 OOO 

9 

75 

45 

0,104 

0,13 

0,02 

Bettungsbandfertlger (mot) 

23 000 

16 

57 

49 

0,578 

0,73 

0,28 

Verlegegerät K l (mot) 

25 000 

22 

57 

21 

0,536 

0T>8 

0,48 

Lade- und Verlegegerät (2 Stck.) . . . 

6 000 

104 

43 ■ 

23 

0,182 

0,23 

0,31 

Schotterverteiler 

140 000 

18 

88 

72 

3,013 

3,80 

U42 

Fahrbaje Gleisstopfmaschinen (bahn- 
eigene) 

200 000 

40 

78 

68 

16,927 

21,34 

8,19 

Fahrbare Gleisstopfmaschinen (Unter- 
nehmer) 

190 000 

18 

76 

56 

3,564 

4,49 

3,08 

Kraftstopfer Bosch (4 Sldt.) . . . , , 

10 000 

400 

31 

24 

7,821 

9,86 

5,42 

Kraftstopfer Jackson (4 Stck.) . , . . 

14 000 

140 

34 

25 

U019 

1,28 

1,01 

Kraftstöpfer LOS u. Wacker (4 Sldc.) 

9 000 

189 

41 

37 

3,241 

4,09 

2,38 

Schaulelgeräte (2 Schaufeln) . . . . 

abge- 

schrieben 

140 

14 

7 

0,706 

0,89 

0,57 

Sduaubmaschinen 

4 000 

900 

6i 

38 

2,724 

3,43 

1,72 

Schienenabzugsvorrichtungen . . . . 

6 000 

40 

89 

75 

1 ,832 

2,31 

1,51 



t 



79,318 

100,00 

38,16 
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VI. Signalanlagen und Fernmeldeanlagen 
sowie Bahnübergänge 

Stellwerke 

L VVähier.d des zweiten Weltkrieges und in den 
Jahren danach entstanden Brneuei ungsrückstände 
an den Stellwerken; diese? sind zum 1. Januar 19JÖ 
mit rcL 440 Millionen DM angegeben worden. Dabei 
ist in Rodinung /.ii slelleri, daß mit der Ernouerimg 
audi eine Modernisierung erfolgt und damit ..alte 
Technik" sdnittweise durch .neue Technik' ah- 
gc iösl: wird. 

In ve^stit jenen auf diesem Sektor verlangeji die 
Headitung von zwei Grundsätzen; 

a) Es kann immer nur eine Investilionsplannug für 
gesdilossene St recken absdmitto und .Bc^zirke '" 
vorgenonnnen werden. Dies bedingt relativ 
große Investitionsraten. 

b) Rational isienmgsüberlegungen cuJordern nicht 
nur den Ersatz .Hölt'’ durch .neu“, sondern — ins- 
besondere audr im llinblick auf Ersatzteile, Re- 
paraturen usw. -- weitestgehende Benutzung 
gleidrer Bauformen. Die alten Anlagen wiesen 
etwa 60 verschiedone Bau toi men aut. Sie haben 
sid:i inzwischen auf rd. 40 verringert. 

2. Die Dß hat nach dem Kriege planmäßig eine 
neue SignaUedinik — die sogenannte Dr-Technik — 
C'ingeführt. Sie bietet vor allem äolgende Vorteile: 

aj Sie erhöht die Betriebssicheirheit im Vergleidi zu 
der alten SigoLaltechnik betiächtHch. Diese Er- 
höhung der Betriebssicherheit läßt sich nicht in 
Geldwerten ausdrücken. Die Statistik läßt indes 
an einer Reihe von Beispielen den Rückgang 
der Unfallhäufigkeit auf großen Bahnhöfen er- i 
kennc^n. 

b) Ihre weitgehende Selbsttätigkeit heschleuiiigt 
den Bell iebsa blau f, erhöht dadurch die Lei- 
stung slähigkeil bei betrieblichen Engpässen und | 
entlastet das Bedienungspersonal. Beispiele hiev- | 
für sind das Zentralstellw^erk in Fü ankfiirt (Main) 
sowie die Großanlagen in Hannover, Düsseldorf, 
Köhl, Heidelberg und Würzburg. 

c\ Sie gestattet, die Zahl der Bedien ungss teilen, 
z. B, Stellwerke, herabzusetzen und damit die 
Zahl der Bedienungskräfte zu vermindern. 

3. Bi.s Ende 195ß wurden 319 Dr-Stell w'erke ge- 
baut, wodurch ß44 alte Stell werke entbehrlidi wur- 
den. Ihir diesen Neubau wurden 146,5 Millionen DM 
auf ge wendet. [Die Kosten eines Dr-Stellwerks be- 
tiagen im Durchschnitt 46Ü 000 DM). Insgesamt 
mußte für diese Dr-Stelhverke das Unterhaltimgs- 
personal um 32 Kopfe erhöht w'^erden, das Bodie- 
nungspersonal ktmnle um 1354 Köpfe vei mindert 
w^erden. 

4. Das weitere Rationalisie! ungstomijo hängt ent- 
idieidend von dem Umfang und der Leistungsfähig- 
keit der PlariungssteUen und des Signaldienstes der 
DR ab. Der vorhandene, eingespielte Apparat 
brauchte nicht nnljed ingt vergrößert zu werden — 


schon um für spätere Zoiten,keine personellen „Über- 
liänge" zu lurben. Es müßte möglicij sein, daß die 
für den Signaldienst zuständigen Stellen der DB bei 
entsprechender Rational isierimg der Planungs- 
ar}>eitGn ein größeres Arbeilsvolumen als heute 1 h^- 
wäUigen, insbesondere wenn sie .sich darauf einslel- 
len können, langgehegte Wünsdre durch eine ver- 
hindlidm Zusage der Realisierung über einen län- 
geren Zeitraum hinweg zu verwirklichen. Rechnet 
man nod) hinzu, drU^ mau von einer stoßweisen 
.Auslastung dieser Steilen zu einer konlinuiei liciien 
Inanspruchnahme üliergehen wird, dann darf man 
; eine um rd. 20 v. H. h allere Leistungsfähigkeit ver- 
I anschl eigen. 

Zur Zeit wird bei der DB .sicherlich ein erheb- 
licher Teil der Ai Inidtskraft, der Signalbüros usw. 
durch die Beseitigung akuter Schwierigkeiten in 
Anspruch genommen, und zwar vor allem zur Ver- 
besserung bestehender Signalanlagen, um neu auf- 
kommenden Verkehrsbedürfnissen dvndi Einbau 
zusatzlidier Weichen und Signale Rechnung zu tra- 
gen sowie zur .AMpa.ssung der Technik alter Stell- 
w'erkseinrichtungen an benachbarte moderne Sicher- 
heitsanlagen. Diese Arbeiten könnten wesentlich 
verringert w'cuden, wenn man zu einer „strecke.n- 

eisen Planung'' der Bauvorhaben überginge. Eine 
solche plainnäßige Gestaltung der Bauvorhaben ge- 
stattet eine weitere Auslastung der gegebenen Ka- 
jrazität um etwa 20 v. H. Aus einer Verlagevung dos 
Schwergenv ithles auf den Neubau folgt zwangs- 
läufig eine Einschränkung der planmäßigen Unter- 
haltuTäg, Setzt man die? Erhöhung der Kapazitäts- 
ausnutzung durch diese Verlagerung 10 v. H., 
so kann insgesamt mit einer um rd. 50 v. tl. erhöh- 
ten Auslastung gerechnet werden. Dies bedeutet 
eine entsprechend beschleunig to Durchiührung clor 
Vcjrhabon sowie ein schncHcres Eintreten sicherer 
Rationalisieiungsor folge. 

Darüber hinaus wdid die DB sic+ierlich bestimm le 
Strecken der Signalindu.strio zur Durdiplanung über- 
tragen können. Ahnlid^ wie andere europäische 
Eisenbahnen könnte sich die DB bei soldum Vor- 
haben auf die betrieblidie Aufgabenstellung und 
aut die Kritik sowie die Dberwachung der Plarumga- 
arbeiten beschränken. Man wird die dadurch er- 
i?öhto Leistungsfähigkeit der Signalplanung der DB 
mit v/eiteron 30 v. H. veranschlagen können. Die 
Konu}iiss}on erwartet auf Grund von Gesprächen 
mit Sachverständigen und Veilretorn der Indusfrio, 
(laß die durch eigene organisatorische 

Maßnalunen eine Steigerung ihrer Leistimgsmög- 
1 uh keilen um weitere 20 v. i 1. vornehmen kann. Die 
Kon:mission hält bei Zusammen ree hni mg aller 
Worte eine Leistungssteigeiuncj um das Doppelte 
für möglich. 

5. Das Rational isierungst.enipo wird fernerdvu di die 
Kapazität der Sigiuilindustrie wesentlich bestimmt. 
Die neue Dr-Tedinik wrird von zwei deutschen Fir- 
.men geliefert deren Kapazität Ende 1956 aut eiiic^ 
jährliche Bausumme von 45 Millionen DM abge- 
stelH war. Die.se Kapazität dürfte sich oline große 
Investitionen und ohne „Uberhangbildung" erheb- 
lich erhöhen lassen, wenn die Planungen Schritt 
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haiteii und langiristige Aufträge gesichert sind. 
Wenn eine Kontinuität der Auftrag vergäbe über 
einen iO-Jahres-Zeitraum mit einem entsprechenden 
vXuftrdgvoUirnen gewährleistet ist, dürfle mit einer 
Verdoppelung der LieferuntjsmÖglichkeiten zu rech- 
nen sein. 

6. Die bisher! ge[i Inveslitionsplanungen der DB 
duf diesem Gebiet sind auf eine jährliche Bausumnie 
von 5i Millionen DM abgestellt. Die geplante Nach- 
holung des Rückstandes ist auf 10 Jahre insgesamt 
und innerhalb dieses Rahmens auf eine genauere 
Planung für die ersten lü Jahre verteilt, wobei mit 
einem Nachholbeddrf von etwa 110 Miilioneii DM 
für je 10 Jahre gerednnet wird. Die Konuuission 
nimmt an, daß auf Grund der in Ziffer 4 und 5 vor- 
gesdiiagenen Leistungssteigerungen die Umstellung 
dos gesamten Signalwesens in 20 Jahren duich- 
gefhiut werden kann. 

7. Beide Au fsven düngen (Normab und Nachhol- 
bedarf) werden nach den vorliegenden Planungen 
dazu benutzt, eine Um^vandlung der gesamten 
Signaltechnik herbeizulübren. Aus dem derzeitigen 
Bestand von 10 247 Stellwerken alter Tedinik und 
J06 Stellwerken neuer Technik werden nach 20 Jah- 
ren eiu Bruchteil von Stellwerken neuer Technik 
entstanden sein. 

8. Auf Grund vorliegender Eilahrungen werden 
am Hude des ersten Jahrzehnts 81 Miüiozien DM 
an Person alkost ein d. h. ja Irr lieh rd H Millionen DM. 
eingespart sein. 

Selhstblocksigiiale 

9. .Außer der Umwandlung von Stell werken alter 
Technik in soldie der Dr-Technik können durch Uni- 
wvindlung von handbedienten Blockstellen in aulo- 
nialiscite Blückstollen große Rationulisierungserfolgc 
erzielt werden. 

Im Bereidi der DB gibt es 919 Blockstelleiu die 
von Wärtern bedient werden. 233 dieser Blockstel- 
len sind reine Signa Ibedionu nyssiel len, bei 419 ist 
außerdem eine Schranke zu bedienen und bei 2(i? 
ist deu Block Wärtern zusätzlich die Bedienung von 
Maltes teilen übertragen. 

10. Der Aufwand für die Umwandlung einer hand- 
bedienten Blockstelle in eine cuitomatisdie Block- 
stelle wird mit 80 000 DM angegeben. Der Betrag 
erscheint sehr hodi und müßte bei entsprechendem 
Au ftragvo kirnen erheblich gesenkt werden können. 
Rechnet man eine Blinklichtanlage mit Halbschranke 
zu 40 000 DM [vgl. Ziffer 16 (2)] und nimmt man an, 
daß die 267 Blockwarter mit Verkehrsaufgaben 
ebenfalls Bahnübergänge zu bewachen haben, so er- 
hält man unter Berücksichtigung der Gemeinschafts- 
einrichtnngen einen mittleren Aufwand von 110 OOÜ 
DVI für den Ersatz einer Blockstelle durch zwei 
Selbstblocksignale. 

U, Auf den meisten Strecken, die bislang mit 
Selbstblock ausgerüstet worden sind, ist die Zahl der 


Signale vermehrt worden, am eine dichtere Zugfolge 
zu erzielen imd damit die LeisUsngsfähigkeit der 
Strecke zu erhöhen. Das Verhältnis zwischen den mit 
Handblock betriebenen Signalen und den Selbsl- 
blocksignaien schwankt zwischen 1 ; 2 und 1 : 5 und 
Liegt im Mittel bei \ ; 3, d. h. an Stelle von 2 Hand- 
I blocksignaien treten 6 Seibstblocksignale. 

12, Bei Ersatz einer Blockstelle werden 3 Köpfe 
eingespart. Wenn nun an Stelle der früheren 
^ 2 Handblocksignale 6 Seibstblocksignale mit 3 X 
HO 000 DM Baukosten treten, so ist der Bauaulwand 
für einen eingesparten Blodiwärler 110 000 DM, 
wenn die Kosten der sonst zusätzlich notwen- 
digen Blockposten nicht berücksichtigt werden. 
AndernfalLs beträgt er ruu 3? OUO DM. 


Bahnübergänge 

' 13. Für die Schi ankenbedienung (Bewachung der 
Bahnübergänge) wurden von der DB im Geschäfts- 
jähr 1956 17 488 Tagewerkskupfe aufgewendet. Die 
jährliche'n Ausgaben für Redienung und Unterhal- 
tung der 38 500 Bahnübergänge belaufen si(h nach 
Angäbi n der DB auf 170 Millionen DM. 

I 

14. Die DB hat auch hier mit Ralionalisieiungen 
begonnen. Von 1953 bis 195? wurden 49 Millionen 
DM investiert. Damit konnten 1700 Bahnübergänge 
aufgehoben, nahezu 1000 Blink lidUanlagen undMOO 
.Anruf sduanken mit und ohne Wediselsprechanlago 
eingebaut sowie über 2000 Siditverbesseinngen 
durchgeführt werden. Durdi diese Maßnahmen ist 
es nadi Angaben der DB yeluiiyen, jährlidie Erspar- 
nisse von etwa 16 Milborten DM zu erzielen. 

15. Der relativ hohe jährliche Aufwand für Bedie- 
nung und Unterhaltung der Bahnübergänge reizt zu 
einer vergleidienden Betraditung mit den Verhält- 

I nissen in anderen europäisdien Ländern. 

Eine veigleidmnde Übersicht über die Anzahl der 
bewadUen Bahnübergänge bei den ausländischen 
Bahnen im Vergleich zur Bundesrepublik konnte 
nidü beirje])fcidit werden. Die DB stellte aus der 
UnJallstatisiik der Unionlnlernationale des Chemins 
I de fer (UlC) für 1957 eine Zusammenstelhuig zur 
! Verfügung (Anlage zu diesem Abschnitt). Hieraus 
' ergibt sich folgendes; 

d) ln der Gesamtzahl der Bahnübergänge liegen die 
I Bundesrepublik und Frankreich etwa gleidi. 
Wahrend jedodi der Prozeiit-satz der Bahnüber- 

' gänge ohne technisdiie Sicherung in der Bundes- 
republik bei etwa 46 v. 1 L sämüidier Bahnüber- 
I gange liegt, weist er in Frajikreidi nur 30 v. LL 
au.s, Es sollte nach Meinung der Kom/iü.s.s/on 
daraus jedoch nidu der Schluß gezogen werden, 
die Zahl der beschrankten Übergänge zu er- 
höhen; vielmehr sollte mit Nadidruck darauf 
hingewirkt werden, die Zaiil der Übergänge zu 
vermindern, d. h, in stärkerem Umfang als bis- 
her Bainiübergänge aufzulassen oder zusammen- 
zu legen. 
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b) Von den vorhandenen Bahnübergängen, die 
durdi Schranken oder durdi andere , feste Ab- 
schlüsse" gesichert sind, entfallen etwa 7800 auf 
klassifizierte Straßen und auf Wege mit Kraft- 
fahrzeug verkehr. Es war hier zu prüfen, ob diese 
7800 Schranken nicht nach französisdien Erfah- 
rungen durch Blinklicht mit zugbedienter Halb- 
sdiranke gesichert werden können. Die Kosten 
einer solchen Sicherung liegen nadi französi- 
schen Beispielen bei etwa 35 000 DM, so daß für 
alle diese I7bergänge ein einmaliger Aufwand 
von 273 Millionen DM entstehen würde. 

Diesem einmaligen Aufwand steht gegenüber, 
daß für die Bedienung und Vorhaltung der heute 
insgesamt bestehenden Schranken jährlich rd. 
170 Millionen DM aufgebradd werden müssen. 

16, Die Frage nadi der Realisierung einer solchen 
einmaligen Investition und der daraus resultieren- 
den Verringerung der jährlichen Bedienungs- und 
Vorhaltungskosten ergab folgendes: 

(1) Die DB hat lediglich 6600 Bahnübergänge als 
für „Rationalisierungsmaßnahmen geeignet" be- 
zeichnet. Sie hat diese Zahl wie folgt errechnet: 

14 800 Gesamtzahl der vorhandenen be- 
schrankten Bahnübergänge 

— 2 300 Bahnübergänge mit Anrufsdiranken 

(in der Regel keine besonderen Be- 
dienungskostenj ; 

“ 3 200 Bahnübergänge mit Schranken, die 

dauernd von anderen Stellen (Block- 
stellen, Stellwerken. Aufsichtsbe- 
amien usw.) mübedient werden kön- 
nen; 

— 2 700 Bahnübergänge in der Nähe und in- 

nerhalb von Bahnhöf en^ die mehr als 
3 Gleise kreuzen und mit vertret- 
baren Kosten auch nicht durch 
Kreuzungsbauwerke beseitigt wer- 
den können. 

6 600 Bahnübergänge verbleiben für Ra- 
tionalisierungsmaßnahmen* 

(2) Es werden für Blinklichtanlagen mit Halbschran- 
ken nicht — wie in Frankreidi — 35 000 DM, 
sondern 51 000 DM veranschlagt. Für die Kal- 
kulation dieser Anlage hat die DB der Kom- 
mission zwei versdiiedene Zahlen vorgelegl. 
Einmal wurde von einem Durdisdmittssatz von 
40 000 DM ausgegangen: in einer sogenannten 
„Musterkalkulalion" rechnete man mit 51 000 
DM. Es ist nicht ersichtlich, ob hier eine ein- 
oder zweigleisige Strecke zugrunde gelegt, ob 
Gegenfahrten und der Umfang der Bahnhofs- 
abhängigkeit berücksiditigt wurden. Es ist mög- 
lich, daß die Differenz zum Teil in einer unter- 
schiedlichen Verrechnungsmethode der Kosten 
für die Verkabelung, zum Teil aber audi in 
einer aufwendigeren Ausstattung beruht. 

(3) In der Öffentlichkeit ist der Eindruck entstan- 
den, als sei der DB bei der Errichtung von 
Blinkiiditanlagen mit Halbschranke durdi feh- 
lende Zustimmung des Bundesministers für 


Verkehr gehemmt worden. Nach den Ermitt- 
lungen der Kommission trifft dies nicht zu. Aus 
einem Bericht der Hauptverwaltung der DB vom 
20, August 1959 geht hervor, daß sie vor einem 
vermehrten Einbau von Blinkiiditanlagen mit 
Halbschranken nodi eingehende Beobachtungen 
und Untersuchungen über das Verhalten der 
Slraßenbenutzer nach Zurückziehung der Wär- 
ter für notwendig hält. 

Im Gegensatz zur Hauptverwaltung der DB 
hält der Bundesminister für Verkehr im Hin- 
blick auf die seit Jahren vorliegenden Erfah- 
rungen aus den USA und in Europa eine soldie 
Sammlung von weiteren Erfahrungen nidit für 
erforcierlidi. Die DB hat in ihren Beridilen an 
die Union Internationale des Chemins de fer 
(UIC) aus dem Jahre 1958 und 1959 ausdrücklich 
bestätigt, daß die mit Blinklichtanlagen mit 
Halbschranken gesammelten Erfahrungen nur 
positiv seien. In den Berichten an die UIC heißt 
es einmal: ,, Unsere Erfahrungen mit zugbedien- 
ten Halbschranken sind als gut zu bezeichnen*', 
und zum anderen: „Die Erfahrungen mit zugbe- 
dienten Anlagen sind zufriedenstellend '. Diese 
Feststellungen decken sich mit Veröffentlichun- 
gen über die Erfahrungen in den USA (z, B, 
Eisenbahntechnische Rundsdiau, Heft 7/1956, S. 
289. 293). In Frankreidi waren bereits im Früh- 
jahr 1957 über 1000 Sicherungsanlagen mit 
Halbschranken in Betrieb. Audi hier wurden 
nur positive Erfahrungen mitgeteilt. Die 
Schweizerische Beratungsstelle für Unfallver- 
hütung in Bern hat in ihrem Jahresbericht 1957 
u. a. wie folgt Stellung genommen: 

„Die Instdllatiou der Halbbarrieren mit Blink- 
und Glockensignalen bieten in bezug auf die 
Sichtbarkeit die Vorteile der Barrieren bei 
Tag und der optisch-akustischen Signale bei 
Nacht. Da sie voHautomatisch sind, gewähren 
sie einen hohen Grad von Betriebssicherheit. 
Die Bahnver Wallungen können dank der 
Halbbarrieren die Betriebs- und Personalko- 
sten senken. Es ist durchaus möglich, daß die 
automatische Halbbarriere, versehen mit den 
optisch-akustisdien Signalen und mit einer 
zweckmäßigen Beleuchtung, wobei zusätzlidi 
durch eine Trennungs-Insel die beiden Fahr- 
bahnen getrennt werden, die optimaie and 
ideale Sicherung der Bahnübergänge dar- 
s/e///." 

Bei dieser Sachlage halt auch die Ko/nmissiö/i 
ein weiteres Abwar /en nicht mehr für vertret- 
bar. 

Auf der anderen Seite ist nicht zu verkennen, 
daß die Durchführung der empfohleEten Ratio- 
nalisierungsmaßnahmen häufig einem Unver- 
ständnis der Bevölkerung und erheblichen ver- 
waltungstechnisdien Schwierigkeiten begegnet. 
Für jede Beseitigung eines Bahnüberganges so- 
wie für jede nennenswerte Änderung der Sidie- 
rungsarl eines Bahnüberganges muß ein landes- 
polizeiliches Begutachtungsverfahren durchge- 
führt werden. Wenn audi nur eine Behörde 


206 


Deutscher Bundestag — 3, Wahlperiode 


Drucksache 1602 


(Gemeinde, Kreis, Verkehrspolizei, Regierungs- 
präsident usw.) Einspruch gegen die beabsidi- 
tigle Maßnahme erhebt, muß der Bundesmini- 
ster für Verkehr entscheiden — ^ ein sehr zeit- 
raubendes Verfahren, das außerordentlidi 
viel Verwaltungsarbeit erfordert und dennoch 
nicht immer zum Erfolg führt. Auch aus diesem 
Grunde ist eine überprüfiing der Eisenbahn- 
Bau- und Betriebsordnung mit dem Ziele einer 
Vereintachung des Verfahrens notwendig (vgl. 
Begründung zu 5 23 des Vorschlags der Kom- 
mission für ein neues Bundesbahngesetz), 

(4) Aus Untersuchungen, welche die Kommission 
bei einzelnen Strecken vorgenommen hat, hat 
sie die Überzeugung gewonnen, daß das ge- 
samte Sicherungswesen für Eisenbahnüber- 
gänge erheblich überbesetzt ist und bei weitem 
das Maß überschreitet, das technisch und wirt- 
schaftlich vertretbar ist. Die größte Zahl der 
Wegübergänge stammt aus Zeiten, wo die Men^ 
sehen gegenüber der Eisenbahn und dem über- 
C{ueren von Eisenbahnlinien eine völlig andere 
Einstellung hatten als heute. Die moderne Auf- 
fassung und Erziehung geht angesichts der tech- 
nischen Entwidchmg dahin, daß der Mensch für 
seine Sicherheit in erster Linie selbst verant- 
wort! ich ist und von sich aus diejenige Vorsicht 
beachten muß, die bei einer Kreuzung öffent- 
licher Verkehrswege geboten ist. Deshalb sind 
auch besondere Sicherungsmaßnahmen bei der 
Kreuzung von Feldwegen mit klassifizierten 
Straßen entweder gar nicht oder nur in Aus- 
nahmefälien vorhanden. Auch bei der Eisen- 
bahn würde es sicit empfehlen, die aus dem 
vorigen Jahrhundert stammenden Vorstellun- 
gen zu überwinden und sich bei Kreuzungen 
mit Wegen oder wenig befahrenen Straßen mit 
Warnzeichen (nebst Reflex-Einrichtungen) zu 
begnügen, Dies ist auch in anderen Ländern 
üblich und hat sich bewährt. Ferner erscheint es 
gerechtfertigt, angesidits der fortgeschrittenen 
Modernisierung in der La nci Wirtschaft die Zahl 
der Übergänge wesentlidr zu verkleinern. Dies 
alles würde dazu führen, den Sicherungsauf- 
wand der DB in dmehans zumutbarer Weise zu 
verringern. Es würde weiter möglich sein, bei 
der Umwandlung von Nebenstrecken in Haupt- 
strecken erhebliche Kosten für zusätzliche 
Sichenmgsanlagen einzusparen. 

17, Zusammenfüssend ist die Kommission der 
Meinung, daß auf dem Gebiet der Bahnübergänge 
erheblidie Rationalisierungsreserven für die DB 
liegen und daß hier ein dankbares Feld für edite, 
schnellwirkende Einsparungen gegeben ist. 

Die Kommission empfiehlt folgendes: 

(1) Die Vorschriften über die Sicherung der Weg* 
Übergänge sind mit dem Ziel einer Lockerung, 
Vereinfachung und Präzisierung zu überprüfen. 

(2) Bei den vorhandenen 14 800 beschrankten Bahn- 
übergängen ist folgendes anzustreben: 


a) Verstärkte Beseitigung durch Kreuzungsbau- 
werke oder 

Zusammenlegung von Übergängen und Ver- 
legung von Wegen. 

b) Vermehrte Aufstellung von Warnzeichen, wo 
dies nach der Verkehrsbedeutung des Über- 
gangs ausreicht. 

c) Verstärkte Ausrüstung von Bahnübergängen 
mit Anrufsdiranken. Uber die vorhandenen 
2300 Bahnübergänge, die bereits mit Anruf- 
schranke versehen sind, könnten mindestens 
2000 weitere Übergänge in der gleichen 
Weise mit Fernsteuerung und Fernüber- 
wachung eingerichtet werden. 

d) Die verbleibenden beschrankten Bahnüber- 
gänge wären an mehrgleisigen Bahnen durch 
Blinklichtanlagen mit Halbschranken und an 
eingleisigen Bahnen durch vereinfadite Blink- 
lichtanlagen (mit „Lokführer- Überwachung'') 
zu ersetzen. Blinklichtanlagen mit Halb- 
schranken sollten grundsätzlich fernübevwachl 
werden. 

Die Kommi.ssfon ist der Auffasung, daß sich der 
hierfür notwendige Aufwand in wenigen Jahren 
bezahlt macht und somit eine Rationalisierungs- 
maßnahme erster Ordnung darstellt (Näheres vgl. 
Vi, Teil — Investitionsplan). 

Hinsichtlich der Kostentragung spricht sic^i die 
Kommission dafür aus, daß — wie in dem Regie- 
rungs-Entwurf für ein neues Kreuzungsgesetz vor- 
gesehen — auf Grund des Veraniassungsprinzips 
(mit Vorteils-Ausgleich) die ßaulastträger entspre- 
chend herangezogen werden. Dies werden nach 
Lage der Sache in den meisten Fällen die Eaulast- 
träger für die Straße sein. 

Bezüglidi der Kosten für die ünterhaltuncj und 
Bedienung der bestehenbieibenden beschrankten 
Bahnübergänge sollten nach dem Vorschlag der 
Kommission die Kosten in Zukunft zwischen der 
DB und den „Wegepflichtigen" hälftig geteilt werden. 

Sonstiges Signal- und Fernmelde wesen 

18. Auf diesem Gebiete wurden durch Rationalisie- 
rungen, die als allgemein bekannt vorausgesetzt 
werden können, nicht unbeträchtliciie Ersparnisse 
erreicht, so z. B.: 

a) Ersatz der rd. 76 000 Petroleum- durch Propan- 
(Gasdauerbrand)laternen mit einem Kostenauf- 
wand von 10 Millionen DM brachte eine jähr- 
liche Ersparnis an Personalkosten von etwa 
lOMillionen DM. Das Vorhaben ist abgeschlossen. 

b) Einrichtungen für induktive Zugbeeinflussung — 
sogenannte Indusi-Einrichtungen — wurden an 
den elektrischen Lokomotiven angebracht (bisher 
.600 Ellok). Dadurch konnte der „Beimann" zu- 
rückgezogen werden. Mit dieser Maßnahme 
wurde eine jährliche Ersparnis an Personal- 
kosten von etwa 9 Millionen DM erreicht. 

Diese Investition wird weiterhin durchgeführL 
Es ist im Zuge der Elektrifizierung beabsichtigt, 
die auf den wichtigsten Hauptstrecken verkeh- 
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r enden Triebfahrzeuge l>ei einem Gesamt an f- 
wand v(m 05 Millitinen DM mit Indusi /n ver- 
sehen. Voraossichtlich werden damit 2700 elek- 
trische Lokomotiven dusgerhstet. so daß durch 
Porti oll des „Reimomis" jährlidr rd, 50 Mil- 
lionen DM eingespdii werden können, 

c) Rangierlunk; 

Die Vorteile dieser Rdtionalisicruny liegen in: 
LeisUmgssteigenirsg, Beschleimiguiiy der Be- 
triebsent Wicklung, Rückgang der Unfälle, bessere 
Ausnutzung der Rangierlok durdi Verringerung 
der Stdiidzeiten, 

Die Atisrüsiung der wichtigsten Rangier - und 
Personenbdhntiöfa ist im wesen tli dien abge- 
schlossen. Künftig w^orden nur nodi einzelne 
Bahnhöfe von Fall zu Fall mit Rangierfunk aus- 
gerüstet, 

d) Spiachsp eiche r und Hellsdireiber: 

F3ie rd, 14 000 Morse-Apparate wurden 
durch 1000 Sprochspeidier und 300 Hellsdireiber 
für rd. 3 Millionen DM ersetzt. Die Einsparung 
betrug nach Angaben der DB jährlich rd. 
4,9 Millionen i,)M. 

Ob Spradisp eiche 1 nur wiegen der Sicherung 
vor möglicher Strafverfolgung bei Unfällen in 
dem Umfange orforderlidi und zweckmäßig sind, 
erscheint der KommiHsion zweifelhafl. 

ej Umstellung der Feinschreib-Einrichtungen auf 
Wähl bet rieb und Blattschreibe! u 

Die Rationalisierung wurde .schon vor 1954 
durchgeführt. Bei 1,3 Millionen DM Aufwand 
w'urde eine jälirlidre Einsparung von rd. 1,2 
Millionen DM erzielt. 

i. Selbsttätige Rottenwarnanlage: 

Sie befindet sich zur Zeit in der Entwicklung. 
Voraussagen über Wirtschaft] idikeit sind noch 
nicht mögiidi. 

19. AbscäJie/jcmf heineikl die Kommission zu dem 
IJniernhschnitt „Signcilanktgen usw" foigendes: 

Die DB hat bei ihren Vorlagen im wesentlichen 
den Ersatz von Stellwerken aller Bauart diirdi Dr- 
Stellwerke, getrennt davon die Aufhebung von 
Blockstellen durch Selbstblocksignale^ weiterhin un- 
abhängig davon die Bahnübergänge und schließlich 
die sonstigen Signalanlagen im weiteren Sinne wie 
Indu.si- und Fernmeldeanlagen, behandeU. 


j Soll fbe Rationalisierung böebsten Wirkungsgrad 
I bringen, so können che aufgeworfenen Fragen nicht 
I getrennt voneinander betrachtet werden. Die neu- 
I zeitliche Signal-, Feninielde- .sowüo Bahnübergangs- 
teciinik gestattet es, von dezeii/ra/er Betriebsführung 
zu zentreder Betriebsfühning überzugehen, das 
heißt den Betrieb von Knotenpunkten aus zu füb- 
i reu and die Unterwegsbalinhöfe in der Betriebsfüh- 
rung personell auszusthallen. Hs kann im Betrieb 
ohne Einbuße an Sicherheit rc/Oofie/ier gearbeitet 
werden. 

An Stelle von etwa 8üüü Stellen hei de- 
zentraler Betriebsführung läßt sich der Betrieb bei 
zentraler Betriebsführung |das heißt Einsatz von 
Strecken-Zentralstellwerken,, Fernsteuerung, Zug- 
nummermeldung, Zentral Id ock, zentrale Behandlung 
der Bahnübergänge nsw,) von einigen hundert 
„Knoten' aus bewerkslelligen. Die Art der tedini- 
' sehen Durchführung müßte der Bedeutung der Strek- 
] ken entsprechend aus finanziellen Gründen ver- 
schieden sein, wenn man höchste Rationalisierungs- 
I effekte erzielen will. 

Die Kommission empiiehll daher, 

a) zu studieren, welche Erfolge durch zentrale Be- 
triebsführung mit Hilfe moderner technischer 
Mittel erzielt werden können; 

b) Karten und Zusammenstellungen für das ge,samte 
Netz ausziuir beiten, aus denen die zweckmäßig- 
ste .^rt der Durchführung der Rational isierungs- 
effekte zu ersehen ist; 

c) g lei dl zeitig mit der Elektrifizierung von Strek- 
I ken zentrale Betriebsführung anzuwenden. 

I Die Kommission verkennt nicht, daß diese Tech- 
I nik mit einem ganz erheblichen Kostenaufwand ver- 
I blinden ist und deshalb auf ihren RalionaHsicrungs- 
effekt mit besonderer Sorgfalt geprüft werden muß. 

I Der Kommission vorgelegte Sdiätzungen haben er- 
geben, daß eine Investition von 3,3 Mrd. DM für 
I diese zentrale Betriebsführung sich in etwa 10 Jahren 
bezahlt machen würde. Die Kommission hat keine 
Möglichkeit gehabt, diese Voraussagen nachzu- 
I prüfen. 

Zu den Positionen B/dckerc Tunnel, Tiochbauten 
und sonst i ge bauliche Anlagen hat die Kommission 
keine Bemerkungen zu machen, weil hier besondere 
Rationaiisierimgsmöglidikeiten im allgemeinen nicht 
bestehen. 
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A^nlaye 

Balmiibergänge V. Teil Absdmitt B Vlj 


nach cter .Sonderübersidit des Intemationalen Etsenhahnverbandes (UIC) über ünSälie 
an Bahnübergängen im Geschäftsjahr 1957 




Anzahl der Bahnübergänge ohne Fuß 

- uiiü Pfiva( Übergänge 


Land 


nnt Sdi ranken 

1 mil Blinklichtanlagen 

mit Halb- ohne 

schranken Sduanken 

ohne techrüsfhe 
Sidierung 


1 

V. H. 


V. H. 


V, H, 


V. H. 

Deutsdila.ud 

a) Deutsche Bundesbv^hn . . 

22 746 

100 

17 170 

52,5 

15 

, 

993 

3,0 

14 562 

44,5 

b) Verband nlchtbimdes eige- 
ner Bahnen (VDNE) . . 

10 633 

100 

401 

4 

— 

— 

167 

1 

10 065 

94,4 

Östeneidi 

Osten eidiische Bundes- 
bahnen , . 

8 935 

100 

2 829 

31,6 

1 



34 

0,4 

6 071 

68 

Belgien 

Nationale Gesellschaft der 
Belglsdien Eisenbahnen . . 

4 250 

100 

1 SO? 

42,52 

1 0,02 

394 

9,27 

2 048 

48,19 

Dänemark 

Danisctte Staatsbabnen . . 

1 102 

100 

554 

47,6 

27 

2,3 

280 

24,1 

301 

26,0 

Frankreidi 

Nationale Gesellsdiaft der 
Französisdien Eisenbahnen . 

30 727 

100 

1 8 395 

1 

59,9 

854 

2,8 

- 2 

1 

1 

1 

[ 

^ 1 I 476 

37,3 

Großbritannien 

Britische Eisenbahnen . . . 

1 

1 

, 1 





1 

Ilaiien 

rtalien Ische Staatsbahnen . . 

1 1 730 

100 

10 283 

87,66 1 

1 2 

0,02 


— 

1 445 

12,32 

Luxemburg 

Nationale Gesell sdra ft der 
Luxemburg isdien Eisenbah- 
nen 

321 

100 

260 

81 



7 

2,2 

54 

16,8 

Norwegen 

Norwegisdie Staatsbahnen . 

8 073 

100 

269 

3,1 

» 1 


78 

1 

0,9 

113 

L3 

1 

Nieder! an de 

Niedejländisdie Eisenbahnen 

1 

r 

1 

. 

1 . 

1 



* 

. 

Schweden 

Scbwedisdie Staatsbahnen , 

(5 76 1) 


, 

* 

1 


1 

Sdiweiz 

Schweizerische Bundes- 
bahnen 

3 178 

100 

1 650 

52 



105 

3 

1 423 

1 

45 

Spanien. 

Nationales Netz der Spani- 
schen Eisenbahnen .... 

9 689 

l'OO 

1 

2 376 

24,5 

3 


26 

0,3 

7 284 

75,2 

USA . , 


■ 

1 

• 1 • 




' 


Anmerkuntj: Zeichen . an Steile einer ZaJil zeig! an, daß diese Zahl nicht bekannt ist. 

Das Zeidieii — an Stelle einer Zahl 2eigt an, daß die Zahl gleich Null ist. 
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VI. TEIL 

Der Investitionsplan 
(10-Jahres-Plan und 4- Jahres- Abschnitt) 


Vorbemerkung 


Dt^r Kommission hat zoiiädist ein langfristiger 
Investitionspian aus dem Jahre 1955 Vorgelegen, 
der in erster Linie unter etatreditlidxen Gesichts- 
punkten aufgestelU war und keinen Einblick in die 
technische und betriebswirtsdiaftliche Zwedtmäßig- 
keit der von der DB in Aussicht genommenen In- 
vestitionen gewährte. Infolgedessen wurde die 
Hauptverwaltung der DB Ende Februar 1959 gebe- 


ten, einen lO-Jahres-Pkn ersteUen, der den Än- 
derungen der VerkehrsstrukUij und der technischen 
Entwicklung Redinung tragen sollte. 

Mit Schreiben vom 19. August 1959 ist dieser 
lO-Jali res- Plan der Kommission übergeben worden. 
Die einzelnen Positionen und ihre Höhe sind aus 
Anlage 1 zu diesem Beriditsleil ersichtlich. 


A. lO-Jahres-Plan 


1. Die Netto-lnvestitionen des 10-Jahres-Plans be- 
laufen sich auf 23 645 Millionen DM, die Brutto-In- 
vestitionen auf 24 943 Millionen DM. In letzteren 
sind 741 Millionen DM Zuschüsse Dritter und 347 
Millionen DM Schrotterlöse enthalten. Nach den Be- 
rechnungen der DB entfallen von der Gesamtsumme 
in Höhe von 24 943 Millionen DM 20 673 Millionen 
DM auf Ersatzinvestitionen und 4270 Millionen DM 
auf Anlagenzuwachs, 

Die Höhe der Ersatzinvestitionen erklärt sich dar- 
aus, daß auch die Erweiterung der elektrischen Zug- 
förderung und die Verdieselung insoweit als Ersatz- 
investitionen ausgewiesen werden, als isie dem Er- 
satz von Dampflok dienen. Der Invest) tionspkin 
sieht 900 Miüionen DM Investitionen nach dem 
Kreuzungsgesetz vor. Dieser Betrag würde rtach der 
Konzeption der in Vorbereitung befindlichen Neu- 
regelung des Kreuzungsrechtis zum weitaus größten 
Teil den Trägern der Slraßenbaulasl Zufällen. 
Außerdem wurden nachriditlich weitere 880 Millio- 
nen DM Investitionen für den Wohnungsbau aufge- 
führt, mit denen sidi die Korn/nission nicht näher be- 
faßt hat. Sie steht auf dem Standpunkt, daß weitere 
Wohnungsbauten von den Wohnungsbaugesell- 
sdiaften der DB nur noch in dem Umfange durdige- 
führl werden können, als es diesen Rechtsträgern 
des Wohnungsbaus möglich ist, eine Finanzierung 
ohne Rückgriff auf Mittel der DB sicherzustellen. 


Z Nach der Durchführung des Invesütionsplans 
Ende 1970 werden noch etwa 3200 Dampflok vor- 
handen sein. 

Wenn innerhalb der 10-Jahres-Periode jedoch die 
Strukturwandlung im ZugfÖrderungsdien^st noch 
weiter getrieben werden sollte, und zwar bis zu 
einem Restbestand von nur 1000 Dampflok,, so 
würde dies eine zusätzliche Investition für die Um- 
stellung auf Diese It rieb fahrzeiige {einschließlich 
entsprediender Investitionen in den Ausbesserungs- 
werken und Betriebswerken sowie in Tankanlagen 
für Dieseltriebfahrzeuge) von 1642 Millionen DM 
erforderlich machen. 

Wollte man audi die dann noch verbleibenden 
restlichen 1000 Dampflok durch Diesel tri ebf ahr- 
zeuge ersetzen, so müßten weitere 810 Millionen 
DM auf gewendet werden, 

3- Der lO-Jahres-Plan sieht eine Verbesserung der 
RentabilitätsverhäUnisse der DB ohne Berücksichti- 
gung kalkulatorischer Zinsen von 844 Millionen DM 
vor. Dabei konnte die Rentabilität nur für 77 v. H. 
der Investitionsvor haben berechnet werden. Was 
die Ermittlung der Verbesserung der Brutto-Renta- 
bil'iläf anbelangt, so hegt die Kommission Zweifel, 
ob die Mehrabschreibungen bei einer Zunahme der 
Netto-lnvestitionen um annähernd 12 000 Millionen 
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DM richtig erredincH worden, sind: nadi der Beredi- 
nung der DB entfallen 4300 Millionen DM auf An- 
lagenerweiterimyen und die restlichen 7700 Millio- 
nen DM auf die die Anlagenahschreibungen über- 
ste ig enden E rs □ izinves ti ti onen. 

Von den zu erwartenden Einsparungen in Höhe 
von 844 Millionen DM entfallen nach Angaben der 
DB 388 Millionen DM auf Personalkosten. Dies ent- 
spridil einer Personalersparnis von 41 000 Köpfen. 

4 , Die Analyse des vorgeiegten Investitionsplans 
hat ergeben, daß die größten ReniabilitäisveTbesse- 
rungen auf dem Gebiete der Eiekirifiziemng, der 
Verdieseiung und auf dem der Modernjsjemng der 
Signalnnfagen sowie auf dem Gebiete der Bahn- 
übergänge zu erzielen sind, sofern man im letzteren 
Falle die Kosten der Umwandlung beschrankter 
Wegübergange in Kreuzungsbauwerke nidil berück- 
sichtigt. 

Das Modernisierungsprogramm für das Signal- 
wesen soll nach den Plänen der DB innerhalb von 
40 Jahren durchgeführt werden. Dies wurde zu- 
nädist mit mangelnder Kapazität der Industrie und 
der eigenen Signalbüros begründet. Eine weitere 
Nachprüfung ergab jedoch, daß die deutsche Indu- 
strie durchaus in der Lage wäre, etwa das Doppelte 
des bisherigen Auftrags Volumens zu fertigen, wenn 
durch ein über mehrere Jahre verteiltes, eindeutiges 
Bauprogramm eine kontinuierliche BestJiäftiguiig 
ohne Leerlauf .gewährleistet ist. Audi können die 
Planungsarbeiten ohne Personalvermehrung bei der 
DB rechtzeitig geleistet werden, wenn die Arbeiten 
zwischen DB und Industrie richtig aufgeteilt sind. 

5, Die Kommission ist der Anfias^sung, daß der 
Invesiilionsplan der DB noch in erheblichem Maße 
modifiziert werden muß. Die DB hat dazu selbst er- 
klärt: „Eine gewisse Unsicherheit fürdie Auswahl der 
Einzel Vorhaben ist dadurch gegeben, daß zur Zeit 
noch keine eindeutige Konzeption für die Entwick' 


B. 4- Jahre 

i. Unter Berücksichtigung ihrer kritischen Würdi- 
gung des lO-Jahres-Plans und angesichts der Tat- 
sache, daß auf besonders rationellen Teilgebieten 
(z. B. Elektrifizierung, Verdieselung, Signalanlagen) 
eine Erhöhung der Ansätze des Plans möglich sein 
wird, hat die Kommission die Hauptverwaltung der 
DB am 15. September 1Ö59 gebeten, ihr einen 4-Jah- 
res-Plnn vorzulegen. Er sollte von folgenden Vor- 
aussetzungen ausgehen: 

a) Durchführung von rd, 10 Mrd. DM Neu- und 
Ersatzinvestitionen. 

b) Vornahme nur solcher Investitionen, die sich 
auch bei einer Änderung der Unternehmenskon- 
zeption als richtig erweisen und durch bereits 
eingeleitete Maßnahmen bedingt sind. 


lung des Verkehrs vorliegt, z. B. zur Frage des Ex- 
preßguts. des Eilguts und des Fradrtstückguts, des 
Berufspendier-Verkehrs und ähnlichem mehr". 

In der Tat haben die gesamten von der Kommis- 
sion durchgeführten Untersuchungen gezeigt, daß 
der DB zur Zeit noch eine klare Konzeption der 
künftigen Gestaltung ihres Unternelunens fehlt, und 
zwar sowohl im Hinblick auf ihr zukünftiges Ver- 
kehrsangebot als auch bezüglich der organisatori- 
schen und tedinischen Gestaltung der Belriebsfüh- 
rung. Eine derartige Unternehmens-Konzeption ist 
jedoch die erste und wichtigste Voraussetzung für 
jede Investitionsplanung; denn die Investitionen 
sind ja nur ein Mittel, das Unternehmen in der Rich- 
tung auf das angestrebte Ziel hin weiter zu ent- 
wickeln. 

Die Komrnission hat unter Berücksichtigung vor- 
stehender Gesichtspunkte davon Abstand nehmen 
müssen, die Einzelprojekte des 10-Jahres-Plans zu 
prüfen. Ungeaditel dieser Einschränkung ist die 
Kommisison der Auffassung, daß ohne die Verwirk- 
lichung eines umfassenden Investitionsprogramms, 
wie es der lO-Jahrcs-Plan darstellt, eine nadihaltige 
Gesundung der DB nicht erwartet werden kann. 

6, Zusonwieniassend ist die Kornrnission zu folgen- 
dem Ergebnis gekommen: 

a) Der modifizierte Investitionsplan muß als ein 
Ganzes betrachtet und durdigeführl werden. 
Teillösungen würden den wirtschaftlichen Erfolg 
gefährden. 

b) Die Sanierung der technisch rückständigen DB 
muß darauf abgestollt sein, daß in diesem Un- 
ternehmen in den nächsten 10 Jahren insgesamt 
25 bis 30 Mrd. DM investiert werden, 

c) Sie empfiehlt der Bundesregierung und dem 
Deutschen Bundestag, die Durchführung eines 
Investilionsprogramms in dieser Größenordnung 
für das Jaluzehnt 1961/1970 sicherzustellen. 


.-Abschnitt 

c) Bevorzugung des Oberbaus, der Elektrifizierung, 
der Verdieselung und der Modernisierung der 
Signalanlagen sowie der Bahnübergänge. 

Der der Kommission mit Sd^reihen vom 16. Okto- 
ber 1959 vorgeiegte 4-Jahres-Plan sieht die Durch- 
führung der in Anlage 2 zu diesem Berichtsteil zu- 
sanimenges teilten Investitionen vor. 

2. Das neue Programm entspricht insoweit den 
Vorstellungen der Ko/iinHssion, als eine gewisse 
Schwerpunktbildung zu erkennen ist; es läßt aber 
hinsichtlich der Rationalisierungseffekte noch zu 
wünschen übrig. 

Es sind folgende hauptsädiliche Maßnahmen vor- 
gesehen: 
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a) Im Obprbauproy r^Lmm .sind 800 Mtdionen DM ' 
Nachholbedarf beriicksidit jgl, 

Bei den Signalanlagen sollen 1000 abgängige 
Stellwerke durch 400 moderne Gleisbildstell- 
werke ersetzt werden. 

bj Hinsiditiich der Bahnübergänge sind die Einrich- 
tung von 1500 Blinklichtanlagen und 500 Annif- 
schrankenn ferner im Rahmen des Kreuz angsge* I 
setzes die Errichtung weiterer 500 Blinkliditan- | 
lagen und von 580 Straßenuiiter- und -überfüh^ , 
rangen sowie auf Initiative der DB die Beseiti- 
gung von 270 besdi rankten und 370 ungesicher- ' 
ten Bahnübergängen vorgesehen. Dieses Bahn- i 
Übergangs-Programm ist jedoch nur dann durdi- 
führbdrr wenn das Kreuzimgsgesetz geändert 
und der DB die erforderlichen rechtlichen Mög- 
lichkeiten für die von ihr selbst in AussidU ge- 
nommenen Verbesserungen der Sicherung der , 
Bahnübergänge oder deren Aufhebung gegeben 
werden. Auf diese Notwendigkeit hat die Ko/n- 
missiun an mehreren Stellen dieses Berichts, un- 
ter anderem auch in der Begründung zu ihrem 
Gesetzesvorsdüag, nadidrucklich hingewiesen. 

c) An Gesdhvftsgebäuden sollen nur die Arbeiten 
der bereits in Angriff genommenen Gebäude der 
Bundesbahndirektionen Mündien und Hannover 
durdigeführt werden. 

d) Der 4-, Jahres- Abschnitt umfaßt die Elektrifizierung i 
von 1833 knir und zwar die rechte Rheinseite mit 
Anschlüssen bis Aachen und Hamnir die Nord- 
Süd st recke von Hanau bis Bremen und Hamburg 
sowie die Strecke Frankfurt (Main) — Ludwigsha- • 
fen — Homburg (Saar). Dafür werden 631 elek- ' 
irische Triebfahrzeuge benötigt. 

e} Schließlidi sollen 2436 Di esel trieb faiirzeuge, 
3500 Reisezugwagen und 35 100 Güterwagen 
(Spezialwagen, Behälter) beschafft werden. 

f) Da die Vorschläge der Kommission die Ein' 
sdiränkimg des Reisezugverkehrs und dessen 
Ersatz durch Verkraftung in großen Teilen des 


DB-Netzes vorsehen, werden für 8000 km etwa 
400 Kraftomnibusse [Komb) im Werte von 30 
Millionen DM benötigt (somit 2 Komb/50 km). 
Selbst wenn dieser Betrag zu knapp angesetzt 
sein sollte, so zeigt doch die Größenordnung* daß 
es keine Sdiwierigkeiten bereitet, den Investi- 
Uonsplan in Richtung einer stärkeren Verkraf- 
lung zu modifizi ereil. (Im Investitionsplan noch 
nicht berüdcsichtigt.) 

3* Von den baulichen Investitionen ist im 4-JabreS’ 
Abschnitt bei 94 v. H. die reii Labil ilätsmäßige Aus- 
wirkung feststellbar gegenüber rd. BI v. H. des 
lO-Jahres-Plans. Ohne Berücksichtigung von kalku- 
la torisdien Zinsen bringt der 4-Jahres-Absdinilt 
Rentabilitätsverbesserungen von 503 Millionen DM. 
die jedoch erst vom fünften Jahre ab voll ausge- 
schöpft werden können. Dabei besteht jedodi die 
Möglichkeit, daß die Absdireibungen auf die heuti- 
gen Reproduktionswerte nicht dem latsädiHdien Zu- 
gang an Ersatzinvestitionen entsprechen. Die Kom- 
mission hat daher bei der von ihr aufgestellten Vor- 
ausschau ^Betriebs vorkalkuiation (vgL IX. Teil Ab- 
sdinitt B) unierstelU. daß in Zukunft Altabschrei- 
bungen auf die vorhandenen Anlagen zeitanteilig 
auslaufen; sie hat die Abschreibungen auf die Neii- 
zugänge des 4-J ah res- Abschnitts neu errechn et. wo- 
bei auf Güter- und Reisezugwagen 4 v. H. jährlich 
abgeschrieben wurden. Auf der anderen Seite wur- 
den zu den oben angegebenen Rentabilitätsverbes- 
serungen die von der DB kalkulierten Anlagenab- 
Schreibungen zugeschlagen, und zwar für die ma- 
schinentechnischen Investitionen nach Angabe der 
Maschinen technischen Abteilung der Hauptverwal- 
tung der DB und bei den baulichen Investitionen 
nach Werten, die sich aus einer Spezial Untersuchung 
zum lO-Jabres-Plan ergaben. Auf dieses Problem 
wird im IX. Teil Abschnitt B nochmals eingegangen. 

Die Ersparnisse des 4-Jahres- Abschnitts sind in 
einer Übersicht (Anlage 3 zu diesem Berichtsteil) zu- 
sammengefaßt. 


C. Zeitliche Verteilung der Investitionskosten 


1* Die zeillidie Verteilung der InvestEtionskosten 
(4 Jahve) und die daraus folgende Verbesserung der 
Betriebsrecbnimg (6 Jahre) ist von der Maschinen- 
technischen Abteilung der Hauptverw^altung der DB 
im einzelnen angegeben worden. Für den Bauteil ist 
lediglich die schrittweise Verbesserung der Renta- 


bilitätsverhäUnisse bekannt. Für die baulichen In- 
vestitionen ist, so%veit nicht abweichende Angaben 
gemacht worden sind, eine lineare Durdiführung der 
Investitionen unterstellt worden* Das ergibt folgen- 
den Invesütionsrhythmus: 


1 

Investitionen der 

1961 

1962 

1963 

1964 

1 insgesamt 


in 

Millionen DM 



Maschinentedhnisdien Abteilung der Haupt- 
verwaltung der DB 

954,1 

1 458,1 

1 492.0 

1 102,8 

5 007,0 

Bauabteikmg der Hauptverwaltung der DB . . 

1 303,7 

1 293.8 

1 308.7 

1 293.8 

5 200,0 

Insgesamt 

2 257,8 

2 751,9 

2 800,7 

2 396.6 

10 207,0 
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Für die beiden lolgonclen Jahre wurde die Vor- 
nehme weiterer Investitionen im Betrage von je 
2,8 Mrd. DM unterstellt. 

Die Konwijssiou vermerkt nachridUlidi, daß in 
den Jahren 1957 und 1958 die mit den Empfehlun- 


gen des Investilionsplans vergleichbaren BruUo- 
investitioiien der DB die durdisdinitllidie Höhe vou 
rd. 1800 Millionen DM je Jahr erreicht haben. . 

2. Minsidillidi der Finanzierung für die Jahre 1961 
bis 19Gb ist mit folgenden Möglichkeiten zu rechnen; 



1961 

1 1962 

1963 

1 1 964 

1 1965 

1966 



in Millionen DM 



Baurücklage aus Gewinn 

— 

60,0 

210,0 

280,0 

220,0 

60,0 

Gewinnvöilrag 


2,7 

2,8 

4,6 

5,1 

l.l 

Kapitalerhöhunq 

200,0 

200,0 

200,0 

200,0 

200,0 

200,0 

Zuiühiung eigener M/f/eJ iasgesajut , 

201,2 

262,7 

412,8 

484,6 

4Z5,1 

261,1 

Verdiente Anlagenabschreibujigen . . 

1 248.4 

1 298,6 

1 350.0 

1 390,2 

l 4G0„2 

1 530.2 

Aufstockung der Pensionsrücklage , . 

317,8 

326,3 

320, i 

318,9 

313,5 

304,7 

Inanspruchnahme von Fremdmitteln . 

490,4 

864, i 

717,8 

202,9 

601,2 

704,0 

invesUlionsvölumen wie oben .... 

2 257.8 

2 751,9 

2 800,7 

2 396.6 

2 800,0 

2 800,0 


Bei diesem Finanz ieriingsplaii wnirde unterstellt, 
daß die DB durch Tariferhöliungen, Einsparungen 
und die Ren ta bi iitats verbessen mg aus den beabsich- 
tigten Investitionen nicht nur in die Lage versetzt 
wird, ihre .A^nlagenabschreibungen und die Pensions- 
rückstelliing für die bestehenden Anwartschaften zu 
verdienen, sondern aucli die Hälfte der Altpen.sio- 
]^en selbst zu tragen und in gewissem Umfange aus 
dem Beh’iebsgewinn nodi eine Baurückiage zu bil- 


den. Da dabei weder die Verbesserung des Fiacht- 
gesdiäfts noch auch Einsparungen aus organisato- 
rischen Maßnahmen berü(±sichtigt wurden, ist mit 
der Einhaltung dieses Finanzplans zu rechnen, so- 
lern der Bund die dazu notwendigen Voraussetzun- 
gen sdiaffl (vgl. IX. Teil Absdinitl C). 

Die noch notwendig werdende Frerndfinanzierung 
hält sich in vertretbaren Grenzen. 



j .A.Jiwadisen der 

Fremd Ji iiä tizienmg 

Anwaciisen der 
Zinsbelastung 

in TvlUlionen 

DM 

1961 

490,4 

23,4 

1962 

864,1 

64.5 

1963 

717,8 

98,7 

1964 

202,9 

108.3 

1965 

601,2 

137,0 

1966 

703,8 

175,0 


3 580,2 



Für die Durdiführung des Vic^rjahresprogramms 
wie auch der weiteren Invc^stitionspläne ist es von 
entscheidender Bedeutung, daß sie audi in den Ein^ 
zelheiten rechtzeitig vc^rgeplanl, daß die Bindungs- 
ei machtiguiigen frühzeitig erteilt werden und die 
V'‘ergabe der Aufträge auf längere Siciit erfolgt. Das 
ermögliclrt nicht nur eine bessere Kapazitätsausnüt- 
zung der Lieferanten der DB, sondern in den mei- 
sten Fällen audi eine Verbilligimg ihrer Lieferun- 
gen, Dieses Verfahren setzt entsprechend langfri- 
.stige Abspradien der DB mit den Anleihekonsor- 
tien voraus, 
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Anlage f 

(zum VL Teil) 


10-Jahres-Plan 1961/1970 


Inve-sliiionen 

von der DB aufzu- 
1 bringende Mittel ‘ davon Ver^ 
l(DieZusdiüsse Drit-' pfliditungen 
ter und Verschrot-Iaus dem Kren- 
lungserlüse sind zungsgesetz 

abgesetzl) 

in Millionen DM 

1. 

Ober bau prograrmn .... 

6 912,0 

2. 

Brücken ........ 

l 393.0 

480 

3. 

Signalanlagen 

617,8 

4. 

Fernmeldeanlacjjen 

262,0 

5. 

Tunnel 

77,0 

6, 

Bahnübergänge 

659,7 

355 

7. 

Personenverkehrsanlagen . . 

464.1 

8. 

GüLerverkehrsanlagen , , , 

392,1 

9. 

F ah rzeu gbeh a iidl un gsan 1 age n 

219,6 

10. 

Werkstättenanlagen (Bauteil) . 

152.2 

IL 

Geschäftsgebäude 

95,0 

12. 

Reparatur von bahneigenen 



und Vertragswohniuigen . . 

40,0 

I3a. Ausbau von Slrecktm und Kno- 



ten (dringliche Vorhaben} - , 

979,1 

13b. desgloidjen Ergänzung sliste . 

551,9 

65 

14. 

übrige bauliche Anlagen der 



Bahnhöfe 

395, 1 

15. 

übrige baulidie Anlagen der 



freien Strecke 

??.4 

16. 

Maschinen und inaschinen- 



art'ige Anlagen ...... 

421,7 

17. 

Starkstromanlagen für Licht 



und Starkstrom ...... 

170,0 

I8a 

. Blektrisdie Zugförderung 



3024 km 

2 814,4 

18b 

. Ergä nzungsprogramin 1 0 1 3 km 

912,6 

la 

Fahrzeuge einsdrließlidi Ferti- 



gung im Ausbessenmgswerk, 



Betriebswerk. Betriebswagen- 



werk und Kraftwagenbetriebs- 



werk . 

5 745,8 

20. 

Geräte (außerhalb von Einzel- 



vorhaben) 

292,0 



23 644,6 

900 
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4*Jaiires-Absdinitt 1961/1964 



in^^estitionen 

1 

4'Jahres- 

Ahsdmilt 

Vi® des 
iO-JalireS" 
Plans 


i 

in Millionen DM 

L 

Oberbauprogramm .... 

3 000.0 

2 764,8 

2. 

Brücken 

420.0 

557,2 

2. 

Signa laxi lagen ...... 

280,0 

247, 1 

4, 

Fernmeldean lagen .... 

100,0 

104,8 

5- 

Tunnel . 

25,0 

30,8 

6. 

BahiiCibergäage 

270,0 

263,9 

7. 

Persoiienverkehrsanlagen 

160,0 

185,6 

8. 

GüterverkeKrsaiilagen . . . 

100,0 

156,8 

9, 

Fabrzeugbehandlungs- 
ao läge 11 

80,0 

86,8 

10. 

Werkstätteiianldgeii (Bauteil) 

60,0 

60,9 

tu 

CSeschäftsgebäiide .... 

40,0 

38,0 

12. 

Wohnungen ...... 

15,0 

16,0 

13, 

Ausbau der Strecken und 
Knoten 

500,0 

391,6*) 

14. 

Übrige bauliche Anlagen der 
Bahiihöfe 

120.0 

158,0 

15. 

übrige bau Liebe Anlagen der 
freien Strecke 

30,0 

31,0 

16. 

Maschinen und masdiinen- 
artige Anlagen ..... 

224,0 

168,7 

17. 

Starkslromanlagen für Licht 
und Kraftstrom ..... 

90,0 

68,0 

18. 

Elektrische Zugförderung 

1 717,0 

1 490,8 


Verdieselung 

1 511,0 


19, 

Güterwagen ...... 

Reisezugwagen 

737,2 

562,8 

2 338,3 


Schiffe ........ 

10,0 1 


20. 

Geräte und Werkzeuge . . 

155,0 

116,8 



10 207,0 

9 275,9 


ohne Ergäjr/nngsiiate 

^*) vergleidibar mit Position 19 der Anlage 1 


Anlage 2 

(zum VL Teil) 
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Anlage 3 

(zum Vh Teil) 


Übersicht über die Auswirkung 
des 4-Jahres-Absdiiiitts 


] 

7 

3 


InvesÜTiGuert 

ünf/wwen- 

tiende 

Beträge 

Jähriirhe Itento- 
hihtätsver- 
besserungeri 
[ohne kalkula- 
torisdie Zinsen 
nach Ablauf 
von 4 Jahren) 

Personaleinspa- 
rungen in 
Köpfen (in den 
Geldbeträgen 
der Spalte 3 
miieiiihahen} 


Millionen DM 

Köpfe 

A. Bauliche Ankigen . 

5 200 

121 

8 800 

B. Masdiinentech- 
niisdie Anlagen , . 

5 000 

382 

16 979 

darin ii. a. enthal- 
ten ( V erd iese hing) . 

(l 5U] 

(190) 

(9 832) 

A, -h B 

10 200 

503 

25 779 

Zum Vergleich: 

Investitionen des 10- 
Jahres-Plaus nach DB . 

25 000 

844 

41 000 
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VII. TEIL 

Anregungen für organisatorische Änderungen 


A. Hauptsächliche organisatorische Mangel der DB 


Die Komin}, SS ion hat sich im Zuge ihrer Unter- 
suchungen ciucii mit den organisatorischen Verhält- 
nissen der DB hefußt. Diese werden vor allem durch 
tolgende Merkmale nadrteilig beeinflußt: 

U starke institutionelle Abhängigkeiten der Ge- 
schäflsleilung von äußeren Instanzen, 

2, Pehlen ausreichender Führungsinsti umentc in 
der Hand des Vorstandes, 

3, übermäßige Konzentration von Putsche idungs“ 
belucjnisse auf die Spitzen des Unlernehraens, 

4, Voriger rsdien des sogenannten Spai tendenkensj 

5, keine redrlzeitiye Anpassung der Organisation 
an die veränderte Aiifgabenstenung und die Ent- 
wicklung der Technik, 

6, überwiegende Merkmale einer Moheits Verwal- 
tung. 

Zu 1. 

Die weitgehende Abhängigkeit des Vorstandes 
von den Entscheidungen des Bnndesverkehrsmini- 
steriums bzw, der Bundesregierung, von der Mitwir- 
kung von Lande.sbehörden f§ 44 BbG), von den In- 
teressen der konkurrierenden Unternehmen und der 
Kunden der DB (Verwaltungsrat) und der Gewerk- 
schaften (Mitbeslimmungsredrt nach dem Persona 1- 
vertreUmgsgeselz) erschweren eine solbstverant- 
wortlidie Fübrimg der Geschäfte nadi kaufmänni- 
sdien Grundsätzen. Dazu kommen zahlreiche Beein- 
flussungsversuche der Geschäftsgebarung der DB 
durch hierzu nidit lierufene Instanzen, die sidi nadi 
den Fest-stelhmgen der Kommission hindernd oder 
doch verzögernd auswirken. 

Zu 2. 

Die Orgonisation der Hauptvcrwallung der DB 
entspricht noch den Erfordernissen der alten -Mono- 
polverwailiing. Sie trägt weder der veränderten 
Marktlage noch auch der dynamischen tecbnisdicn 
Entwicklung genügend Rechnung. Dem Vorstand 
fehlen aus reichende FühTungsinstrumente. Erst wah- 


rend der Tätigkeit der Kommission wurde eine be- 
triebswirtschaftliche Gruppe eingerichtet. Für das 
Geschäft der DB ausreichende Marktanalysen sind 
bisher im Gegensatz z. B. zu den Schweizerischen 
Bundesbahnen nicht gemacht worden. Die betriebs- 
wirtschaftiiebo Gruppe ist noch zu gering ausgebaut 
ln den letzten iVlonaten wurde aiige ordnet, daß 
Vorsdiläge der Fadiableilungen, die das Geschäfts* 
ergehn ES der DB wesentlich beeinflussen, mit einer 
kaVkulaiöiischen Stellungnaiime der betriebswirt- 
schaftlichen Gruppe dem Vorstand vorgelegt w^er- 
' den Deren Zahlenmateria] ist aber vielfach nicht 
genügend aufschlußreich, weil es sich zumeist um 
Globalzahlen handelt, die für den Einzelfall keine 
I hinreichenden Aufschlüsse geben. Eine Planuiigs- 
abteihmg, die die verkehrspolitischen, die betrieb- 
lichen und tecdinischen Einzelplanungen koordiniert 
und die bei den meisten ausländisdien Eisenbalmen 
dem Vorstand zugeteill ist, besteht bei der DB nicht. 
Sie ist jedoch eine Voraussetzung für die Erarbei- 
lung einer auf längere Sicht ahgesteilten Unterneh- 
menskonzeption; auch sind organisatorisdie Befug- 
nisse auf verschiedene Referate aufgeteiU, so daß 
die eicfenllichen Organisationsstellen für die Leitung 
eines Unternehmens von der Große der DB nicht ge- 
nügen, Außerdem ist das persona Iwirtschaftlidüe 
Referat der Personalahteiiiing nnterslellt, so daß die 
bet ri ehsnotwendigen Spannungen zwisdien Perso- 
nalwirt. Schaft und Personalabteilung nicht offen aus- 
getragen werden. 

Zu 3. 

Der Oiganisationsauiban der DB konzentriert die 
Entscheichingsbefugnisse zu sehr auf deren Spitze. 
Das ist einmal eine Folge der starken Abhängigkeit 
der DB von außenstehenden Instanzen, die es aiige- 
zeigt erscheinen ließ, Entsdieidungsbefugnisse von 
„örllidr verhafteten'' Stellen auf die Hauptverwal- 
tung zu konzentrieren, um derartigen Einflüssen 
wirksamer begegnen zu können. Zum andern ent- 
springt die starke Zentralisation dem hohen Sicher- 
heitsstreben der DB, das dazu geführt hat, säniUiche 
Geschäftsvorfälle möglichst perfektionislisch zu le- 
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ge\n. Vielfadi sind die Entscheidungsbefugnisse um ‘ 
eine Stufe zu hodi angesetzt, so daß den unteren 
Instanzen zu wenig SelbsLverantwortung belassen 
bleibt (z. B, in der Personaldiposition» Bauangele- 
genheiten von geringerer Bedeutung, Sicherung von 
Wegübergängen, Verträgen aller Art, Werbung). 
Dabei hat das Wiederingangbringen des Verkehrs 
auf ausgebombten Bahnhöfen während des Krieges 
gezeigt, wieviel wertvolle Reserven in der eigenen 
Initiative beim Personal der DB mobilisiert: werden 
können. 

Zu 4, 

Das Vorherrschen des sogenannten Sparlen- 
denkens äußert sich in einem unwirtschaftlichen 
Mangel an Koordinierung der einzelnen Dienst- 
zweige. 

Die heutige Verteilung der Einzelaufgaben bei der 
DB wird im wesentlichen von der Tätigkeit her be- 
stimmt; sie steht unter dem Gesichtspunkt, Befug- 
nisse und Verantwortlichkeiten im Betriebsgesche- 
hen so aufzugliedern, daß Gleiches mit Gleichem zu- 
.sammengefafll wird. Dies führt zu dem Ergebnis, daß 
tedinisdie und nichltedrnische Sparten organisato- 
risdi gleichberechtigt nebeneinander stehen und nur 
jeweils in der Spitze der beiden obersten Instanzen | 
“ Direktionen und Hauptverwaltung — koordiniert I 
werden können. Die einzelnen Fachabteilungen sind 
zwar bemüht, die ihnen übertragenen Einzelaufga- 
ben bestmöglich zu erfüllen; angesichts der Be- 
schränkung ihrer Kompetenzen auf „Sparten" ver- 
mögen sie jedoch nur unvollkommen ihre Arbeit auf 
das Ziel einer größtmöglichen Wirtschaftlichkeit der 
Gesamtproduktion einzustellen. Dazu fehlt ihnen als 
Spezialabteilungen der Einblick in die Gegebenhei- 
ten bei den anderen Fachabteilungeh; die erwähnte 
Koordinierung nur in den Spitzen vermag diesen 
in der Organisation liegenden Fehler nicht auszu- 
gleichen. 

Der Nachteil dieser spartenmäßigen Gliederung 
ist nicht so sehr die Tatsache, daß zwischen den ein- 
zelnen Sparten Spannungen bestehen, als vielmehr, 
daß diese Spannungen entweder überhaupt nicht ' 
(z. B. Ämterebene) oder erst in den Spitzen der | 
Direktionen oder der Hauptverwaltung ausgeglichen 
werden können, Verkaufsbedingungen, Gestaltung | 
des Leistungsangebots (Fahrplan) und dessen Durch- 
führung werden in verschiedenen, voneinander un- 
abhängigen Abteilungen behandelt; die Erkennt- 
nisse über die Kostenstruktur der Leistungen 
sdiließHch werden an dritter Stelle gewonnen. So 
ist es schwer — ja in vielen Fällen beinahe unmög- 


lidi — , außerhalb der Verwaltungsspilzen Männer 
zu finden, die für Wirtschaftlichkeit der einzelnen 
Produktionsleistungen verantwortlich gemaciit wer- 
den können. Den Aufgabenträgern stehen jeweils 
nur auf Teilgebiete beschränkte Kompetenzen zu 
mit dem Ergebnis, daß die wirtschaftliche Richtigkeit 
oder Unrichtigkeit der in den einzelnen Fachgebie- 
ten zu treffenden Maßnahmen nicht im Hinblidc 
auf die Endprodukte kalkuliert werden können. Je 
mehr aber die DB in Zukunft gezwungen sein wird, 
ihre Entscheidungen im Einzelfall kalkulatorisch zu 
untermauern, desto hemmender wird sich die der- 
zeitige Organisation nach Fachrichtungen auswir- 
ken, ln besonders verhängnisvoller Weise hat sich 
die ressortmäßige Aufteilung beim Stüdegutverkehr, 
einem Geschäftszweig mit rd. 359 Millionen DM 
Verlust, ausgewirkt, da bei der Hauptverwaltung 
der DB niemand vorhanden ist, überhaupt vorhan- 
den sein könnte, der das Stückgutgeschäft in seinen 
gesamten Zusammenhängen übersieht; denn jedes 
damit befaßte Referat kennt nur Teilaspekte und 
muß daher auch nach unvollständigen Unterlagen 
arbeiten. Ähnlich liegen die Verhältnisse beim 
Reisezucp/erkehr, bei dem das Angebot der Leistun- 
gen und ihr Verkauf in verschiedenen Abteilungen 
behandelt werden. 

Zu 5, 

Die mangelnde Anpassung an vercinderfe Ver- 
hälinisse zeigt sich unter anderem in der Beibe- 
haltung zweier Zentralamter für techniscfie Entwidc- 
lungsarbeiten und Beschaffung (Ansicht der Mehr- 
heit der Ko/Tuiiissfon) sowie zweier Oberbetriebs- 
leitungen für das Gebiet der Bundesrepublik, in der 
Fortführung sogenannter geschäftsführender Direk- 
tionen für die Werkstätten trotz Einsdiränkung der 
Kapazität der Werkstätten und trotz der Einrichtung 
der Zentralstelle für Betriebswirtschaft im Werk- 
stättendienst (ZBW) in Offenbacfi (Main), ferner in 
der nur sdirillweisen Anpassung des Aktionsradius 
des Verkehrs- und Betriebsdienstes sowie des 
maschinentedinisdien Betriebes an die veränderte 
Verkehrs- und Arbeitsentwicklung. 

Zu 6. 

ln der inneren Organisation der DB über%viegen 
somit — vor allem gekenrizeiclinet durch die Orga- 
nisation nach Sparten — die Merkmaie, die eine 
Hoiieitsverwaiiung kennzeichnen, gegenüber denje- 
nigen, die für ein Unternehmen mit kaufmännisclier 
Zielsetzung wesenseigen sind. Nach dem heutigen 
Stand' ist der kommerzieHe Dienst organisatorisch 
unterbewertet. 
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B* Bemerkungen und Anregungen zum organisatorischen Aufbau der DB 


Die Kommission ist zu dem Ergebnis gekommen, 
dnß es — auch unter Berücksichtigung der Bestim- 
mungen des Grundgesetzes — zweckmäßig ist, den 
gegenwärtigen StaUis der DB als nicht rechtsfähige 
Anstalt beizubehalten. die Rechtsstellung von Vor- 
stand Lind Verwaltungsrat jedodi den Eriordernis- 
sen eines kauimdnnischen UnteTnehmens anzupas- 
sen. Sie hat dabei die Vorschriften des Aklienredits 
sowie Vorschläge zu seiner Reform berücksichtigt. 

Eine stärkere eigenwirlschaftliche Verantwortung 
der DB setzt unter anderem voraus, daß die Ent- 
scheidung über alle wesentlichen Fragen auch tat- 
sächlich bei der Unternehmensleitungr also dein 
Vorstand und gegebenenfalls dem Verwaltungsrat 
der DB. liegt. Die Verantwortung dafür, daß der ge- 
samte Betrieb ordnungsgemäß geführt wird, muß 
genauso wie bei jedem anderen kaufmännisch gelei- 
teten Unternehmern von den Organen der DB getra- 
gen werden. Der Gesetzesvorsrhlag der Kommission 
versucht dem Rechnung zu tragen. 

h Der Verwaltungsrat 

Die Befugnisse des Verwaltungsrats sollten im 
wesentlichen denjenigen des Aufsiditsrats einer 
Aktiengeseüsdiaft entspredien. Die Befugnisse des 
Bundes als Eigentümer weiden unmittelbar durch 
den Bundesminister für Verkehr irn Einvernehmen 
mit dem Bundesminister der Finanzen wahrgenom- 
men. Hierbei ist — im Interesse der Eigenwirtschaft- 
lichkeit der DB — die Verpflichtung des Bundes zur 
SchaclloshaUung der DB bei Auflagen konsequent zu 
beachten. 

Eine Neuregelung dieser Art madil im Hinblick 
auf die Rechtsstellung und die Aufgaben des Ver- 
waltungsrats sowie auf die Aufsiditsrechte des Bun- 
desministers für Verkelu vor allem eine Änderung 
der §§ 10. 12 und 14 des geltenden Bundesbahnge- 
setzes erforderlich. 

Hinsich tlidi der Zusammensetzung des Verwat- 
lungsrats erscheint es der Kommission empfehlens- 
wert, der Bundesregierung als Repräsentant des 
Sondervermögens in gleicher Weise freie Hand zu 
geben, wie es hei der Hauptversaminlung einer 
Aktiengesellschaft der Fall ist, das heißt sie nichl 
an Vorschläge Dritter zu binden. Auf diese Weise 
ist Vorsorge getroffen, daß die Mitglieder des Ver- 
waltimgsrats sich nicht als Vertreter einer Gruppe 
fühlen, die sie nominiert hat, und daß bei der Wahr- 
nehmung der Bundesbahngeschäfte Interessenkolli- 
sionen vermieden werden. Die Kommission hält es 
aber für geboten, der Arbeitnehmerschaft die glei- 
che zahlenmäßige Vertretung im Verwallimgsrat zu 
geben, wie sie das Betriebsverfassungsgesetz für 
Gesellschaften des Handelsrechts vonsieht. Da der 
Verwaltungsrat nach dem Gesetzesvorsdrlag der 
Kommission aus 18 Mitgliedern bestehen soll, 


wären 6 Arbeitnehmervertreter vorzusehen. 3 von 
ihnen sind aus dem Kreise der Bediensteten zu 
entnehmen I hierfür hat der Hauptpersonalrat Vor- 
schläge zu madien. 

Entsprechend der anzustrebenden Neuregelung 
ist der Verw^Tlliingsrat zu einem editen Organ der 
Aufsicht umzugestalten. Damit würde der Verwal- 
tiingsrat — in Änderung des jetzigen § 10 Abs. 4 
— vor allem die Aufgabe haben, zum Nutzen der 
DB tätig zu werden. Die heutige Formulierung mit 
der Reihenfolge „zum Nutzendes deutschen Volkes, 
der deutsdien Wirt5;chafl und der DB" kann --wie 
die Erfahrung lehrt — leicht dazu führen, daß die 
wohlverstandenen Interessen der DB vernachlässigt 
werden und damit im Endergebnis weder dem deut- 
schen Volke noch der deutschen Wirtsdiaft genützt 
würd. Der Vei w'ältimgsrat muß daher in erster Linie 
den berechtigten Interessen der DB dienen und darf 
Belange der deutschen Volkswirtschaft nur in.so- 
v/eit vertreten, als diese mit einer kaufmännischen 
Geschäftsführung vereinbar sind. Eine darüber hin- 
ausgehende Wahrnehmung volkswirtschaftlicher 
Aufgaben ist mir als entsdiädigungspflichtige Auf- 
lage des Bundes denkbar. 

TI, Der Vorstand und seine 
Führungsinstrumente 

Die Konimissiori hat auch geprüft, ob es ratsam 
sein würde, den Vorsfund völlig umzubilden und 
einen Generaldirektor mit selbständiger Vertre- 
tungsbefugnis zu empfehlen. Sie ist zu dem Ergeb- 
nis gekümmen, daß die für den Deutschen Bundes- 
tag bei der Schaffung des geltenden Bundeshahn- 
gesetzes maßgebenden Gründe für die Zusammen^ 
Setzung des Vorstands im wesentlichen auch heute 
nodi zutreffen. Sie ist aber darüiier hinaus der Auf- 
fassung, d^jß die schwierige Lago der DB und die 
zwingende Notwendigkeit, umfassende Einsparun- 
gen vorzunehmen, es geboten erscheinen lassen, 
dem Vorsitzer des Vorstandes das Recht und die 
Möglichkeit zu geben, Maßnahmen, die einer finan- 
ziellen Gesundung der DB entgegenwirken, ver- 
hindern zu können. Der Vorsitzer erhält damit 
gleichzeitig eine besonders starke VeraJitwortung, 
der er sidi nidit entziehen kann. 

Dem Vorstand sind bisher folgende Referate in 
der Hauptverwaltung unmittelbar unterstellt: 

1. Vorstandssekretariat 

mit Referenten für Sonderaufgaben, 

2. Presse und Bücherei 

(in Zukunft Presse und Dokumentation), 

3. Personalangelegenhoiten der höheren Beamten 
und der Amtsräte, 

4. Organisation und allgemeine Verwaltung. 

Nach den Vorschlägen der Kommission soll 
das Organisalionsreferat zu einer Organisations- 
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gruppe ausgebaut werden. Weiterhin soUten 
nach Ansicht der Kommission noch folgende Ar- i 
beitsgebiete dem Vorstand unmittelbar unter- i 
stellt werden: 

eine Reterontengruppe, bestellend aus 
aj einem volkswirUchaftlidien Referat, 

I 

b) der betriBbswirtsdraftlichen und statistischen ; 

Gruppe. 

c) der Planungsgruppe, 

6. eine Gruppe für die innere Revision, die aus 
dem Hauptprüfungsamt für die DB hervorgeht, ' 
dessen Aufgaben teils auf den Bundes redmungs- 
bof, teils auf diese innere Revision übergehen 
sollen, 

Zur Begründung dieser Vorscidage ist folgendes 
zu nemerken: 

i 

Zu 4. — Gruppe Organisation 

Zuir Zeit besteht ein Referat für Organisation und 
angemeine Verwaltung, das unmittelbar dera Vor- 
stand unterstellt ist. Daneben wird der organisato- 
rische Einsatz durdi das Personal wirtsdiaftsreferat 
gesteuert, dos der Personalabteilung angehört. Dies 
trifft auch für die ihm nachgeordneten Dienststeb 
ien bei den Bundesbahridirektionen zu. Damit wer- 
den jcdodi Spannungen, die notwendigerweise zwi- 
sdicn Organisation und Personalabteilung bestehen 
müssen, nicht in einer wirtsdiaftlich optimalen 
W’^eise ausgetragen. Die Kommission halt es daher 
für erforderlich, bei der Hauptverwaltung — dem 
Vorstand unmittelbar untei stellt — , und bei den 
Bundesbahndirektionen — deren Präsidenten unmit- 
telbar unterstellt — , eine Organisationsgruppe bzw, 
-dezernenten einzusetzen, die sich mit folgenden ' 
Aufgaben zu befas.sen haben: 

a) Organisation der DB bzw. deren Bezirke in allen 
Dienstzweigen und bei allen Dienststellen, 

b) Arbeitseinsatz (bisher Personalwirtsdiafth 

c) Dienstvorschriften, 

d) Weiterentwicklung der Orgönisations- und Ar- 
beitsmethoden. 

Die Organisalionsgruppe der Hoiipi Verwaltung 
der DB hat die zwedc mäßig sie und wirtschaftlichste 
Form des Arbeitsablaufes in allen Dienstzweigen zu 
ermitteln. Ihr sind mehr als bisher Personalwirt- 
schaftskontiolleure sowie Refa-Fadileute und einige 
neu anzustellende Betriebsorganisatoren zur Ver- 
fügung zu stellen. Die Organisation-sg nippe kann 
auch Aufträge an freiberuilich tätige Organisatoren 
und Organisationsfirraen vergeben. Die Kommis- 
sion ist überzeugt, daß, wenn im Laufe der .fahre 
jeder einzelne Arbeitsvorgang auf seine Notwen- | 
digkeit und Zweckmäßigkeit hin geprüft wird, sich 
ganz erhebliche Verwaltungs- und Geschäftsverein- 
fadiungen ergeben werden. 

Auch auf der Direk Lionsebene ist eine Lösung der 
Personalwlrtsdiaft von der Peisonalubteilung nob 
wendig. Der Per&onalwirtsctiaftler einer Bundes- 
bahndirektion ist für die Zweckmäßigkeit des , 


gesamten organisatorischen Auflsaus und des Per- 
sonaleinsQtzes der Bundesbahndirektion verant- 
wort! idi. 

Es war bisher üblich, daß die einzelnen Fach- 
ableilungen die für ihr Gebiet erforderlichen Dienst- 
vorschriften herausgaben. Nach Ansicht der Kom- 
mission sollte in Zukunft die Organjsationsgruppe 
der Hauptverwaltung der DB diese Dienslvorsdirif- 
ten auf ihre organisatorische Zweckmäßigkeit und 
auf ihre wirtschaftliche Vertretbarkeit prüfen, so 
daß die Fachabtei hingen bei ihren Entwürfen ver- 
pflidilel sind, auf diese Gesichtspunkte von vorn- 
herein Rücksicht zu nehmen. Kommt es zwischen 
der Organisationsgiuppe, die in Zukunft für die 
Herausgabe der Dienstvorschriften zuständig sein 
sollte, und der zuständigen Fachabteihing zu keiner 
Einigung, so hat der Vorstand zu entscheiden. 

Innerhalb der Organisationsgruppe der Hauptver- 
waltung der DB soll sich in Zukunft ein Grundsatz- 
referat mit der Weiterentwicklung der Organisa- 
tion s- und Arbeltsmelhoden befassen. 

Zu 5. — Gruppe Volkswirtschaft Betriebswirtsdiaff, 
Statistik und Planung 

Ein volksv^/irischaiiiiches Beierai .sollte auch 
außenstehende ln.stitule zur Erstellung von Gut- 
aditen heranziehen. Das bei der DB anfallende 
Material soll in diesem Referat marktanalytisch 
ausgewertet werden. 

Die bei riebswirisduiil liehe Gruppe soll durch 
einige Betriebswirte verstärkt werden. Sie — 
anders als bisher — dem Vorstand unmittelbar zu 
untei steilen, empfiehlt sich aus zwei Gründen: er- 
stens, mn ihren betriebswirtschaftlichen Sielliing- 
nahmen in einem Unternehmen, in dem betrieb s- 
wirtschaftlidies Denken noch zu schwöch entwickelt 
ist, stärkeres Gewicht zu ejeben, zweitens, um ihre 
Position hervor/.u heben, da sie sich bei der Aus- 
wertung des ihr zur Verfügung stehenden Zahlen- 
materials weitgehend auf die Mitarbeit anderer Ab- 
teilungen stützen muß. Eine der wichtigsten Auf- 
gaben dieser Gruppe wird es sein, samllichG bei 
der DB geführten statistischen Aufschreibungen zu 
erfassen und miteinander zu verzahnen. 

Die Plarwngsgruppe soll die Grundsätze für die 
Gesdiäfls- und Verkehrspolitik des Unternehmens 
erarbeiteu und mit ihnen die verkehr liehen, betrieb- 
lichen und technischen Planungsarbeiten koordi- 
nieren. 

Zu 6. — Gruppe innere Revision 

Nach den Vorschlägen der Komm issions mein heit 
zu dem Entwurf eines neuen Bundesbahngesetzes 
geben die Aufgaben dos Hauptprüfungsaints für die 
DB in Zukunft teils auf den Bundesredmungshof, 
teils auf den oder dic^ Wirtschaftsprüfer der DB und 
teils auf die der DB verbleibende innere Revisions- 
abteilung über. Diese innere Revisionsgruppe soll 
das Instrument sein, das dom Vorstand einen umfas- 
senden Einblick in alle Verhältnisse des Betriebs- 
gesdiehens gibt und zusammen mit der Gruppe 
Betriebs- und Volks Wirtschaft die Willensbildung 
des Vorstandes vorzubereiten hilft. 
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Ihre Berichte soIIgii audi dem Vorsitzenden des 
Verwaltimfjsrats zur Verfügung stehen. Es empfiehlt 
sich, diese Abteilung mit besonders qualifizierten 
Kräften, vornehmlich Betriebswirten usw. zu beset- 
zen und diesen, da sie im Zuge ihrer Tätigkeit fast 
alle Betriebssparten keiinenlernen, besondere Auf- 
stiegschancen zu bieten. Auch ist an die Spitze der 
Revisionsabteihing eine besonders umsichtige und 
unabhängige Persönlichkeit zu stellen. 


Dic?se] Vorschlag trägt den Erfordernissen einer 
funktionalen Gliederung vor allem dadurdi Rech- 
nung, daß die an der Erstellung der einzelnen Be- 
förderungsleistungen und an deren Verkauf unndi- 
ielbar heieiligten „Sparten'' unter einheitlicher Lei- 
tung als die In erster Linie kautmannische „l'fons- 
portabteihing'' zusanunengefaßt werden. Dies gilt 
insbesondere für die derzev/h/en Eachr ich i urigen 
Betrieb und Verkehr (einschließlich Tariidienst). 


Die Kommission hat nicht übersehen, dab bei den 
Fachabteilungen Bedenken gegen den nadi den Vor- 
schlägen der Kommission zu schaffenden Arbeits- 
stab, wie er dem Vorstand beigegeben werden soll, 
bestehen können aus der Befüixhlung heraus, dah 
auf diese Weise der unmittelbare Einiliiß der Ab- 
teilungen heim Vorstand nicht mehr genügend 
Berücksiditigimg finden würde. Dem ist entgegen- 
zuhalten, daß es eine Frage der Personnalauswahl 
der Mitarbeiter für den Arbeitsstab des Vorstandes 
und seiner Führung durdi den Vorstand ist, wie sidi 
diese Lösung, die überall in der Wirtschaft Anwen- 
diing findet, einspielt. Die bisherige Trenninig der 
Sparten und die ungenügende Berücksichtigung 
wirtschaftiichei Notwendigkeiten bedeuten ange- 
sichts des sdiweren Weltbewerbskamples der DB 
einen so großen, auch der Kommission wälirerid 
ihrer Prüfungstätigkeit fühlbar gewordenen Nach- ! 
teil, daß eine grundlegende Änderung erfolgen muß 
und die vom amtierenden Vorstand hier oingelei- i 
toten Bemü innigen rasch und mit Nachdruck irn 
Sinne der Empfeliluncjen der Koj7i;nj.^-.s/on weiter- j 
geführt weiden s<üllen. 


ni. Die Organisation der HaupLverwallung 

Das Betriebsgeschehen bei der DB spielt sidi zur 
Zeit oiganisatoriscii in sieben Fachrichtungen ab: 

Abteilung I: Persönahingelegenhoiten einscbließ- 

lidi Personal Wirtschaft, 


Aliteilung TI: Maschinentechnik und Beschaffungs- 
idanimg, 

Abteilung ITT: Betrieb tZugbildung, Auflösung und 
Durchführung auf der Strecke, Fahr- 
plangestaltung), 


Abteilung IV: Bau, 

Abteilung V: V^erkehr und Tarif (Beförderungs- 
bedingiuujen. Abfertigung und 
Preisbildung). 


Alheihmg VI: Finanzen. 


Abteilung VII; Rochtsangelegenheiten (in Tdaupt- 
Verwaltung als Abteilung). 

Statt dessen empfiehlt die Kommission folgende 
Neugliederung: 

Transportabteikmg (Verkehr, Tarif, Werbung, Be- 
trieb, Masrhinentechnik, soweit sie Zugförderung ■ 
und Falirzeugeinsalz betrifft), 

recfniische Abteilung (Maschinentechnik und T^au): 
Finanzabteihuig (einschließlich Vcrw'alUing der i 
Beteihgungen], 

Vej waltungsal;jti ilung (Rechlsrefei ate, Personalre- 
lerate), 

Einkauf (Ihshcr Beschäl fungspiammg}. 


Man muß dabei l^e rück sich Li gen, daß die dem 
Betriebsdienst heute zu gewiesenen Aufgaben .sich 
von der technischen Produktion in Ferticfirngsbetrie- 
ben wesentlich untersdieiden, Sie setzen im allge- 
meinen keine Vorbildung als Ingenieur voraus: dos 
Personal dos gehobenen, mittleren und einfachen 
Belriobsdienstes hat deswegen keine ingenieur- 
mäßige .AusbilduiKj. Tn eine Transpc^rtabteilung 
wären nadi Ansicht der Komjnission auch diejeni- 
gen Tätigkeiten des Musch einzuhauen, 
die an den Transportleistimgen unmittelbar beteiligt 
sind (Zugfördc.rungsdienst, Einsatz der Fahrzeuge 
und deren Bemannung). Die zu schaffenden Tr ans - 
porlabteilungen würden in Zukunft für das gesamte 
— juristisch gesprochen — Fraditführergeschäft zu- 
ständig und verantworlUdi sein; in ihr worden 
Ingenieure und Niditingenieure zusammengo.schlos- 
sen und damit der gemeinsamen Arbeit unter dem 
Gesichtspunkt verpflichtet, ihre Tätigkeit auf den 
v/irtschaftlidien Erfolg des Fradrtführergeschäfts 
au szii richten. Für die Auswahl der Leiter dieser 
kommerziellen Abteilung sollte allein die Fähigkeit 
ausschlaggebend stün, die ProbIe?ne des Transport- 
geschäfts unter dom GosSichtspunkt der Wirtschaft- 
lichkeit zu sehen und über kaufmännisciie und orga- 
nisatorische Erfahrungen /.u verfügen. Das gleiche 
gilt für die bei den Direktionen zu bildenden 
„Transportabtoikmgen^^ wie auch für die .später be- 
handelten Bundesliahnämter, die ebenfalls in erster 
Linie kommerzielle Dienststellen der DR werden 
sollten. 

Die nadi Bildung der kommerziellen „Transport- 
abteilung " verbleibenden Aufgaben der technischen 
Anlagenvorhaltung (ort.sfeste Anlagen, FaVirzeuge, 
Maschinen) sollten in Zukunft von einer „Techni- 
schen Abteilung'' erfüllt w^erdeo. Von ihr wären 
vor allem die Fahrwege und die dazugehörigen An- 
lagen zu betreuen; das gleiche gilt für die Kon- 
struktion und die Ausbesserung der Fahrzeuge. 

Die Trennung de.s „Transportgesdiäfts" von der 
„An lagen Vorhaltung'' dürfte auch die organisatori- 
sche Voraussetzung dafür sein, daß Tnvestitions- 
wünsdie der Transportabtoilu ng (z. B. Bau einer 
neuen Güterhalle. eines neuen überholungsgleises) 
einer eingehenden und unabliängigen Kalkulation 
unterworfen werden. Die Beschaffungspianung, die 
bisher als Unterabteilung dem Leiter der Abteilung II 
„Maschinentochnik" unterstellt, war, soll als Ein- 
kaufsabteilung ohne persoiiello Erweiterung — 
verselbständigt werden. Sie hat bisher den ge sam- 
ten Bedarf der DB mit Ausnahme der Fahrzeuge, 
aber cinsch ließ lidi des Reparaturbedarfs der Aus- 
besserungswerke ermittelt und hinsichtlich der 
Finanzierung und terminlichen Verteilung der Auf- 
Iräge verplant. Der Einkauf selbst erfolgt zur Zeit 
durch die beiden Bimdesbahn-Zentralämter Minden 
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(Weslf.) und Mündien, soweit er nicht infolge seiner 
verhältnismäßigen Geringfügigkeit durch die ört- 
lidien Dienststellen (Bundesbahndirektionen, Aus- 
besserungswerke usw.) durchgeführt wird. Nur 
große Rahmenverhandlungen sind bei den Einkaufs- 
dispositionen von der Planungsstelle selbst geführt 
worden. 

Bei dieser Aufteilung zwischen planender und 
ausführendor Arbeit soll es audi künftig bleiben. 
Dagegen ist die Kommission der Auffassung, daß in 
die Planung auch die FahrEeugbeschaffung mit ein- 
bezogen werden muß, um sicherzu stellen, daß 
serienmäßige Bestellungen erst bei ausgereiften 
Typen erfolgen und daß ein einmal ausgewählter 
Typus, unbesdradet des Umstandes, daß fortlaufend 
an konstruktiven Verbesserungen gearbeitet wird, 
für eine Reihe von .Jahren im Interesse der Wirt* 
Schaf tlichkeit unverändert nadigebaut wird. Durch 
die Verselbständigung des Einkaufs soll erreicht 
werden, daß er nicht einfach aiisführendes Organ 
der tedinischen Abteilung ist, sondern daß bei Neu- 
investitionen — g(>stützt auf Stellungnahmen der 
Transportabteilung und der betriebswirlsdiaftHchen 
Abteilung — die Möglichkeit einer kritischen Nach- 
prüfung der wirtschaftlidien Angemessenheit der 
dabei vorgesch lagen en Beschaffungen besteht. Ins- 
besondere bei Investitionen, die nidil das LeisUmgs- 
angebot der DB verbessern, sondern nur zu einer 
Verstärkung ihrer Betriebssicherheit beitragen, ist 
eine sorgfältige Prüfung ihrer wirtschafllidien Ver- 
tretbarkeit unumgänglich. Das Streben nach ted> 
nisdiem Perfektionisnius soll in den wirtschaftlidien 
Erwägungen des verselbständigten Einkaufs ihre 
Grenzen finden. 

!V> Die zentralen Ämter 

Um die Hauptverwaltung beweglich zu halten, 
hat die DB von jeher zentrale Aufgaben fz. B. Ein- 
kauf, überbezirk Hebe Belriebsieitung) auf zentrale 
Stellen außerhalb der Hauptverwaltung übertragen. 
Nach den Vorschlägen der Kommission sollten in 
Zukunft folgende zentrale Ämter imterschiedlidicr 
Größe und Einstufung bestehen: 

U ein Amt für das Beschaffungswesen und Ent- 
widdungs wesen, 

2. eine Oberbetriebsleitimg, 

3. ein Amt für den Werkstättendienst, 

4. ein Tarifamt, 

5. ein Sozialamt. 

Zu l, — Amt für das Beschaffungs wesen und Ent- 
wi ck tun g s wes en 

Bereits die RedUs Vorgänger der DB haben zur 
Entlastung der Un Lernehmens 1 ei tung für Zwecke 
des Einkaufs besondere Zentralämter geschaffen. 
Nach dem zweiten Weltkrieg wurde zunächst wie- 
der ein Zentralamt in Minden (Westf.) — früher 
Berlin — ^ errid)tet. Aus poütisdien Erwägungen war 
früher schon für tedinische Entwicklungsarbeiten, 
Insbesondere auf dem Gebiet der ElektrifizieruTig 
und Verdieselung und des Einkaufs der einschlä- 


gigen Masdiinen, ein weiteres Zentralanit in Müu- 
dien gesdiaffen worden. In übcreinslimmung mit 
der Auffassung des Vorstandes der DB ist die 
Kommission mit Ausnahme eines Mitglieds der 
Ansidit, daß die beiden Ämter zusammengeiegt 
werden müssen. Wie im VIII. Teil (Personalwirt- 
schaft und Personalpolilik einsdiließlidi Einspa- 
rimgsmöglidrkeiten) ausge führt, haben sidi beide 
.Ämter in einem ungewöhnlich starken Maße aus- 
geweitet. Sie beschäftigen zusammen rd. 40 v. 1 1. 
mehr Personal als 1933. Die Aufrcchterhaltung von 
zwei Zentralämtern ist aus rationellen Erwägungen 
nicht begründet. Die Konstruktionsarbeiten können 
nach Ansidit der Kommission wesentlich ein- 
geschränkt werden. Das gleiche gilt für das den 
beiden Zentralämtern angeschiossene sehr aus- 
gedehnte Versudiswesen. EntwickJimgsaufgaben 
sollten in stärkerem Ausmaß der Industrie über- 
lassen werden. 

ln den beiden Zentralämtern wird nicht nur ein- 
gekauft, .sondern audi projektiert. Dies liegt daran, 
daß bei gewissen technischen Objekten wie Fahr- 
zeugen usw. ein eingehender technischer Meinungs- 
austausch mit den Lieferanten erfolgen und die DB 
erst einmal projektieren muß, welche technischen 
Wünsdie sie auf Grund der Anforderungen aus dem 
Betrieb geltend zu machen hat. Bis zum Kriege war 
aber auch für .solche Bestellungen, die ein Projektie- 
ren erforderten, der Einkäufer federführend, wäh- 
rend nadi dem Kriege die kaufmännischen Sach- 
bearbeiter den tedinischen Leitern der Projeklie- 
rungsabteilungen unterstellt wurden. Die Kommis- 
sion ist mit Ausnahme eines Mitglieds der Meinung, 
daß das vereinigte Zentralamt in eine kaufmänni- 
sche und in eine technische Abteilung gegliedert 
werden und daß bei der Vergabe von Aufträgen, 
auch von Versuchsaufträgen - — wie es auch sonst in 
der Wirtschaft üblich ist — , die kaufmännische Ab- 
teilung Federführung haben muß. 

Die beiden Zentralämter haben sich — wie be- 
reits erwähnt = nadi Kriegsende übermäßig stark 
ausgedehnt. Das hat verschiedene Gründe: einmal 
der verständlidie Ehrgeiz, eine besonders qualifi- 
zierte Leistung zu erbringen, insbesondere auf Ge- 
bieten, wo beide Zentralämter bisher gleichmäßig 
tätig waren: zum anderen liegt die Ausweitung der 
Aufgabenstellung auch an der rasanten technischen 
Entwicklung und drittens hat sich auch die Haupt- 
verwaltung der DB bei der Auftragserteilung für 
Projektierungs- und Konstruktionsarbeiten nicht im- 
mer die notwendige Zurückhaltung auferlegi. Die 
Kommission sdilägt daher vor, daß für die Pro- 
jektierungs- und Konstruktionsarbeiten alljährlidi 
von der Technischen Abteilung ein Programm auU 
gestellt und kalkulatorisdi daraus die arbeitsmä- 
ßige Belastung des Zentraiamts und seiner einzei- 
nen Abteilungen ermittelt wird. Dieses Programm, 
das vom Vorstand der DB genehmigt werden muß, 
zwingt dazu, zwisdien wichtigen und weniger widi- 
tigen und weniger vordringlidien Aufgaben zu un- 
tersdieiden und das Arbeitsvokimen der Techni- 
schen Abteilung des Zentralamts in einem ange- 
messenen Rahmen zu halten. 
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Zn 2, — Oberbetriebsleilung (OBL) 

Die OBL in Lsscn und Slultgarl lenken über ver- 
schiedene Dnektionsbeziiive hinweg den Betrieb 
und Verkehr und treffen Maßnahmen von allgemei- 
ner und größerer Bedeutung für den Betriebs-, Be- 
triebsmasdiinen- und Beförderungsdienst. Nadi Mei- 
nung der Kommii^sion können beide Stellen mit 
einem zentralen Sitz, etwa in Mainz, zusamnienge“ 
legt werden, lin übrigen erscheint der Gedanke, der 
zur EiTiditung dieser überbezirklichen Lenkungs- 
Stellen geführt hat, richtig. Die Kommission ist der 
Ansicht, daß als Ergebnis insbesondere der Slruk- 
turänderung im Zugförderungsdienst die zeritraien 
Aufgaben der Oberbetriebsieitung vor allem hin- 
siditlich der Fahrplangestaltung, des Einsatzes des 
rollenden Materials und hinsiditlich der Planung 
der baulidien Anlagen für das Transportgeschäfl bei 
gleichzeitiger Entlastung der Hauptverwaltung und 
der Direktionen noch erweitert werden können. Das 
derzeitige Hauptwagenarat sollte der künftig ver- 
besserten einzigen OBL angeschlossen werden. 

Zu 3. — Amt für den Werkstättendiensl 

Das Werkstättenwesen wird zur Zeit von einem 
Referenten der maschinentedinischen Abteilung der 
Hauptverwaltung gesteuert. Daneben besteht die 
Zentralstelle für Betriebswirtschaft im Werkstätten- 
dienst (Zl^W) in Offen badi (Main). Wie die Kom- 
ntission im V. Teil B IV (Werksläitendienst) vorge- 
schlagen hat, ist das gesamte Werkstättenwesen un- 
ter einer einheitlichen Leitung zusammenzufassen, 
für die sich die ZBW als Grundlage anbietet. Mit Er- 
richtung dieses besonderen Amtes für den Werk- 
stättendiensl müssen die derzeitigen Gesdiaftsfüh- 
renden Direktionen für das Werkstättenwesen Zug 
um Zug entfallen. 

Zu 4, — Tarifamt 

Im Taritdienst (Güterverkehr) besieht keine zen- 
trale Stelle außerhalb der Hauptverwaltung. Zen- 
trale Aufgaben werden hier durch sogenannte Ge- 
sdräftsführende Direktionen erledigt. Die Kommis- 
sion ist der Ansidit, daß die von ihr empfohlene 
größere BowegÜdikeit in der Taiifbildung und -an- 
wendung eine Zentralisierung dieser Aufgaben in 
einem „Tarif amt" notwendig machen wird und daß 
damit auf die Geschäftsführenden Direktionen im 
Tarifdienst verzichtet werden kann. Diese Konzen- 
tration hatte auch den Vorteil, daß die zur Zeit mit 
zentralen Aufgaben im Tarifdienst befaßten Dezer- 
nenten bei den Direktionen für die praktische Ac- 
quisitionsarbeit mehr Zeit gewönnen. Ein solches 
Amt wäre auch deswegen gerechtfertigt, weil eine 
einheitliche Handhabung des im Gesetzesvorsdilag 
der Kommission (§ Ö) für die DB vorgesehenen 
Redites zum Abschluß von Sonde i Vereinbarungen 
eine zentrale Stelle erforderlich madit, die auf eine 
Einheitlichkeit der VerwalUmgspraxis hinzuwirken 
hat. 

Eine Übertragung der Bearbeitung des Personen- 
tarifs auf das „Tarifamt" sdieint wegen des ver- 
hältnismäßig geringen Arbeitsumfanges des Perso- 
nentarifs vorerst nicht erforderlich. 


Zu 5. — Sozialamt 

Unbeschadet der organi.satorisdien Folgerungen 
aus einer Verwirklichung der im IV. Ted Ab- 
sdmitt A (Sozialaufwand) des Berichtes enthaltenen 
Empfehlungen erscheinen grundsätzlidie Änderun- 
gen des bisherigen Aufgabenbereichs nicht erfor- 
derlich. 


V- Die Bundesbahndirektionen 

In den vorangegangeneri Darlegungen hat die 
Kommission angeregt, dem Vorstand der DB einen 
kleinen, aber hüchC[ualifizierLen Führungsapparat 
beizugeben, in dem die Planungen und Entscheidun- 
gen der Spitze vorbereitet werden sollten. Im Bereich 
der ßundesbahndirektionen sollte man unter Be- 
rücksiditigung der Unterschiede in den Aufgaben 
entsprechende organisatorische Maßnahmen treffen. 
Dabei soll vor allem ein dem Präsidenten einer Di- 
rektion direkt unterstelltes Organisations- und Per- 
sonalwirtschaftsdezernat das Instrument sein, das 
dem Leiter der Direktion ermöglicht, seinen Bezirk 
unmittelbar zu gestalten, um die persönliche Ver- 
antwortung für die wirts(diaftUche Führung der , Fi- 
liale" tragen zu können. 

Da den Präsidenten der Bundesbahndirektionen in 
erster Linie die Koordinierung in ihrem Geschäfts- 
bereich obliegt, empfiehlt es sich, den designierten 
Präsidenten vor ihrem Amtsantritt während einer 
längeren Zeitspanne Gelegenheit zu geben, im Be- 
reich anderer ßundesbahndirektionen sämtliche Ge- 
schäftssparten, die ihnen nicht oder nur aus ihrer 
früheren Dienstlaufbahn her bekannt sind, einge- 
hender kennenzulernen* 

Die für die Hauptverwaltung der DB von der 
Kommission empfohlene Abteilungsgliederung sollte 
sich auch bei den Bundesbahndireklionen fortset- 
zen. Audi bei ihnen sollten die Leiter der Abtei- 
lungen echte, das heißt von Dezernats ge schäften be- 
freite Abteilungsleiter werden. Ob es notwendig ist, 
bei allen Direktionen gleichmäßig für bestimmte Ge- 
biete, insbesondere der Vorhaltung der Eisenbahn- 
anlagen, ständig Spezialisten zu beschäftigen (z. ß, 
Brückenbau), sollte überprüft werden. Es erscheint 
möglich, einzelne Spezialisten nur bestimmten Di- 
rektionen zuzuteilen, von denen aus entsprechende 
Aufgaben in Nachbarbezirken mit wahrgenommen 
werden können. 

Weiterhin ist die Kommission der Ansicht, daß 
auch die Zahl der Bundesbaiuidirektionen verrin- 
gert werden muß. Für eine Auflösung kämen die 
unterdurchschnittlidi kleinen Direktionen Augsburg, 
Mainz, Kassel und Regeosburg in Frage. Darüber 
hinaus sollte geprüft werden, ob eine von den auf 
verhältnismäßig kleinem Raum zusammengedräng- 
ten rheinisch“ weslfälisdien Direktionsbezirken ouf- 
geteilt werden kann. In Anbetracht des Zwanges 
zur verstärkten Eigenwirtschaftlichkeit der DB ist 
heute kein wirtschafUidi gerechtfertigter Grund 
mehr zu erkennen, bei der Abgrenzung der Dienst- 
bereiche der DB auf Verwaltungsgrenzen von Ge- 
bielskörpersdiaften usw, Rücksicht zu nehmen. Bei 
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oitifTseits und Dev:enh alisie] nng cindeiei seUs sowie 
i)ei der fortsdi reitenden tedmischen Rationdlisie- 
rimg sollte cs m6gU<ii sein, dfih die bestehenb lei- 
benden Direktionen die Aufgaben der zur Auflösung 
vorgeschlagenen Direktionen mit einem Bruchteil 
des dort bisher besdiaftigten Personals übernehmen 
können. 


VL Die Ämter 

Die nach Ansicht der Kommission bei der Haupt- 
Verwaltung und den Direktionen zu bildenden 
f,Transpoi tdbteikmgen" sollten auf der Äinler ebene 
sich in dem sogenannten „Einheltsamt " fortset/on. 
Solche Einheitsämtei würden anstelle der bisheii- 
gon Betriebsämter, Verkehrs- und Masdiinenämtei 
treten. Die bisherige Zahl von 154 Betriebsärntern, 
70 Verkehrsämtern und 65 Maschinenämtern wird in 1 
90 bis HIO Einheilsämiern züsammengefaßt werden | 
können, wobei der Masdiinendienst jeweils die Be- 
zirke von 2 Einheitsämtern betreuen könnte. Die , 
Schaf iung der Hinheitsamtei wird personella Bin- 
spaningen ermögiiehen. Sie schließt audi nicht aus, 
daß die Einheitsamter weiterhin Bauaufgaben, die | 
nicht zum eigentlidren Transpoi tgesdiäft gehören, 
für die Direktionen durchführen. 

Die den künftigen Einheit.sanUern zustehenden 
Befugnisse sollten mit dom Ziel erweitert werden, 
daß die Ämter für ihren Bcreidt voll verantwort- 
liche Organe werden. 

Die Bildung der Einheitsämter würde zwangsläu- 
fig audi eine einheitlidre Aufsichlsinstanz für die 
Dienststellen (Bahnhöfe, Güterabferligungen, Bahn- 
betriebswerke. Bahnmeistereien usw.), die bisher 
mehreren, voneinander unabhängigen Arnlern im- 
lenstelit sind, sdiaftejc 

Die Bahnhöfe sind heute in erster Linie Beüiebs- 
dienststellen. Schon in mittelgroßen Bahnhöfen be- 
steiu eine scharfe Trennung zwischen den Posten 
des Betriebsdienstes und denen des Verkehrsdien- 
stes. Im Zuge der Modernisierung und Zentrali- 
sierung der Betriebsfüiirung (Fernsteuerung und an- 
dere.s) verliert der Betriebsdienst an mittleren und 
kleinen Bahnhöfen in Zukunft an Bedeutung, Damit 
ist auf allen Bahnhöfen dem kommerziellen Dienst 
das Primat einzu räumen. Dafür bietet die empfoh- 
lene Einrichtung von Einheitsämtern die organisa- 
torischen Voraussetzungen. Mit dem Zurücktreten 
des Betriebsdienstes in den Bahnhöfen können 
mittlere und kleine Bahnhöfe in Verkehrsagenturen 
umgewandelt werden und die Agenten sogenannten 
Mutterbahnhöfen unterstellt werden. Alle Bahnhöfe 
sollten in Zukunft soweit wie möglich von Verwal- 
tungsarheit entlastet werden, die in den Einbeits- 
ämtern rationeller behandelt werden kann. 

Die sidi aus einer Zentralisierung der lür den Be- 
triebsablauf notwendigen technischen Aufgaben er- 
gebenden orgonfsüJonsc/ien MciBnaiimen bei den 
einzelnen Dienststellen hängen selbstverständlich 


I u/Jm/üfefbar mit den hive^iitionen avi 

I dem Gebiete des Sicherung^- und Signaiwesems. Die 
Ko/nmissjofi kann, daher im einzelnen nicht an ge- 
ben, welche und wie viele Bahnhöfe als Betriebs- 
dienststellen geschlossen werden können; sie halt 
es jedoch für dringend erforderlich, Investitutionen 
und orgauisatorisdie Konsquenzen aufeinander ab- 
zustimmen. 

Ähnliches gilt für die b au teciiai sehen und rnaschi- 
nentechnisdien Außendienststellen der DB (z, B. 
Bahnmeistereien). Die Modernisierung und Mecha- 
nisierung der Oberbüuarheilen, die Auflassung von 
j Nebenbahnen oiul die fortschreitende Verlagerung 
I des Personenverkehrs von der Schiene auf die 
^ .Straße müssen zum Anlaß genc^mmen werden, die 



gern; diese sollten durch Ein.satz von Kraftfahrzeu- 
gen beweglicher gemacht werden. Als Ergebnis 
eines großräumigen Einsatzes der Triebfahrzeuge 
im Zuge des Strukturwandels der Zugförderung 
kann nach Ansicht der Kornmis.siün auch die Zahl 
der ruaschi neu technischen AußeudiensLsleilen (Bahn- 
betriebswerke usw.) verringert werden. 


VII, Kontrolleure 

Die DB sollte audi ihr sehr umfangreiches Kon- 
trollsystem im Grundsätzlichen und im Ausmaß 
überprüfen. Die derzeitige Vorhaltung von Kon- 
iroHeuren fast aller Sparten in jeder Verwaltungs- 
instanz (Hauptverwaltung der DB, zentrale Stellen, 
Direktionen, Ämter) wMdersp rieht einer zweckmäßi- 
gen Verteilung der Aufgaben und Befugnisse. 
Weiterhin erscheint erforderlich, das Ausmaß der 
Konttolltätigkeit im Einklang mit der forfseb reiten- 
den technisclven Entwicklung zu halten und sie in 
dem Maße ein.zusdu anken, als die Eigenverant- 
[ w^ortlidikeit örtlicher Stellen zugunsten einer zeu- 
' tralen Steuerung des Betriebsgeschehens (z. B. Fern- 
steuerung) entfällt. 


VlIL Bezirksdirektionen 

Die Kommission Irat auch die Frage geprüft, ob 
es zweckmäßig ist, statt der Einheitsämter „Bezirks- 
direktionen" zu errichten. Diese Vorschläge gehen 
dahin, nach ausländischem Muster etwa 5 General- 
cUrektionen und 30 Bezirksdiroktionen einzuriditen 
und auf einen weiteren Unterbau der Bezirksdirek- 
tionen in Form von Ämtern zu verzichten. Die 
' Kommission halt es für empfehlenswert, zimächst 
die Einheitsämter zu schaffen und die Bildung von 
Bezirksdirektionen einer späteren Prüfung auf 
Grund der Erfahrungen mit den Einheitsämlcrn zu 
überlassen. Die sofortige Verwirklidumg einer sol- 
chen grundlegenden Umwandlung würde Personal- 
, Verschiebungen und einen finanziellen Aufwand in 
einem Ausmaß erfordern, dem zum gegenwärtigen 
Zeitpunkt keine vergleichbaren Vorteile gegen- 
überstünden. 
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C. Geschäftsablauf 


L Die Dezentralisation 

Die Kommission ist ferner zu der Uiierzeugung 
gelangt, daß die in der Zentralisierung wie in der 
Dezentralisierung von Betriebsaufgaben liegenden 
Organ i sa tori sehe n Rat i on a 1 isierungsmögliehkei ten 
bei der DB nodi nicht ausgeschöpft sind. 

Die DB hat — wie in Abschnitt B IV ausgefhhrt — 
bereits einen Teil soldrer Aufgaben , die einerseits 
überbezirklich sind und daher nicht auf Dircktions' 
ebene bearbeitet werden sollen, andererseits auch 
nicht die Zentrale, das heißt die Hauptverwaltung, 
belasten sollen, eiußerhalb d.er Hauptverwaltung in 
besonderen Ämlein oder Dienststellen zentralisiert. 

Die obersten Instanzen, insbesondere die Haupt- 
verwaltung und die Direktionen, sollten Entsdiei- 
düngen in größerem Umfang nach unten verlagern 
(Dezentralisierung). Die Kommission hat während 
ihrer Arbeit den Eindruck erhalten, daß insbeson- 
dere die Hauptverwaltung zu sehr mit solchen Auf- 
gaben in Anspruch genommen ist, die entweder 
von den zentralen Stellen (Zentralämter, OBL, 
ZBW usw.) außerhalb der Hauptverwaltung oder 
von den Direktionen in letzter Instanz entschieden 
werden können. Wenn die Verantwortlichkeit der 
Direktionspräsidenten für die wirt.schaftüche Füh- 
rung ihre.s Bezirkes gestärkt wird — die Kommis- 
sion regt an, Maßstäbe zu erarbeiten, die eine Kon^ 
trolle der Wirtsdiaftlichkeit der einzelnen „Filialen" 
ermöglichen — und w'enn von Vor- und Nachkalku- 
lation durch Betriebswirtschaftler mehr Gebraudi 
gemacht wird, können die Entsdieidungsbefugnisse 
der Direktionen und Ämter erweitert werden. Die 
Arbeit in der Hauptverwaltung sollte sich mehr als 
bisher auf die Piannng iür die Zukunft, auf die 
Kontrolle der WlTtschaitlichkeit und auf Grundsatz^ 
ent sehe idimgen besdiränken. Ebenso sollten die 
Direktionen in stärkerem Umfang als bisher die 
Entscheidung von Einzelfällen auf die Einheitsäniter 
verlagern: in.sbesondere, wenn es sidi um kommer- 
zielle .Angelegenheiten des TransporLsgesdiafts 
handelt. Die Direktionen könnten sich clanii mehr 
auf die Anlagenvorhallung und auf die regionale 
Planung konzentrieren, 

II. Die Koordination 

Der Notwendigkeit, durch eine stärkere Koordi- 
nation das Sparlendenken bei der DB zu überwin- 


den, wird nach den Vorschlägen der Kommission 
durch 

die Schaffung der Planungsgruppe beim Vor- 
stand, 

die Zusammenfassung der Abteilungen Verkehr 
und Betrieb sowie von Teilen des Maschinen- 
dienstes, die Zusammenfassung des Bauwesens 
mit Teilen des Masdiinendienstes und schließlich 
durch die Schaffung eines einheitlichen Amtes für 
Eni wickluiigs- und Beschaff ungs wesen, 

che entsprechende Gliederung der Bundesbahn- 
din^ktionen und durch 

die SdiaHimg der Einheitsä.mter 
Rechnung getragen, 

III. Das MitbesÜmmungsrecht 

Die Umstellung auf eine kau fma uni. sehe Betriebs- 
fülirung eifordcut — wie auch im VIIl. Teil (Per- 
sonal Wirtschaft und Personalpolitik einschlicrßlidi 
Einspariuigsmöglichkeiten) erwähnt — eine Über- 
prüfung des Persona Ivertretungsrechts, Das gel- 
tende Parsoimlvei tretungsgesetz ist nur auf Behör- 
den und auf den Verwaltungsdienst zageschnitlen 
und wird der Notwendigkeit eines kaufmännischen 
Betriebs, dessen Wesonsmerkmalc-: Beweglichkeit 
und sdinuUe Anpa.ssimgsfahigkeit an die sich stän- 
dig ändernden Betriebsverhältnisse sind, nicht ge- 
redit. Ohne den guten Willen der Personalvertre- 
taugen in Zweifel ziehen zu wollen, ist es aber 
I dodi ein schweres liommnis für die Betriebsfüh- 
^ ruirg, daß, um nur einen Tatbestand zu erwähnenj 
die Personal Vertretungen ein Mitbestimnnwgsreckt 
bei der Gestaltung von rd. 80 OÜO Dienstplänen und 
bei Versetzungen und Beförderungen von Ange- 
stellten und Arbeitern haben. Durch solche Bindun- 
gen gerät die Betriebsleitung der DB unweigerlich 
ins Hintertreffen gegenüber der beweglichen Kon- 
kurrenz, die in ihren Personaldisposilionen frei ist. 

Die Kommission hält es ini Zusammenhang mit 
ihren sonstigen, auf kaufmännische Beweglidikeit 
abzielenden Vorschlägen für dringend erforderlich, 
daß auch das Personalvertretungsgesetz für die DB 
so gestaltet wird, daß es der Betriebsleitung die 
notwendige Freiheit für sdinelle Personaldisposi- 
tionen gibt.. 
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D, Personalpoiitische Konsequenzen 


Mit besonderem Nachdruck fordert die Kom- 
/Tiissjo/i, daß die Verwirklichung der von ihr ge- 
gebenen organisatoi isdren Anregungen von einer 
entspredi enden Wandlung auf dem Gebiet der Per- 
-sonaiöuswahi begleitet sein muß. Wenn es das all- 
gemein anerkannte Ziel ist, die DB kaufmannisdi 
auszurichten, so ist dem auch auf dem personellen 
Sektor Rechnung zu tragen. Es ist deshalb notwen- 
dig, daß die DB sidi wesentlich mehr als bisher die 
betriebswirtschaftlidre und kaufmännische Aus- imd 
Fortbildung ihres Personals angelegen Icissen sein 
muß. Insbesondere sollte die Auswahl der leiten- 
den Persönlichkeiten unter dem Gesichtspunkt er- 
folgen, solche Kräfte in die führenden Positionen 
zu bringen, die für die wirtsdiaftUchen Notwendig- 
keiten des Unternehmens voll aufgeschlossen sind. 
Zweifellos wird die DB mit ihrem großen techni- 
schen Apparat immer hodK[Qalifizierte Spezialisten 
benötigen; in denjenigen Stellen jedoch, in denen 
die Entsfheidungen mit großer wirtsdiaftlicher und 
finanzieller Tragweite gefällt werden, sollten nur 
Männer mit erprobter kaufmännisdier Begabung 
Verwendung finden. 

Die Kommission hat bereits an anderer Stelle dar- 
auf hinge wiesen, daß es nicht anhängig ist, dajs 
größte Unternehmen des Bundes, das zu einem 
WirtschafLsimternehmen werden soll und will, mit 


Juristen und Ingenieuren zu führen, die keine hin- 
reichende wirtschaftswissenschaftliche Aus- und 
Fortbildung erfahren haben. Bisher sind wirtschafts- 
wissenschaftlich vorgebildele Kräfte (Volkswirte, 
Betriebswirte und Diplomkaufleute) nur Ln ver- 
schwindend geringer Anzahl und oft nur in unter- 
geordneten Funktionen anzutreffen. Hier ist es im 
Interesse des Ünternehmcns erforderlich, dem wirt- 
schaftlichen und kaufmännischen Element den Weg 
auch in den höheren Dienst der DB, und zwar bei 
entsprechender Begabung und Leistung zum Auf- 
stieg bis in die Spitzenpositionen — vor allem im 
kommerziellen Dienst — freizugeben. 

Ebenso wichtig ist es, auch in der Ausbildung 
und Auswahl des mittleren und gehobenen Dien- 
stes neue Wege zu gehen Gerade hier kommt es 
darauf an, kaufmännisch geschultes Personal einzu- 
setzen, um der DB lukrative Verkehre zuzuführen 
und um nach Herstellung der von der Kommission 
geforderten Tarif autonomie für die DB mit den 
entspredienden Kräften der konkurrierenden Ver- 
kehrsträger in Wettbewerb treten zu können. Es 
wird sich deshalb empfehlen, bei der Einstellung 
des Nachwudises für den mittleren und gehobenen 
Dienst Handelsschüler und Absolventen höherer 
Handelsschulen gebührend zu berüdcsidi feigen. 


226 


Deutsdier Bundestag — 3, Wahlperiode 


Drucksache 1602 


VlIL TEIL 

Personalwirlschaft und Personalpoiitik einschließlich Einsparungsmöglichkeiten 


L Allgemeines 

Die Bedeutung der Personalfragen für die DB er- 
hellt aus folgenden Zahlen: 

L a) Im Geschäftsjahr 1958 weist die DB folgende 
Jahresdurdisdinittszahlen für den Personal- 
bestand und den Personalaufwand — ohne 


Saarland 

— aus: •) 




1 

1 

PersonAr- 

bestdüc! 

— PcTSDnen — 

Pcirscina]- 
dufwand 
— Tilge* 
■w^jTks- I 

eUihelt^n “ 

UiilßTsdiiefl 

■' 

Beamte . . . 

rd. 236 ÜGO 

vd. 236 000 


— * 

Ärzte/Ange- 
stellte .... 

rd. 2 200 

rd. 2 200 




Arbeiter , . . 

rd. 260 200 

rd, 242 600 

rd. 

1 7 600 

zusammen . 

rd. 498 400 

rd. 480 800 

rd. 

17 600 

Nadiwudis- 
kräfle .... 

rd. 20 900 

rd. 20 900 



Insgesamt , . 

rd. 519 300 

rd. 501 700 

rd. 

17 600 


b) Dazu kommen als Versorgungsempfängeri 


Ruhestandsbeamte rd. 155 5Ü0 

Witwen und Waisen rd. 145 500 

zusammen . . . rd. 301 000 


2. Die Personalausgaben der DB im Jahre 1958 
haben betragen; 

Millionen 


DM 

a) Beamtenbezüge (ohne Nadiwudis) . . 1 747 

bj Angesteiltenvergu Lungen und Arbei- 

teriöhoe * • ■ 1418 

c) Bezüge der Nachwuchskräfte ... 30 

Übertrag 3 195 


') Wegen der Unterscheidung zwisdien Personal beste ad 
und Personal auf wand (Tage werkseinhei len) wird auf 
Anlage 1 zu ditasem Beridrlsteil verwiesen. 


Übertrag 3 195 

d) Versorgungsbezüge (abzüglidi vom 

Bund übernommene Lasten für die 
Verdrängten, Westberliner Eisenbah- 
ner und Kriegsopfer) 842 

e) Sonstige Personalausgaben .... 612 

Insgesamt 4 649 

Im Rahmen der Betriebsrechnung 1958, die ins^ 
gesamt Aufwendungen in Höhe von 6953 Millionen 
DM auf weist, betragen die Personal auf Wendungen 
rd. 67 V. M Die Versorgungsbezüge betragen rd, 
48 V. H. der aktiven Gehälter. Dieser Hundertsatz ist 
hoch, doch bl. zu bemerken, daß sich der Normalsalz 
wegen der bekannten Tatsadie der höheren Lebens- 
erwartung gegenüber früheren Jahrzehnten wesent- 
lidi erhöht hat. Er wird von der DB selbst nach ihren 
eigenen Beredinungen als zwischen 37 und 45 v. H. 
liegend bezeidinet. 

n. Rechtsverhältnisse der Bediensteten 
der DB 

L Nach 5 19 des Bundesbahngesetzes (BbG) stehen 
die Beamten, Angestellten und Arbeiter der DB im 
Dienst des Bundes, Die Bundesbahnbeamten sind im« 
mittelbare Bundesbeamle, 

2. Als unmittelbare Bundesbeamte unterliegen die 
BundesbahnheanUen mit einzelnen, nidht grundsätz- 
lichen Abweichungen dem Bundesbeamten- und Be- 
soldungsrecht. Nadi der Ernennung zum Beamten 
auf Lebenszeit können sie ohne ihr Einverständnis 
nur nach Erreichung der Altersgrenze, bei Diensl- 
unfähigkeit oder im Disziplinarwege entlassen wer- 
den. Der Buiidesbahnbeamte kann auch nidrt, wie 
es nadi § 24 des Reithsbahngeselzes 1924 möglich 
war, gegen seinen Willen in ein Amt geringerer Be- 
wertung und mit geringerer Vergütung versetzt 
werden; os ist nur eine vorübergehende Verwen- 
dung auf einem anderen Dienstposlen von gerin- 
gerer Bewertung unter Bclassung seiner Amtsbe- 
zeidmung und seiner Dienstbezüge möglidi, wenn 
betriebliche Gründe es erfordern (f 21 BbG). 

Die Direktoren bei der Hauptverwaltung der DB. 
die den Ministerialdirektoren hei anderen Verwal- 
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Lungen entspredien, können nicht in den einstwei- 
ligen Ruhestand versetzt werden, da § 36 des Bun- 
desbeamlcngesetzeSr der die Versetzung der soge- 
nannten politischen Beamten in den einstweiligen 
Ruhestand zuläßt, zwar die Ministerialdirektoren, 
aber nicht die Direktoren der Hauptverwaltung der 
DB aufführt. 

Nur die Anstellungsverhaltnisse der 4 Vorstands- 
mitglieder. die im übrigen aber auch Beamte sind 
(g 8 Abs. 3 BbG), stehen unter besonderem Redit. 
Sie werden (mit Wiederernennungsmoglidikeit) für 
die Dauer von 5 Jahren ernannt und können auch 
während dieser Zeit jederzeit aus wichtigem Grunde 
von ihrem Amt unter Beiassung ihrer Dienstbezüge 
bis zum Ende ihrer Amtszeit abbe rufen werden. 

Auch hinsiditlidi ihrer Dienstpflichten und des 
Diszipbnarrechts stehen die Bundesbahnbeamten 
den übrigen Bundesbeamten gleich. 

3. Die Dienstverhältnisse der Angestellten und 
Arbeiter sind tarifreditUdr geregelt. Während für 
die Angestellten der DB, deren Zahl nur rd, 2000 be- 
trägt, das allgemeine Redit {TO, A nsw.) gilt, gibt 
es für die Arbeiter der DB einen besonderen Tarif- 
vertrag, wie auch für die Bundesbahnarbeiter eine 
besondere Eisenbahnergewerkschaft besteht. 

Diese Regelung hat die rechtliche Folge, daß ein 
Angestellter oder Arbeiter bei Vorliegen der im 
Tarifvertrag (bzw. der Anlage 1 zur TO.A) fcst- 
gel egten Tätigkeitsnierkmale einen {vor den Ar- 
beitsgerichten) einklagbaren Anspruch auf Eingrup- 
pierung in die betreffende Vergütungsgruppe hat. 
Das ist insofern bemerkenswert, als es für die Be- 
amten weder einen an Tätlgkeitsmerkmalen aus- 
gerichteten noch sonst einen Rechtsanspruch auf Be- 
förderung oder Bezahlung aus einer höheren Besol- 
dungsgruppe gibt. 

Für die Kündigung von Dienstverhältnissen der 
Arbeiter und Angestellten gelten die entsprechen- 
den Larifvertraglichen Bestimmungen, das allge- 
meine RedU (TO.A usw.), das Kündigungsschutzge- 
setz und das Personalvertretungsgesetz. Der ordent- 
lichen Kündigung, deren Fristen für die Arbeiter 
tarilvertraglich, für die Angestellten in der TO.A 
festgelegt sind^ steht die außerordentlidie Kündi- 
gung gegenüber, die ohne Einhaltung einer Kündi- 
gungsfrist aus wichtigem Grund erfolgen kann. Die 
ordentliche Kündigung ist nach dem Kündigungs- 
schutzgesetz auf Fälle beschränkt, in denen die Kün- 
digung nicht sozial ungeredUfertigt ist oder nicht als 
sozial ungerechtfertigt gilt. Nadi dem Personalver- 
iretungsgesetz wirkt hier außerdem die Personal- 
verLretiing mit. Unkündbaren Arbeitern und Ange- 
stellten mit einer Eisenbahndienstzeit von mehr als 
15 Jahren und einem Alter von mehr als 40 Jahren 
kann nur noch aus wichtigem Grund gekündigt wer- 
den, also nur noch in den wenigen Fällen, in denen 
nach der Gerichlspraxis die Fortsetzung des Arbeits- 
verhältnisses als unzumutbar anerkannt wird. 

Besondere Sduitzbestimmungen bestehen in Spe- 
zialgesetzen für die Mitglieder der Personalvertre- 
tungen und für Massenentlassungen im Kündigungs- 
schutzgesetz, für Schwerbescbädigle und für weib- 
liche Arbeitnehmer während der Schwangerschaft. 


4. Neben den beamten- und tarifrechtlidien Bestim- 
mungen isl fiir die Personal wirtsdiaft der DB noch 
das Personaivertietungsgeseiz vom 5. August 1955 
von besonderer Bedeutung. Das Gesotz hat Geltung 
für alle Bundesverwaltungen einsdiließlich der DB. 
Es ersetzt für den öffentlichen Dienst das für die 
Wirtschaft geltende Betriebs verfassimgsgosetz vom 
n. Oktober 1952 und erstreckt sich auf die Beam- 
ten. Angestellten und Arbeiter. 

Die Personal Vertretung erfolgt ciurdi Personalräte, 
in die die einzelnen Gruppen (Beamte, Angestellte, 
Arbeiter) je für sich ihre Vert roter wählen. 

EiUsprediend der Gliederung der DB gibt es 
1 Hauptpersonal rat bei der Hauptverwaltung 
mit 25 Mitgliodernj 

18 Bezirkspersonalräte bei den Direktionen und 
dem Zentralamt in Minden mit 43S Mitglie- 
dern, 

4 732 örtliche Personalräte mit J9 655 Migliedern. 

Den bei der DB bestehenden Personal Vertretungen 
gehören somit insgesamt 20 118 Mitglieder an. Ins- 
gesamt sind 524 Personalratsmitglieder zur Wahr- 
nehmung von Cosdiäftsführungsaufgaben vom 
Dienst freigestellt. 

Der Aufgabenbereich der Personalräte umfaßt die 
Betreuung der Verwallungsangehörigen allgemein, 
wobei die Räte ein Initiativrecht haben. Außerdem 
hat das Gesetz den Personal raten in einer größeren 
Anzahl genau bestimmter Fälle ein formelles Be- 
teiligungsredit zuerkannt, das sich in 3 Formen, als 
Beratung, Mitwirkung und Mitbestimmung, äußert. 
Die stärkste Form der Beteiligung ist die Mitbe- 
stimmung; in diesen Fallen bedürfen die Maßnah- 
men der Verwaltung dor Zustimmung des Personal- 
rats, ohne die sie nidil verbindlidi erlassen werden 
können. 

Die bedeutungsvollsten Fälle der Mitbestimmung 
sind: 

a) Für alle Kategorien, also auch für Beamte, die 
Festsetzung ries Beginns und Endes der täg- 
lichen Arbeitszeit und der Pausen. Das wirkt 
sich bei der DB unter andereni dahin aus, daß 
etwa 80 000 Dienstpläne der Mitbestimmung der 
Personalverfrelung unterliegen I ; 

b) Errichtung und Verwaltung von Wohlfahrtsein- 
richtungen; 

c) .Aufstellung der Entlohnungsgrimdsatze und Fest- 
setzung der Akkordlohnsätze: 

d) in Personalangelegenbeilen nur der Angestellten 
und Arbeitern 

die Höhergrupp iemng, 
die Rückgruppierung, 

die Versetzung zu einer anderen DienststeHe* 

Die Personalräte besitzen also hinsichtUdi der 
Angestellten und Arbeiter ein weite rgehendes Be- 
teiligungsredU als hinsichtlich der Beamten, indem 
Angestellte und Arbeiter nur mit Zustimmung des 
Personairats befördert, zurückgruppiert oder ver- 
setzt werden, können. 
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Die Kommission ist der Auffassung, daß die für 
dffentlidie Veiwalluagen geschaffene und berech- 
ligte Regelung des PersonalvertreturLgsrechts für 
die DB als ein in Zukunft kaufjnäuniscb zu fülireii- 
des, dem Wettbewerb ausgesetztes Unternehmen 
mit den sidi daraus ergebenden veränderten Be- 
triebsbedingungen nicht in allen Teilen geeignet 
ist, sogar der unvermeidlichen Anpassung des Auf- 
wandes an den Ertrag des Unternehmens hinderlidi 
sein kann. Sie empfiehit daher für den Bereich der 
DB eine Überprüfung der Mitbestimmungsrechte der 
Personalräte (§§ 62, 63, 67 und 71 des Personalver- 
lreLungsgeset7.es vom 5. August 1955). 

5. ln diesem Zusammenhang sei kurz das Gedjnge- 
wesen gestreift, dessen derzeitiger Stand — auch 
nach Meiniung der DB — ■ unbefriedigend ist. 

Seit jeher werden die widitigsten Arbeiten 
am Oberbau, 

■im Betriebsmaschinendienst, 
im Werkstättendienst, 
im Stückgutladedienstr 

im Gedinge an Einzelarbeiter oder Gruppen von Ar- 
beitern vergeben. Sinn des Gedinges ist, die Arbei- 
ter durch Bezahlung eines Uber Verdienstes zu Mehr- 
leistungen gegenüber einer vorher festgesetzten 
Norm innerhalb der regelmäßigen Arbeitszeit anzu- 
spornen und der Verwaltung dadurch Einsparungen 
an Personal und Geldmitteln zu verschaffen. Wich- 
tigste Voraussetzung für die Durchführung emes 
echten Gedinges ist die Festsetzung von einwand- 
freien Stückzeiten für die Arbeitseinheiten (lau- 
fende Meter, Stückzahl, Tonnen usw.). Die Stück- 
zeiten werden vornehmlich auf Grund von Zeitauf- 
nahmen der Dienststellen festgesetzt, wobei der 
örtliche Personalrat nach dem PersonalvertreUmgs- 
gesetz das Mitbestimmungsredit hat. Dadurch ist 
die Festsetzung der Stückzeiten sehr erschwert wor- 
den, weil in aller Regel der im Personal Vertretungs- 
gesetz für Streitfälle vorgesehene Instanzenweg bis 
zur Hauptverwaltung gegangen werden muß und 
dieses Verfahren umstandlidi und langwierig ist. 

Die Mißstände haben sidi besonders auf den Gü’ 
terböden gezeigt, wo trob: starker Mechanisierung 
noch keine ausreichende Senkung der Stückzeiten 
erzielt werden konnte, so daß der wirtschaftliche 
und finanzielle Effekt der Rationalisierung ausblieb, 
im Gegenteil zu den bisherigen Kosten nodi die 
Verzinsung der für die Rationalisierung aufgewand- 
ten Mittel hinzukam. 

Die DB hat Kommissionen eingesetzt, um das Ge- 
dingewesen zu reorganisieren. Sie erhofft von der 
Arbeit dieser Kommissionen eine baldige Besserung 
der bisherigen Zustände. 

Nach Ansidit der Kommission sollte die DB auf 
eine Gesundung des Gedingewesens sowohl aus 
arbeitspoiitisdien als auch aus wirtschaftlichen 
Gründen ihr besonderes Augenmerk richten. 

Die Kommission verweist in diesem Zusammen- 
hang au dl auf ihre Bemerkungen zum Entlohnungs- 
system im V. Teil des Beridits Abschnitt B IV. — 


Werkstättendienst. Sie hält eine Anpassung an 
die füi vergleichbare Industrien getroffenen Arbeits- 
bedingungen aus Wirlschaftlichkeitsgrünclen für 
notwendig. 


ilL Personalverwaltung 

1. Der außerordentlich große Personaikörper der 
DB erfordert eine sorgfältig durdidadite und geglie- 
derte Personalverwaltung. Der Bedeutung der Per- 
sonal Verwaltung entsprechend gipfelt sie in einer 
besonderen Abteilung der Hauptverwaltung der DB 
und darüber einem Vorstandsmitglied, das nach § 8 
Abs. 1 des Bimdesbahngesetzes insbesondere die 
sozialen Aufgaben wahrzunehmen hat. Bei den Di- 
rektionen gibt es besondere Personal wir tsdiafts- 
dezernenten, imlerstützt durch Personalwirtsdiafts- 
konlrolleure, die die Dienststellen laufend auf Ein- 
haltimg und Angemessenheit des Personalhaushalts 
kontrollieren. 

Die zahlreidien Diensfzw'eige der DB lassen sich 
in drei großen Gruppen zusain menfassen: 

a) im Verwaltungsdienst der kleinsten Gruppe, die 
rd. 6 V. H. des Gesamtpersonalaufwands umfaßt, 

b) in der — Fertigungsdiarakter tragenden — Vor- 
haltimg (Baudienst mit Bahnunterhaltung und 
Werkstättendienst) mit rd. 30 v, H. des Gesamt- 
personalaufwands und 

c) in der BetriebsEührung, dem Hauptdlenstzweig, 
der rd. 64 y. H. des Gesamtpersonalaufwands be-^ 
trägt und der die eigentlichen Dienstleistungen 
der ÜB darbietet. 

Der Bahnunberhaltungsdienst bildet gleichzeitig 
das Personalreservoir für die Dienstzweige der Be- 
triebsführung^ die sich aus dem Unterhaltungsdienst 
ergänzen oder je nach Bedarf verstärken oder um- 
gekehrt im Belriebsdieust frei werdendes Personal 
an ihn abgeben. Je nach der Aibeitslage im Unter- 
bau ungsdiensl erfolgt vor allem in diesem Dienst 
die endgültige Personal Verminderung, die in der 
Regel auf natürlichem Wege, nämlidr durdi Nidit- 
ersätz für abgebende Kräfte, vor sich geht, 

2* Das engere Gebiet der Personalwirischaii befaßt 
sich vor allem mit 

der Bestimmung des Personalbedarfs 

(Ermittlung und Festsetzung), 

der überwaciiung der Personalverwendung, 

der Personallenkimg und 

der Personalergänzung. 

Die Ermittlung und ständige Überwachung des 
Personalbedarfs ist durch eine Fülle von Vorschrif- 
ten unter Verwendung minutiöser Formulare gere^ 
gell, die eine möglichst schnelle und genaue Anpas- 
sung der Zahl der Kräfte an den wechselnden Ver- 
kehr sidierstellen sollen. 

Eine besondere Rolle spielt in der PersonalwirL- 
sdiaft die sogenannte DlenstpostenbewerKing. Das 
Ziel der DienstposLenbewertung, die es übrigens 
auch in der Post Verwaltung gibt, ist, in möglidist 
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genauer und objektiver Weise die Abgrenzung 
zwischen Beamten- unci Arbeiterdienslposten fest- 
2 SUstGllen und die Beemlendienstposten nach Lauf- 
bahn und Laufbahngmppen und innerhalb dieser 
nach Eingangs- und Beförderungsgruppen. ridiHg zu 
bewerten. 

3, Im Rahmen dieses Gutaditens ist insbesondere 
die Abgrenzung zwischen Beamten- und Arbeitec- 
dienstposten von WiditigkeiL 

Ausgangspunkt hierbei ist § 4 des Bundesbeam- 
tengesetzes. Er lautet: 

„Die Berufung in das Beamtenverhältnis ist nur 
zulässig zur Wahrnehmung 

1. hoheitsrechtlicher Aufgaben 
oder 

2. solcher Aufgaben, die aus Gründen der Siche- 
rung des Staates oder des offen tlidien Lebens 
nicht ausschließlicii Personen übertragen wer- 
den dürfen^ die in einem privatrechtlichen 
Arbeitsverhältnis stehen." 

Hoheitsrech tlkhe Aufgaben kommen bei den Be- 
triebs verwal Umgen nur in geringem Umfang in 
Frage; da der Gesetzgeber aber den Boamtenstatus 
bei den Betriebsverwaltungen nicht aufgeben wollte, 
hat er die vorstehenide Nummer 2 des § 4 geschaf- 
fen, die vornehmlich für die Betriebsverwaltungen 
bestimmt ist und ihnen die Möglidikeit des Ein- 
satzes von Beamten auch für nicht hoheitsrechtlidre 
Aufgaben gibt. Dabei ist feslzuhaiten, daß 5 4 
Nr, 2. nicht sagt, daß die auf geführten Aufgaben nur 
von Beamten wahrgenominen werden dürfen, son- 
dern lediglich verbietet, daß für andere als die in 
§ 4 aufgeführten Aufgaben Beamte eingesetzt wer- 
den. Es ist also durchaus zulässig, daß die Aufgaben 
des 5 4 Nr, 2 durch Nicht-Beamte wahrgenommen 
werden. § 4 Nr. 2 des Bundesbeamtengesetzes sagt 
also nur, daß im nidithoheillichen Bereich die DB 
Beamte haben kann, nicht daß sie Beamte haben 
muß. Hier greift aber der schon genannte § 19 des 
Bimdesbahngesetzes ein, der wohl dahin aiiszu legen 
ist, daß die DB außer Arbeitern und Angestellten 
auch Beamte haben muß. Die genannten Bestim- 
mungen sagen aber nichts darüber, wo die Grenze 
zwischen Beamten- und Arbeiterdienstposlen ^zu 
ziehen ist. Die DB erklärt hierzu: 

„Vorwiegend aus Gründen der Sicherung des 
Staates und des öffentlichen Lebens hat die DB 
das zahlenmäßige Verhältnis zwischen Beamten- 
und Arbeiterdienstposten so zu bestimmen, daß 
der Betrieb der Bahn in einem gewissen Umfange, 
notfalls auch böi Ausfall der niditbeomteten 
Kräfte, aufrecht erhalten werden kann. Zudem be- 
dingt das Interesse der Öffentlichkeit an der Hal- 
tung des hohen Leistungsstandes des Unterneh- 
mens, was auch der Bundesheauf fragte für die 
Wirtschaftlidikeit in der Verwaltung anerkannt 
hat, eine genügende Zahl fadilidi aiusgebildeter, 
vielseitig verwendbarer Kräfte, die den festen 
Stamm des Unternehmens bilden und zu dun in 
einem unabdingbaren Treue Verhältnis stehen. 
Mitbestimmend ist dabei, ob für eine Tätigkeit 
Faciikenntn'isse und Erfahrungen erforderlich sind. 


die im übrigen Berufsleben nidit erworben und 
auch sdiwerhch verwandt werden können. Dienst- 
j posten, die derartige Anforderungen stellen, wer- 
den als Beamtendienstposten bewertet. 

Der DB und ihren Rechlsvorgängern biieb stets 
vorbehüt teil, danad) in eigener Verantwortung 
das Verhältnis von Boöm/en und Arbeitnehmern 
zu bestimmen. Gegenwärtig ist etwa die Hälfte 
des Personals der DB im Beamtenverhältnis, die 
andere Hälfte im Arbeiter- und Auges teil tenver- 
■hältniis beschäftigt. Diese Verteilung ist nicht will- 
kürlich, sondern wohlabgewogen und gesetzlich 
fundiert." 

Diese Au-sführungen zeigen — ebenso wie die 
Tatsache, daß das Verhältnis Beamte zu Arbeitern 
in den Jahren 1936 bis 1959 stark wechselnd gewe- 
sen ist (vgl, V. Ziffer 4) ■ — , daß die Nahtstelle zwi- 
schen Beamten und Arbeitern ein unbestimmt brei- 
tes Band ist, innerhalb dessen das Verwaltungs- 
ermessen über das Verhältnis der beiden Katego- 
rien zueinander entscheidet. Im wesentlichen zu 
dem gleidren Ergebnis kommt das Gutachten des 
Präsidenten des Bundes rechniingshofs als Bundes- 
beauftragter für Wirtschaftlichkeit in der Verwal- 
tung über die Ricfitlinien für die Bewertung der 
Dienstposten im Bereich der Deutschen Bundespost 
vom 14. Oktober 1958. Es heißt dort in Absdinitt IV 
2. Seite ?, daß die Bewertungsrichtlinien keine er- 
sdiöpfende und zuverlässige Grundlage für die Er- 
mittlung des Planstellenbedarfs sein können. 

Diese Feststellung ist im Rahmen dieses Gutach- 
tens insofern von Wichtigkeit, als die Dienstposten- 
bewertung einer anderweitigen Abgrenzung zwi- 
schen Beamten- und Arbeiterdienstposten nicht ent- 
gegensteht. Wie die DB selbst sagt, blieb ihr stets 
Vorbehalten, ln eigener Verantwortung das Ver- 
hältnis von Beamten und Arbeitern zu bestimmen. 

4 , Diese Freiheit des Ermessens zeigt sidi auch im 
sogenannten SteUenpuffer, diesem vielfach mißver- 
standenen Begriff, über den wegen seiner Bedeu- 
tung für die Personalwirtschaft und insbesondere 
für die Festsetzung der Boamtenplanstellen kurz 
etwas gesagt werden muß. 

Die Eigenart der Eisenbahnverwaltung — als 
eines vorwiegend tedinisciien Verkehrsinslruments 
— bringt es mit sidi, daß ihr Personalkörper — an- 
ders als der der Hoheits Verwaltungen — größeren 
Personalschwankungen unterliegt, die sich sowohl 
aus den Verkehrsschwaiikungen als auch aus dem 
Fortschritt der technischen Einrichtungen ergeben. 
Die DB weist daher in dem für den Beamleneinsatz 
maßgebenden und verbindlichen Stellenplan weni- 
ger Beamtenstellen aus, als sidi nach der Dienst- 
postenbewertung Beamtendienslposten ergeben. Die 
Differenz ist der Stellenpuffer. Er ist mit Arbeitern 
besetzt und kann daher Personalschwankungen 
elastischer auffangen, als es der lebenslänglich an- 
gestellte Beamtenkörper vermag. Der Stellenpuffer 
hat nur Bedeutung für den einfachen und mittleren 
Dienst, weil Arbeiter im allgemeinen nur in diese 
Dienste einrücken. Er beträgt zur Zeit bei den Be- 
amten des mittleren Dienstes im Durciisdmitl 
12,7 V, H. und bei den Beamten des einfadten Dien- 
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^ stes iin Durdischuitl 13,5 v. H., ch h., daß durch- 
sdinittlich für je 100 Beamtendienstpostcn des mitt- 
leren Dienstes nur 87,3 Planstellen und für je 100 
Beamtendienstposten des einfachen Dienstes nur 
86,5 Planstellen im Stellenplan zur Verfügung ste- 
hen. 

Die DB führt für den Stellenpuffer auch psycholo- 
gische Grunde an; der Arbeiter auf einem Beamten- 
dienstposten befindet sich in einer Vorstufe zum 
lebenslänglichen BeamtenverhäUnis — ähnlich wie 
der Beamtenanwürter nach besiandenen Prüfungen 
— und fühlt sidi dadurch enger mit der Verwalt img 
verbunden als auf einem Arbeiterdienstp osten. An- 
dererseits übt der Stellenpuffer aber eine gewisse 
Sogwirkung auf die Piaiistellenredmung aus, die 
um so stärker wird, je größer der Stellenpuffer ist. 
Dies hat z. B. dazu geführt, daß der Den f. sehe Bun- 
dGslag bei Verabsdiiedimg des Besoldungsgesetzes 
im Sommer 1957 die Entschließung gefaßt hat, daß 
bei der DB und der Bundespost die Stellenpläne 
möglidist den Dienstposten angeglichen weiden, 
mit anderen Worten; mit Beamten besetzt werden 
sollen; eine Bni^ychließung, die oficnsichtlich dem 
Sinn des S/efienpu//ers widerspricht. Diese Ent- 
schließung hat wieder zur Folge gehabt, daß darauf- 
hin die DB im Stellenpion 1958 die Beamtenstellen 
um 7436 Stellen erhöht hat, von denen rd. 7000 auf 
den einfachen und mittleren Dienst entfallen. 

Sdion vorher — im Jahre 195? — sind, im wesent- 
lichen um den Stellenpuffer zu verringern, 6400 Bß- 
amtenplaiistellen neu gesdiaffen worden. Allerdings 
ist im Jahre 1959 im Zuge der allgemeinen V.errin- 
gerung des Personalstandes ©in Abbau der Stellen 
um rd. 3300 erfolgt, der auch im Jahre 1960 fort- 
gesetzt werden soll. 

5. Im Rahmen der Personal Wirtschaft ist iiodi die 
Personalbewcgung iniolge Abgangs zu erwähnen. 
Dieser Abgang ist, wie aus der Anlage 2 zu diesem 
BeridUsteil im einzelnen ersichtlich, groß. Er betrug 
in den letzten Jahren 33 000 bis 35 000 Köpfe jährlich. 
Das sind fast 7 v. H. des Gesamtbestandes von 
500 000 Köpfen. Davon entfällt etwa je die Hälfte 
auf Pensionierung und Invalidisierung mit 16 000 
Köpfen und auf freiwilliges und sonstiges Ausschei- 
den mit rd. 15 000 Köpfen, Die Beamten sind an dem 
Abgang mit rd. 11 500 Köpfen und die Arbeiter mit 
21 000 Köpfen beteiligt, ln der hohen Abgangszahl 
der Arbeiter spiegelt sich auch die starke Fluktua- 
tion wider, die eine Folge der Vollbeschäftigung ist, 
da sie dem Arbeitnehmer die Such© nach dem zu- 
sagendsten .Arbeitsplatz erleichtert. Anclererseits er- 
leichtern die hohen Abgangszahlen di© Durdifüh- 
rung notwendiger Einsparungsmaßnahmen. 

6. Bei dieser Gelegenheit sei auch auf den hohen 
Krankenstand bei der DB hingewiesen, der nach 
den Angaben der DB im Jahre 195? = 6,22 v. H. 
und im .Jahre 1958 = 6,03 v. H. betragen hat und 
damit beträchtlich über dem Krankenstand der So- 
zialen Kraiikenversi(dierung liegt, wie er in den 
„Arbeits- und sozial-statistischen Mitteilungen des 
Bundesarbeitsministerhims", Heft 3 vom März 1959, 
Seite 80, graphisdi dargesteill ist. Auch in den Gut- 


I achten von Morgenthaler (Seite 59) und Otlmann 
(Seite 65) ist der hohe Krankenstand erwähnt. Des- 
gleichen auch in der unter VI Ziffer 4 behandelten 
Studie „Vergleich der deutschen mit der französi- 
schen Eisenbahn**. Dort ist der Krankenstand der 
DB für 195? mit 7,72 v. H. und der vergleichbare 
Krankenstand der französischen Eisenbahnen 
(SNCF) mit 4,01 v. H. angegeben. Da 1 v, H. der 
Kopfstärke der DB (500 000 Kopfe) 5000 Köpfe sind, 
so kommt dem hohen Krankenstand der DB, dessen 
Gründe hier nicht weiter untersucht werden sollen, 
erhebliche Bedeutung zu. Die DB sollte dieser Frage 
im Zuge einer Straffung der Verwaltung nadigehen. 

IV. Die Probleme der Personalverwallung 

Bei der Untersuchung der Personalfragea stellen 
sidi im wesentlichen folgende große Probleme: 

1. Der ßeamtenstatus und das zahlenmäßige Ver- 
hältnis von Beamten zu Arbeitern im Rahmen 
eines vorwiegend kaufmännisch zu führenden 
Unterneliinens (Elaslizitätsproblem), 

2. Welche Möglichkeiten bestehen, den großen Per- 
sonalkörper der DB zu verkleinern und auch da- 
durch elastischer zu gestalten (Einsparungs- 
problem)? 

3. Die Pensionslasten der DB. 

dabei das Sonderproblem der Doppel Versorgung. 

4. Änderungen des Personalrechts, 

Die Fragen zu 1. und 2, werden ini folgenden be- 
handelt. 

Da.s Problem der Pensionslasten (mit Doppelver- 
sorgung) wird in einem be-soiidereri Abschnitt des 
Gutachtens (11, Teil Abschnitt C) behandelt und da- 
her an dieser Stelle nidit erörtert. 

Das gleiche gilt hinsiditlich des Personal rechts,, 
das im Zusammenhang mit den Vorschlägen für 
ein neues Bundesbahngesetz behandelt wird. 

V. Das Elastizitätsproblem 

1. Die DB beschäftigt zur Zeit etwa je zur Hälfte 
Beamte und Arbeiter, [Die Angestellten — rd. 2000 
— können in diesem Zusammenhang wegen Ihrer 
geringen Zahl außer Betracht bleiben.) Die starke 
Durdisetzung des Personalkörpers der DB mit Be- 
amten besteht seit vielen Jahrzehnten. Sie ist vom 
Gesetzgeber auch als heute nocli zwedemäßig aner- 
kannt worden, indem er durch die besondere Be- 
stimmung des § 4 Nr. 2 des Bundesbeamtengesetzes 
von 1953 — wie schon unter III Ziffer 3 bemerkt — 
die Möglidikeit gesdiaffen hat, daß DB und Bundes- 
post — auch ohne daß es sich lun ©igentliche Ho- 
he itsaufg allen hojidelt — Beamte haben können. 
Der Gesetzgeber hat an dem Öeom^ensfafus als sol- 
chem bei der DB und ebenso bei der Bundespost 
nichts ändern wollen. Gleichwohl muß die Kommis- 
sion, die eine neue, kaufmännisch beweglichere 
Ausgangsstellung der DB in Vorschlag bringen will, 
sidi mit der Bearntenfrage beschäftigen und unter- 
suchen, ob sie etwa eine Abschaffung oder Locke- 
rung des Beamtenstatus empfehlen sollte. 
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2* Gegen eien Beamtenstatus bei einem kaufmän- 
nisch zu führenden Beirieb werden angeführt: 

a) die aus seiner Aufgabenstellung sich ergebende 
Mentalität eines Beamten, der — anders als der 
Kaufmann — keine Renten erwirtschaften, nicht 
„verdienen" soll (nicht zu verwedisein mit mög- 
lichst sparsamer Verwendung der den Beamten 
anvertrauten öffentlichen Mittel, zu der auch der 
Beamte selbstverständlich verpflichtet ist); 

b) die aus der lebenslänglichen Anstellung des Be- 
amten her rührenden, die Elastizität des Betrie- 
bes beeinlräditigenden Sc^iwierigkeiten eines 
beweglichen Einsatzes und gegebenenfalls auch 
der Entlassung von Beamten; 

c) die Pensionslasten, 

3. Hierzu ist kurz folgendes zu sagen: 

a) Die große Masse der Beamten — nämlich rd. 
90 V. H, — gehört dem einfadien und oiiUleren 
Dienst an, bei dem es in erster Linie auf Zuver- 
lässigkeit und Fleiß und nur mittelbar auf das 
„Verdienen für die DB" ankomnit. Kaufmänni- 
sdier Geist wird erst von den höheren Beamten- 
gruppen, vornehmlidi von den leitenden Per- 
son lichkeiten, verlangt, wozu im Gutachten an 
anderen Stellen, insbesondere im Gesetzentwurf, 
Vorschläge gemacht werden. 

b) Die Schwierigkeiten, die sich für die Betriebs- 
führung aus der lebenslänglidien Anstellung der 
Beamten ergeben, lassen sich wesen tlidi redu- 
zieren, wenn die Zahl der Beamten im Verhall- 
riis zur Gesaintzabl des Personals so vorsiditig 
bemessen wird, daß der Betrieb die notwendige 
personelle Beweg! ichkelt behält, um sich jeder- 
zeit den wedise Inden Verkehrs Verhältnissen 
und der technischen Entwicklung anpassen zu 
können. 

Bei Abwägung der Vor- und Nachteile des 
Beamtenstatus muß beaditet werden, daß der 
Beamtenkörper, auch wenn er verhäUnismäflig 
klein gehalten wird, ein Element der Stabilität 
darstellt, das ©in so großer und für die gesamte 
VoJkswirtschaft zentraler Körper wie die DB 
braucht, um ständig seine Funktion als Träger 
des wirtschaftlichen Kreislaufs erfüllen zu kön- 
nen. Das ist auch die innere Begründung für den 
zitierten § 4 Nr. 2 des Bundesbeamtengesetzes. 

c) Der schwerwiegendste Ein wand gegen den Be- 
amtenstatus sind die hohen Pensions lasten. Die 
Frage ist im II. Teil des Berichts Abschnitt C 
behandelt worden. An dieser Stelle ist nur fest- 
zusteilen, daß die Pensionslast untrennbar mit 
dem EeanitenstaUis verbunden, ist. Die Pensions- 
last rist weder betriebsfremd noch eine politische 
oder gemeinwirtschaftliche Last, sondern steht 
in unmittelbarem Zusammenhang mit der Per- 
sonalpolitik der DB und ihrer RediLsvorganger 
[mit gewissen Ausnahmen als Folgen des letz- 
ten Krieges). Die Bejahung des Beamtensicitus 
— und die DB bejaht ihn — bedeutet auch eine 
Bejahung der Pensionslast. Man kann nicht Be- 
amte einstehen, aber die daraus folgenden Pen- 
sionslasten nicht volt übernehmen wollen. Wenn 


man der DB einen Teil der Pensionslasten ab- 
nehmen will, so ist das eirfe Hüfe, die wegen 
der sdiwierigen Finanzlage der DB erfolgt, im 
Hinblick auf die bestehenden Sonderhelastun- 
gen und außerdem zur Herstellung gleicher 
Startbeding ungen notw'endig ist. 

Nicht außer acht zu lassen ist schließbdi noch, 
daß eine Umstell img vom Beamtenstatus auf 
einen soidien von Angestellten und Arbeitern 
auf viele Jahre hinaus keine finanziellen Vor- 
teile bringen, im Gegenteil wegen der sozialen 
Beiträge und audi wc-gen voraussichüicii höhe- 
rer Löhne erhöhte Kosten verursachen würde. 
Der Gegenposten in Gestalt des Wegfalls der 
Pensionen würde erst nach Jahrzeluiten ins Ge- 
wicht fallen. 

4, Als Ergebnis dieser Erwägung hat sich die Kom- 
mtssion grundsätzlicii für die Beibehaltung des Be- 
amiertstatus als Grandelement der Personaiwirt- 
sdiaft der DB entschieden. Die Zahl der Beamten 
soli jedoch möglichst kfein gehalten werdem Das 
augenblickliche Verhältnis von 51,5 : 48,5 v, H. isl zu 
hoch. 

Die Ent Wicklung des zahlenmäßigen Verhältnis- 
ses zwisdien Beamten und Arbeitern von 1936 bis 
1959 ist aus der Anlage 3 zu diesem Be richtsteil zu 
ersehen. Danach hat das Verhältnis betragen: 

Beamte : Arbeiter 


1936 (Reidisgebiet) 

42,6 

57,4 

1950 

38,4 

61,6 

1957 

47,9 

52,1 

1959/ Juli 

51,5 

48,5 


Das Verhältnis Beamte zu Arbeitern ist mithin 
nach dem Kriege zunächst unter den Stand von 
I93Ö abgesunken, um dann schnell zu stelgeD. Es 
liegt zur Zeit ganz erheblich über dem Stand von 
1936. 

Gemessen an dein Stand von 1936 (Reidisgebiet) 
hat die Zahl der Beamten betragen: 

im Jahre 1950 = 69,1 v. H. der Beamtenzahlen 
von 1936 

im Jahre 1957 = 84,2 v. H. der Beamtenzahlen 
von 1936 

im Jahre !959/JuJi ~ 8ö,0 v. H. der Beamten- 
zahlen von 1936. 

Gegenüber 1950 ist die Zahl der Beamten im 
Jahre 1957 um 21,9 v.H. und im Juli 1959 um 27,4 
v. H. gestiegen. *) 


*) Angenierkt sei hierbei audi die besonders starke Verbe- 
amtung der weibHtheu Bürokiäfte, Nadi einer von der 
DB vorgelegten Übersicht besdiäftigte sie im Oktober 
1958 

1. rd. 2000 weibliche Beamte im mittleren Dienst 
rd. 2700 weibliche Hilfskräfte im Beamtendienst 

(die die DB als „schreibgewandte Ar- 
beiterinnen auf Beamlendienstposten'' 
bezeidmet) 
id, 4700 insgesamt 

2. rd. 3600 Sdireibkräfte (als angesteütenversidre- 

rungspfliditige Arbeiterinnen), 
(Fortsetzung der Fußnote siehe Seile 233) 
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Besonders deutlich xeigt sich die Tendenz der 
fortschreitenden Verbeamtung in den Besoldungs- 
gruppen A 5 bis A 8, die von 1950 (83 267 Beamte) 
auf 1959 — Juli — (129 470 Beamte der gleichen Be- 
soldungsgruppen) um 55,5 V. H. zugenommen hat. 

Die Kommission ist der Meinung, daß hier eine 
Änderung in der von der Dß verfolgten Personal- 
politik eintreten muß. Die DB hat in einer Stellung- 
nahme zum Gutachten Ottmann {Seite 152) selbst 
ein Verhältnis von 45 (Beamte) : 55 (Arbeiter) als 
normal bezeichnet. Auch dieses Verhältnis scheint 
noch zu hoch. Nach Meinung der Kommission sollte 
zunächst ein VerhälliUs 40 (Beamte) : 60 (Arbeiter) 
als erstes Z/e/ angeslrebt und erreicht werden. !m 
Zuge der weiteren Entwicklung der DB zu einem 
kaufmännisdi geführten, eigenverantwortlichen 
Wettbewerbsunternelunen, wie sie die Kommission 
im Auge hat, sollte die Zahl der Beamten im Ver- 
hältnis zu den Arbeitern noch weiter verringert 
werden. 

Es ist unter diesen UTn.standen nicht vertretbar, 
daß die DB immer noch eine weitere Vermehrung 
von Planstellen für Beamte vornimmt^ Der von der 
DB angeführte Grund, daß sie mit dieser Vermeh- 
rung der bereits erwähnten Eatsddießimg des Deut- 
schen Bundestages Rechnung trage, die den Stel- 
lenpuffer mit Beamtenkräften ausfüllen wolle, ist 
nicht stichhaltig, Wie schon unter UI. Ziffer 4 gesagt, 
verkennt die Entschließung das Wesen des Stellen- 
puffers, das gerade darin besteht, eine bestimmte 
Zwischenstufe zwisdien Beamten- and Arbeiter- 
tätigkeiten aus Gründen der Anpassungsmöglichkeit 
an den Verkehr nidit mit Beamten zu besetzen. 

Die Dienstpostenbewertung steht der Verringe- 
rung nicht entgegen. Wie schon dargclegt, kann die 
Dienstpostenbew^ertung nicht sozusagen automatisdi 
bestimmte Dienstposten als Beamtendienstposten 
und andere als Arbeitcrdienstposten klassifizieren. 
Vielmehr ist es stets eine Ermessensfrage der Ver- 
waltung, wie sie das Zahlenveibältnis von Beam- 
ten zu Arbeitern gestalten will; erst in dem so ge- 
steckten Rahmen kann die Dienstpostenbewertung 
erfolgen. 

5, Der Vollständigkeit halber seien noch die Per- 
sonalverhältnisse in einigen Nachbarländern ge- 
streift. 


Die DB will niu che letzten 3600 weiblichen Kräfte 
als Sdireibkräfte gelten lassen, während es sich nach 
ihrer Angabe bei den rcl 4700 Kräften um Personal 
handele^ das zwar auch schreiben könne, vornehmlich 
aber Büroarbeiten erledige und daher Beamteneigen- 
sthaft habe, uiii anderen Worten, daß diese Kräfte so- 
genannte SacharbeheTinnen seien. Diese Wertung 
kann man nidit annehmen, well es aller VerwaUungs- 
erfahrung widersprächt, daß die Zahl der Schreib- 
kräfte geringer — und zwar um 1100 Köpfe — sein 
soll als die Zahl der Sachbearbeiterinnen. Ersiditlich 
sind hier Schreibkräfte in erheblicher Zahl in das 
Beamten Verhältnis übergeführt worden bzw. sollen 
Beamte werden. 

Die DB dürfte in der Verbeamtung weibischer Büro- 
kräfte, obwohl sie eine Betriebsverwaltung ist, we- 
sentlich weiter gegangen sein als die floheitsver- 
waltungen! 


la Frankreich und Betgien wird zwischen Hilfs- 
kräften und Stammpersonal unterschieden. Das 
vStammpersonal, das in Frankreich rd. 95 v. H, des 
Personals ausmactit, hat eine Rechtsstellung etwa 
zwischen den Beamten und Ang es teilten deutschen 
Rechts, ist also niciit so fest mit dem Unternehmen 
verbunden wie die deutschen Beamten. 

Auch in der Schweiz gibt es diese feste Verbindung 
nidit, da der Beamte auf Zeit bestellt, allerdings 
regelmäßig wiederbestelit wird. 

Die Niederlande betreiben ihre Eisenbahn als 
Aktiengesellsdiafl, wobei die Personalverhältnisse 
der Bediensteten durch staatliche Rechtsetzung ge- 
ordnet sind. 

Gleidie rechtliche Verhältnisse wie in der Bun- 
desrepublik Deutschland bestehen in ösferreich, wo 
ein Teil der Bediensteten, und zwar der größere Teil, 
Beamte im deutschen Sinne sind. 

Der kurze Überblick zeigt, daß es in all diesen 
Ländern — ■ außer österreidr — zwar keine Beamten 
im deutsdien Sinne gibt, daß aber das Bestreben 
vorliegt, einen festen Stamm von Bediensteten zu 
bilden, der in beamtenähnlidier Form fest mit dem 
Unternehmen verbunden ist. 

VL Das Einsparungsprobiem 

1. Wie einleitend bemerkt, haben die Personal- 
kosten der DB im Jalire 1958 mit rd. 4700 Millio- 
nen DM rd. 67 v, H. der Aufwendungen der Betriebs- 
rech au ng betragen. 

Nach den statistischen Angaben der DB für 1957, 
Seite 354, Abschnitt C, entfallen im Durdischnilt 
jährlich auf den Kopf 

des Beamten . . . rd. 7 100 DM (nur Gehälter), 
des Arbeiters , . , rd, 5 400 DM (nur Löhne), 

an Gesamt-Personal- 
kosten (einschließlich 
RuhegehäUer,Neben- 
bezüge, Reisekosten, 

Wohlfahrtsausgaben) rd. 9 000 DM. 

Die Zahlen zeigen die außerordentliche Bedeutung 
des Einsparungsproblems. Eine Vermindenmg z, B. 
um 25 000 Köpfe, wie sie die DB in der Zeit von 
April 1958 bis Juli 1959 vorgenommen hat, niuß bei 
einem Durc^isdinitt pro Kopf von 7000 DM (Bezüge 
und sonstige Personalkosten, ohne Ruhegehälter) 
eine jälirliche Ersparnis von rd. 175 Millione.n DM 
bringen. Dazu kommen noch die unsichtbaren Er- 
sparnisse, die sich aus dem Wegfall der Kosten 
für Arbeitsplätze ergeben. Es muß daher alles daran 
geseivA werden, den Personal kör per der DB, selbst- 
verständlich ohne daß Betrieb und Sicherheit leiden 
oder der einzelne Mann überlastet wird, so klein 
j wie möglich zu hallem 

2. Daß eine Verminderung des Personalkörpers der 
DB möglich ist, zeigen Vergleiche mit dem Jahre 
1936, Vergleiche mit anderen Eisenbahnverwaltun- 
gen sowie die zahlreichen personalsparonden Ratio- 
nal islerungsmöglichkeiten und scbließUeh am deut- 

I liebsten die Tatsache, daß die ÜB selbst in der Zeit 
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von April 1958 bis Juli 1959 — also in 15 Monaten 
— rd. 25 000 Köpfe eingesparl hat und auf diesem 
Einsparungsweg weiter fortsdireitet. 

Vor weiterem sei hier bemerkt^ daß es nicht Auf* 
gäbe der Kommission »ein kann — und ihr audi 
personell und zeitlich gar nicht möglich war — den 
großen Personal kÖrper der DB im einzelnen durdi- 
zuprufen und dementsprechend ins einzelne .gehende 
Sparvorschläge zu machen. Die Kommission kann 
nur einen Überbiick im Großen geben und darlegen, 
in welcher Größenordnung sie Personaiemsporun- 
gon in den nächsten Jahren in den einzelnen Dienst- 
zweigen für möglich hält und vorschlägt, 

3, Vergleich mit dem Jahre 1936 

Für den naheliegenden Vergleich mit der Vor- 
kriegszeit wird im allgemeinen das Jahr 1936 ge- 
nommen *), weil dieses Jahr nicht mehr unter dem 
Druck der Arbeitslosigkeit, andererseits aber auch 
nodh nicht so stark im Zeichen der Aufrüstung stand 
wie die späteren Jahre, Eine Schwierigkeit ergibt 
sich hierbei daraus, daß die Zahlen für 1936 das 
damalige Reidisgebiet und die Machkriegszahlen 
nur das kleinere Bundesgebiet umfassen. Die Per- 
sonalzahlen für 1936 müssen daher auf das Bundes- 
gebiet projiziert werden, wofür im allgemeinen — 
audh seitens der DB — ein Umrechnungsschlüssel 
von 60 V. H. angewandt wird. Neuerdings hat die 
DB unter Berufung auf die größere Bevölkerungs- 
und Verkehrsdichte im Bundesgebiet Bedenken 
gegen den 60 v, H. -Schlüssel erhoben und hierzu 
auf folgende Verhältnis wer Le hinge wiesen: 



nuö 

ijebict) 

1057 

{Quntlcs' 

Verhall niswrrl 
3fil.^7 ; msö 

Wagennchs-km 
(Mrd.) .... 

29.8 

2U2 

71,1 V. H. 

Personen-km 
(MrdJ .... 

43,5 

43,3 

99,5 V. H. 

Beförderte Ton- 
nen (Millionen) , 

452,0 

307,0 

67,9 V. H. 

Zahl der Bahn- 
höfe, Haltestel- 
len usw. . . . 

12 304 

7 941 

64,5 V. H. 


Die Kommission hat nicht verkannt, daß der Ver- 
gleich mit 1936 nur mit Einschränkung verwendbar 
ist. Der Vergleich ist keine Redienaufgabe, son- 
dern kann immer nur Annäherungswerte ergeben. 
Die Kommission ist daher audi bei ihrem Vergleich 
nicht von manipulierten Zahlen (also nicht etwa 
von den um einen bestimmten Hunclerlsatz gekürz- 
ten Zahlen von 1936), .sondern von den tatsächlichen 
(lOOVfligen) Personalzahlen für 1936 ausgegangen 
und hat diesen Zahlen die tatsächlichen Zahlen der 
Nachkriegsjahre gegenübergestellt unter gleichzei- 
tiger Angabe des Prozentverhältnisses dieser Zah* 


*) z, B. Gutaditen MorgenthaLer vom 3. August 1955 
(Seite 55) und Gutachten Homberger/CoUier vom 
17 April 1950 


len zu 1936. Je näher dabei die für das Bundes- 
gebiet errechneten Prozentsätze an 100 heran kom- 
men, um so größere Aufmerksamkeit verlangen 
diese Zahlen, weil sie sich um so mehr den Zahlen 
von 1936 (Reidisgebiet) nähern und daher überhöht 
erscheinen, ln diesem Sinne sind auch die nachfol- 
genden Zahlen zu werten, die der Anlage 3 zu die- 
sem Berichtsteil entnommen sind und zeigen, daß 
der Gesamtpersonaistand (Tagewerkseinheiten) — 
ohne Nachwuchs und Saarland — 

im Jahre 1950 = 76 A v. H. 

im Jahre 1957 = 74,6 v. H. 

im Jahre 1958 = ?5.? v. H, 

(April) 

im Jahre 1959 = 72,6 v, M. 

(Juli) 

der Personalzahlen von 1936 betragen hat. 

Eine Kontrollrechnung, bei der die Personalbe- 
stände der Eisenbahndirektionen des Bundesge- 
bietes (ohne Werkstätten) 1936 (damals Reidis- 
bahn) mit 1957, 1958 und 1959 — jeweils mit ihren 
effektiven Zahlen — gegenübergeslelU sind (vgb 
Anlage 4 zu diesem Berichtsteil), führt zum glei- 
chen Resultat. 

Nadi dieser Rechnung waren die Direktionen dos 
Bundesgebietes im angemeinen DuTchs<J:initt stär- 
ker besetzt aJs 1936: 

im Jahre 1957 um 31,7 v.H, 

im Jahre 1958 um 30,8 v, H. und 

im Jahre 1959 um 25,5 

ln diesem Zusammenhang darf auch nicht über- 
sehen werden, daß der relativ größeren Zahl an 
Tonnen-km und Personen-km erhebliche Irtvestitio- 
nen gegenüberstehen, nrit denen vor allem in der 
Rationalisierung Erfolge auf personellem Gebiet, 
cl. h, Einsparungen^ erzielt werden sollten. 

Die DB erklärt dieses Anschwellen mit den ver- 
schiedensten Umständen, wie; kürzere Arbeits- 
zeiten, Änderung der Dienstdauervorsdiriften, Ver- 
besserung der Urlaubszeiten, höherem Kranken- 
stand und auch höheren Transportieis tu ngen (rd, 
5,7 V, H,), Abgesehen davon, daß diese Umstände 
nicht einfach mathematisch genau in Personalver- 
mehrungen umgerccimet werden dürfen, wie über- 
haupt gerade die sozialen Verbesserungen in Ge- 
stalt kürzerer Arbeitszeiten im Grundsatz durch 
eine Verbesserung, nidrt aber durch eine Verrin- 
gerung der Produktivität erkauft werden sollten, 
bleibt doch der Eindrude bestehen, daß der Per- 
sonaJstand der DB — gemessen an dem Personal- 
Stand der gesamten ehemaligen Reichsbahn mit 
ihrem erheblidi größeren Gebiet — zu groß ist 
und daß nadi Millein und Wegen gesucht werden 
muß, den Persona} st and wesen flieh zu verringern. 


°] Erhebiich über diesen DurdisdiniUszahleu (Juli 1959) 
liegen die Direktionen; 

Augsburg nnl 49,9 v. H. Nürnberg nüt 49,3 v. H, 

Frankfurt mit 49,0 v. l-I. Regensburg mit 35,3 v. H. 

München mit 50,9 v, H. Stuttgart mit 39,7 v. H. 

Hier wäre eine Nachprüfung der besonderen Ursachen 
seitens clor DB notwendig. 
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Diese Wege werden in erster Linie in Ra^ionci/j- 
sierungsmaßiiahmen bestehen, dcineben aber audi 
in der ßeseingung de^s Personalpoisiers, das sich 
erfahrungsgemäß bei jeder Verwaltung im Laufe 
der Jahre bildet. Die DB hat erfreulicherweise einen 
solchen Weg beschritten, indem sie eine Einslol- 
lungssperre angeordnet hat dergestalt, daß nur jede 
fünfte freiwerdende Stelle wiederbesetzt werden 
darf. Auf diese Weise konnte der Personalbestand 
der DB von April 1958 bis Juli 1959 (letzte vorhan- 
dene Zahl) um 25 OÜO Personen gesenkt werden. In 
dieser Zahl sind die Ergebnisse von Rationalisie- 
rungsmaßnahmen, aber auch gewisse Erfolge auf 
dem Gebiete der Straffung der Verwaltung enthal- 
ten. Die DB sollte diese Aktion mit Enischiedeiilieit 
forlsetzen. 


4, Vergleich mit der französischen Eisenbahn 
(SNCF) 

Lehrreich ist audi ein Blick auf die französisdre 
Eisenbahn (SNCF), die trotz einer um ein Drittel 
größeren Streckenlänge im Jahre 1957 rd. 25 v. H, 
weniger Personal beschäftigte als die DB (358 000 : 
480 000). 

Die Kommission hat hierüber eine voTgleidiende 
Studie anfertigen lassen, die zwar gewisse Erklä- 
rungen für die erheb lidien Unterschiede in der Per- 
sona Ibesetzung gibt, aber dodi erkennen läßt, daß 
bei geeigneten organisa torischen Maßnahmen sehr 
wohl erheblidie Personalverminderungen bei der 
DB möglich sein müßten. 

Es kann hier nicht auf Einzelheiten der Studie 
und des Vergleichs mit der französischen Eisenbahn 
eingegangen, sondern nur in ganz großen Zügen 
folgendes fesLgehalten weiden: 

Die Hauptunterschiede zwischen den beiden Ba)i- 
nen liegen im 


Betrieb 

bei der SNCF weniger rd. 24 000 Köpfe 

Verkehr 

bei der SNCF weniger i d. 30 OOO Köpfe 

Maschinen- und Werkstättendienst 

bei der SNCF weniger rd. 25 000 Köpfe 


Zugbegleitdienst 

bei der SNCF weniger rd. 19 000 Köpfe 

Triebt ahrzeugdiensl 

bei der SNCF weniger rd. 25 000 Köpfe. 


Die Studie erklärt das Mehr an Personal bei der 
DB mit versdiiedenen Gründen: 

Einmal damit, daß die SNCF tedhnisdi weiter fort- 
geschritten ist als die DB. insbesondere auf dem 
Gebiet der Elektrifizierung und des aiUoniatisdien 
Blocksyslems, 

weiter damit, daß trotz größerer Streckenlänge 
in Frankreidi die Zahl der Bahnhöfe und Stell- 
werke in der Bundesrepublik Deutsdiland etwa 
doppelt so groß ist wie in Frankreidi und daß die 
Transportleistungen der DB größer sind als die 
der SNCF, was wieder auf die größere Bevölke- 
rungsdichte und gewisse Ballungszentren in 
Deutschland zurüdmiführen ist. 


Es wird ferner in der Studie vermerkt, daß die 
SNCF ihren Zugbegleitdienst sehr stark rationali- 
siert hat, sowie daß cs in Frankreich keine Bahn- 


polizei und erheblich weniger Bahnsteigsperren- 
personal gibt. 

Schließlich v/ird, ohne Folgerungen daraus zu 
ziehen, in der Einleitung der Studie auf die ver- 
schiedenartige Verwaltungsorganisation der beiden 
Bahnen hingewiesen: 

In der Biindasrepablik Deutschland 
eine veilhiltnismäßig kleine Zentiaiverwaltung 
mit einigen besonderen Zentralämtern, 17 Direk- 
tionen; darunter die Ämter, t/e^renn/ nach Be- 
triebs-, Verkehrs- und Masc^iinenämtern; 
in Frankreich 

eine starke Zentralvcrwaltung, darunter nur 6 
Bezirksdirektionen und auf der Ämlerebeno keine 
Trennung zwischen Betrieb und Verkehr. 
Interessant ist auch die Feststellung, daß für die 
SNCF eine ständige Finanzkontroilkommission, die 
ausschließlich mit Beamten des Finanzministeriums 
besetzt ist, besteht, ferner eine parlamentarische 
Kontrollkommjssion, die von beiden Fläu.sern des 
Parianients eingesetzt worden ist. 

Die Kommission empfiehlt der DB, diese Studie 
unvoreingenommen zu prüfen und insbesondere 
dort, wo größere Unterschiede in den Personal- 
Zahlen vorliegen, den Gründen hierfür nachzn- 
gehen und gegebenenfalls entsprechende Folge- 
rungen für sich zu ziehen. Man kann an der Tat- 
sache nicht Vorbeigehen, daß von 1950 bis 1957 die 
französische Bahn eine Personateinsparung von rd. 
20 V. tk vorgenommen hat, w^ährend die deutsche 
Bahn in dieser Zeit ihren Personalkörpei nur um 
2 V. //. verminderte. 

Die Kommission hat mil Befriedigung testgestellt, 
daß die DO selbst leblraft bemülU ist, neue Wege 
einzuschlagen, um auf diesem Gebiet aufzuholen 
(z. B. durcti Sdiließung von Abfertigungen und 
Bahnhöfen), 

5. Neben diesen mehr allgemeinen Vergleichen 
hat die Kommission eine Prü/img der einzelnen 
Dienstzweige dahin vorgenommen, inwieweit durdi 
Rationalisieiunys- und organisatorisdre Maßnahmen 
in den nächsten .Iahten Personal eingesparl werden 
kann. Die Ergebnisse dieser Cberle gangen sind an- 
schließend in einer von der Kommission auf gestell- 
ten, nach Dienstzweigen geordneten Personaibilanx 
niedergeleyl, zu der vorweg folgende Anmerkungen 
zu machen sind: 

Die Zahlen, die für die einzelnen Jahre und als 
Einsparungsmöglichkeiten angegeben sind, sind 
— den Zahlen der DB folgend — Tage werk s- 
köpfo (-einheiten). 

Die Zahlen für 1936 sind, ebenso wie es seitens 
der DB und im Gutachten Morgen thaler gesche- 
hen ist, dem Reichsbahn-Handbuch 1937 ent- 
nommen und umfassen das gesamte damalige 
Reidisgobiet. Die Zahlen für 1950 bis 1957 sind 
von der DB geliefert, und zw^ar sind die Zahlen 
für 1936, 1950 bis 1957 Jahresdiirdisdniittswerte, 
während die Zahlen für 1958 den Stand vom 
April 1958 und die Zahlen für 1.959 den Stand vom 
Juli 1959 als die für den Beginn und den letzten 
Stand der Einsparunysuktion der DB maßgeben- 
den Daten wiedergeben. 
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Dienstzweig 1: Verwaltung 

Personal 

(Ta.gewerkseinhei ten) 




1936 jg,jQ 

1957 

1958 

1959 

(Reichsgebiet) 

(April) 

(Juli) 

45 911 

abzüglidi Nadiwudiskräfte (geschätzt) . 1 ÜÜO 

44 911 29 086 

30 771 

31 416 

31 093 


Verhältnis zu 1936 - 64,8 v. H. 68,5 v. H. 70 v. H. 69,2 v. R 


Während in den anderen Dienstzweigen mit Aus- 
nahme de^ Kraflfnhrdicnstes (für den besondere 
Verhältnisse vorliegen) eine Verminderung oder 
jedenfalls nur eine geringe Vermehr uny des Perso- 
nals zu verzeichnen ist, zeigt der Verw^altungsdienst 
von 1950 auf 1959 einen starken Anstieq um rd. 
7 v.M. 

Eine Absenkung dieses hohen Standes müßte 
möglich sein. Außerdem müßte im Zuge der Per- 
sona leinsparung bei den übrigen Dienstzweigen, 
die eine Verringerung um 84 000 bis 100 000 Köpfe 
erbringen sollen, eine weitere Vermindeiung im 
Verwaltungsdienst erfolgen können, weil die Ab- 
senkung des Personalstandes bei den übrigen 
Dienstzweigen sich audi in einer Verringerung des 
Verwaltungsdienstes aus wirken muß, l^a der Ver- 
waltungsdienst rd. 6,5 V. H. des Gesarntpersonals 
umfaßt, sollte bei einer Gesamteinsparung von rd. 
84 000 bis 100 000 Kräften nach Ansiciit der Koni' 
mission eine Einsparung von we7i/gs/en.s 4500 
Kruf/en ini Verwaltungsdienst erfolgen können. 

ln diesem Zusammenhang soll kurz ' — gewisser- 
maßen symptomatisdt — die Besetzung des höheren 
Dienstes im allgemeinen sowie der Hauptverwaltung 
der DB und der beiden Zcntralämter in Minden und 
München gestreift werden. 

Der höhere Dienst umfaßte: 

1936 — 2230 höhere Beamte (ohne A.ssessoren] 

J957 — 2054 höhere Beamte (ohne Assessoren), 

Die Zahl der höheren Beamten betrug inithin im 
Bundesgebiet 1957 rd, 89 v, H, der Zahl der höheren 
Beamten im Reichsgebiet i93ü. Die Zahlen bestä- 
tigen die schon in den Gutachten Ottmann und 
Morgentlunier geäußerte Ansicht, daß che Zahl der 
liöheren Beamten erheblich zu hodi ist und einge- 
sdiränkt werden muß. 

Die Haupt Verwaltung der DB um faßte 

/937 (Reidrsgebiet — damals als Eisenbahnabtei- 
lung des ReichsverkehrsminisLeriums) 

. 687 Köpfe (davon 565 Beamte) 

1957 (Bund) 

570 Köpfe (davon 482 Beamte) , 

Das Personaf der Hauptverwaltung betrug mit- 
hin 1957 (Bund) 83 v. H. des Standes von 1937 


(Reich), Für die Beamten ist die entsprechende Zahl 
sogar 85,3 v, H, 

Auch hier müßte nach Auffassung der KojurnjssJon 
eine Einschränkung möglich sein und vorgenommen 
werden (Dezentrali,salion). 

Die beidtm Reichsbahnzenfrotümter Berlin und 
München zählten nadi den Angaben des Rendis- 
bahnhandbudies 1939 (Seite 33), die auch von der 
DB bestätigt worden sind: 

Berlin 1 350 Köpfe, 

München 41? Köpfe. 

Um die Berfiner Zahf mit dem Jahre i95? ver- 
gleichsfähig zu machen, müssen gewisse organisato- 
rische Änderungen berücksichtigt werdent wodurch 
sich nach Angabe der DB die Berliner Zahl auf 
1750 Köpfe erhöht. In München sind solche Ände- 
rungen von der DB nicht angegeben worden. 

Mithin umfaßten J937 = Berlin 1 750 Köpfe 

Mündven 41? Köpfe 
zusammen 2 167 Köpfe. 

Für J957 ergeben die Statistischen Angaben der 
DB (Seite 352)^ 

für das BZA Minden 1 893 Köpfe 
für das BZA Mündten 1 101 Köpfe 
zusammen 2 994 Köpfe. 

Die beiden Ämter ztisarnmen haben mithin einen 
um 38,1 v.n. höheren Personalbestand als 1937, 
Nimmt man das Versudrswesen und den Abnahme- 
dieast heraus, so bleiben für die reinen Zentraiamts- 
auf gaben nach Angabe der DB: 

1937.' RZA' Berlin 1 006 
(1 750—744),' 

RZA Mündien 382 

[417—35) = 1 388 Köpfe 

f957: BZA Minden 1 159 
(I 893—734),' 

BZA München 842 

{1 101—259) = 2 001 Köpfe 

= 4' 613 Köpfe 
(4 44,2 v.H.) 

Die DB begründet diese — ■ insbesondere in Mün- 
chen auffallende — Vergrößerung mit der schnellen 
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tedinisdien Entwicklung nadi deni Kriege (Elektri- 
fizierung,^ Verdieselung, neuzeitliciie Signal- und 
Fernmeldetechnik, Entwicklung neuer Wagentypen, 
Mechanisierung der Arbeiten am Oberbau usw.), 
die aber nach Ansicht der Kommission eine Per- 
sotialbeseUung der Ämter in diesem Umfange nicht 


reditfertigt. Tm übrigen wird hierzu auf die Aus- 
führungen im VII, Teil (Anregungen für organisa- 
torische Änderungen) verwiesen und auch an die- 
ser Stelle die besddeanig/e Zusammenlegung der 
beiden Ämter und Einschränkung ihrer Auigaben 
empfohlen. 


den OberbaudiensL 
den Signaldienst 


Dienslzweig H: Baudienst 

mit 5,5 V, H. 
mit 15,9 v: 11. 


Der Baudienst umfaßt nach Angabe der DB 
mit 67,6 v.H. den Fernmeldedienst 
mit 11,0 v.H. den Hochbau und Sonstiges 


Personal 

(Tagewerkseinheiten) 



1936 
(Reidis- 
' gebiet) 

1 

1 

1 

1 

1950 

1957 

1958 

(April) 

J959 

(Juli) 

Beamte 

. 15 775 

13 616 

(8f> v.H.) 

15 

265 

(96,6 v.H.) 

20 

563 (130 v.H.) 

20 

45? (130 v.H.) 

Hilfskräfte . . . , 

4 830 

3 905 


2 

692 


3 

000*) 

3 

000^) 

Arbeiter ...» 

. 64 682 

53 432 

(82,6 v.H.) 

46 

591 

(72 v. H.) 

44 

708 (69,4 v.H.) 

42 

046 (65 v.H.) 

Angestellte . . * 

40 

225 
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Zusammen , , . , 

. 85 327 

71 178 


64 

786 


68 

271 

65 

503 

Verhältnis zu 1936 



83,5 V. H. 



76 V. l-l 


80 v.R 


76,8 V. H. 

■^1 gesdid tzl ^zM.sammen 

m.i t .\Tig es t el U en) 










Der Baudienst ist, wie der Vergleich mit dem i 
Reichsgebiet 1936 zeigt (1950 — 83,5 v.H., 1959 = I 
70,8 V. H,j. überbesetzt. Die übeTbesetzung prägt 
sid\ vornehmlich in der Gruppe der Beamten aus, 
deren Zahl im Juli 1959 um 30 v, H. über dem 
Reichsstand 1936 liegt. Hier hat eine besonders 
starke Verbeamtung statlgefunden. 

Die Kommission hält im Baudienst eine Einspa- 
rung von rd. 6 ÖÖÖ Köpfen lür möglich. Dieser 
Dienstzweig würde dann immer noch 70 v. H. des 
entsprechenden Personalstandes von 1936 (Reichs- 
gebiet) umfassen. Wie aus der Übersicht über den 
Dienstzweig lil (Bahnbewachungsdienst) ersichtlidi, 
hat die Kommission, der DB folgend, den Baudjens/ 
und den Bewachungsdienst hinsidrtlich der Perso- 
naleinsparung zusammengefaBt und die Einsparung 
zusammen auf 12 000 Kräfte bemessen. 

Ein besonderes Problem ist die Organisation der 
Oberbauunterhaltung, die die DB zum größten Teil 
in eigener Regie und im übrigen im Wege der Ver- 
gabe an Unternehmer durchführt. Die entsprechen- 
den Zahlen sind nadr Mitteilung der DB folgende: 



ja^7 - 

• 

1 1956 

' 1950 

(hlshr-r 

T agewerkseinheiten 
eigener Kräfte . . 

28 065 

29 521 

29 300 

Tagewerksei nhei ten 
von Unternehmerkräf- 
ten 

12 663 

11 491 

1 J 206 

zusammen 

40 728 

41 012 

40 50f3 

Unternehraerkräfte , 

31,2v.H. 28,1 v.H, 

27,7 v.R 

eigene Kräfte 

68,8 v.H. 71 ,9 v.H. 72,3 v.H. 


Die Tendenz geht in Richtung vermehrter eigener 
Kräfte. 

Dic^ DB erklärt hierzu, daß sie den eigenen Per- 
sonalstand in einer Höhe hält, in der sie ihn das 
ganze Jahr über beschäftigen kann. Nur die Spit- 
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zen würden an Ui^ternehmer vergeben. Außerdem 
stellt die Oberbauunterhaltung, v^rie schon erwähnt, 
das Reservoir für andere Dienstzweige dar. 

Eine Untersuchung der Kosten, die das Haupt- 
priifungsdmt für die DB auf Wunsch der Kommis- 
Sion durdigeführt hat, ergab, daß das Unternehiner- 
tagewerk um 0,89 DM 2,25 v. H. teurer ist als 
das eigene Tagewerk der DB, Wenn man den zu- 
sätzlichen Aufwand der DB für die Überwachung 
der Arbeiten der Unternehmerkvafte berücksichtigt, 
beträgt der Unterschied 1,82 DM = 4,6 v. H. ln 
beiden Bällen ist aber die Pcnsionniost der spüter 
in den Beamtenstand übertretenden Arbeiter nicht 
beiücksicbiigt. Das Hauptprüfungsamt erklärt fer- 
ner, daß die DB zwar einen Stamm eigener Unter- 
haltungsarbeiter haben müsse, daß aber die Frage, | 
ob das derzeitige Verhältnis zwischen eigener 
Arbeit und Vergabe richtig sei, no(di offen sei; das 
Hauptprüfungsamt wolle dtese Frage prüfen. Audi 
sei der Reservegedanke nur so lange richtig, als es 
in der Unterhaltung einen ständigen NachJiolbe’ 
darf gebe. 

Die Kontrnission, die bereits im V. Teil Abschnitt j 
B V. — Oberbau — zu d leiser Frage Stellung genom- 
men hat, ist der Auffassung, 

a) daß die Reservewirtschaft die Persoiialkontrolle 
erschwert und die Gefahr in sich birgt, daß mehr 
Personal gehalten wird, als unbedingt erforder- 
lich ist. Die durch Rationalisierungsmaßnahrnen 
an bestimmten Stellen freiwercienden Kräfte 


können leicht in dieser Reserve verschwinden, 
womit der Rationalisierimgserfolg wieder auf- 
gc?hoben wird. Die im Vlh Teil (Anregungen für 
organisatorische Änderungen) vorgesehene Or- 
ganisations- und Persona Iwirtschaftsgruppe sollte 
hierauf ihr besonderes Augenmerk riditen und 
die personelle Vorratswirtschaft bei der Bahn- 
unterhaltung soweit als möglich einsdiränken, 
selbstverständüdi ohne daß dafür Personalreser- 
ven in den einzelnen Dienstzweigen gebildet 
werden; 

b) daß das bisherige Verfahren überwiegend eige- 
ner Regie im Zusammenhang mit der Prüfung 
durch das Hauptprüfungsamt neu durchdaciit 
werden müsse mit dem Zieh das Verhältnis von 
regieeigener Arbeit zu Unternehmerarbeit zu- 
nächst auf 50 : 50 zu bringen und im Zuge der 
weiteren Entwicklung eine noch stärkere Heran- 
Ziehung der Unlernehmer zu erreichen. Das be- 
dingt eine Umstellung und eine Planung auf 
lange Sicht, auf die sich der Unternehmer ein- 
steilen kann. Der Unternehmer wird dann auch 
billiger arbeiten können als bisher, so daß, ins- 
besondere wenn man nodh die Pensionsbelastung 
der Dö bei den eigenen Kräften be rüdes idUigt. 
die Unternehmerarbeit sidierlich nicht teurer ist 
als die Arbeit in eigener Regie. 

Eine t/msfeJ/ung von 50 : 50, die aber unUu Um- 
ständen noch weitergehen kann, würde eine 
weitere Vermjnderung der Tagewerkseinheiten 
um rd. lÖ ÖÖÖ Köpfe bringen. 


Dlehslzweig III: Bahnbewachungsdienst 

(Schranken Wärter, S t reckengehe r) 

Dienstzweig IV: Bahnpolizei 

Die beiden Dienstzweige werden zusammen be- 
handelt, weil für 1936 keine Trennung der Zahlen 
voriiegt,^ 


Personalstand 


■ 

1936 

(Reichsgebiet) 

1950 1957 

1958 

(April) 

' 1959 

, (Juli) 

Bahnbewachung 

Bahnpolizei . . ... 

j 30 252 

14011 13 165 

7 590 2 650 

12 804 

2 656 

12 166 

2 666 

Verhältnis zu 1936 .,...= 

21 601 15 815 

71,2 v.H. 52,2 v.H. 

15 460 

51 v.H. 

14 832 

49 V, H. 


Hier ist von 1950 auf 1959 eine Verminderung | 
der Kräfte zu verzeichnen, darunter bei der Bahn- 
bewachimg um rd. 1900 Kräfte und bei der Bahn- | 
poiizei um 4900 KräJte. 

Bahnpolizei 

Vor dem. ersten Weltkrieg hat es keine besonderem , 
Bahnpolizei gegeben. Sie ist erst als Folge der Wir- 
ren, die nadi dem ersten Weltkrieg und in ver- 
.stärktem Maße auch nach dem zweiten Weltkrieg 
auftraten, entstanden. 


Die Bahnpolizei umfaßt» 

Ende der 40er Jahre ^ rd. 10 000 Köpfe, 

im Jahre 1950 == 7 950 Köpfe, 

im Jahre 1957 = 2 650 Köpfe; 

auf diesem Stand befindet sie sich audi heute noch. 
Vach Auffassung der Kommission Hegen die 
Gründe, die seinerzeit zur Einführung der Bahn- 
potizei als besondere Organisation führten, heute 
nicht mehr vor. Die DB braucht heute nur eine Art 
Werkschutz zur Bewadiung der Güterböden und 
der beladenen Wagen sowie einen Fahndungsdienst 


238 


Deutsdier Bundestag — 3. Wahlperiode 


.Drucksadle 1 602 


Ähnlich den Hausdetektiven, die in großen Ver- 
kaufsstätten usw. eingesetzt sind. Der „Ordnungs- 
dienst" auf den Bahnhöfen und seinen Vorplätzen 
ist Sache der örtlichen Polizei, die dort — wie auch 
sonst auf öffenllidien Verkehrsanstalten — für Ord- 
nung, Ruhe und Sicherheit zu sorgen hat. Durch Ab- 
sprache mit der örtlichen Polizei, die auch einen 
großen Teil der Beamten übernehmen könnte, wäre 
für einen reibungslosen. Übergang des Ordnungs- 
dienstes auf die ortlidie Polizei zu sorgen. 

Die Kommission schätzt, daß auf diesem Wege 
mindesfe/is die Hüllte des jetzigen Personals 
1300 Kopie) eingespoTt werden könnte, so daß 
der DB für den Werksdiulz und den Fahndungs- 
dienst noch rd. 1300 Köpfe bleiben. 


Bahnbewadiung 

Die DB hat für die beiden Dienstzweige Bahn- 
bewachung und Baudienst zusan^men als Folge der 
geplanten Rationalisierungsmaßnahnien — insbe- 
sondere auf dem Gebiet des Signaldienstes — eine 
Verminderung der Kräfte innerhalb von 10 Jahren 
um 9000 Köpfe vorgesehen. Die Kömmission hat 
diese Zahl, ebenfalls für beide Dienstzweige zu- 
sammen, übernommen. 

Im Hinblick darauf, daß der Bavidienst ohnehin 
überbesetzt ist (siehe Dienstzweig H), hat die Kom- 
mission iür beide Dienstzweige zusammen 12ÖÖ0 
Köpfe als Einsparung eingesetzl. 


Diensfzweige V A und V B; Betriebs* und Verkehrsdienst 

flm Jahre 1936 liegen lür beide Dienste keine getrennten Zahlen vor. 

Personal 



1936 
(Reichs- 
* gebiet} 

1950 

1 

1957 , 

1 

1958 

(April) 

1959 

(Juli) 

Betriebsdienst 

Verkehr. sdiensl . , . . . 

j 223 273') 

105 32? 

55 533 

103 2Ö6 

5ß 101 

104 907 

58 885 

103 013 

58 616 

Insqt^samt 

. . 223 273 

160 8ß0 

161 387 

163 792 

161 629 

Verhältnis zu 1936 = . . . 


72,0 V. H. 

72,3 V, H. 

73,4 v.H. 

72,3 V, H. 


*) ohne 2'iOü Köpfe des KrahfahrcUenstes 


Die Personalzahlen der Nadikriegsjahre bewegen 
sich um 72 v. H. gegenüber dem Stand des Jahres 
1936 und müssen als hoch bezeiclinet werden. 

ln diese Dienstzweige fallen unter anderem auclL 
die Personaieinsparungen, die sich aus der Stil- 
legung von Nebenbahnen und von Bahnhöfen, aus 
der Automatisierinig des Signalwesens und der Auf- 
hebung der Balinsteigsperren ergeben. Die DB be- 
ziffert diese Binsparungsmöglidikeiien im Zuge der 


I Rationalisierung innerhalb von 10 Jahren auf rd. 
1 1 500 Kräfte. Davon entfallen etwa 6600 auf die 
technische Rationalisierung bei Stellwerken, Signal- 
und Schrankenanlagen, etwa 2500 aul die Auf- 
hebung der Bahnsteigsperren und etwa 2300 auf 
den Abfertigurujsdienst. Die Komm/ssion glaubt, 
daß diese Zahl vielleicht noch höher angenommen 
werden kann, nimmt aber vorsichtigerweise in die 
Personalbilanz nur die von der DB angegebene Zahl 
auf. 


Dienstzweig VI: Zugbegleitdienst 

(Schaffner) 

Personal 


1936 


• 1 

1958 

1959 

(Rei dis gebiet) 

1950 

1957 

(April) 

(Jiüi) 

43 326') 

31 888 

29 124 

29 340 

26 805 

VerhäUnis zu 1936 = 

73,6 V. H. 

67,2 V. H. 

67,7 V. H. 

61,9 V. H. 


*) ohne I25ü Köpfe des Kraftwagen begleiklien.stes 
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In diesem Dienstzweig hat eine beachtliche Ver- 
minderung des Personals stattgefunden. Die DB 
gibt daher die noch möglidie Verringerung im 
Laufe von 10 Jahren nur mit rd. 700 Köpien an. Sie 
erklärt, daß die Rationalisierung in diesem Dienst- 
zweig, insbesondere auch die sogenannte „Nulh 
Mann-Besetzung" In den Güterzügen, voll durdi- 
gefuhrl sei, so daß sie hier keine weiteren Einspa- 
rungen mehr vornehmen könne. 


Weilere Einspai außen werden sich aber im Zuge 
der Einschränkung des Bezirkspeisonenverkehis 
{vgl. IX. Teil Abschnitt B Ziffer 5) und durch Ent- 
lastung des Zugführers von Sdireibarbeiten er- 
geben, die es ermögliditj ihn starker zur Fahrkar- 
tenkontrolle heranzuziehen und damit Zugbegleit- 
personal einzusparen. 


Dienstzweig VII: Betriebsmaschinendiensl 


Der Belriebsraaschinendienst besteht aus zwei 
Gruppen: dem Betriebsteil und dem Werkstätten- 
teil. 

Zum Beiriebsteil gehören die Kräfte, denen die 
Wartung und der Einsatz (ohne Fahrpersonal) der 
Triebfahrzeuge obliegt. Zum Werkstatlenteil ge- 
hören die Kräfte, die die kleine Unterhaltung der 


Triebfahrzeuge wahrzunehmen haben, also außer 
der Unterhaltung diejenigen Ausbesserungen, die 
nicht in den Ausbesserungswerken vorgenommen 
zu weiden brauchen. 

Zu diesem Dienstzweig gehört also nicht das Per- 
sonal der Werkstätten. 


Persona] 


1936 1 

1950 

1957 

1958 

1959 

(Reichsgebiet) 

(April) 

(Juli) 

71 138 

64 474 

57 892 

58 594 

54 682 

Verhältais zu 1936 = 

90,7 V. H. 

81,4 V, H. 

82,4 V. H. 

77 V. I I. 


Die Vethälliiiszahlen zeigen, daß hier in der 
Nachkriegszeit und auch heute notdi eine starke 
überbesetzung vorliegt, da die Besetzung dieses 
Dienstzweiges im Verhältnis zu 1936 (Reichsgebiet) 
mit 77 V. H. zu hoch ist. Hier können noch weitere 
Personalverminderungen erreicht werden. Nach An- 
sicht der Kommission inüßlen rd, 3000 Kräfte ein- 
gespart werden können. Die Personalbesetzung die- 
ses Dienstes würde dann immer noch etwa 72,7 v. H, 
des Personals von 1936 ira früheren Reichsgebiet 
betragen. 


Das Personal dieses Dienslzwelges wird auch im 
Zuge des Strukturwandels des Zugiörderungsdien- 
sies (Elektrifizierung, Verdieselung) verringert 
werden müssen. Die DB beziffert die infolge des 
Strukturwandels und der damit zusammenhängen- 
den Rationalisierung innerhalb von 10 Jahren frei- 
werdenden Kräfte auf rd, 7000 Köpfe. 

Die Kommission schlägt daher in diesem Dienst- 
zweig insgesamt eine Einsparung von 10 000 Kop- 
ien vor. 


Dienstzweig VII!: Triebfahrzeugdlenst 

Personal 


1936 

1950 j 

1957 1 

1958 

1959 

(Reichsgebiet] ' 

(April) 

(Juli) 

67 022') 

48 128 

52 193 

51 655 

48 273 

Verhältnis zu 1936 ^ 

71,8 v.H. 

78 V. H, 

77 V. H. 

72 V. H, 


g ohne 2224 Köpfe Kraftwagen füll rer 


Der Triebfahrzeugdienst ist — gemessen an den 
Zahlen von 1936 (Reichsgebiet) — reich lidi besetzt. 
Die Kommission will aber hierzu keine besonderen 
Vorschläge macinjn, sondern besdi rankt sich mit 
Rück.sicht auf die Entwicklung, in der sich dieser 


Dienstzweig infolge des Strukturwandels der Zug- 
förderung befindet, auf die Übernahme der Zahlen 
der DB, die als Folge des Strukturwandels inner- 
haib von W Jahren 17 400 Kräfte einsparen will. 
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Dienstzweig X: Kraftfahrdienst 


Dieser Dienstzweig ist irri Zuge der Motorisierung 
des Straßenverkehrs in starker Entwicklung begrif- 
fen, Vergleiche mit der Vorkriegszeit und auch den 
ersten Jahren nach dem Kriege lassen sich daher 
nidrt anstellen. 

Nur zur Unterrichtung werden folgende Personal 
zahlen genannt: 


1936 

(ReidisgebiGl) 


1950 


1957 


1958 

(April) 


1959 

(Juli) 


rd. 4 300 


rd, 5 700 11 466 1124? 10 771 


Die Entwicklung geht in verschiedener Richtungr 
je nachdem, ob es sich um den Güter- oder Per- 


sonenkraftverkehr handelt. Den Güterkraftverkehr 
will die DB aus der eigenen Regie entlassen, was 
bereits zu einer Einsparung von 400 Kräften geführt 
hat und nadi Durdilührnng der Aktion nach An- 
gabe der DB zu einer Verringerung um weitere 
1150 Kräfte führen soll. 

Auf dem Sektor des Personenverkehrs ist die 
Entwicklung noch ganz offen. Wenn sich diese Ent- 
wicklung nach den Vorstellungen der Konimission 
in der Riditung vollzieht, daß der Personenverkehr 
auf Nebenbahnen auf die Straße verlagert (ver- 
kraftet) wird (vgl. IIL Teil Abschnitt B), dann wer- 
den vermehrte Kräfte im Kraft fahrdien st einzusel- 
zen sein, denen aber größere Abgänge im Betriebs- 
und Verkehrsdienst sowie im Zugbegleitdienst ge- 
genübe nstehen müssen. 


Dtenstzweig XI: Schifisdienst 

Dieser Dienstzweig wurde von der Kommission nicht im einzelnen behandelt. 


Dienslzweig Vü: Werkstältendienst 

P e r s o n a 1 


1936 

(Reichsgebiet) 1 

1950 

1953 

1957 j 

1958 

(April) 1 

1959 

(Juli) 

88 860 

59 300 

56 556 

49 854 

49 890 

45 633 

Verhältnis zu 1936 — 

66,7 V. H. 

63.? V. H. 

56,1 V. H. 

56,1 V. H. 

51,4 V. H. 


Wie bereits im V, Berichtsteil unter B, IV, aus- 
geführt, ist der Werkstältendienst für den derzeiti- 
gen Arbeitsanfall — auch nach Ansicht der DB — 
erheblich zu umfangreidi. Gründe hierfür liegen in 
der Verminderung der Zahl der Triebfahrzeuge in- 
folge der Elektrifizierung und Motorisierung des 
Schienenverkehrs, im geringeren Unterhaltungsauf- 
wand der Fahrzeuge und anderem. 

Die DB hat daher schon ihrerseits einen Abbau- 
plan aufgestelll, in dessen Rahmen von 1953 auf 
1958 von 53 Ausbesserungswerken 10 Ausbesse- 
rungswerke geschlossen worden sind, mit einer Per- 
sonaleinsparung von rd. 1 1 000 Köpfen. 


Die DB plant, weitere 8 bis 9 Werke stiOzolegen, 
AuJ noch längere Siebt glaubt man, als Endstadium 
(etwa 1970) mit 23 bis 25 Ausbesserungswerken 
duskommeo zu können. 

Die DB gibt eine weitere Einsparung von 8600 
Kräften an, womit aber nur die zweite Stillegungs- 
aktion erfaßt sein kann. 

Die Konimvssio/i hat in der Personalbilanz üls 
Einsparung diese 8600 Kräfte und 2 usätziich JOOOÖ 
Kräfte für die letzte Welle der StUlegangsoktion 
entsprediend den bisherigen Einsparungsergebnis* 
sen veranschlagt. 
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Persona l-Blnsparungen 

durch Einschränkung des Bezirkspersonenverkehrs 

Die Kommission hat eine starke Einsdiränkung des 
Bezirkspersonenverkehrs vorgesdilagen. Sie ver- 
spri(±it sich davon eine Einsparung von 18 000 Kräf- 
ten. 

Die 18 000 Kräfte verteilen sich auf mehrere 
Dienstzweige: Betrieb, Verkehr, Maschinen-, Zug- 
begieit- und Triebfahrzeugdienst, Die Ko/nmission 
hat von einer Verteilung abgesehen und sich mit 
der Angabe der Gesamtzahl begnügt, weil eine Auf- 
gliederung nach Dienstzweigen bei dem gegenwär- 
tigen Stand der Frage noch verfrüht wäre. 


G e s a m t ü b ersi cht 
über die lür die nädisten Jahre 
vorgesdilagenen Personal ein sparimgen 


Dienstzweig 

1 

Vorschlag 

I 

Verwaltung 

4 500 

II 

und 

III 

Bau- und Bahnbewachung .... 

12 000 evtl. + 10 000 ätaikcr« Herünüdmiiu 

L'ttEeTnphixiernj 

IV 

Bahnpolizei 

1 300 

V 

Betrieb und Verkehr 

11 500 

VT 

ZugbegleitcUenst ....... 

— 

VII 

BetriebsmasdiinendierLst .... 

10 000 

VIII 

Tiiebf ahrzeugdien st 

17 400 

X 

Kraftfahrzeugdienst 

1 150 

XU 

Werkstättendienst 

8 600 evtl. -- 10 000 - 

Einschränkung 

des Bezirkspersonenverkehrs . 

18 000 


Insgesamt . , . 

84 450 


6. Die vorstehende Gesamtübersicht über die von 
der Kommission vorgesdilagenen Personaleinspa- 
rungen, gerechnet ab Juli 1959, schließt mit 84 500 
Kräften (Tagewerkseinheiten) ab. Dazu kämen noch 
10 000 Kräfte bei Umstellung der Oberbauunter- 
haltung auf vermehrte Vergabe an Unternehmer 
und lüOüO Kräfte für die dritte Welle der Still- 
iegungsmaßnahmen im Werk statten wesen. Auch 
im Kraftfahrzeugdienst liegen — insbesondere bei 
Änderung der Organisation — noch erhebliche Ein- 
sparungsmöglidikeiten an Personal, 

Die Kommission steill mit Befriedigung fest, daß 
ihre Vorschläge zum großen Teil den Auffassungen 
der DB entsprechen, die im Laufe der nächsten Jahre 
eine Binsparung von rd, 5G 4Ö0 Kräften, ebenfaiis 
gerechnet ab Juli JÖ59, erwarieL Die Differenz von 
rd. 28 000 Kräften rührt im wesentlichen daher, daß 
bisher nodi keine bezifferten Vorsdiläge der DB für 
die Einsparung im Bezirkspersonenverkehr luid im 
Verwaltungsdienst vorliegen und daß die DB audi 
keine Einsparungc^n bei der Bahnpolizei ins Auge 
gefaßt hat. 


Die Kommission hat davon abgesehen, eine Ver- 
teilung der Personaleinschränkungen auf einzelne 
Jahre vorzunehmen, weil die Schätzungen hierüber 
zu unsicher sind. Die Einschränkungen hängen audi 
zum großen Teil von RatLonalisierungmaflnahmen 
ab, die ihrerseits wieder einen höheren Kapital- 
einsatz voraussetzen. Im übrigen geben die Zahlen 
im IX. Teil Abschnitt B (Vorausschau), die aber 
nidit nach Dienstzweigen, sondern nach Investitio- 
nen der Bauabteilung und Maschinentechnisdien 
Abteilung, Werkstättenwesen und Bezirkspersonen- 
verkehr geordnet sind, einen Anhalt für die Ver- 
teilung der Personaleinsparungen auf die nächsten 
Jahre, Die dort genannten Zahlen sind niedriger 
als die hier angegebenen, weil sie sich nur auf 
einen Zeitraum von längstens 6 Jahren (1961 bis 
1966) erstrecken, während vorstehend — wie je- 
weils angegeben — mit einem Zeitraum von etwa 
iO Jahren gerechnet ist, und weil sie als Ausgangs- 
punkt die Investitionen nehmen, so daß organisato- 
rische Änderungen, z, B, im Verwaltungsdienst, Ab- 
I fertigungsdienst, durch Aufhebung der Bahnsteig- 
i sperren, darin noch nicht zum Ausdruck kommen. 
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7, Bei der außerordeatUdien Bedeutung der Per- 
sonaleinschränkuagen für die iinanzieUe Situation 
der DB — = eine Einsparung von 84 000 Köpfen würde 
eine Verringerung der Personalaufwendungen um 
jährlich wenigstens 600 Millionen DM bringen — 
fnuJ3 cJie DB rBe Persona ^verJnjJlderunc^ mit beson- 
derer Entschiedenheit in die Hand nehmen uiid ver- 
fölgen. Hier erwachst der im VII, Teil Absciinitt B 
II, 4 vorgeselienen, dem Vorstand unmittelbar bei- 
gegebenen Organisations- und Personalwirtschafts- 
gruppe eine besondere Aufgabe. Die Gruppe müßte 
im Rahmen der Vorschläge des Gutachtens, gegebe- 
nenfalls auch darüber hinaus, einen nach Dienst- 
zweigen und Jahren gegliederten Einsparungsplan 
aufstellen und durd^führen. Sollten sidi die Ver- 
hältnisse für die Zeit von 10 Jahren (1961 bis 1970) 
— das ist etwa der Zeitraum, den die Kommission 
im Zusammenhang mit den technischen Rationali- 
sierungsmaßnahmen im Auge hat — nidit über- 
sehen lassen, so müßte jedenfalls für die ersten 
4 bis 5 Jahre ein fester Plan aufgestellt werden, 
der den Bundesministern für Verkehr und der 
Finanzen mitzuteilen und dessen Innehaitung von 
ihnen zu kontrollieren wäre. Selbstverständlich 
muß die Einsparung oBe Gruppen von Beamten und 
Arbeitern umfassen. Im übrigen madd die Kom- 
mission darauf aufmerksam, daß der oben erwähn- 
ten Emsparung an Personaiaufwendungen mög- 
licherweise Erhöhungen der Löhe, Gehälter und 
Versorgungsbezüge sowie die Auswirkungen einer 
weiteren Verkürzung der Arbeitszeit in etwa der 
gleidien Größenordnung gegenüberstehen werden. 
üm so ofrjngJic?ier ist die Durchführung der Einspa- 
rungsmaßnahmen. 

Bei ihren Vorschlägen zur Neuregelung der Ver- 
sorg an gs lasten hat die Kommission eine stärkere 
Heranziehung des Bundes zur Aufbringung der Alt- 
Pensionen (§ 67 des Gesetzesvorsdilags) und eine 
Beteiligung des Bundes an den Rückstellungen für 
die bestehenden Anwarlsdiaften (5 29 des Gesetzes- 
vorschlags) für notwendig gehalten. Das erscheint 
der Kommission jedoch nur dann vertretbar, wenn 
die DB von sich aus darauf hinwirkt, die Zahl der 
Beamtendienstposlen wesentlich zu vermindern und 
damit die künftige Versorgungsiast zu senken. Sie 
glaubt daher empfehlen zu sollen, die Tendenz zur 
Einsparung von Beamtendienstposten noch dadurch 
zu verstärken, daß der Bund seine größeren Auf- 
wendungen in geeigneter Weise mit einem „Zwang" 


zur Vermmderung der Beamtendienstposten kop- 
pelt, d. h. gewissermaßen eine Prämie für die Ein- 
sparung von solchen Dienstposten aussetzt. Das 
könnte der DB in erhöhtem Maße Veranlassung 
geben, bei den Beamtendienstposten — und zwar 
auch des höheren Dienstes — schneller und wirk- 
samer die für die Gesundung der DB erforderlichen 
Einsparungen durchzuführen. 

Die Durchführung der Aktion wird durdr den Zu- 
stand der Vollbeschäftigung, in dem sich die deut- 
sche Wirtsdiaft befindet, und durch die hohen Zah- 
len des natürlichen Personalabgangs (vgl. ÜI Ziffer 
5 und Anlage 2 dieses Berichtsteils) begünstigt. Bei 
einem natürlichen Abgang durch Zurruhesetzung, 
Tod, Fluktuation und anderes von 33 000 bis 35 000 
Personen ist ein genügend großer Spielraum vor- 
handen, um Einsparung und natürlichen Abgang zu 
harmonisieren und dabei auch die Nachwudisnot- 
wendigkeiten zu berücksichtigen. Wo Einsparung 
und natürlicher Abgang sich örtlidi nidit decken, 
muß mit Ubergangshiifen eingegriffen werden, um 
ernsthafte soziale Härten zu vermeiden. 

Im übrigen ist die schon mehrfach erwähnte, ab 
April 1958 laufende Einsparungsaktion (vgl. Zif- 
fer 1) nadidrücklich fortzusetzen. 

Nach Durchführung der Vorschläge der Kommis- 
sion würde sich der Gesamtpersonalstand der DB 
auf rd. 380 000 Köpfe (Tagewerkseinheiten) belau- 
fen. Diese Zahl wäre rd. 60 v. H, des Standes von 
1936 (Reidi) und käme auch den Zahlen der fran- 
züsisdien Bahn (35Ö 000 Köpfe) wesentlich näher 
(vgl, Ziffer 4), 

Die Maßnahmen der Personale inschränkung sollen 
rechtlich durch entsprechende Übergangsbestim- 
mungen im Bundesbahngesetz unterstützt werden 
(vgl. § 66 de.s Gesetzes Vorschlags und die Begrün- 
dung hicjrzu), wobei die Hoffnung ausgesprochen 
wird, daß diese Bestimmungen wegen der hohen 
Zahlen des natürlichen Abgangs nur in geringem 
Ausmaß angewandt zu w'erden brauchen. 

Im verständnisvollen Zusammenwirken mit den 
Gewerkschaften, verbunden mit einer klaren Pla- 
nung auf längere Sicht, müßte es möglidi sein, bei 
den Bediensteten der DB Verständnis für die Maß- 
nahmen auf dem Personalgebiet, die für die Gesun- 
dung der DB unerläßlich sind, zu finden, so daß sie 
ohne große Reibungen zur Durdiführung gelangen. 
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Unter Scheidung zwischen Personenköpfen 


und Tagewerksköpfen 

In den Gutaditen über die Lage der DB, aber 
audi in ihren eigenen Verlautbarungen und in son- 
stigen Veröffentlichungen über die DB finden sidi 
häufig versdiiedene Angaben über die Kopfstärken, 
die zu Mißverständnissen führen. 

Bel Vergleidien sind zwei Reihen zu unterschei- 
den, die niriit miteinander verwechselt werden dür- 
fen: 

1. die Personenköpfe, 

von der DB als Personalbestand bezeichnet, 

2. die Tagewerksköpfe, Tagewerkseinheiten, 
von der DB als Personalauiwand bezeichnet. 

Die Personenköpfe (Personalbestand) umfassen 
alle Köpfe, die irn Dienstverhältnis bei der DB 
stehen* 

Die Tagewerksköpfe, neuerdings Tagewerksein- 
heilen genannt (Personalaufwaiid), weichen von 
den Personenköpfen insoweit ab, als sie bei den 
Arbeitern nur die tatsächlidi bezahlten Arbeitszei- 
ten (Tagewerke) umfassen. Es fallen mithin bei den 
Tagewerksköpfen unter anderem die nidit bezahl- 
ten Krankheitstage der Arbeiter fori. Die Zahl der 
Tagewerksköpfe ist daher niedriger (1958 um etwa 
18 000) als die Zahl der Personenköpfe* Als Schlüs- 
sel kann man etwa 7 bis ö v. H. annehmen, um die 
die Kopfzahl der Arbeiter höher ist als die Zahl der 
Tagewerkseinheiten. Für die Beamten und Angü- 
.stellten, die auch bei Krankheit bezahlt werden, 
sind die Zahlen in beiden Reihen gleidi. 


(Tagewerkseinheiten) 

Die DB ist in erster Linie an der Zahl der Tage- 
werkseinheiten interessiert, well sie sidi in Geld- 
aufwand um.selzen. Sie hat daher in üiren Aufstel- 
lungen, insbesondere für die rückliegende Zeit, zu- 
mei.st Tagewerksköpfe zugrunde geLegt. Aber audi 
die Wirtsdiaftspläne bis 1959 weisen Tagewerks- 
köpfe aus* 

ln der Einleitung des Abschnitts „Pcrsonalfragen" 
sind zur Erläuterung der Untersdiiede z%visdien den 
beiden Reihen für das Jahr 1958 der Personalbe- 
stand (Personenköpfe) und der Personalaufwand 
(Tagewerkseinheiten] gegenübergeslellt. 

Bei Vergleichen ist ferner darauf zu achten, ob in 
den Angaben die Nachwuchskräfte (rd. 20 000) und 
das Saarland (rd* 13 500) enthalten sind. Vielfach 
ist das nicht der FalL 

Die Kopfzahlen in den Wirtsdialtspläncn smd. 
wie gesagt, Tagewerksköpfe, und zwar — der Natur 
der Pläne entspreriiend — im voraus geschützte 
Jahresdurchschnillszüftien, also keine effektiven 
Stärken. 

Sdiließlidi sind noch die den Wirlsdmflsplänen 
beigefügten SteUenplünc zu erwähnen. Sie enthal- 
ten nur die Planstellen für die Beamten, die ’ — als 
Teil der Wirtschaftspläne — ebenfalls im voraus 
festgeiegt und von der Verwaltung niciil überschrit- 
ten werden dürfen. Sie werden im Gesdiättsjahr in 
der Regel nicht voll besetzt. 
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Anlage 2 

(Zürn VIII. Teil) 


Übersicht der Abgänge in den Jahren 1950 bis 1958 


Jahr 


Zur- 

ruhe- 

Invalidi- 

sierung 

Todes- 1 

fälle ^3 I 

1 

, Entlas- 

sungen '■) 

1 

Freiwilliges 
Ausschei- i 
den ") 

Zum Wehr- 
dienst ein- 1 

berufen * 

Summe 



selzung 

1 ändere 


ojidtne 

Beamle j andere ^ 

^ Beainle 1 

andere 


1950") . . . , 


6 180 

5 531 

2013 

, 6817 

6 608 

— 


27 149 

1951") , . . , 


5 875 

4 555 

2 J72 

3 735 

5 105 

— 

— 

21 442 

1 952 . 


7 069 

4 405 

2 100 

4 020 

4 755 

— 

— 

23 349 ■ 

1953 ‘) . . . . 


8 335 

4 642 

2 143 

3 347 

4 414 

— 


22 881 

1954 . . . . 


10 232 

5 220 

1 M2 

935 

3 181 

5 249 


— 

25 929 

1955') 


10 299 

4 961 

1 051 

902 

2?1 

3 468 

236 1 1 833 

— 

— 

33 021 

1956') . * . , 


9 000 

5 254 

1 044 1 003 

279 

4 480 

367 13 687 

— 

— 

35 U4 

195? 

ohne Saarland 


8 434 

4 948 

1 05? I 036 

270 

4 983 

362 12 721 

HO 

577 

34 498 

Saarbrüdeen 


400 

181 

37 

23 

2 

18 

2 

112 

— 

— 

775 

zusammen . . 


8 834 

5 129 

1 094 1 059 

2?2 

5 001 

364 12 833 

110 

577 

35 273 

1958 

ohne Saarland 


9 474 

5 746 

965 

934 

315 

4 458 

295 9 494 

228 

1 025 

32 934 

Saarbrücken 


384 

l?l 

35 

15 

9 

37 

6 

95 

— 

— 

752 

zusammen . . 


9 858 

5917 

1 000 

949 

324 

4 495 

301 

9 589 

228 

1 025 

33 686 


*) ohne Saarland 

Todesfälle, Entlassungen und IreiwtlÜge .Abgänge wurden erst ab 1954 bzw. 195.5 gelrennt für Bearate und 
NidUbeamle erfaßt. 
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Anlage 3 

(zum VI IL Teil) 


Entwicklung des Personalaufwands der DB 1936 und 1950 bis 1959 

TagewerkiSeinheilen ohne Nachwuchs und Saarland 

(Hierbei sind für 1936 die effektiven Zahlen des damaligen Reichsgebiets zu 100 v- H. eingesetzt) 



1936 

1950 

1955 1 

1957 i 

1958 (April) 

1959 (Juli) 

Beamte 

271 800 


187 800 


221 200 

i 

228 900 


234 300 


239 200 

- 

Angestellte . . * 

5 200 


2 300 


2 100 

1 

2 200 


2 200 


2 100 


Hilfskräfte im Be- 
amtendien^t (Arbei- 
ter) 

78 600 


99 300 


66 200 


64 800 


61 900 


50 000 


Arbeiter mitSdireib- 
kräften 

287 500 

366 100 

202 100 

301 400 

178 400 

244 600 

183 900 

248 700 

188 300 

250 200 

175 400 

225 400 

Insgesamt . . . . , 

643 100 


491 500 


467 900 


479 800 


466 700 


466 700 

1 


Verhältnis Beamte 
zu Arbeitern . . . 

42,6 

: 57.4 

38,4 

:61.6 

47.5 

:52,5 

47,9 

:52.1 

48,4 

; 51,6 

51,5 

: 48.5 

Verhältnis des Per- 
sona lauf wands ge- 
genüber 1 936 und 
1950 in V. H. . . . 


1 

zu 1936 

zu 1936 zu 1950 

1 

1 

zu 1936ZU 1950 

zu 1936ZU1950 

zu 1936ZU 1950 

Beamte ..... 



69,1 


81.4 

117,8 

84.2 

121.9 

86,2 

124,8 

88,0 

127,4 

Arbeiter mit Hilfs- 
kräften im Beamten- 
dienst ..... 

1 

1 

i 


82.3 


1 

66,8 

1 

81,2 

, 67.9 

82.5 

68,3 

83,0 

61,6 

74,8 

Insgesanit .... 


76,4 

72,8 

95,2 

! 74.6 

97,6 

75,7 

99,0 

72,6 

95,0 


Die Personalzahlen entsUimmen für 1936 dem Reichsbahnhandbudi 1937 S. 156^157, im übrigen den Angaben der DB. 
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Anlage 4 

(zum VIII. Teil) 


EntAvicklung des Personalbestandes der Bundesbuhndirektionen*) 

(mit Nadrwudis, ohne Werkstätten und ohne Bundesbahndirektion Trier) 
1936 (vor dem Krieg) und 195?, 1958, 1959 


1936 

1957 

Ver- 
hältnis 
zu 1936 
in V. H. 

1958 

(April) 

Ver- 
hältnis 
zu 1936 
in V, H. 

1959 1 

(Juli) 

Ver- 
hältnis 
zu 1936 
in V. H. 

Augsburg , . , . 

8 740 

13 500 

4- 34,5 

13 500 

+ 54,5 

13 100 

4- 493 

Essen 

30 600 

45 200 

-h 47,7 

43 500 

-r 42,2 

41 OOO 

-h 34,0 

Frankfurt (Main) 

22 150 

35 700 

4- 61,2 

34 600 

•(- 56,2 

33 000 

+ 49,0 

Hamburg . , . . 

28 400 

37 200 

+ 31,0 

36 100 

+ 27,1 

34 800 

H- 22,3 

Hannover .... 

, . . , . 42 800 

50 400 

4- 17,8 

51 300 

+ 19,9 

48 800 

+ 14,0 

Karlsruhe . , , , 

24 000 

30 400 

+ 26,7 

30 600 

+ 27,5 

29 600 

4- 23,3 

Kassel 

. . . , , 21 800 

16 800 

- 22,9 

17 000 

- 22,0 

16 400 

- 24,8 

Köln 

29 900 

32 700 

4^ 9,4 

33 200 

+ IJ.O 

31 700 

4- 6,0 

Mainz 

21 400 

28 500 

4- 33,2 

28 500 

+ 33,2 

27 100 

’ 4- 26,6 

München . . , . 

16 900 

28 100 

4- 66,3 

26 400 

+ 56,2 

25 500 

+ 50.9 

Münster 

20 300 

25 200 

4* 24,1 

25 500 

+ 25,6 

24 500 

4' 20,7 

Nürnberg . , . . 

. . , . . 20 300 

31 100 

4- 53.2 

31 400 

+ 54,7 

30 300 

+ 49,3 

Regeiisburg . , , . 

. , ^ . 13 600 

19 100 

4- 40,4 

19 000 

+ 39,7 

18 400 

+ 35,3 

Stuttgart 

21 400 

31 100 

-4 45,3 

30 700 

+ 43,5 

29 900 

4- 39,7 

Wuppertal . , . . 

23 800 

30 800 

4- 29,4 

31 400 

+ 31,9 

30 200 

+ 26.9 


rd. 346 000 

455 800 

-h 31,7 

452 700 

4- 30,8 

434 300 

1- 25,5 


') Zum Teil haben sidi die Direkiionsgrenzen 
nach 1945 geändert. 


Die Zahlen sind entnoramen 

für 1936: dem Reithsbahnhandbuch 1937, Seite 32/33 

für 1957: den Statistischen Angaben DB für 


1957, Seite 352/353 

für 1958, 1959: den monatJichen Nachweisen der DB 
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IX. TEIL 

Vorscbau auf die künftige Entwicklung 


A. Die künftigen wirtschaftlichen Grundlagen 
für die Entwicklung des Verkehrsaufkommens der DB und ihrer Wettbewerber 


1, Bei ihren Untorsudumgen hat sidi die KonijniS' 
Sion nidit darauf besdiränkl, den gegenwarliyen 
Anteil der DB am gesamten Verkehrsvolunien 
in Betracht zu ziehen; sie hat, da die Gesundung 
der DB ein langfristiger Prozeß ist, bewußt ihre 
Prüfung unter den GesidUspimkt der künftigen Ver- 
kehrsentwidtlung gestellt. Die wichtigste Grundlage 
für die Beurteilung der geschäftlichen Möglidikei- 
ten der DB bildet daher eine Voraussdiau der wirt- 
schaftlidien Entwicklung der Bundesrepublik, Aus 
ihr läßt sidj ablesen, was an verkehrswirtschaft- 
hdien Aufgaben vermutlich auf die DB zukommt 
und wie ihre künftige Stellung im Gesamtverkehr 
sein wird. Danach muß sich die Tnvestitionsplanung 
ausriditen. Erst auf Grund dieser Planung und des 
erwarteten Verkchrsvolumens ist es möglich, die 
Rentabilitatsaussidrten der DB vorauszu schätzen. 

2, Da es sich bei den Investitionen der DB im aU- 
gemeinen um Wirtschaftsgüter mit einer verhältnis- 
mäßig langen Lebensdauer handelt, die außerdem 
audi eine längere Fertigungszeit beanspruchen, war 
es, wenn man zu wirtschaftlich einigermaßen ver- 
tretbaren Ergebnissen kommen wollte, notwendig, 
der wirtschaftlidien Prognose wie auch dem Investi* 
tionsplan einen 10- Jahres^ Abschnitt zugrunde zu 
legen. Außerdem war zu berücksichtigen, daß die 
gesetzlidie Neuordnung der Verhältnisse der DB 
vorau 5 sichtlidi eine volles Jahr beanspruchen wird* 
Infolgedessen hat die Kommission ihrem Bericht 
eine Vorschau des Verkehrsvolumens und ein ln* 
vestitionsprogramm für die Jahre 1961 bis 1970 zu- 
grunde gelegt. 

3, Um die Frage zu klären, wie sich das Verkehrs- 
volumen voraussichtlich entwickeln wird, hat der 
Herr Bündesminister für Verkehr bereits 1954 das 
Ifo-Tnstitut für Wirtschaftsforschung, München, be- 
auftragt, die Zusammenhänge zwischen GuterprO' 
duktion und Transportaiükommen sowie die lang- 
fristigen Entwicklungstendenzen des Massengüter- 
Verkehrs zu untersuchen und eine für Verkehrs- 
vorauss<diätzungen brauchbare Methode zu entwik- 
kein. Die Ergebnisse der Forschiingen legte das Ho- 


I Institut 1957 in einer VerÖffentüchimg vor*). Im 
I Ansdiluß an diese Arbeit nnter.sudite das Ifo-insti- 
tut den Zusamenhang zwischen Gu^erprodukHon 
1 und Tonnenkilometer leisiung. 

' Sdiliefilidi gab der Herr Bündesminister für Ver- 
kehr den Auftrag, mit den in den genannten Arbei- 
ten entwickelten Methoden eine Analyse der zu er- 
wartenden wirtschaftlichen Wadistumstendenzen 
und ihrer voraussichtlichen Einflüsse auf die Ent- 
wicklung des Güterverkehrs der Bir}neuver kehrs- 
träger Uisenbahn, Binnenschiiiahrt und Slraßen- 
güterieinverkehr durchzuführen. Die Kommission 
hat das Bundesverkehrsministerium gebeten, diese 
Analyse, die .sich ursprünglich nur auf die Zeit bis 
1956 erstrecken sollte, bis zum Jahr 1970 auszudeh- 
nen und durch eine Untersudning der Entwicklungs- 
tendenzen des Personenverkehrs zu ergänzen, 

4. Derartige Untersuchungen beruhen zunächst auf 
den Erfahrungen der Vergängenheit, Ihr Wert be- 
steht darin, wenigstens die heute schon erkenn- 
baren Entwicklungen deutlich zu machen und die 
Auswirkungen sich anbahnender oder bereits in 
I Völler Entwicklung befindlicher wirtsdiaftlicher 
I Strukturveränderungen zu berücksichtigen. Nicht vor- 
herzu sehende technische Umwälzungen und unver- 
mutete Wandlungen in der Zusammensetzung der 
Nachfrage können selbstverstandüch ebensowenig 
in die Betraditung einbezogen werden wie inter- 
nationale WeUbewerbsverschiebungen oder politi- 
sche Eingriffe in das in- und ausländische Wirt- 
schaftsgeschehen. Jede Zukunftsanalyse muß somit 
von einer Reihe von unvermeidlichen Annahmen 
ausgehen. Die vorgelegte Voraussdiau der Wirt- 
sdiafts- und Verkehrsentwickhing kann deshalb mit 
Fehlern behaftet sein. Wie die Erfahrung erwiesen 
hat, heben sich solche Fehler jedodn wenn eine 
Vielzahl von Annahmen gemadit wurde, gegen- 
seitig zumeist weitgehend wieder auf, Die Voraus- 


*) „Güterproduktion und Transportauf kommen' Sdirif- 
ten reihe des IfodrisUtuls für Wirtsdiaftsforschung 
Nt. 23. Berlin “ Mimciienr Dunker & Hnmblot 1957. 
Weitere Veröffentlidiuiigen werden folgen. 
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Schätzungen sind in jedem Falle wertvoller als der 
Mangel jegüdier Orientierung, Verschiedene Ent- 
wicklungstendenzen werden mit hoher Wahrschein- 
lidikeit zutreffeur von anderen mag dies fraglich 
sein. Durch die vorliegende Vorsdiau wird das 
wirtschöftlidie Risiko der disponierenden Wirt- 
sdiaft verringert. Diese Vorstellung von der kom- 
menden Entwidvlung ermöglicht es, einen künftig 
davon abweichenden Verlauf besser zu erkennen, 
als wenn man sich von den möglidicn Entwicklungs- 
tendenzen kein Bild gemacht hätte. 

5. Die beiden Ifo-Gutachten Zeichnern sich durch 
einen wohiabgewogenen Realismus aus. Das kommt 
unter anderem in einer voraussichtlichen Schätzung 
dos spezifisdien Energieverb raudis (je Einheit des 
Sozialprodukts) und des spezifischen Stahlver- 
brauchs zum Ausdruck. Der erstgenannte wird in- 
folge der Rationalisierung des Energieaufwands für 
19G5 auf rd. 70 v. H. bis 72 v. M. und für 1970 auf rd, 
03 V. H. bis 68 v. H. des Wertes von 1950 beziffert. Die 
Voraussetzungen, von denen die Voraussdiätzung 
der Realentwicklung des Sozialprodukts ausgegan- 
gen ist, sind kurz folgende: 

a) Vollbeschäftigung der erwerbsfähigen Bevölke- 
rung unter Berücksichtigung eines jährlichen 
Wanderungsübersduisses von 200 000 Personen 
und Durchführung der geplanten Verlängerung 
der Schulpflicht von 8 auf 9 Jahre im Schuljahr 
1964/65. 

b) Arbeitszeitverkürzimg in einem Ausmaß, daß 
1965 weitgehend die 42-Stundenwoche und 1970 
weitgehend die 4Q-Stundenwoche erreicht sein 
wird, 

c) Es wird unter.stelU, daß die Produktivität vor 
allem durch Rationalisierung weiterhin gehoben 
wird. Infolge der Arbeitszeitverkürzung wird 
das gesamte wirtschaftliche Wachstum im Unter- 
siichungszeitraum im wesentlichen eine Folge 
des Wadistums der Produktivität sein, 

d) Übwolil der Anteil der Gesamtinvestitionen am 
Bruttosozialprodukt bisher sehr hoch war, dürfte 
er sich in Zukunft nur wenig verringern. Dem 
Rüdegang des Wohnungsbaus wird wahrsdiein- 
lich eine nennenswerte Steigerung des Straßen- 
baus und der Sozialbauten (Schulen, Kranken- 
häuser usw,) gegenübertrelen, 

e) Es wird unterstellt, daß sidi die steiierlidie Be- 
lastung der Einkommen nicht verringert und der 
Anteil des Staatsverbrauchs am Brutto.sozialpro- 
dukt etwa von 1961 an unter Schwankungen ten- 
denziell leicht zurückgehen wird. 

f} Bei im wesen tlichea unveränderter Sparquote 
dürfte der private Verbrauch seinen Anteil am 
Bruttosozialprodukt allinählldi erhöhen. 

g) Die Wadistiimsratc der Einfuhr wird bis 1964 
fühlbar, ab 1965 aber kaum mehr größer sein als 
die der Ausfuhr. Der reale Aktivsaldo der Lei- 
stunysbilanz gegenüber dem Ausland wird sein 
Minimum vermutlich 1964 erreichen und bis 1970 
wieder steigen. 


6. Unter der Voraussetzung, daß diese Annahmen 
auch tatsächlich zutreffen, errechnete das Ifo-Tnsti- 
lut die folgenden Zunahmen des realen — also in 
gleichbleibenden Preisen au sge drückten — Brutto- 
sozialprodukts: In den Jahren 1959 bis 1965 wird 
es vermutlich durdischniltlich etwa 4,7 v. H. und in 
dem Jahrfünft 1966 bis 1970 im Durdischnitt um 
etwa 4,8 v. H. jährlich steigen. 

Auf Grund der Vorausschätzung des Bruttosozial- 
produkts ermittelte das Ifo-lnstilut zunächst die für 
die Transport Vorausschätzung methodisch notwen- 
dige Produktions- und Einfuhimenge ausgewählter 
Güterarten, die den Hauptteil (fast 70 v. H.) des 
Trcinsporiaufkümmons aiismachen. Diese Güterarien 
und die Ergebnisse der Ifo-Vorausschätzung sind 
in der folgenden Tabelle dargestellt: 


Produktion und Einfuhr 
der wichtigsten Transportgüter 

in Millionen Tonnen 


1 

1 

j95a 

fwcihf' 

sdiem- 

lidistc'j 

Werl) 

1Ö?Ü 

' sdiein- 

lädislcr 

1 Wern 

Produktion 




Steinkohle , . . . . 

149,0 

154,0 

162,0 

Steinkohlenkoks . . 

52,6 

61,0 

70,0 

Braunkohle .... 

93,5 

102;G 

109,4 

Braunkohlebriketts . 

16,4 

16,5 

16,5 

Eisenerz 

18,0 

19,0 

20.0 

gebrannter Kalk . . 

8,2 

9,6 

11,0 

Zement 

20,1 

21,0 

22,2 

Kalirohsalz .... 

16,7 

17.3 

18,7 

Roheisen und Hocli- 
ofenferroiegierungen . 

19,7 

29,2 

36,1 

Stahlrohblöcke , . . 

25,7 

35,6 

43A 

W alzstali 1 Eerligeizeug- 
nisse 

17,7 

23,8 

29,1 


Einfuhr 

Steinkohlen einschließ- 


lieh Preßkohle . . . 

16,5 

9,5 

13,9 

Eisenerz ..... 

24,6 

36,6 

45,1 

Sonstige Steine und 
Erden 

3,3 

3,6 

4,7 

Erdöl roh und getoppt 

10,8 



Kraftstoffe und 
Schmierstoffe .... 

1,3 

30,4 

38,1 

Bau- und Nutzholz 
(Rund- und Sduiitt- 
holz) 

3,7 

5,4 

6,0 


Die Schätzungen, die zwischen den vermutlichen 
Höchst- und Mindestwerlen und dem wahr.schcin- 
lichsten Wert dieser aufgeführten Produktions- bzw. 


249 


Drucksache 1602 


DQUtsdiOT Bundestaig — 3. Wahlperiode 


Einfuhrmenge in den Jahren 1965 und 1970 unter- 
scheiden, be:^iehe^ sidi auf die Bundesrepublik ein- 
sdiließlidi Saarland, aber ohne Berlin (West), 

7. Avis der Tabelle geht hervor, daß die für die 
Transportvoraussdiätzung notvs^endige Produklions- 
und Einfuhrmenge der ausgewahllen Giiterarten im 
Jahre 1965 vermutlich 575 Millionen t, im Jahre 
1970 voraussiditlich fast 650 Millionen t betragen 
wird. Das bedeutet, daß ihr Umfang im Jahre 1965 
wahrscheinlich um 26,5 v. H. größer sein wird als 
der entspreciiende Wert des Jahres 1958. Von 1965 
bis 1970 dürfte der wahrsdieinlichste Wert der Pro- 
duktions- und Einfuhrmenge voraussichtUdi um 
mehr als 12 v. H. steigen. 

Mit Hilfe dieser als wahrscheinlich betraditeten 
Produklions- und Einfuhrmenge schätzte das Ifo-lnsti- 
tut die vermutliche Transportmenge von Eisenbah- 
nen, Binnensdiiffahrt und Straßengüterfernyerkehr 
im Jahre 1965 auf 606 Millionen t, im Jahre 1970 
auf 670 Millionen t. Von 1958 bis 1965 dürfte das 
Transporlaufkommcn somit um rd, H v. H, (jährlich 
durdischnittlidi rd. 2 v, H.), in der Zeit von 1965 bis 
1970 um rd. ein Zehntel (jährlich durchschnitlHdi 
ebenfalls etwa 2 v. H,) steigen. Bei diesen Angaben 
bleiben die Rohölfemlransporte ln Pipelines außer 
Betracht, die 1965 schätzungsweise 25 Millionen t, 
1970 etwa 35 Millionen t betragen werden. 


8. Als entsprechende Tonnenkilometerleislung 
von Bahn, Binnenschaffahrt und Straßengüterfern- 
verkehr nimmt das Ifo-Institut für das Jahr 1965 
126 Mrd. t/km, für 1970 rd. 139 Mrd. t/km an. Der 
Anstieg von 1958 bis 1965 beträgt somit rd. 16 v. H. 
(jährlich durchschnittlich mehr als 2 v. H.j ; von 1965 
bis 1970 etwa 10 v. H. {jährlich durdisdinitüich wie- 
derum etwa 2 V. H,). 

Um diese Schätzwerte des gesamten Güterver- 
kehrs auf die drei Binnenverkehrstrager aufteilen 
zu können, gliederte das Ifo-Institut das voraus- 
sichtlidie Transportaufkommen nadi wichtigsten 
Güterarten auf. Diese Gliederung ist der folgen- 
den Tabelle zu entnehmen: 




Trünspoft 
flufkom- 
mon (ohne 
knhöl der 
Pipelirifis) 
Miniont^i) 

in V. H. 
des gesdrri' 
len Tran»' 
pürtOid- 

Übertrag: 

1965 

194,5 

32,09 


1970 

212,5 

31,71 

Eisen- und Mangan- 

erze 

1965 

57,6 

9,30 


1970 

67,4 

10,06 

Roheisen und Eisen- 

legierungen .... 

1965 

6,1 

1,01 


1970 

7,5 

1,12 

Stahlblöcke .... 

1965 

10,5 

1,73 


1970 

12,8 

1,91 

W alz s t ah 1 f er ti g erzeug - 

nisse 

1965 

35,5 

5,86 


1970 

41,8 

6,24 

Zement und Mörtel 

1965 

10,5 

U73 


1970 

IIT 

1,66 

Kalk und Gips (außer 

zum Düngen) .... 

1965 

6,2 

1,03 


1970 

7.1 

1,06 

Steine und Erden . . 

1965 

65,4 

10,80 


1970 

70T 

10,47 

Bau- und Nutzholz . . 

1965 

14,5 

2,40 


1970 

15,5 

2,31 

Kalirohsaiz . , . . 

1965 

6,1 

1 — 


1970 

6,6 

0,99 

Getreide 

1965 

9,4 

1,55 


1970 

10.0 

1,49 

Summe 

1965 

416,3 

68,70 


1970 

462,4 

69,02 

übrige Güterar ten 

1965 

189,7 

31,30 


1970 

207,6 

30,98 

Insgesamt 

1965 

606,0 

100 — 


1970 

670,0 

100.— 




Tfünspor t- 

fTi£^n (ohne 
Rohöl der 
Pipolines) 
Mülionen 
1') 

in V. H. 

d«& gesam- 
ten Tftins- 
poriaut- 
kommens 

Steinkohle und Stein- 
kohlekoks 

1965 

114,9 

18,96 


1970 

124,3 

18,55 

Rohbraunkohlen . . . 

1965 

9,2 

1,52 


1970 

9,8 

U46 

Braunkohlenbriketts 

1965 

19,7 

3,25 


1970 

19,7 

2,94 

Mineralöle ..... 

1965 

50.7 

8,36 


1970 

58,7 

8,76 

Übertrag: 

1965 

194,5 

32,09 


1970 

212,5 

31,71 


*) Im Textl des [fo-Guiaditens werden die Zahlen zum 
Teil gerundet angegeben. 


9. Von dem Transportaufkommen nadi Güterarien 
konnte auf die vermutlidie Inanspruchnahme der 
I einzelnen Verkehrsträger gesdilossen werden; denn 
für bestimmte Güterarien, Gütermengen und Ver- 
kehrsbeziehungen kommen vorzugsweise stets be- 
bestimmte Verkehrsträger in Betracht. Möglidve 
tarifpolilische Veränderungen mußten unberück- 
siditigl bleiben. Dagegen wurden der weitere Aus- 
bau der Verkehrsnetze, soweit er bis 1970 geplant 
ist, sowie widitige Rationalisierungsinvestitionen 
in die Berechnung einbezogen. 

Für die Aufteilung der vermuteten Transport- 
leistung t/km auf die Binnenverkehrsträger wurde 
die voraussichtliche Entwicklung der mittleren 
Transport weiten von Eisevibahn, Binnenschiffahrt 
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und Straßengüterfernverkehr abgesdiäl'zt. Während 
sich die durd:isd;nittlidie Transportweite der Eisen- 
bahnen von 185 km im Jahr 1957 auf 183 km im 
Jahr 1965 und 180 km im Jahr 1970 weiter ver- 
ringern dürfte und die gleiche Tendenz audi im 
Straßengüterfernverkehr zu erwarten Ist (236 km 
1957; 232 km 1965 und 230 km 1970), wird sidi 
in der Binnenschiffahrt infolge des weiteren Aus- 
haus der Binnenwasserstraßen und einer Inten- 
sivienmg der Binnenschiffahrt die mittlere Trans- 


portweite schätzungsweise von 239 km 195? auf 
245 km 1965 und 249 km 1970 verlängern. All- 
gemein wirkt sidi die wadisende wirtsdiaftlidie 
Verflechtung mit den EWG-Läudern ^md eine Ver- 
lagerung widitiger Verkehrsströme aus der Nord- 
Süd-Ridrtung in die Ost-West-Richtung aus, 

10. Die Aufteilung des Trahsportaufkommens und 
der Transportleistung auf die versdiiedenen Ver- 
kehrsträger ergibt folgendes Bild: 



1957*) 

1965 1 

1 1970 


in 

Millionen t 

in V. H. 

in 

Millionen t 

in V. H. 

in 1 

Millionen t 

in V. H. 

T ranspor tauf kommen 

Eisenbaihnen 

347,5 

61,4 

348 

57,4 

378 

56,4 

(DB)**) 

(325,3) 

(57.5) 

(325) 

(53,6) 

(352) 

(52,5) 

Binnenschiffahit 

142,3 

25,2 

164 

27.1 

185 

27,6 

Straßengüterfernverkehr 

75,9 

13,4 

94 

15,5 

107 

16,0 

Summe . 

565,7 

100,0 

606 

100,0 

670 

100,0 

Pipelines ... 

— 

— 

25 


35 


Insgesamt . . 



63! 


705 


- 

in Mrd. 
l'kni 

in V. H. 

in Mrcl. 
t/kni 1 

in V. H. 

in Mrd. 
t/km 1 

in V. H. 

Transportleistung 

Eisenbahnen 

64.2 

55,3 

63,6 

50,6 

68,0 

49,1 

(DB) 

(63,5) 

(54,7) 

(62,9) 

(51.1) 

(67,3) 

(48,5) 

Binnenscl’iiffahrt ......... 

34,0 

29,3 

40.2 

32.0 

46.1 

33,2 

Straßengüterfeniverkehr 

17,9 

15,4 

2U8 

17,4 

24,6 

17,7 

Summe . . . 

U6,l 

100,0 

125,6 

100,0 

138,7 

100,0 

Pipelines ... 

— 


6,5 


9.5 


Insgesamt . 



132,1 


148.2 



vorläufige Werte 

**) beförderte Güter, ohne Expreßgut 


ein.sdiheßlich BundesbahniJirekUon Sciarbrütken; mit Wedise) verkehr zwisdien 


DB und dem Verband Deutscher Niebtbundeseigener Eisenbahnen 


ll. Der Eisenbahngtiterverkehr (DB und niditbun- 
deseigene Eisenbahnen) wird, den Vorausschätzun- 
gen des Ifo-Instituts zufolge, im Jahr 1965 hinsidit- 
lidi der beförderten Gütermenge nur knapp über 
dem Ergebnis des Jahres 1957 liegen. Die t/km- 
Leistung der Eisenbahnen dürfte 1965 sogar hinter 
dem Ergebnis von 195? Zurückbleiben. Bis ztim 
Jahr 1970 wird das Transportaufkommen der 
Eisenbahnen gegenüber 1957 um rd. 8,8 v. H., die 
t/km -Leistung \im fast 6 v. H. zu nehmen. 

Diese Ergebnisse können nur ungefähre Vorsteh 
hingen von dem Umfang des Güterverkehrs ins- 
gesamt und dem der DB geben. Es muß laufend 
geprüft werden, inwieweit die als wabrsdieinlich 
erachtete Entwicklung durdi neue Wachstumsbedin- 
gungen modifiziert wird. Der Umstand, daß das 


Sozialprodukt (in Preisen von 1954) von 1957 bis 
1965 um mehr als 3? v. H. und von 1966 bis 1970 
um rd. 29 v. H, steigen wird, läßt es wahrsdieio- 
lich erscheinen, daß die Nominallöhne in dem 
Jahrzehnt 1961! bis 1970 eine erheblidie Sieige- 
vung erfahre 11 werde m sie wird den Personalauf- 
wand der DB stark belasten und wahrscheinlich 
audi deren Wirtschaftlichkeit beeinträchtigen. 

12. Die Kommission hat, um die künftige Entwidc- 
Inng möglichst vorsichtig einzusdiätzen, außerdem 
unterstellt, daß das tatsädilidi erzielbare Produk- 
tionsvolumen und damit der Güterverkehr etwas 
unter den angegebenen Ziffern der Mo-Unter- 
sudiung liegen dürfte, zumal dort die Möglichkeit 
stärkerer Einfuhr von Erdgas nidit berücksicJTtigt 
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ist. Diese Ei nsdirän klingen der Hrwarlungon und 
die zu erwartende Belastung der DB durdi Lohn- 
und Gehaltserhöliuiigen bilden einen der wesenL- 
lidislen Ausgangspunkte für die Überlegungen der 
Kommission bezüglidi der Reniabilitälsvoraus- 
sdiatzungen und des von ihr befürworteten Inve- 
fditionsplans der DB. 

13. Die Schätzung der zukünftigen Entwicklung 
des Personenverkehrs beruht nach den Angaben 
des Lfo-Instiliits auf besonders unsicheren Grund- 
lagen, zumal die Angaben über die Auslastung und 
die Fahrleistungen der Personenkraftfahrzeuge teils 
unvoll.ständig, teils statistisch so gut wie nicht gc- 
sidiert sind. Unter dem Vorbehalt, der sidi auf 
Grund der sehr unsicheren Annahmen ergibt, ist 
das Ifo-Institut zu folgender Beurteilung gekom- 
men : 

Auf Grund der zu erwartenden Zunahme des 
Bruttosozialprodukts in Verbindung mit den Ver- 
kürzungen der Arbeitszeit ist ein heträclülicher 
Anstieg des Urlaubs- und W'oehenendverkehrs zu 
erwarten. Audi dürftc^n sich die Gesdiäftsreisen in 
Zukunft ausweiten. Dagegen wird der Berufsver- 
kehr mit öffentlichen und privaten Verkehrsmit- 
teln, wenn überhaupt, nur sehr schw^adi wachsen. 
Der Anteil der Verkehrsleistung des öffentlidien 
Personenverkehrs wird voraussichtlidi rückläufig 
bleiben; denn die zunehmende private Motorisie- 
rung wird in den nächsten Jahren verstärkt auf den 
Berufsverkehr übergreifen. Für die Zeit nach 196.5 
wird jedoch angenommen, daß sidi diese Tendenz 
/unädist nicht mehr fortsetzt, weil bis dahin ver- 
mut lidi Maßnahmen ergriffen werden, um die zu 
eng gewordenen großstädtischen Straßen von pri- 
vaten Fahrzeugen zu entlasten und den kurzstrek- 
kigen Berufsverkehr wieder vornehmlich den 
öffentlichen Verkehrsmitteln zuzuführen. Auch der 
Anteil des Schülerverkehrs dürfte tendenziell 
zurückgehen, teils infolge der privaten Motorisie- 
rung, vor allem durdi das Moped, teils infolge der 
wegen der Alterssdiiditung etwa ab 19G3 sinken- 
den Zahl der Schüler höherer Schulen und der Stu- 
dierenden. Außerdem ist es wahrsdieinlidi, daß im 
Laufe des Untersuchungszeitraums in den Sdiulen 
die 5-Tage Woche eingeführt wird, um die Wochen- 
endfreizeit der Eltern und die der Schüler ein- 
ander anziigleichen. 

Die geleisteten Personen/km im öffentlichen 
und privaten Personenverkehr 

19.58 19G.5 1970 

' in Mrd.- 

Per.^onen/km 

öffentlicher Personen- 
verkehr 709 30,0 32,0 

d ^ r Li n te i S ch i eii e n v e rk e h.i 

der DB (37,0) (40,0) (41,5) 

Privater Personenverkehr . 183,0 3 10,0 390,0 

259 , 9 ' 390,0 472,0 


14. Man kann aiinehmen, daß im Schienenverkehr 
der Dß die Zahl der geleisteten Personen^km ab 
1959 wieder zunimml. Der Grund dafür ist vor 
allem in der großen Bequemlichkeit und Sicherheit 
im Schienenverkehr der DB zu sehen. Ferner wer- 

I den durch die fortscjireitende Elektrifizierung teil- 
I weise erhebliche Einsparungen an Reisezeit ein- 
treten, die die Wettbewerbstähigkeit der DB gegen- 
über dem privaten Personenverkehr weiter verbes- 
sern. Während der Berufs- und Schülerverkehr der 
DB zurückgehen dürfte, wird der Urlaubs-, Aus- 
lliigs- und Geschäftsreiseverkehr mit seinen ver- 
hältnismäßig hohen durchschnittlichen Reiseweiten 
auf der Eisenbahn merklich zunehmen. Die Zu- 
nahme der personenkilometrischen Leistung der 
DB wird für 1965 gegenüber 1958 auf 8,1 v. H. oder 

1.2 V. I i. je Jahr und für 1970 gegenüber 1965 auf 

3.3 V. H. also auf 0,8 v. H. je Jahr gesdiätzt. 

Dabei ist für den privaten Personenverkehr eine 
Zunahme des Bestands an Personenkraftfahrzeu- 
gert (ohne Omnibusse) von 7 Millionen Stück in 
1953 auf 9,5 Millionen Stück in 1965 und 11,0 Mil- 
lionen Stück in 1970 unterstellt worden. Schon 
wenn eine geringfügig günstigere Entwicklung der 
durdischnitllidien Fahrleistungen und Auslastun- 
gen, aber öueh des Personenkraflfahrzeugbestands 
einlreten sollte, als in der Ifo-Untersuchung unter- 
stellt wurde, ginge dem öffentlidien Verkehr ein 
erheblicher Teil der kommenden Nachfrage nadi 
Verkehr.sLüistungen verloren. Gegebenenfalls ist 
also eine Stagnation oder ein Rückgang des öffent- 
lichen Verkehrs nidit ausgeschlossen. 

Ob diese Entwicklung zu envarlen ist, laßt sich 
heute nicht sicher genug abschätzen und müßte 
anhand des Verkehrsverlaufs etwa in den nädisLen 
beiden Jahren nadigeprüft werden. Vor allem wer- 
den es die voraussichtlidi Ende 1960 vorliegenden 
Ergebnisse der statistischen Erhebung über die 
riurdischnittlichen Fahrleistungen der Personen- 
kraftfahrzeuge ermöglichenr die Genauigkeit der 
Bdiätzungen erheblich zu verbessern, 

15. In ihren einleitenden Ausführungen zum Be- 
richt hat die Kommission bereits darauf hinge wie- 
sen, daß dem künftigen Transportvolunien der 

I Schiene besondere Gefahren von einer Vergröße- 
rung der Kapazität der Lastkraftwagen und Last- 
züge, und zwar sowohl hi nsidillidi ihrer Zahl als 
auch ihrer Ladefähigkeit, drohen. Die Kommission 
ist nidit der Auffassung, daß es ihre Aufgabe ist, 
sich darüber zu äußern, ob aus Sidierheitsgründen 
eine Besdjränkung der Ladekapazität der Lastkraft- 
wagen notwendig ist. wenngleich sie nicht ver* 
kennt, daß der „Schutzaufwand", der von der DB 
I zur Gewährleistung der Sidierheit des Eisenbahn- 
j betrie.bs verlangt wird, erheb lidi über das Maß 
hinausgeht, das heute von den Schiverl astwagen 
' und den Schwerlastzügen gefordert wird. Insoweit 
könnte geradezu von einer Wettbewerbsverzer- 
rung zu Lasten der DB gesprodien werden. 

Es liegt aber im Rahmen des Auftrags der Kom- 
mission, darauf aufmerksam zu machen, daß jede 
Veiuielining des Angebots an Ladekapazität sich 
wirtschaftlich auf die Wettbewerbssituation der 
DB auswdrken muß. Das gilt insbesondere für den 
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Massengutverkehr und 7,eigt sich besonders dann, 
wenn — ■ wie sid:i im einzelnen aus dem 11. Teil 
Absdmitte E und F (Wegekosten) ergeben hat — 
der Schw^erlastwagen nicht in vollem Umfang zu 
den ihm zuredienbaren Wegekosten herangezogen 
wird. Solange der Bund einerseits die Sdiwerlast- 
wagen imcl SdiwerlasLzüge praktisdi subventioniert 
und andererseits die DB — als Gegenleistung — 
nicht in der Höhe dieser Subventionierung von 
ihrer Pflidit zur Verzinsung des Eigenkapitals ent- 
lastet wird, bleibt immer nodi eine Verzerrung der 
Wettbewerbsbedingungen bestehen. 

Die Kommission bestätigt ihre Aiüfassung, daß 
eine Sicherung des Verkehrsanteils der Eisenbah- 
nen nicht durdi eine dirigistische Aufgabenteilung 
im Verkehr erfolgen sollte, sondern die Ontsdiei' 
düng über den Einsatz eines Verkohrsmittels 
grundsätzlidi dem Markt selbst überlassen blei- 
ben muß. Das schließt aber nach ihrer Auffassung 
nicht aus, daß aus Gründen der Entlastung des 
Steuerzahlers (z. B. auf dem Gebiete des Straßen- 
baus) der Angebotszugang zum Markt geordnet 
wird. Aus volkswirtschaftiiichen Überlegungen 
würde sic, soweit die verfassungsrechtlichen Vor- 
aussetzungen dafür gegeben sind, weder Bedenken 
gegen eine der Leistungsfähigkeit der Straßen an- 
gepaßte vernünftige Kontiiigentienmg der Last- 
kraftwagen im Güterverkehr noch gegen eine wirt- 
schaftiidi vertretbare Beschränkung ihrer Lade- 
kapcizität zu erheben haben, um die Existenz einer 
für die allgemeine Wirlsdiaft unentb ehrlichen 
Eisenbahn zu sidiern. Als Ordnungsinstmment 
wären ihrer Auffassung nach hierfür auch steuer- 
liche Maßnahmen gerechtfertigt. 

16. Besondere Aufmerksamkeit verdient die Erif- 
w ick hing der Rohrieitungen (Pipelines). In der 
Tabelle zu Ziffer 10 ist bereits auf das Anwadisen 
der Transporte in Rohrleitungen Bezug genommen. 

Der Transport von Rohöl und Heizöl erfolgt in 
zunehinendem Maße durch Rohrktitungen, die zum 
Teil bereits Im Betrieb, zu nt Teil nodr in der Pla- 
nung sincL Vorgesehen sind neben der inzwisdien 
fertiggestellten Leitung von Wilhelmshaven nach 
Köln weitere Pipelines von Marseille nach Karls- 
rulien von Rotterdam nach Köln und von Oberila- 
lien nadi München. Alle diese Leitungen werden 
von der Privatwirtschaft erstellt und betrieben, Ein 


Konzessionszwang für den Bau der Leitungen 
besteht — abgesehen von der gewerbereditlidien 
Erlaubnis — nach Bundesredu nicht. Auch die Län- 
der haben nur auf dem Wege über die Erteilung 
des En teignungs rechts Einfluß auf den Robrlei- 
Lungsbain Ähnlich wie in der Elektrizitüls Wirtschaft 
ist auch hier damit zu redincn, daß in späterer Zeit 
ein Verbundbetrieb zwischen den versdiiedenen 
Raffinerien und Fernleitungen hergestelU wird und 
dadurch kostensparende Austauschmöglichkeiten 
geschaffen werden. Daneben besteht das Problem 
der Verteilung der ^sogenannten weißen Ware 
durch besondere Leistungen zwischen den einzelnen 
Lagertanks. Bekannt sind weiter Bestrebungen, Erd- 
gas durd\ Rohrleitungen nidit nur innerhalb der 
Bundesrepublik, sondern aus OberHalien, Frank- 
reich, Nordafrika den Verbrau disgebieten zimifüh- 
ren. Eine besondere Bedeutung wird dabei dem 
Absatz in der Bundesrepublik beigemessen. Es 
kann nicht zweifelhaft sein, daß die Verwirklichung 
solcher Pläne sidi umsatzmindernd nicht nur auf 
die deutsche Kohlenwirtschaft, sondern ebenso auf 
das Traosportauf kommen der DB auswirken muß. 
Nur der Vollständigkeit halber sei noch auf die 
amerikanisdre Entwicklung hin gewiesen, wo bereits 
Erz und Kohle nach Aufl^ereitimg am Produktions- 
ort ebenfalls durdi Rohrleitungen befördert wer- 
den. Es kann nicht bestritten ^verden, daß die 
Beförderung der dafür geeigneten Güter durch 
Rohrleitungen zu einer Verbilligung der Trans- 
portkosten führen kann und deshalb einen wirl- 
sdraftlidven Fort.schritt bedeutet. Ihn durdi staat- 
liche Eingriffe aufhalten zu wollen, würde den 
yi imdsätzlidien Forderungen der Kommission 
widersprechen. 

Etwas anderes aber ist, ob nldit für Bau und 
Betrieb neuer Rohrleitungen ähnlidi wie beim Per- 
sonenbefördeiungsgesetz bestimmte Vorränge fest- 
gelegt w^erden können. Wir befinden uns mitten 
in einem Strukturwaudel in der Verkehrswiitscliaft, 
von dem im besonderen Maße die Eisenbahnen 
betroffen weiden. Sie w^erdeii mit Sidiorheit bei 
der Fortdauer der heutigen Bell ieb.s weise und deni 
' Vordxingen des Heizöls einen weiteren Teil ihres 
Verkehrsautkominens an Massengut verlieren. Es 
Legt deshalb nahe, die Eisenbahn in den Bau und 
Betrieb von Rohrleitungen einzuschalten und ihr, 
wo es kostenmäßig und technisch gereditfei tigt ist, 
I einen Vorrang einzuräumen. 


B. Vorausschau auf das nach Durchführung der Empfehlungen der Konimission 

zu erwartende Betriebsergebnis der DB 

(Betriebsvorkalkalation) 


Um beurteilen zn können, wie sidi die von der 
Ko/nmi.s.s JO Ji vorgesdiiagenen Sanierungsmaßnah- 
men auf die RentabilitätsverhäUnit&se der DB aus- 
wirken werden, wurde nadis lebend eine Betriebs- 
vorkaikitlatiüQ für die Jahre 1961 bis 1966 durch- 
geführt. Eine derartige Betriebs vorkalkulalion stellt 
nidits anderes dar als einen Wirtsdiaftsplan, wie 


ihn die DB als Unterlage für ihre Haushaltsvor- 
ansdiläge jährlich entwirft, j-eclodi mit dem Unter- 
sdiied, daß dies im vorliegenden Falle für einen 
längeren Zeitraum geschehen ist. Damit erhöht sich 
selbstverständlich das Risiko, daß die tatsächliche 
Enlvvückiung der Erträge und der Aufwendungen 
sich nicht in dem der Betriebsvoikalkulation zu 


253 


Drudcsadie 1602 


Deut s dier Bundestag — - 3. Wahlperiode 


Grunde gelegten Rahmen halten wird. Ein derarti- 
ges Risiko ist bei jeder Vorkalkulalion gegeben. 
Es wird größer, Je weiter man sich von der Gegen- 
wart enlfernt. Bei der großen Zahl der auf die Ren- 
tabilitätaverhiilinisse der DB einwirkenden Fakto- 
ren besteht aber die Möglidikeit, daß sidi ungün* 
stige und günstige Enlwicklungstenden'iSen woit- 
gehend ausgleichen können. Bei der nadislehenden 
Betriebsvorkalkulation werden jedoch die Einnah- 
men und Aufwendungen nicht als Ganzes auf- 
geführt, wie es in einem Wirtsdiaftsplan üblidi 
ist, sondern es werden nur ihre in den einzelnen 
Jahren zu erwartenden Veränderungen angegeben. 

L AusgangspiinkL ist das voraussichtliche Bilanz- 
ergebnis der DB nadi dem Voranschlag für das 
Jahr 1960, Es erredinet sich wie folgt: 

Millionen DM 

Betriebsgewinn des Wirtschaftsplans 1959 


einschließlidi Nachtrag, der voraussidit- 

Hch eingehalten werden kann . . . . 385,0 

H- in der Betriebsredinung nicht ver- 

rechnete Versorgungsbezüge /. 455,0 

1 - Verlust der Bundesbahndirektion 

Saarbrücken 60,0 

4- Zinsen 290,0 

Insgesamt ./. 420,0 

Saldo der 1960 möglidren Einsparungen 
und der Veränderungen der Erträge und 
Aufwendungen . , . , + 60,0 

BikinzveTlusi 1960 /. 360.0 


Bei der Abfassung der Vorsdiauredinung lagen 
der Wirtsdiaftsplan 1960 wie audi der Naditrag 
zum Wirtsdiaftsplan 1959 nodi nicht vor. Die Kom- 
mission ist von einem voraussichtlichen Verlust 
1960 in Höhe von 350 Millionen DM (Wirtschafts- 
plan i960 = 360 Millionen DM) ausgegangen. 

In den Ansätzen des Wirtsdiaftsplans 1960 sind 
die Einnahmen und Ausgaben ifür den Bereidi des 
Saarlands enthalten; dagegen sind diese in dem 
der Vorsdiau zu Grunde liegenden Wirtschafts- 
plan 1959 mir als Saldo der Sonderrechnung Saar- 
brücken aufgenommen. ln der folgenden Rechnung 
ist der Saldo (Verlust) der Sonderredinung Saar- 
brücken daher nur global in der .Ausgangszahl 
„Bilanzveriust 1960" berücksidüigt, nicht aber in 
den einzelnen Ansätzen (z. B. in den Absc3ireibun- 
gen). 

Weiterhin rechnet die Vorsdiauredinung bei den 
Versorgungsbezügen mit dem im ursprüngiidien 
Wirtsdiaftsplan 1959 veranschlagten Betrag von 
811 Millionen DM. Nach dem voraussichtlichen Er- 
gebnis 1959 ist dieser Posten jedoch mit 843,3 
Millionen DM zu veranschlagen. 

Unter Hinweis auf die Vorsdiiäge der Kommis- 
sjon zur Regelung der Versorgungslasten werden 
ciie im Bilanzverlust enthaltenen Versorgungsauf- 
wendungen von 81 1 Millionen DM hier abgesetzt, 
so daß sich ein Bilanzgewinn von 461 Millionen DM 


' ergibt. Statt dessen werden in der Betriebsvorkal- 
kulation die Pensionsrückstellungen für die beste- 
henden Anwartsdiaften (Pensionsfonds II) als AuE- 
wand der Betriebsrechnung und die Hälfte der 811 
Millionen DM Altpensionen (Pensionsfonds I). die 
na dl den Vorschlägen der Kommission von der DB 
getragen werden sollen, als aus dem Gewinn zu 
deckende Ausgaben behandelt. 

2. Auf der Einnahmeseite wurde zunadist mit 
gleidibieibonden Einnahmen aus dem Wagenla- 
dungsverkehr geredinet. Os wurden also die Mehr- 
einnahmen, die der DB möglidier weise dadurdi zu- 
fließen werden, daß sie nach Herstellung der Ta- 
rifautonomie in stärkerem Maße als bisher kauf- 
rnämiisdiG Grundsätze im Verkehr mit ihren Ge- 
schäftspartnern zur Geltung bringen kann, nicht 
berücksiditigt. 

Da nach dem Annahmen des Ifo-lnstituts bis 1965 
im Wagenladungsverkehr die tonncnkilometrische 
Leistung des Jahres 1957 wieder orreidit sein wird, 
so wird erst zu diesem Zeitpunkt die Tariferhö- 
hung des Jahres 1958 voll zur Geltung kommen. 
Das macht, unbesciiadet des Umstandes, daß sicii 
die Transportlelstungen der DB 1965 tarifartsdi in 
anderer Weise zusammensetzen werden als 1957, im 
Wagenlatlungsverkehr eine Mehreinnahme von rd. 
420 Millionen DM aus. Dieser Mehreinnahme wer- 
den jedoch .schätzungsweise rd, 100 Millionen DM 
Mehraufwendungen gegenüberstehen. Die allmäh- 
lich ein tretende Verhessening des Betriebsergeb- 
nisses bis zu etwa 320 Millionen DM im Jahre 1965 
wurde im Hinblick auf die ungeklärte Kohlensitua- 
tion, die Konkurrenz von Erdgas usw. in der Be- 
triebsvorkalkiilaiion ebenfalls nidit berücksiditigt. 
Bis 1970 wird — wie im Abschnitt A dieses Be- 
richts teiles gezeigt — übrigens mit der Möglichkeit 
einer weiteren Zunahme der tonnen kilometrischen 
Leistung gerechnet. 

3. Beim Reisezugverkehr hält das Ifo-lnstitut bis 
1965 eine Steigernng des Verkehrs um jährlidi 
1,2 V. H. der Leistung von 1958 und bis 1970 um 
jährlich 0,8 v. H. der von 1965 für möglidi, Tn der 
nachstehenden Betriebs vor kalkulation wurde nur 
mit gleicbbleibenden Einnahmen geredinet und da- 
bei unterstellt, daß der Schwund der Verkehrs- 
leistungen irn Bezirkspersonenverkehr, insbeson- 
dere auch im Zuge der Einsdiränkung der Ver- 
kehrsleistungen, diirdi die sdion 1958 und 1959 be- 
obachtete weitere Zunahme des Schnoll- und Eii- 
zLig Verkehrs ausgeglichen werden kann. Audi eine 
möglidie Rentabilitäts Verbesserung des Hamburger 
S-Bahn Verkehrs blieb in der Betriebsvorkalkula- 
tion außer Ansatz. 

4 . Im Beiufs- und Schüleiverkehr, der auch nach 
Auffassung des Ifo-lnstituts — trotz der zu erwar« 
tenden Zunahme der personenkilomelrischen Lei- 
stungen der DB im ganzen — wenigstens bis 1965 
rückläufig sein wird, wurde davon ausgegangen, 
daß die von der Kommission empfohlene stärkere 
Anhebung der Tarife ab l. Januar 1961 wirksam 
wird. Dabei vmrde eine Abwanderung von 25 v. FL 
im Berufsverkehr und von 15 v. H. im SdhUerver- 
kehr auf den Individualverkehr und andere offen t- 
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liehe VerkehrsmiUel unterstellt j dies dürfte aber 
zmi\ nündesten für den Anf^g zu hodi gegriffen 
sein. Die spätere Abwanderung zuni Kraftfahrzeug, 
sosv^eit sie über die genannten 25 bzw. 15 v. H, 
hinaiisgelien sollte, kann durch die bereits erwähn- 
ten Mehreinnahmen des Sdmell- und Eilzugver- 
kehrs abejefangen werden, Infolgedessen wurde im 
Berufs- und Sdiü 1er verkehr über den ganzen Zeit- 
abschnitt hin mit gleidibleibenden Verhältnissen 
geredfinet. SoiltGn Bundesregierung, Bundestag und 
Bundesrat sich nicht zu der empiohlenen Tariier- 
höhiing durchringen können, so müßten die in der 
VorkalkLtiation der DB beriicksichtigien Mehrein- 
tKihmen alierdings durch Zusduis^^e von Bund, Län- 
dern und Gemeinden ersetzt werden, wie es heute 
beim Berufsverkehr in Frenkre/ch, jBe/g;eri, Italien 
und 2 um Teil auch in den Vereinigten Staaten 
schon geschieht. Die wirtsdiaftlid) bessere Lösung 
ist jedodi, die ungedeckten Kosten des Berufsver- 
kehr.s im vorgesehenen Rahmen über die Tarifer- 
höhungen der Wirtschaft anzulasten, anstatt sie 
über den Staatshaushalt von der Masse der Steuer- 
zahler aufbringen zu lassen. Die kalkulierte Mehr- 
einnahme aus der Tariferhöhung beläuit sich auf 
167.3 Millionen DM, diejenige aus der teilweisen 
Aufhebung der sogenannten Sozia Itarife auf 67 
Millionen DM, zusammen also rd. 234,3 Millionen 
DM. 

5. Weiterhin sieht der Vorschlag der Kommission 
vor, die Verkehrsleistungen im Bezirkspersonen- 
verkehr stark einzuschränken. Diese Maßnahme er- 
fordert umfangreiche Vorbereitungen und wird da- 
her erstmalig 1962 teilweise zum Tragen kommen. 
Es wurde daher nadistehend damit gerechnet, daß 
sidt die daraus erwarteten Einsparungen an Auf- 
wendungen im Jahre 1962 mit 100 Millionen DM, 
1963 mit weiteren 100 Millionen DM und 1964 mit 
nochmals 50 Millionen DM verwirklidien lassen 
werden. Die Kommission verspricht sich hiervon 
eine Personaleinsparung von 18 000 Köpfen (vgl. 
hierzu VTIl Teil Absctinitt VI). 

6. Audi hinsiditlidi des Shickgidverke/irs vertritt 
die Kominissiou die Aaftässung, daß seine Verluste 
unter anderem durch eine kräftige Anhebung des 
Tarifs und dessen Umwandlung in einen Volumen- 
gewichtstarif zum großen Teil beseitigt werden 
können. Im Gegensatz zur Tariferhöhung im Be- 
rufs- und Sdiülerverkehr wird die Tariferhöhung 
im Stückgutverkehr jedoch in mehreren Etappen 
erfolgen müssen, um sich auf diese Weise an eine 
optimale Losung heranzutasLen. Unter Berücksiditi- 
gung der dabei zu erwartenden Abwanderung 
sollte es möglidi sein, von dem Verlust des Stüde- 
gutverkehrs in Höhe von 331,7 Millionen DM (195?) 
und von 374,6 Millionen DM (1958) insgesamt etwa 
20Ü Millionen DM zu beseitigen, und zwar iOO Mil- 
lionen DM iin Jahr 1961, 70 Millionen DM im Jahre 
1962 und 30 Millionen DM im Jahre 1963. 

7. Die Anhebung des Stüdeguttarifs wird zwangs- 
läufig audi eine entsprecliende Anhebung des Ex- 
preßguttarifs zur Folge haben müssen. Es kann bei 
der wachsenden Bedeutung des Oxpreßgutverkehrs 
für die gewerblidie Wirtschaft angenommen wer- 
den, daß sich sein Verlust von rd. 118,4 Millionen 


DM (1957) und 104,2 Millionen DM (1958) im glei- 
chen Rhythmus wie der des Stückgut Verkehrs aus- 
gleichen las.sen wird. Es wurde daher beim Expreß- 
gut mit einer Verbesserung der Ertragslage um 
50 Millionen DM im Jahre 1961, von 35 Millionen 
DM im Jahre 1962 und von 15 Millionen DM im 
Jahre 1963 gerechnet. 

Die zu erwartende Rentabilitätsverbesserung des 
Gepäckverkchrs wurde, zumal sie nidiL sonderlich 
ins Gewicht fällt, in der nachstehonden Betriebs- 
vcrkalkulation nicht berücksichtigt. 

8. Auf der Au/wnndse//e wurden gieidibleibende 
Preise angenommen. Zum Aiiffangen kleinerer 
Preiserhöhungen 'weist die Betriebsvorkalkulation 
noch gewisse Reserven auf. Größere Preiserhöhun- 
gen können aber gegebenenfalls nur durch alsbal- 
dige Tariferhöhungen ausgeglichen 'v%^erden. In An- 
betradit der internationalen Lage am Kohlen- und 
Slahlmarkt ist voran ssichüidi mit größeren Preis- 
erhöhungen nicht zu rechnen. 

Dagegen wurde unterstellt, daß sich die Lohne 
und Ge/idffer im Durchschnitt jährlidi um 3 v. H. 
erhöhen, werden. Diese Erhöhung ist vermutlicii die 
untere Grenze dessen, was auf die DB auf Grund 
der allgemeinen Lohn- und Preisentwicklung, die 
ihre Stütze in der künftigen Entwicklung des Brut- 
tosozialprodukts findet, zukommen wird. Dabei 
wurde von der Lohn- und Gehaltssumme des Wirt- 
sdiaftsplans 1959 ausgegangen, also die inzwi- 
sdren erfolgten Einsparungen und möglichen Ver- 
änderungen des Jahres I960 nicht berücksichtigt. 
Die zu erwartenden Lohnerhöhungen können nur 
durd} entsprechende Personaleinsparungen auige- 
iarigen werden. Die Kommission Ist zwar der Auf- 
fassung, daß die Erhöhung der Produktivität un- 
serer Wirtschaft und damit auch die Steigerung des 
Lebensstandards in erster Linie in Preissenkungen 
zum Ausdruck kommen solite. Nach den Erfahrun- 
gen der Vergangenheit hätte sie jedoch fahrlässig 
gehandelt, wenn sie nicht auch die Möglichkeit von 
Lohn- und Gehaltssteigerungen in ihre kalkulato- 
risdren Erwägungen mit einbezogen hätte. 

Bei der Beredinung der Mehraufwendungen aus 
Lohn- und Gehaltserhöhungen sind die von der 
Kc?iT?m/5.Sion erwarteten und von der DB für mög- 
lich gehaltenen Personaleinsparungen von dem der 
Lohn- und Gehaltserhöhung unterliegenden Per- 
sonalaufwand abzusetzen. 

Die Personaleinsparungen, die durch Einsdirän- 
kung des Eezirkspersonen Verkehrs zu erwarten 
sindT wurden mit 18 000 Kräften angenommen, von 
denen 7200 Kräfte auf das Jahr 1962, 7200 auf das 
Jahr 1963 und weitere 3600 auf das Jahr 1964 ent- 
fallen* Der Investitionspkm der Bauabteiiung der 
Hauptverwaltung der DB sieht für die Jahre 1961/ 
1964 die Einsparung von 8000 Bundesbahnarboitern 
und 800 Unlernehmerarbeitern vor. Da die Kom- 
mission der Auffassung ist, daß die DB in stärke- 
rem Maße Unternehmer beschäftigen sollte, wur- 
den diese Einsparungen voll der DB zugeredinet. 
Die Rentabilitäts Verbesserungen aus den Investi- 
tionen der Bauabteilung für die Jahre 1961 bis 1964 
werden sicii mit 5 v. H., 20 v. H., 42 v. H., 65 v, H., 
82 v. H* und 100 v. H. in den Jahren 1961 bis 1966 
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auswirkenj es wurde daher angenommen, daß sidi 
die Verringerung der Arbeitskräfte im gleichen 
Tempo vollziehen laßt, so daß sidi folgende Rück- 
führ ungsquoten ergeben: 


1961 

440 

1962 

1 320 

1963 

1 936 

1964 

2 024 

1965 

1 696 

1966 

1 384 


8 800 


Die iMosdiineniechni^die Ab/ei/ung der Haupi- 
verwaJlung dei DB erwartet aus ihren Investitionen 
eine Einsparung von 16 979 Kräften, von denen 800 
auf die Rationaiisierung der Wagenunterhaltung 
entfallen. Wenn man diese Personaleinspanmgen 
im gleidien Verhältnis wie die zu erwartenden 
Rentabilitätsverbesserungen auf die einzelnen Jahren 
verteiJlj so ergeben sidi folgende Persona lein spa- 
Ringen: 


1961 

22? 

1962 

2 022 

1963 

4 540 

1964 

4 540 

1965 

4 850 


16 179 


(ohne nalio- 
n.iUstoruiig 
der Wa^enun- 
terhalumg) 


Ans der Stillegung und Rationalisierung der 
Werkstätten, einsdiliefllidi der Änderungen in der 
Fahrzeug behänd ln ng, wird in den Jahren 196L bis 
1965 mit einem weiteren Abgang von 8250 Kräften 
gerechnet, die in nadistehender Betriebsvorkalkula’ 
tion gleidimäßig mit je 1650 in den Jahren 1961 
bis 1965 als Abgang berück sidi tigt wurden. Darin 
sind auch die 800 Kräfte mit enthalten, die erst im 
Zuge der Durciifühiung von Investitionen freige- 
setzt werden können. 

Außerdem ist durdi sonstige Einsdiränkungon, 
in.sbesondere bei der Bahnpolizei, in den Jahren 
1961 und 1962 mit einem Abgang von je 1000 Be- 
diensteten zu redinen. 

Es wird angenommen, daß die Verringerung des 
Personals im Zugbegleitdienst, im Bahnsleigsper- 
rendienst usw^ entweder schon im Jahre 1960 ver- 
Vn'irk licht wird oder daß die danadi noch zu erwar- 
j lenden Ersparnisse als eine stille Reserve der Be- 
I Iriebsredinimg angesehen werden können. 

Organisatorische Ersparnisse größeren Umfangs, 
die na dl Auffassung der Kommission durdi aus 
möglich sind, werden hier nicht berücksichtigt, weil 
die DB soldie nidit nachgewiesen hat und ihre Auf- 
nahme in die Betriebsvorkalkulation eingehendere 
I Untersuchungen erfordert hätte. Sie sind als Puffer 
i zum Auffangen kleiner Preiserhöhungen während 
' der nächsten Jahre zu betrachten. 

Die Personvleinspaningen zeigen somit folgendes 
. Bild: 


1961 1962 1963 | 1964 1965 1966 


Einsdii ärrkung des Bezirkspersonenverkehrs . . . 

Investitionen der Bauabteilung 

Investitionen der Masdiinentedinisdien Abteilung . 

Rational Lsiening des Werkstättendienstes und der 
Fall rzeug Unterhaltung . 

Versdriedene Einschränkungen, insbesondere Bahn- 
polizei 

Eventuelle Arbeitszeitverkürzungen 


7 200 

7 200 

3 600 

— 

— ' 

““ 

440 

1 320 

1 935 

2 024 

1 696 

l 384 

227 

2 022 

4 540 

4 850 

4 850 

— 

1 650 

1 650 

1 650 

1 650 

1 650 

— 

1 000 

1 000 

— 



— 

— 

10517 

13 192 

11 726 

8 524 

8 196 

1 384 

— 

4 750 

— 

— 

4 750 

— 

10517 

8 442 

11 726 

8 524 

3 446 

1 384 


Diese Einsparungen von insgesamt 44 039 Bedien- 
steten für den Zeitraum 1961 bis 1966 sind im Rah- 
men des natürlidien Abgangs der DB zu bewälti- 
gen, ohne daß dadurch eine untragbare Überalte- 
rung des Personals eintreten würde. Da eine Auf- 
gliederung des einzusparenden Personals getrennt 
nach Beamten und Arbeitern nidu vor lag, wurden 
die gesamten Personalaufw^endungen de.s Wirt- 
schaftsplans 19.59 oline Bezüge der Nadiwuchskrafte 
und ohne Altersversorgung in Höhe von 3,710 Mrd. 
DM zu der Gosanilzahl (ohne Nachwuchskräfte) von 
480 000 Bediensteten in BezieJumg gesetzt und unter 


Berüdcslditigung des UmslandeSj daß das aussdiei- 
dende Pc^rsonal unter clcun DB-Durdischniit besoldet 
würd, pro Kopf mit einem einzusparenden Aufwand 
von 7000 DM gerechnet. Die verbleibenden Per- 
sonalaufwendungen sind, mit Ausnabmo eines Be- 
trages von 200 Millionen DM sozialer Auf wendungen, 
bei denen unterstellt werden kann, daß sie nicht 
vom Lolin- und Gelialtsniveau abhängig sind und 
konstant gohaiten werden können, in der Kalkula- 
tion jährlich um 3 v, IT. des Vorjahres erhöht wor- 
den. Das ergibt folgende Steigerung der Personal- 
rtuf Wendungen: 
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1 

1961 

1962 

1963 

1964 

[ 1965 ' 

1966 




Millionen DM 



Ausgangsbetrag 

. / . konstante Aufwendungen 

3 710,0 

200,0 

3 510,0 

3 539,5 

3 584,8 

3 607,8 

3 654,5 

3 739,3 

. / . Einsparungen (unter BerütksichUgtmg der 

bereiks erfolgten Gehaltserhöhung) . 

73,6 

59,1 

82,1 

59,7 

24,1 

9,7 

3 436,4 

3 480,4 

3 502,7 

3 548, 1 

3 630,4 

3 729.6 

+ 3 V. H. Steigerung der Persona lauf Wendun- 
gen 

103,1 

104,4 

105,1 

106,4 

108,9 

ni,9 


3 539,5 

3 534,8 

3 607,8 

3 654,5 

3 739,3 

3 841,5 


Im ViJI, Teil Absdinitt VI des Berichts hat die 
für den Zeitraum 1961 bis 1970 mit einer 
Gesamteinsparung von 84 000 Bediensteten gerech- 
net. 

Daneben ist auch der Mehraufwand zu berück- 
sichtigen, wekiier der DB aus mög liehen Arbei/s- 
zej/ver/iüf zu Ilgen erw^ichsen kann . Das Jfo-rnslitut 
redinet damit, daß in der Wirlsdmft der Biindes- 
republik bis 1965 weitgehend die 42-Stundenwodae 
verwirk lidit sein wird. Nadi den bisherigen Erfah- 
rungen der Hauptverwaltung der DB wnjrde der 
üliergang zur 42-Stunüenwüche einen Personal- 
mehibedarf von 9500 Bediensteten erfordern, da nicht 
alle Dienst/. weige davon gleichmäßig betroffen wer- 
den. Die Kommis.sioR hat unterstellt, daß dieser 
Mehrbedarf 1962 und 1965 je mit der Hälfte auf! ro- 
ten und die Betriebsredinung auf der Grund big e des 
künftigen Lohn- und Gehaltsniveaus mit 44,6 Mih 
lionen DM bxw. 47,3 MilHonen DM belastet wird. 

9. Die Versorgungsbezüge für die Altpensionäre 
(Pensionsfonds I), die die DB nadi dem Wirtsdiafls- 
plan 1959 noch mit 8! l Millionen DM belasten, sind 
zunächst als aus dem Gewinn %u deckende Ausgaben 
aus der Betriebsvorkalkiilalion herau.sgenaiT!men 
worden. Auf der anderen Seite sind die Neuzufüh- 
rungen zu einer Pensionsrückstellung auf die beste- 
henden Anwartsdraften (Pensionsfonds II) mit den 
duidi ein versidierungsmathematisdies Gutachten 
ermittelten Beträgen in der Betiiebsvorkalkulation 
berödesichtigt worden. Dasselbe gilt für die Auf- 
stockung der Peiisionsrücksteilung bn Hinblick auf 
die zu erwartende Erhöhung der Ruhegehälter. Da- 
bei %vurde unterstellt, daß die DB in Zukunft vom 
Bund zu ihren Versorg ungslaslen die gleichen pro- 
zentualen Zuschüsse erhält, wie er sie den Sozial- 
versicherungen gewährt, so daß die DB nur ?5 v. H. 
ihrer künftigen Pensioiisverpflichtungen zurück- 
steilen muß. 

10. Da die Abschreibü/igsrecfmung der DB hinsicht- 
Hdi ihres materiellen Ergebnisses ziemlich undurch- 
sichtig ist. wurde wie folgt verfahren: Die DB !mt 
1958 903,8 Millionen DM Anlagenabschreibungen 
(Erneuerirngssoll) auf den Wiederbesdiaffungswert 
von 36,841 Mrd. DM verrec^inet. Darin sind 79.910 
Millionen DM Gemeinkosten der Bau- und Masdri- 
nentedinisdien Abteilung enthalten, so daß die 
eigentlichen Anlageiiabschreibungen nur 823,952 


Millionen DM betragen. Das ergibt einen durch- 
sdinitt liehen Abschreibungssatz von 2,24 v. H. je 
Jahr *). Es wird unters teilt, daß im Umfange der 
jährlidien Anlag enabschreibungen jährlich auch An^ 
lag eng üt er aus der Absdireibiingsgrundlage aus- 
sdieiden und die Altabschreibimgen sich daher jähr- 
lich um rd. 18,5 Millionen DM verringern. Dazu 
kommen weitere Anlagenabgänge von jährlidi 9,1 
Millionen DM wegen Einbeziehung der Oberbau- 
Unterhaltungsarbeilen In die Investitions- und Ab- 
schrei bungsredinung. Da vermutlidi jedoch mehr 
Anlagengegenstände mit nur noch kurzer Rest- 
leben sdau er ausscheideo werden, als der Berech- 
nung der Altabsdireibungen zugrunde gelegt 
wurde, wird in der Betriebs vor kalkulation der Be- 
trag, um den sidi jäbrlidi die Altabsdireibimgen 
verringern, ludit mit 27.6 Millionen DM, sondern 
mit 30,0 Millionen DM ongeselzt 

Dagegen wurden die Abschreibungen auf die 
Neuzugänge gesondert errechnet, wobei bei den 
Reise- und Güterwagen nur nodi eine Lebensdauer 
von 25 Jahren zugrunde gelegt wurde. Die Er- 
rectinimg der neuen Anlagenabschrelbimgen ist als 
Anlage 1 diesem Beriditsteil beigefügt. 

11. Die RenlabiUtälsverbesserungen, die sich aus 
dem 4-Juhfes-Inve!^tjtionsp!Qn ergeben, sind ent- 
.sprechend den oben bei den Abschreibungen ge- 
machten Ausführungen mit den Beträgen in die Be- 
triebsvorkalkulation übernommen worden, die sidi 
ohne Benicksiditigung von Aiilagenabschrcihungen 
und Zinsen ergeben (Näheres vgl. Anlage 3 zu die- 
sem Berichts teil). 

12. Die iauf<5nden U nt erhaliungsrnn Wendungen 
haben 1958 den Betrag von 1,786 Mrd. DM erreicht. 
Davon sind 277 Millionen DM abzusetzen, die prak- 
tisch Investitionen des Oberbaus betreffen. Der da- 
Qdtb verbleibende Betrag von 1,509 Mrd- DM (Un- 
ter haltungssoll) erscheint der Kommission zu hodi. 
Für die Vergangenheit lag ein erheblicher Nachhol- 
bedarf an Untcrhaltimgsarbeiten vor, der jedoch 

*) Dieser niedrige Satz erklärt sidi daraus, daß dis Ab- 
sdireibungen auf rd. 25,690 Mrd. DM Bdhnanlagen mit 
Ausnahme des Oberbaus duidiweg unter 2v.lL, zum 
Teil sogar nur bei 0,3 v, H. und 0,9 v. H. Hegen, und 
daß die besondeis vevsctileißgetährdeteii Anlagenteile 
nidvt abgeschrieben, sondern durch Unterhallmig er- 
neuert \verden- 
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tiberwiegeiid nidit aus dem UnterbalUingssoil, son- 
dern zu Lasten einer besonderen Wertberichtigung 
bestritten wurde, Dodi enthalten audi die laufen- 
den UnterhalUmgsaufwendungen infolge des 
schlechten Zustandes der Bahnanlagen nodi bis zu 
einem gewissen Grade außerordentlichen Unterhal- 
tungsaufwand, Für die Zukunft muß sich die Ver- 
bessorung des Zustands der Bahnanlagen und Fahr- 
zeuge daher in einem geringeren UnterhaUimgsauf- I 
wand auswirken. Die Kommission Ist deshalb der 
Meinung^ daß ■ — unbesdiadet der Senkung der 
Fahrzeug Unterhaltungskosten und der Rationalisie- 
rung der Ausbesserungswerke — der ünterhal- 
tungsaufwand jährliät um 2 v, H ,des Wertes von 
195Öp also jährlich um rd. 30,0 Millionen DM. ge- 
senkt werden muß. Sie hat. ohne diesen Betrag 
nadi Personal- und Sachaufwendungen weiter zu 
unterteilen, diese Ersparnis, die bis Ende I9?0 somit 
auf 300 Millionen DM ansteigen wird, in ihrer Vor- 
kalkulation mit jährlich 30 Millionen DM berück- 
sichtigt. 

13. Von den Sonderfas/en der DB wurde in Ziffer 4 
bereits die Aufhebung eines Teils der sogenannten 
Sozialtarife berücksichtigt. Die übrigen Sonder- 
lasten, die der DB nicht erstattet, sondern die auf- 
gehoben werden sollen, belaufen sidi auf rd. 28,4 
Millionen DM*). Sie sind in der Betriebsvorkalkula- 
tion als Rentabiliiäts Verbesserung berücksiditigt 
worden. Dabei handelt es sich mit 22^0 Millionen 
DM um die Aufhebung landwirtschaftlicher 
SubventionsLarife und mit 6.4 Millionen DM 
um die Erstattung der Mineralölsieuer. Da- 
gegen sollen die als Sonderlasten anerkannten Ein- 
nahmeausfälle im Personenverkehr mit der vSowjet- 
zonc der DB nicht besonders erstattet, sondern bei 
der Festsetzung der Kapital Verzinsung berücksich- 

*) vgh. hier/ VI Fußnole ***) Seite 259 i 


tigt werden. Audi sind rd. 55,9 Millionen DM So- 
zialversicherungsbeiträge. die die DB infolge der 
Doppelversorgung der ins BeamtenverhäUnis über- 
nonunenen Bundesbalinarbeitcr besonders belasten, 
bei der in Aussicht genommenen Pensionsregelung 
berücksichtigt worden und müssen daher hier außer 
Ansatz bleiben, 

I 14. Die Zinsbelasiung wurde für die Neuinvesti- 
lionen auf Grund des Finanzierungsplans ermitteit. 
Er ist diesem BeridUsLeil als Anlage 2 beigefagt. 
Als Durchschnittiszinssatz sind der Zinsberechnung 
5 V. H. je Jahr zugrunde gelegt. Dieser Durch- 
sdinittszinssatz trägt dem Umstand Redvtiung. daß 
die Nettoverzmsung für langfristige Anleihen etwas 
über diesem Satz, die Verzinsung für mittelfristige 
Gelder aber darunter liegen wird. 

Die Zinsbelast'ung wurde in der Wei.se errech- 
net, daß von den Investitionen des Investitions- 
plans zunädist die aus eigenen Mitteln aufzubrin- 
genden Beträge (Absdireibimgen, A.ubstockung der 
Pensionsrückslellung und Eigenkapitalerhöhung) 
abgesetzt wurden. Es ergibt sich sodann der jähr- 
liche Kapitalbedarl als Differenz zwischen Investi- 
tionsvolumen und Eigenfinanzierung. Dazu kommt 
die Neuversdiuldung aus dem Vorjahr. Von diesem 
Betrag wird der Betriebsgewinn abzügiidi des Be- 
trages der daraus zu bezahlenden Allpensionen ab- 
gesetzt, so daß sich als Saldo die Zunahme der ver- 
zinsbaren Fremdsdiiild ergibt. Darauf wurden 
5 V. H. je Jahr an Zinsen gerechnet, diese der 
Fremdversduildung ziigesdilagcn (da oben der nodi 
nicht um die Zinsen gekürzte Betriebsgewinn be- 
racksid::iligt wurde) und dio sidi danach ergebende 
Neu Verschuldung (Sdiu Iden vor trag) auf das neue 
!ahr vorgetragen, ln der letzten Zeile der Anlage 3 
ist die auf das einzelne Jahr entfallende Neuver- 

I sdiuldung festgehalten 
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15* Die Botriebsvorkalkulation für die Jahre 1961 

bis 1966 

zeigt nunmehr folgendes Bild^ 



1961 

1962 

1963 1 

1964 

1965 

1966 




Millionen DM 



1* Bericht igtes Bilajizergebiiis It, Wlrbsdiaftsplan 


i 

i 




1960 

- 350.Ü 






darin enthaltene Versorgmigsbezüge . * 

+ aii.o 







-b 461,0 

461,0 

J- 461,0 

+ 461,0 

+ 46U0 1 

4 461,0 

2. Mehrgewinn des Wagenladungs Verkehrs , - . 

— 


— 

— 

— 

— 

3. Mehrgewinn des Reisezug Verkehrs . , . * . 

4. Anhebung der Berufsverkehrs- und" Sdiüler- 

' — 

’ — 

' — 

— 

— 

— 

tarife 

+ 167,3 - 

+ 167,3 

+ 167,3 

-F 167,3 

+ 167,3 1 

4 167,3 

teilweise Aufhebung der sogenannten Sozial- 
tarife*) . 

+ 67,0 

+ 67,0 

+ 67,0 

+ 67,0 

+ 67,0 

4 67.0 

p, Einschränkung des Bezirkspersojien Verkehrs , 
G. Verbesserung der Wirtsdiaftlichkeit des Stüde- 

■ ' 

-F 100,0 

-F 200,0 

-F 250,0 

-f 250,0 i 

-F 250,0 

gutverkehrs bei starker TariferhÖhimg . * . 

?. Verbesserung der Rentabilität des Expreßgut- 

+ 100,0 

-F 170,0 

H- 200,0 

+ 200,0 

-F 200.0 j 

4 200,0 

Verkehrs 

+ 50,0 

-F 85,0 

+ 100,0 : 

i- 100,0 

+ 100,0 

4 100,0 

8. a) Erhöhung der Personal kosten (Lohn- und. 







Gehaltssteigeriing) . . . . 

- 103,1 

- 207.5 

-312,6 

- 419,0 

" 527.9 

- 639.8 

b) Arbeitszeitverkürzung 

9 Versorgungsbezüge 

— 

- 44,6 

- 44,6 

- 44,6 

“ 91,3 

- 91.3 

Pensionsrücksteilung für Anwar tsdiaften 
(Pensionsfonds II) 

- 324,4' 

- 335,0 

- 339.1 

“ 351,3 

- 363,8 

— 376.2 

Mehrrüdcstellung als Folge von GehaUserhö-' 
hungen 

- 21,8 

- 42,8 

“ 62.3 

- 81.0 

- 97,5 

“ 112,5 

10. Altabsdiieib urigen 

+ 30,0 

-F 60,0 

-F 90,0 

-F 120,0 

4- 150,0 

4 180.0 

Absdireibungen auf Neuzugänge 







4-Jahres-Absdmitt , , * 

- 67,9 

- 148,3 

- 229,5 

- 299,7 

- 299,7 

- 299.7 

10-Jahres-Plan . , . , 

— 

— 

— 

— 

- 100,0 

“ 200,0 

.Äbsdireibungen infolge vorzeitigen Ersatzes 
von Anlagen . 

- Ul 

" 2,2 

- 3.3 

- 4,4 

- 4.4 

- 4,4 

1 L RentabiiitätsverbesserungGn 




1 



Bauabteilung der Hauptverwaltung der DB , 

d- 7,9 

+ 31,8 

-F 67,2 

H- 102,8 

4 130,6 

159,6 

Masdiinentedinische Abteilung der Haupt- 
verwaltung der DB * ^ * * 

-F 6,8 

4- 67,1 

-h 202,0 

-F 336,4 

4 482,4 

4 482.2 

12* Verminderung der Unterhai timgskosten . . * 

13. Aufhebung der poHtischen Sonderbelaslun- 

+ 30,0 

1 

-h 60,0 

I 

4- 90,0 

[ -F 120,0 , 

1 

+ 150,0 

4 180.0 

gen*^) ***).,. 

+ 28,4 

-F 28,4 

+ 28,4 

+ 28,4 

4 28,4 

4 28.4 

Betriebsgewinn ohne Berücksiditignng der Zinseni 

4- 430,1 

' + 517,2 

1 + 681,5 

+ 752,9 

-F 702,1 

1 -h 551,6 

Zinsen . . * 

- 23,4 

, - 64,5 

i- 98,7 

- 108,3 

- 137, 0 

1 - 170,5 

Betriebsgewinn nadi Berücksicht igiing der Zinsen 

+ 406,7 ) 

+ 452,7 

1 + 582,8 

-F 644.6 

1 + 565,1 

4 38U1 

Baurücklage , * 

— 1 

60,0 

210,0 

280,0 

1 220,0 

j 60,0 

Anteil an den Altpensionen (Pensionsfonds I) , . . 

405,5 1 

1 390,0 

1 370,0 

360,0 

340,0 

1 320,0 

Bilanzergebnis . , 


+ 2,7 

“F 2j,8 

+ 4,6 1 

1 + 5,1 

4 1.1 

*) Im Ifl. Teil Absdimlt B Untcrabsduiitt II Ziffer 2 ist nur ein 1 

Betrag in 

Höhe von 

t61J Millionen DM erredinet 


worden: von einer nacht rag lichten Änderung des bereits fertigen Berichtsteils muöle aber abgesehen werdenn 
’*) 22 Millionen DM lancJWIrtschaftlidie Subventionstaiife (Minimum): 6.4 Millionen DM Ersatz der restlichen 
Mineralölsteuer Nodi nicht berücksichtigt sind 85 Millionen DM = 50 v. H. der Kosten der Vorhaltung und 
Bewachung sdiienengleidier Übergänge* 

■^**) Der Betrag von 28,4 Millionen DM (22,0 Millionen DM landwirtschaftlidne SubvenUonstarife -f 6,4 Millionen 
DM Erstattung der Mineralölsteuer) sollte richtig 33,4 Millionen DM sein, und zwar 27,0 Millionen DM 
Erstattung aus Es nnahmeaus fällen im Personenverkehr mit der Sowjetzone f 6,4 Mil Honen DM Erstattung 
der Mineralöl st euer. Dieser Sachverhalt ist auf Seite 266 richtig dargestellt. Für die Beiriebsvorkalkulation 
spielt er keine RoUe^ weil die Subvention des Personenverkehrs mit der Sowjetzone rückläufig ist und sldi 
inzwisdien verrmgerl haben rnu6. 
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16. Zusammen fassend bemerkt die Kommission 

lolgendes: 

a} Die Betriebsvorkalkulation sieht einen wachsen- 
den Betriebsgewiiin vor. Ab 1964 geht er wieder 
zurück, weil die Jahre 1964 und 1965 bereits mit 
den zusätzlldieii Aniagenabschreibnngen der 
weiteren, sehr hoch angesetzten Investitionen 
belastet sind, aber diesem Mehraufwand noch 
keine daraus herrührenden Rentabilitätsverbes- 
serungen gegenüberstehen. Da auf Anraten der 
Kom.missjon die Investitionen mit den höheren 
Rentabilitätschancen vorgezogen worden sind, 
werden die weiteren Investitionen des 10-Jah- 
res-Plans nidit mehr die gleichen RentabilitätS' 
Verbesserungen bringen wie die ersten 4 bzw. 6 
Jahre aus dem 4- Jahres- Abschnitt. Infolgedessen 
wird im zweiten Abschnitt des 10-Jahres-Investi- 
tionsplans auch der Selbstfinanzierüngsanteil der 
DB zurückgehen, wenn er nicht aus Ersparnissen, 
die auf organisatorischen Maßnahmen beruhen, 
gespeist werden kann. Aus dieser Sachlage er- 
gibt sich, daß die mit Sicherheil zu erwartenden 
Mehraufwendungen an Personafkosten und Ver- 
sorgungsbezügen sowie aus weileren ArbejJs- 
zeiiverkürzungen nur dan/i erwirtsdiaitet wer- 
den können, wenn durch organisatörische Maß- 
nahmen einschneidender Art die Rentabilität 
der DB weiterhin verbessert wird. 

b) Jn der Betriebsvorkaikulation ist der Selbstfinan- 
zierungsanteil der DB, soweit. er nicht auf der 
Aufstockung der Pensionsrücksteüung beruht, 
durdh Dotierung einer Baurücklage berücksich- 
tigt, so daß die DB nach Absetzung des sie tref- 
fenden Anteils an den Altpensionen (Pensions- 
fonds I) mit einem geringfügigen Gewinn ab- 
schlieflen wird. Sollte sidi beim Übergang zur 
Ahsciireibungsrechnung unter Umständen her- 
ausstellen, daß die Anlagenabschreihungen auf 
die bisherigen Aktiven der DB zu knapp bemes- 
sen sind — diese MÖglidikeit besteht insbeson- 
dere hinsichtlich der Absdireibimgen auf das rol- 
lende Material — , so würden sidi dordi eine Er- 
höhung der Anlagonabsdireibungen zwar der Be- 
triebsgewinn und die Baurücklage vermindern, 
der aus eigenen finanziellen Mitteln für die 
Durchführung des Investitionsprogrammes zur 
Verfügung stehende Betrag bliebe — da nur 
Baurücklagen durdi verdiente Anlagenabsdirei- 
bungen ersetzt würden — davon jedodi unbe- 
rührt, so daß audi Fremdversdiuldung und Zins- 
belastung dadur<di nicht verändert werden wür- 
den, 

c) In der Betriebsvorkaikulation wurden keine AU- 
pensionen beiücksichtigi. Aus dem Gewinn ist 
nach den Vorschlägen der Kommission die HäUie 
der Altpensionen au fzn bringen. Da zur Bestrei- 
tung der Altpensionen keine Rückstellung gebil- 
det worden ist, so stellt die Aufbringung der Alt- 
pensionen wirtschaftlich die Verzinsung eines 
Teils des Eigenkapitals der DB dar. 

d) Der nach der Betriebsvorkaikulation von der DB 
voraussichtlich erwirtschaftete Betriebsgewinn 
erreicirt nur 29 v. H, bis 45 v. H. des Gewinns von 


1,413 Mrd, DMr den ein gewerbliches Unterneh- 
men gleicher Größe (Kapital 10,3 Mrd. DM) unter 
Berücksichtigung von Gewinnsteuern — welche 
die DB nidtt zu entrichten hat — bei einer 
6”/oigen Dividende aufzubringen hätte, wenn es 
außerdem 50 v. H. des ausgeschütteten Gewinns 
als versteuerte Reserve für die Finanzierung der 
weiteren Betriebsentwicklung einbehaUen würde. 

Wenn die DB nämlich ein privatwirischafb 
liches Unternehmen wäre, so würde von ihr er- 
wartet, daß sie zum mindesten das in ihr inve- 
stierte Kapital mit 6 v. H. verzinst — bei besser 
fundierten, ci. h. mit stillen Reserven arbeiten- 
den Unternehmungen sind 12 v. H, je Jahr üb- 
lich — und etwa 50 v. H. des ausgeschütteten 
Gewinns für die Weiterentwicklung ihres Be^ 
triebs zurückbehält. Dabei müßte ein privates 
Unternehmen vorweg 1 3 v. H. GewerbeertraS- 
steuer auf den Gesamtgewinn, ferner auf den 
ausgesdiütteten Gewinn 15v.H. Körperschaft- 
steuer und auf den nicht ausgeschüttelen Gewinn 
51 V. H. Körperschäftsteuer bezahlen. Da die 
Körperschaftsteuer auf den ausgeschütteten Ge- 
winn dem nicht ausgeschütteten Gewinn, der mit 
51 V. R zu versteuern ist. entnommen werden 
muß. beträgt die Körperschaf tsteuer auf den ent- 
nommenen Gewinn in Wirklichkeit 23,44 v. H. 
Ma dastehend wird dargesLellt. weldie Beträge die 
DR somit erwirtschaften müßte, wenn sie als ren- 
tables Wirtschaftsunternehmen geführt würde. 


6 ®/oige Verzinsung 
von 10,3 Mrd. DM Kapital 
MUlionen DM 

Ausgeschütteter Gewinn .... 

61 8,0 

darauf entfallende Köipersclmft- 
Steuer 

144,8 

nicht ausgeschütteter Gewinn 

309,0 

darauf entfallende Körperschaft- 
Steuer 

157,6 


1 229,4 

-i- Gewerbeertragsteuer . . .. 

183,7 

Bruttogewinn 

1 413,1 


Unterstellt man, daß der DB 50 v. H. der Kosten 
für die Bewadiimg und Vorhaltüng schienengleF 
dier Wegübergänge in Höhe von 85 Millionen 
DM abgenommen werden, so müßte zum Aus- 
gleich der höheren Subventionierung der Binnen- 
sdiiffahrt auf insgesamt !84,6 Millionen DM Er- 
träge verzichtet werden. Der maximale Betriebs- 
gewinn nach Verzinsung des Fremdkapitals er- 
reicht nach der Betriebsvorkaikulation 1964 
644,6 Millionen DM und damit erst rd. 53 v. H. 
des Solls von 1228,5 Millionen DM (1413,1 Mil- 
lionen DM abzüglich 184,6 Millionen DM). Müß- 
ten unter den gleichen Voraussetzungen die 
MehrsubvenÜoiien gegenüber dem Schwerlast- 
wagen ebenfalls durch Verzicht auf eine ange- 
messene Verzinsung des Eigenkapitals der DB 
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fiiisgegiidien werden, his sic mindestens 699 
Millionen DM betragen — wahrscheinlidi [st die 
Mehrsubvention aber noch höher — , so würde 
das Zinssoll nur 714,1 Millionen DM betragen 
(1413,1 Millionen DM abzüglich 699 Millio- 
nen DM). Der nadi der Vorkalkulation zu erwirt- 
sdiaflende Ertrag würde audi in diesem Fall nodi 
unter der vollen Verzinsung des zinspflichtigen 
Kapitals bleiben. Infolgedessen befrachtet die 
Kommission die geforderte und vorkalkuUerte 
Reniabilitaisverbesserung als unabdingbar. 


e) Demgegenüber betragen nach dem Wirtschafts- 
plan 1959 die gesamten Einnahmen rd, 6900 Mil- 
lionen DM und die Aufwendungen 7350 Millio- 
nen DM. Das ergibt statt eines Gewinns einen 
Verlust von 450 Millionen DM. Für 1960 wird 
ein Verlust von noch 350 Millionen DM erwartet. 
Die Gegenüberstellung dieser Zahlen zu dem 
Bruttogewinn, der einer 6 '^/LÜgen Verzinsung 
eines normalen Wirtschaftsbetriebs gleidier Grö- 
ßenordnung entspredien würde, zeigt, wie weit 
die DB trotz der oben erwähnten finanziellen 
Hilfeii noch von einem wirklich rentablen Betrieb 
entfernt ist. 


Die erwartete Verbesserung des Betriebsergebnisses 
na dl Verzinsung des Fremdkapitals beruht (1966) 

Mülion ei: DM 


aut Tarii Verbesserungen von .... 534,3 

aut Einsparungen von 430,0 

auf Investitionen nadi Absetzung der 
Mehrabschreibungen und Mehrzin- 
sen von 347,2 

auf der Beseitigung politisdier Lasten^) 

von 28,6 

auf der Entlastung der Betriebsrechnung 

von Altpensionen von 811,0 

Übertrag 2 151,1 


•) Noch nidit borüdcsiditigl isind 85 Millionen DM 
50 V. H. der Kosten für bewachte Bahnübergänge. 


Millionen DM 
Übertrag 2 151,1 

Davon sind abzusetzen 


Pensionsnickstelhmgen auf 
Anwartschaften 

Lohn- und Gehaltserhöhungen 
Arbeitszeitverkürzungen . . 

Mehrabschreibungen auf Iii- 
vesUlionen 1965/66 . . . . 


488.7 

639.8 
91,3 

200,0 ./. 1 419,8 

- 731,3 


Betriebsverlust 1960 , 
Betriebsgewinn 1966 
wie oben 


350,0 
- 381,3 

731,3 


f) ln die ßetriebsvorkalkulation sind außerordent- 
/fdie Ertrüge und außerorden l liehe Auiwenduugen 
bei der ErniitÜung des Bilanzgewinns nicht mit- 
einbezogen worden; erfahrungsgemäß fallen je- 
doch immer Aufwendungen außerordentlicher 
Art in gewissem Umfange an. Außerdem wurde 
unlerstellt, daß die Investitionspläne der DB so 
rechtzeitig genehmigt werden, daß sie auch in 
dem vorgesehenen Zeitraum begonnen und 
durdigeführt werden und sidi rentabilitätsmäßig 
auswirken. Die Belriebsvarkalkulation stellt also 
eine optimale Lösung dar, die Voraussicht lieh 
nicht voll erreich! werden wird. Da sich die Be- 
anspruchung ries Kapitalmarkis jedoch in ver- 
tretbaren Grenzen halten wird, besieht im Falle 
einer Verschiede terung des Belriebsergebnisses 
gegenüber den vorkalkuliertc^n Werten und da- 
mit einer Verringerung des Selbstfinanzierungs- 
anteils der DB noch immer die Möglichkeit einer 
verstärkten Inanspruchnahme des Kapitalmarkts. 
Dieser Ausweg ist jedodi begrenzt. Soh/e die 
DB durch Tariferhöhungen, Einschränkungen des 
Bezirkspersonenverkehrs und andere Kostenein- 
sparungen nicht in die Lage versetzt werden, 
durch Bildung einer Baurücklage einen Teil der 
erforderlichen /nvesfif/onen selbst zu finanzie- 
ren, so müßte der Finanzierungsmangel durch 
Dariehen des Bundes ersetzt werden; denn der 
von der Kommission für notwendig erachtete 
Inveslitionsbedarf ist ebenso unausweichlich wie 
unaufschiebbar. Eine Sanierung der DB ist nicht 
möglich ohne Tariferhöhungen, Einsparungen 
und Durchführung des Inveslitionsprogramms. 
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Anlage 1 

(zum IX. Teil Abschnitt B) 


Investitlonsplan 


L Investitionen 


Absdiiei- 


2. Abschreibungen 



1961 

1962 

1963 

1964 

Ins- 

gesamt 

bungs- 

satz 

1961 

1962 

1903 

1964 






v.H. ^ 






in Millionen DM 


in MUlioneu DM 


Bauabteilung 

Oberbau 

750 

750 

750 

750 

3 000 

3,45 

25.875 

51,750 

77,625 

103,500 

Brüdcen 

105 

105 

105 

105 

420 

1,2 

1,260 

2,520 

3,760 

5,040 

Signalanlagen .... 

60 

60 

80 

80 

280 

2,0 

1,200 

2,400 

4,000 

5,600 

Fernmeldeanlagen . . 

25 

25 

25 

25 

100 

2.0 

0,500 

1,000 

1,500 

2,000 

Tunnel 

10 

10 

5 


25 

0,7 

0,070 

0,140 

0,175 

0,175 

B a hnübe rgänge 

Signalanlagen . . . 

35 

30 

30 

30 

125 

2,3 

0,805 

1,495 

2,185 

2,875 

Straßenunter- und 
-Überführungen . . 

40 

35 

35 

3 

145 

1.2 

0,480 

0,900 

1,320 

1,470 

Personenverkehrs- 
anlage 

40 

40 

40 

40 

160 

1.04*) 

0,416 

0,832 

1,248 

1,664 

Güterverkehrsanlage . 

25 

25 

25 

25 

100 

1.45*) 

0,362 

0,725. 

1,087 

1,450 

FahrzeugbehandlungS" 
anlage 

20 

20 

20 

20 

80 

1.0 •) 

0,200 

0,400 

0,600 

0,800 

Werkstätten, Bauteil . 

15 

15 

15 

15 

60 

0,9 •) 

0,135 

0,270 

0,405 

0,540 

Gesdiäftsgebäude . . 

10 

10 

10 

iO 

40 

1.1 •) 

0,110 

0,220 

0,330 

0,440 

Wohnungen .... 

3,7 

3,8 

3,7 

3,8 

15 

1.35*) 

0,050 

0,101 

0,151 

0,202 

Ausbau von Strecken 
und Knoten .... 

125 

t25 

125 

125 

500 

1.6 *) 

2,000 

4,000 

6,000 

8,000 

übrige bauliche Anla- 
gen der Bahnhöfe . . 

30 

30 

30 

30 

120 

1.0 *) 

0,300 

0,600 

0,900 

1,200 

übrige bauUdie Anla- 
gen auf freier Strecke . 

10 

10 

iO 



30 

1.0 

O.IOÜ 

0,100 

0,100 

0,100 


1303,7 

1293,8 

1308,7 

1293,8 

5200 


33,863 

67,453 

101,406 

135,056 

Masdunentedinisdie Ablellung 










Maschinen und maschi- 
nelle Anlagen .... 

56,0 

56.0 

56,0 

56,0 

224,0 

8 

4,480 

8,960 

13,440 

17,920 

Starkstromanlag-en für 
Lidit und StarJ^trom . 

22,5 

22,5 

22,5 

22,5 

90,0 

3 

0,675 

1,350 

2,025 

2,700 

Elektrisdie Zugförde- 
rung 

170,0 

577,0 

642,0 

328,0 

1 717,0 

*’*) 

4,221 

18,403 

34,189 

42,210 

Verdieselung .... 

328,0 

403,0 

392,0 

388,0 

1511,0 


8,033 

17,917 

27,542 

37,019 

Güterwagen .... 

157,5 

220,2 

200,0 

159,5 

737,2 

4 

6,300**) 15,108**) 23,108**)29,488**) 

Reisezugwagen . . . 

178,8 

138,2 

138,2 

107,6 

562,8 

4 

7,152 

12,680 

18,208 

22,512 

Schiffe 

2,5 

2,5 

2.5 

2,5 

10,0 

4 

0,100 

0,200 

0,300 

0,400 

Geräte und Werkzeuge 

38,8 

33,7 

38,8 

38,7 

155,0 

8 

3,104 

6,200 

9,304 

12,400 


954,1 

1 458,1 

l 492,0 

1 102,8 

5 007,0 


34,065 

80,818 

128,116 

164,649 


2 257,8 

2 751,9 

2 800,7 

2 396,6 

10 207,0 


67,928 

148,271 

229,522 

299,705 


*) auf Grund der Abschreibung des lÜ-Jahies-Plans (aufgerundet) 

*•) bei BruttorentabiJitätsberechnujig des Investttionsplans nur 2,76 v. H. Abschreibung berüdcsiditigt, daher dort 
weniger in Millionen DM 1.953 bzw. 2,730 bzw. 2,480 bzw. 1,978 je Jahr 
***) anteilig aufgeteilt 
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Geldbedarf 






1961 

1962 

1963 

1964 1 

1965 

1966 


in Milbonen DM 

lavestitionen laut Irivestit ionsplan * * * . 

2 25?, 8 

2 751 ,9 

2 800,7 

2 396,6 

2 800,0 

2 800,0 

Deck'ungsmillel 

Altabsdireibungen') 

1 18Ö.5 

1 150,5 

1 120,5 

1 090,5 

1 060,5 

1 030,5 

Neuabsdireibungen . * 

67,9 

148,3 

229,5 

299.7 

399,7 

499,7 

PensionsTÜck Stellung (Auf stodcungs betrag) 

317,8 

326,3 

320,1 

318,9 

313,5 

304,7 

KapUalerhöliurLg . . , 

200,0 

200,0 

200,0 

200,0 

200,0 

200,0 

Eigeufinaiizierung 

1 766,2 

1 8254 

1 8704 

1 909,1 

1 973,7 

2 034,9 

Kapitalbectarf , 

491,6 

926,8 

930,6 

487,5 

826,3 

765,1 

Sdiuldenvortrag 

— 

490,4 

1 354,5 

2 072, .3 

2 275,2 

2 876,4 

Insgesamt 

491,6 

1 417,2 

2 285,1 

2 559,8 

3 101,5 

3 641,5 

7- Betriebsgewiim vor Verzinsimg der Neu- 
versdiuldung, aber nadi Abzug der von der 
DB aufzubringenden AUpensionen .... 

24.6 

127,2 

311,5 

392,9 

362,1 

231,8 

Zunahme der verzinsbaren Fremdsdiuld , , 

467,0 

1 290,0 

1 973,6 

2 166,9 

2 739,4 

3 409,7 

'r Zinsen auf Neuversdiuldung ..... 

23,4 

64,5 

98,7 

108,3 

137,0 

170,5 

Sdiuldenvortrag 

490,4 

1 354,5 

2 072,3 

2 275,2 

2 876,4 

3 580,2 

Ncuversdiuiduag im Jahr ....... 

+ 490,4 

4- 864,1 

+ 717,8 

-i- 202,9 

-h 601,2 

+ 703,8 


") 903,5 Millionen DM zuzüglich 277 Millionen DM Oberbiäuernenerung 
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Anlage 3 

(zum IX. Teil Absdinitt B) 


Rentabilitäts Verbesserung der InvestitionspoUtik 


1 

1 

1961 

1962 

1963 1 

1964 1 

1965 1 

1966 

« 

! 



in Millionen DM 



Bauabteilung . 

6,0 

24,0 

51,0 

78,0 

99,0 

121.0 

Antetlicje A.nlögenabschreibu’ngen . . . . , 

1.9 

7,8 

16,2 

24.8 

31,6 

38,6 


7,9 

31,8 

67,2 

102,8 

130,6 

159,6 

Masdi inen technische Abteilung 

5.4 

53,2 

160,2 

266,8 

382,4 

382,2 

Abschreibung der elektrisdien Zugförderung, 
Verdieselung, Güterwagen und Schiffe . . . 

1,4 

13,9 

41,8 

69,6 

100,0 

100,0 


6,8 

677 

202,0 

336,4 

482,4 

482,4 


147 

98.9 

269,2 

439,2 

613,0 

642,0 
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C. Vorschläge für die künftige Regelung der finanziellen Beziehungen 

zwischen Bund und DB 


1. Die Kommission hält für eine nadihaltige Ge- 
sundung der finanziellen Verhältnisse der DB fol- 
gende Leistungen des Bundes für erforderlidi: 

(1) Einmalige Leistungen 

a) Aufstodcung des Kapitals der DB in Höhe von 
2 Mrd. DM, zahlbar in 10 jährlidien Raten von 
200 Millionen DM. Dies ist notwendig, um ei- 
gene Mittel und Fremdmittel bei der weiteren 
Verschuldung der DB in einem angemessenen 
Verhältnis zn halten. Damit sind andi die bereits 
beseitigten’') und die im Rahmen des 10-Jahres- 
Investitionsplans nodi zu beseitigenden Kriegs- 
sdiäden (725 Millionen DM) abgegolten. Außer- 
dem schlägt die Kommission vor^ die gesamten 
Bundesdarlehen in haftendes Kapital umzuwan- 
deln. 

b) Freistellung der DB von einer Zahlung an den 
Bund für die Beteiligung der Reidrsbahn an dem 
Erlös der Voung-Anleihe in Höhe von 148,5 Mil- 
lionen DM; den Gegenwert hatte die Reichsbahn 
bereits 1041 unter einer gewissen Revisionsklau- 
.sel an das Reich zurückbezahlt. 

c) Da bei der Beseitigung sdiienenglcidier Über- 
gänge künftig das Veranlassungsprinzip mit 
Vorteilsausgleich gelten soll, wird deren Finan- 
zierung überwiegend der öffentlidren Hand zur 
Last fallen. Außerdem sollen die Baulastträger zu 
Lasten ihrer Straßenhaiishalte einen jährlichen I 
Zuschuß zn den Kosten der Bewadiung und Vor- 
haltung schienengleicher Wegübergänge über- 
nehmen. Der Bund würde hieran jedodr nur zu 
einem Teil beteiligt, sein. 

(2) Fortdauernde Leistungen 

d) Gewährung eines Zuschusses zu den Versor* 
gnngsleistungen der DB aus den bestehenden 
Anwartschaften (Pensionsfonds II) nach den glei- 
chen Grundsätzen, nach denen der Bund Zu- 
sd^üsse an die Sozialversicherungen gewährt. 
Das bedeutet für den Bund eine Belastung von 
8,1 Millionen DM im ersten Jahr. Dieser Betrag 
wird sich allmählich erhöhen bis zu einem Be- 
trag von jährlich schätzungsweise J50 Millio- 
nen DM. 

e) Beteiligung des Bundes an den bestehenden Pen- 
sionslasten der heute vorhandenen Versorgungs- 
enipfänger (Pensionsfonds I) auf Grund der im 
II. Teil Absdinitt C durdigefü Irrten versiche- 
rimgsmathema tischen Berechnung. Diesem Vor- 
schlag liegt die Erwägung zugrunde, daß der 
DB bei ihrer Errichtung nicht die Mögiidikeit 
gegeben worden ist, für diese Beamten eine Pen- 
sionsrückstellung zu bilcien. Diese Losung ist 
auch im Hinblick darauf gerechtfertigt, daß die 
Versorgungslasten der DB infolge der Personal- 

*) in Höhe von 2182,6 Millionen DM beseitigt davon 
durch Darlehen des Bundes 1494,4 Millionen DM de 
facto vom Bund finanziert (Näheres s. 11. Teil Ab- 
schnitt B) 


Politik während des zweiten Weltkrieges und der 
Belastung durch die Doppelversorgung der ins 
Beamtenverhältnis übernomuionen Arbeiter über- 
höht sind und der Bund zu den Pensionslasten der 
DB keinen Zusdiuß wie zu den Renten der So- 
zialversicherung gewährt. Nach dem Vorschlag 
der Ko;nmJ5s/on soll der Bund praktisch die 
Hälfte der Altpensionen von insgesamt SU 
Millionen DM übernehmen. Die Belastung des 
Bundes von anfänglich 40.5,5 Millionen DM wird 
auf Grund der Sterbe-Berechnungen etwa bis 
zum Jahre 2014 auf Null ahsinken. Dafür ent- 
fällt die Finanzhilfe des Bundes in Gestalt von 
Haushaltsdarlehen in der Größenordnung von 
bisher jährlich 500 Millionen DM. 

f) Erlaß der Mineralölsteuor im Schienenverkehr 
im Hinblick darauf, daß diese Steuer als Abgel- 
tung der Wegekosten der Straße gilt. 

Dagegen kann sich die Kommission wiegen der 
voraussidillichen Rückwirkungen auf die Wett- 
bewerbslage gegenüber dem Kraftfahrzeug ver- 
kehr nicht zu der Empfehlung entschließen, der 
DB, wie dies bei der Binnenschiffahrt gesdrieht, 
audi den Mineralölzoll zu erstatten. Der Verzidit 
auf eine Miner alölsteuer im Schienenverkehr 
.stellt eine Mehrbelastung des Bundashaushalt.s 
von zur Zeit 6.4 Millionen DM dar. Die Befrei- 
ung von der Mineralölsteuer gewinnt aber mit 
der w^eiteren Verdieselung der DB wachsend an 
Bedeutung. 

2, Gegenüber dem ursprünglidien Wirtsdiaftsplan 
der DB für 1959 ergibt die vorgeschlagene Neurege- 
lung folgendes Bild: 

1959 künftig 
Millionen DM 


a) Übernahme der Versorgungs- 
bezüge der Verdrängten, West- 
berliner Eisenbahner und 

Kriegsopfer 295,0 295,0^) 

b) Zuschuß zu den Versorg ungs- 
lasten der DB aus den bestehen- 
den Anwartschaften (Pensions- 

fonds ri) — 8,1 

c) Übernahme der FJälfte der bis- 
herigen Versorgungshezüge . . — 405.5 

d) Erlaß der Mineralölsteuer itn 

Schienenverkehr — 6,4 

e) Bimdesmittel 

Verkehrsfinanzgesetz . . . 145,0 — 

Liquiditätshilfe 134,0 — 

Darlehen nach § 4 Abs. 2 BbG 260,0 - — 

f) Einzahlung auf Kapilal- 

erhöhung von 2 Mrd. DM ... — 200,0 


834,0 9! 5,0 


dieser Betray sinkt; zmt Zeit etwa 275 Millionen DM 
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Unter BerücksichUgung der jährlidien Kapitalein- 
zahlung von 200 MiUioneni DM würde sich danach die 
Haushaltsbelaslung des Bundes gegenüber der der- 
zeitigen Lage um rd. 8t, 0 Millionen DM erhoben. 
Läßt man die Kapilaleinzahlung außer Betradit, so 
ermäßigt sich die Haushaltsbelastiing des Bundes 
gegenüber 1959 um rd. 119 Millionen DM, wobei 
die bisher gewährten Haushaltsdariehen in laufende 
Lasten iimge wandelt werden würden. Deren Dar- 
lehensdiarakter ist jedodi zum großen Teil fiktiver 
Natur, da ein erheblidrer Teil davon von Zeit zu 
Zeit in verlorene Znsdiüsse (Verlustübernahme) 
umgewandelt werden mußte. 

3, Darüber hinaus soll die DB von folgenden Son- 
derlasten befreit werden: 

Millionen DM 


a) Aufliebung landwirtschaft- 

licher Subventionstarife 
(Mindestbetrag) 22,0 

b) Erstattung der Einnahmeaus- 
fälle im Personenverkehr mit 

der Sowjetzone 27,0 

c) Aufhebung eines Teils der 
sogenannten Sozialtarife 
(Belastung 79 Millionen DM) 

Verbesserung 67,0 

d) übernahine von 50 v, LL der 
Kosten der Bewadiung und 
Vorhaltung sdiienengleicher 
Wegübergänge durch die Stra- 
ßenbaulastträger. (Dieser Betrag 
würde nur zu einem Teil dem 

Bund zufallen.) ...... 85,0 

201,0 

Die Beträge zu a) und c) sollen nach Auffassung 
der Kommission jedoch nicht auf den Bundeshaus- 
halt übernommen werden; die Subventionstarife 
sollen vielmehr aufgehoben werden. Weiterhin 
sehen die Vorsdilage der Ko/nmissjon vor, die Ta- 
rife des Berufs- und Sdiülerverkehrs anzuheben 
und den Expreßgut- und Slüdcgultarif sdirittweise 
etwa auf das Niveau kostendedcender Tarife zu 
bringen. 

Der Betrag zu b) ist nidit ausdrücklich in die vor- 
angegangene Übersicht eingestellt worden, weil er 
vermutlidi weiter absinkt. Der Betrag des Bundes 
zu den Kosten der sdiienengleichen Übergänge dj 
bedarf noch der genauen Ermittlung, 


4* Die Ungleichheit der Startbedingungen gegen- 
über der Binnenschiffahrt und dem Güternah- und 
Ternverkehr soll nur in der Weise berücksichtigt 
w'erden, daß die DB in ihren Kalkulationen einen 
Teil ihres Eigenkapitals in Höhe von 2,7 bis 7,4 
Mrd. DM nicht zu verzinsen braucht. Je nadidera 


nur Mehrsubventionen gegenüber der Binnen- 
sdiif fahrt oder die zur Zeit sehr viel höheren Sub- 
ventionen gegenüber dem Sdiwerlastwagen aus- 
geglidien werden müssen (vgl. 11. Teil Absdinüt F), 
Im übrigen soll die DB gehalten sein, das ihr ge- 
widmete Kapital zu verzinsen. Einen Teilbetrag 
dieser Verzinsungspflicht erfüllt die DB dadurdr, 
daß sie die Bedienung von etwa 50 v. H. der Ver- 
I sorgungsbezüge der AKpensionare aus dem von ihr 
erwirtsdiafteten Gewinn vornimmL 

Der Bund übernimmt mit der Hälfte der Altpen- 
sionen eine Belastung von zunädist rd. 400 Millio- 
men DM, die bis zum Jahr 2014 endgültig öuslau- 
fen wird. Dasselbe gilt für die bereits vom Bund 
übernommenen Versorgungsbezüge der Verdräng- 
ten, Westberliner Eisenbahner und der Kriegsopfer. 
Auf der anderen Seile wdrd der 25 ^^oige Zuschuß 
zu den künfUgen Pensionen aus den bestehenden 
' Anwartsdiaften voran ssidilUch nur bis zu jährlidi 
150 Millionen DM zuzüglich der auf eine allgemeine 
Anhebung des Gehalts- und Pensionsniveaus zu 
erwartenden Steigerungsbeträge erhöht werden. 
Die geringe Zunahme beruht darauf, daß der Be- 
stand der Pensionäre infolge der früheren Perso- 
nalpolitik nicht nur übersetzt, sondern auch über- 
altert ist und daß die in Zukunft ei nzu schränk ende 
Doppelversorgung in der Vergangenheit zu beson- 
ders hohen Lasten geführt hat. 

Läßt man die vorgesehene Kapitalerhöhung der 
DB von 2 Mrd, »DM außer Betradit, da dieser Bei- 
trag des Bundes der Vornahme von Investitionen, 
insbesondere auch der Beseitigung der restliciien 
' Kviegsschäden dient, so werden sich nadr den Yor- 
I schlagen der Kommission diese Zuschüsie des Bun- 
des zu den laufenden Aufwendungen der DB zu- 
nächst auf 715 Millionen DM belaufen. 

5. Diese unausweidilichen finanziellen Amforde- 
rungen an den Bund halten sich, wenn man die Ver- 
hältnisse in anderen Ländern betradUel, in einem 
angemes.senen Rahmen. Dies zeigt nachstehende 
Ü'bersidit über die Zuwendungen des Staates an 
einige europäisdre Eisenbahnen (ümredinung in 
DM zum offiziellen Wechselkurs). 

Dabei ist u. a. zu berüdcsiditigen, 

— daß die gesetzliche Situation der Eisenbahnen 
in anderen Ländern und bei der Deutschen Bun- 
desbahn in vieler Hinsicht versdiieden ist, so 
daß sidi bereits aus diesem Grunde die finan- 
ziellen VerpfUebtungen des Staates und damit 
die der Eisenbahnen unterscheiden (so braudien 
z, B. die Niederländisdten Staalsbahnen für die 
Altersversorgung ihres Personals nur einen Beb 
trag von 18 v. H. der Gehälter an die gesetzlich 
errichtete, selbständige Pensionskasse zu zah- 
len, die im übrigen Zusc^iüsse vom Staat erhalt), 

— daß außer den nadistehend angeführten endgül- 
tig gewährten Leistungen die Eisenbahnverwal- 
tungen in untersdiiedlidieni Umfang audi nodi 
Investitionskredite vom Staat erhalten. 
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1950 

1957 

1958 

Lend f Verwaltung) 

C 

(in Millionen DM; umgeredinel nuth den je- 
weiltgon offiziellen Wedi^elkursen) 


Belgien (SNCB) 

a) Abgeltung für Subventionstarife Personenverkehr 

b) Abgeltung für Snbventionstarife Güterverkehr 

c) Abgeltung für PersonaJlasten . . 

d) Abgeltung für Pensionslasten , . 

e) Abgeltung für SoziaJlasten . . 

f) Abgeltung für finanzielle Lasten 

g) Verluslabdedcuiig 


62,7 

71,8 

82,7 

21,3 

22,3 

22,1 

M 

LO 

1,0 

80,1 

83,2 

87,2 

18,6 

19,6 

17,6 

11,1 

n,9 

15,5 

22,8 

81,4 

223,7 


Zusammen , , , 

217,7 

291,2 

449,8 

Dänemark (DS) 

Verlustabdeckung 

47,8 

.57,6 

58,2 

Frankreich (SNCF) 

a) Abgeltung für Subvention starife Personenverkehr 

333,0 

373,0 

469,0 

b) Abgeltung für Subventionstarife Güterverkehr 

187,6 

336,9 

242,3 

c) Abgeltung für sonstige Ein nahm ertaiisf alle . . > 

— 

0.4 

2,9 

d) Abgeltung für Personal] asten 

95,2 

121,1 

81,9 

e) Abgeltung für Pensioiislasten * . 

f) Abgeltung für Unterhaltung und Erneuerung des 

352,2 

380,8 

349,0 

Schienenwegs sowie sdiieneBgleidie Kreuzungen 
g) Abgeltung für Unterhaltung strategischer Bahn“ 

644,3 

684,0 

598.0 

strecken 

12,5 

20,7 

12,6 

h) Verlustabdeckung ............ 

712,9 

262,3 

299,9 

i) Kriegsschäclenbeseitigim^ (Beitrag des Staates) . 

111,4 

04,1 

75,0 

Zusammen . . . 

2 449.1 1 

1 2 263,3 

1 2 130, 6 

Italien (FS) 

a) Abgeltung für Einndhmenausfalle 



270,8 

b) Abgeltung für Pensionslasten ........ 

67,7 

67,7 

67,7 

c) AbgeUung für finanzielle Lasten 

8,4 

8.4 

8,4 

d) Verlustabdeckung 

507,9 

641,1 

377,0 

Zusammen ... 

1 584.0 

1 717,2 1 

1 723,9 

Luxemburg (SNCL) 

a) Abgeltung- für Sozialiarife i 

0,5 

0,6 

0.7 

b) AbgeUimg für Pensionsl asten 

2,5 ' 

3,1 

3,4 

c) Abgeltung für sdiienengleidie Kreuzungen . . . 

' 0.8 

1,9 

— 

d) Abgeltung für PersonaUasten 


— 

2,7 

e) Verlustabdeckung 

0.2 

2,0 

7,1 

Zusammen ... 

f _ 4,0 

7,6 

1 13,9 

Norwegen (NSB) 

Verliistabdedcung ............. 

57,5 

66,1 

97,9 

österreidi (OBB) 

Verlustabdeckung 

216,9 

273,6 

345.8 

Portugal (CFP) 

Verlustabdedcung 

20,4 

21,0 

34,9 

Schweden (SJ) 

a) Abgeltung für Einnahmenausfäne ...... 



40,5 

b) Abgeilung für Nebenbahnen 

— 

33,2 

27,5 

Zusammen . . . 

- 

! 33,2 

68,0 

Spanien (RENFE) 

Verlustabdeckung . j 

158,9 1 

139,7 

[ 131,3 


Quellen 

Mitteilungen der CEMT (Europa isdie Konferenz der Verkehrsnünister) an die Regiarnngen 
Geschäftsbenchte fSNCF] 
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Aufschlußreidi ist ferner nadistehende Aufsdilüs- 
selung des Zusdiusses, der für die Belgisdien 
S^aa/söahnen (SNCB) im belgischen Staatshaushalt 
1959 eingesetzt ist: 

in Millionen DM 


1. 85 Vr H. des Ausfalls der 

Arbeiter- und Berufszeitkarten 117,850 

2. Tdrifermäßigungen im 

Personenverkehr 16,500 

3. 85 vJ I. des Ausfalls der 

Schülerzeitkarten 12,600 

4. über das tiormale Maß hinaus- 
gehende Pensionszahlungen . 108,900 

5. Pensionserhöhungen für ehe- 
malige Frontkämpfer 18,420 

6. 50 V. H. Zusciiuß für Wege- 
kreuzungen 9,240 

7. Zinsen für Elektrifizierungen . 14,730 


298,240 

Im übrigen wird auf die jüngsten gesetzgeberi- 
sdien Regelungen in Italien und in der Sdiweiz ver- 
wiesen. 

a) Italien (Gesetz vom 29. Januar 1957) 

Rüdcerstallimg der Kosten für freie Beförderung 
sowie des Untersdiiedsbetrags zwischen den herab- 
gesetzten und den vollen Tarifen, wenn die Her- 
absetzung aus poliiisdien oder sozialen Gründen 
vorgenommen wurde, die mit der kommerziellen 
Gesdiäftsführung des Unternehmens nichts zu tun 
hat. 


Ebenso sieht das Gesetz die Rüdeerstattung von 
Verlustheträgen auf Strecken vor, auf denen nur 
wenig Verkehr herrscht, die aber aus gleichen 
Gründen in Betrieb gehalten werden müssen. 

b) Sdiweiz (Gesetz vom 20. Dezember 1957) 

Entschädigung der Schweizer öffentlichen Eisen* 
bahnen für ihre Dienste an der allgemeinen Wirt- 
schaft sowie für die betriebsfremden Lasten, sofern 
diese Dienste und Lasten den Eisenbahnen durch 
Gesetz oder durch Konzessionen oder auf andere 
Weise auferlegt w^erden. Es ist der Grundsatz fest- 
gelegt, daß besondere Dienste, die dein Bund,, den 
Kantonen, den Gemeinden oder anderen öffent- 
lichen Stellen von den Eisenbahnunternehmen gelei- 
stet werden, die letzteren zu einer Entsdiädigung 
bereditigen, die sidi nach den allgemein geltenden 
kommerzieüen Grundsätzen richtet. 

Der Bund ist insbesondere für die Kosten aller 
Maßnahmen verantwortlich^ die es erforderlich 
machen, daß die Eisenbahnanlagen, die Fahrzeuge 
und das rollende Material zur Befriedigung der 
wirtsdiaftlidien Bedürfnisse des Landes und der 
Bedürfnisse der nationalen Verteidigung ausrei- 
dien. 

6. Die Feststeilungen der Kommission haben zu 
dem Ergebnis geführt, daß der Bundeshaushalt in 
nädister Zukunft hinsichllidi der DB nicht entlastet 
werden kann. Der grundlegende Untersdiied ist je- 
dodi der, daß die Mittel bisher in ein unkonsoli- 
diertes Untemehnien geflossen sind, während in Zu- 
kunft die Hilfe des Bundes einem Unternehmen 
gewährt wird, das sich im Zustand einer wachsen- 
den Gesundung befinden wird, wenn man den Vor- 
schlägen der Kömmission folgt. 
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Schlußbemerkung der Kommission zum Gesamtbericht 

Bereits in ihren einitntenden Ausführungen hat die Kommission 
ihren Auftrag dahin Umrissen, die tatsäcblidie Lage der DB, ins- 
besondere ihre Verlustquellen, klar und eindeutig festzustellen und 
daraus sadilich fundierte Empfehlungen allein aus dem Gesichts- 
punkt wirtschaftlidicr Zweckmäßigkeit zu erarbeiten. Sie war sidi 
dabei bewußt, daß ihre Empfehlungen sich nicbl auf nur theoretisdi 
moglidie Lösungen beschränken durften, deren politische und ökono- 
misdie Verwirklidiung als unreal erscheinen könnte. 

Die Kommission bestätigt abschließend ihre mehrfach im Bericht 
clargelegte Auffassung, daß sie es als widüigste Voraussetzung für 
die wirksame Durchführung ihrer Vorschläge zur Gesundung der 
DB für notwendig hält, die DB nach kaufmännisdien Grundsätzen zu 
führen und sie in die Wettbewerbsordnung der sozialen Marktwirt- 
schaft einzugliedern. Sie ist der Meinung, daß diese Entwicklung, 
die sich in den letzten Jahren im Inland und besonders aud> im 
Ausland angebabiit hat, nicht aufgehalten werden sollte, und spricht 
sich dafür aus, sie sowohl für den Bereich der deutschen Verkehrs- 
politik als audi im internationalen Rahmen nachdrüddidi zu fördern. 
Damit würde auch die Möglichkeit eröffnel^ von seilen des Verkehrs 
für die Verwirklichung des EWG -Vertrags und der ihm zugrunde 
Hegenden Ziele einen wichtigen Beitrag zu leisten. 

Die Komtvission red et^ damit keineswegs einem zügellosen, unge- 
ordneten Wettbewerb das Wort, Sie ist sich darüber klar, daß für die 
Verkehrswirtsdhaft als Mittler zwischen Produktion, Handel und Kon- 
sum die gleichen Ordnungselemente im Wettbewerb gelten müssen, 
welche aus Gründen der sozialen Verpflichtung der Marklwirtscitaft 
zum Sdiutze der Verbraudier, cl. h, vor allem der Verkehrsnutzer, 
wie auch zur Herstellung imd Aufrediterhaltimg c^ines funktions' 
fähigen Wettbewerbs für die übrige Wirtschaft maßgebend sind, Sic 
ist daher der Auffassung, daß die nodi bestehenden Ungleidiheiten 
der WeUbewerbsbedingungen zwischen den verschiedenen Verkehrs- 
trägern so sc^inell und so umfassend wie möglich beseitigt werden 
sollten. 

Die von der Kommission vorgeschlagenen Maßnahmen sind not- 
wendig, um zunächst ein wachsendes Dc^fizit der DB zu vermelden. 
Sie bringen zwar nicdil sofort eine fühlbare Entlastung des Bundes- 
haushalts, schaffen aber die Voraussetzung für eine Gesundung des 
Lfnteruehmens und damit auch für eine spätere Entlastung des deut- 
schen Steuerzahlers, zumal der vom Bund übernommene Anteil an 
Pensionslaslen laufend abnimmt. Die Vorschläge der Kommission 
begrenzen die finanzielle Unterstützung der DB durch den Bund auf 
klar unirissene Tatbestände und werden nach Auffassung der Kom- 
mission einem Unternehmen zugute kommen, das — im Gegensatz 
zur Vergangenheit — im übrigen finanziell konsolidierte Verhält- 
nisse aufweisen wird. 


Brand 
Dr. Binder 
Dr* Giesbert 
Dr. Ottmann 
Dr- Sachs 

von Schmiedeberg 
Dr. Sdiöne 
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Anhang 


Die Wegekosten 

(Aiihdng zum II. Teil Abschnitt E des Beridits) 


I, Allgemeines*) 

L Im Rahmen ihrer Überlegungen hat die Kom- 
mission in Durchführung ihres Auftrags es für not- 
wendig gebälten, sich eingehend mit der Frage der 
unterschiedlidien Belastung der einzelnen Ver- 
kehrszweige durch die Wegekosten zu befassen. 
Amtliche Unterlagen dazu werden zwar schon seit 
längGrer Zeit vorbereitet. Die Untersuchungen sind 
jedodi nodi nicht abgeschlossen. Die Konunission 
mußte sich daher weitgehend auf vorläufige Ermitl’ 
lungen, zum Teil auch auf Sdrätzungen stützen. Die 
nachfolgenden Darlegungen und Schlußfolgerungen 
können daher nur mit den Vorbehallen wieder- 
gegeben werden, die sich ^ aus der Un Vollständig- 
keit des Materials ergeben. 

Die Konun/ssion ist der Auffassung, daß die zur 
Zeit laufenden statistischen und sonstigen Ermitt- 
lungen mit Nachdruck weiter verfolgt werden soll- 
ten, um in möglichst naher Zukunft die hier ver- 
wendeten Ergebnisse zu überprüfen und gegebe- 
nenfalls riditigzuslelien. 

Der Kommission kam es trotz dieser Schwierig- 
keit darauf an, ungefähre Vorstellungen von der 
Größenordnung der in Frage stehenden Sadiver- 
halte zu gewinnen und damit einen Beitrag für eine 
gleidunäßige Belastung der einzelnen Verkehrs- 
träger zu liefern. Soweit die Kommission Sdiluß- 
folgerungen aus diesen überschläglichen Berech- 
nungen gezogen hat, so sind sie unter Beachtung 
der oben erwähnten Vorbehalte erfolgt und wer- 
den im Gar^zen von ihr als realistisch beurteilt. 

2. Die öffentliche Hand hat in der Vergangenheit 
alle Sparten des innerdeutschen Güterverkehrs, 
wenn auch in unterschiedlicher Höhe, subventio- 
niert. 

Bei der DJB geschah dies im Wege des Verzichtes 
auf eine angemessene Verzinsung des Kapitals und 


*) Eine Zusammenfassung der in diesem Kapitel dar- 
gesteilten Überlegungen wurde in Teil II Abschnitt E 
des Berichts gegeben. Die Sdüußfolgerungen aus der 
Wegekostenuntersuchung sind in Teil 1! Abschnitt F 
des Berichts wiedergegeben. 


der Verlustübernahme durch den Bund. Von der 
deutschen Binnenschiffahrt war bekannt, daß ihre 
Gebühren die Unterhaltung und Verzinsung der 
deutschen Binnenwasserstraßen nicht decken* Ver- 
schiedene Untersuchungen der Straßenkosten brach- 
ten den Nachweis, daß der Lastkraftwagen und 
insbesondere die Schwerlastkraftwagen und -züge 
die auf sie entfallenden anteiligen Slraßenkosten 
über die Kraftfahrzeugstener und die Mineralöl- 
Steuer ebenfalls nicht decken. 

Die gemeinsame Bezugsgröße für diese Subven- 
tion ist die Netto-t/km-Leistung jedes einzel- 
nen Verkehrsträgers, das heißt seine Frachtlei- 
stung bzw. die Personen/km-Leistung im Personen- 
verkebn 

3, Da es für die Kommission darauf ankam, die 
Situation der DB vergleidiend mit der der anderen 
Verkehrsträger richtig darzusteilen, mußte das 
Zahienmateriai für den Wegekostenvergleidi nir 
ciJJe cirei Verkehrsträger enisprediend abgegrenzt 
werden. 

In Anbetracht der Tatsache, daß sich einerseits 
die Wegekosten der Straßen und Kanäle infolge 
ihres weiteren Ausbaues von Jahr zu Jahr erhöhen, 
andererseits aber auch mit einem weiteren Zuwachs 
der Transportleistungen der Verkehrsträger zu 
rechnen ist, tritt zwangsläufig eine Veränderung in 
der Höhe der jährlichen Subventionen je geleiste- 
tem Nettod/km bzw. Personen/km ein. Infolgedes- 
sen darf der Anteil der ungedeckten Wegekosten 
nicht für einen bestimmten Zeitpunkt ermittelt wer- 
den. Es muß vielmehr von einem längeren Zeil- 
übschnitl ausgegangen werden. Die Kommission 
hat daher — ihren übrigen Untersuchungen bei der 
DB entsprechend — das Jahrzehnt 1961 bis 1970 mit 
den Jahren 1958/1960 als Vorlauf ihren Ermittiun- 
gen zugrunde gelegt. 

4. Da es sich für die Zwecke des Gutachtens der 
Kommission um einen Vergleich der Wegekosten 
Lm Fernverkehr handelt, war die Frage zu klären, 
wie dieser Verkehr abgegrenzt werden sollte und 
weldie Wegekosten ihm zuzurechnen sind. Wäh- 
rend die Binnenschiffahrt mit der DB in allen 
Transporten im Wettbewerb steht, konkurriert der 
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Kraftwagen nur iiisnweit., als übe rört liehe Trans- 
jjorto duidigeführl werden, Es wurden daher in 
den Wegekoslenvergieitb alle Wegeeinriditungen 
der DB und der Binnenschiffahrt einbezogen. Bei 
der Straße hat die Kommission jedoch die klassi^ 
fi zierten Ortsdurchfahrten, die bekanntlich besorv 
ders hohe Wegekosten verursadien und die auch 
vorn innergemeindlichen Verkehr in hohem Grade 
mitbenutzt werden, voll dem Fernverkehr zugerecii- 
net. Sie hat dagegen die übrigen Innerortsstraßen, 
die auf 22Ü 000 km beziffert worden''), nicht ein- 
bezogen, obwohl sich der Fernverkehr im An- und 
Auslauf auch auf diesen Straßen ab wickelt. Oh die 
volle Anrechnung der Wegekosten der klassifizier- 
ten Orlsdurchfajirten einen angemessenen Aus- 
gleich für die Nichtberücksichtigung der übrigen 
Gemeindeslraßen bietek konnte nicht ermittelt wer- 
den. Die Gemcindestraßen spielen übrigens nur 
nodi bei der Aufschlüsselung des Güterverkehrs 
auf Feinstraßen und Gemeindestraßen sowie bei 
der Aufteilung des Mineralölsteuerdufkommens 
und der Kraftfahrzcnigsteuer eine Rolle. 

Entsprechend der Vernadilässigung der Ge- 
meindestraßen bei dem Wegekostenvergleich des 
Fernverkehrs blieben bei der Binnenschiffahrt die 
Häfen und bei der DB die privaten Anschlußgleise 
als „Zubringer" vom Wegekostenvergleidi aus- 
geschlossen. An sich müßten für diesen Vergleich 
auch die örtlichen Anlagen der DB (Teil der Fahr- 
wegeanlagen der Güterbähnhüfe) herausgenoni- 
men werden, soweit sie nicht dem Durchgangsver- 
kehr dienen und damit den Ürtsdurdifahrten im 
Straßenverkehr gleichzustellen sind. Da es nicht 
möglich war, die Wegekosten der DB entsprechend 
dieser Aufteilung exakt aufzugliedern, hat die 
Kommission geglaubt, sich mit dieser groben 
Abgrenzung begnügen zu müssen. Sie ist sich aller- 
dings bewußt, daß für diesen Vergleich die Wege- 
kosten der DB insoweit zu hoch eingesetzt worden 
sind. 


5. Bei dei Ermittlung der Wegekosten sind fol- 
gende Grundsätze angewandt worden: 

a) Es wurde von den — sidi durdi Erweiterimgs- 
und Umbauten alLmählidi erhöhenden — Wie- 
derbesdiaffungswerten ausgegangen. Daraus 
wurde die anteilige Abnutzungsquote, das heißt 
Abschreibungsquote, errechnet. Diese Wege- 
abnutzung entspricht zusammen mit der Unter- 
haltung und den sonstigen, im folgenden nodi 
näher zu erläuternden Aufwendungen der 
Wegeieistung'^ für den betreffenden Verkehrs- 
träger. 

Es wurde also bei der Untersuchung nidit von 
zufälligerweise im einzelnen Jahr verausgabten 
oder noch aufzuwendenden Beträgen ausgegan* 
gen. Wenn der einzelne Verkehrsträger für die 
normalen Abnutzungskosten aufkommt, so kann 
er nicht audi nodi mit den Aufwendungen für 
NeuinvestUionen belastet werden. Er hat es 
ebenso audi nicht zu vertreten, wenn die 


*) „Straße und Wirtsdiaft” vom 3, Juli 1959 


Hohe] tsver Walt ung infolge nnzureidienden Aus- 
haus dos Verkehrsnetzes, infolge Nachholbedarfs 
aus noch nicht beseitiglen Kriegsschäden oder 
infolge sonstwie unterlassener Reparaturen 
überdurchschnittlidie Unterhaltungsaufwendun- 
gen zu beslreiten hat. 

b) Der Berechnung der kalkuiatorischen Zinsen 
sollten lediglich die Baukosten der Straßen, der 
kanalisierten Flüsse und Kanäle, nicht aber auch 
der Werl des beanspruchten Grund und Bodens 
zugrunde gelegt werden. Es wurde dabei von 
dem, vor allem vom Straßenverkehr vertrete- 
nen Gesidrtspunkt ausgegangen, daß die Bereit- 
stellung von Verkehrswegen eine Aufgabe der 
Hoheits Verwaltung ist. Dieser Verpflichtung 
genügt sie dadurch, daß sie dem Verkehr die 
benötigten Grundstücke kostenlos zur Ver- 
fügung stellt. Daß diese Grundstücke im Stra 
ßenverkehr heute jedodi in einer ganz bestimm- 
ten Weise bebaut werden müssen, hat dagegen 
ganz allein der motorisierte Verkehr zu ver- 
treten. 

Auf diese Weise sollte praktisch das Problem 
der Grundstückskosten aus der Untersudrung 
ausgeschaitet werden, zumal es noch dadurdr 
besonders kompliziert wird, daß der Wert des 
Straßenbaulandes im allgemeinen eine Funktion 
der gerade durch die Ersdiließung ermöglichten 
Beanspruchung ist. 

ln entsprechender Weise sollten audi die von den 
Binnenwasserstraßen und von der DB be- 
ansprudrten Betriebsgrundstücke bei der Ana- 
lyse der Wegekosten außer Ansatz bleiben. 
Dagegen könnte eingewandt werden, daß bei 
dieser Methode die Binnenschiffahrt zu schledit 
abschneide, weil sie dadurch des Vorteils, daß 
bei den sdriffbaren Flüssen keine Grundstücke 
erworben werden müssen, verlustig ginge. Hier- 
auf ließe sidi entgegnen, daß, wenn die von der 
deutschen Binnensdiiffahrt befahrenen Flüsse 
ihr als Wildgewasser zur Verfügung gestellt 
würden, sie infolge der Gefahr der ständigen 
Änderung der Flußläufo und der Versandung 
sow^e eines völlig unregelmäßigen Wasserstan- 
des überhaupt nicht befahrbar wären. Da jedoch, 
wie unten noch näher dargestellt werden wird, 
die Regulierung der Wasserläufe nicht der ßin- 
nensdiiffahrt, sondern der Wasserwirtschaft 
angelastet wird, so stellt der regulierte Fluß 
bereits ein Kunstprodukt dar, das als wirtschaft- 
lidres Gut dem Straßenbauland gleichgestellt 
werden kann. Denn ohne Flußregulierung gäbe 
es keine Binnenschiffahrt. 

Beim Bau neuer Transportw^ege müssen jedoch 
die Grundstückskosten berücksichtigt werden, 
weil die Beurteilung ihrer Wirtsdiaftlichkeit von 
den Voll kosten auszugehen hat. 

Bei der Ermittlung der Investitionen ließen sidi 
jedoch die Grundstückskoslen in der zur Ver- 
fügung stehenden Zeit nidit ausgliedern. Bei den 
Straßen sind in dem ermittelten Investitions- 
volumen, entsprediend der oben erwähnten Kon- 
zeption, die Griindstückskosten des Grundnetzes 
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etwa bis zum Jahre 1890 nicht mit aufgenoni' 
men. Die späteren Investitionen enthalten die 
seinerzeitigen Anschaftungspreise. Der Vorkal- 
knlötion des künftigen Aiisbans des Straßennet- 
zes sind die zu erwartenden G rund stütksk osten 
zu Preisen von 1958 zugrunde gelegt worden. 
Die Binnenwasserstraßen enthalten ebenfalls die 
Grundstückskosten, und zwar durchweg zu Zeit- 
werten, doch handelt es sich dabei um keinen 
ins Gewicht fallenden Betrag. Bei der DB sind 
die Grundstüdre mit den Werten der Inventur 
zum 31. Dezember 1949 in den Wegekostenver- 
gleidi einbezogen worden. Außerdem sind die vor 
1890 erworbenen Grundstücke der DB — anders 
als beim Straßennetz — nicht ausgeschieden wor- 
den. Auf diese Weise sind zwar keine völlig 
vergleichbaren Werte in die Vergleichsredi- 
nung eingegangen; der Ungenauigkeitsfehler 
wirkt sich jedoch nur zugunsten der Wege- 
kosten des Straßenverkehr^ aus, so daß die 
Kommission geglaubt hat, diesen Nachteil im 
vorliegenden Fall hinnehmeii zu können. Wenn 
man sidi auf den Standpunkt stellt, daß bei 
einem Wegekostenvergleich ohne Rücksidrt auf 
die hoheitlichen Aufgaben des Staates die vol- 
len Grundstückskosten zu berücksichtigen sind, 
so würde in diesem Falle der Straßenverkehr 
nodi höher belastet werden. Die Grundstücks- 
kosten spielen dabei allerdings nur hinsichtlich 
ihrer Kapitalverzinsimg eine Rolle. 

Im übrigen ist darauf aufmerksam zu machen, | 
daß die Grundstückskosten im Straßenbau jm 
allgemeinen eine untergeordnete Rolle spielen. 
Von rd. 3 Millionen DM Kosten für 1 km Auto- 
bahn mit einem Flächenbedarf von 1000 X 50 
Meter entfallen anf Grundstückskosten nur 3,33 
V. H. Anders liegen die Verhältnisse bei den 
Ortsdurchfahrten, bei denen im Schnitt etwa 
50 V. H. auf reine Grundstijekskosten entfallen. 

c) Es ist heute in Fachkreisen unbestritten, daß bei 
einem Wegekostenvergleich die Investitionen 
auch verzinst werden müssen. Uneinigkeit be- 
steht lediglich hinsiditlich der Höhe des Zins- 
satzes und der Werte, die der Verzinsung zu- 
grunde gelegt werden sollen. 

In vorliegender Untersudiung wurde ein Zins- 
satz von 5 V. H. p. a. angenommen; dieser Satz 
scheint gerechtfertigt, nachdem eine nachhaltige i 
Entspannung am deutschen Kapitalmarkt ein- ‘ 
getreten ist. Er dürfte auch bei einer starken 
industriellen Expansion infolge der wachsenden 
Verflechtung der westeuropaisdien und nord- 
amerikanisdien Kapitalmärkte auf die Dauer 
gehalten beziehungsweise wieder erreidit wer- 
den können. Die augenblickliche Versteifung der 
Zinssätze sowohl in den Vereinigten Staaten als 
auch in Deutschland muß bei einer auf sehr 
lange Sicht abgestellten Betrachtung außer Be- 
tracht bleiben. Es ist anzunehmen, daß sich auf 
die Dauer die Tendenz fallender Zinssätze fort- 
setzen wird. 

Bei den der Verzinsung zugrunde zu legenden 
Werten widerstreiten sich zwei Auffassungen. 


Die eine geht davon aus, daß die Wege durdi 
die foi Häufende Wieder Investierung der Ab- 
schreibungen (Erneuerungsquote) in einem neu- 
wertigen Zustand erhalten werden, und folgert 
daraus, daß der volle Wiederbeschaffungswerl 
zu verzinsen ist. Die andere meint, daß auf die 
Dauer nur ein mittlerer Erhaltungszustand 
erreicht wird und berechnet daher nur den hal- 
ben Zinssatz auf den vollen Wiederbesdiaf- 
fungswert. 

Beiden Auffassimgen kann nicht beigepflichtet 
werden; die Gründe dafür sollen am Beispiel 
des Straßenbaus erläutert werden. Es ist nicht 
■zütieffend, daß auch bei annajiernd glGicher 
Straßenbeschaffenheit und Funklionsfähigkeit 
das in den Straßen investierte Kapital gleich 
bleibt. Der in den Straßen langfristig investierte 
Wort (zumeist fälschlicherweise als Unterbau 
bezeichnet) wird mit jährlich 1,5 v. H. amortisiert 
vind erst nach 66 Jahren wieder erneuert. Die 
mittelfristigen Anlagen (Unterbau und Straßen- 
decke) werden mit 5 v. H. amortisiert und nadi 
20 Jahren wieder vollständig erneuert. Bis zum 
Enieuerungszeilpimkt verringert sidi jew'eils 
der W‘ert der betreffenden Teilanlage, und es 
wäre daher nidit gerechtfertigt, die volle Ver- 
zinsung auf den vollen Wiederbeschaffungswert 
den Straßenbenutzern anzulasten. Auf lange 
Sicht ist daher nur der halbe Wiederbeschai- 
fungswert der Verzinsung zugrunde zu legen. 

Geht man vom halben Wiederbeschaffungswerl 
aus, so kann man aber nicht, wde es die an zwei- 
ter Stelle erwähnte Auffas.sung tut, den vollen 
Zinssatz (oder den halben Zin.ssatz auf den vol- 
len Wiederbeschaffungswert) in Anrechnung 
bringen. Denn diese Methode übersieht dabei, 
daß die gesamte Investition vorfinanziert wer- 
den muß und daß, wenn nur die Zinsen auf den 
halben Wiederbeschaffungswert aufgebradit 
werden, die Verzinsung der anderen Hälfte der 
vorzufinanzierenden Investition nebst Zinses- 
zinsen bis za ihrer tatsächlichen Amortisation 
dabei ungedeckt bleiben würde. Wenn man die 
Verzinsung auf den halben Wiederbeschaffungs- 
wert abstellt und die Verzinsung der Vorhaltung 
des erst in der zweiten Hälfte der Lcben.sdauer 
amortisierten Teils des Wiederbeschaffungswerts 
mitberücksichtigt, so muß dementsprechend von 
einem höheren Zinssatz ausgegangen werden. 
Die Höhe dieses Zinssatzes riditet sich nadi der 
Amortisationszeit der vorzufinanzierenden An- 
lage. Unter Zugrundelegung eines Zinsfußes von 
5 v. H. p. a. für die halbe Finanzierung oder 2,5 
v, H. auf den vollen Wiederbeschaffungswert er- 
gibt daher z. B. 

für Anlagen mit einer Lebensdauer 

von 20 Jahren einen Satz von 3,0 v. H. p. a., 

für Anlagen mit einer Lebensdauer 

von 25 Jahren einen Satz von 3,1 v, H. p. a., 

für Anlagen mit einer Lebensdauer 

von 66 Jahren einen Satz von 3,7 v. H. p. a, 
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auf den voiien Wiederbeschaffungswert Nach 
dieser Methode wurde die Zinslast berechnet. 
Diese Methode läuft praktisdi auf eine Verzin- 
sung der Zeitwerte hinaus, jedoch mit der Maß- 
gabe, daß die Zinslast nicht mit der Schrump- 
fung dc^r Restbuchwerte fällt, sondern zeitantei- 
lig gleichmäßig verteilt wird. 

d) Die Kalkulation der sogenannten Unterhaltungs- 
kosten, der Aufwendungen für Verkehrspolizei 
usw. wird bei der Untersuchung der Wegekosten 
der Verkehrsträger behandelt. An dieser Stelle 
sei lediglich bemerkt, daß die Aufwendungen 
für die Planung und Überwachung der Neu- und 
ErsatzinvestitlonGn dem Investitionsaufwand zu- 
gesciilagen wurden, so daß diese anteilig in die 
Anlagenabschreibungen eingegangen sind. Die 
Kosten der eigentlichen Hoheitsverwaltung wur- 
den überhaupt nicht als Wegekosten angesehen. 
Die restlichen Verwaltungsaufwendungen er- 
sdieinen daher nur mit einem Zuschldg auf die 
Unterhaltungskosten. Die Unterhaltungskosten 
enthalten neben der sogenannten kleinen Unter- 
haltung üwdi größere, dem Grunde nach akti- 
vierungsfähige UnterhalLungsäufwen düngen. Der 
Kommission war es in der kurzen zur Verfügung 
stehenden Zeit nicht möglich, Unterlagen für die 
Größenordnung derartiger Großreparaturen zu 
beschaffen. Von Bedeutung ist dar Sachverhalt 
nur insofern, als im Falle der Aktivierung eine 
zusätzliche Zinslast entstehen würde. Dieser 
Mangel wird jedodi dadurch ausgeglichen, daß 
in den UnLerhaltungsaul Wendungen der Straße 
und der DB noc^i außerordentliche Aufwendun- 
gen enthalten sind, die durch den derzeitigen 
Straßenzustand beziehungsweise den technischen 
Zustand der DB bedingt sind und die sidi eben- 
falls nicht ermitteln und aussondern ließen. 

g} Die Kommission hat hinsiditlich der Bifassung 
der Wegekosten bei allen drei Verkehrsträgern 
grundsätzlich die gleiche Methode angewandt. 
Lediglich bei den Wegekosten der Binnenschiff- 
fahrt sind an Stelle vorkalkulierter Werte die 
Is tausgaben des Jahres 1957 (unter Berücksich- 
tigung ihrer zukünftigen Änderungen) zu Grunde 
gelegt worden. Diese Werte können melhodisdr 
als Hilfswerte anerkannt werden, zumal sich 
ihre Verwendung zugunsten der Binnenschiff- 
fahrt auswirkt, also in keinem Falle die Wege- 


Dt?r von Diplommathemaiiker Martin Haidmann er- 
redinete Zuschlag Z (n, p} auf den halben Zinssatz 
beträgt: 

„ , . 100 poo . p\ 

11 

Dabei bedeutet 

Z (n, p) den gesuchten Zusdilacj 

die Annuität, die man wahrend einer gege- 
benen Anzahl von n Jahren am Ende eines 
” joden Jahres zahlen muß, um die Schuld 1 

samt Zinsen bei einem Zinssatz von p 'Vu zu 
tilgen, 

n die durchsdinüllidve Lebensdauer der tech- 

nisdien Gesamtheit und 
p den gegebenen Prozentsatz. 


kosten der mit der DB konkurrierenden Ver- 
kehrsträger in unberediligter Weise „hoch- 
gerechnet" wurden. 

Die vorstehend entwickelte Me/hocie der Ermitt- 
lung der Wegekosten deckt sich mit Ausnahme der 
Modifizierung der Zinsberechnung mit den Grund- 
sätzen des Wissensdiaftlichen Beirats beim Bun- 
desverkehrsministerlum sowie den Straßenkosten- 
gutachlen von Dr.-Ing. Günther Lübbeke und der 
Wirtsdiafisprüfer Dr. Morgenthaler und Dr. Wob 
lert. Bei der Erfassung der Verwaltungskosten 
besteht ebenfalls Übereinstimmung^ nur die Ver- 
rechnungsmethode ist verschieden. Anderer Auf- 
fassung ist lediglich Dr. Dreskornfeld, der ein Gut- 
achten im Auftrag der Arbeitsgemeinschaft Güter- 
fernverkehr im Bundesgebiet e. V. erstellt hat. Er 
lehnt eine Straßenkostenredinung nadi betriebs- 
wirtsdiaftlidien Grundsätzen überhaupt ab und will 
stattdessen nur die tatsächlidien Erneuerungsauf- 
wendungen ohne kalkulatorische Verzinsung des 
im Straßensystem investierten Kapitals berüdcsidi- 
ligt wissen. Dr. Morgenthaler und Dr. Wollert wol- 
len dem Kraftwagen nur die Amortisation des Teils 
der Wiederbeschaffungskosten der Straße anlasten, 
der seit Beginn einer breiteren Motorisierung 
investiert wurde. Dabei ist jedodi zu bedenken, 
daß es sidi hier um eine Zufallsgröße handelt, da 
das heutige Straßennetz den gestellten Anforderun- 
gen nicht entspricht und der Straßenverkehr ohne 
den Grunds tocic der alleren Straßen gar nicht be- 
wältigt werden könnte. Hinzu kommt, daß diese 
Straßen innerhalb der nädisten 20 Jahre vollstän- 
dig erneuert werden müssen, weil ihre Grundie- 
rung die heutige -Straßenbelastung nidit mehr aus- 
zuhalten vermag. 


IL Die Wegekosten der Straße 

1 , Im Gegensatz zur Ermittlung der Wegekosten 
der Binnenschiffahrt und der DB, bei denen die 
Verhältnisse ziemlich offen lagen, erwies sich die 
Feststellung der Wegekosten des Straßenverkehrs 
als äußerst kompliziert. Da vielfach keine genauen 
Unterlagen Vorlagen, mußte mit Schätzungen ge- 
rechnet werden, die nur dadurdi einen verhältnis- 
mäßig günstigen Grad an Wahrscheinlichkeit er- 
reichten, daß es möglich war, die daraus herrühren- 
den Ergebnisse mit anderen wirtschafllidien Daten 
und Sthätzungen wde Mineralölverbrauch, Beför- 
derungsleistungen usw. abzuslimmen. Die Schwie- 
rigkeiten ergaben sich insbesondere daraus, daß 
sidi die Ermittlungen der Kommission nur auf das 
Femstraßennetz und seinen Verkehr beschränken 
mußten. Die nachsf ebenden DGrIegimgen und 
Schlußiolgerungen werden daher niif dem Vor- 
behalt wiedergegeben, der sich aus der Vnzuläng- 
Üd^keil der ErmitUungsmethode ergibt. Zur Zeit 
sind statistische Erhebungen über die Kosten des 
Straßenverkehrs im Gange, so daß vermutlich schon 
in wenigen Jahren genauere Zahlenwerte vorlie- 
gen werden. Für die Kommission kam cs zunädist 
nur darauf an, ungefähre Vorstellungen von der 
Größenordnung der in Frage stehenden Sachver- 
halte zu gewinnen. 
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2. Um die künftigen SiraßGnbcmko:^ten tu er mit' 
LelUf ist die Kommission von einem langfristigen 
Investitionsplan ansgegangein Diesem InvestUions- 
plan war nicht die augenblid^lidie Klassifizierung 
der Fernverkehrsstraßen zu Grunde zu legen, son- 
dern eine Vorausschälzuny des künftigen Verkehrs. 
Grundlage für diese nach Querschnitt und Beschaf- 
fenheit neu vorgenommene Klassifizierung bilde* 
ten die bisherigen Verkehrszählungen (i95ß) auf 
den BiindesautobahneD, den Bundess traßen und 
den Landstraßen L und II, Ordnung, ferner die ver- 
sdiiedenen Voraussdiätzungen des künftigen Moto- 
risierungsgrades in der Bundesrepublik sowie das 
in Anlehnung an ausländische Erfahrungen auf 
Grund dieser Unterlagen ermittelte zukünftige 
Verkehrsvolumen. Die so berechneten Investitio- 
nen schaffen Straßenverhältnisse, die geeignet 
erscheinen, den weiteren, bis 1990 zu erwartenden 
Verkehrszuwachs noch bewältigen zu können. Als 
Ausgangsbasis wurde jedodli das im Jahre 1976 zu 
erwartende Verkehrsvolumen zu Grunde gelegt. 
Der Plan ist so angelegt, daß der Rückstand im 
deutsdien Straßenbau sowie die steigenden Anfor- 
derungen des Verkehrszuwachses io einer zwan- 
zigjährigen Zeitspanne von 1957 bis 1976 in der 
W^eise befriedigt werden, daß 1976 ein aus reichen- 
des Straßennetz bestellen würde. 

Es wurde von folgendem Bestand ausgegangen: 

2 260 kni Bundesautobahnen 
22 240 km Bundesslraßen 

106 750 km Landstraßen 1. und IL Ord- 
nung 

2 430 km Ortsdurdifahrten der Bun- 
desstraßen 

4 280 km Ortsdurchfahrten der Land- 
straßen L und TL Ordnung 
(in Gemeinden über 9000 
bzw, 6000 Einwohnern) 

insgesamt 137 960 km 

Die dem Tnvestitionsplan zu Grunde gelegte Neu- 
klassifizierung sieht 13 verschiedene Straßenbau' 
klassen vor. 


Der Investitionspian umfaßt folgende Arbeiten: 



Umhau 

km 

Neubau 

km 

Sundesstraßen (einschließlidi 
Autobahnen) 

23 900 

10 240 

Landstraßen I. und 11- Ord- 
nung . 

106 750 

2 700 

Ortsdurchfahrten .... 

6 350 

1 060 


137 000 

14 000 


Es müssen also sämtliche Bundessl raßen und Land- 
.straßen 1. und 11. Ordnung sowie die Ortsdurch- 


fahrten nmgebaut werden. Die Straßendecken nebst 
Unterbau müssen im vorgesehenen Zeitabsdinitt 
durchweg erneuert werden 


3. Die Baukosten gliedern sich wie folgt: 


Um* lind 

NpLibaii' 

Maiiouen 

UM 

JÄbflldiqi 
Absdira'i- Absdller- 

]i>U[Uj«9L4l2 l>1JTlQ5belrtl(J 

Millionen 

V. B, UM 

Blindess traßen und 
Autobahnen 




langfristige Umbau- 
ten 

Anlagen Neubauten . 

öon 

11 319 

1,5 

304,95 

SLraßendedte und 
Unterbau zusammen 

10 612 

5,0 

530,60 

Landstraßen 

1. und 11. Ordnung 




langfrisiige Umbau- 
ten 

Anlagen Neubauten . 

25 UI 1 
1 379 

,.5 

401,00 

Straßend edee und 
Unterbau zusammen 

20 823 

5,0 

1 039,00 

Ortsdurchföhrten der 
Bundesstraßen und 
Landstraßen 

I und II. Ordnung 




langfristige Umbau- 
ten 

Anlagen Neubauten . 

3 672 1 
1 876 i 

?,5 

83,60 

Straßendecke und 
{] n te rb au zu sa mine n 

I 866 

5,0 

92,00 


85 669 


2 451.15 

Von dem für 195? auf 

4,3 Mrd. DM 

bezifferten 


Tief- und Straßenbau entfallen nur rd. 2,0 Mrd, DM 
auf Straßenum- und -neubauten. Das vorgesehene 
Investitionsprogramm kann also nur erfüllt wer- 
den, wenn der Straßenbau in den nächsten Jahren 
mächtig vorangetrieben wird. Das Ifo- Institut rech- 
net im Hinblick auf das vordringliche Bedürfnis 
und auf die im Wohrurngsbaii freiwerdenden Reser- 
ven bis 1970 mit einer erbeblidien Steigerung des 
Bauvolumens im Tief- und Straßenbau bis zu 
9,2 Mrd. DM im Jahre 1970, 

Auch wenn man berücksichtigt, daß zu dem oben- 
genannten Straßenbauprogramm für die Fernstra- 
ßen bis 1976 nodi weitere 15 bis 20 Mrd. DM für 
Geracindostraßen hinzukommen und daß überdies 
der Zuwaclis des Tiefhauvolumens nicht nur dem 
Straßenbau zugute kommen kann, so scheint doch 
einige Aussicht zu bestehen, dieses Straßenbaupro- 
gramm in der vorgesehenen Zeit abzuwickeln. 
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Fernst i'afleu 1957/70 


Mrd. DM 

— in Preisen von 1958 — 

1957 

2.0 

19,58 

1.9 

1959 

2,5 

I960 

3,2 

1961 

3,7 

1962 

2,7 

1963 

3,9 

1964 

4.1 

1965 

4.0 

1966 

4.4 

1967 

4,6 

1968 

4,5 

1969 

5,Ü 

1970 

4,9 

zusammen 

51,4 


Im folgenden ist. deshalb damit geredinet wor* 
den, daß sich das skizzierte Slraßenbauprogmmm 
bis 1970 zn etwa 60 v, H. (51,4 Mrd, DM) verwirk- 
lidLen laßt; dabei woirde linterstellt, daß das Ver- 
hältnis von Umbauten zu Neubauten dem des 
Gesamtplans entspricht und in den einzelnen Jah- 
ren unverändert bleibt und daß die alten Straßen 
im gleiciien Verhältnis Wegfällen als das neue Stra^ 
ßennetz ausgobaut wird, 

4. ln der Tabelle auf Seilen 278, 279 sind die Ab- 
schreibungen lind die Verzinsung der S/rajOenkos/en 
dir die Jahre J957 bis 1970 erredinet. Dabei ist zu 
beaditen, daß die Neuinvestitionen (Umbauten 
und neue Straßen) allmählich anlauien und im 
gleidien Ausmaß die Amortisation und Verzinsung 
der alten Straßenbaukosten zu Ende geht. Der 
jeweilige Anteil der beiden Systeme am Gesamt- 
wert ist in den beiden ersten Zeilen angegeben. 

Für die alten Straßen ist ein Wiederbesdiaffungs- 
wert von rd. 25,150 Mrd. DM angenommen wor- 
den. Davon entfallen 8,370 Mrd. DM auf langfri- 
stige Investitionen, die mit 1,5 v. H. abzuschreiben 
und 16,780 Mrd. DM auf Unterbau und Dedce, die 
mit 5,0 V. H. öbzusdireiben sind und durch die ge- 
planten Umbauten mit der Zeit ersetzt werden. Der 
Grundabschreibungsbetrag für die Neuinvestitio- 
nen und Umbauten ist mit 2,451 Millionen DM für 
langfristiige und mittelfristige Anlagen zusammen 
der obigen Aufstellung dieser Investitionen zu ent- 
nehmen. 

Bei der Verzinsung mußte zwisdien langfristigen 
und mittelfristigen Anlagen unterschieden werden. 
Unter Zugrundelegung einer Verzinsung von 5 v.H. 
und des halben Reproduktionskostenwerls der 
Anlagen beträgt — nadi den grunclsätzlichen Aus- 


führungen zur Verzinsung in Abschnitt I Ziffer 5 c) 
— die Verzinsung der langfristigen Anlagen 
3,7 V, H, p. a. und der mittelfris Ligen Anlagen 3 v.H. 
p. a. auf den vollen Reproduktionskosten wert. 

Die Amortisation und Verzinsung der Investitio- 
nen von Radwegen, deren Bau durdi den Kraftfahr- 
zeugverkehr notwendig wird, ist in vorstehenden 
Zahlen noch nicht enthalten. 

5. Die jährlichen VnteThQllungskosten sind wie 
folgt errechnet worden: 


Verkchrsein- ' B<.uan- umeM 
nditungen lagen 

Millionen DM 


1976 446,0 222,0 068,0 

1956 142,0 222,0 364,0 

Die Verkehrseinriditungen umfassen die Unter- 
haltung der Besdiiklerung, die Pflege der Böschun- 
gen und Mittelstreifen, die Behandlung der Was- 
serabziigskanäle, Schneeräumen, Streuen usw> Bei 
der Unterhaltung der VerkehrseinriditLmgen ist mit 
einem linearen Anstieg dieser Kosten gerechnet 
worden. 

ln diesen Ausgaben sind die Kosten der Vev- 
kehr-spolizei auf den Perustiaßen und Ortsdurdli- 
f ährten nicht enthalten. Dieser Anteil wird für 1937 
auf MO Millionen DM geschätzt. Da der PoUzeiein- 
satz auf den Femstraßen heute noch unzureichend 
ist, wird für die Jalire 1961 bis 1970 eine Verdop- 
pelung dieser Aufwendungen auf 280 Millionen DM 
angenommen. 

6. Danadr zeigen die gesamten Stiaßenkosten und 
das ihnen gesfenübersfebende, den Fernverkehrs- 
straßen zuzurechnende Aulkommen ans der Krafb 
fahrzeug- und MineraJoisleaer das aus der über- 
HicJi! au! Seiten 27S, 279 ersichtliche Bild. 

Die Unterdedcung der Straßenkosten hält sich in 
den Jahren 1961 bis 1965 auf einem so geringen 
Prozentsatz, daß dieser innerhalb der bei jeder der- 
artigen Beredxnung auf tretenden Fehlergrenze 
liegt. Es kann deshalb davon aasgegangen werden, 
daß der Straßen/ern verkehr in der nächsten Zukunft 
als Ganzes die von ihm zuzu/ecbriejiden Wege- 
kosten /n voller Höhe deckt. 

Für die späteren Jahre, in denen das Straßenbau- 
tempo sich erheblich beschleimigl, klaffen Straflen- 
kosten und Dedcungsmiltel stärker auseinander. 
Das kann auf einer besonders vorsichtigen Schät- 
zung des künftigen Verkehrsvolumens und des dar- 
aus herrührenden Aufkommens an Kraftfahrzeug- 
Steuer und Mineralölsteuer beruhen; es kann aber 
auch einfach darauf zurückgehen, daß der weitere 
Ausbau des heute, insbesondere in qualitativer 
Hinsidit, als unzulänglich bezeichneten Straßen- 
netzes notwendigerweise die Verkehrsteilnehmer 
stärker belasten muß, wenn der Verkehrszuwadis 
sich nicht im gleichen Tempo entwickelt wie der 
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Ausbau der Femverkehrsstrafleu. In Anbetracht 
der Ungenauigkeiien, die sidi insbesondere bei der 
weiteien AiiswerUmg der erarbeiteten Ziffern 
ergeben, glaubt die Kommission ridifig zu handeln, 
wenn sie empfiehlt, ans den vorliegenden Zahlen 
für die fernere Zukunft keine Schlüsse zu ziehen. 
Auch wird man. wenn der Straßenbau eininaJ — 
sozusagen — auf Vorrat erfolgt, weil er die künfti- 
gen Verkehrsbedärfnisse berüdcsidiügt, die Stra- 
ßenkosten nicht in voller Höhe den Slraßenbenut- 
zem anlasten können, sondern sie gleichsam transi- 
torisdi abgrenzen müssen und den ungedeckten 
Teil den spateren, zahlreicheren Verkehrsteilneh- 
mern anzulasten haben. 

Das dem Kraftfahrzeiigverkehr zuzuiedmende 
Steueraufkommen beruht auf Angaben der Volks- 
wirtschaftlichen Abteilung des Bundesfinanzmini- 
steriums. Man kann jedoch nidit die vollen vom 
Kraftfahrzeugverkehr aufgebrachten Steuer betra ge 
den Fernverkehrsstraßen zurechnen. Von dem Auf- 
kommen der Kraftfahrzeugsteuer und der anteili- 
gen Mineralölsteuer ist daher ein gewisser Pro- 
zentsatz den nidit klassifizierten Straßen zuzurech- 
nen^ wenn man ctas Aufkommen aus diesen Steuern 
als Abgellung für die Straßenabnutzung betradh- 
leti Dabei decken sidi Kraftstoffverbrauch und Stra- 


ßenabnutzung nicht ohne weiteres. Auch bildet 
diese nadi betriebswirtsdiaf fliehen Gesichtspunk- 
ten vorgenommene Aufteilung des Mineralöl- und 
Kraftfahrzeugsteueraufkommens keine Grundlage 
für eine Aufteilung des Steueraufkommens zwi- 
sdien Bund, Ländern und Gemeinden j denn der 
Bau und die Unterhaltung der Gemeindestraßen 
ist, vor allem nachdem die Ortsdurdifahrten in das 
Fernslraßennetz mit einbeizogen worden sind, von 
rein örtlidier Bedeutung und muß daher in erster 
Linie aus dem Aufkommen der Gemeindesteuern 
finanziert werden. Die Zurechnung von 70 v, H. des 
SleuGraiifkommens an Mineraiölsleuer und Kraft- 
fahrzeugsteuer zu den klassifizierten Straßen er- 
gibt sich auf Grund der Analyse der Verkeil rs- 
leistungen der v er sch je denen Kraftfahrzeugkate- 
gorien auf diesen Straßen (1956), Die Abgrenzung 
des Steueraufkommens zwisc3ien Fernverkehr und 
innerörtli<diem Verkehr stellt dafür keine Kon- 
stante dar, sondern wird sich mit der Verkehrs- 
zusammensetzung ändern. Da es sich in vorliegen- 
dem Falle nur darum handelte, ungefähre Größen- 
vorstellungen zu gewinnen, ist über die ganze 
Periode hinweg mit einem Anteil von 30 v, H, der 
Gemeindestraßen (ohne Ortsdurchfahrten) gerech- 
net worden, 
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Abschreibung und Verzinsung der Straßeubaukosten 1957 bis 1970 


1957 

1958 

1959 

1 I960 

Neumvesütionen 

2,3 v.H. 

4,5 v.H. 

7.5 v.H. 

H,2v.H. 

Allinveslitioneii 

97,7 v.H. 

95,5 v.H. 

92,5 v.H. 

88,8 v.H. 



in Milliionen DM 


1,5 V. H. Abschreibung auf 8,373 Mrd. DM langfristige 
Investitionen der alten Straßen 

167,0 

162,25 

155,5 

149,75 

5 V. H. Absdireibuiijg auf 16,553 Mrd. DM Unterbau und 

Decke der alten Straßen . . , 

839,0 

797,0 

755,0 

713,0 

Absdueibungen auf Neiiinvestttionen 

58,0 

113,5 

189,2 

282,5 

Anlagenabschreibungen insgesamt . 

1 064,0 

1 072,75 

1 099.7 

1 145,25 

3,7 V. H. Zins auf 8,375 Mxd. DM AUinvestitionen . . , 

310,0 

310,0 

310,0 

310,0 

3 V. H.. Zins auf 16,553 MM. DM Altinvestiitionen . , * 

485,4 

474,4 

459.5 

441,2 

3,7 V. H. Zins auf 53,8 Mrd. DM Neuinvestitionen pro 
rata*) 

45,8 

89.6 

149,3 

223,0 

3 V. H. Zins auf 34,2 Mrd. DM Neuinvestitionen pro 
rata“) 

23,6 

46,2 

76,9 

114,9 

Zinsen insgesamt 

864,8 

920,2 

995,7 

1 089.1 

Absdireibung und Verzinsung 

1 928,8 

! 992,95 

2 095,4 

2 234,35 


wLirdcii auf 80^0 Mrd. DM erredinet.^ die nadhtrdgliche Abondenrng des invesütionsprograjums diif 
85,7 Mrd, DM wurde riidit benücksiditigt. Desgleichen weichen die AHinvestitJunen von dem oben angegebenen 
Betrag von 2^5 J 50 Millionen DM geringfügig ab- 


Die Straftenkosleu und ihre Dedtung 


1 

1956 

1957 

1958 

i 

1959 

t 1960 

1 

Absdireibungen und Zinsen 

1 818 

1 929 

1 993 

2 095 

2 234 

Kleine UnterhalUmq 

364 

379 

394 

409 

424 

Verkehrssicherheit (Polizei) . 

140 

140 

140 

140 

140 

Straßenkosten insgesamt . , , . 

2 322 

2 448 

2 527 

2 644 

2 798 

Den Fernverkehrsstraßen zu rechenbares Steueraufkom- 
men (bis 1959 nach gegenwärtigen Steuersätzen, ab 1960 
nach dem Entwurf eines Straßenbaufinanzierungsgesetzes) 

l 548 

l 703 

1 844 

2 125 

2 628 

Unterdeckung 

774 

745 

683 

519 

170 

In V. H, der Straßenkosten , , . 

33,3 

30,4 

27,0 

19,6 

6,1 
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1961 

1962 

1963 

1964 

1965 

1966 

1967 

1968 

1969 

1970 

15,5 v,H. 


23,2 v.H. 

27,9 v.H. 

32,8 v.R 

37,9 v.H. 

43,2 v.H. 

48,6 v.H. 

54.3 v.H. 

60,0v.H. 

84,5 v,H. 

8l,3v,H. 

76,8 v.H. 

72,1 v.H. 

67,2 v.H. 

62,1 v.H. 

56,8 v.H. 

51,4 v.H. 

45,7 V. H. 

40,0 V. H. 





in Millionen DM 





144,0 

138,25 

132,5 

126,75 

121,0 

115,25 

109,5 

103,75 

98,0 

92/25 

671,0 

629,0 

587,0 

545,0 

503,0 

461,0 

419,0 

377,0 

335,0 

293,0 

391,1 

471,8 

585,4 

704,0 

827,6 

956,3 

1 090,0 

1 226,3 

1 370,1 

1 513,9 

1 206,1 

1 239,05 

1 304,9 

1 375,75 

1451,6 

1 532,55 

1 618,5 

1 707,05 

1 803,1 

1 899,15 

310,0 

310,0 

310,0 

310,0 

310,0 

310,0 

310,0 

310,0 

310,0 

310,0 

419,8 

403,9 

381,5 

358,2 

333,8 

308,5 

282,2 

255,4 

227,0 

198,7 

308,6 

372,2 

461,8 

555,3 

652,9 

754.5 

859,9 

967.4 

1 080,9 

1 194,4 

159,0 

191,9 

238,0 

286,2 

336,5 

388,8 

443,2 

498,6 

557,1 

615,6 

1 197,4 

1 278,0 

1 391,3 

1 509,7 

1 633,2 

1 761,8 

l 895,3 

2 031,4 

2 175,0 

2 318,7 

2 403,5 

2 517,05 

2 696,2 

2 885,45 

3 084,8 

3 294,35 

3 513,8 

3 738,45 

3 978,1 

4 217,85 


1961 

1962 

1963 i 

1 

1964 

1965 

1966 

1967 

1968 

1969 

1970 

2 403, 1 

2 517,0 

2 696.2 

2 885,4 

3 084,8 

3 294,3 

3 513,8 

3 738,4 

3 978,1 

4 217.8 

440,0 

455,2 

470,4 

485,6 

500,8 

516,0 

531,2 

546,4 

561,6 

576,8 

154,0 

168,0 

182,0 

196,0 

210,0 

224,0 

238,0 

252,0 

266,0 

280,0 

2 997,1 

3 140,2 

3 348-6 

3 567,0 

3 795,6 

4 034,3 

4 283,0 

4 536,8 

4 805,7 

5 074,6 

2 850.0 

3 068,0 

3 245,0 

3 414,0 

3 562,0 

3 673,0 

3 775.0 

3 882.0 

3 977,0 

4 076,0 

147,1 

?2,2 

103,6 

153,0 

233,6 

361,3 

508,0 

654,8 

828,7 

998,6 

4.9 

2,3 

3,1 

4,2 

6,1 

— 

— 

— 

— 

— 
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7. Die Berechnung des den FernverkehrsstraBen \ gebrachten Straßenbaufinan^cierungsgesetzes fol- 
zuzurechnenden Sfeuerau/koziunens zeigt auf der ^ gendes Bild: 

Grundlage des von der Bundesregierung ein- | 


Steueraufkommeii 
Millionen DM 



1956 

1957 

i 

1 1958 

1959 

1960 

Mineralölsleuer 






nadi dem gegenwärtigen Stand, ab 1960 nach dem Ent- 
wurf eines Straöenbaufinanzierungsgesetzes . - . , . 

1 510 

1 613 

1 822 

2 122 

2 710 

J\ . . , V. H. Aufkommen der Landwirtschaft, Industrie 

169 

10,7 v.H. 
173 

16,3 v.R 
297 

15.6 v,H. 
326 

16 V. H. 
430 

Anteil des Kraftfahr zeug Verkehrs 

1 341 

1 440 

1 525 

1 796 

2 280 

Kraftfahrzeugsteuer 






nadi dem gegen wärliigen Stand, ab 1960 nach dem Ent- 
wurf eines Straßenbaufinanzienmgsgesetzes 

871 

993 

1 110 

1 240 

1 475 

dem Kraftfahrzeug verkehr ziizuredinendes Steuerauf- 
kommen insgesamt 

2 212 

2 433 

2 635 

3 036 

3 755 

30 V. H. Anteil der Gemeinden 

664 

730 

791 

911 

1 127 

Auf die Fernverkehrsstraßen entfallender Anteil . , . 

1 548 

1 703 

1 844 

2 125 

2 628 
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1961 

1962 

1963 

1964 

1965 

1966 

1967 

1968 

1969 

1970 

2 89? 

3 118 

3 292 

3 460 

3 608 

3 714 

3 808 

3 924 

4 030 

4 146 

435 

468 

494 

519 

541 

557 

571 

589 

604 

622 

2 462 

2 650 

2 798 

2 941 

3 06? 

3 157 

3 237 

3 335 

3 426 

3 524 

1 609 

i 733 

1 837 

1 936 

2 022 

2 090 

2 156 

2 211 

2 255 

2 299 

4 071 

4 383 

4 635 

4 877 

5 089 

5 247 

5 393 

5 546 

5681 

5 823 

1 221 

1 315 

1 390 

1 463 

1 527 

l 574 

l 618 

1 664 

1 704 

1 747 

2 850 

3 068 

3 245 

3414 

3 562 

3 673 

3 775 

3 882 

3 977 

4 076 
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8. B;i/sd)e/de/id isf jedoch nichi die Deckung der 
Strcißcnkoslen a/s Ganzes, sondern deren Aiiitei- 
liing aui die verschiedenen Slraßenverkehrsiei}- 
nehmer. Auf Grund der Zahl der KrafÜahrsüeiuje, 
sowie ihres Adisdrude und des Flädienbedarfs 


wurden die Wegekoslen je Kraitfahrzeug-km be 
bcredinel. 

Das ergibt — ohne Berücksichtigung von Poli^iei 
kosten — folgende Aufteilung nadi Personenvei 
kehr und Güterverkehr: 


Unterhaltung 



Absdirei- 

bungen 

Zinsen 

Verkehrs- 

einrich- 

tungen 

T 

Bau- 

snlagen 

Insgesamt 

1956 1976 

1956 

1976 

1956 1976 

1956 

1976 

1956j_1965 1 

1976 




Millionen 

DM 




Personenverkehr . . . 

.... 336 920 

331 

1 44? 

110 339 

62 

61 

839 1 650 

2 76? 

Güterverkehr . . , , 

, . . . 670 1 539 

461 

1 570 

32 107 

160 

161 

1 343 2 145 

3 37? 

Gesamt verkehr . . . 

.... 1 006 2 459 

812 

3 017 

142 446 

222 

222 

2 182 3 795 

6 144 


Da der Personenverkehr auf den Fernstraßen in 
Zukunft stärker Ansteigen wird als der Lastkraft- 
wagenverkehr, wachsen dem Personenverkehr pro* 
zentual audi mehr Straßenhauinvesülionen zu 
(+ 230 V. H.) als dem Lastkraftwagen verkehr als 
Ganzes i(-h 151 v. H.)j diesem jedoch weniger ah 
dom Sdiwerlastverkehr. 

Da nodi keine statistischen Unterlagen zur Ver- 
fügung standen, mußte sich die Kommjssjon bei 
ihrem Versudr, Straßenkosten und Steueraufkom- 
men auf die verschiedenen Kraftfahrzeugkategorien 
aufzuleilen, vielfach auf Schätzungen stützen- 


Für eine Aufteilung der Wegekosten lagen nur 
für das Jahr 1956 statistische Angaben als Anhalts- 
punkte vor. Für die Jahreslaufleistung sind die bis- 
her nidil bestrittenen Angaben des Straßenkosten- 
gutaditens von Dr. Dreskornfeld zugrunde gelegt 
worden. Das zwingt zu bestimmten Annahmen hin- 
siditlich de.s Anteils der Fahrleistung auf den Fern- 
verkehrstraßen und der Kapazitätsausnutzung, da 
das Produkt von LaufleisLung, Anteil der Fernver- 
kehrs traßen und Kapazitätsausnutzung, nämlidi die 
geleisteten Netto-l/km, aus den Unterlagen über die 
Beförderungsteuer und aus anderen Sdiätzungen 
bekannt ist. 
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9. Die vorstehende übersidit ergibt folgendes: 

a) Kra[t rüder, RoUer und Personenkraitv/Qgen über- 
decken ihre Slraßenkosten aus dem Steuerauf- 
kommen. 

b) Für den Omnibrnverkehi ist nadistehend die 
EniwickUmg der Straßen kos Len (ohne anteilige 
Polizeik osten) Ln den Jahren 1961 bis 1965 ver- 
suchsweise dargestellt worden: 


1956 

1961 1 

1962 ! 

1963 

1 1964 

1965 

1 1976 

Millionen DM 

1 16.0 

153,0 

160,7 

171,5 

182,7 

194,5 

355,0 


Das Steueraufkommen der Omnibusse betrug 
1956, soweit es auf die Fernverkehrsstraßen ent- 
fällt rd. 45 Millionen DM, Umgerechnet auf die in 
Aussicht genommenen Sätze des Slraßenbau- 
finafizieriuigsgesetzes ergibt dies eineoBetrag von 
51 Millionen DM. Da der Omnibusverkehr bis 
1965 vo raussicht li dl noch um 25 v, H. — mit abfal- 
lenden Zuwachsraten— anwadisen wird* so wird 
sich das Steuerauf kommen bis 1965 auf 64 Mil- 
lionen DM erhöhen. Das ergibt eine Unterdek- 
kung anteiliger Straßenkosten (ohne Polizei- 
kosten) im Onmibusverkehi von 65 Millionen DM 
im Jahre 1956 und 131 Millionen DM im Jahre 
1965. Von den id. 24 Mrd, geleisteten Personen- 
km dess Omnibus Verkehrs entfielen 1956 rd. 60 
V* H. auf die Fernverkohrsstraßen oder 14,5 Mrd. 
Personen -km. Gleichb leibende Verhältnisse vor- 
ausgesetzt, werden 1965 danach 18 Mrd, Perso- 
nen-km auf die Fernstraßen entfallen. Das be- 
deutet, daß die Subvention des Omnibusverkehrs 
von knapp 0,5 Pf auf rci OJ Pf ,steigen wird. Es 
erscheint keineswegs sidier, daß das Steuerauf- 
kommen sich parallel zur Erhöhung der iin 
Omnibus verkehr geleis toten Personen-km ent- 
wickelt (Großraumwagen; Ausnutzung der Platz- 
kapazität usw,}, 

c) Für die Sätwerfastkruilwageii und Schwe/iasf- 
züge ergibt sich für 1956 nachstehendes Bild; 

Rd, 90 V. H. der dem Güterverkehr zuzurechnen- 
den Slraßenkosten entfallen auf Lastkraftwagen 
und -Züge (Schwer fahrzeuge mit mehr als 1,5 t 
Nutzlast der Zugfahrzeuge), während die rest- 
lichen 10 V. H, die Kombi wagen mid die Lkw bis 

1.5 t Nutzlast betreffen. Dabei steigen die Wege- 
kosten je Fahrzeug-km von 4,2 Pf für die Kombi- 
wagen und Lkw bis 1,5 t Nutzlast auf 17,2 Pf bei 
den schwereren Lastkraftwagen und -zügen. Da 
jedoch die 363 000 Kombiwagen und Lkw bis 1.5 t 
Nutzlast zusammen nur eine Frachtleistung von 
625 Millionen Netto-t/km erbringen, während die 
268 000 Lkw und Lkw-Züge über 1,5 t Nutzlast 

27.5 Mrd. Netto- t/km leisten, so zeigt die Be- 
lastung des Netlo-t/km eine stark abfallende 
Tendenz, nämlich von 20 Pf bei Kleinlastwagen 
bi.s 1,5 t (einschließlich Kombiwagen) bis auf 

4.5 Pf bei Lastkraftwagen und -zügen über 1,5 t 
Nutzlast, Der Transport von Gütern mit Sdiwer- 


fahrzeugea verursacht demnadi die geringsten 
Wegekosten je beförderte Einheit. Das der Fahr- 
und TransporUeistung auf den Fernverkehrsstra- 
ßen zuzuordnende Steueraufkommen verläuft in 
der gleichen Tendenz, nämlich von 18^4 Pf (nach 
dem Straßenbau finanzierungsgesetz) bei Kombi- 
wagen und Lkw bis 1,5 t bis 2.5 Pf bei Fahrzeu- 
gen über 1,5 t Nutzlast, Infolge der hohen Lade- 
fähigkeit und der besseren Ausnutzung der 
Schwer las tzü ge sind die Slraßenkosten bei den 
Schwerlastzügen je geleisteten Netto- t/km am 
niedrigsten; das Steueraufkommen je Netto- t/km 
ist bei den Schwerfahrzeugen jedoch relativ noch 
niedriger. 

Geht man von den vorliegenden Zahlen aus, so 
würde der Lkw bis 1,5 i (einschUeßHch Kombi- 
wagen) mit 1,6 Pf je geleis leien Neiiod/krn und 
der Lkw über 1,5 f im Durdischniti mit 1,9 Pi 
subvenliorderi. Danach trägt der schwere Lkw 
etwa die Häute seiner Wegekosten* 

Dieses vorläufige Ergebnis zeigt, daß eine Sub- 
vention des Los/kraftwogens vorJiegt, 

Es steht in Übereinstimmung mit dem Guladrten 
dos Wissensdiaftlidien Beirats beim Bundesver- 
kehrsministenum. dem Gutachten von Professor 
R. Meyer (Bern) und dem Gutaditen der Wirt- 
sdiaflsprüfer Dr* Morgenthal er und Dr. Woüert: 
Das Gutachten des Wirtschaftlichen Beirats beim 
Bundesverkehrsministerium „Grundsätze für die 
Aufbringung der Kosten der Verkehrswege" 
(Sdiriften reihe des Wissensdiaftli<±en Beirats 
Nr, 3), das von 30 Mrd. DM Wiederbesdiaffungs- 
wert der Straßen (1953/54) und einer 70 ^^4gen 
AnlasUing auf den Kraftwagen ausgeht, hat zwar 
die anteilige Belastung der versdiiedenen Fahr- 
zeugtypen nidit untersucht, kommt aber zu dem 
Ergebnis, daß der Lkw zu wenig besteuert ist 
und daß bei einer gleichartigen Belastung mit 
Kraftfahrzeug- und Mineralölsteuer je gefahre- 
nen Brutto-t/km wie beim Volkswagen folgende 
Mebrsteuern jährlidi erhoben werden müßten: 


Opel Lkw 

t.5 

l 

"h 

193,06 

DM 

Daimler Benz 

3,5 

t 


1 561 ,78 

DM 

Büssing 

8 

t 

-h 

7 849,21 

DM 

Büssing 

12 

t 


] 1 826,50 

DM 

Sdienk-Anbänger 

8 

t 


2 642,— 

DM 

Schenk-Anhänger 17,5 

t 

-F 

6 083,04 

DM 


Das Gutachten des Delegierten für Wirtschafts- 
fragen beim Eidgenössischen Post- und Eisen- 
bahndepartement Professor R. Meyer über „Die 
wirtsdiüftlidien Beziehungen zwischen Molor- 
fahrzeugverkehr und Staat" (1952) kommt zu dem 
Ergebnis, daß bei einer wirtschaftlidi begründe- 
ten Verteilung des Solls traßen auf wands in der 
Schweiz der Personenwagen nur 14 v, H.. der 
sdiwere Laslwageii fiberl20v, H. mehr zu leisten 
hätte als damals. Das Belastungsverhältnis 
würde 1 : 9 betragen. 

Die Wirtschaftsprüfer Dr, Morgenthaler und Dr. 
Woltert kommen in ihrem „Gutachten über die 
Deckung der vom Güterkraftverkehr ver Ursache 
ten Straßenkosten" (15. Februar 1958), das nur 
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den Mehrwert der Straßen gegenüber 1913 im 
Betrage van 13 bis 15Mrd.DM berüdcsiditigt, bei 
den Sdiwerlastzügen im gewerblichen Güterfern- 
verkehr zu folgender Unterdedcung (70 000 km 
Jahresfahrleistung und 65 v. H. Auslastung): 



14,5 t ' 

18,5 t 

20 t 1 

20 t 



DM je Jahr 


Unterdeckuncf 
der Lastzüge 
vor dc^m Ver- 
kehrst in anzge- 
selz 1955 . . 

17 870.0 

21 580,0 

24 430,0 

29 030,0 

nach dem Ver- 
kehrsfinanzge- 
setz 1 955 . . 

12 960,0 

15 950,0 

18 010,0 

21 090,0 


Dabei rundet das Gutachten, wie es selbst be- 
tont, durchweg zugunsten des Lastkraftwagens 

ab. 

Bei knapp 14 000 Lastzügen des allgemeinen ge- 
werblichen Güterfernverkehrs mit einer Durch- 
schnittsnutzlast von 20 t würde dies eme Unter- 
deckung von 252 Millionen DM und bei 5000 Last- 
zügen des gewerblichen Bezirksgüterfernver- 
kehrs mit einer durdisdinittlichen Nutzlast von 
rd. 14,5 t eine Unterdeckung von 65 Millionen DM 
ergeben. Diese Unlerdeckiuig wird sich bei An- 
nahme des Straßenbau finanzierungsgo^etzes um 
etwa ermäßigen. 


10. Die Kommission hat es nicht als ihre Aiügabe 
hei rächtet, Vorschläge für che Beseitigung der ün- 
terdeckung der Wegekosten der verschiedenen Ver- 
kehrsträger zu machen. Sie hat die Subventionie- 
rung der Wegekosten durch den Staat nur bei der 
Bemessung des Verzinsungsanspruchs des Bundes 
gegenüber der DB berücksichtigt. Sie glaubt aber, 


darauf aufmerksam machen zu dürfen, daß es be- 
sonders im Hinblick auf die höhere Komprimierbar- 
keit des Dieselkraftstoffs keine tedinisdien und 
wirtschaftlichen Gesichtspunkte für eine unter- 
sthiedlidie steuerliche Belastung des Dieselkraft- 
stoffs und des Vergaserkraftstoffs gibt. Außerdem 
erscheint die Bemessung der Steuer nach dem Vo- 
lumen unter dem Gesichtspunkt, daß durdi die 
Steuer eine Abgeltung der Wegekosten erfolgen 
soll, weniger zwedcmäßig als eine solche nach dem 
Gewicht oder gar dem verwertbaren Brennstoff- 
gehalt. Zur Zeit beträgt der Unterschied in der Be- 
steuerung zwisdien dem hoher belasteten Vergaser- 
kraftstoff (VK) und der Besteuerung des Diesel- 
kraftstoffs PK) 6,38 Pf je Liter oder 11,7 Pf je kg. 
Durch das in Aussicht genommene Straßenbaufinan- 
zierungsgesetz soll die Besteuerung des VK um 
1,095 Pf je Liter und des DK um 3,995 Pf je Liter 
heraufgesetzt werden. Auf das Gewicht bezogen, er- 
gibt dies einen Unterschied von 8,36 Pf je kg oder 
36,8 v.H, der steuerlichen Belastung des Dieselkraft- 
stoffs oder 26,8 v. H. auf den höher besteuerten 
VK. Die derzeitige Regelung stellt daher eine 
starke steuerliche Bevorzugung der Dieselmotoren 
dar. für die bei der derzeitigen Versorgungslage 
mit Kraftstoffen keine volkswirtschaftliche Rechtfer- 
tigung mehr besteht. Bei einem weiteren Anwach- 
sen der Wegekosten des Straßenverkehrs besteht 
daher in der Anhebung der Besteuerung des DK 
nodi eine erhebliche Reserve. 

Dasselbe gilt für die Kraftfahrzeugsteuer, die bei 
den Personenkraftwagen nach dem Hubraum und 
bei den Lastkraftwagen nach dem Gesamtgewicht 
(also eiusdiließli<di möglicher Nutzlast) bemessen 
wird. Legt man dc?r Besteuerung eine durchlaufende 
BelasUing nach dem Gesamtgewicht zu Grunde und 
geht man davon aus. daß der Volkswagen in der 
gleichen Höhe besteuert werden soll wie bisher, 
nämlich mit jährlich 173 DM, so würde dies, wie 
aus nachstehender Tabelle ersichtlich ist, zu einer 
wesentlich stärkeren Belastung der Lastkraftwagen 
und Lastzüge führen. 


Kraftfahrzeugsteuer in DM 

Lkw lind Lastzüge im Gesamtgew'idit von 



1 

VW 

12 t 1 

16 t 

24 l 1 

32 t 


Lkw j 

Lkw 

Lastzug 

Lastzug 

Geltendes Recht (seit 1955) ....... 

S73.— 

I 475,— 

2 135,— 

2 950,— 

4 250,— 

Nach dem Entwmif des Straßenbaufinanzie- 
rungsgesetzes 

173 — 

1 732,50 

2 547,50 

3 465,— 

5 095,— 

Neuer Vorsdilag mit Progression nach dem 
Straßenbaufinanzierungsgesetz ...... 

173 — 

2 512,50 

3 587,50 

5 025 — 

7 175,^ 
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Eine stärkere Erhöhung der Kraflfahrzeugsteuer 
für die Sdiwerlastkraftwagen und -züge erscheint 
auch schon deshalb empfehlenswert, weil ihr Brenn- 
stoffverbrauch und damit ihr Beitrag zu den Stra- 
ßenkosten nicht mit der tormenkilometrisdien Lei- 
stung proportional verläuft, sondern dahinter zu- 
rückbleibl. Ob es zweckmäßig ist, die Besteuerung 
nach dem Gewicht auch auf die Personen kraXt wagen 
auszudehnen< bedarf noch eingehenderer Unter- 
suchungen, da damit das Bestreben gefördert wird, 
möglichst ain Gewicht einzusparen; dies aber würde 
sich auf die Slraßensicherheit nachteilig aus wirken. 

Nach dem Entwurf des Straßenbau finanzierungs- 
gesetzes sind für 200 kg Gesamtgewidit bis 2 t 
Gesamtgewicht ein Grundbetrag von 22 DM (bisher 


20 DM) und ab 2 l ein Steigerungssatz von 1 .50 DM 
je t (bisher 1 DM je l) zu entrichten. Wählt man 
dagegen das Gesamtgewicht des Volkswagens als 
Ausgangspunkt, so ergibt sich bei obigem Vorschlag 
ein Grundbetrag von 35 DM und ein Steigerungs- 
satz von 1,50 DM. 

UL Die Wegekosten der Binnenschiffahrt 

1. Die Ermittlung der Wegekosten der Binnen- 
schiffahrt ist weniger problematisch als für den 
Straßenverkehr. Nach einer vorläufigen Ermittlung 
der Abteilung Wasserbau des Bundesverkehrsmini- 
steriums stellen sidi die Wiederbeschaffungskosten 
der Binnenschiffahrtswege wie folgt: 



1 

km 

Wieder- 

besdiaffungs- 

werte 

Millionen DM 

Anteil 

der Binnensdüffahrt 

1 


in v. H. j 

Millionen DM 

Regulierte Flüsse 

l 594.5 

465,7 

33,3 

155,078 

Kanalisierte Flüsse 

1 264,2 

1 894,5 

53,0 

1 004,085 

Kanäle 

866,0 

1 969,6 

83,2 

1 638,700 

Talsperren 


260,9 

25,0 

65,000 

Insgesamt 

3 724,7 

4 590,7 


2 862,863 

Davon Wasserstraßen im Bau 

415,6 

782,8 


406,269 


3 309.1 

3 807,9 


2 456,594 


Die tatsächliche Länge der Binnenwasserstraßen 
wird mit 3 859,2 km (ohne Binnenwasserstraßen 
der Länder- und Seeschiffahrtsstraßen) angegeben, 
davon entfallen 128,7 km auf Grenzstrecken, so daß 
die Wegekosteiilänge 3 730, v5 km ergibt. 

Die Schätzungen der Wiederbe^schaffungsv/erte 
scheinen eher zu niedrig als zu hoch angesetzt zu 
sein. Es sind darin 165,440 Millionen DM Grund- 
stücks" und Grunderwerbskosten enthalten, von 
denen rd. 128,1 Millionen DM auf den Verkehrsan- 
teil entfallen. 

Von dem Verkehrsanteil der Wiederbesdiaf- 
fungswerle entfallen 

Millionen 

DM 

auf abgabepfliditige Binnenwasser- 
straßen 2 162,6 

auf abgabefreie Binnenwasserstraßen 

und auf Talsperren 291,6 

zusammen 2 454,2 

Die regulierten Flüsse — insbesondere Rhein und 
Donau — sind mit Ausnahme von Schleuisungs- 
gebühren an der Mosel und an der Weser abgabe- 
frei. Dasselbe gilt für die kanalisierte Donau im 
Gebiet des Wasser- und Schiffahrlsamts Passau. 


Vom Wiederbeschaffungswerl der Wasserstraßen 
entfallen auf den emeuerungspfliditigen Teil 

Millionen 


DM 

bei den abgabepflichtigen Binnenwas- 
serslraßen . 1 313,9 

bei den abgabefreien Binnenwasser- 
straßen und bei Talsperren .... 293,8 

zusammen . . , 1 607,7 


Davon betreffen l 079,4 Millionen DM den Ver- 
kehrsantell. 

2., Bei ausreichender Unterhaltung kann der Fiink- 
tionswert der Binnensdiiffahrtswege voll aufrechl- 
erhalten werden. Insoweit bedarf es keiner Be- 
rechnung von Abschreibungen auf diese Werte. 
Ein Teil der vorgenommenen Investitionen, wie 
z, B. Sdileusen, Schiffshebewerke usw., ist je^dodi 
erneuerungsbedürftig und muß regulär abgeschrie- 
ben werden. Der Abschreibung dieser Werte sind 
hinsichtlich der Ermittlung der mittleren Lebens- 
dauer die Grundsätze der Bimdesvermögensrech- 
nung zu Grunde gelegt worden. Dabei sind aber die 
abschreibungsbedürftigen Werte nicht nach einzel- 
nen Anlagenkategorien aufgeteilt worden, sondern 
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es wurde für die Gesamtanlägen eine mitilere Le- 
bensdauer ermittelt, Ob die danach ermittelten Ab- 
schreibungssätze ausreichend bemessen sind, wird 
sidi erst zeigen, wenn die Unzulänglichkeiien der 
ErmitUungsmethaden ausgeräumt sein werden. 

Bei rd. 84 v.H. aller absdireibungsbedürftigen An- 
lagen ist eine mittlere Lebensdauer von 100 Jahren 
unterstellt. Nur bei 16 v, H. liegen die Absdirei- 
bungssätsre zwisdien 1,1 v, H. und 3,3 v, H. p. a. Die 
auf diese Weise errechneten Gesamtabschreibungen 
der den Verkehrsteil betreffenden Investitionen be- 
laufen sich auf nur 11.056 Millionen DM im Jahr 
bei insgesamt 17,578 Millionen DM kalkulatorischen 
Abschreibungen. Die Wasser- und SdriffahrtsverwaJ- 
tung vertritt den Standpunkt, daß diese Abschrei' 
bungen bei der Wegekosten redinung nicht beson- 
ders berücksidTtigt zu werden braudien, da ihre 
laufenden Unterhaltungsaufwendungen so bemes- 
sen seien, daß die Wiederanlage der verredineten 
Anlagenabsdireibungen darin enthalten sei. Das 
würde aber zur Folge haben, daß der volle Wieder- 
beschaffungspreis zu verzinsen wäre. Das ergäbe 
für den erneuerungspflichtigen Teil der der Binnen- 
sdiiffahrt dienenden Anlagen eine Mehrverzinsung 
von 10,5 Millionen DM. Die Kommission kann sich 
daher, ohne zu einem wirlschafllidi unzutreffenden 
Ergebnis zu kommen, der obengenannten Auffas- 
sung ansch ließen. 


Bedenken bestehen lediglich in der Ridilung, daß 
in den Unlerhallungsaufwendungen der Binnenwas- 
serstraßen auch sogenannte außerordentliche Repa- 
raturen enthalien sind, die unregelmäßig anfallen, 
und die, wenn sie aktiviert und zeitanteilig ab- 
geschrieben werden würden, auch noch eine zu- 
sätzliche Zinsbelastung nach sich ziehen würden. 
Da die Wasser- und Sdiiffabrtsverwaltung ihre lau- 
fenden Aufwendungen relativ nach dem letzten 
Zehnjahresduidisdanitt und absolut auf Grund der 
Aufwendungen des Jahres 1957 ermittelt hat. be- 
steht die Wahrscheinlichkeit, daß sie als Ganzes 
eher zu knapp als zu reidilich gerechnet hat. Für 
die Zwecke der Kommission waren die vorläufi- 
gen Berechnungen, die sich an im Gange befind- 
liche Erhebungen der Abteilung Wasserbau des 
Bundesverkehrsministenums a.nlehnteTi. ausrei- 
diend; es ist zu erwarten, daß bei der endgültigen 
Auswertung auch Änderungen der Methoden vor- 
genommen werden und sich dadurcii die Ergebnisse 
noch ändern weiden. 


3, Die laufenden Aufwendungen dar öffenUichen 
Hand für die abgabepflichtigen und abgabefreien 
Binnenwasserstraßen setzen sich wie folgt zusam- 
men {1957): 


DeutsdiG Bimn&ü- 
wüsseTslraßcii 

Ohr*iE Saarland! 

Be- 

iTieib 

tSchiff- 

labfis- 

ver- 

kehr) 

der sUtht 
etneue- 
rimgÄpflidi" 
tigeo 
AiiDgeii 

LäUung 

der er- 
neueriingä' 
pflidiUgeiJ 
Anlagen 

Erneuexung 
der er- 
neuenings- 
pfHxhligen 
Anlagt';!! 

Persotmä- 
1 aysgahen 
der Ämter, 
DärRklionfin 

und 

sonst ige 
anteUige 
Person flil- 
nd Sach' 
anUgan"'! 

Gesaitni- 
a umgaben 

davon 

Ainell 1 

des ’ 

Ver- 

kehrs 

Verkebis- 

auügaben 

VerknijhFS- 
e in na innen 

VerkebTÄ' 
leistüng 
in Millionär) 
OM l/km 

1 





MfU innen DM 





regulierte Flüsse 

0,394 

6 909 

9,418 

0,670 

11,011 

28,402 

33,3 

9,471 

0,017») 

23 2.16,6 

im Bau .... 

0,039 

0,236 

L690 

=“ 

0,974 

2,939^) 

— 

— 


t 530,6 

kauaU^ierte 

Flüsse , * . . 

1,259 

2,563 

5.527 

1,010 

5.967 

16,326 

49,9 

8,147 

4,682*») 

I 705,8 

im Bau , , . . 

0,256 

0,903 

1.934 

— 

1,874 

4,967') 

— 

— 

0,287 

667,6 

Kiaaale .... 

2,861 

3,448 

11,614 

1,566 

10,598 

30,08? 

75,5 

22,683 

23,349 

5 998,0 

im Bau .... 

— ^ 

— 

_ 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

insgesamt . . , 

4,809 

14,059 

30,183 

3,246 

30,424 

32,72i 

— 

40,301 

28,835 

33 118,6 


0 . 522 "=^) 


Schleusungen außerhalb der Betriebszeit an der Weser und Schleusungen in Koblenz (Mosel) 
keine Einnahmen auf Donau und Aller? kein Schiffsverkehr auf Werra und oberer Eins 
***) ohne anteilige Pensionen 

’') nicht auf Verkehr aufgesdilüsselt. obwohl z. B. beim Neckarkanal Heilbronn^StuUgart bereiU Einnahmen von 
0,287 Millionen DM erzielt wurden 

Einnahmen aus Sthiffseichungen, -Untersuchungen usw. Die Personalausgaben hierfür sind in den Gesamt- 
ausgaben enthalten. 
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Die der Binnenschiffahrt iiid’it zugeredineten Auf- 
wendungen betreffen Ausgaben für außerverkehr- 
lidie Aufgaben, vorwiegend der Wasserwirtsdiaft. 

4. Nadi abgabefreien und abgabepflichtigen Bin- 
nenwasserstraßen gegliedert verteilen sldi die lau- 
fenden Aufwendungen, die Zinsen, die Gesamtauf- 
wendungen und Einnahmen wie folgt: 



Ver* 

waltungs- 

aufwen- 

düngen 

Verzinsung 

der 

Anlagen 

Gesamt- | 

aufwen- 

düngen 

1 Einnahmen 
‘ aus Sdiiff- 
fahrts- 
abgaben 

1 

Subven- 

tionen 

(Unter- 

deckung) 

1 

Verkelrxs- 
leistungen 
in Millionen. 
DM 
t/km 

Subvention 
pro L/km 
in Pf 



in 

Millionen DM 



AbgabefreieWasser- 
straßen einschließ- 
lich Aller und Donau 

10,224 

14,580 

24,804 

0,017 

24,787 

24 873,0 

0,0995 

Abgabepflichtige 
Wasserstraßen . . 

30,077 

108,130 

138,207 

28,531 

109,369 

8 245,6 

1,3280 





0,287 




Sonstige Yerkehrs- 
einnahmen . . . 

40,301*) 

122,710 

163,011 

28,835 

0,522 

134,176 

0,522 

33 245,6***) 

0,403 


29,35?**) 133,654 


*) ohiie die Aiüwendimgeu der im Ausbau befindlichen Wasserstraßen ; und zwar Rhein: Basel/Neuburcjweien; 
Nechar: Heilbronn 'Plochingen; Main: Bamberg Kilzingen und Mitlelweser: Minden/DÖrverden 

**) einsdilieÖlich 0,287 Millionen DM Einnahmen aus im Bau befinriUthen Wasserstraßen 

••*) einsdiließlidi 2,193 Millionen l/km aus im Bau befindlichen Wasserstraßen 


in den Jahren 1959 bis 1962 werden jährlich etwa 225 Millionen DM neu ijwestierl. Davon entfahen auf den Bund 
nur 90 Millionen DM, Bei Forlführung eines jährlichen Investitionsvolumens bis 1965 können folgende Anlagen 
fertiggestellt werden: 

km 


Neckar: Heilbrorui bis SluLlgarl ...... 74*6 

Main: Kitzingen bis Bamberg 112,3 

Mittelweser 123,1 

Mosel . 224,0 

534,0 
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5. ln:i Ausbau verbleiben alsdann nodi der Rhein 
iin Bereich der Wasser- und Schiffahrtsdirektion 
Freiburg mit 91,0 km, der Neckar von Stuttgart bis 
Plochingen mit 14,6 km (nach 1970) und die neu 
hinzukommende Kanalstredce Bamberg — Nürnberg 
mit 66,0 km. Dabei wird die Mosel nadi ihrer Ka- 
naiisierung in die abgabepflichtigen Binnenwasser- 
straßen einbezögen werden. Die laufenden Aus- 
gaben für Betrieb, Unlerhaltung und gewöhnliche 
Erneuerung der neuen Binnenwasserstraßen können 
mit 27 000 DM je km und Jahr angesetzt werden. 
Die Gesamtausgaben würden sich daher bis 1965 
auf 87,6 Millionen DM erhöhen, von denen 49,7 
Millionen DM dem Verkehr zuzurechnen sind. 
Gleichzeitig werden die Zinsen sich um 62,5 Millio- 
nen DM auf 170,6 Millionen DM erhöhen. Die der 
Binnenschiffahrt zuzurechnenden Gesamtaufwen- 
dungen würden somit bis 1965 auf 220,3 Millionen 
DM im Jahr ansteigen. Demgegenüber werden sidh 
die Einnahmen (einschließlidt künftiger Einnahmen 
auf dem Moselkanal in Höhe von 5,0 Millionen DM) 
auf 55,0 Millionen DM bis 60,0 Millionen DM 
erhöhen, und zwar je nach der Verteilung des Beför- 
derungszuwachses auf die abgabefreien und ab- 
gabepflichtigen Wasserstraßen. Die Unterdeckung 
der ßinnenwasserstraßenkosten wurde sich bei einer 
Einnahmesteigerung auf nur 52,5 Millionen DM im 
.fahre 1965 somit im Mittel auf 167,8 Millionen DM 
belaufen. Bezögen auf eine Verkehrshislung von 

40.2 Mrd. Netto-t/km würde sich die Snbvenlion 
danach aaf 0,417 je i/km stellen, sich also nicht 
erhöhen. Die KorrtDiission ist der Auffassung, daß 
auf Grund der vorgenommenen Tariferhöhungen 
sogar mit nicht unerheblich höheren Sd^iffahrts- 
ahgaben gerechnet werden kann. 

im übrigen ist — wie die Tabelle in Ziffer 4 zeigt 
— darauf hinzuweisen, daß die Subventionierung 
der Binnenschiffahrt als Ganzes in erster Linie auf 
den ungedeckten Kosten der abgabepnichtigen 
Wasserstraßen (1,328 Pf je t/km) und nur in gering- 
fügigem Maße auf den ungedeckten Kosten der 
abgabefreien Wasserstraßen (0,0995 Pf je t/km) be- 
ruht. 

6, Das Ergebnis dieser Untersuchung ist in vieler 
Hinsicht ungenau. Einmal fehlt bei den Gehältern 
ein Zusdilag für anteilige Pensionen, sodann sind 
1957 bei rd. 11,0 Millionen DM Abschreibungen nur 

3.2 Millionen DM für gewöhnlidhe Erneuerungen aus- 
gegeben worden. Dieser Fehler wird jedoch dadurch 
korrigiert, daß auf die Wiederbesrhaffungswerte, 
auch soweit sie abgeschrieben werden, volle Zinsen 
geredinet wurden. Außergewöhnliche Erneuerungen 
sind in den oben erwähnten Aufwendungen nicht 
enthalten. Weiterhin sind in den Personal- und 
Sadiaufwendungen auch solche der Hoheitsverwal- 
tung (in der Hauptsache polizeiliche Aufgaben) mit- 
eingesdilossen. Diese werden jedodi von der Was- 
ser- und Schiff abrtsverwaltung als geringfügig be- 
zeichnet. Jedenfalls sind sie von geringerem Ge- 
wichl als die Njchtberücksichtigung der anteiligen 


I Pensionen. Die Unterdedcung der Wegekosten der 
I Binnenschiffahrt ist also in jedem Falle größer als 
die oben ermittelten Werte, zumal auch die Auf- 
wendungen der im Bau befindlichen und zum Teil 
schon befahrenen kanalisierten Flüsse im Jahre 
1957 dem Binnensdiiffsverkehr noch nidU zuge- 
I schrieben worden sind. Außerdem bleibt es fraglich, 
ob die Kosten der Talsperren nur die Wasserwiri- 
sdiafL und die abgabefreien Wasserstraßen betref- 
fen, oder ob davon nicht ein Teil auch den abgabe- 
pflichtigen Wasserstraßen zuzurechnen wäre. 

7. Auf den den tsctien Flüssen können auf Grund 
internationaler Verpflichtungen zum größten Teil 
j keine Abgaben erhoben werden. Man wird jedoch 
die Wasserstraßen hinsichtlich der Subventionie- 
rung der deutschen Binnensdiiffahrt als eine Einheit 
betrachten müssen. Diese Subventionierung er- 
streckt sich aber nidit nur auf die Unterdeckung der 
Wegekosten, sondern auch auf steuerliche Begünsti- 
gungen, die in Abschnitt D dos IT. Beriditsteils be- 
handelt worden sind. 

Welche Möglichkeiten gegeben sind, die Sdüff- 
fahrtsabgaben ganz allgemein zu erhöhen, hat die 
Kommission nicht untersucht. Sie haben sich von 
0,2959 Pf je t/km im Jahre 1950 auf 0,4398 Pf je 
Ukm im Jahre 1958 erhöht. Dabei ist zu berüdc- 
sLchtigen, daß die Zufahrt zu den Beneluxhäfen 
I auf dem Rhein abgabenfrei ist, während die deut- 
! seben Seehäfen nur über abgabepflichtige Kanäle 
erreicht werden können, es sei denn, die deutsche 
Binnenschiffahrt nimmt — wie es heule im Verkehr 
mit Emden zum Teil geschieht — ^ ihren Weg über 
die abgabefreien holländischen Kanäle. Die Abga- 
bensätze sind außerordentlich differenziert. Für das 
gleiche Gut und auf dem gieicken Streckenabschnitt 
bestehen je nach Herkunft, Beslimmung oder Ver- 
wendungszweck des Gutes sehr untersrhiedlidie 
Abgabensätze. 


IV, Die Wegekosten 
der Deutschen Bundesbahn 

l. Fine Berechnung der Wegekosten aller d'^iü- 
sehen Eisenbahnen war nicht möglich, da hierfür 
keine entsnrechenden Unterlagen zur Verfügunn 
standen. Die nachstcbetido Untersuchung erstreckt 
sidi daher nur auf die DB. 

j 

I 2. Geht man nach den gleichen Methoden wie bei 
I der Binnensdiiffahrt und im Straßenverkehr vor*), 
I so ergeben sich für die DR nachstehende Werte: 


*) Dabei werden — iin Gegensatz zur Binuenschiffaiirt — ^ 
einige örtliche Anlagen der Güterbahnhüie, die den 
Binnenhäfen entsprechen würden, nichi ausgeschieden. 
Ebensc? werden im Vergleich zur Siraße die Grund- 
stückskoslen bis 1 S90 nicht eliminiert. 
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1 

Fortgesdirie- 
bener Art- 
schaf fungs- 1 
wert 

Wert- 
b erlebt i- 
gimg 

NCitO" 

wert 

Wierier- 

besdiaf- 

fungswerr 

1 

Abschrei- 

bungs- 

betrag 

i 

' Zinssatz 
in V. H. 

1 

Zins- 1 
betrag 

Unterhah 
fungs- 
au fwand 
(Soll) 


1 

m Millionen i 

DM 



in Millionen DM 

80 v, H. Grundeigen- 
tum 

1 027,1 


1 027,1 



5.0 

51,3 


Bahnkörper und Ne' 
benanlagen .... 

2 841,8 

356,2 

2 485,6 

2 749,8 

9,0 


137,5 

25,7 

Einfriedung der freien 
Strecken 

59,5 

52,9 

6,6 

98,7 

0,7 

5,0 

4,9 

5,5 

Wegüb ergäiige in 
Schienenhöhe .... 

352,5 

222,1 

130,4 

470,4 

6,7 

3.8 

17,9 

6,8 

Un ter- und Ö b erf ü h- 
rungen 

1 203,3 

827,0 

376,3 

l 513,1 

18,3 

3.9 

59,0 

15,2 

Durchlässe und 

Brücken 

1 782,1 

1 166,4 

615,7 

2 286,1 

28,2 

3.9 

89,2 

13,3 

Tunnel und Unter- 
gnindbahnen .... 

910,9 

651,6 

259.3 

1 095,2 

7,5 

5,0 

54,7 

3,0 

Oberbau 

6 164,8 

3 943,0 

2 221,8 

9 868,6 

343,7 

3.24 

319,7 

398,0 

Signalanlagen . . , 

1 209,4 

685,1 

524,3 

1 541,1 

37,2 

3.5 

53,9 

73,0 

50 V. H. Fernmelde- 
anlagen 

319,9 

147,4 

172,5 

276,6 

8,6 

3,5 

9,7 

23,7 

11 V. H. Bahnhöfe und 
Hallepunklc . . . , 

602,4 

419,0 

183,4 

748,1 

9,3 

3.9 

29,2 

22,8 

10 V. H. der Werkstät- 
tenanlagen der Be- 
triebswerke , . . . 

27,8 

19,2 

8,6 

34,9 

0,6 

3.7 

1,3 

L3 

50 V. H. der außerge- 
wöhnlichen Anlagen , 

64,1 

16,3 

47,3 

64,1 

0,8 

3.9 

2,5 

5,5 


1 ß 565,6 

8 506,7 

8 058,9 

20 746,7 

470,6 


830.8 

593,8 


3. Die Abgrenzung der Anlfigen l)cruht auf einer 
früheren, nicht speziell für diesen Bericht angefor- 
derten Untersuchung der DB. Das Ergebnis wurde 
von der Koni/n/ssion übernommen, obwohl Zweifel 
darüber bestehen, ob man die gesamten Signal- 
anlagen und die Hälfte der Fernmeldeanlagen als 
Investitionen des Fahrweges ansehen kann, und ob 
es niciU zweckmäßiger wäre, sie ganz oder doch 
überwiegend als Betriebsinvestitionen zu belrach’ 
ten, Ihre Einbeziehung in die Redinung verteuert 
die Kosten des Fahrwegs der DB und bringt sie im 
Vergleich mit anderen Verkehrsträgern in eine un- 
günstigere Ausgangstage, 

4. Ais Zinssatz wurden 3 v. H. p.a. auf den halben 
Wiederbcschaffiingswert unter besonderer Berück- 
sichtigung der Vorfinanzierung der GesamL-Iuvesti- 
tionen während der ersten Hälfte ihrer Lebens- 
dauer boredmet. Die angegebenen Zinssätze bezie^ 
hen sich auf die vollen Wiederbeschaffungswerte. 


I Die Wegekosten der DB erredinen sidi danach 
j wie folgt: 


Millionen DM 


Abschreibung bzw. Erneuerung , . 470,6 

Unterhaltung 593,8 

Verzinsung 830,8 

Bewachung (1958) 170,0 


2 065,2 


Die Bedienung der Signal- und Fernmeldeanlagen 
ist voll dem Betrieb zugereciinet worden; es sind 
lediglich die Personalkosten des Bahnbewachungs- 
diensles einsdiließUch anteiliger Pensionen, gesetz- 
licher und freiwilliger sozialer Leistungen in die 
Wegekosten mit aufgenommen. Bei einer groß- 
zügigen Auslegung der Wegekosten hätte man auch 
noch die Verzinsung des der Vorhaltung dienenden 
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Materials in die Wegekosten einkalkulieren kön* 
nen. Da dieser Posten bei den Straßen und Was- 
serstraßen nicht bekannt war, ist seine Berücksich- 
tigung auch bei der DB unterblieben. 

5. Die Wegekosten entfallen etwa zu 40 v. H. auf 
den Personenverkehr und zu 60 v. H. auf den Güter- 
verkehr. Die jährliche Aufteilung sdhwankt mit der 
wediselnden Inanspruchnahme des Eisenbahnnet; 
zes durch die beiden Verkehrszweige. Infolgedessen 
führt ein Rückgang des Wagenladungsverkehrs 
z. ß. zwangsläufig zu einer Verteuerung des Per- 
sonenverkehrs. Die Aufteilung der Kosten ergibt 
somit folgendes Bild: 



Wege- 
kosten 1 
ohne 1 
Zinsen ' 

Zinsen 

1 

insge- 

saml 


1 Millionen DM 

Güterverkehr . . . . 

Personenverkehr 

740,6 

493,8 

498,5 

332,3 

1 239,1 
826,1 

insgesamt 

1 234,4’^) 

830,8 

2 065,2*) 


einschließlich 147,0 Millionen DM Pensionen 


6, Nadi Verrechnung der vollen Wegekosten ohne 
Zinsen schließt der Güterverkehr (1957) ohne Ne- 
benerträge wie folgt ab: 

Millionen DM 
(1957) 

Wagenladungsverkehr 543,0 


Stüdcgiitverkehr ” 331,7 

Expreßgut verkehr - 143,9*) 

+ 67,4 


*) einschließlidh Post- und Gepäckbetörclerving 

Dieses Betriebserge^bnis bedarf jedoch der Be- 
richtigung sowohl auf der Aufwand- als auch auf 
der Einnahineseite. Zunächst sind im Betriebsergeb- 
nis 878,1 Millionen DM Versorgungsbezüge berück- 
sichtigt, von denen 461 ,0 Millionen DM (— 52,5 v. H.) 
den Güterverkehr betreffen. Die tatsäctiliche Ver- 
sorgungslast beträgt nach einem versicherungs- 
mathematischen Gutachten 432,5 Millionen DM, Da- 
von entfallen auf den Güterverkehr 227,0 Millionen 
DM, von denen 167,3 Millionen DM die Verzinsung 
des Pensionsfonds darstellen. Außerdem fehlt auf 
der Aufwandseite noch die Verzinsung des rollen- 
den Materials und der übrigen Verkehrsanlagen 
des Güterverkehrs mit rd. 500,0 Millionen DM (Ver- 
zinsung auf Zeitwerte), 

Auf der Einnahmeseite sind 22 Mi’'!onen DM zu 
berücksichtigen, die als Minimum der Mindereinnah’ 
men auf Grund politisch bedingter Tarife anzusehen 
sind. Außerdem kann das Betriebsergebnis beim 
Güterverkehr nicht unwidersprodien verwertet wer- 


den. Es sind darin die Verluste des Stückgutver- 
kehrs und des Expreßgutverkehrs mit enthalten, 
die im wesentlidien auf unzureichenden und filruk- 
turell falschen Tarifen, daneben aber auch auf einer 
unzweckmäßigen Unisdilaglechnik und Verkehrs- 
bedienung beruhen. Wie in den betreffenden Be- 
richtsabschnitten ausgeführt, vertritt die Kommis- 
sion die Meinung, daß von den Verlusten des Stüdk- 
gutverkehrs rd. 200 Millionen DM und denen des 
Expreßgut Verkehrs rd. 100 Millionen DM herein- 
geholt werden könnten. 

Berücksichtigt man vorstehende Berichtigungen, 
so ergeben sich folgende Rentabilitätsverhällnisse 
des Güterverkehrs: 

Millionen DM 


(1957) 

Güterverkehr (Ziffer 6) . . . . 

-f- 

67.4 

Allpensionen (Pensionsfonds 0 


461,0 

Pensionsrückstellung für 
Anwartschaften 

(Pensionsfonds 11) 


227,0 

Mindererträge aus politischen 
Sonderlasten 

H- 

22,0 

Verbesserung der Einnahmen 1958 
durch Tariferhöhung 

-h 

80.0 

nicht berichtigter Verlust des 
Stückgutverkehrs 

1 

200,0 

nicht berichtigter Verlust des 
Expreßgutverkehrs 

4 _ 

1 

100,0 


-h 

703,4 


I 

Tn obigen Beträgen sind bereits 167,3 Mill. DM 
Verzinsung des Pensionsfonds mitenthalten. An 
Zinsen sind aufzubringen; 

Millionen DM 


' für Wegekosten 

I (vergleiche Ziffer 5) 498,5 

j für rollendes Material, 

Güterbahnhöfe usw 506,0 

j 1 004,5 

davon bereits durch Verzinsung des 
Pensionsfonds aufgebracht .... — 167,3 

noch zu deckende Zinsen .... 837,2 


Es bleiben somit 133,8 Millionen DM ungedeckte 
I Zinsen (703,4 Millionen DM Überschuß Güterver- 
* kehr ohne Zinsendienst J, 837,5 Millionen DM nodi 
zu deckende Zinsen). Diese ungedeckten Zinsen sind 
auf die kalkulatorischen Zinsen der verschie- 
dene^n Anlagen einschließlich Fahrzeuge gleichmä- 
ßig zu verteilen. Es entfallen alsdann 66,8 Millionen 
DM ungedeckte Zinsen auf den Fahrweg und die 
restlichen 67,8 Millionen DM auf die übrigem An- 
lagen eiuschließUch Fahrzeuge des Güterverkehrs. 
Bezogen auf eine Transportleistung von 57,9 Mrd, 
t/km (ohne Dienstguttransporte) stellt diese Unter- 
deckung des auf den Fahrweg usw. entfallenden 
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Zinsaufwands eine Subvention des Staates — durch 
Verzicht auf entsprechende Kapitaiverziiisung — 
von 0J15 Pf je Netto-t/km dar. Dabei ist aUerdings 
nicht berüdtsiditigt, daß nach den Vorschlägen der 
Kommission 50 v. H. der Kosten der DB für die 
Vorhaltung und Bewachung der schienengleich.en 
Wegübergänge durch die Straßenbaulastträger auf- 
gebracht werden sollen. Da die DB hierfür zur Zelt 
etwa 1?0 Millionen DM aufwendet, würden ihr 
künftig nur 85 Millionen DM zufallen. Unter Derück- 
siditigimg der Aufteilung Güterverkehr 60 v. H.: 
Personenverkehr 40 v. H. ergäbe dies 51 Millionen 
DM für den Güterverkehr, die von den Wegekosten 
und damit von der Subventionierung abzusetzen 
wären» wenn eine solche Regelung getroffen werden 
wird. 

7. Im Reisezugverkehr sind folgende kalkulatori- 
sche Zinsen zu decken: 

Millionen DM 


Zinsen des Fahrwegs 332,3 

Verzinsung der Zeitwerte des 

rollenden Materials und der 

Bahnanlagen 397,0 

729,3 

Diesem Betrag steht 1957 ein Betriebsverlust im 
Reisezugverkehr (ohne Zinsen) von 729,9 Millionen 
DM gegenüber. Darin ist ein Verlust aus gewissen 
Sozialtarifen mit 79 Millionen DM enthalten, der 
als politische Last angesehen und hier abgesetzt 


werden kann. Außerdem ermäßigt sich der Verlust 
diircii die Berichtigung des von der Betriebsrech- 
nung zu tragenden Pensionsaufwands um 211,6 
Millionen 'DM. Im verbleibenden Pensionsaufwand 
des Reisezugsverkehrs von 205,5 Millionen DM sind 
151,4 Millionen DM Rückstellungen enthalten, die 
auf die Verzinsung des Pensionsfonds entfallen und 
gegen kalkulatorische Zinsen aufgerechnet werden 
können,, so daß die ungedeckten kalkulatorischen 
Zinsen danach nodi 577.9 Millionen DM betragen. 
Nach Absetzung der genannten Korrekturposten 
verbleibt ein Betriebsverlust von 439,3 Millionen 
DM. Dieser ist im Verhältnis der Wegekosten (ohne 
Zinsen) von 493,8 Millionen DM (vgl. Ziffer 5) zu 
den Gesamtkosten von 2353,4 MLllionen DM aufzu- 
teilen. Das ergibt einen Betrag von 92,2 Millionen 
DM nicht gedeckter Wegekosten (ohne Zinsen). Da 
in dem Verlust bereits ein anteiliger Zinsaufwand 
von 151,4 Millionen DM enthalten ist, der gleich- 
mäßig auf die kalkulatorischen Zinsen verteilt wer- 
den muß. so bleiben 263,3 Millionen DM kalkula- 
torische Zinsen des Fahrwegs ungedeckt. 

Die ungedeckten Fahrwegkosten des Reisezug- 
verkehrs belaufen sich danach insgesamt auf rcl. 
356 Millionen DM (92,4 Millionen DM ungedeckte 
Wegekosten ohne Zinsendienst + 263,8 Millionen 
DM noch zu deckende Zinsen). Bezogen auf eine 
JahreslransporUeistung von rd. 50,5 Mrd. Personen- 
km (ohne interne Transporte) stellt diese Unter- 
deckung des auf den Fahrweg usw. entfallenden 
Zinsaufwands eine Subvention des Staates — durch 
Verzicht auf entspreciiende Kapitalverzinsung — 
von 0,879 Pf je Personen-km dar. 
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